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Borwort. 


„8 gibt Zeiten, in welchen die Staatsverfaffung eines Volkes 
weder befteben Tann, wie fie ift,noch auch für jegt fo umgeftaltet 
werden Tann, daß fie befteben könnte. Das find die Zeiten, wo 
das Alte mit dem Neuem, ber bisherige Zuftand der bürgerlichen 
Geſellſchaft mit einem anderen noch unentſchiedenen und won ber 
Entſcheidung weit entfernten im Kampfe liegt. Wehe dem Für⸗ 
ften, wehe dem Staatsmanne, deſſen Leben in folche Zeiten fällt! 
Bas er auch thue, er thut es entweder zu fpät ober zu früh, 
er fiebt das Ziel, aber er kann es nicht erreichen !” 

Diefer Klage des Gefchichtjchreibers Sulla's kann auch der- 
jenige fich nicht entziehen, der im jeßigen Augenblide über das 
öffentliche Leben der Gegenwart und deſſen Spiegelung in ber 
politifchen und flaatsrechtlichen Literatur Gefichtspunfte zu gewin- 
nen und aufzuſtellen ſucht. Der Boben, auf dem wir ftehen, ift 
unterhöblt; und Tein Berfländiger wird leugnen, daß das Gefühl 
eines Bruches mit der Vergangenheit, die Ahnung eines ob auch 
in unbeftinunten Bilde feflgehaltenen Umfchwunges der Dinge 
die deutſche Nation bewegt. 

Es mag daher füglih der Tagespreſſe überlafien bleiben, 
die ſchwankenden Geftalten der Zukunft ſchon jest in hundertfäl- 
tigen Schattirungen in bie Gegenwart einzuführen. Der Wif- 
ſenſchaft aber ziemt es, inmitten dieſer politifchen Wanbelungen 
an Einer Grundlage feftzubalten, auf der ausfchließlich eben jeder 
Neubau des Berfaffungslebens ruhen Kann, an der Grundlage des 
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Rechtes, von welchem Kant fo fehön es ausſpricht, daß, wenn 
das Hecht untergeht, es Feinen Werth mehr bat, daß Menfchen 
auf der Erde leben. | 

Geleitet von diefer Ueberzeugung vermag ich es nicht als 
unzeitgemäß zu verurtheilen, wenn ich den Verſuch mache, Das 
öffentliche Recht unferes Vaterlandes und die Darüber vorhandene Li— 
teratur zum Gegenftande einer wifjenfchaftlichen Darftellung zu machen. 

Bei der Erfüllung meiner Aufgabe habe ich in erfter Linie 
die academifche Welt im Auge. Mein Buch fol zunächſt dazu 
dienen, die Vorlefungen des academifchen Lehrers in den Stüden 
zu ergänzen, in welchen ber miünbliche Vortrag ber Natur ber 
Sade nach Lücken laſſen muß. Dieß ift aber vorzüglich der Fall 
in Anſehung der Literatur, dev Principien und ber unentbehrli- 
hen Quellen des deutſchen Staatsrechtes. 

Nach dem Borgange Klübers im Völkerrechte war ich fomit 
bemüht, auf Grumblage der vorhandenen nur zu ergänzenden Li⸗ 
teraturüberfichten eine möglichſt vollftänvige Bibliothek des allge- 
meinen Staatsrechts, des gemeinen deutſchen Staatsrechts, Des 
deutſchen Bundesrechts und der nationalen Einheitsheftrebungen, 
der Staatsverfaffungs- und Staatsverwaltungslehre zufammenzu- 
ſtellen. Der Docent erhält dadurch Gelegenheit, durch einfache 
Berweifung dem zeitraubenden Andiktiren zu begegnen und ins⸗ 
befondere an die vein äußerliche. Darftellung der Literatım über 
bie einzelnen Hauptzweige des Öffentlichen Rechtes eine mehr in- 
nerliche kritiſche Gefchichte über den Entwicdlungsgang der Wiffen- 
Schaft anzufnüpfen. Unter allen Umſtänden ift es von Werth, 
bei ber wifjenfchaftlichen Bearbeitung ftaatsrechtlicher Gegenftände 
eine vollftändige Weberficht über bie vorhandene Literatur benüßen 
zu können. 

Inden ich ale Einleitung in bie. Bibliothek des öffentlichen 
Rechtes eine Kritik zweier Werke vorausſchickte, von welchen das 
eine die deutſchen öffentlich rechtlichen Zuſtände mehr in ihren 





V 
partikulãären Gegenſätzen, das andere mehr in ihrer nationalen Zu- 
ſammengehörigkeit und Einheit betrachtet, glaubte ih für den Le— 
fer diefes Buches meinen Standpunkt der Kritil über die Litera- 
tur unferes öffentlichen Hechtes bezeichnen und für kritiſche Erör⸗ 
terungen geeignete Gelegenheit darbieten zu können. 

In der Entwidlung der Hauptgrundfäge des allgemeinen 
Staatsrechts und des deutfchen Bundesrecht mußte mir daran 
gelegen fein, die Begriffe und Grundſätze fcharf zu faffen und 
Hat auszufprechen. Jede eindringlichere Ausführung hätte in bie 
Rechte des mündlichen Vortrags eingegriffen. 

Dagegen Tonnte e8 fich beim gemeinen vbeutjchen Staats- 
rechte, wie wir feinen Begriff fefthalten, nicht darum handeln, 
die einzelnen Grundfäge, welche als gemeines deutſches Recht zu 
betrachten find, in das Detail der Rechtsnormen eindringend dar⸗ 
zuſtellen. Wer über Staatsrecht lehrt ober in dieſe Discipfin 
einzubringen fucht, gebt zunächft immer von dem partilularen Rechte 
feines Staates aus und ſucht nur zur Erläuterung oder näheren 
Begründung der einheimifhen Hechtöregeln nach deren Wurzel in 
ber das gemeine Hecht ſchaffenden rechtlichen Meberzeugung ber 
Nation. Er wird biebei aber nicht ſowohl nach einzelnen analo- 
gen Normen fuchen als vielmehr nach der höheren und allgemei- 
neren Rechtsidee, aus welcher als ans einer gemeinvechtlichen bie 
in Frage ftehende einzelne Norm fich ableitet. Darum mußte ber 
Berfaffer dieſes Buches danach fireben, nicht fowohl die einzel- 
nen Rechtsfäge, als vielmehr Die folche beherrfchenden einheitlichen 
Rechtsideen darzuftellen, aus welchen als aus den Principien bie 
einzelnen Säge als Folgeſätze hervorgehen. 

Raum einer Rechtfertigung wird die zweite Abtheilung des 
Buches bevürfen, eine Zufammenftellung der wichtigften und un- 
entbebrlichften Quellen des heutigen öffentlichen Rechtes in Deutfch- 
fand. Das große Wert von „Meper-Zöpfl” ift zu theuer, um 
ein gemeinfames Bedürfniß befriedigen zu können; es enthält eine 
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Unzahl von Materialien, die am Ende nur für den Gelehrten 
und Geſchichtſchreiber vom Fache eine Bedeutung beanſpruchen, 
während ſie für Studirende, Beamte und die übrigen gebildeten 
Stände wenig Intereſſe bieten. In dieſem Sinne glaube ich, 
durch die kleine mit einer Einleitung und allenthalben mit Noten 
verſehene Quellenſammlung einem längſt gefühlten Bedürfniſſe 
abgeholfen zu haben. 

Bei der Löſung meiner Aufgabe ſchwebten mir zunächſt die 
Worte des Ariſtoteles vor Augen: 

„Ungleich höhere Wichtigkeit, wie Alles bis jetzt Geſagte, 
bat für jeden Staat gerade das, was ſeither faſt überall vernach⸗ 
läffigt ward: die Jugend gemäß ver Landesverfaffung und im 
Geifte derfelben zu erziehen. Wenig vermögen felbft die weife- 
ften Gejege, fofern nicht durch Erziehung und Gewohnheit den⸗ 
jenigen, an welde fie gerichtet find, eine der Staatsverfaflung 
und ihren Inftitutionen entfprechende Bildung gegeben wird.“ 

Indem ich das vorliegende Buch aber auch einem weiteren 
Kreife erfahrener Männer mit gereiftem Urtheile und vollkomme⸗ 
ner Kenntniß der zu erörternden ragen vorzulegen wage, muß 
ich um eingehende Prüfung und wohlwollendes Verſtändniß bitten; 
auch der Parteimann follte dem gerecht werben, deſſen Wahlfpruch 
ift: Amicus Plato, amicus Aristoteles, sed magis amicus 
veritas. Ich bitte nur um gerechte, nicht um allzu milde ober 
unläugbare Mängel verfchleiernde Beurtheilung. „Wer freilich auf 
die Straße hinaustreten muß oder will, den darf es nicht wun- 
bern, wenn er auch auf unreine Stätten ftößt; deren Natur aber 
ift es, zu bejubeln. Nur der Sonne wohnt die Kraft bei, fie 
anszutrodnen ; dem menfchlichen Worte, auch dem beftgemeinten 
und unbefangenften, muß dieß ftets verfagt bleiben.“ 


1. Auguft, 1861. 
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Den Römern räumt man mit vollem Fuge das weltgejchichtliche 
Berbienft ein, ben Unterfchied zwifchen Staats- und Privatrecht zum erften 
male ſcharf erfannt und twiffenfchaftlich vefinirt zu haben. Die Grie- 
hen vermifchten Stants- und Privatrecht auf ungehörige Weife, indem 
fie eine Reihe privater Einrichtungen und Verhältniffe zu Gegenftänden 
des öffentlichen Rechtes machten. Den entgegengefegten Weg fchlugen bie 
Germanen ein, welche die Normen und Anfchauungen bes Privatrechts 
ungebührlich auf die Sphäre finatlicher Zuftände auspehnten. Es hängt 
diefer eigenthäämliche Gegenfag zwifchen griechifcher und germaniſcher Be⸗ 
trachtungsweife auf das Innigſte zufammen mit dem Widerfpruche, wel- 
cher zwilchen griehifcher und germanifcher Staatsidee befteht. ') 


ı) Bergl. bejond. Ueber ven Unterſchied ber mittelalterlihen und ber 
modernen Staatsidee. Kin wiffenfchaftlicher Vortrag, gebalteg zu Münden 
am 5. Februar 1855. von Dr. 3. ©. Bluntſchli, Münden 1855. Literariſch⸗ ar- 
tiſtiſche Anftalt. 

Ueber viefe Arbeit muß bier eine nähere Beftimmung beigefügt werben. Wenn 
wir nämlich die Erörterung Bluntſchlis noch jetzt, nachdem fie bereits vor fünf Jah⸗ 
ren vor das PBublilum getreten it, zum Gegenflunde einer öffentlichen Befprechung 
wählen, jo geichieht Dieß ans boppeltem Grunde. Einmal drängte es uns, bie ziem⸗ 
lich unbeachtet gebliebene Feine Schrift ihres bebeutfamen Inhalts wegen ber Ber- 
gefienheit zu entziehen. Sobann hoffen wir ber Sache ſelbſt ein näheres Licht ge- 
währen und beren Berflänbniß genauer erläutern zu können. 

Den wefentlicden Unterfchieb zwifchen ber mittelalterfihen und ber modernen 
Gtaatsibee findet ber Berfaffer in dem Ausgangspunfte des Gedankens. Wenn bie 
Boͤlker und ihre Führer im Mittelalter den Staat dachten, fo gingen fie von Gott 

1* 
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Mir Neuere glauben, nicht nur die Einfeitigfeit des helleniſchen und 
mittelalterlichen Standpunftes überwunden , fondern auch bie Definition 


aus; wenn bie Neueren bie Staatsibee ſuchen, fo geben fie vom Menſchen aus. 
Dem Mittelalter war baber der Staat Das göttliche Reich, dem modernen Be- 
mwußtfein if er der humane menfhlidhe Staat. Hieraus erflären ſich alle bie 
großartigen Gegenfäte zwifchen deu mittelalterlihen und modernen Inftitutionen. 
Während im Mittelalter die Kirche dem Staate Übergeorbnet war, anerkennt 
die neuere Zeit die innere Selbftftändigfeit beider Organismen und ftreitet nur 
noch gefegentlich über Die richtige Ausfcheibung bes gegenfeitigen Gebietes. Während 
früher Öffentlihes und Privatredt vermengt wurde, weil — da alles Recht ber 
Meaſchen voH. Got chgelzitet wurbe und ſtufenweiſe gleichfam vom Simmel nieber- 
‚fig — es unerheblich ſchien, ob dieſes Recht den öffentlichen Gewalten oder den 
U vrioetper ſouen virlichen. war: ſo unterſcheidet die moderne Zeit ſorgfältig das Pri⸗ 
vatrecht und das öffentliche Recht. Jenes findet fie, indem fie von ben einzelnen 
Menſchen; diefes, inden fie von der Menfchheit ausgeht. Die Bermiſchung von df- 
fentlihem und Privatrecht erflärt auch bie eigentbilmliche Freiheit und die be— 
fondere politifhde Schwäche bes Mittelalters, indem bie öffentliche Freiheit zu 
gutem Theil privatrechtiihe Willfir war. Der moderne Staat fegt dagegen an bie 
Stelle ver Selbſtſtändigkeit der Glieder die Herrſchaft bes ganzen Kör- 
pers und feines Hauptes und ift ein politifcher Staat. Während der Charafter 
des Mittelalters ein ariftofratifcher war, weil das Licht des von Gott nieber- 
fteigenden Rechtes wohl bie Berge und bie Hligel erleuchtete, aber nur wenig in die 
bunkeln Thäler eindrang : fo berrfchen in unferee Zeit bie demokratiſchen und 
bie monarchiſchen Gedanken, weil bie moberne Anfchauung in ber Auffuchung der 
Staatsidee die Menjchheit al8 Ganzes betrachtet und zunächſt die großen Maßen ins 
Auge faßt und dann bie Einheit, welche Die Völler zufammenbält und leitet, woraus 
die Baſis und die Spike, das Centrum und bie Peripherie. Das Mittelalter be- 
gnügte fi mit der Naturmicfigfeit des Staates und freute fi an deſſen rei- 
her Prachtfülle, ohne bie Mannigfaltigleit feiner Kormen,, von denen jede wieder 
für fi ein Ganzes zu fein fhien, zu ergründen. Die moderne Zeit aber erblidt in 
dent Staate voraus das Werl des Menfchen in ber Gefchichte und fragt baber: was 
it der Grund einer Fuftitution, was ihre Beſtimmung? — fie fucht die princi- 
pielle Begründung und will bie principielle Erfilllung. 

Zum Sciuffe wirft der Berfaffer noch einen Blid auf bie großen Nationen, 
welche in unferer Zeit bie politifchen Gefchide der Welt beftimmen und ſucht ihr 
Verhältniß zu dem Gegenfate der mittelalterlihen und mobernen Staatsibee in kur⸗ 
zen Zügen zu fchildern. Rußland möchte mit feinem riefenbaften Leibe die mo⸗ 
berne Staatsidee erbrliden und vermochte bie, wenn anders der Leib berufen wäre, 
ben Geift zu leiten. In England fehlt bie bewußte Harmonie des ganzen Kör⸗ 
pers und aller feiner Glieder, weßhalb baffelbe zu ber Loſung bes großen Problemes 
nicht geeignet if. Die Franzoſen waren zwar bie Bahnbrecher ber neuen Zeit; 
aber fie brachen in ber Rewolution völlig mit ihrer eigenen Gefchichte. Daher iſt es 
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ber Römer fchärfer gefaßt und zu unantaftbarer Reinheit fortentwidelt zu 
haben. Daß ein Fortfchritt ftattgefunden, mag nun in ber That nicht in 


für fie fehr ſchwer, vielleicht unmöglich, den unterbrochenen Zufammenbang ver neuen 
Zeit mit ber Bergangeubeit wieberberzuftellen, und bo ift das nöthig. Nur bie 
deutſche Nation, vormals die erfte — am Ende bes Mittelalters die Iebte, barf 
nicht verzichten auf bie große Aufgabe ber mobernen Zeit. Ihre ganze Gefchichte 
weist fie Darauf an, zuerft die Staatsibee mit bem Lichte der Erkenntniß zu beleuch⸗ 
ten, worauf bem richtigen Gedanken die Erfüllung folgen wirt. 

Die ift ber Ideengang Bluntſchlis. | 

Wir haben hiergegen drei Punkte vorzüglich in das Auge zu faffen. 1) Wie 
kam es, daß tie Staatsidee im bdeutfchen Mittelalter nicht in ber Kirchenge- 
walt verfchlungen wurbe, während bie Bölfer bes Orients ber furdhtbarften 
Knechtſchaft anbeim fielen, der Vereinigung der geiftlichen und weltlichen Herrfchaft? 
— Bluntſchli glaubt, diefe Krage damit erledigt zu haben, daß er auf die Macht 
bes mittelalterlihen Staates und auf bie Erinnerung an bie Hoheit bes alten rö⸗ 
mifchen Staatee, als beifen Nadfolger fih jener fühlte, hindeutet. Die Antwort 
genügt nicht. Denn gerade darum handelt es fi, warum die Macht des Staates, 
obmwehl eine große, der bennoch größeren ber Kirche nicht gänzlich unterlegen fei? 
Die bieße Reminifcenz au das römifhe Reich bot jebenfalle ben Sophismen 
nit die Spite. Bielmehr ging, und gerabe dieſer Geſichtspunkt ift für Die 
Würdigung der mittelalterlidhen Idee unentbehrlich, durch die ganze Periode Hin- 
durch ber Gedanke, daß die irbifche Gewalt eben fo alt und älter, als bie himm⸗ 
liſche der Kirche, und gleiher Mafen von Gott eingejett fei; daß, wie ber Mond 
der Sonne gegenüber nicht blos abhängig, ſondern zugleich felbftftändig fei, fo auch 
ber Staat gegenüber der Kirche; daß der Papſt als ver Nachfolger Chrifti nur für 
ben Stand der Ernietrigung erfcheine; daß, fobalb die Kirche die Weltlichleit ver: 
ſchlinge, der Fluch der WVeltlichleit, der Berluft des geiftlichen Lebens iiber fie komme. 
Han fieht, daß die Selbfiftändigleit des Staates in ber Ueberzeugung bes Mit- 
tefaltere — und gerade dieß verneint Bluntſchli — tiefer wurzelte, als man ges 
wöhnlich annimmt. Den angeführten Erwägungen liegt offenbar ber inftinftmäßig 
feftgehaltene Gedanke zu Grunde, daß die Kirche nicht als irbifche Macht, fondern 
blos durch ihren Zweck höher geftellt fer, als die weltliche. Zu vgl. bie Betrachtun- 
gen Bernhards in Consideratione ad Eugenium III. papam II., cap. 6. Il, 
cap. 1. — Harzheim, Conc. germ. IV.. dissertatio über das 14. Jahrhundert. 
— Bartolus ad L. XXIV. de captiv. et postlim.: „et forte siquis dixeret do- 
minum Imperatorem non esse dominum et monarcham totius orbis, esset 
hereticus, quia diceret contra terminationem ecelesiae.“ — Ohlenſchlager, 
nene Erläuterung der goldenen Bulle, $. 22. S. 70. — Siehe auch neben den von 
Bluntſchli im allgemeinen Staatsrecht (1857. II. S. 295. Note 9.) angeführten 
Ausſprüchen Heinrichs IV. und Friedrichs I., des Letzteren Briefe bei Petrus 
de Vineis und feine Apologie, Ill. Conc. germ. ©. 562. Als Papſt Gre⸗ 
ger IX. den Kaifer 1239 in Bann gethan hatte, fragte befanutlich Ludwig ber Hei- 
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Abrede gezogen werben. Wie weit wir aber noch in biefer Principien- 
und Cardinalfrage des gunzen Nechtsgebietes von einem verfühnten Eins 


lige von Frankreich bie päpftlichen Abgeorbireten: quo epiritu vel ausu temerario 
papa tantum principem, quo non est major immo ne par inter Christianos apice 
imperiali praecipitavit? | 

2) In ber Darftellung bee modernen Staatsidee vermiffen wir bie Be⸗ 
rüdfihtigung mächtiger Gegenfähe. Wenn auch die Stahl’ihe Ethik einen wahren 
Tempel der Unfreiheit bildet, fo buldigt doch den in ihm aufgeftellten Gotte eine 
große Schaar von Gläubigen und zwar eine ben Anhängern ber von Bluntichli 
aufgeftellten Staatsidee nach Macht und Zahl überlegene Schaar. Es war deßhalb 
immerhin ein kühner Griff des Verf., die nah feiner Anficht ber reinen Theorie 
einzig eutſprechende Staatsidee als die die moberne Zeit wirklich beherrſchende 
Darzuftellen. 

3) Auch dieß will uns nicht gefallen, daß ber Verf. in ber Idee bes heutigen 
Staates ven ausſchließlichen Gegenſatz zur mittelalterlidhen Staateibee 
erblidt. Das Mittelalter und die moberne Zeit empören fich gleihmäffig gegen die 
antile Anfchauung, welde ben Einzelnen im Staate, ben Menſchen im Bürger, 
aufgeben ließ. Sie begünftigen bie Freiheit bes Individuums, wie das Ehriften- 
thum folches gebietet. Die Freiheit des Individuums verzehrte jedoch das Mittel- 
after durch die geforderte Hingabe an das Ueberirdiſche. Der Einzelne follte, 
wie ebedem im Staate, fo jest in Bott aufgehen. Diefer Richtung trat am Ende 
bes 16. Jahrhunderts eine energifche Oppofition entgegen, welche bie Nüdlehr des 
Menfchen aus der transcendenten Welt in die realen Berhältniffe bes Lebens 
forderte. Der Charafter ber neuen Perioden liegt darin, daß im ihr bie beften 
Kräfte in den Dienft der empiriſchen Intereſſen treten. Rösler hat jeboch ob» 
wohl unvolftänbig nachgewiefen, *) in welcher Weife die durch das umgewanbelte Welt- 
verſtändniß bervorgerufene neuere Staatsanfiht aus dem matürlichen Gegenfake 
gegen bie mittelalterliche Staatsidee fih zur umgelehrten Einfeitigleit ver- 
irrt bat, fo daß, wie bas Mittelalter feinen Staat vergeiftigte, ber neuere Staat 
entgeiftigt und deſſen Aufgabe nicht weniger auf das materielle Wohl rebuzirt, 
als feine Funktion zum Mechanismus berabgebrüdt wurde. — Die moberne 
Staatsibee befämpft deßhalb wicht nur den Gedanken bes Mittelalters, fonbern 
auch die Einfeitigleit bes 17. und 18. Jahrhunderts; fie feiert die Ver⸗ 
föhnung beider Gegenſätze, indem fie, geſtützt auf die Refultate ber neneren 
beutfchen Philofophie, in bie Idee bes Staates, welcher zur Maſchine geworben war 
im Dienfte zeitlicher Intereflen, „bie lebendigen moralifcden Kräfte aufnimmt, welche 
bie Geſellſchaft bilden.” 

Denn ſodann Bluntſchli ben Staat befinirt als ben „Körper ber Menſchheit,“ 
ohne ben Ausdruck näher zu erläutern, fo ift biefe Begriffebeftimmung zu wenig 
concret und ausſchließlich. Man kann fih darunter Alles und Nichts denken. 

Ebenfo dunkel ift, was der Berf. am Schluffe ber Rebe über Deutfchland fagt. 


*) Enftem ber Gtaatslehre. 1867. I. ©. 29. ff. 
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Nange ver Meinungen entferut find: bag beweist nicht nur ber erbitterte Kampf, 
weicher über ben Unterfchieb zwifchen Staats⸗ und Privatrecht gerade neuer» 
dings zwifchen ben Coryphäen der Wiffenfchaft geführt wird, fonbern auch die 
merfwürbige Thatſache, daß gründliche und fcharffinnige Gelehrte die im 
Berlaufe der Zahrhunderte als unantaftbar gegeltene Theilung des ges 
fommten Rechtöfyftemes in zwei Hauptgebtete nunmehr für ungenügend 
erachten und mit Nachdruck neben der privatrechtlichen und öffentlich recht⸗ 
lichen Sphäre eine Sphäre des Gefellfchaftsrechtes conftituiren und für 
das letztere eine befonbere Wiffenfchaft verlangen. Während — freilich 
feltfam genug, bis in die neuefte Zeit Einficht und Willen an bem Be⸗ 
griffe der Sefeltfchaftswiffenfchaft theilnahmslos vorübergingen, fei jet eine 
neue gewaltige Aufgabe entftanden. Man babe nämlich die Wiffenfchaft 
ber Gefellfchaft zu begründen und zu entwideln; namentlich aber auch 
ihre Grenze gegen bie Staatswiffenfchaften feftzuftellen. Dieß habe aber 
nicht nur Bebentung für die Gefellfchaft, fondern auch für den Staat, 
unb zwar für beide Gebiete in theoretifcher und praftifcher Beziehung. Es 
handle fich um eine Reftauration des Privat- und Stantsrechtes auf Grund 
ter Einficht in das Weſen ver Gefellfchaft und des Gefelljchaftsrechtes, 
der Geſellſchaftswiſſenſchaft. 

Es wäre ungereimt, bem über die Berechtigung ober aber bie Unhalt- 
barkeit der dargeftellten modernen Controverſe entftandenen Streite bie höchfte 
Bedeutung für Theorie und Leben wegdemonftriren zu wollen. Die Frage ift 


Soll die Erfenntniß der Staatsidee der Umwandlung Dentichlands in ein Reich 
die Bahn brechen? — oder fol baburd das Leben der einzelnen Staaten den na- 
turgemäßen Aushrud finden? — Da ber Berf. nur von der deutſchen Nation fpricht 
und gerade deren Spaltung und ben Berluft ihrer Macht nnd Hoheit als ein 
dem Streben nad ber Erlenntniß der Staatsibee gewidmetes Opfer betrachtet : fo 
muß er ohne Zweifel in ber Ergrünbung ber Letzteren bie Borbebingung bes deut⸗ 
chen Einbeitsftaates ſehen. Diejer ift mit ben hiftorifch gegebenen Berhäftniffen un⸗ 
vereinbar. Soll alfo mit dem erwähnten Ziele ber Sieg ber mobernen Staatsibee 
zufammenfallen, fo muß er durch eine Revolution erkauft werden. Wir glauben 
nicht, daß der Verf. derartige Wünſche hegt. Die Erkenntniß ber ächten Natur bes 
Staates führt Übrigens auch zu einem ganz anberen Reſultate. Demnach ift viel- 
Leicht doch eher anzunehmen, daß Bluntſchli bei feinem Ausſpruche bie ſelbſtſtändige 
Entwidlung der deutfchen Einzelftaaten gemeint habe. Freilich wäre banı gerabe 
jeuer Gegenſatz zwifchen ber mittelafterlichen und mobernen Staatsibee zu beleudh- 
ten gewefen, deſſen in der vorliegenden Schrift gar leine ober nur eine flüchtige Er- 
wähnung geichieht. Wir meinen das Verhältniß zwiſchen ben LZanbfländben bes 
Mittelalters und bes Bollsvertretung ber Gegenwart. 
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einmal aufgeworfen und beivegt die Gemüther. Ye nachdem fie beantwortet 
wird, kann fie die Quelle zahllofer und traurigfter Verirrungen werben. 

Eine kurze Erörterung über die Gefchichte der Frage in den Grund⸗ 
zügen möge als Vorbemerkung eine Stelle finden. 

In der Literatur über die Gefellichaft müſſen zwei Richtungen 
unterfchieven werden. Die Repräfentanten ber einen Richtung befämpfen 
die gefammten beftehenden Zuftände der civilifirten Welt. Sie verneinen 
die Haltbarkeit aller über Neligion und Stuet in ber Gegenwart berr- 
chenden Begriffe, in denen nur die Lift der Gewalthaber und der Fana⸗ 
tismus befchränfter Zeloten ihre feſſelnden Nebe über die Meenfchheit aus- 
geworfen haben fol. Wir haben die franzöfiichen Socialiften und 
Sommuniften im Auge. Die Anhänger der zweiten Richtung gehören 
vorzüglich der deutfchen Nation an. Sie fordern nicht eine radikale Um- 
wälzung der vorhandenen Zuftände und Begriffe; jie beichränfen fich viel- 
mehr auf die Behauptung, daß eine vom Staate verfchiedene Organifation 
ber Menfchen beftehe, welche nach der Eigenthümlichkeit ihres Wefens uud 
Nechtes näher zu erforfchen fei. Mean ftellt wohl auch dieſe zweite Klaſſe 
als die der Social-Philofophen ber eriteren Klaffe als der Klaſſe 
ber focialiftifden Parteigänger entgegen. 

Zunächſt alfo einige Blide auf die ſocialiſtiſchen Parteigänger. 

An der Spige der Socialiften fteht in der Reihe der Theoretiker 
ver Graf Saint Simon, !) neben Fourier. ?) 

Saint Simon will die Geſellſchaft neu organifiren, indem er dieſe 
begreift als die Menjchheit. Die Menfchheit aber betrachtet er ala Glied 
des lebendigen Gottes, als deſſen höchſte Offenbarung , in welcher Gott 
erft der felbitbewußte Gott wird, ATS die Glieder Eines Gottes bilden 
bie Menſchen Eine Familie, in welcher bie Liebe und nicht Das Recht, 
ein Vater und nicht ein Gewalthaber regieren fol. Moise a promis 
aux hommes la fraternit€ universelle; Jesus Christ l’a prepare; 
Saint-Simon lä realise. L’Eglise vraiment universelle va naitre, 

ı) Bat. über Saint-Simonismus. Exposition de la doctrine de St. Si- 
mon. I. Il. Paris 1830. — Carnot, Resum6 du premier volume de l’Exposi- 
tion. Par. 1830. 

2) Fourier, C'h., Oeuvres complötes. I-IV. Par. 1840—18346. — Consi- 
‘ derant, Victor., Destinde sociale. I. II. Par. 1837. —Lo Chevalier J., Etu- 
des snr la soience aociale. Theorie de Ch. Fourier, Par. 1834. — Abme Gatti 


de Gamond, Fourier et son eystime. Ed. 2, Brux, 1841. — J. A. Rey, 
Theorie et pratique de la science sociale, I—Ill. Par. et Leipz. 1842. 








— 
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le regne de César cesse, une société paciſique remplace la sociéto 
militaire. Innerhalb biefer Gemeinde herrſcht aber, neben ver Identi⸗ 
fiirung von Religion und Bolitif, der Grundfag: Jedem nach feiner 
Fähigfeit, jeder Fähigkeit nach ihren Werfen! A chacun suivant sa 
capacit€, à chaque capacit& suivant ses oeuvres! Im Einklange mit 
diefem Grundſatze kennt der St. Simonismus Teine Gemeinfchaft der Gü⸗ 
ter, ſondern nur Einheit des Vermögens. Gütergemeinfchaft würbe ja 
unmöglich machen, daß Jeder nach feinen perjönlichen Talenten und Ver⸗ 
bienften fociale Stellung und Ausftattung erhalte. Dagegen find abge: 
Ihafft alle Borrechte ver Geburt und die Grundſätze des Erbrecht, 

Die Schüler Fouriers huldigen weientlih den Dogmen des Saint 
Simoniemns, von dem fie nur in der Art ber Begründung ber Haupt- 
gedanken und in Nebendingen abweichen. Fourier demonftrirt als allge⸗ 
meines Weltgefeß den Sat, daß alle Triebe befriedigt werben müſſen. 
Des Iegteren Anwendung auf bie menfchliche Geſellſchaft begründet bie 
Forderung, daß innerhalb der focialen Bewegung alle Triebe befriedigt 
werden müffen. Die vollftändige und vollfräftige Entwicklung aller menfch- 
lihen Triebe ermöglicht nur die materielle Unabhängigkeit, der Reichthum. 
Die nächftliegende focinle Aufgabe zielt alfo auf Mehrung und Verallge⸗ 
meinerung des Wohlſtandes. Das Vermögen kann demnach nicht bie 
Form ber gegenwärtigen Eigenthbumsverhältnijfe beibehalten: es bleibt zwar 
befteben, aber nur in ver Form des Lohnes für die Arbeit, welcher uch 
ben drei Elementen jeber Arbeit, nach dem Gapitale, der Arbeitsmühe und 
dem Talente in ver Weife vertbeilt wird, daß vier Zwölftheile des Ge- 
winnes dem Capitale, fünf der Arbeitsmühe und brei dem Zalente zuge: 
wiefen werben. Gemäß dem Ausgangspunfte der Lehre Fouriers, dem 
Dogma von der Unbefchränftheit ver finnlichen Bedürfniſſe müßte das 
Familienleben verfchwinden, wie ja auch die Jünger St. Simons „bie 
Smancipation des Weibes,“ „das Prieſterweib,“ die Bermählung ven Geift 
und Fleiſch auf ihre Fahne fchrieben. 

Weit roher, materialiftiicher und negationsfüchtiger ift die Tendenz 
der Communiften, Cabet an ihrer Spige. Cabet, !) der fich zum 
eriten Dale nach der Juli⸗Revolution wieder mit dem feither gebrand⸗ 
markten Namen eines Communiften zu bezeichnen wagte, forverte durch⸗ 
gängige Semeinfchaft der Güter, Gleichheit der Leiftungen, ver Stellung 


» Reife nah Yarien 1812. 
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und Ausftattung, enblich der Genüffe In fein politifches Stadium trat 
ver Communismus feit dem Jahre 1840, indem er emergifch forberte, 
daß ber Staat bie fociale Aufgabe zur Hand nehme, das Hecht auf Ar- 
beit Allen verbürge, durch DOrganifation der Arbeit Jedem den Lebensun⸗ 
terhalt fichere und die Armuth völlig verbanne. 

Man unterfcheivet gewöhnlich drei Richtungen des Kommunismus, 
ben von Theodor Dezamy (Cote de la communaute. Paris 1843.) 
vertretenen egoiftifchen Communismus; ben, neben Cabet von Lamen—⸗ 
nais und Lerourrepräfentirten ethifch-religiöfen; enplich ven republifanifchen 
Communismusvon 2. Blanf, Xedrü-Rollin, ꝛc. Die Spike der com- 
muniftifchen Ideen wird zufammengefaßt in ver Prouphon’fchen Theorie. 

Der Communismus fteht hinter dem Socialismus zurüd, indem er 
pie natürlichen DVerfchievenheiten der menjchlichen Anlagen und Naturen 
überfieht. Die einförmige Gleichheit, welche er prebigt, wiberfpricht ges 
radezu dem Wefen alles Organifchen. 

Der Orundgedanfe des Socialismus und Communismus beruht 
übrigens gleihmäffig auf ver Unzufriedenheit mit dem Beſtehenden, auf 
einem Bruche des Bewußtſeins mit dem Weberlieferten, auf dem Gefühle 
einer unabweisbaren Nothwendigkeit heilfamer Reformen. Wie tief dieſe 
Ueberzeugung in ben foharffinnigften Männern des Zeitalters haftete, be- 
weist die merkwürdige Thatfache, daß Ch. Fourier und St. Simon 
einem und demfelben Ziele entgegenrangen, ohne — obwohl Landsleute 
und Zeitgenofjen — irgend welche Nachricht und Kenntniß von einander 
zu befigen. Beide Theorieen fönnen demnach, um von lächerlichen Ueber: 
treibungen und phantaftifhen Hirngefpinften der Schulen abzufehen, un« 
möglich auf bodenloſem Irrthum beruhen oder eine bloße Spielerei peban- 
tiſcher Stubengelehrter enthalten. Es muß in dem neuen Evangelium, ob 
auch tief verborgen unter großartigen Verirrungen, irgend ein Kern ber 
Wahrheit fchlummern. Freilich trugen die Propheten der jungen Lehre 
jelbft die Schuld daran, daß ihre Theorie allmälig gerade den gebildet- 
iten, wohlhabendften und gefittetften Klaſſen ein Gegenftand des Abfcheus 
und ber Verachtung wurde, weil fie an ver Glode des Aufruhrs zerrten 
und Sturm läuteten gegen alle Einrichtungen, Vorftellungen und Begriffe, 
welche bisher die Grundlagen eines georbneten Zufammenlebens gebilbet 
hatten. Man nahm allmälig die Ausbrüde Socialiemus und Commu- 
nismus für gleichbedeutend mit Untergrabung der Religion und Auflöfung 
jtantlicher Bande. 
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Zuben war e8 allerdings eine thecretiiche Verirrung, wenn beide 
Schulen ihre Augenmerk ausfchließlich auf Neugeftaltung und Verbefferung 
bes wirthichaftlichen Lebens richteten. Die Hebung bes Wohlftandes an 
und für fich ohne fittliche Neugeburt und geiftigen Auffehwung, vermag 
feine Ration in ein neues Lebensſtadium fortzurüden. . 

Reben der einfeitigen Auffaffung einer Notbwenbigfeit der Reforma- 
tion und neben der Verkehrung ber Reformation in Revolution ift aber 
ber Lehre der Socialiften und Communiften Ein bleibendes Verdienſt 
nicht abzuſtreiten, das Verdienſt nämlich, zum erfien male mit furdhtba- 
rem Nachdrucke auf die Eriftenz einer weder auf das Einzelleben beſchränk⸗ 
ten, noch im Staate aufgebenden Geſellſchaft hingewieſen und begründet 
zu haben, daß das Heil ber Zukunft nicht ſowohl von Correkturen der 
Staatsverfaffung abhänge, als vielmehr durch die Berückſichtigung jener 
Sefellfchaft und ihres Rechtes durch den Staat bedingt fei. Durch bie 
Eccialiften und Communiften trat zum erften Male an der Stelle poli« 
tiicher Eontroverfe die fociale Frage in den Vordergrund. 

Es war der deutfchen Nation befchieden, ben richtigen Grundgedan⸗ 
fen in der Theorie der focialiftifcehen Parteigänger herauszufinden und 
wiffenfchaftlich zu verarbeiten. Gigentlichen Socialphilofophen begegnen 
wir erft unter den Deutfchen. U 

Freilich iſt auch in Deutſchland bis auf Hegel von der Gefell- 
ſchaft und ihrem Rechte ſelten genug die Rede. Schlözer war nahe 
daran, in ber Heinen Abhandlung über das allgemeine Staatsrecht (1763) 
ben Begriff der Gefellfchaft zu entbeden; ebenfo 8. S. Zachariä in ben 
vierzig Büchern vom Staat (2. Aufl. III. S. 29.) und Schmithen- 
ner in ben zwölf Büchern vom Staate (1. S. 201.). Diefe Staatsge⸗ 
lehrten begnügten fich aber, einzelne fociale Kreiſe aufzuzählen und ben 
Ausdruck Gefellfchaft zu gebrauchen, ohne in das Wefen ber Gefellfchaft 
ſowie ihres Verhältniffes zu den einzelnen focialen Kreifen und nem Stante 
näher einzugehen. Noch weniger beichäftigte fih Kant und feine Schule 
mit der Lehre von ver Gefelffchaft, deren kaum mehr flüchtig und vors 
übergebend eine kurze Erwähnung gefchieht. 

Hegel bat das Verdienſt, die Geſellſchaft nach Ausdruck und Bes 
griff in die politifche Wiffenfchaft eingeführt und vom Staate energifch 
gefonbert zu haben; er ift der Vater ber Socialphilofophie in Deutfchland. 
Seitvem wurde ver Idee der Gefellfchaft in Theorie und Leben mehr und 
mehr Rechnung getragen. Freilich ift Hegel ſelbſt in feiner Definition 
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ber Gefellfchaft weder ganz Kar, noch ganz verſtändlich geworben; daß er 
die Wahrheit volfftändig erfaßt habe, Tann Niemand behaupten. Hegel 
unterfcheivet bekanntlich drei Stufen der Rechtsbildung, deren jede einem 
Momente der bialektifchen Bewegung des Willens entſpricht. Die britte 
Stufe ver Entwicklung ift die Einheit des allgemeinen Willens und bes 
befonveren Willens, die Sphäre der Sittlichleit. Die Sittlichleit als 
natürlicher Geift heißt Familie, in ihrer Entzweiung und Erfcheinung — 
bürgerliche Gejellfchaft, in der Einigung freier Selbftftändigleit des beſon⸗ 
beren und bes allgemeinen Willene — Staat. 

Man fieht unfchwer, daß für Hegel bie bürgerliche Geſellſchaft im 
Grunde genommen doch mit dem Staate zufammenfällt. Der Begriff 
der Gefellfchaft wird nur benügt, um den Begriff des Staates durch die 
Vorausſchickung eines Gegenfages zu der Familie als die Wirklichkeit der 
fittlichen Idee conftituiren zu können. Dazu kommt, baß der Gegenſatz, 
ben Hegel zwifchen ver Beitimmung ver Gefellfchaft und ber bes Staates 
findet, innerlich unwahr ift. Hegel macht nämlich der Mehrzahl ber 
neueren Staatsrechtölehrer den Vorwurf, daß fie im Staate ein bfoßes 
Mittel zur Befriedigung ber Bebürfniffe ver Einzelnen betrachtet. Diefer 
angebliche Staatszweck fei vielmehr der Zweck ber bürgerlichen Gefellfchaft; 
bie Seele der Gefellfichaft, ihr Lebensprinzip, beitehe in der Selbftjucht ber 
Individuen, beren Bindemittel nur bie Gemeinſamkeit der dienenden Mittel 
bilde. Das ift nun aber eben fo wenig Beftimmung ber Gefellichaft, als 
Beftimmung des Staates. Wie im Staate ver objektiv fittliche Wille 
bed Volfes, jo foll auch in ber Geſellſchaft der Geift der Gemeinfchaft 
das gefammte Dafein orbnen und bejtimmen. 

Nah Hegel wurden verjchievenartige Verfuche gemacht, den Begriff 
der Gejellfchaft tiefer und lebensvoller aufzufaffen. Anhänger ber ent- 
gegengejeßten Stanbpunfte haben das Geſchick, troß ihrer politifchen ©e- 
fohiedenheit in die nämliche Einfeitigfeit der Anfchauung auf forialem Ge⸗ 
biete fich zu verirren, fo Eifenhart, ) Widmann?) und Winter, °) 
Herbart,*) Liebe’) und Stapt. ®) 


i) Philoſophie des Staates. I. II. 1813. 

?) Die Geſetze ber focialen Bewegung. 1851. 

2) Die Bollsvertretung in Deutichlands Zulunft. 1852. 

*) Allgemeine praftifche Philofophie (ed, Hartenstein). VII. 
% Der Grundadel und die neuen Berfaffungen. 1844. 

°) Rechtsphiloſophie II, 1. S. 294 fi. 
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Das reichte Verdienſt um die Lehre von der Gefellfchaft erwarb fich 
ein Schüler Krauſe's, H. Ahrens, welcher vie hier erörterte Frage 
namentlich im erjten Bande feiner organifchen Staatslehre (1850) aus⸗ 
führlich befprodden hat. Ahrens geht von dem Gedanken aus, daß bie 
Menſchheit, welche in der Fülle ihres Lebens fich darftellen foll, für alle 
Srundverhältnijje, alle Lebensideen und Lebenszwede befondere gejellichaft- 
lihe Organismen bikve, bie in ber Entwiclung ftufenweis und allmählig 
bervertreten; aber, auf der Hochftufe der Ausbildung ver Menjchheit, alle 
in relativer Selbitftändigleit, Kraft, Fülle und inniger Wechjelwirktung 
ftehen, und, unter dem höhern einheitlichen Lebensimpulfe der mit Gott 
rereinten Menſchheit, einen in allen Funktionen und Organen ausgebil- 
beten Organismus barftellen. 

Diefer Organismus entwidelt ſich nach Ahrens nach zwei in ein- 
anber greifenden, aber grundverfchievenen Seiten oder Richtungen, welche 
einerfeit8 durch den Organismus ber verſchieden potenzirten Perfönfichkeit, 
anbererfeitS durch den Organismus der Funktionen ober Xebenszwede, bie 
ih zu ihrer Verwirklichung beftimmte gefelffchaftliche Organe fchaffen, 
gegeben find. Im erfter Hinficht erhebt fich vie Entwidlung, vom Ein- 
zelnen beginnend, durch verſchiedene Zwifchenftufen zur Gefammtperfönlichfeit 
ber Dienfchheit; im zweiter Hinficht breitet fie fich nach allen objektiven 
Lebenszwecken aus, indem fie, zuerft mit den wichtigften Funktionen be- 
ginnend, alle herausbildet und immer felbitftändiger, Träftiger und zugleich 
in innigfter organischer Wechfelwirfung geftaltet. Die erfte Entwicklungs⸗ 
reihe, welche in bem Organismus der Perfönlichkeit den Stamm ber 
Menfchheit immer Höher emportreibt, an welchem alle durch pie menfch- 
beitlichen Lebensideen hervorgetriebenen Blüthen emporſproſſen follen, Tehnt 
fih zumeift an die Natur und bie natürlichen Bebürfniffe an, weil in ber 
natürfich=geiftigen Perfönlichkeit des Menſchen die Entwicklung ber natür- 
lihen Seite ven Anfang macht. Daher bilvet fich in der Familie, dem 
Stamme, dem Volke, zuerft das natürliche Element aus, behält lange Zeit 
ben entfcheidenden Einfluß, tritt aber doch allmählig mit dem geiftigen 
Elemente in ein größeres Gleichgewicht und wirb zuletzt von biefem be⸗ 
ftimmt und beberricht. Die zweite Entwidlungsreihe ift hingegen vor- 
waltenb geiftiger Art, indem hier von vorn herein die verfchiedenen geiftigen 
Bermögen angeregt werben und zu einer ausgedehnteren Thätigfeit gelangen. 
Beide Reiben ergänzen fich aber gegenfeitig und zwar bergeftalt, daß jedes 
Glied mit allen Gliedern feiner und ber entgegengefeten Reihe in Ver- 
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bindung fteht. So ergeben fich folgende zwei mit einander zu verbindende 


Reiben: 
1) Menfchheit- Verein, 1) Religion, 
2) Bölfer - Verein, von denen jebes Glied | 2) Sittlichkeit, 
3) Boll, . . | 3) Wiſfenſchaft, 
4) Gemeinde, und alle im organi- 4) Erziehung, 
5) Familie, ſchen Vereine fi ans- | 5) Kunft (ſchöne), 
6) Einzelner, bilden müffen für 6) Induſtrie (agricofe und 
gewerbliche), 
7) Redt. 


So fommt denn Ahrens zu folgender Eintheilung des Rechtes, in 
welcher der materielle, durch den Lebenszweck gegebene, Eintheilungsgrund 
mit dem formellen verbunden werben fell, weil für jeven Hauptlebenszweck 
ſowohl bie freie Sefbftbeftimmung ber einzelnen, phyſiſchen oder mora- 
lifchen Perfonen, in einem eigenen, inneren (privaten) Wirkungsfreife, als 
auch die organischen Beziehungen der dafür werkthätigen geſellſchaftlichen 
bleibenden Anftalt zu allen übrigen gejellichaftlichen Anftalten und insbe⸗ 
fondere auch zu dem Staate, rechtlich zu beftunmen find. Durch bie Ver- 
bindung des materiellen und formellen Eintheilungsgrundes ergibt fih num 
folgende Eintheilung des Rechts, alſo der Rechts⸗, Gefellfchafts- und 
Staats-Wiffenfchaft: I. Menſchheitsrecht, IT. Religions- und Kirchen- 
Recht (privates und Öffentliches Religions: und Kirchen » Recht), 
II. Sittlichfeits- Recht (Privatfittlichkeitsrecht und öffentliches Sittlich- 
keitsrecht), IV. Wiffenfchaft» und Kunft-Necht (privates und öffentliches), 
V. Erziehungs - und Unterrichtö-Recht (privates und öffentliches), VI. Sach⸗ 
güter⸗Wirthſchafts⸗Recht (privates und öffentliches Induſtrie-Recht, Han- 
delsrecht, Gonferiptionsrecht), VII. das Recht an und für fich ſelbſt (bür- 
gerliches Recht, Völker» und Staatsrecht). 

Hiemit find die Grundzüge ber Gliederung der Geſellſchaft und ihrer 
Wiſſenſchaft nah Ahrens gegeben und bezeichnet. 

Gegen bie Doftrin von Ahrens ift zunächft mit Recht einzumenben, 
daß fie Die Sphäre des Privatrechtes von der des öffentlichen Rechtes nicht 
genau unterfcheidet. Schon Bluntfhli ') Hat den fcharffinnigen Staats⸗ 
gelehrten daran erinnert, daß der Gegenſatz bes äffentlichen und Privats 
rechtes nicht ein bloß formaler, ſondern ein wejenhafter fei: daß das Recht 


i) In ber kritifchen Ueberſchau der deutſchen Geſetzgebung und Reqhtewiſſenſchaft 
3.39.25. 229 x. 
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des Ganzen vom Rechte der Einzelnen gerade fo innerlich und äußerlich 
abweiche, wie die Menſchheit vom Einzelmenfchen, und zwar im Geift und 
Körper (Inhalt und Form) zugleich; daß in dem öffentlichen Rechte ver 
Geift der Geſammtheit Iebe und fih in Inſtitutionen fund gebe, welche 
dem Ganzen angehören und fein Gepräge haben, wie die Glieder im Kör⸗ 
per, während das Privatrecht, von dem Geifte ber Individuen erfüllt, ale 
jichtbare Ordnung ihrer perfünlichen Verhältniſſe erfcheine. 

Zudem überfieht eigentlich unfer verbienftuoller Fachgenoſſe die Gefell- 
ſchaft felbit, wie neben Bluntſchli auch R.v. Mohl ) bewieſen bat. 
Er ſtellt die Kerne der verſchiedenen geſellſchaftlichen Gliederungen als eine 
Reihe von Zwecken für alle jene Organiſationen hin. Er zerſchlägt alſo 
— erklärt v. Mohl — in dem Augenblicke der Gewinnung ſeines Werles 
dasſelbe ſelbſt in Stücke und wirft dieſe ſtörend in andere Gebilde hinein. 

Auch überfehe man nicht, daß Ahrens die Selbitftändigleit der ein- 
zelnen Organismen in einem Grade zu begründen fucht, ver die Einheit 
und Hoheit des Staates vollftändig aufhebt. 

Enpli kann dem tiefer Blickenden nicht entgehen, daß der Verfaſſer 
ber organiſchen Staatslehre den Unterſchied zwiſchen den kirchlichen und 
bürgerlichen Geſellſchaftskreiſen keineswegs in feiner Tiefe erfaßt hat. Die 
Kirche Hat dem Staate gegenüber eine ganz andere Stellung und Bes 
ſtimmung, als irgend ein anberer fittlicher Lebenskreis. In dieſem Sinne 
Bat man Ahrens z. B. entgegengebalten, daß die Schule nicht ein Orga⸗ 
nismus neben Staat und Kirche fei, ſondern eine organifche Anftalt, 
welche fich dem Staat und der Kirche unterorbnet. 

Die Erfenntniß der eben angeführten und ähnlicher Webelftänve ver- 
anlaßte R. v. Mohl, die Theorie liber bie Gefellfchaft von einem andern 
Standpunkte aus zu beleuchten. v. Mohl N faßt zunächit bie wirklichen 
Berhältniffe in's Auge. Die Erfahrung zeige, daß fich bei allen irgend 
zahfreicheren und in der Gefittigung vorgefchritteneren Benölferungen manch⸗ 
fache gleihförmige Beziehungen und zum Xheile bleibende Geftaltungen 
einzelner Beitandtheile dieſer Menſchenmenge vorfinden. Der Mittelpunkt 
biefer Berhältniffe ſei ein bedentendes fortpauernbes Intereſſe, welches ben 
fanmtlichen Betheiligten ein gemeinfchaftliches Ziel des Wollens und Han» 
delns gebe, wodurch aber auch gleiche Sitten. und Lebensrichtungen, ge⸗ 


1) Geſchichte und Literatur ber Staatswifjenfchaften Bo. 1 S. 67 ꝛe. 
3). Encyflopäbie ber Staatswifſenſchaften S. 18—30. 
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meinfchaftliche Inftitutionen, endlich mehr oder weniger bewußte und aus⸗ 
gebildete Organismen erzeugt werben. Durch dieſe Gleichförmigfeit ber 
geiftigen, förperlichen und wirthfchaftlichen Richtungen, durch Zufammen- 
legung ber Kräfte und wenigftens zuweilen durch Wirkſamkeit der Orga- 
nifation können folche Vebensgeftaltungen eine große Macht befigen und 
auf ihre Genoſſen und auf‘Dritte in weiterer ober engerer Weife wejentlich 
einwirken. Ihre Entftehung erjcheine im letzten Grunde als eine natur⸗ 
wüchſige, nicht als eine künſtlich etwa durch Staatsanorbnung erzeugte, 
ſondern als eine durch die gemeinſchaftlichen Beziehungen zu einer und 
derſelben Thatſache entſtandene. Verſchieden nach Umfang und nach Zahl 
ihrer Theilnehmer beſchränken ſie ſich oft auf eine einzige Oertlichkeit, wie 
die Gemeinden, ober umſchließen nur eine verhäftnigmäßig Heine Anzahl, 
wie die Adelsforporationen; dehnen fich Dagegen auch aus über gunze Be- 
völferungstheile und fogar über mehr als Ein Land und Einen Welttheil, 
wie die großen Kirchengemeinfchaften und Nationalitäten. 

Dieje gemeinfchaftlichen Zuftände und Organismen nennt R. v. Mohl 
gefellfchaftliche: die Gefammtheit verfelben in einem beftimmten Lande 
bilde die Gefellfehaft. v. Mohl ift nun weit entfernt, die Zahl der ge⸗ 
sellfchaftlichen Kreife an ſich und überhaupt over für ein concretes Land 
zu beftimmen; er läßt dieſelben durch das thatfächliche Vorhandenſein der 
maßgebenden Intereſſen bei dem einzelnen Volle und zu beftimmter Zeit 
georbnet werden. Bei Völkern der Neuzeit und von europäiſcher Ge- 
fittigung treten übrigens erfahrungsgemäß folgende Intereſſen auch ale 
Mittelpunfte geſellſchaftlicher Kreife auf: 

I. Die Gemeinfchaft ver Nationalität und der Sprache, IT. bie ge- 
meinfchaftliche Abftammung von gefhichtlich ausgezeichneten oder rechtlich 
bevorzugten Familien, III. die gemeinfchaftliche perfönliche Bebeutung (bie 
Bedeutung der dur Bildung, genligenden Beſitz und ftaatlichen Einfluß 
an ber Spite einer Bevöllerung Stehenden), IV. gleiche Beſchäftigung, 
V. gemeinfchaftliche Verhältniffe des Befites, VI. Gemeinfchaft der Res 
ligion, VII. das enge räumliche Beifammentmwohnen. 

Richtig ift unzweifelhaft der Grundgedanke Mohl's, nicht aber bie 
Summe ver daraus entwickelten Confequenzen. 

Sobald feftfteht, daß die Gefellfchaft ein eigenthiimliches menschliches 
Verhältniß, ift auch die Meöglichleit einer eigenen willenfchaftlichen Auf- 
faffung verfelben erwiefen; und ſobald erhellt, daß dieſes Verhältniß ein 
wichtiges ift, liegt die theoretifche und praftifcde Rothwenbigfeit einer ſol⸗ 
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hen Behandlung zu Tage. Mit anderen Worten; wenn wirklich im Zu: 
jammenleben der Menfchen ein weitverbreiteter, einflußreicher und beftän- 
diger Zuftand befteht, welcher weder zu dem Lebenskreiſe ber einzelnen 
Berföntichkeiten, noch anderer Seits zu dem bes Staates gehört: fo kann 
und muß fein Wefen begriffen, miüffen pie Gefege, welche feine Entftehung 
md feine Entwicklung bedingen, erforjcht, die Zolgerungen, welche fein 
Dofein für vie Betheiligten und für die außer ihm ſtehenden Lebenskreiſe 
bat, gezogen werden; und zwar abgeſondert von ber wifjenfchaftlichen Be- 
bantlung anderer Verhältniffe des menfchlichen Zuſammenlebens. Außer: 
dem ift möglich und nothwendig, daß auch das gefchichtliche Wiffen über 
ten Gegenftand durch Forfhung und Ordnung zum Bewußtfein ge 
bracht werbe. 

Eben fo Har ift, daß, wenn bie im Vorſteheuden entwidelten Anfichten 
über Geſellſchaft richtig find, damit auch nicht nur bie ſyſtematiſche Ord⸗ 
nung und ber Umfang der Gefellfchaftswilfenfchaft, ſondern auch veren 
Berbältniß zu der Stuatswillenfchaft gegeben ift. 

Geht man nämlich von der doppelten Annahme aus: erftens, daß 
auch die Geſellſchaft von ſämmtlichen verjchiedenen Standpunkten aufzu⸗ 
faſſen und wiſſenſchaftlich zu behandeln ift, von welchen überhaupt bie 
Berhältniffe des nienschlihen Zuſammenlebens betrachtet werden können, 
alſo von Standpunkte des Rechtes, der (philofophifchen und religidfen) Sitt- 
lichkeit und ber Zwedimäffigleit, und daß hierbei die VBorfchriften für das Ver- 
haften von der Erzählung der gefchichtlichen Thatfachen zu trennen find; 

zweiten®, daß zwar auch bei ber Gefellichaftswiffenichaft an und für 
ſich zweierlei Behandlungsarten erlaubt find, nämlich eine organifche, welche 
in der Reihenfolge eines paſſenden Syſtemes die einzelnen Punkte immer 
volfftändig nach allen obigen Beziehungen abhandelt und fie fomit einen 
um ten andern wilfenfchaftlich erfchöpft; und eine äußerlich orbnende, 
welche die aus der jemaligen einfeitigen Feſthaltung Eines der Standpunfte 
entftehenden Disciplinen in einer logifchen Ordnung zu einem geglieverten 
und ebenfalls erfchöpfennen Ganzen zufammenftellt; daß aber bie letztere 
Behantlungsweife für die meiften Zwecke die bequemere und fomit vor: 
zugsweife zu wählende ift, jo ergibt fich für ein Suiten ver Völkerrechts⸗ 
wittenfchaft folgendes Schema : 

I. Allgemeine Geſellſchaftslehre, d. h. Begründung des Begriffes ber 
Geſellſchaft, ihrer allgemeinen. Geſetze, ihrer Beftanbtheile, ihrer Zwecke, 


endlich ihres Verhältniſſes zu anderen menfchlichen Lebenskreiſen. 
Reichlen, Staatsrecht. 2 
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IH. Dogmatifche Gefellfchaftswiifenfchaften. 

1. Geſellſchafts⸗Rechtswiſſenſchaft. 

a) Philoſophiſches Gefellfchafts- Recht. 

b) Poſitives Gefellfchafts- Recht (miöglicherweife wieder in dop- 
pelter Weife bearbeitet, nämlich entweder als ein allgemeines 
pofitives Recht, oder als das Recht ver Gefellfehaft in den 
Grenzen eines einzelnen bejtimmten Staates). Beide Sei- 
ten des Gefellfchaftsrechtes ausgebildet nach ven drei Richt: 
ungen: bes innern Rechtsverbältniffes ver Geſellſchaft, alfo 
ber einzelnen Gefellfchaftsfreife zu einander und verjelben 
gegen ihre einzelnen Genoffen; des Nechtsverhältniffes der 
Geſellſchaft zu ten ihr fremden Perſönlichkeiten; endlich Des 
Rechtöverhältniffes ver Gefellfchaft zum Staate, 

2, Geſellſchafts-Sittenlehre. 

3. Geſellſchafts⸗Zweckmäſſigkeitslehre (ſociale Bolitif), Organifation 
ober freie Genofjenfchaft; Xehre von den Mitteln zu Erreichung 
der Zwecke des einzelnen Gefelffchaftsfreifes, im Innern, gegen- 
über von fremben Einzelnen, im Verhältniß zum Stant. 

III. Geſchichtliche Geſellſchaftswiſſenſchaften. 

1. Geſchichte der Geſellſchaft und ihrer Kreiſe. 

2. Statiſtik der Geſellſchaft. 

Was aber das Verhältniß dieſer Geſellſchaftswiſſenſchaft zu der Staats⸗ 
wiſſenſchaft betrifft; fo beſteht zwar eine nahe und vielfache Berührung 
beider Kreife, oft eine Parallelifirung verfelben und gegenfeitige Aufllärung ; 
aber auch eine völlige Trennung. Es mag fich bei einer genaueren Uns 
terfuchung finden, daß von ven bisher in ben Bereich der Staatswiſſen⸗ 
Schaft gezogenen Gegenftänden einige an die Gefellfchaftswiflenfchaft abzu⸗ 
geben find; in anderen Punkten wird fich die bisher angenommene Lehre 
von ben Aufgaben des Staates durch die Geltendmachung der Gefellichaft, 
als einer eigenen Geftaltung des menschlichen Zufammenlebens, materiell 
anders geftalten: allein im Weientlichen wird durch das Entftehen der 
neuen Disciplinen nichts an ber Art, der Zahl und dem Zuſammenhange 
ber Staatswiffenfchaften geändert. Eben weil der Staat ein von ber Ge⸗ 
felifchaft völlig gefchiedener Lebenskreis ift, bleibt auch feine wiflenfchaftliche 
Bearbeitung und ihr Syſtem unberührt. 

Gegen die vorgetragenen Anfichten von Ahrens und Robert v. Mohl 
find namentlih Held (in feinem Syſteme bes Verfafl.- Rechtes) uud 
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Bluntſchli (in der kritifchen Leberfchau und im Staatswörterbuche) mit 
nicht geringer Heftigkeit aufgetreten. - 

In der That bat denn auch nach unferer Anficht Die der Ahrens’schen 
und Mohl'ſchen Lehre entgegengefette Theorie vollkommen das Recht für fich. 

Bluntſchli ftellt nämlich den Satz auf: ver zwifchen öffentlichem 
und Privatrechte beſtehende Gegenfat ift nothwendig und erfchöpfenn. Co 
gibt Feine dritte Ordnung, welche diefen beiden gleichftänte, fein für fich 
beſtehendes Gefellfchaftsrecht. 

Die näheren Betrachtungen des fcharfjinnigen Münchner Bubficiften 
faffen fih in gebrängter Kürze auf folgende Weife zufammen, Der Unter: 
ihied des Geſammtlebens ganzer Völker und des Einzellebens der Judi⸗ 
viduen ift fo alt wie die Gefchichte ver Menfchheit. Inſofern ift auch 
der Unterfchiev des öffentlichen und bes Privatrechtes ein urfprlinglicher 
und konnte nie völlig verfcehwinden. Aber es bleibt ein großes welthifto- 
riihes Verdienſt der Römer, daß fie zuerft dieſen Gegenfat wiffenfchaftlich 
erfannt und in ihrer Rechtsordnung durchgebilvet, daß fie zuerft in der 
Lehre und in der Praris das jus publicun von dem jus privatum ffar 
und fcharf geſondert haben. Selbft ihre Borläufer, die Griechen, welche 
doch dem individuellen Geifte ihrer Künſtler und Philofophen freie Regung 
und Entfaltung verftattet hatten, haben doch noch — nicht viel anders 
als die Orientalen — das Privatrecht wie einen Theil des öffentlichen 
Rechts behandelt und von biefem in ungebührlicher Weife abhängig ge- 
macht. Und ihre Nachfolger, die Germanen des Mittelalters, haben 
öffentfiche® Recht und Privatrecht neuerdings vermengt und jenes in eine 
faffche Abhängigkeit von diefem gebracht. Erſt die neuere Zeit hat wie- 
ver, nach großen Anftrengungen des Geiftes, ben Unterſchied zu begreifen 
angefangen und ift gegenwärtig noch bemüht, die Ausjcheitung ber beiden 
Sebiete vorzunehmen und burchzuführen. Es verhält fi mit den Grund⸗ 
wahrheiten meiften® fo. Werben fie in einem furzen verftänblichen Sat 
ausgefprochen, fo erfcheinen fie fo natürlich und klar, daß jeder meint, er 
babe das Tängft gewußt, und manche Schüler ihr Erjtaunen darüber kaum 
verbergen Tünnen, daß Selbſtverſtändliches ausgefprochen ftatt vorausgeſetzt 
werte. Und doch ift die erjte Erfenntniß ſolcher Wahrheiten nur dem 
Genie vergönnt, und auch ſpäter nech erfordert ein grünbliches Verſtändniß 
berfelben ernftes und tiefes Nachdenken, die praftifche Anerkennung und 
tie confequente Verwirklichung aber jahrhundertelange Arbeit ter Völker. 
Schon ver beinahe zweitaufend Jahren Haben die römischen Yuriften vie 
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Welt gelehrt, daß das öffentliche Necht die Zuftände der Nation (statum 
rei Romanae), das Privatrecht aber die BVerhältniffe der Individuen 
(singulorum utilitatem) vorausfege und begreife: und heute noch erheben 
ſich unter den denkenden Nechtögelehrten jelbft mancherlei Zweifel über 
den Sinn und die Wahrheit diefes, man follte meinen felbftwerftändlichen 
Sates, und e8 ift noch weit hin bis zur unbeftrittenen Geltung besfelben 
im Leben. Dennoch ift die energifche Beachtung desfelben fowohl für bie 
Wohlfahrt und Herrlichkeit des modernen Staates unentbehrlich, als zum 
Schutze ver individuellen Freiheit und Rechtsficherheit unerläßlich. 

Deffentliches Recht ift zugleich öffentliche Pflicht: und wer jenes übt, 
dient, indem er es übt, zunächft ver Gefammtheit, nicht fi. Der Geift 
des Ganzen ift in ihm, und verleiht ihm Autorität und jene burchgreifenve 
und zwingende Macht, die wohl ver Geſammtheit zukommt über ihre Ölie- 
der, aber nicht dein Individuum ber feines leihen. In vemfelben 
Moment, in welchen das öffentliche Recht prioatrechtlich gefaßt wird, d. h. 
ber Berechtigte zunächſt an feine Privatwohlfahrt denkt und vorerft für 
piefe, nicht für die gemeinfame Wohlfahrt forgt, ift dasjelbe dem Verder⸗ 
ben ausgefett. Ebenſo wird umgelehrt das Privatrecht verborben, wenn 
da, wo die Freiheit der Individuen auf dem ihr eigenen Gebiete fich be- 
wegen foll, die eiferne Hand des Staates ihr entgegentritt, und im Na- 
men ber nationalen Gemeinfchaft ihr unleidliche Feifeln anlegt. Gott, nicht 
ber Stuat bat das Individualleben gefchaffen; ber Staat muß e8 daher achten 
und fchügen wie es ift; er darf es nicht zertreten und vergewaltigen. 

Zwar ift nicht alles öffentliche Recht zugleich Staatsrecht; denn nicht 
alle Beziehungen des großen Gefammtlebens find von dem Stante aus zu 
beftimmen. Die Römer ſchon haben ein jtantliches Recht im engern Siune 
von der religiöfen Öeftaltung des Gefammtlebens, dem jus gacrum unter- 
Ichieden, und beide zufammen jus publicum genannt. Aber das Etaats- 
recht ift doch der klarſte und entfchiedenfte Ausdruck des öffentlichen Rechts; 
und in ihm wird auch ber Gegenſatz zum Privatrecht befonders anfchanlich. 
Wir dürfen daher, um den Unterfchieb beider zu charakterifiren, vorläufig 
zunächft auf die Natur des Staatsrechts binweifen, nur dürfen wir nicht 
Staatsrecht und Öffentliches Recht für gleichbedeutend halten. 

Bisher hat man den Gegenfat vom öffentlichen und Privatrecht für 
erjchöpfend gehalten, und nur über bie Grenzen ber beiden Gebiete gele- 
gentlih geſtritten. Erft in neuefter Zeit ift eine neue Lehre aufgetaucht, 
welche an bie Stelle der zwei Hauptbegriffe drei fegen will, von einer 
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dritten zwiſchen den Geſammtleben ver Nation und dem Individualleben 
vin der Mitte liegenden eigenthümlichen Sphäre des geſellſchaftlichen Lebens 
ſpricht, und dem öffentlichen oder Staatsrecht und dem Privatrecht das 
Geſellſchaftsrecht“ als gleichberechtigtes brittes Glied beiorbnet. Die 
neue Behauptung wird als eine wichtige Findung ber modernen Wiffen- 
ſchaft verkündigt, und es werben große eingreifende Reformen ber Rechts⸗ 
wiſſenſchaft von ihr erwartet. Schon haben wir die Anfänge einer be- 
jonderen Literatur der Geſellſchaftswiſſenſchaft vor uns; es ift nöthig, vor 
der neuen Richtung als vor einem Irrwege nachbrüdlich zu warnen. 

Innerhalb des öffentlichen Rechtes, welches die Geſammteriſtenz ift, 
find die beiven Gefammterganifationen Staat und Kirche zu unterfchei- 
den, in ber vollkommenen Geftaltung des Weltſtaates und der Weltkirche, 
in der real⸗hiſtoriſchen und relativen ber Einzelſtaaten und ber Einzel⸗ 
firhen. Alle ütrigen Anftitutionen des gemeinfamen und öffentlichen Le- 
beus, wie bie Gemeinden over fragmentarifche, politifche und Kirchliche 
Verbindungen haben nur eine relative Selbftändigkeit, find aber immer 
dem Staat, bie letzteren überdem ber Kirche rechtlich untergeordnet. 

Innerhalb des Privatrecht als der individuellen Exiſtenz erheben 
ich über die Einfeitigkeit des Einzellebens für fich, welche im Vermögens: 
recht vorzüglich und zumeilen — wie voraus in dem Individualeigenthum 
— in fohroffer und egoiftifcher Ausschlieglichfeit fichtbar wirb, und nähern 
ich infofern dem öffentlichen Rechte: 

a) die Familie, in welcher das Individuum feine individuelle Er- 
gaͤmung findet; 

b) die mannichfaltigften gejellfchaftlichen Verbindungen, in denen 
bie Individuen fich zu gemeinfamen Zwecen verbinden und auch ben Geift 
der Gemeinfchaft unter fich wirken laſſen. 

Deffentliches und Privatrecht find nicht abjolut getrennt, ſondern 
itehen in Beziehungen zu einander, und es gibt Lebergangsinftitute, welche 
beite verbinden. Die einen, wie die Gemeinben, nehmen ihren Urfprung 
im öffentlichen Rechte, dem fie vornehmlich angehören, aber reichen hinüber 
in's Privatrecht und nehmen auch in dieſem eine Stellung ein. Andere 
umgelehrt, wie die einflufreichften und umfaſſendſten Geſellſchaften ſteigen 
aus privatrechtlichen Boden in die Höhe und ragen hinauf in den Bereich 
bes öffentlichen Rechts. 

Wenn auch nicht zu bezweifeln, daß bie focinlen Berhäftniffe und 
ihre Wandelungen für ven Staat von ber größten Bedeutung und deßhalb 
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bisher Teineswegs immer genügend ergrünbet und in Anfchlag gebracht 
worben find, fo ift damit noch nicht erwiefen, daß bie Gefellfchaftswiffen- =" 
Schaft eine befondere, auf eigenen Grundlagen ruhende, von den bejtehen- 
ben Zweigen der Staatswiffenfchaft getrennte und zu trennende Wiflen- 
Schaft fei. Wir glauben, daß, wenn man das Gebiet der individuellen 
Freiheit und das ber ftaatlihen Beherrſchung gebührend auseinander 
häft, dem erfteren namentlih das Streben nad) indiwibneller fittlicher 
und materieller Verbefferung, fowie den Kreis ber darauf gerichteten 
fpeciellen Verbindungen over ver Gefellfchaft, und zwar unter Beziehung 
auf die privatrechtliche Gleichberechtigung ber Fremden, zuweift; wein 
man ferner dem letzteren die äußere aber vom Sittengefeß durchdrungene 
Geſammtbeherrſchung und im Iutereſſe derfelben auch bie Berüdfichtigung 
ber politifch ausgezeichneten Individualitäten und Gefellfchaften überläßt, 
bie ganze Geſellſchaftswiſſenſchaft, foweit fie nicht dem rein religidfen Ge- 
biete angehört, in den Rahmen des Privatrechts ober der verſchiedenen 
älteren Zweige ber Staatswifjenfchaft hineinpaßt. 

Jenes fittliche Reich, das die Menſchen bilden follen, hat banach fei- 
nen Mittelpunkt und feine legte Erfüllung im Staate, d. i. dein einzelnen 
gejchloffenen Berbande; aber es erhält feinen vollen Gegenstand und Inhalt 
aus dem Leben und Wirken ver Heineren Kreife, Gemeinden und Stände, 
und e8 wird geſtützt und getragen, ja für feine höchften Aufgaben ergänzt 
burch die Wechfelbürgfchaft und Gemeinſamkeit der Völker. 

Die Lehre vom Staate ift demgemäß als folche nothwendig auch Lehre 
von ber Gefellichaft und Lehre von der Staatengemeinfchaft. Sie umfaßt 
das eigentliche politifche, das fociale und das internationale Gebiet. Denn 
alfe drei zufammen find doch nur in untrennbarer Einheit der Staat nach 
feiner ganzen vollen Bedeutung, 

Das Gebiet des Staates in biefer Auspehnung ift nun juriftifch 
ausgebrüdt das Gebiet des öffentlichen Rechts nach feiner weltlichen Seite, 
alfo mit Ausfchliegung ber Kirche, Denn es find die beiden großen In⸗ 
ftitutionen zu Beherrſchung und Erziehung des Menfchengefchlechts je nach 
dem irdiſchen und dem ewigen Ziele, Staat und Kirche, welche wir unter 
dem Begriffe bes öffentlichen Rechts zufammenfaffen und dem Privatrecht 
al8 dem Bereich der Vollendung ber Einzeleriftenz gegemüberjtellen; ver 
Staat aber erfchöpft das Gebiet des öffentlichen Rechts nach der weltlichen 
Seite, Gemeinde und Staat find Elemente des Staates, das Völkerrecht 
ift ein Verhältniß unter Stanten. 
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I. 


om S$iaatsreihle überhaupt. 


8.1. 


1. Der Staat ift ein in einem beftimmten Landesbezirke zu einer 
organiſchen Ginheit oder einem Gemeinwejen vereinigtes Zufammenfein 
freier Familien vermittelft der Anerkennung einer gemeinfamen höchften 
Gewalt. 

2. Zwed des Staates. Der Zwed des Staates ift, die Herrichaft 
des Rechts zu begründen, zu erhalten und zu verbollfommmen, fowie bie 
übrigen Geſammtintereſſen ber Mitglieder zu realifiren, damit bie Glieder 
des Staates in ben Stand geſetzt werben, ihre vernünftige Selbftbeftimm- 
ung zu verfolgen und fo zu einer fortfchreitenden wernunftgemäßen Ent- 
willung zu gelangen. 

3. Wefentliche Momente des Staatsbegriffes find alfe: 

a) Ein Regent, dem vie Staatsgewalt kraft eigenen Rechtes zufteht; 

b) das Daſein des Volkes, deſſen Mitglieder in Beziehung auf ben 
Berein Bürger, in Beziehung auf den Souverän Unterthanen genannt werben ; 

e) ein Landesbezirk; 

d) Begründung ber Herrfchaft des Nechtes, oder ein Feſtſtellen recht- 
licher Zuftände, fowie von Inſtituten zu Gunften der Entwidelung ber 
Staatögenoffen. | 

4. Die Rechtsprincipien, welche bie Rechtöverhältuiffe des Stuntes 
ordnen, beißen das Staatsrecht oder öffentliches Recht, Jus publicum. 

Der Ausdruck jus publicum bat aber zwei Bedeutungen, je nachdem 
er in fubjectivem oder objectivem Sinne genommen wird. 

a) Objectiv ift jus publicum ver Inbegriff der Normen, welche das 
Rechtsverhältniß zwifchen den Subjecten der Staatsgewalt und ben Unter- 
thanen und das Rechtsverhältniß der Unterthanen unter einander feftjeken, 
jofern e8 begründet wird durch ben ftaatlichen Zuftand. 

b) Subjectiv ift das Staatsrecht die wifjenfchaftliche Lehre von bie: 
jen Rechtsverhältnifien, oder aber von den ftantsrechtlichen Beſtimmungen 
über die Befugniſſe der Einzelnen im Gegenfage ihrer privatrechtlichen. 
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II. 


Sintheilungen des Staatsrechts. 


8. 2, 


1. Das Staatsrecht wirb zunächit eingetheilt in ein 

a) Allgemeines, natürliches, philofophifches, ideales Staatsrecht; und 
in ein 

b) Pofitives Staatsrecht. 

Erfteres ftellt, ohne auf einen beftimmten Staat Rüdficht zu nehmen, 
bie aus der Idee des Staates folgenden Normen auf. 

Das zweite betrachtet die Normen eines pofitiven Staates. 

2. Nach ben Objerten und Subjecten zerfällt das Staatsrecht in ein 

a) Generelles und 

b) Spezielles Staatsrecht. 

Erfteres ift vorhanden, wenn fich die Principien auf alle Klaffen von 
Perfonen und Gegenftänden beziehen; Ießteres, wenn jene Normen einzelne 
Klaſſen oder Individuen im Auge haben. 

3. Nach dem Umfange der Geltung ber Quellen ift das Staatsrecht 

a) Allgemeines oder 

b) Bartifulares Staatsrecht. 

4. Ein 

a) Inneres oder aber 

b) Aeußeres ift das Staatsrecht, je nachdem es fich bezieht auf Rechts⸗ 
verhäftniffe innerhalb bes ftantlichen Gemeinweſens over außerhalb desſelben. 

5. In Beziehung auf Form und Thätigkeit ber Staatögewalt zer- 
fallt das Staatsrecht in 

a) Verfaffungs- und 

b) Verwaltungsrecht. 

Jenes iſt der Inbegriff der iiber Die Regierungsforn geltenden Grund⸗ 
fäße, die Lehre von den Subjecten ber politifchen Rechte und ihren Be⸗ 
fugniffen; dieſe enthält die Rechtsnormen, welche ſich auf Ausübung ber 
Stantsgemwalt in Gemäßheit des Verfaffungsrechts beziehen. 
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II. 
Dom öffentfihen Recht und öffentlihen Rechken. 
8. 3, 


1. Der Staat ift in Folge der Gemeinfchaft der Staatsgenoffen ein 
öffentlicher Zuftand; daher find alle auf fein Dafein fich beziehenden Rechte 
öffentliche echte. Aber nicht alle Objecte bes öffentlichen Nechtes find 
Staatsrechte. 

Staatsrecht iſt immer öffentliches Recht, aber nicht umgekehrt. 

2. Den Gegenſatz des Staatsrechts bildet das Privatrecht als das 
Recht der einzelnen Individnen. 

a) Das Stantsrecht erhält feinen Inhalt aus der Staatsunterwürfig⸗ 
fit; das Privatrecht aus der Natur und ben Zuftänden der Privatper- 
jonen, namentlich aus ihren Willensbeftimmungen. 

P) Untertbanen dürfen öffentliches Necht durch Verträge nicht ab- 
ändern, wie Privatrechte, 

y) Der ftaatlich Berechtigte muß fein Recht in der Regel ausüben; 
das Privatrecht gehört dem Einzelnen an. 

3) Gegenſatz von Staatsrecht und Völkerrecht. 

Das Völkerrecht betrifft das Nechtsverhältnig mehrerer Staaten zu 
einander. Das Staatsrecht prüft die Nechtsverhältuiffe des einzelnen 
Staates nach Innen. 

Zum öffentlichen Hecht gehört auch das Völkerrecht. 

4) Segenfag von Staats» und Kirchenrecht. 

Die Kirche ſteht als religiöfe Gemeinfchaft ſelbſtſtändig neben beri 
politifchen Gemeinfchaft des Staates, Wenn die Kirche auf einer eigenen ! 
Idee berubt, fo forbert auch das Kirchenrecht eine vom Stautsrecht ab⸗ 
weichende und befondere Behandlung. 

5) Verhältuiß des Stantsrechts zum Strafrecht, Strafproceß, Ci- 
vilproceß. 

Diefe Rechte find äffentliche Rechte, werben aber aus dem Staats: 
recht wegen ihres Umfanges ausgefchieben. 
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IV. 


Dom Gegenfiande des deuifhen Staatsrechtes. 


S. 4. 

Segenftand des beutfchen Staatsrechts ift die Darftellung ber ſtaats⸗ 
rechtlichen VBerhältniffe der deutſchen Bundesſtaaten nach ihren verfchiedenen 
Richtungen. 

1. Jeder einzelne deutſche Staat ift ein unabhängiger und felbititän- 
diger ſouveräner Staat; zugleich aber auch Glied einer höheren Einheit, 
Ring einer höhern Conföperation, bes deutjchen Bundes. 

2. Demnach ift auch ber Gegenſtand des beutfchen Staatsrechts ein 
zweifacher : 

a) das Nechtöverbältniß der Theilhaber am beutfchen Bunde als 
jolcher unter ſich, Bundesrecht; 

b) das öffentlichrechtliche Verhältniß der einzelnen Staaten in Deutſch⸗ 
land als folcher, Landesſtaatsrecht. 


Anhang zu 8. 4. 
Näheres über den Begriff des gemeinen dentichen Staatsrechts. 


Wir kennen wenige Fragen, über deren Beantwortung fchon fo oft 
und fo bitter geftritten worden wäre, wie über bie Auffaflung bes Be— 
griffes des gemeinen beutjchen Nechtes überhaupt und namentlich des deut» 
ſchen Staatsrechts. Die Bebeutung der Controverfe kann Niemand in 
Abrede ziehen, weber die praftifche, noch bie theoretifche. Wenn es kein 
gemeines Staatsrecht gibt, fo fällt damit eine der wichtigften Quellen für 
das partifulare Staatsrecht der einzelnen beutjchen Länder weg. Die 
Einbuße wird fich namentlich in den Fleineren beutfchen Staaten fehr 
fühlbar machen, weil dieſe Leine fo ausgebreitete und betailirte Geſetzgebung 
befigen, wie bie größeren Staaten, etwa Preußen oder Bayern. Wenn 
e8 Fein gemeines deutſches Staatsrecht gibt, fo fpielen bie darüber in jedem 
Semefter an den deutfchen Hochſchulen angekündigten Vorlefungen nahezu 
eine komiſche Rolle. Noch mehr, als die betreffenden Docenten und Zuhörer, 
find aber die Schriftjteller zu bedauern, welche feit 1815 ganze Biblio: 
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thefen über das gemeine deutſche Recht und befonvers fiber Das gemeine 
bentiche Staatsrecht gefchrieben haben. 

Es gibt Übrigens nicht nur zwei Parteien, deren Eine das Nicht- 
fein und beren Andere das Sein bes deutſchen Stantsrechts in Schub 
nimmt; vielmehr zertheilen fich bie Vertheidiger des beutfchen Staats⸗ 
rechts wieder in mehrere Heerlager mit verſchiedenen Loſungen. Es 
fommt alfo, um eine endgiltige Entfcheidung über bie Eriftenz, ben Bes 
griff und vie Bebentung bes gemeinen deutſchen Staatsrechts zu fällen, 
vor Allem barauf an, baß man fich Aber bie Begriffe „gemeines, 
Recht,“ „gemeines beutjches Recht“ und „gemeines beutfches 
Staatsrecht“ verftänbige. 

Wir erörtern demnach nacheinander bie erwähnten Be- 
griffe, indem wir die darüber herrſchenden Anfichten prüfen, 
um dadurch zu einem felbftftändigen und unanfehtbaren Reful- 
tate zu gelangen und nach dem hiemit erzielten Maßftabe über 
die Bedeutung der neueren gemeinrechtlichen Literatur auf dem 
Gebiete, des Staatsrechts uns auszufprecen. 

1. Der Ausprud „gemeines Recht,“ jus commune, bat belanntlich 
verſchiedene Bedeutungen angenommen. ) Gemeines Recht heißt zu⸗ 
nächſt ein Recht, deſſen Giltigkeit im Gegenfate zu einem partifula- 
ren Rechte eine weitere geographifche Ausdehnung befikt. Ver⸗ 
ſchieden von biefer Auffaffung ift die Unterfcheidung eines gemeinen unb 
befonderen Rechtes in Anjehung des Gegenftandes, auf welchen 
üh ein Recht bezieht, indem e8 a) entweber alle Perfonen und Sachen 
unter gleichen Berhältniffen over b) nur einzelne Klaffen von Berfonen 
oder Sachen oder c) nur das individuelle Verhältniß einer beftimmten 
Perfönlichkeit umfoßt. In dem sub a und b bezeichneten Sinne nennt 
man Das gemeine Recht jus generale, in dem sub c bezeichneten Sinne 
Jus speciale. Das jus generale als das auf alle Perfonen over 
Sachen unter gleichen Verhältniſſen fich beziehende Recht heißt auch all⸗ 
gemeines oder univerfelles Recht; das jus speciale, als das blos 
auf gewiſſe Klaſſen von Berfonen over Sachen fich beziehende Recht — 
befonderes Recht (Solvatenrecht, Adelsrecht). Zu großer Verwirrung 
führt es, wenn num manche Schriftfteller den Ausdruck das allgemeine 


) Bgl. C. ©. von Wächter, gemeines Recht Deutfchlands. Leipzig, 1814, 
8. 4-17. 
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ober univerfelle Hecht auch zu ver Bezeichnung. bes geograpbifch ge» 
meinen Recht8, des jus commune benügen, und dDiefem Jjuscommune 
das beſondere Recht im gegenftänblichen Sinne und das befondere Recht 
im geographifchen Sinne (das partikulare Recht) und Das jus speciale 
entgegenfegßen, wie etwa Müblenbruch in den Pandekten $. 48. oder 
Schilling in den Ynftitutionen II. $. 14. Die Berwirrung mußte noch 
größer werben, als Andere die Ausprüde jus generale und speciale 
geradezu zu der Bezeichnung bes jus commune und particulare 
im geographifchen Sinne wählten, wie etwa Befeler in bem 1843 
zu Leipzig erfchienenen Volksrecht und Juriſtenrecht, ©. 90.; ab- 
gejehen davon, daß das jus commune als das regelmäffige Recht auch 
bem jus anomale over dem regelwibrigen Rechte gegenüber gejtellt 
und unter dem allgemeinen over univerjellen Rechte auch oft das 
philofophifche Recht begriffen wird. Uns intereffirt an dieſem 
Drte das gemeine echt oder das jus commune nur in geogra= 
phifhem Sinne als ver Gegenfat zum jus particulare. In dieſem 
Sinne gebrauchen wir von nun an bie Ausbrüde gemeined Recht, parti« 
kulares Recht, jus commune, jus particulare, 

Jus commune ift das einer gewillen Zahl von Bezirken gemeinfame 
Recht, während bas partilulare Recht nur in einzelnen biefer Bezirke 
Geltung bat. Das jus commune unterscheidet man wiederum in ein 
juriftifch gemeines Recht, und in ein Hiftorifch gemeines Recht. 
Vom juriftifch gemeinen echte ift die Rebe, wenn bie Gemeinjamfeit bes 
Rechtes auf einer beſtehenden und fortwirkenden Nothwendigleit beruht, 
auf bie Einheit einer durch fich felbft für ſämmtliche Bezirke gemein ver: 
bindlichen Quelle jich ſtützt und eine eigentliche, wahre ober formelle Ge⸗ 
meinfamtkeit iſt. Das biftorifch gemeine Recht umfaßt diejenigen Rechts⸗ 
ſätze, Die aus irgendwelchen Gründen thatfächlich in allen ven verfchiedenen 
Bezirken gelten, ohne ihre Webereinftimmung auf bie Einheit eines juri- 
ftifchen Grundes zuräczuführen, auf eine gemeinfame juriftiiche Nothwen⸗ 
bigfeit. Das biftorifch gemeine Recht ift demnach Lein Begriff geltenden 
Rechtes, und es kann aus ver Thatjache feiner Eriftenz an und für fich 
feine Conſequenz gezogen werben. 

2. In dem bisher erörterten Sinne unterjcheivet man nun auch ein 
geographifch gemeines deutſches und geographifch partilulares deutſches 
Hecht, ein juriftifch gemeines und ein biftorifch gemeines deutſches 
Recht, endlich ein juriftifch gemeine veutfches und ein biftorifch gemeines 
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teutihes Staatsrecht. Bis bicher find die verfchiedenen Schriftfteller 
über die Bedeutung ber erwähnten Begriffe einverftanden. Der Haber 
beginnt aber fogleich, wenn es ſich um die Beantwortung ber Frage hats 
belt, ob es überhaupt ein begrifflich mögliches juriftifch gemei— 
nes deutſches Staatsrecht in Wirklichkeit gebe, welche Normen 
inconcreto unter baffelbe fallen und weiche dem Gebiete des 
biftorifchen Rechtes angehören. 

Zöpfl unterfcheivet das juriftifch gemeine deutſche Staats 
recht, da8 jus publienm commune im Sinne der Gemeinverbinplich- 
feit feiner Quellen, in ein jus publicum commune seriptum und in 
ein jas publicum commune non scriptum, ’) Zu erfterem gehören 
alle politifchen Rechtsnormen, welche von der höchften gemeinfamen poli⸗ 
tiſchen Autorität in Deutfchland ausgegangen find oder noch ausgehen 
werben, 3. B. die deutſchen Reichsgeſetze, joweit fie noch anwendbar find; 
bie beutfchen Bundesgeſetze; die Staatöverträge und Friedensſchlüſſe, welche 
von Deutſchland als einem politifchen Ganzen mit auswärtigen Mächten 
abgeſchloſſen werden. Zu dem jus publicum commune non scriptum 
rechnet Zöpfl alle politifchen Rechtsnormen, welche fich unter ven Faktoren 
ver Reichögewalt burch Herkommen bilven. 

Im Gegenfate zu diefem juriftifch gemeinen deutſchen Staatsrechte 
ſpricht Zöpfl von einem gemeinen veutfchen Staatsrechte infofern, als nachweis⸗ 
bar in einer oder anderer Beziehung eine Uebereinftimmung unter den parti= 
fularen Staatsrechten der einzelnen deutſchen Ränder beſtehe. Wenn bie 
ſes Jogenannte Hiftorisch gemeine Stantsrecht auch nur als etwas Zufäls 
liges, refp. nur als ein Produkt des Parallelismus zu betrachten wäre, 
jo würde doch in feinem Falle deffen wiffenfchaftliches Intereffe in Abrede 
zu ftellen fein. Die praftifche Bebeutung des fogenannten hiſtoriſch ges 
meinen Rechts müffe aber um fo mehr anerfannt werben, als man bie Be- 
beutung des PBarikularismus im vdeutfchen echte und namentlich bie 
biftorifche Nothwendigkeit veffelben gehörig würbigen lerne, und fich über 
zeuge, daß die Uebereinftimmumng der Partilularrechte, namentlich, ſoweit 
fie auf Herkommen beruhen, nicht fowohl ein Spiel des Zufalles, als 
vielmehr bie nothwendige Folge von dem wirklichen und lebendigen Da⸗ 
fein eines gemeinfanen nationalen Geiftes und das hiftorifche Zeugniß 


) Bal. Zöpfl, Grundſätze des allgemeinen uud beutfchen Staatsrechts. Heidelb. 
u. Zeipz., 1855—1856. 1. ©. 117. ff. 
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Davon fei, wie fich derfelbe überall in ben einzelnen Staaten gleihmäflig 
ichöpferifch und rechtsbildend äußert. Zöpfl betrachtet alfo bie Ueberein- 
ſtimmung der Partilularrechte zwar nicht als ben Rechtsgrund, warum 
Etwas gemein verbindlich ift, aber Doch als ben praktiſchen Erlenntniß- 
grund der gemeinfamen beutfchen Rechtsidee. Sei diefe einmal durch 
biftorifch wiſſenſchaftliche. Forſchung als die Urquelle der partilulären Er- 
Scheinungen aufgefunden und erlannt, fo trete fie in umgekehrte Wechſel⸗ 
wirkung zu ben einzelnen Bartilularrechten felbft und diene ebenfo zur 
Erklärung wie zur Ergänzung derſelben. Daher behaupte denn auch das 
jegenannte Hiftorifch-gemeine Recht, in diefer Art aufgefaßt, allerdings einen 
fubfidiären Charakter neben den einzelnen Partifularftatuten. Aus dieſem 
quellenmäffigen Berbältniffe ver als biftorifche von der Doctrin nachge- 
wiefenen gemeinen Rechisiven zu ven Partilularrechten ergebe fich als 
Folgeſatz, daß eine Abweichung ber legteren von ber erfteren nie vermu- 
thet werben dürfe, und ſelbſt erweisliche Abweichungen als Singularitäten 
nur in der geringften Ausdehnung anzunehmen feien. 

Zu dem gemeinen beutfchen Staatsrechte zählt Zöpfl endlich alfe 
jene Staatsrechtögrundfäte, welche fich als logiſche Entwicklungen aus 
bem Begriffe und der Natur ber einzelnen beutjchen politischen Rechts⸗ 
inftitute darftellen, wern gleichwohl ein ſolches Rechtsinftitut nicht in allen 
Staaten vorkomme. 

Eine wenigftens in der Form bes Ausbruds und theilweife auch dem 
juriftifchen Begriffe nach verſchiedene Anficht entwicelt über ben Begriff 
bes beutfchen Staatsrechts der gründlich gelehrte H. A. Zachariä aus 
Göttingen. Zachariä fpricht fich in feinem 1854 erfchienenen beutfchen 
Stants- und Bundesrecht ") weniger Mar aus, als er biefes fpäter in 
bem deutſchen Staatswörterbuch von Bluntfchli und Brater (1857, 
Heft 20. S. 737. ff.) thut. v. Mohl ) bezeichnet deßhalb mißver- 
ftändlich, wie H. X. Zachariä im Staatswörterbuch S. 742. n. 3. felbft 
behauptet, die Methode H. A. Zachariä's als eine blos ftatiftifche oder 
funchroniftifche Nebeneinanberftellung ber einzelnen Lanbesgefeßgebungen 
und als eine mehr oder weniger vollftändige Sammlung von Rechten 


9% Zachariä, bdeutihes Staats- und Bundesrecht. I—III. Göttingen, 
1841—1845. 2te Aufl., Göttingen, 18531854. 

*) Gefchichte und Literatur der Staatswiffenfchaften, in Monographien darge⸗ 
ftellt. Erlangen 1856. I. S. 292. 
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beutfcher Staaten. Waffen wir übrigens die gebiegene Ausführung H. 4. 
Zachariä's im Staatswörterbuche in das Auge, fo ftellt fi) ber von 
Mohl erhobene Vorwurf als ganz grundfos heraus. Zachariä verfteht 
unter dem gemeinen Rechte Deutichlands, resp. unter dem gemeinen deut⸗ 
ſchen Staatsrechte den Inbegriff derjenigen Rechtsnormen, welche aus 
ainer an fich oder durch fich felbft für ganz Deutfchland giltigen Duelle 
geichöpft werben, fei es, daß fie den einzelnen rechtsbildenden Kreifen und 
Organen gegenüber abfolut vispofitiver oder nur fakultativer Natur fei. 
9% Zachariä erklärt alfo den Begriff und das Daſein bes gemeinen 
Rechts von feiner wirklichen Geltung und Anwendbarkeit in allen deut⸗ 
ihen Ländern oder auch nur in einem größeren Theile von Deutfchland 
für völlig unabhängig und hält es für eine ganz unbegrünbete Behaupt- 
ung, daß ber Beitand eines gemeinen Rechts, z. B. Eriminalrechts, nur 
bis zum Hervortreten ber größeren und umfaſſenden Gefeßgebungen in 
Defterreich, Preußen und Bayern datirt werden fünne. Andererfeits ver- 
wahrt fih H. A. Zachariä vor der BVorftellung, als genüge zum Be- 
griffe bes gemeinen beutfchen Staatsrechts die Thatfache der Geltung in 
allen einzelnen heilen Deutfchlands. Ein bios faktifch gemeinfames Recht 
ſei beghafb Fein wahres gemeines Mecht und eine Lebereinftinnmung ber 
Partifufarrechte fo lange kein genügender Beweis für die Eriftenz eines 
gemeinen Rechts, als nicht dafür eine Grundlage aus einer gemeinrecht- 
lihen Quelle im obigen Sinne gewonnen fe. Was man auch immer 
gegen bie Eriftenz eines gemeinen beutfchen Stantsrechts eingewwenvet habe: 
die große Berfchiebenheit der Formen und Geftaltungen bes ftaatlichen Le⸗ 
bens und der äffentlichen Einrichtungen in ben einzelnen deutſchen Terris 
torien unb jest in ben Bundesſtaaten — es Tönne nicht als ftichhaltig 
betrachtet werben. 

Noch mehr als H. A. Zach ariä weicht von ber Auffaffung Zöpfls 
Ro. Mohl ab. ') Er läugnet die Exiſtenz eines gemeinen bemtfchen 
Staatsrechts oder, wie er fich ausdrückt, eines gemeinfamen Staatsrechts 
jümmtlicher beutfcher Staaten , keineswegs; er faßt aber den Begriff 
im ſchr beſchränktem Sinne. Wenn und infeweit nämlich nachgewieſen 
werden Eönne, daß aus ber befonbern rechtlichen Natur ver beutjchen 
Staaten fich eine gewiffe Beftimmung mit logifcher Nothwenbigfeit ergebe, 
ei auch biefelbe als giltiges Recht für alle gleichmäffig anzuerkennen. Cine 


) A. a. O., NH. S. 294 
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Ausnahme finde nur ftatt für foldde Staaten, welche über einen folchen 
Punkt eine eigene Geſetzgebung befigen, als welche unbedingt vorgehe. An⸗ 
tererfeitö aber fei zu behaupten, daß die eben gemachte Vorausfegung nur 
in einer Heinen Anzahl von Fallen thatfächlih eriftire und daß aljo das 
gemeinfame echt einen höchſt befchränkten Umfang babe. Das gemein- 
fame Staatsrecht fei nur eben ein Zorfo, deſſen übrige Glieder durch 
Erpbeben adgerifien und in die Weite gejchleubert worden. Es habe 
natürlich nicht die Schönheit und nicht ben Werth des ganzen Bildes ; 
ievoh auch in der PVerftümmelung habe es noch Werth für Wilfen- 
Schaft und Leben, vor allem eine nationale Bedeutung. Wir müſſen es, 
bis e8 etwa durch ein neues vollitändiges Ganzes erfegt wird, ehren und 
benittzen. 

Noch weiter geht J. Held in feinem 1856 zu Würzburg erſchiene⸗ 
nen Spiteme bes Berfaffungsrechts der monarchiſchen Staaten Deutjch- 
ande, I. ©. 28, ff. Held ift der Anficht, daß eim juriftifch = deutſches 
Staatsrecht feit der Auflöfung des teutichen Reiches nicht mehr beitebe. 
Die Wiffenfchaft eines gemeinen beutfchen Stantsrechts hätte als die Wif- 
ſenſchaft eine® geltenden echtes eigentlich gar feinen Gegenftand, als das 
allgemeine Staatsrecht, deſſen ſyſtematiſche Behandlung ihr ſchon deßhalb 
zufallen müffe, weil fie in den willenfchaftlichen Darftellungen der einzel- 
nen deutſchen Staatsrechte keinen Platz habe. Held ſieht übrigens felbit 
ein, daß für diefen Stoff allein die Bezeichnung „deutſches Staatsrecht“ 
sicht mir Überhaupt unpaflend, fondern auch viel zu eng fein würde, ba 
verjelbe in Feiner vollflonnnenen wilfenfchaftlichen Darftellung irgend eines 
pofitiven Staatsrechts gänzlich fehlen darf und allenthalben wejentlich der⸗ 
felbe fein muß. Der VBerfaffer des Syſtemes beſchränkt fich deßhalb nicht dar⸗ 
auf, einerfeits nur das allgemeine Staatsrecht darzuſtellen, andererſeits 
num bie gefonderte Bearbeitung eines jeven Staatsrechts der einzelnen 
beutfchen Bunbesftanten zu verlangen. Wie ftrenge er e8 daher auch mit 
den Begriffsbeftimmungen für das unmittelbar anwendbare beutfche Staats⸗ 
recht nimmt und wie unverbrüchlich in Betreff der juriftifchen Geltung 
er daran feithält, jo glaubt er doch, daß die deutſche Rechtswiſſenſchaft 
auch auf bem Boden der bentjchen Staatsrechtswiſſenſchaft den Beruf 
babe, ein Hort der Einheit der großen deutfchen Nation zu fein. Dieſen 
Beruf erfülle fie aber nicht dadurch, daß fie von einer nicht vorhandenen 
ftantsrechtlihen Einheit ausgehend oder den Mangel diefer ftantlichen Ein- 
heit übergebenb ein Syſtem von unanwendbaren Rechtsfügen conftruire, 
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jondern dadurch, daß fie zunächſt vom Standpunkte des gegentwärtigen 
vollfommenen Staates aus die allgemeinen Sonjequenzen ziehe und dieſel⸗ 
ben, weil logiſch nothwendig, auch als pofitiven Inhalt eines jeden deut⸗ 
Iden, wie jedes anderen wahren Staatsrechts rechtfertigt, dann aber auch 
durch eine wirkliche wiffenfchaftliche Darftellung wie und warum Alles fo 
geworden und durch ben Nachweis alles nicht zufällig fondern ge 
ſchichtlich nothwendig Gemeinfamen im öffentlichen Nechte der verfchievenen 
deutſchen Staaten den unentbehrlichen Schlüffel zum Verſtändniß der Ein- 
beit in ber vielgeftaltigen Gegenwart und zur entfprechenven Geftaltung 
ver Zuhmft biete. Help ftellt demnach in feinem deutſchen Staatsrechte 
zuſammen: 1) das allgemeine Staatsrecht als die unentbehrliche Ergänz- 
ung aller und namentlich auch ber deutſchen Einzelftuatsrechte, und 2) be- 
hufs ber leßteren vollen Verſtändniſſes und zu deren entfprechenver Fort- 
bildung a) bie vollftändige gefchichtliche Entwicklung der ftaatsrechtlichen 
Berhältnifje in Deutfchland vom Beginne Deutfchlands als eines felbft- 
fäntigen Staates an bis auf unfere Tage und b) das durch die gemein- 
ſamen nationalen Grundlagen und Entwidlungen im Allgemeinen und 
durch ben beutfchen Bund insbeſondere Hiftorifch oder faktifch gemeinfume 
Stautsrecht. 

dv. Gerber ) enblich zieht in feinen vielfach geiftvollen Erörterun- 
gen „Ueber öffentliche Rechte“ nicht nur vie Eriftenz eines gemeinfamen 
deutſchen Staatsrechts mit Held in Abrede, ſondern legt auch einer im 
Sinne des Heldſchen Werkes gedachten Disciplin feinerlei Sinn und Be- 
deutung bei, worüber Held, a. a. O. ©. 25. n., fi) nicht wenig zu är⸗ 
gern fcheint. Es gehört nach v. Gerbers Anficht eine jehr unbeftimmte 
Vorſtellung von ber Natur wiffenfchaftlicher Forderungen dazu, um bei 
der Lage der Berbältniffe in Deutfchland noch an die Möglichkeit ver 
Conſtruktion eines gemeinen beutfchen Staatsrechts glauben zu Föunen, 
turh welche alle Gegenfäge, die nuy einmal befteben, umfaßt würben. 

Dieß find die Hauptfächlichften Anfichten, welche über Begriff und 
Bereutung des heutigen gemeinen beutfchen Staatsrecht8 beftehen. Cine 
jeve derſelben fieht fich durch Männer von Urtheil und Namen vertreten, 
beansprucht ausschließliche Geltung, hofft Die bereits geſchehene Ueberwind⸗ 
mg der anderen und erflärt mehr oder weniger gelindbe ‘die ihr entgegen- 


') Ueber öffentliche Rechte. Tüübingen 1852. S. 11. 
Reihlen, Staaterecht. 3 
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ftehenden Theorien fir Albernheiten. Nur Zöpfl tritt fehr befcheiden auf, 
obwohl er nicht die unftattlichften Gründe bat. Es bfeibt uns bemmuch 
Nichts übrig, als dag wir eine jede der verfchievenen Theorien. in ihren 
Beweisgründen prüfen, was am beften gefchieht, indem wir die Entſcheid⸗ 
ung mit der Critik der mobernen Literatur des deutſchen Staatsrechts, na⸗ 
mentlich des Held'ſchen Syſtemes des Verfaffungsrechts der deutſchen mo⸗ 
narchifchen Stanten verbinden. 


V. 
Methode der Darſtellung. 


8. 5. 


Die beiden Hauptbeſtandtheile erfordern eine verſchiedene Behandlung: 

1. Das deutſche Bundesrecht beruht lediglich auf geſchriebenen Rechts⸗ 
quellen, weßhalb eine dogmatiſche Behandlung Statt haben kann. 

2. Anders verhält es ſich mit den Quellen des Staatsrechts in den 
einzelnen Bunbesftagten. Manche Verhältniſſe des Staatsrechts ber Ein⸗ 
zelftanten find gleichfall® normirt durch das Bundesrecht und es kann 
durch das Bundesrecht das Landesitaatsrecht mobiflzirt werben; aber ver 
bei weiten größere Theil der Quellen des Staatsrechts der Einzelftanten 
bezieht fich nur auf dieſe. 

Bei dieſer Befchaffenheit ver Quellen ift eine boppelte wiffenfchaft- 
lihe Behandlung möglich, 

a) entweder eine befonbere Darftellung des Staatsrechts der Ein» 
zelftanten, welche Methode zu unnügen Wiederholungen führen würde; 
oder aber 

b) Zufammenfaffung ſämmtlichek Quellen aller deutſchen Staaten 
als einer Einheit, fo daß, in Befolgung der hiſtoriſch-dogmatiſchen Me— 
thobe, die gemeinfame Rechtsidee deducirt wird. 


I. 


Dir Titreratur 
des 


algemeinen und gemeinen deutſchen Staats- und 
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Einleitung 
in bie 
fiteratur des allgemeinen und gemeinen deuiſchen Staafs- und Bundesrechls im An- 
ſchluſſe an die Beurtheilung a) der neueften Syftene, Befonders des Syftems des Derfafflings- 
rechis der monarchiſchen Staaten Deutfchfands, mit Befonderer Ruckſicht auf den 
Comtitutiona'ismus, von Dr. Joſeph Held in Würzburg. 1856— 1857; b) der crififchen 
Bänge von Friedrich Nölner. 


A. 


Die Literatur des pofitiven Staatsrechts befigt unter den politifchen 
Dieciplinen aller Völler ven bebeutenpften Umfang. Der Anbau biejes 
Gebietes verdankt die umfaſſende Sorgfalt der auf ihn verwendeten Pflege 
nicht nur ber praftifchen Wichtigkeit des Gegenftands, fondern auch dem 
Reize der Mannigfaltigkeit, welche in ven Betrachtungsweilen zu Tage 
tritt, vielleicht auch ber Leichtigkeit, womit vie ſyſtematiſche Bewältig⸗ 
ung eines pofitiven Stoffes verbunden zu fein fcheint. Demnach ift, 
wie R. v. Mohl in der Gefchichte und Literatur der Staatswiſſenſchaften 
(1. 45. u. d. f.) nachweist, das öffentliche echt der meiften Völker einer 
wiflenfchaftlihen Behanblung Tängft theilhaftig geworben. Daß nament- 
lich die Deutfchen in ber literarifchen Ausbildung ihres Staatslebens fo» 
gar die wirkliche politifche Entwidlung laͤngſt überflügelt haben, beruht 
anf der Natur unferes nationalen Geiftes, welcher mehr als ver irgend 
eines anderen Volles den Mahnungen der Wiffenfchaft zugänglich und 
regelmäfjig jepweben Fortjchrittes im Leben erft nach. deſſen boftrineller 
Aneignung gewärtig ift. Die Menge der ftaatsrechtlichen Shfteme in 
Deutfchland Hat beſonders durch Die politifche Geftaltung unferes Vater⸗ 
landes eine auf anbern Gebieten unerbörte Steigerung erhalten. Denn 
nicht nur das gemeine Öffentliche Recht, foweit daſſelbe einerjeits aus ben 
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Bundes: und den noch in Geltung befinblichen Reichsgeſetzen, anbererfeite 
aus der geiftigen Einheit der partifulären Rechtsgedanken fließt, ſondern 
auch das beſondere Staatsrecht der verſchiedenen deutſchen Länder hat fich 
vielfacher, umfaſſender und mitunter trefflicher Bearbeitungen zu erfreuen. 
Unüberfehbar ift endlich die Muffe der Monographien. Dennoch Tann 
von einer tadellofen Vollendung anf dem Gebiete des beutjchen Staats⸗ 
rechts eben fo wenig als in irgend einer andern Sphäre der willenfchaft- 
lichen Thätigfeit vie Rede fein. Ja ein gänzlicher Abfchluß gehört in das 
Bereich der Unmöglichkeit, weil pas vorhandene Material mit jedem Tage 
neuen Zuwachs erhält. | 

Diefe Thatfache fpringt unmiberleglich in die Augen, wenn auf bie 
Reihe der bisherigen Syſteme ein fritifcher Blid geworfen wird. Die 
Werke von Klüber, Schwarzkopf, Schmalz, Brunnquell, Jordan, Weiß 
und Maurenbrecher haben ihre Bedeutung für ben gegenwärtigen Gebrauch 
mehrentheils eingebüßt. Befprehung und Benugung finden heutzutage — 
abgefehen von ter Benützung der Literaturüberfichten bei Klüber — faft nur 
noch die Arbeiten H. A. Zachariä's und Heinrih Zöpfls; auch zwilchen 
dieſen beftehen Verfchievenheiten, welche bis in bie Seele des behandelten 
Gegenftanves eindringen. Als dritter und jüngfter Bearbeiter des beutfchen 
Staatsrechts für die Gegenwart ift nunmehr Held in Würzburg aufgetreten. 


I. 


Bon entfchievener Bedeutung ift vor Allem das Verhältniß, in wel- 
ches der Letztgenannte zu ben bisherigen Shftemen tritt; feine Anficht über 
das Bedürfniß, welches ihn zur Gründung eines neuen Syſtems veran- 
late; das richtige Bewußtſein der nächftliegenden höheren Stufe, vor wel- 
cher fich die bisherige Stantsrechts-Literatur abſchließt. Er vermißt in 
letzterer bie richtige Erfenntniß der Gränzen einerfeits zwiſchen inbivibuel- 
lem oder Privatrecht und allgemeiner oder ftaatlicher Pflicht, andererfeits 
zwifchen Stantsrecht und Politik; der naturgemäße Gegenfag zwilchen 
biefen verfchiebenartigen Elementen fei bisher zu wenig erforfcht und da⸗ 
durch gerabe in bie Fundamentallehren des Staatsrechts mannigfache Ber- 
wirrung gebracht worden. Das Zufanmenwerfen bes indivinuellen Rechts 
mit der öffentlihen Pflicht und die Verwechslung ver Politif mit dem 
Rechte bilden die beiden Grunbfeinde bes Staates, auf deren ſtaatswidrige 
Wirkfamkeit ſich alle Uebelftände und jede Trampfhafte Entwicklung ber 
Staaten zurüdführen laffen. 


Einleitung. 39 

Ehe wir die Begründung des behaupteten Mangels und bie Art fei- 
ner angeftrebten Befeitigung ; ehe wir den Begriff, welcher mit dem Ver⸗ 
faffungsrecht der monarchiſchen Staaten verbunden wird und bie barauf 
geftügten Ausführungen nach Form und Inhalt beurtheilen, möge bas 
Heid'ſche Werk eine gebrängte Veberficht des Inhalts und feiner ſyſtema⸗ 
tiſchen Gliederung an dieſem Orte finden. 

Das Wert zerfällt in zwei Theile, deren erfter in 200 88. bie Dar- 
ftellung der allgemeinen Staatsrechtögrundfäge und die Gefchichte der po⸗ 
titifchen Geftaltungen Geſammt⸗Deutſchlands enthält, während ber zweite 
in 506 88. das Syſtem bes geltenden, ven deutſchen conftitutionellen Mo⸗ 
narchien gemeinfamen Staatsverfaffungsrechts ausführt. 

Die Einleitung (8. 1—35.) zum erften Bande erörtert I. den Be- 
griff des Staates überhaupt, II. den Begriff des Stantsrechtd und fein 
Berhältniß zur Bolitif und zu den übrigen juriftifchen Disciplinen; III. 
Begriff und Quellen des beutjchen Stuatsrechts insbefondere,; IV. ben 
Befig und bie Verjährung im Stanterechtes V. den Vertrag in ftaatd- 
rechtlicher Beziehung; VI. Hülfsmittel und VII. Literatur des Staats- 
rechts. Die erfte Abtheilung (8. 36—155.), welche der Betrachtung der 
allgemeinen Staatsrechtsgrundſätze gewidmet ift, zerfällt in fünfzehn Er- 
örterungen. Dieje entwideln die Lehren vom Welen und Entftehen bes 
Staates, vom fogenannten Naturftande, von Staat, bürgerlicher Geſell⸗ 
ſchaft und Mienfchheiteftang, vom Volt und von deffen Gliederung in 
Stände, vom Land im Allgemeinen und vom Staatögebiete, von ber 
juriftifchen Perfönlichleit des Staates, von feinem Verhältniffe zum Sit- 
tengefeße, von bem Begriffe und den Confequenzen ber Souveränetät, von 
dem Unterſchiede zwifchen Fürften-, Volfs- und Staate-Souveränetät, vom 
Stuatözwede, von den werfchievenen Theorien über Entftehung und Rechts⸗ 
grund der Staatsgewalt; von der letzteren wejentlichen Eigenfchaften und 
Beftandtheilen‘; von den Formen der Staatöverfaffung ; vom Conftitutio- 
nalisınus und von den Verbindungen mehrerer Staaten unter einander. 
Die zweite Abtheilung entwidelt die Geſchichte unferer politifchen Geftalt- 
ungen (8. 156—200.) zur Zeit des heiligen römischen Reichs deutſcher 
Nation, des Rheinbundes und des beutfchen Bundes. In der Darftellung 
ber erfteren Periode finden wir A. die Quellen des Neichitantsrecht3 und 
B. die Berfaffungsverhältniffe des deutſchen Reichs erörtert, namentlich 
deſſen Obrigkeit, Unterthanen und Gebiet. In der britten Periode wer⸗ 
den neben ver Entftehung bes beutfchen Bundes, feinem Begriffe und ben 
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Quellen des Bunbesrechtes, die Grundzüge der beutfchen Bunbesverfaflung 
geichilvert, nämlich: I. Begriff, Competenz und Organifation ber Bundes⸗ 
verfammlung, fowie II. die Mittel des veutfchen Bundes. Den Schluß 
bifbet die Gefchichte des deutfchen Bundes fett feiner Begründung bis auf 
unfere Tage und bie Darftellung feines Verhältniſſes zu ven früheren 
politifchen Geftaltungen Geſammt⸗Deutſchlands. 

Der zweite Theil, welcher fich als britte Abtheilung ben bisher be- 
zeichneten zwei erften Abtheilungen bes erften Banbes anfchließt, zerfällt 
in zwei Unterabtheilungen. Die legteren vorausgeſchickte Einleitung be⸗ 
handelt drei Meaterien, I. von ben deutſchen conjtitutionell - monardifchen 

» Staatöverfaffungen im Allgemeinen (8. 201—235.), II. bie Entftehung 
der Verfaffungen, deren Abänderung, interpretation, ganze ober theil- 
weife Aufhebung (8. 236—254.), III. die Garantieen der Verfaffung. 
Unter ben zuerft erwähnten Titel macht der Verfaffer A) VBorbemerkun- 
gen zur richtigeren Beurtheilung der beutfchen conftitutionell-monarchifchen 
Staatsverfaffungen, indem ew die Anfänge des modernen Conftitutionalis- 
mus in Deutfchland, die Einwirkung ber Buntesgrundgefeßgebung und 
beren Refultate, ven Einfluß der: franzöfifchen Verfaffungszuftände auf bie 
Geftaltung der beutfchen, namentlich der politifchen Bewegungen in Deutfch- 
land und deren Verhältniß zum Bunde und zu den Cinzelftaaten, zulegt 
bie Grundzüge, in denen alle gegenwärtig geltenden Verfaffungen ber veut- 
ſchen conftitutionellen Monarchien übereinftimmen, zu fchilvern fucht. An 
biefe Ausführungen Inüpft fich die Mittheilung B) ver allgemeinen ftante- 
rechtlichen Vorkenntniſſe, die Definition von Verfaſſung nach conftitutie- 
nellem Staatsrecht überhaupt, fowie nach beutfchem conftitutionellem Staats⸗ 
recht insbefondere und die Aufzählung ber Gegenftände, auf welche ſich 
bie dentichen Verfafſuugsnormen erjtreden, enplich eine Ueberſicht der in 
den conftitutionellen Monarchien gegenwärtig geltenben Verfaſſungsgeſetze. 
Unter dem zweiten Titel wird A. begründet, daß nur bie theilweife ober 
gänzliche Aenderung einer beftehenden Berfaffung in Frage lommen könne 
und ſodann B. zu ver Beantwortung einzelner praftifcher Fragen überge- 
gangen: zu ber Beftimmung des Verhältniffes zwifchen pactirten und of- 
tropirten Gefegen, zu ber Lehre über die Ungültigleit von Verfaſſungsge⸗ 
fegen, über die Bedeutung von Nationalverfammlungen, über proviforifche 
und interimiftifche Gefege und über vie Bebingungen der Anwenbbarfeit 
eines Geſetzes. Die hierauf folgende Theorie von ben Verfaffungs-Garan- 
tieen ($. 2552568.) betrachtet zuerft die äußern dann bie innern Garantieen. 
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Die erfte Unterabtheilung des zweiten Theiles befchäftigt fich mit ber 
Obrigkeit der deutfchen conftitutionellen monarchiſchen Staaten und beren 
Organen (8. 259—442.). In der Einleitung ($. 259-266.) werben 
alfgemeine gejchichtliche Bemerkungen gegeben. Die ſich hieran anfchlie- 
ßende Lehre, die Feitftellung des Begriffes ver Staats - Oberhauptfchaft 
oder der Sonverünetät ber beutfchen Fürſten (des monarchiſchen Principe) 
und beren Confequenzen (8. 259507.) zerfällt in zwei Abjchnitte. Der 
erfte derjelben (8. 267—365.) befchäftigt fich mit der Lehre nom Staats» 
oberbaupte, von dem Subjelte der Staatsgewalt in Deutfchland und von 
dem Inhalt ber legteren. Der Verf. erörtert A. ven Erwerb ber Staats» 
gewalt (S. 270—364.), indem I. die Verbindung diefer Lehre mit dem 
Syſtem, II. die gefchichtliche Einleitung in das Thronfolgerecht, TIL. die 
Theorie von letzterem in ihrem gegenwärtigen Stande, IV. das jeßt gel- 
tende deutſche Succeflionsrecht, V. der Regierungsantritt, VI. die Reichs⸗ 
vormunbfchaft, endlich VII. die Abdication des Souveräns zum Gegen. 
jtande ber Unterfuchung gemacht wird. Hieran ſchließt fih B. vie Schil- 
berung der Souveränetätsrechte (8. 364—365.) nämlich, I. ver eigentlichen 
Rechte der Staatsgewalt, IT. ver Menjeftätsrechte und III. der politischen 
Familiengewalt. — Der zweite Abfchnitt der erften Unterabtheilung be- 
ihäftigt fich mit ven zur Ausübung der Staatsgewalt der Souveräne bes 
rufenen Organen (8. 366442.) und zerfällt in die Lehre A. von ben 
Staatsämtern und den Staatsbienftverhältniffen, fowie B. in die Dar- 
ftellung der Rechtsſätze von den Landſtänden. Grftere Betrachtung 
($. 366-386.) eröffnet fich mit I. einer gefchichtlichen Einleitung, erör- 
tert II. den Begriff des eigentlichen Staatsdienſtes und III. die Stellung 
des Staatsamts und bes Staatspienftes im Syſtem; ftellt IV. die Be⸗ 
ftimmungen ber beutfchen Verfaffungsgefege über ben beutfchen Staats- 
bienft zufammen und betrachtet V. die Juſtizbeamten insbeſondere, VI. bie 
Berantwortlichkeit ver Staatsbeamten und namentlich der Meinifter wegen 
Berfaffungsverlegung, endlich VII. ven Staatsrath oder geheimen Rath. 
Die Lehre von den Yandftänden (8. 387 — 442.) zerfällt in acht Theile; 
ihren Inhalt bilden: I. eine gefchichtliche Einleitung, II. Die allgemeinen 
Grundjäge des in Deutfchland gegenwärtig geltenden Conftitutionalismus, 
III. die Zufammenfegung des laudſtändiſchen Organismus im Allgemei- 
nen, IV. bie Unterordnung der Landfchaft unter die Souveränetät, V. bie 
Bildung des landftänbifchen Corpus insbefonvere, VI. die rechtliche Stell- 
ung der Landſtandſchaft und ihrer einzelnen Mitglieder, VII. das ſtän⸗ 
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bifche Necht der Betheiligung an der Orbiung des Stantshaushaltes und 
namentlich der Steuerbeiwilfigung, VIII. die Gefchäftsbehandlung und Ord⸗ 
nung des Landtags. 

Die zweite Unterabtheilung der britten Abtheilung enthält bie Lehre 
vom Volk und vom Land ($. 443—-506.). Die I. Betrachtung handelt 
von ben Angehörigen des Staates, den Unterthbanen und Staatsbürgern, 
auch von ben Fremden ($. 443—-505.). Sie zerfällt in bie Erörterung 
ber rechtlichen Stellung der veutfchen Staatsunterthunen I. ale phyſiſcher 
und IT. juriftifcher Perfon. Demnach werben in erfterer Beziehung die 
Grundfäge von den Menfchen- over Ur-Rechten von den allgemeinen Uns 
tertbanenpflichten und entfprechenden Untertbanenrechten, fowie von ben 
befonberen Pflichten und Rechten erörtert, woran, fih Schlußbemerfungen 
über das Verhältniß zwifchen Staat und Unterthbanen anreihen; in zwei- 


ter Beziehung finden wir die rechtliche Stellung der Stiftungen und Cor: - 


poratienen behandelt. Der Lehre vom Lande ift nur ein $. gewidmet. 


II. 


Dieß ift der ſyſtematiſche Grundriß des Werkes. Seine äußere 
Gliederung weicht von den bisherigen Syſtemen genugfam ab, um 
auch eine jener zu Grunde liegende innere Berjchiebenheit des Aus- 
gangspunftes vermuthen zu laffen. Wir betrachten deßhalb ver Allem die 
Tundamentalauffaffungen, die Begriffe, welche der Verfaffer mit den Aus- 
brüden Staat, Staatsrecht, allgemeines und deutſches Staatsrecht verbintet. 

1) Er definirt den Staat als „das vermunft- und naturnotb- 
wenbige, fouveräne ewige Gemeinweſen“ (IT. 3.) Diefe Definition fcheint 
ungenügend zu fein. Für's Erſte bat fchon Zöpfl (Staatsredt I. 8.1. 
N. 1.) daran erinnert, daß die praftifche Erfenntniß über das Weſen des 
Staates durch die in erfter Yinie gejchehene Auffaffung feiner gejchicht- 
lichen Erfcheinung bedingt ſei. Es hält fchwer, zum Voraus bie ber hifto- 
rifchen Thatſache zu Grunde Tiegende dee oder das Weſen des Staates 
in abstracto klar zu machen, namentlich in einem Buche, welches, wie 
das vorliegende, nicht blos für Fachgelehrte beſtimmt iſt. Für's Zweite 
gehört unter den angeführten Eigenfchaften ver Souveränetät, der Natur: 
und Vernunftnothivendigfeit und der Ewigkeit und ber Heiligkeit, blos das 
zuerst genanitte Merkmal zum eigenthümlichen und ausfchließlichen Begriffe 
des Staates. Uns ift wenigitens kein Staat befunnt, welcher nicht in- 
nerhalb und außerhalb feines Kreiſes Gemeinwefen wüßte, deren Eriftenz 
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von dem Willen des Menfchen unabhängig und, weil unvertilgbar, wie 
die menfchliche Natur und deßhalb eine göttliche Schöpfung, ewig und 
beilig wäre. Wir erinnern blos an ben Begriff von Kirche und Gemeinde. 
Hiemit ftimmt auch H. A. Zachariä überein, welcher (deutfches Staats⸗ 
und Bundesrecht I. 35.) ven Staat in abstracto ſchlechthin als fouverä- 
nes Gemeinweſen befinirt; denn die beigefügte Erwähnung des Staats⸗ 
zweckes als der oberften Leitung und Förderung aller Gefammtintereffen 
der organifch verbundenen Glieder gehört nicht zum Wefen des Begriffes. 

2) Das Staatsrecht nennt der Verf. den Inbegriff jener Nechts- 
verhältniffe, Rechisinftitute, Nechtsnormen, welche den Staat als folchen 
und die rechtlichen Folgen feines Dafeins betreffen ober in benen ber 
Staat nur als Subjekt, beziehfungsweife Quelle ver Berechtigung, und 
ihm gegenüber jeder, der ihm angehört, in foweit biejes ber Fall, al ver- 
pflichtet erficheint ; alfo die Summe jener Yuftitute und Normen, welche 
1) das Subjekt der ftantlichen Berechtigung, beziehungsweife den perſön⸗ 
lichen Träger derſelben, und bie Form ihrer Ausübung (die Staatsbe⸗ 
berrfchung und Regierungsform, das Staatsverfaffungsrecht), 2) die recht- 
lihen Folgen des Staates _für das gegenfeitige Verhältniß zwiſchen 
Regierten und Regierenden und 3) die Wirkung ver ftaatlichen Verbind⸗ 
ung für Die Staatsangehörigen, als Regierte, unter fich zum Gegenjtande 
haben. Der Verf. betrachtet diefen Inhalt des Staatsrechtes als iden⸗ 
tiſch mit dem des dffentlihen Rechtes und zählt, im Gegenfate zu Zöpfl 
und Zachariä, das Völkerrecht zu den privatrechtlichen Discipfinen. Uns 
beftreitbar ift, daß Durch bie Eriftenz des Staates als felchen öffentliche 
Rechtöverhältniffe in das Dafein gerufen werben, welche fich entweber auf 
das Berhältniß des Staates zu andern Staaten, oder auf die Elemente 
des Staates felbft beziehen (vgl. Zöpfla. a. 02.1.8. 18. und Zacha— 
tiäã a. a. O. 8. 1.) Die Nechtsfubjektivität des Staates ſoll nun in 
biefen zwei Rechtsgebieten eine wefentlich verſchiedene und dadurch ein 
Einheitsgrund zwifchen beiden unmöglich gemacht fein. ‘Doch feheinen die 
Gründe, welche von dem Berf. gegen die bisherige Anficht geltend gemacht 
werben, keineswegs haltbar zu fein. Es hat allerdings Staaten gegeben, 
weiche über die Berechtigung anderer Völfer dem eigenen Staate gegen- 
über feine Rechtsgrundſätze aufſtellten; baraus folgt aber nicht, daß bie 
Idee des DVölferrechtes ihnen fremd blieb. Sie brachten dieſelbe fich nicht 
zu Harem Bewußtjein, während fie gewifle Marimen anderen Staaten 
gegenüber fefthalten mußten, weit ein Verkehr zwifchen ihnen ftattfand. 
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m ten RE UN ein barbariſches und beſtand gerade darin, 
en Ban erzer Täler nicht anerkannten ; allein ihre Grund⸗ 
— u rin Abe uwget als Die Anfänge eines humanen Rechtes 
Ard WE Staatsidee entwickelt ſich im Einklange mit der 
ut IR NEE aus rohem Beginne und ‘durch hundertfache Ver⸗ 
s Ion Fraanärecht des Defpotismus oder eines orientalifchen 
ur ar wit Aachfalls den Gegenfaß zu ber durch die Natur ge= 
oa Baar nä Aiontlichen Lebens. Wenn man an bie Unvereinbar- 
on Immun txxer Univerfalmonardhie mit dem Völferrechte erinnert 
NONE Ce >. gerabe der im Begriffe einer Univerfalmenardhie ent⸗ 
BBdxxcvc vorher zu löſen. Der Verf. findet ferner einen we⸗ 
—öüR zwiſchen beiden Rechtsgebieten darin, daß im Völfer- 
war, NER WE fonveräne Staaten in ihren wechjeljeitigen Beziehungen 
—XES erſcheinen und die Folgen, welche völkerrechtliche Ver— 
— if a die einzelnen Angehörigen ber betreffenden Staaten haben 
yünnzu Pre nur immer etwas Mittelbares feien. Allein der Verf. - 
zn, ANTROT, baß, wie der Staatövertrag für die Angehörigen fremder 
Aufen. 3 gerade das Geſetz zunächſt nur für ven Staat als folchen, d. h. 
a zu Cnbeit feiner Unterthanen zur bindenden Norm wird, während 
zx grgiren unter ihnen nur mittelbar in Folge ihrer concreten Rechts: 
erzzlle mit dem Gefege in Berührung kamen. Endlich wird einge- 
wendet: N gehöre wejentlich zur Natur der ftaatsrechtlihen Verhältniſſe, 
ſie den Staat als herrſchend, und Alles, was ihm angehört, als be- 
wrıhöt parftellen; während das Völkerrecht die davon erfüßten Staaten 
ann ie wechlelfeitig zu verpflichten, wie zu berechtigen im Stande fei. 
ein fo weit ein Gebiet von Rechten burch einen Staat dem andern 
eingeräumt ift, herrſcht dieſer vollftändig. Wie ſodann im Stantsrecht 
ichten und Rechte ich gegenfeitig entfprechen, fo auch im Völkerrechte. 
Zwar bemerkt der DBerf., daß von Rechten der Staatsangehörigen im 
Staatsrechte nur in ſo ferne die Rede ſein könne, als die fraglichen Rechte 
yimeber nur wegen Ausübung der politiſchen Pflichten gegeben ſeien, oder 
uneiß fie als unveräußerliche allgemeine Menſchenrechte und als die noth- 
wenbigen Folgerungen derjelben die Grenzen ber Berechtigung bes Staa- 
jo fein gerade legteres findet auch im Völferrechte ganz 
r E der Einzelne nicht nur innerhalb feines Staates, fon- 
d ber menfchlichen Gefellfchaft und als Träger ihrer 

n Staaten gegenüber unveräußerliche, weil in der eiwigen 
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bee der menfchlichen Aufgabe gegründete Nechte bat. Ya wenn man 
die Entwicklung aller Völker zu einer von den Schranken des Staates 
losgebundenen fittlihen Gemeinde als die Vollendung der Welt betrachtet, 
jo bat, ganz wie im Staaterechte, ver Einzelftaat nur in fo weit Nechte, 
als zur Erfüllung feiner Pflichten im Völkerſtaate unumgänglich nöthig 
ft. So fcheinen pie Wiberfprüche, welche zwifchen dem Wefen bes Staats⸗ 
und Bölferrechtes als Unterabtheilungen des öffentlichen Nechtes beftehen 
follen, fich durchweg zu Löfen und anfzubeben. Hiermit kommt denn auch 
bie treffliche Beſtimmung überein, in welcher ver Verf. den Gegenſatz 
zwifchen Staatsrecht und Privatrecht, beutlicher als früher gefcheben ift, . 
an das Licht ſtellt. Das Stantsrecht ift nämlich nach ihm das Gebiet 
fünmtlicher Berechtigungen bes Staates als folchen und ver benfelben 
entfprechenben politifchen Pflichten aller feiner Angehörigen, fowie ber 
Behufs ber Erfüllung derjelben beftehenven oder zugegebenen Rechte. Alles 
übrige Recht umfaßt das Privatrecht, alfo das Gebiet der rein individuellen 
Berechtigungen und ber in Folge dieſer entitandenen entfprechenven Pflichten. 

3. Wefentliche Linterfchiebe beftehen in der DBetrachtungsweife bes 
allgemeinen Staatsrechts zwiſchen dem Verf. und Bluntfchli, in 
ber Auffaſſung des deutſchen Staatsrechts zwifchen Zöpfl und Held. Letzterer 
betrachtet als die Aufgabe des allgemeinen Staatsrechts die Darftellung des 
wahren juriftifchen Wefens des Staates überhaupt und ber mit abfoluter Noth⸗ 
wenbigfeit aus demfelben fich ergebenden juriftifchen Eonfequenzen, währenb 
Bluntſchli, wie neuerdings H. Biſchof in feiner Allg. Staatslehre eher eine 
Staatsgeſchichte und eine univerfal-hiftorifche Begründung des allgemeinen 
Staatsrechts gewähren will. Wir ſtimmen mit dem Verf. darin überein, daß 
der Mannigfaltigfeit ver Staaten-Bildungen die Einheit einer Idee zu 
Grunde liegt, ohne welche ein concreter Staat undenkbar ift. Auch unterliegt 
feinem Zweifel, daß, wie der Skaat felbft ein Begriff ift, jo auch alle mit 
logiſcher Nothwendigkeit daraus fich ergebenden Eonfequenzen in das pofi- 
tive und praftifche Recht fallen. Bluntſchli ſelbſt fieht fich weit entfernt 
die Wahrheit dieſes Gedankens in Abrede zu ftellen. Allein die Ergründ- 
ung Des ftaatlichen Naturrechtes und feiner abjelut nothwentigen Confe- 
gnenzen bietet unfägliche Schwierigkeiten. Die Gefchichte der Wiffenfchaft 
beweift, daß berartige Unterfuchungen verfchiedenartige und zum heile 
unfruchtbare Refultate geliefert haben. Die Wahrheit kann allerdings 
nur Eine fein, aber fie eröffnet fich bem menfchlichen Auge erft allmählig. 
Gerade dieſe Betrachtung veranlaßte Bluntfchli und Bifchof, mit der philofophi- 


46 I. Literatur. 


ſchen die hiſtoriſche Methode zu verbinden. Bluntjchli will gleichfalls pofitives 
Recht darftellen, b. h. ein in der Natur des Staates wurzelndes; aber er denkt 
concret, indem er dee und Realität verbindet, um in dem Streben nad) 
dem einen oft als einfach gedachten Ziele die innere Mannigfaltigfeit ver 
Natur und den reichen Inhalt des realen Dafeins nicht zu überſehen, 
um nicht ftatt wirkliche Gefege zu entbeden, leere Formen ohne Geftalt 
zu finden; um nicht, die natürliche Entwicklung verfennend, unreife Früchte 
zu pflüden und in ideologifchen Irrwahn zu finken. ') 

Wir räumen dem Principe Bluntfchli’8 im Allgemeinen den Vorzug 
vor bem bon Helb ein, während wir gerne zugeben, daß, wenn nicht Das 
ausſchließliche Shftem des allgemeinen Staatsrechts, ſondern dieſes gerade 
al Theil eines poſitiven Landesſtaatsrechts behandelt wird, dem Stanb- 
punfte Helv’8 die volle Berechtigung zukommt. 

4. Bebeutfamer noch al8 der Unterfchied zwifchen Held und Bluntfchli 
in der Auffaffung des allgemeinen Staatsrechts, ift die in ver Feititell- 
ung des Begriffes von deutſchem Staatsrechte zwiſchen Zöpfl und 
Held zu Tage tretende Divergenz. Der Begriff des deutſchen Staate- 
rechtes bildet befanuntlich den Gegenftand einer Controverfe, wobei Sein 
oder Nichtfein in Frage kommt. Min wird zwar nicht an biefem Orte 
umfaffende Entfcheidungsgründe für irgend eine Meinung erwarten; allein 
unumgänglich) nothiwendig iſt mindeftens, ben Unterſchied zwifchen den 
Anfichten der vorzüglichften Vertreter der Wiſſenſchaft an das Licht zu 
ftellen, weil gerade in diefer Abweichung die principielle Eigenthümlichkeit 
des hier zu beiprechenden Werkes Liegt. Unbeftrittener Maßen gilt in 
jedem deutſchen Lande ein Bundesrecht und ein Qandesftaatsrecht. Während 
nun bie Einen das in Deutfchland geltende Verfaſſungsrecht auf dieſe 
Kreife beſchränkt erachten, treten Andere mit der Behauptung auf, daß 
auch noch ein drittes Syſtem von Rechtsſätzen als gemeinies deutſches 
Staatsrecht in Theorie und Praxis anzuerkennen fei. 

Faſſen wir num gleich des Verfaſſers Definition des beutfchen Staats⸗ 
rechts in das Auge, fo wird (Il. ©. 28.) als deſſen Gegenſtand der In⸗ 
begriff aller ſtaatsrechtlichen Inſtitute und Normen ſämmtlicher deutſchen 
Staaten beſtimmt und zugleich zugegeben, daß in dieſem Sinne keine be⸗ 
fondere Wiffenfchaft des deutſchen Stantsrechts exiſtire. Kine folche hätte 
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als die Wiflenfchaft eines geltenden Rechtes eigentlich gar keinen Gegen» 
ftand, mit Ausnahme des allgemeinen Staatsrechts, deſſen fuftematifche 
Bebanblung ihr fchon deßhalb zufalle, weil fie in den wiſſenſchaftlichen 
Darftellungen der einzelnen deutſchen Stantsrechte keinen Pla Habe. 
Uebrigens anerlennt der Verf., daß für biefen Stoff die Bezeichnung 
„beutfches Staatsrecht“ nicht nur überhaupt unpaffend, fondern auch viel 
zu eng wäre, ba verfelbe in feiner volllommenen wilfenfchaftlichen Dar⸗ 
ſtellung irgend eines pofitiven Staatsrechts gänzlich fehlen darf und überall 
weientlich derjelbe fein muß. Der Beichränfung der beutfchen Staats- 
rechtswiſſenſchaft einerjeits bloß auf das allgemeine Staatsrecht, anderer- 
ſeits bloß auf die Darftellung des Staatsrechts der einzelnen beutfchen 
Bunbesftaaten treten num bebeutende Uebelſtände entgegen. Bon legterem 
überzeugt der Verfaſſer ſelbſt, indem er brei Gefichtspunfte aufftellt. 
1) Die gegenwärtigen öffentlichen Verhältniffe Deutjchlands beruhen noch 
in vielen und wefentlichen Stüden auf ven öffentlichen Rechte zur Zeit 
des deutſchen Reiche. Nach Außerachtlafjung dieſes Rechtes wird weber 
der deutſche Bund, noch die Souperänetät ber deutſchen Staaten und 
Bürsten eine Erflärung finden köͤnnen. Zwar bietet die deutſche Staats⸗ 
und Rechtsgeſchichte mehrfache Hilfsmittel; allein die bier gewährten Auf- 
Schlüffe find mit der Darftellung ber übrigen Rechtsentwicklung verbunden 
und beziehen fich jedenfalls nach ben bisherigen wifjenjchaftlichen Bearbeit- 
ungen bloß auf vie Zeit bis zur Auflöfung des beutfchen Reiches. Gine 
birefte Berbindung der Vergangenheit und Gegenwart ſehen wir in 
diefer Nechtsgefchichte nirgends angebahnt. 2) Deutfchland bildet ſodann 
zwar feine Nation in dem Sinne, daß feine Nationalität zum Stants- 
techtö= Begriffe würde, weil jene mit ber „gemeinfamen Grfaßtheit durch 
einen Staat” nicht zufammenfällt. Der Verfaffer betrachtet jeboch den 
deutfchen Bund wenigftens als ein Denkmal ver unauslöfchlichen oder doch 
noch unerlofchenen politiichen Bedeutung der deutſchen Nationalität; und 
da Niemand fogen könne, welches die Zukunft biefes felbft Leinen Anfpruch 
anf Vollendung machenden Nothbaues fein werbe, jo dürfe auch der Ein- 
Huß des deutfchen Bundes auf ſämmtliche ihm angehörige Gliederſtaaten 
von einer vollftändigen Wiflenfchaft des beutjchen Stantsrechtes nicht über- 
gangen werben. 3) Endlich fei burch Die gemeinfame Nationalität und 
die Gemeinfamfeit ver Schidfale, wie die Verwanbtfchuft der Zuftände, 
dem Stantsrechte der einzelnen beutfchen Bundesjtanten in ben wejent: 
lichen Dingen ein gemeinfamer Stempel aufgebrüct worben, jo baß ihr 


48 I. Literatur. 


volles wiffenfchaftliches Verftänbnig ohme bie richtige Erfenntniß dieſer 
nunmehr nur Biftorifch oder faktifch gemeinfamen Grundlage als unmöglich 
erjcheine. Unfer Verfaſſer erflärt: „Wie ftrenge wir e8 auch mit ben 
Begriffsbeſtimmungen für Das unmittelbare deutſche Staatsrecht genommen 
haben und wie unverbrüchlich in Betreff ver juriftifchen Geltung wir 
daran fefthalten, jo glauben wir doch, daß bie deutſche Nechts-Wiffenfchaft 
auch auf dem Boden der veutfchen Staatswiffenfchaft den Beruf habe, 
ein Hort der Einheit ber großen deutſchen Nation zu fein. Diefen Be- 
ruf erfüllt fie aber nicht Daburdh, daß fie, von einer nicht vorhandenen 
ftantsrechtlichen Einheit ausgehend oder den Mangel diefer ftaatlichen Ein- 
heit lübergehend, ein Syftem von unanwenbbaren NRechtsfägen conftruirt; 
fondern dadurch, daß fie zunächft vom Standpunkte des gegenwärtigen 
unvollkommenen Staates aus bie allgemeinen Confequenzen zieht und die⸗ 
felben, weil fie logifch nothwendig, auch als pofitiven Inhalt des deutſchen, 
wie jedes andern Staatsrechts, rechtfertigt; dann aber durch eine wirklich 
wiffenfchaftliche Darftellung, wie und warum Alles fo geworden, und durch 
den Nachweis alles nicht zufällig, ſondern geſchichtlich nothwendig Gemein 
famen im öffentlichen Rechte der verichiebenen deutfchen Staaten ven un⸗ 
entbehrfichen Schlüffel zum Verſtändniß ver Einheit in ver vielgeftaltigen 
Gegenwart und zur entfprechenven Geftaltung der Zukunft biete.“ 

Das deutfche Stantsrecht im Sinne unferes Verfaffers bildet dem⸗ 
nach eine Disciplin, deren Inhalt befteht: 1) in der Darftellung des all- 
gemeinen Staatsrechts als der unentbehrlichen Ergänzung ber beutfchen 
Einzelftantsrechte, und 2) in a. der vollftänbigen geſchichtlichen Entwick⸗ 
fung der ftaatlichen Verhältniffe in ‘Deutjchland, vom Beginne Deutfch« 
lands als eines felbitftändigen Stantes un bis auf unfere Tage, und b. in 
der Auseinanberfegung bes durch Die gemeinfamen nationalen Grundlagen 
und Entwidelungen im Allgemeinen, und durch ben beutfchen Bund insbe⸗ 
ſondere hiſtoriſch oder faktifch gemeinfamen Staatsrechtes. — In der Vor⸗ 
rede zum zweiten Theile fucht Held ſodann zu beweifen, daß für ein voll- 
ftünbiges Syftem eines ven beutfchen conftitutionellen Monarchien gemein- 
famen Staatsverfaffungsrechtes ein genügendes Material gegeben und alfo 
dieſem Theile des gemeinfamen beutfchen öffentlichen Rechts nicht ein bloß 
beſchränkter Umfang zuzufprechen ſei. Die einzelnen lieber der Argu⸗ 
mentation beruhen darauf, daß bie vollftändige Grundlage für ein Syſtem 
des Verfaffungsrechts conftitutioneller Monarchien in ver Form und bem 
inneren Leben ver Beherrſchung und Regierung des Staates beftehe, in 
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der Souveränetät unb vollen Selbftftändigfeit des Staates, in der Mo- 
nordhie und dem Gonftitutionalismus, in biefen Begriffen fammt ihren 
Sonfequenzen für Herrfcher und Beberrichte und für ihr Verhältniß unter 
einander felbft. Wenn nun auch hierin noch feine Rechtfertigung für das 
Spftem eines gemeinfamen deutſchen conftitutionellmonarchifchen Ver⸗ 
fafjungsrechts Liege, fo fei diefe dernoch vorhanden. Denn 1) befinden 
fich die deutſchen conftitutionellen Monarchien, obgleich an und für fich 
jtaatsrechtlich volllonnmene Staaten, durch das Verhältniß zum beutfchen 
Bunde insgefammt in einer eigenthlimlichen und von ber anderer ſouve⸗ 
räner Staaten unterfchievenen Lage; da 2) das monarchifche Princip nicht 
eine bloße Form der Beherrfchung bilvet, fondern das entſcheidende Princip 
des Berfaffungsrechts in den deutjchen Staaten ausmacht: jo muß auch 
bei entfchiedener Feſtſtellung und Sefthaltung viefes Punktes in ven das 
ganze Berfaffungsrecht durchdringenden Conſequenzen jenes Prinzips eine 
Einheit Herrichen, welche ein vollftändiges, eigenthlimliches Syſtem des ges 
meinfamen Berfaffungsrechts der deutſchen Monarchie ermöglicht. Letzteres 
ft 3) um fo mehr begründet und berechtigt, als der Eonftitutionalismus 
in Deutfehland nicht nur durch die befonderen Beftunmungen bes Art. 13 
der Bunbesafte und der Art. 54—61 ver Wiener Schlußakte, fonbern 
auch burch bie, in andern Staaten mangelnde, logiſche Reinheit und Eon 
fequenz in ver Auffaffung des monardhifchen Princips ein eigenthiimliches 
unb in fich abgejchloffenes Syſtem von Rechtsfägen zu Tage fördert. — 
Die Nothwenbigfeit eines derartigen Shftemes rechtfertigt ter Verf. durch 
das vorhandene Bebürfniß, den überwuchernden und durch fremde Formen 
unterftägten Einfluffe undeutſcher Grundanſchauungen, wie einfeitigen po⸗ 
litiſchen Parteianfichten entgegen zu treten, was von Seite der Wiffen- 
ſchaft nur auf dieſe Weife mit Erfolg gefchehen könne; auch fei der Auf- 
bau bes Berfaffungsrechtes eines einzelnen monarchifchen Staates blos auf 
der von dem Berfaffer angegebenen Grundlage möglid. Er betrachtet 
demnach die Darftellung bes ven Einzelftanten gemeinſamen (Biftorifch ge⸗ 
meinen) Nechts bios als Mittel zum vollen Verſtändniß und zur ent⸗ 
ſprechenden Fortbildung des BVerfaffungsrechts der &inzelftanten, während 
eine ummittelbare praftifche Bedeutung im Sinne ber direkten und felbft- 
jtänbigen Verbindlichkeit blos dem allgemeinen Staatsrechte, als einem 
Theile des beutjchen Staatsrechtes, zugefprochen wird. 


Diefer feiner Auffaffung ſtehen wieder andere und unter fich ver: 
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ſchiedene Begriffsbeftinnmungen bes deutſchen Staatsrechts zur Seite. 
Letztere unterfcheiden gemeiniglich zwiſchen dem juriftifch gemeinen und dem 
biftorifch gemeinen Staatsrechte; Gegenfäte finden ſich nur bezüglich bes 
zweiten Gebietes. Als juriftifch gemeines Staantsrecht betrachten Alle 
1) die politifchen Nechtsnormen, welche von ber böchften politifchen Aucto- 
rität Deutfchlands ausgegangen find und noch ausgeben werben; 2) alle 
politifchen Mechtsnormen, welche fich zur Reichszeit unter den Factoren 
ber Reichsgewalt durch Herfommen gebilvet haben ober fich in der B. 8. 
durch Herkommen bilden werden (Vgl. Zöpfl Grunbfäge 1855.1.©. 119.). 
Unter dem biftorifch gemeinen Staatsrecht verfteht man bagegen deu In⸗ 
begriff verjenigen Normen, welche nachweislich in allen over den meiften 
Einzelftanten gemeinfame Anerkennung befiten. Dieſes gemeinfame Recht 
ſoll nicht blos, wie unfer Verfaffer annimmt, wiffenfchaftliches Intereſſe 
gewähren, ſondern praftifche Anwendbarkeit befigen. Uebrigens find über 
das richtige Verſtändniß dieſes Sages verfchiebene Anfichten geltend ge⸗ 
macht worden, beren Vertretung zu befonderen Schulen geführt hat. Un⸗ 
baltbar ift vor Allem die dem Weſen nach übereinftimmende Theorie von 
Klüber, Schwarzkopf, Brunguell, Schmalz, Maureubrecder, 
Kordan und Weiß. Diefe Schriftfteller ftellen möglichſt viele mitein⸗ 
ander übereinftimmende Geſetze der einzelnen deutſchen Staaten zufanımen, 
beziehen folche auf einen gemeinfamen Grund und befiniren deren Inhalt 
als gemeines Recht, welches in ſaͤmmtlichen Staaten Geltung habe. Dem⸗ 
nach herrſcht, wie fehr auch die Einzelnen in manchen Stüden von eins 
anver abweichen, in Allen ver Gedanke vor, daß bie gefundene Leberein- 
ftimmung ber Partifularrechte ven Rechtsgrund ihrer gemeinfamen Ans 
wenbbarfeit bilde. Dieſer Standpunkt ift falfeh, weil eine bloße Ueber- 
einftimmung mehrerer Verfaffungsgefege Teine Zwangsnorm für Dritte 
abgibt. Auch find Verwirrungen unabweislich, weil Die Uebereinftimmung 
regelmäffig nur in den Grundzügen Statt finde. Daher verweilt Mohl 
(Gefchichte der Staatswiffenfchaften. II. S. 299) den Vertheibiger der in 
Trage ftehenden Auffafjung auf die bloße Thatfache, daß eine Vergleich: 
ung zwijchen den in ben nächften 88. dieſer Syſteme als gemeines beut- 
ches Recht angegebenen Sägen und zwifchen ver Gefegebung feines eige- 
nen Daterlandes zu feinem andern Nefultate führe, als daß faft regel- 
mäfjig rechtöphilofophifche Thefen ober völlig aus ver Luft gegriffene Bes 
bauptungen fich als ven Anhalt des angeblich) gemeinen Rechtes heraus⸗ 
ftellen. — Einen zweiten Weg bat H. A. Zachariä eingefchlagen. Er 
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gewährt eine ftatiftifche Weberficht über bie in ben einzelnen beutfchen 
Staaten beftehenben DBerfafjungsnormen, ohne aus biefer Uebereinſtimm⸗ 
ung für britte Staaten in ber Regel ein bindendes Recht abzuleiten. Man 
fönnte biefe Weberficht eine Hiftorifch-Fritifche Darftellung des in Deutfch- 
land geltenden Stantsrechtes heißen; allein eigentlich gemeines Recht wir 
keineswegs dogmatifch bargeftellt, wie auch v. Mohl in feiner trefflichen 
Geſchichte ver Staatswiffenfchaften zugibt. Auf einer dritten Theorie bes 
ruben Heinrich Zöpfl's Grunbfäke des Stantsrechts, welche in der vier- 
ten Auflage ein ganz neues und ben früheren, ben gleichzeitigen und fpäs 
teren Schöpfungen ähnlichen Inhalts überlegenes Werk bilden. Zöpftl 
betrachtet nämlih (Grundſätze I. S. 120) „bie Webereinftimmung ber 
Bartifularrechte nicht, wie Die zuerft genannte Schule, als den Rechts» 
grund, warum etwas gemein verbindlich ift, ſondern als den Erfenntnißs- 
grund ber gemeinfamen Rechtsidee. Dem Partikularismus im beutfchen 
Rechte Liege eine Nothwendigkeit zu Grunde. Die politifche Geftaltung 
Deutfchlands, welche in der uralten und naturwächfigen Auseinanderwurz⸗ 
lung ber deutſchen Nation in felbftftänbige Volfsftämme ihre eigenthüm⸗ 
liche Quelle bat, geftattete ben gemeinfamen Nechtsiveen von jeher nur in 
ber Form des Partilularismus fich zu äußern. Demnach enthält vie 
Uebereinftimmung der Partitularrechte nicht blos eine zufällige Erfchein- 
ung, fondern das nothiwendige Produkt von beim wirklichen und lebendigen 
Dafein eines gemeinfamen nationalen Geiftes und das biftorifche Zeugniß 
davon, wie fich berfelbe überall in ven einzelnen Staaten gleichmäffig 
fchöpferifch und rechtsbildend äußert.“ Dieß gelte beſonders von dem ge⸗ 
meinen deutſchen Herkommen, welches fich aus dem deutſchen Volfsleben 
enwickelte. Die Anerkenntniß des beutfchen Herkommens als einer Quelle 
des Landesſtaatsrechts fchließt daher in fich die Anerlenntniß der Ueber: 
einftimmung ber Partikularrechte als einer Rechtsquelle, weil bie Eriftenz 
mehrerer Staaten in Deutjchland für die Bildung eines gemeinen Her- 
fommens ausfchlieglich die Uebung in ben einzelnen Ländern vorausfegen 
lãßt. In gleicher Weife und aus gleichem Grunde müſſen die Partiku⸗ 
larftatuten, d. h. die in den einzelnen Ländern entjtannenen Geſetze, in 
nationalen Zufammenbange begriffen werben. ‘Die durch wilfenfchaftliche 
Forſchung entdeckte und als Urquellen ber partifulären Erſcheinungen 
enthüllte gemeinfame Rechtsidee bient jegt fowohl zur Erflärung, als auch 
zur Ergänzung ber einzelnen Partikularrechte. Dieß ift nun der fubfibiäre 
. 4 * 
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bifche Recht der Betheiligung an der Ordnung des Staatshaushaltes und 
namentlich ber Steuerbewilligung, VIII. die Gefchäftsbehandlung und Orb- 
nung des Landtags. 

Die zweite linterabtbeilung ber britten Abtbeilung enthält die Lehre 
vom Boll und vom Land (8. 443—506.). Die I. Betrachtung handelt 
von ben Angehörigen des Staates, den Unterthanen und Staatsbürgern, 
auch von den Fremden ($. 443—505.). Sie zerfällt in die Erörterung 
der rechtlichen Stellung ver beutfchen Staatsunterthunen I. als phyſiſcher 
und II. juriftifcher Berfon. Demnach werben in erfterer Beziehung bie 
Grundfäge von den Menfchene oder Ur-Rechten von den allgemeinen Un⸗ 
tertbanenpflichten und entfprechenden Unterthanenrechten, fowie von ben 
befonderen Pflichten und echten erörtert, woran, ſich Schlußbemerfungen 
über das Verhältniß zwifchen Staat und Untertbanen anreihen; in zwei⸗ 
ter Beziehung finden wir die rechtliche Stellung der Stiftungen und Cor: - 
porationen behandelt. Der Lehre vom Lande ift nur ein 8. gewidmet. 


I. 


Dieß ift der fuftematifche Grundriß des Werkes. Seine äußere 
Gliederung weicht von ven bisherigen Syſtemen genugfam ab, um 
auch eine jener zu Grunde liegende innere Verſchiedenheit des Aus- 
gangspunftes vermuthen zu laſſen. Wir betrachten deßhalb vor Allem Die 
Tunbamentalauffaffungen, die Begriffe, welche der Verfaſſer mit ven Aus- 
brüden Staat, Stantsrecht, allgemeines und deutfches Staatsrecht verbintet. 

1) Er deflnirt den Staat als „pas vernunft- und naturnoth- 
wenbige, fouveräne ewige Gemeinwejen“ (T. 3.) Diefe Definition fcheint 
ungenügend zu fein. Für's Erfte bat fchon Zöpfl (Staatsredt I. 8. 1. 
N. 1.) daran erinnert, daß die praftifche Erfenntniß über das Wefen bes 
Staates durch Die in erfter Linie gefchehene Auffaffung feiner gefchicht- 
lichen Erfcheinung bedingt ſei. Es hält ſchwer, zum Voraus bie ber hifto- 
riſchen Thatſache zu Grunde liegende Idee oder das Wefen des Staates 
in abstraeto Far zu machen, namentlich in einem Buche, welches, wie 
das vorliegende, nicht blos für Fachgelehrte beftimmt iſt. Für’s Zweite 
gehört unter ben angeführten Eigenfchaften ver Souveränetät, der Natur: 
und Vernunftnothwenbigfeit und der Ewigfeit und ber Heiligkeit, blos das 
zuerft genannte Merkinal zum eigenthümlichen und ausfchließlichen Begriffe 
bes Staates. Uns ift wenigiten® Fein Staat bekannt, welcher nicht in- 
nerhalb und außerhalb feines Kreifes Gemeinwefen wüßte, deren Eriftenz 
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ven dem Willen nes Menfchen unabhängig und, weil unvertilgbar, wie 
tie menfchliche Natur und deßhalb eine göttliche Schöpfung, ewig und 
heilig wäre. Wir erinnern blos an ben Begriff von Kirche und Gemeinde. 
Hiemit ftimmt auch H. A. Zachariä überein, welcher (deutfches Staate- 
und Bundesrecht I. 35.) den Staat in abstracto fchlechthin als fouverä- 
nes Gemeinweſen befinirt; denn die beigefügte Erwähnung bes Staate- 
zweckes als ber oberften Leitung und Förderung aller Geſammtintereſſen 
der organifch verbundenen Glieder gehört nicht zum Wefen des Begriffes. 
2) Das Staatsrecht nennt der Verf. den Inbegriff jener Rechts- 
verhältniffe, Rechisinftitute, Rechtsnormen, welche den Staat als folchen 
und die rechtlichen Folgen feines Daſeins betreffen ober in denen ber 
Staat nur als Subjekt, beziebungsweife Quelle der Berechtigung, und 
ihm gegenüber jeber, der ihm angehört, in foweit dieſes ver Fall, als ver- 
pflichtet erfcheint ; alfo die Summe jener Inſtitute und Normen, welche 
1) das Subjekt der ftantlichen Berechtigung, beziehungsweife den perſön⸗ 
lichen Träger derſelben, und bie Form ihrer Ausübung (bie Stantöbe- 
herrſchung und Regierungsform, das Staatsverfaffungsreht), 2) die recht- 
lichen Folgen des Staates _für das gegenfeitige Verhältniß zwiſchen 
Regierten und Regierenven und 3) die Wirkung der ftaatlichen Verbind⸗ 
ung für die Stantsangehörigen, als Negierte, unter fich zum Gegenſtande 
haben. Der Verf. betrachtet dieſen Inhalt des Stantsrechtes als iden⸗ 
tifch mit dem bes üffentlihen Rechtes und zählt, im Gegenfate zu Zöpfl 
und Zachariä, das Völkerrecht zu den privatrechtlichen Disciplinen. Un⸗ 
beftreitbar ift, daß Durch bie Eriftenz des Staates als folchen öffentliche 
Rechtsverhältniffe in das Daſein gerufen werben, welche fich entweber auf 
das Verhältniß des Staates zu andern Staaten, ober auf die Elemente 
bes Stantes felbft beziehen (vgl. Zöpfl a. a. 0.1.8. 18. und Zacha⸗ 
rin a. a. O. 8. 1). Die Rechtsfubjektivitit des Staates foll nun in 
diefen zwei Nechtögebieten eine weſentlich verfchiedene und dadurch ein 
Einheitsgrumd zwifchen beiden unmöglich gemacht fein. ‘Doch fcheinen die 
Gründe, welche von dem Verf. gegen die bisherige AUnficht geltend gemacht 
werben, Teineswegs haltbar zu fein. Es bat allerdings Staaten gegeben, 
welche über die Berechtigung anderer Völker dem eigenen Staate gegen⸗ 
über feine NRechtögrundfäge aufftellten ; daraus folgt aber nicht, daß bie 
Idee des Völferrechtes ihnen fremd blieb. Sie brachten diefelbe fich nicht 
zu klarem Bewußtfein, während fie gewiffe Marimen anderen Staaten 
gegenüber fefthalten mußten, weil ein Verkehr zwifchen ihnen ftattfand. 
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Ihr Völkerrecht war vielleicht ein barbarifches und beftanb gerade darin, 
daß fie die Nechte fremder Völker nicht anerkannten; allein ihre Grund⸗ 
fäge find nichts defto weniger als die Anfänge eines humanen Rechtes 
zu betrachten. Auch bie Staatsidee entwickelt fich im Einklange mit ber 
Bildungsftufe des Volfes aus rohem Beginne und 'durch hundertfache Ver⸗ 
irrungen. Das Stantsrecht des Deſpotismus oder eines orientalifchen 
Priefterftaates bildet gleichfalls ven Gegenfag zu ber durch die Natur ge⸗ 
heifchten Form bes öffentlichen Lebens. Wenn man an bie Unvereinbar- 
feit der Tendenz einer Univerfalmonarchie mit dem WVölferrechte erinnert 
hat, fo wäre eben gerade ber im Begriffe einer Univerfalmenardhie ent⸗ 
haltene Wiverfpruch vorher zu Löfen. Der Verf. findet ferner einen we⸗ 
fentlichen Unterfchied zwifchen beiden Rechtsgebieten darin, daß im Völlker⸗ 
rechte Direkt nur fouveräne Staaten in ihren wechfelfeitigen Beziehungen 
als Rechtsſubjekte erfcheinen und die Folgen, welche völferrechtliche Ver⸗ 
hältniffe für die einzelnen Angehörigen ver betreffenden Staaten haben 
fönnen, für fie nur immer etwas Mittelbares ſeien. Allein ver Verf. - 
hat überfeben, daß, wie der Staatsvertrag für die Angehörigen fremder 
Völker, fo gerade das Gefe zunächft nur für ten Staat als folchen, d. 5. 
für die Einheit feiner Unterthanen zur "bindenden Norm wird, während 
die Einzelnen unter ihnen nur mittelbar in Folge ihrer concreten Rechts⸗ 
verhältniffe mit dem Gefege in Berührung kamen. Endlich wirb einge- 
wendet: e8 gehöre weientlich zur Natur ber ftaatgrechtlichen Verhältniſſe, 
daß fie den Staat als herrſchend, und Alles, was ihm angehört, als be⸗ 
herrſcht varftellen; während das Völkerrecht die davon erfüßten Staaten 
eben fo wechjelfeitig zu verpflichten, wie zu berechtigen im Stande fei. 
Allein jo weit ein Gebiet von Rechten burch einen Staat dem andern 
eingeräumt ift, berrfcht dieſer vollftändig. Wie ſodann im Stautsrecht 
Pflichten und Nechte fich gegenfeitig entfprechen, fo auch im Völkerrechte. 
Zwar bemerkt der Verf., daß von Rechten ber Staatsangehörigen im 
Staatsrechte nur in fo ferne die Rebe fein könne, als die fraglichen Rechte 
entweber nur wegen Ausübung der politifchen Pflichten gegeben feien, ober 
weil fie al8 unveräußerliche allgemeine Mienfchenrechte und als die noth- 
wendigen Folgerungen berfelben die Grenzen der Berechtigung des Staa- 
tes beftimmen. Allein gerade leßteres findet auch im Völferrechte ganz 
beſonders ftatt, weil der Einzelne nicht nur innerhalb feines Staates, ſon⸗ 
bern auch als Glied der menschlichen Gefellfehaft und als Träger ihrer 
Entwidlung anderen Staaten gegenüber unveräußerliche, weil in ber eiwigen 
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Fee der menfchlichen Aufgabe gegründete Nechte bat. Ja wenn man 
die Entwicklung aller Völker zu einer von den Schranken des Staates 
Ioßgebundenen fittlichen Gemeinde als die Vollendung der Welt betrachtet, 
jo bat, ganz wie im Staatsrechte, der Einzelftant nur in fo weit Rechte, 
a8 zur Erfüllung feiner Pflichten im Völkerſtaate unumgänglich nöthig 
ft. So fcheinen die Widerfprüche, welche zwifchen dem Wefen bes Staats⸗ 
und Bölferrechtes als Unterabtheilungen des öffentlichen Rechtes beftehen 
jollen, fich durchweg zu löfen und aufzuheben. Hiermit fommt denn auch 
tie treffliche Beſtimmung überein, in welcher ver Verf. ven Gegenſatz 
zwiſchen Stantsrecht und Privatrecht, beutlicher als früher gefchehen ift, . 
an das Licht ftellt. Das Stantsrecht ift nämlich nach ihm das Gebiet 
jammtlicher Berechtigungen des Staates als folchen und ber denſelben 
entfprechenben politifchen Pflichten aller feiner Angehörigen, fowie ber 
Behufs der Erfüllung derſelben beſtehenden oder zugegebenen Rechte. Alles 
übrige Recht umfaßt das Privatrecht, alfo das Gebiet der rein individuellen 
Berechtigungen und ber in Folge dieſer entftanbenen entſprechenden Pflichten. 

3. Weſentliche Unterfchieve beftehen in ber Betrachtungsweife bes 
allgemeinen Staatsrechts zwifchen dem Verf. und Bluntfchli, in 
der Auffaffung des deutſchen Staatsrechts zwifchen Zöpfl und Held. Lebterer 
betrachtet als die Aufgabe des allgemeinen Stantsrechts bie Darftellung bes 
wahren juriftifchen Wefens des Staates überhaupt und der mit abfoluter Noth⸗ 
wenbigfeit aus bemfelben fich ergebenden juriftifchen Gonfequenzen, während 
Bluntfchli, wie neuerdings H. Biſchof in feiner Allg. Staatslehre eher eine 
Staatsgefchichte und eine univerfal-hiftorifche Begründung des allgemeinen 
Staatsrechts gewähren will. Wir ftimmen mit dem Verf. darin überein, daß 
der Mannigfaltigfeit ver Stanten-Bildungen bie Einheit einer Idee zu 
Grunde Tiegt, ohne welche ein conereter Staat undenkbar ift. Auch unterliegt 
feinem Zweifel, daß, wie der Skat felbft ein Begriff ift, fo auch alle mit 
fogifcher Nothwendigkeit daraus fich ergebenden Confequenzen in das pofi- 
tive und praftifche Recht fallen. Bluntſchli ſelbſt ſieht fich weit entfernt 
tie Wahrheit viefes Gedankens in Abrede zu ftellen. Allein die Ergründ⸗ 
ung des ftaatlichen Naturrechtes und feiner abfolut nothwendigen Confe- 
gquenzen bietet unfägliche Schwierigkeiten. Die Gefchichte der Wifjenfchaft 
beweift, daß berartige Unterfuchungen verfchievenartige und zum Theile 
unfruchtbare Refultate geliefert haben. Die Wahrheit kann allerbings 
nur Eine fein, aber fie eröffnet fich dem menfchlichen Auge erſt allmählig. 
Gerabe diefe Betrachtung veranlaßte Bluntfchli und Bifchof, mit der philoſophi⸗ 
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ſchen die Hiftorifche Methode zu verbinden. Bluntſchli will gleichfalls pofitives 
Recht darftellen, d. h. ein in der Natur des Staates wurzelndes; aber er denkt 
concret, indem er Idee und Realität verbindet, um in dem Streben nad 
bem einen oft als einfach gedachten Ziele die innere Mannigfaltigkeit ver 
Natur und den reichen Inhalt des realen Dafeins nicht zu überfehen, 
um nicht ftatt wirkliche Geſetze zu entbeden, leere Formen ohne Geftalt 
zu finden; um nicht, die natürliche Entwicklung verfennend, unreife Früchte 
zu pflüden und in iveologifchen Irrwahn zu finfen. ') 

Wir räumen dem Principe Bluntſchli's im Allgemeinen ven Vorzug 
vor dem von Held ein, während wir gerne zugeben, daß, wenn nicht das 
ausschließliche Syſtem des allgemeinen Staatsrechts, ſondern biejes gerabe 
als Theil eines pofitiven Lanbesftantsrechts behandelt wird, dem Stand⸗ 
punkte Held's die volle Berechtigung zulommt. 

4. Bedeutſamer noch als der Unterfchieb zwifchen Help und Bluntfchli 
in der Auffaffung des allgemeinen Staatsrechts, ift die in der Feititell- 
ung des Begriffes von deutſchem Staatsrechte zwifchen Zöpfl und 
Held zu Zuge tretende Divergenz. Der Begriff des beutfchen Staats- 
rechtes bildet befanntlich den Gegenftand einer Controverfe, wobei Sein 
ober Nichtfein in Frage kommt. Mean wird zwar nicht an biefem Orte 
umfafjende Entfcheivungsgründe für irgend eine Meinung erwarten; allein 
unumgänglich nothwendig ijt mindeftens, ben Unterjchieb zwifchen den 
Anfichten der vorzliglichften Vertreter der Willenfchaft an das Licht zu 
jtellen, weil gerade in biefer Abweichung die principielle Eigenthümlichkeit 
bes bier zu bejprechenden Wertes Tiegt. Linbeftrittener Maßen gilt in 
jebem beutjchen Lande ein Bundesrecht und ein Landesftaatsrecht. Während 
nun die Einen das in Deutjchland geltende Verfaſſungsrecht auf diefe 
Kreife beſchränkt erachten, treten Andere mit der Behauptung auf, daß 
auch noch ein brittes Syftem von Rechtsſätzen als gemeines beutjches 
Staatsrecht in Theorie und Praxis anzuerkennen fei. 

Faſſen wir nun gleich des Verfaffers Definition des deutſchen Staats⸗ 
rechts in das Auge, fo wird (I. ©. 28.) als deſſen Gegenſtand der In⸗ 
begriff aller ſtaatsrechtlichen Inſtitute und Normen ſämmtlicher deutſchen 
Staaten beſtimmt und zugleich zugegeben, daß in dieſem Sinne feine be— 
ſondere Wiffenfchaft bes deutſchen Staatsrechts eriftire. Eine ſolche hätte 

) Bluntſchli Allgemeines Staatsrecht 2. Ausg. S. 24—29. Vergl. 9. Biſchof, 
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als die Wiſſenſchaft eines geltenden Rechtes eigentlich gar keinen Gegen» 
ftand, mit Ausnahme bes allgemeinen Stantsrechts, deſſen ſyſtematiſche 
Behandlung ihre jchon deßhalb zufalle, weil fie in ven willenjchaftlichen 
Darftelluugen der einzelnen deutſchen Stantsrechte keinen Plag babe. 
Uebrigens anerkennt der Verf., daß für diefen Stoff die Bezeichnung 
„beutfches Staatsrecht“ nicht nur überhäupt unpaffend, ſondern auch viel 
zu eng wäre, ba berfelbe in Feiner volllommenen wilfenfchaftlichen ‘Dar- 
ſtellung irgend eines pofitiven Staatsrechts gänzlich fehlen darf und überall 
weientlich berfelbe fein muß. Der Beichränfung der deutſchen Staats» 
rechtswifjenfehaft einerfeits bloß auf das allgemeine Staatsrecht, anderer- 
jeits bloß auf die Darftellung des Staatsrechts der einzelnen deutſchen 
Bunbesftaaten treten num bebeutenbe Uebelſtände entgegen. Bon legterem 
überzeugt der Verfaſſer felbjit, indem er drei Gefichtspunfte aufftellt. 
1) Die gegenwärtigen öffentlichen DVerhältniffe Deutſchlands beruhen noch 
in vielen und wejentlichen Stüden auf dem öffentlichen Nechte zur Zeit 
des deutſchen Reiche. Nach Außerachtlaffung biefes Rechtes wird weber 
ver beutfche Bund, noch die Souveränetät der beutfchen Staaten und 
Fürften eine Erklärung finden können. Zwar bietet die deutſche Staats⸗ 
und Rechtsgeſchichte mehrfache Hilfsmittel; allein die hier gewährten Auf- 
Schlüffe find mit der Darjtellung der übrigen Rechtsentwidlung verbunden 
und beziehen fich jedenfalls nach den bisherigen wiljenfchaftlichen Bearbeit- 
ungen bloß auf bie Zeit bis zur Auflöfung bes beutfchen Reiches. Gine 
direfte Verbindung der DBergangenheit und Gegenwart ſehen wir in 
diefer Btechtsgefchichte nirgends angebahnt. 2) Deutichland bildet ſodann 
zwar Feine Nation in dem Sinne, baß feine Nationalität zum Staats⸗ 
techtö» Begriffe würde, weil jene mit der „gemeinfamen Erfaßtheit durch 
einen Staat” nicht zufammenfällt. Der Verfaffer betrachtet jedoch ben 
dentfchen Bund wenigftens als ein Denkmal ver unauslöfchlichen oder doch 
noch unerlofchenen politifchen Bedeutung der beutfchen Nationalität; und 
da Niemand fagen könne, welches die Zukunft diefes felbft keinen Anfpruch 
auf Bollendung machenden Nothbaues fein werde, jo dürfe auch der Ein- 
fluß des deutichen Bundes auf ſämmtliche ihm angehörige Gliederſtaaten 
von einer vollftändigen Wiſſenſchaft des beutjchen Staatsrechtes nicht über⸗ 
gangen werben. 3) Endlich fei durch die gemeinfame Nationalität und 
die Gemeinſamkeit ver Schieffale, wie die Verwanbtfchaft der Zuftände, 
dem Staatsrechte der einzelnen deutſchen Bundesſtaaten in ben wejent- 
lichen Dingen ein gemeinfamer Stempel aufgedrückt worden, fo baß ihr 
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volles wiffenfchaftliches Verftändnig ohne bie richtige Erkenntniß dieſer 
nunmehr nur Biftorifch oder faftifc gemeinfamen Grundlage als unmöglich 
erſcheine. Unfer Verfaſſer erflärt: „Wie ftrenge wir es auch mit ben 
Begriffsbeftimmungen für das unmittelbare deutſche Staatsrecht genommen 
haben und wie unverbrüchlich in Betreff der juriftifchen Geltung wir 
daran feithalten, fo glauben wir doch, daß bie deutſche Rechts⸗Wiſſenſchaft 
auch auf dem Boden ber deutſchen Staatswiffenfchaft den Beruf habe, 
ein Hort der Einheit der großen beutfchen Nation zu fein. Diefen Be- 
ruf erfüllt fie aber nicht Dadurch, Daß fie, von einer nicht vorhandenen 
ftantsrechtlichen Einheit ausgehend oder den Mangel biefer ftaatlichen Ein- 
heit übergehend, ein Syftem von unanwenbbaren Nechtsfägen conftruirt; 
fondern dadurch, daß fie zunächlt vom Standpunkte bes gegenwärtigen 
unvollkommenen Staates aus die allgemeinen Gonfequenzen zieht und die⸗ 
felben, weil fte logiſch nothwendig, auch als pofitiven Inhalt des deutſchen, 
wie jedes andern Staatsrechts, rechtfertigt; dann aber durch eine wirklich 
wiffenfchaftliche Darftellung, wie und warum Alles fo geworden, und durch 
den Nachweis alles nicht zufällig, fondern gejchichtlich nothiwendig Gemein- 
famen im öffentlichen Rechte der verſchiedenen beutfchen Staaten ven un- 
entbehrlichen Schlüffel zum Verftänpnig der Einheit in ber vielgeftaltigen 
Gegenwart und zur entfprechenden Geftaltung ber Zukunft biete.“ 

Das deutſche Staatsrecht im Sinne unferes Verfaſſers bildet dem⸗ 
nach eine Disciplin, deren Inhalt befteht: 1) in ver Darftellung des all- 
gemeinen Staatsrechts als der unentbehrlichen Ergänzung ber beutjchen 
Einzelftantsrechte, und 2) in a. der vollftändigen gefchichtlichen Entwick⸗ 
fung der ftaatlichen Verhältniffe in Deutſchland, vom Beginne Deutſch⸗ 
lands als eines felbftftändigen Stantes an bis auf unfere Tage, und b. in 
der Auseinanterfegung bes durch die gemeinfamen nationalen Grundlagen 
und Entwidelungen im Allgemeinen, und durch ben deutjchen Bund insbe⸗ 
ſondere Hiftortfch oder faktifch gemeinfamen Staatsrechtes. — In der Vor⸗ 
rede zum zweiten Theile fucht Held fobann zu beweiſen, daß für ein voll- 
ftändiges Syſtem eines den veutfchen conftitutionellen Monarchien gemein- 
ſamen Stantsverfaffungsrechtes ein genligendes Material gegeben und alfo 
biefem Theile des gemeinfamen beutjchen äffentlichen Nechts nicht ein bloß 
befehränfter Umfang zuzufprechen fei. Die einzelnen Glieder der Argu⸗ 
mentation beruhen darauf, daß die vollftändige Grundlage für ein Syſtem 
des Berfaffungsrechts conftitutioneller Monarchien in der Form und dem 
inneren Leben ber Beherrfchung und Regierung des Staates beſtehe, in 
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ver Souveränetät und vollen Selbftftänpigfleit des Staates, in der Mo- 
narchie und dem Gonftitutionalisnms, in dieſen Begriffen fammt ihren 
Sonfequenzen für Herricher und Beherrfchte und für ihr Verhältniß unter 
einander ſelbſt. Wenn num auch hierin noch Feine Rechtfertigung für das 
Shftem eines gemeinfamen beutfchen conftitutionellmonarchifchen Ver⸗ 
faſſungsrechts liege, fo fei diefe dennoch vorhanden. Denn 1) befinden 
ih Die deutſchen conftitutionellen Monarchien, obgleich an und für fich 
ftaatsrechtlich volllommene Staaten, durch das Verhältniß zum beutfchen 
Bunde insgefammt in einer eigenthämlichen und von ber anderer fouve- 
raner Staaten unterfehiebenen Rage; da 2) das monarchiſche Princip nicht 
eine bloße Form ber Beberrfchung bilvet, fondern das entfcheipende Princip 
ves Verfaſſungsrechts in den beutjchen Staaten ausmacht: fo muß auch 
bei entſchiedener Feſtſtellung und Feſthaltung dieſes Punktes in den das 
ganze Berfaffungsrecht durchdringenden Conſequenzen jenes Prinzips eine 
Einheit herrſchen, welche ein vollſtändiges, eigenthümliches Syſtem des ge⸗ 
meinfamen Verfaſſungsrechts der deutſchen Monarchie ermöglicht. Letzteres 
ft 3) um jo mehr begründet und berechtigt, als der Eonjtitutionalismus 
in Deutfchland nicht nur burch die befonveren Beſtimmungen des Art. 13 
der Bunbesalte und ber Art. 54—61 der Wiener Schlußalte, fondern 
auch durch bie, in andern Staaten mangelnde, logifche Reinheit und Con⸗ 
fequenz in ver Auffaffung des monarchifchen Princips ein eigenthimliches 
und in fich abgefchloffenes Syſtem von Rechtsfägen zu Tage fördert. — 
Die Nothwendigkeit eines derartigen Syſtemes rechtfertigt ver Verf. durch 
das vorhandene Bedürfniß, dem überwuchernden und durch frembe Formen 
unterftügten Einfluffe undeutſcher Grundanfchauungen,, wie einfeitigen po- 
litiſchen Parteianfichten entgegen zu treten, was von Seite der Wiljen- 
haft nur auf dieſe Weife mit Erfolg gefchehen könne; auch fei der Auf: 
bau des Berfaffungsrechtes eines einzelnen monarchiſchen Staates blos auf 
der von dem Berfaffer angegebenen Grundlage möglich. Er betrachtet 
demnach die Darftellung des den Einzelftanten gemeinfamen (Hiftoriich ge⸗ 
meinen) Rechts bios als Mittel zum wollen Verſtändniß und zur. eit- 
ſprechenden Fortbildung des Verfaffungsrechts der Einzelftaaten, während 
eine unmittelbare praftifche Bebeutung im Sinne ber bireften und felbft- 
ftändigen Verbindlichkeit blos dem allgemeinen Stantsrechte, als einem 
Theile des beutfchen Stuatsrechtes, zugefprochen wird. 


Diefer feiner Auffaffung ſtehen wieder undere und unter ſich ver- 
Reichlen, Staatöredt. 4 
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ſchiedene Begriffsbeſtimmungen des deutſchen Staatsrechts zur Seite. 
Letztere unterſcheiden gemeiniglich zwiſchen dem juriſtiſch gemeinen und dem 
hiſtoriſch gemeinen Staatsrechte; Gegenſätze finden ſich nur bezüglich des 
zweiten Gebietes. Als juriſtiſch gemeines Staatsrecht betrachten Alle 
1) die politiſchen Rechtsnormen, welche von der höchſten politiſchen Aucto- 
rität Deutſchlands ausgegangen find und noch ausgeben werden; 2) alle 
politifchen Rechtsnormen, welche fich zur Reichszeit unter ben Factoren 
der Reichsgewalt burch Herkommen gebildet haben ober fih in der B. V. 
durch Herfommen bilden werden (Bol. Zöpfl Grundſätze 1855. 1. ©. 119.). 
Unter dem biftorifch gemeinen Staatsrecht verfteht man Dagegen den In⸗ 
begriff derjenigen Normen, welche nachweislih in allen oder den meiften 
Einzelftanten gemeinfame Anerfennung befigen. Diejes gemeinfame Recht 
ſoll nicht blos, wie unfer Verfaffer annimmt, wiffenfchaftliches Intereſſe 
gewähren, ſondern praftifche Anwendbarkeit befigen. Webrigens find über 
das richtige Verſtändniß dieſes Satzes verfchiebene Anfichten geltend ge⸗ 
macht worden, deren Vertretung zu befonderen Schulen geführt bat. Un⸗ 
haltbar ift vor Allem die dem Weſen nach übereinſtimmende Theorie von 
Klüber, Schwarzkopf, Brunguell, Schmalz, Maurenbrecer, 
Kordan und Weiß. :Diefe Schriftfteller ftellen möglicht viele mitein- 
ander übereinſtimmende Geſetze der einzelnen deutſchen Staaten zufammen, 
beziehen folche auf einen gemeinfamen Grund und befiniven veren Inhalt 
als gemeines Necht, welches in ſämmtlichen Staaten Geltung babe. Dem⸗ 
nach berrfcht, wie ſehr auch die Einzelnen in manchen Stüden von ein- 
anver abweichen, in Allen ver Gedanke vor, daß die gefundene Ueberein⸗ 
ftimmung der Partifularrechte ven Rechtsgrund ihrer gemeinfamen Ans 
wendbarfeit bilde. Dieſer Standpunkt ift falfch, weil eine bloße Ueber- 
einftimmung mehrerer Berfaffungsgefege feine Zwangsnorm für Dritte 
abgibt. Auch find Verwirrungen unabweislich, weil die Mebereinftimmung 
regelmäffig nur in den Grundzügen Statt findet. Daher verweiſt Mohl 
(Gefchichte der Staatswiſſenſchaften. II. S. 299) den Vertheibiger ber in 
Trage ftehenden Auffaffung auf die bloße Thatſache, daß eine Vergleich- 
ung zwifchen den in ben nächſten 88. biefer Syſteme als gemeines deut⸗ 
ſches Recht angegebenen Sägen und zwifchen ber Geſetzgebung feines eige- 
nen Baterlandes zu feinem andern Refultate führe, als daß faft regel- 
mäſſig rechtöphilofophifche Theſen oder völlig aus ver Luft gegriffene Be⸗ 
bauptungen ſich als ven inhalt des angeblich gemeinen Rechtes heraus- 
jtellen. — Einen zweiten Weg bat H. A. Zachariä eingefchlagen. Er 
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gewährt eine ftatiftiiche Weberficht über Die in ben einzelnen deutſchen 
Staaten beftehenden Verfaſſungsnormen, ohne aus biefer Uebereinftimm- 
ung für britte Staaten in ber Regel ein bindendes Recht abzuleiten. Man 
fönnte dieſe Ueberficht eine Hiftorifch-Fritifche Darftellung des in Deutfch- 
land geltenden Stantsrechtes heißen; allein eigentlich gemeines Recht wird 
keineswegs bogmatifch bargeftellt, wie auch v. Mohl in feiner trefflichen 
Geſchichte ber Stantswiffenfchaften zugibt. Auf einer britten Theorie bes 
ruben Heinrih Zöpfl's Grundſätze des Staatsrechts, welche in ver vier- 
ten Auflage ein ganz neues und ben früheren, ben gleichzeitigen und ſpä⸗ 
teren Schöpfungen ähnlichen Inhalts überlegenes Werk bilden. Zöpfl 
betrachtet nämlich (Grundfäge I. ©. 120) „die Uebereinftimmung ver 
Bartifularrechte nicht, wie Die zuerft genannte Schule, als den Rechts- 
grund, warum etwas gemein verbindlich ift, fonbern als den Erfenntniß- 
grund ber gemeinfamen Rechtsidee. Dem Bartikularismus im beutjchen 
Rechte Liege eine Nothwenbigfeit zu Grunde. Die politifche Geftaltung 
Deutichlands, weiche in ber uralten und naturwlchjigen Auseinanderwurz⸗ 
lung der deutſchen Nation in ſelbſtſtändige Volksſtämme ihre eigenthlim- 
liche Quelle bat, geftattete den gemeinfamen Nechtsideen von jeher nur in 
ber Form des Partikularismus fich zu äußern. Demnach enthält bie 
Uebereinftimmung ver Partikularrechte nicht blos eine zufällige Erfchein- 
ung, fondern bas nothwendige Produkt von dem wirklichen unb lebendigen 
Dafein eines gemeinfamen nationalen Geiftes und das hiftorifche Zeugniß 
davon, wie fich berfelbe überall in ben einzelnen Staaten gleichmäffig 
Schöpferifch und vechtsbilvdend äußert.” Dieß gelte befonders von dem ge⸗ 
meinen deutjchen Herlommen, welches fich aus bem deutſchen Volksleben 
entwickelte. Die Anerfeuntniß bes beutfchen Herfommens als einer Quelle 
des Landesſtaatsrechts fchließt daher in fich die Anerfenntniß der Ueber: 
einftinmung der Partitulsrrechte als einer Rechtsquelle, weil bie Eriftenz 
mehrerer Staaten in Deutjchland für die Bildung eines gemeinen Her- 
lommens ausfchließlich die Uebung in ben einzelnen Ländern vorausfegen 
(ht. In gleicher Weife und aus gleichem Grunde müffen die Partifu- 
farftatuten, d. h. die in den einzelnen Ländern entſtandenen Gefeke, in 
nationalem Zufammenbange begriffen werben. Die durch wiljenfchaftliche 
Forſchung entdeckte und als Urquellen ver partifulären Erjcheinungen 
enthüllte gemeinjame Rechtsidee dient jet ſowohl zur Erklärung, ald auch 
zur Ergänzung ber einzelnen Bartilularrechte. Dieß ift nun der fubfibiäre 
f 4 * 
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Charakter des hiftorifch gemeinen Rechts im inne Zöpfl’s. WIE unmit- 
tefbare Folge ergibt fich, daß eine Abweichung des Bartifufarrechtes von 
ber gemeinen Rechtsivee nicht vermuthet und fogar bie erweisliche Ab⸗ 
weichung al® Singularität blos in ber geringften Ansbehnung angenom- 
men werben darf. — In allem Wefentlichen ftimmt mit biefer Debuction 
eines gemeinen Rechts und deſſen praftifcher Bedeutung auch Eichhorn 
zufammen. ') 

Halten wir die erwähnten drei Stanbpunfte zufammen, fo ift nad 
unfern Ermeffen ver von Zöpfl feitgeftellte ausfchließlih in der Natur 
der Sache begründet, eine fo unſchätzbare Bedeutung auch in andern Be- 
zichungen namentlich) das mit eifernem Fleiße gejchriebene Handbuch 
H. 4. Zachariä's beanſprucht. 

Mit Held ſtimmt Zöpfl darin überein, daß jener den Einklang zwi⸗ 
ſchen den Verfaſſungs-Geſetzen der verſchiedenen deutſchen Staaten nicht 
als ein bloßes Produkt des ſpielenden Zufalls betrachtet, ſondern auf die 
Gemeinſchaft der Nationalität und der ſtaatlichen Entwicklung zurückführt. 
Eine Verſchiedenheit der Anſicht findet aber zwiſchen unſerm Verf. und 
dem berühmten Staatsrechtslehrer zu Heidelberg darin ſtatt, daß erſterer 
dem hiſtoriſch und factiſch gemeinen Rechte nur eine doctrinelle Bedeut⸗ 
ung beilegt, und jede, wenn auch nur ſubſidiäre, unmittelbare Auwendbar⸗ 
keit desſelben in Abrede zieht. Er beklagt ſich ohne Fug über Gerber, 
welcher S. 11 „Ueber öffentliche Rechte“ den Werth einer derartigen 
Darſtellung viel zu gering anſchlage. Die Begründung Zöpfl's finden 
wir nicht widerlegt. — Eine mehr formelle Verſchiedenheit findet zwiſchen 
Held und Zöpfl in ſofern ſtatt, als nach jenem auch das von letzterem 
als juriftifch gemeines bezeichnete Necht dem hiſtoriſch gemeinen Rechte 
zufällt. Hier treten wir der Anficht unferes Verfaffers bei. Die Bun⸗ 
besgejeße und Bundesbeſchlüſſe gelten nämlich nicht an und für fich und 
aus fich jelbft, fondern blos in Folge ihrer Publication als Landesgefege. 
Auch von einem „völferrechtfichen juriftifch gemeinen Staatsrechte“ Tann 
bie Rebe nicht fein, indem, wie ver Verfaffer des Weiteren nachweift, 
Verträge ſouveräner Staaten ihre Verbindlichkeit für mehrere Staaten 
nicht aus ber Feſtſetzung einer über ihnen ſtehenden Staatsgewalt fchöpfen, 


) Eich horn in ber Zeitfchrift für gefchichtlihe Rechtswiſſenſchaft Bd. 1. 9. 1. 
S. 124 u. d. F. Doc gebührt Zöpfl das Berbienit einer tieferen Begründung und 
klareren Auseinanderlegung. 
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fondern aus der Sanction und Publication des jene verfaffungsmäffig 
abgefchloffenen Verträge enthaltenden Landesgeſetzes. 


IM. 


Nach Erörterung dieſes materiellen Ausgangspunftes, d. h. ber An⸗ 
ſicht über den Begriff und Gegenſtand des deutſchen Staatsrechts, handelt 
es ſich um die Art und Weiſe, in welcher Held ſeinen Stoff nach 
Inhalt und Form bewältigt hat. In der erſteren Beziehung müßte es 
zu weit führen und entſpräche auch keineswegs den an die Kritik eines 
Syftemes zu machenden Forderungen, wenn in die einzelnen ſtaatsrecht⸗ 
lichen Lehren eingegangen würde. An dieſem Orte und bei der Be— 
urtheilung eines Syſtems iſt ausſchließlich von entſcheidender Bedeut⸗ 
ung bie Erörterung des Grundſatzes oder die principielle Auffaſſung des 
beutfchen Berfaffungsrechtee. Und zwar brängen fich ber Betrachtung 
umwillkürlich zwei Gefichtöpunfte auf, deren einer ven Einzelſtaat, deren 
anderer die Geſammtheit ber beutjchen Staaten, reſp. ihr gegenfeitiges Ver- 
hãltniß unter einander feftzubalten hat. ‘Dem lebteren ift der zweite Theil, 
dem erfteren der britte ‘Theil des Helv’fchen Werkes gewidmet. 

1) Die Darftellung der Gefchichte der politifchen Geftaltungen Geſammt⸗ 
deutſchlands vom Anfange feiner Selbftfiändigfeit bis auf unfere Tage 
läßt in ben zwei erften Abjchnitten beinahe Nichts zu wünfchen übrig. 
In gebrängter Kürze finden wir Alles zuſammengeſtellt, was zum Ver— 
ftänpniffe der Gegenwart als nothwendig erfcheint. Wir ftimmen gänzlich 
mit dem Derf. überein, daß Klüber, Maurenbrecher und Zachariä 
die Ausführungen über Das deutſche Reich auf zu engen Raum bejchränft 
haben, während Zöpfl allzufehr ausführlich wird. Der organische Zu- 
fammenhang der Gefanmtentwidlung ift jeden Falles von dem Def. ſehr 
prägnant an das Licht geſtellt worden. 

Anders verhält fich die Sache bezüglich des Rechtes und der Ge— 
fchichte des deutfchen Bundes. Der Verf. bemerkt, daß e& nach ver jei- 
nem Werke gefeßten Aufgabe fich nicht um eine vollſtändige Darftellung 
des deutſchen Bundesrechtes, ſondern nur darum handeln Fönne, das Weſen 
bes beutjchen Bundes, namentlich feinen juriftifchen Charakter und feine 
organifchen Einrichtungen fo weit zu fehilvern, als dadurch bie richtige 
Beurtheilung des Verhältniffes zwifchen- vem veutfchen Bunde und ven 
bentfchen Staaten bebingt wird. So Har wir bie hier zur Sprache kom⸗ 
menden Beweggründe einjehen, hätten wir gleichwohl in manchen Lehren 
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eine größere Ausführlichleit gewünfcht. Man vente z. B. nur daran, ba, 
während ver beutfche Bund durch die allgemeine Stimme ber Gegenwart 
zur Löſung des Problemes einer einheitlichen Gefeßgebung und Rechts⸗ 
pflege berufen wird, gerade dieſer beftrittenen Seite der Bunbeszuftändig- 
feit nur ein fehr enger Raum zugewenbet worben ift; unb dennoch fol 
bas Buch, und zwar vorzüglich nicht blos Die Juriſten, ſondern auch Die 
Zräger ber allgemeinen Bildung belehren. Ja, es will uns bebünfen — 
und Nöllner bat fchon vor ums daran erinnert —, daß unfer Verfaſſer 
gerade durch die Erläuterung ber nationalen Aufgabe des Bundes feinen 
Zwed, die Jugend in echt ftaatsmännifchem und vwaterländifchem Sinne 
zu erziehen, am nächften getreten wäre. Nöllner erklärt (die deutfchen 
Einheitsbeftrebungen. 1857 S. 230) „daß eine gefunde politifche Doctrin 
vor Allem ver Jugend eingepflanzt werben müſſe, welche gemäß ver Ver- 
faffung zu erziehen ſei, iſt das Motto jenes Werkes und verbient Aner- 
tennung; aber fowohl Hobbes als Ariftoteles denken bei dem Ausfpruche 
biefes Sabes nicht an den Bruchtheil eines Staates, fontern an bie 
Nation, denn biefe Nation und die Gefammtverfaffung, wenn auch nicht 
gefchrieben, doch biftorifch ausgedrückt, erkennen bie Verpflichtung des Thei⸗ 
les, fi dem Ganzen durch feparate Eonftitution nicht zu entziehen.“ — 
Als ein zweiter Mangel erfcheint ung, daß die Gefchichte des deutſchen 
Bundes blos bis zum Anfange des Jahres 1848 fortgeführt wird, wäh- 
rend ſchon v. Mohl (a. a.O., II. S. 266.) den bauptfächlichen Borzug, 
welchen die neneften Ausgaben von H. A. Zachariä’s und Zöpfl's Sy- 
ftemen vor den älteren Werken über deutſches Stanterecht voraushaben, 
barein fest, daß in jenen auch bie rechtliche Würdigung ber Ereigniffe 
während und feit 1848 und bie neuefte Thätigkeit ber wieberhergeftellten 
Bundesverſammlung Berüdfichtigung finde. Zwar glaubt der Berf., daß 
die fragliche nähere Ausführung nicht in ber Aufgabe feines Werkes Liege, 
weil im Wejentlichen der politifche Zuftand Gefammtbeutfchlands genau 
wieder fo bergeftellt ift, wie er bis zum Jahre 1848 geweſen war. Allein 
gerade die. Kritif jener Vorgänge hätte bie objective Grundlage der über 
bie gegenwärtigen Zuſtände im Allgemeinen aufgeftellten Behauptung bil: 
ven follen. 

Bon höchſtem Intereſſe ift der politifche Geift des Buches, welcher 
ben Grundfägen H. 4. Zachatiä's grundfäglich entgegenläuft und mit 
dem Standpunkte 9. Zöpfl’s eine nahe Verwandtfchaft zeigt. Vor 
Allen wird nun des Verfaffers Auffaflung des deutſchen Bundes nicht 
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als eines Gemeinweſens oder einer juristischen Perfönlichkeit, ſondern ale 
einer völferrechtlichen Semeinfchaft Vielen ein Dorn im Auge fein. Be- 
denkt man jeboch, baß eine universitas, welcher, und nicht der Gemein» 
fchaft, ausfchließlich der Charakter einer moralifchen Perfönlichkeit zufommt, 
nur entweder fouverän oder Unterthan fein kann, jo ergibt fich die contra- 
dietio in adjecto einer völlerrechtlichen universitas von ſelbſt. Der 
beutfche Bund ift weder fouverän, da er aus fouveränen Staaten befteht; 
noch Unterthban, weil er eine über ihm herrfchende Souveränetät nicht 
kennt. Die entgegengefeßte Anficht ftütt fich zwar darauf, Daß, wenn 
(Bgl. Nöllner, a. a. DO. ©. 235) verfchievene Zweige der beutfchen 
öffentlichen Gewalt nur von allen Gliedern des Bundes gemeinschaftlich, 
alſo in collectiver Einheit, ausgeitbt werben können, die Fiction einer juri- 
ftifchen Perfönlichkeit beftehe, und zwar wirffamer, als folche der Kaifer 
in ben legten Zeiten des Meiches barftellte. Allein das entſcheidende Mo⸗ 
ment liegt keineswegs in dem politifchen Bedenken, daß ein beftimmter 
Zweck fchwerlich in ber Form der Societät erreichbar fein bürfte, ſondern 
in ber rechtlichen Nothwendigkeit, daß die Erreichung irgend eines Zweckes 
niemals auf Koften ber Souveränetät der Einzelſtaaten, d. h. nicht in 
ber Form ber universitas, gefchehe. Wenn Nöllner endlich daran er- 
innert, daß fein Nechtöprincip immer durch die Verpflichtung bedingt 
werde und feinen inneriten Grund durch die in ſämmtlichen beutjchen 
Souveränen, fowie im beutfchen Volle wurzelnde Ueberzeugung von einer 
gerechten Anforderung und gejchichtlich begrünveten Nothwendigkeit des 
Zujammengebörens aller veutichen Staaten erhalte, fo kann durch biefes 
mehr nationale Gefühl, oder dieſe ftantsrechtliche Prätenfion, das eigentlich 
juriftifche und pofitiv fanctionirte Princip nicht alterirt werben, wonach 
ber Collectivwille der beutfchen Fürften und freien Stäbte, nicht alſo 
eine frübere juriftifche Notbwenpigfeit, ben Bund begründet hat, 
und fomit auch ausſchließlich nur jener Wille irgend eine neue Lebens» 
außerung bes Bundes formell rechtmäffig machen kann. Die dießfallſigen 
Ausführungen unferes Verfaſſers find bündig und fcharf. Er gebt fo- 
dann bei der Eritit ter Begründung und ver weiteren Schidfale bes 
bentfchen Bundes von zwei Gedanken aus: einerfeitd von dem Widerſpruche 
ber politifchen Elemente der gemeinfamen deutſchen Nationalität und ber 
juriftifch feſtſtehenden Souveränetät der einzelnen deutſchen Staaten; au⸗ 
bererfeit8 von dem Widerfpruche ver altherfümmlichen privatrechtlichen 
Auffoffung der Hffentlichen Dinge und ber neueren Ideen von dem rich⸗ 
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tigen Verhältniſſe zwiſchen Staat und indivinueller Freiheit. — H. U. 
Zahariä hat offenbar bie ber Bildung und der Wirkfamleit des Bundes 
entgegenftehenden Hinderniffe unterfchägt. Wir rühmen an ben entfprech- 
enden Ausführungen feines trefflichen Werkes bie offene und muthige Ge- 
finnung, ohne zu verfchweigen, daß daraus für das praftifche Leben fein 
anderes NRefultat entfpringt, als die Verwechslung des Wünfchenswerthen 
mit dem Möglichen und die Verkennung beftehender Zuſtände. Mit Recht 
fnüpft daher unfer Verf. an die einmal vorhandenen thatfächlichen Be⸗ 
bingungen an, um burch eine, wen auch nicht dem nationalen Verlangen, 
fo doch der Wirklichkeit entfprechende Darftellung und Critik der Bundes⸗ 
verhältniffe deren richtige Würdigung auch Andern zu ermöglichen. Unter 
ben oben erwähnten zwei Gefichtspunften werben nun betrachtet: 1) vie 
verſchiedenen Verheißungen, welche dem deutſchen Volke für feine künftige 
politifche Geftaltung won dieſer oder jener Seite gemacht wurben und bie 
Bereitlung der Hoffnungen auf ihre Erfüllung; 2) bie ſchwankenden und 
elaſtiſchen Beitinunungen der Bundesgrundgefege und beren mangelhafte 
Durchführung; 3) bie geringe Fruchtbarkeit der B. V. in Durchführung 
gemeinnüßiger Anordnungen in weiterer Ausführung der B. A.; 4) die 
nicht felten auf dem gröbften Mißverſtändniß beruhenden, in ver Preffe, 
in den lanbftändifchen Berfammlungen und in gewiſſen Vereinen hervor: 
tretenden, zum Theil ftaatsgefährlichen Anfichten über ‘Deutfchlands und 
ber einzelnen Staaten Verfafjungsformen und tiber pas Verhältniß zwifchen 
Staat und Menſch, Staat und Bürger, Regierung und Volt, Negenten 
und Stände, ſowie bie Beitrebungen zur Realifirung dieſer Anfichten; 
5) das Feſthalten ver B. B. an der Somveränetät und deren Einheit 
und Untheilbarkeit oder an dem monarchifchen Princip, und in Folge hie⸗ 
von eine Reihe von Bundesbeichlüffen, welche meift gegen die, in einer 
dieſes Princip gefährdenden Weife, fich geltend machenden nationalen Einig- 
ungsbeftrebungen, fowie gegen die Ausdehnung der inbivibuellen Freibeits- 
beftrebungen gerichtet waren und um fo weniger befriebigten, je weniger 
die Beſchlüſſe felbft von einer durchaus richtigen Auffaffung des monarch- 
ifchen Principe ausgingen und mit ben früheren Berheißungen im Ein- 
klange erfchienen, und je weniger bie deutſchen Völker noch zu einer kla⸗ 
reren und richtigeren Erfenntniß vom wahren rechtlichen Weſen des Staats 
und deſſen Verhältniß zu ben Gefühlen nationaler Zuſammengehörigkeit, 
fowie zu der individuellen Freiheit gelangt waren. — Indem ber Berf. 
ben beutjchen Bund mit ven früheren Geftaltungen Deutſchlands vergleicht, 
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fommt er zu dem Refultate, daß, in Anbetracht der ftaatsrechtlich gleichen 
Selbftftändigkeit ver beutfchen Staaten, bie Bundesakte und Wiener- 
Schlußakte wahre Meiſterſtücke feien, und Altes leiften, was unter ben 
damaligen Umftänden und, fo lange bie beutfchen Staaten fouverän 
bleiben, auch für diefe Zeit möglich war, und daß das beutfche Bundes⸗ 
verhältnig im Vergleiche zum deutſchen Reiche und ben Zuftänden zwifchen 
1806 und 1815 als ein bebeutender Fortfchritt betrachtet werben muß. 
Wir fennen zwar das harte Urtheil, weiches R. vo. Mohl über dieſe po- 
litiſche Richtung gefällt hat. Unſerer Anſicht nach geht jedoch das Stre- 
ben der Gegenwart keineswegs auf politifche und als folche unerreichbare, 
fondern auf nationale Einheit. Eben deßhalb vermögen auch wir mit 
Ruhe dem Erfolge entgegenzufehen,, welcher zeigen wirb, „auf welcher 
Seite die wahre Stantsweisheit und ber richtige erhaltende Sinn“ ift. 
Nur eine Bemerkung barf fchließlich nicht umgangen werben, baß wir an 
ben Helv’schen Syſteme ungern die Schilderung des Einfluffes vermiffen, 
welchen die europäiſche Machtſtellung von Defterreih und Preußen auf 
den Charakter des Bundes und feiner auswärtigen Angelegenheiten ausübt. 

2) Der Angelpunkt des Verfaffungsrechtes in den Einzelftaaten ift 
ter Monarch, wie auch unfer Perf. an verfchievenen Orten (Vgl. I. 
©. V. 1. S. 354.) heroorhebt. Darum fällt der naturgemäße Stanb- 
punkt, welcher ver Betrachtung bes Verfaffungsrechts der Einzelftanten zu 
Grunde liegen muß, mit der richtigen Crfenntniß des monarchtichen Prin- 
cips zufammen. Ye vielbändigere Betrachtungen dem lebteren fchon ge 
wibmet worden find, um fo mehr muß man fi) wundern, baß bisher 
weder Theorie, noch Praxis zu einer Einigung gelangt find. Wir weichen 
gerade in dieſen wefentlichften Punkten von der Auffaffung des Verf. ab, 
zum Theil im Einverftändnig mit Zöpfl und Bluntfchli; zum Theil, 
ohne uns dieſen anfchließen zu können. ) “Die entfcheivende Wichtigkeit . 
ter Sache und ver gänzliche Mangel an gegenfeitiger unummunbdener Auf: 
Härung vechtfertigt von felbft und fordert fogar mit Nothwendigkeit eine 
nähere Betrachtung. | 

Die Definition des monarchifchen Princips, welche der Verf. aufftellt, 
veranlagt im Allgemeinen zu feiner Ausftellung. Das Wefen der mo- 


9 Auf das heftigſte iſt Held bereits angegriffen worden von Nöllner (Die 
d. Einheitsbeſtrebungen, 1857. S. 230. ff.), freilich nicht durchweg mit überzeugenden 
Gründen. 
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narchiſchen Staatsform ſoll nämlich darin beſtehen, daß eine einzige phy⸗ 
ſiſche Perſon als einziger und ausſchließlicher Inhaber und Träger der 
ganzen Staatsgewalt und als der weſentliche Ausgangspunkt aller und 
jeber Lebensäußerung berfelben und zwar kraft eigenen Rechts Jedem, 
ber nicht der Staat felbft ift, gegemüber erfcheint. (I. S. 349.) Näher 
wird das monardhifche Princip des beutfchen Bunbesrechtes bezeichnet als 
„die Innehabung der gefammten und untheilbaren Staatsgewalt als eige- 
ned Recht Seitens der Einzelperfon des Iegitimen Staatsoberhauptes na- 
türlich verbunden mit der Befugniß zu deren vollftänpiger, verfallungs- 
mäßiger, unter allen Umftänden und in allen Fällen aber perfönlich 
unverantwertlicher Ausübung. Hiergegen läßt fich nichts einwenben. ‘Die 
neuere Theorie kennt auch feine biehfalls beſtehende Controverfe. Die 
Handhabung der Stantsgewalt hat jedoch ihre Schranken, indem vor Al- 
fem nach beutjchem Bunbesrechte der Souverän in ber Ausübung gewiſ⸗ 
fer Rechte an die Mitwirkung einer Repräfentation des Volkes gebunden 
ift. Die Grundfragen bes deutfchen conftitutionellen Staatsrechts bezie- 
ben ſich alfo folgerichtig auf die Bildung und die Befugniß der erwähn- 
ten Repräfentation. Daher find biefe beiden Punkte feit ver Zeit ihres 
Deftebens der Erisapfel der Fürften und Stände, wobei bie Regierenden 
und Regierten ihre Streitfchriften fogar oft mit Blut gefchrieben haben. 
Um das Held'ſche Werk würbigen zu können und um überhaupt über 
ben gegenwärtigen Stand biefer Sarbinalfrage Har zu werben, ift eine 
fritifche Säuberung ber Begriffe an biefem Orte nothwenbig. 

Zwei Punkte find nach einem wirren Knäuel von Revolution und 
Gegenrebolution endlich auf bem Gebiete bes allgemeinen Staatsrechts 
eines beinahe ganz einheitlichen VBerftänpniffes theilhaftig gewerden. A. Die 
Mepräfentatiomonarchie, in welcher der Charakter der gemifchten Negie- 
rungsform für NRegierende und Regierte gefunde Früchte zeugt, räumt nicht 
nur einzelnen Ständen das Recht der Vertretung ein, fonbern dem gan= 
zen Volle. Das Volk wird aber nicht vertreten durch eine Verfammlung, 
beren Zuſammenſetzung auf dem Principe des anorganischen allgemeinen 
Stimmrecht8 beruht. Demnach entfpricht weber die reinftändifche, noch 
bie bemofratifch-repräjentative Verfaffung dem Wefen und reinen Begriffe 
ver Repräfentatiomonarchie. 

B. Die Mitwirkung ver Negierten an der Regierung darf weber 
einen rechtlichen, noch einen factifchen Dualismus der Staatsherrfchaft in 
ber Weife ausfcheiden, daß in der Ausübung ber Gewalt der regierte 
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Wille als ſolcher in einen entſcheidenden Gegenfatz zu dem regierenden 
Villen ſich zu verſetzen rechtlich befugt iſt; factiſch beide Willen „als ver⸗ 
ſchiedene, von einander ganz unabhängige Gewalten und natürliche Geg⸗ 
ner gefpannt einander gegenüberftehen.“ 

Die Frage, deren Beantwortimg ben Gegenftand unferer Critik bil- 
det, ftellt fich daher in folgenper Weile dar. Wie verhalten fich jene 
beiden Refultate des allgemeinen Staatsrechts zu ber Gefammtheit ber 
eutfprechenben, tm jegigen Dentichland entweder geltenden oder burch bie 
Grundgefete bes deutfchen Bunbes geforderten Nechtefäte ? 

Zu A. Die Zufammenfegung der Stände ift in Deutfchland, wie in 
Europa überhaupt, durchaus verſchiedenartig. Ausgehend von dem mo⸗ 
bernen Principe bes allgemeinen Stunmrechts dat man biefem bie entge- 
gengefeßte Bedeutung unterfchoben. Der wahre Sinn besfelben verlangt 
eine Repräfentation des gefammten Volles. Einzelne Stände, etwa ber 
Adel umd bie Geiftlichkeit, fpiegeln die Phhuflognomie der Nation nicht, 
weil fie blo8 deren Bruchſtücke ausmachen und durch Die nieberen Schich- 
ten ver Bevölkerung ergänzt werben müſſen. Während aber port nur ein 
Theilbild des Volkes ſich darftellt, verirrt man fich zu deſſen Zerrbilt, wenn 
das allgemeine Stimmrecht als ein gleiches aufgefaßt wird. Der Staat 
befteht nicht in einem Aggregate gleichartiger Größen, fonbern faßt ver- 
ſchiedene Elemente zu einen organifchen Ganzen zufammen: bie mathema- 
tifche Vollſtaͤndigkeit entfpricht niemals der organischen. Die Stände, welche 
gerade die ebelften Theile des Volkes ausmachen, müſſen auch eine ihrer 
Bedeutung analoge und eine, trog ber numerifchen Befchränftheit, dem 
amfangreicheren aber qualitativ niedrigeren Elemente überlegene Vertret⸗ 
ung finden. Bluntfchli erklärt treffend: „Es ift ein großer Irrthum, 
bag eine berartige ftänbifche Vertretung (wobei bie Stände mit den wich 
tigften Gruppen der Berufs: und Lebensweiſe zufammenfallen) dem mit- 
telalterlichen ſtändiſchen Syſtem, nicht dem modernen Repräſentativſyſtem 
angehöre. Sie entfpricht vielmehr der Grundidee ber Vollärepräfentation, 
welche ein wahres Bild des Volles fein ſoll, durchaus, und ift erjt beren 
wirkliche Erfüllung. Damit pas Ganze fichtbar werde, müſſen die Theile 
in ihm, freilich nicht als für fich beftehende Heinere Ganze, ſondern als 
Zheile, vorhanden fein. Damit die Karte gut fe, müſſen in ihr nicht 
bloß Zahlen und gerave Linien, fondern Berge, Thäler und Seren, Stäbte 
und Dörfer fich darftellen.” Jene Elemente haben ihre gefonberten In⸗ 
terefien, welchen ein und daſſelbe Recht auf Vertretung zulommt. Beſteht 
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aber ein gleiches Stimmrecht Aller, jo bleibt dem Zufall überlaffen, welche 
und wie viele Stände ihre Repräfentation finden, und ob gerade Die Ge⸗ 
wählten die Einfichtsoollen und für die Intereſſen ihres Stanbes gewiſ⸗ 
fenhaft bejorgt feien, wie Sismondi in feinen Etudes sur les Consti- 
tutions des peuples I.48. ff. mit fchneivender Schärfe nachgewiefen hat. 
Die einfachften Säge von Politit und Vernunft werben burch dieſes Sy⸗ 
ften geradezu umgelehrt. Das nothwendige Reſultat befjelben befteht 
darin, daß derjenige Stand, welcher die numerifche Maſſe in fich faßt, 
präbominirt. Da.nun nach der Natur menjchlicher Dinge fich in jedem 
Staate mehr Thoren, als Weife, mehr charakterlofe als evelmüthige Men⸗ 
fohen, mehr Arme, als Begüterte, mehr Dienende, als Herren finden; fo 
wird durch das gleiche Stimmrecht ‘die materielle und geiftige Beſitzloſig⸗ 
feit nicht nur neben, ſondern über die Träger jener Vorzüge geftellt, welche, 
nach ewigen Gefegen und feit Menfchengevenfen, ven Kern eines gefunven 
Staatslebens bilden; es realifirt nicht fowohl — wie Bluntfchli be—⸗ 
merkt — das Princip der abfoluten Demokratie, fondern der Ochlofratie 
in ihren robeften Formen, das abfolute Nichts. Ya, in biefem Sinne 
mochte Lamartine behaupten, daß bie Franzofen basfelbe im Jahre 
1848 wie einen unter ben Trümmern bes Thrones gefundenen Adelsbrief 
der Maſſe ergriffen haben. 

Kaum follte es möglich erfcheinen, daß eine berartige Bildung der 
f. g. Volfsvertretung in deutſchen Verfaſſungsurkunden fanctionirt werde, 
welche nur unter der Bedingung als bunbesverfaffungsmäflig anerkannt 
werden bitrfen, baß burch fie das monarchifche Prinzip nicht verlegt wird. 
Deſſen ungeachtet finden fich bie entfprechenden Grunbfäge in vier deut⸗ 
fhen V. U. anerkannt, welche freilich ohne Ausnahme aus ber Nevolu- 
tionsperiode abftanımen, in den V. U. von Anhalt-Bernburg, Olvenburg, 
S. Coburg» Gotha und Waldeck. In den übrigen Staaten begegnet uns 
das organifche neben dem numerifchen Princip. | 

Welches ift num die Anficht Held's? (Zu vgl. IL ©. 43. ff. 
436. ff.) Er ftimmt mit dem erwähnten Reſultate ber neueren 
Theorie in fo fern nicht überein, daß er das numerifche Verhältniß unter 
ben gegenwärtigen Zuftänden allgemeiner focialer Umbildung und Stan- 
desunentſchiedenheit und ber Ueberzahl ftändifcher noch nicht feftgeftalteter 
Verjchiedenbeit für angemeifener Halt. Wir geben nun zwar zu, daß das 
Reſultat der obfchwebenden Organifations- und Reorganifationsbeftrebun- 
gen bes Adels, der Gemeinden, ber Arbeit u. ſ. w. mit Gewißheit ſich 
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nicht vorausſagen läßt; auch ift kaum abzuſehen, wann jene Elemente 
eine feite Geftaltung erreichen werben. Allein gerade foldhe Zeiten ber 
Indifferenz fordern energifche Schritte der monarchifchen Gewalt, damit 
bie ſchwankenden Theile des Ganzen in eine ftaatögemäße Wirkfamteit 
gebracht werben. Ein Nachtheil wird allerdings immer damit verbunden 
fein, die dynamiſche Gliederung der Standſchaft als Mittel für die Or- 
ganifation der Volkoftände zu benügen, während jene eine Folge ver letz⸗ 
teren fein ſollte. Da übrigens Mißſtände auf beiden Seiten unvermeib- 
ih find, erfcheint gleichwohl derjenige Weg ale ratbfamer, welcher am 
frübeften gefunde Zuftände herbeiführt. Wenn ber Verf. behauptet, daß 
das numerifche Princip den Forderungen der monarchiſchen Gewalt richt 
wiberfpreche, jo vermögen wir nicht einzufehen, wie er über unfere eben 
gemachte Erwägung binwegfommt. 

Zu B. Nah dieſen Vorderſätzen ift wehl zu vermuthen, daß 
Held für ſeine Stände ein votum decisivum in Anſpruch nehme; ein 
berathender ftänbifcher Körper ſcheint ihm dann auch, wie dem Frh. v. Stein, 
blos eine inerte Maſſe oder einen turbulenten Haufen barzuftellen, ver in 
das Blaue binfchwäkt. 

Die Frage iſt aber die: ob die Wefugniß eines ſtändiſchen Sonfenfeg 
in der That mit dem monardhifchen Princip nach deſſen Wefentlichfeit und 
feiner Confequenz vereinbar ſei? Zwar bat man fehon darauf hingewie- 
fen, daß die der Natur der Dinge und dem eigenen Begriffe entfprechende 
Geftaft der Vollsnertretung überhaupt die Möglichleit eines ftänbifchen 
Sonfenfes ausfchliege. Es wird nämlich davon ausgegangen, baf die In⸗ 
tereſſen der verfchiedenen Stände bei der Errichtung eines Geſetzes in den 
felteuften Fällen eine und biefelben find, daß vielmehr die einen in höhe⸗ 
rem, bie andern in niebererem Grabe fich betheiligt wiffen, und zwifchen 
mehreren oft fogar ein Gegenfag eintritt. Da nun aber der Vertretung 
nach Ständen gerade ver Gedanke zu Grunde liegt, daß jebe volle Be- 
fanntfchaft mit den jedem Stande eigenthümlichen Bedürfniſſen vegelmäf- 
fig nur in feiner Mitte fich vorfinde; daß eine richtige Würdigung ber 
Gefammmtintereffen weber von der Intelligenz ſaäͤmmtlicher Nepräfentanten, 
noch von deren zunächſt auf die Sondertendenzen gerichteten Willen zu 
erwarten fei; daß endlich eine Einigung nach Stimmenmehrheit überhaupt 
in einer derartigen Verſammlung nicht Raum finde, weil bier die con- 
ſtitutionelle Fiction, als repräfentire die Majorität der Kammern das 
Bolt, nicht Plab greife: fo muß, um an bie Stelle der formellen und 
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fünftlichen Einheit die materielle Vereinbarung zu fegen, ein Wille vor⸗ 
handen fein, welcher, ohne in vie felbftifchen Verhältniife eines Stanpes 
fih verflochten zu wiflen, mit freiem Blide an vie Intereſſen ber ver- 
fchtevenen Stände ven Maßſtab des gemeinen Wohls anlegt und mit Bes 
rüdfichtigung ber Einzelnen, in foweit e8 das Ganze geſtattet, enbgiltig 
entjcheivet. Aus dieſer Thätigkeit entfpringt gerade bie Segenequelle des 
monarchifchen Principe. Wie fcharf Übrigens die Spige biefer Erwägung 
fein mag, fo durchbricht fie Doch das Shitem des Verf. nicht, weil letzte⸗ 
rer das dynamiſche Princip der Repräfentation nicht als das ausſchließ⸗ 
lich berechtigte anerkennt. 

- Betrachten wir nım befjen Begründung, nachdem vorher noch vor⸗ 
ausgeſchickt werden ift, daß in Steuerfachen eine Beichränlung auf das 
votum deliberativum nicht Statt finbet, weil hier hiftorifche Berechtig- 
ung und ftantliche Bebenten für das Einwilligungsrecht ber Lanbftände 
fprechen. 

Unſerer Meberzeugung nach bat ber Verf. den Beweis für die als 
nothwenbig behauptete ebereinftimmung zwifchen dem ftändifchen Eonfens und 
monarchiſchen Prinzip keineswegs erbracht, fondern nur das ſchon oft Ge⸗ 
hörte wieberholt, um eben fo wenig als feine Vorgänger zu überzeugen. 
Er bemerft Thl. 2. ©. 440,., daß er den fraglichen Nachweis in Thl. I. 
8. 125. 138. 148. und Thl. II. ©. 416. 417. 420. Note 3. geführt 
habe. In I. 8. 124. haben wir jedoch eben fo wenig, als in 8. 138. 
auch nur Grundlinien zur fraglichen Demonftration gefunden. 8. 148. 
erwähnt bios, daß die Schranken ver höchften Staatsgewalt nicht nur 
thatfächliche, auch nicht etiva rein fittliche fein Dürfen, fondern dem äußern 
geordneten, wenn auch fittlich belebten Weſen des Staates entiprechen 
müffen ; daß fie rechtliche von der Staatögewalt ſelbſt fanctionirte und 
als folche zum allgemeinen Bewußtjein gebrachte fein follen. Die Staats- 
gewalt beobachte dann viefe rechtlichen Schranfen oder das Gefek nicht, 
weil es über ihr ftehe, ſondern weil fie es felbjt gemacht habe, weil es 
ein Theil von ihr fei, weil fie felbft diefe Schranke und zwar nur deß⸗ 
halb gezogen, damit fie nie unftantlih, in allen ftaatlichen Beziehungen 
aber nur um fo ftärker und gegen blos faltifche oder wiberrechtlihde Hin⸗ 
berniffe um fo mächtiger werde. — Gegen ven erften Theil dieſer Theſis 
antwortet die Thatſache, daß ver bloßen Forberung einer rechtlichen Schrante 
burch die ‚Eriftenz der Rechtspflicht zu Anhörung und Erwägung ber 
im Beirathe fich ausfprechenven öffentlichen Meinung Genlige geichiebt. 
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Der zweite Theil des jenfeitigen Einwandes verwechſelt das obfective und 
fnbjective Moment. Nicht darum handelt es fich, ob durch bie felbftthä- 
tige Ziehung einer Gränze ein fubjectiver Widerfpruch gegen- Die Dadurch 
nothwendige Beichränkung aus dem Bewußtjein des individuellen Trägers 
der Staatsgewalt ausgeſchloſſen werde; ſondern darum, ob jene vorange⸗ 
gangene Ziehung im Wiberftreite mit dem Begriffe des monarchifchen 
Princips fich befinde. — Im 8. 148. haben wir die Citirte Beweisführ⸗ 
ung gleichfalls nicht gefunden; eine folche fcheint in 8. 154. verſucht zu 
werben , indem bafelbft S. 388. die Standfchaft ein Berathungscellegium 
mit entfcheidendem votum genannt wird, welche Eigenthümlichkeit ſich dar⸗ 
ans ergebe, daß jede irdiſche Macht, alfo auch bie Staatsgewalt gewiſſe 
Grenzen haben müffe, über vie fie ihrer Natur nach nicht hinauskönne, und 
daß es beffer fei, auch diefe Grenzen fo weit rechtlich zu normiren und 
baburch jebe nothwendig dem Staate felbft ſchädliche Verlegung berfelben 
von Borne herein zu verhindern, als fie blos factifch, wirken zu laſſen. — 
Ganz richtig, allein das fteht gerade in Frage, in wie weit biefe Grenzen 
normirbar find? Bezüglich der Eigenthümlichfeit des Held'ſchen Bera- 
thungscollegiums mit votum decisivum erwähnt bereits Nöllner (a. a. 
O., S. 238.), daß dieſe Eigentbitmlichkeit leider in der abfoluten logiſchen 
Unvereinbarfeit der zwei einander entgegengefegten Prädikate beftehe. Wir 
finden bier den Berf. felbft in einer ſchlagenden Inconſequenz begriffen, 
indem er bie National-Repräfentation beim Bunvestage nur dann im Wis 
derftreite mit der Sonverfnetät der Fürften erblict, wenn an bie Stelle 
des Beiraths das entjcheivende votum ber Kepräfentation trete (a. a. O., 
S. 498. N. 2.). Folgerichtig muß auch der ftänpifche Conſens in ven 
Einzelftaaten das monarchifche Princip beeinträchtigen, weil die Begriffe 
„votum deeisivum“ und „Souveränetät“ überall in dem gleichen Verhältniſſe 
zu einander ftehen. Im Thl. 2. ©. 416. 417. und 420. wird behaup- 
tet: „Die Einführung blos berathender Stände wäre nie Gegenftanb der 
Aufmerkſamkeit und Competenz des deutſchen Bundes, weder um feiner 
ſelbſt, noch um des monardhifchen Principes willen in den monarchifchen 
Bundesſtaaten geweſen; auch babe fich der deutſche Bund wohl gehütet, 
je auszufprechen, daß es ihm nur um Einführung berathenver Landſtände 
zu thun geweſen, obgleich er bamit den ganzen Streit iiber die Auslegung 
der Bundesakte hätte entfcheiven können. — Den erften Theil bes Ein- 
wandes hat der Verf. nicht begründet; ber Beweis für feine Anficht wäre 
auch geradezu unmöglich. Bezüglich des weitern Momentes genligte zwar 
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bie einfache Bemerkung, baß der Bund fich auch niemals fiir die Noth⸗ 
wenbigfeit des ftändifchen Conſenſes ausgefprochen hat; es fehlt jeboch 
nicht an ftaatlichen Autoritäten, welche ihre Ueberzeugung von ber Unver⸗ 
einbarfeit des ſtändiſchen Eonfenfes mit dem monardhifchen Principe aus⸗ 
drücklich kund thun. — Wenn- ver Verf. (S. 420. Note 3.) durch den 
Sinn des Wortes „Mitwirkung“ in der W. ©. A. Art. 57. in Verbind⸗ 
ung mit bem Artikel 58. das votum decisivum ber Stände nicht aus⸗ 
gefchloffen glaubt, fo wollen wir feine interpretation nicht geradezu ver- 
werfen, weil daraus Feine pofitive Begründung unferer Anficht fließt. 

Der Berf. mag wohl die Schwäche feiner bisherigen Beweisführung 
ſelbſt eingefehen haben. Er Hält wenigftens für gut, dem früher Borges 
brachten noch Einiges beizufügen (S. 440.), weil feine Anficht, nament- 
(ich in ber neueften Zeit, immer öfter, heftiger und ungefcheuter angegrif- 
fen werde. In einem conftitutionellen Staate fei die verfaffungsmälfig 
rechtlich entſcheidende Stumme ver Landſtandſchaft ein ftaatsverfaffungsmäffiges 
Negierungsorgan zur rechtlichen Realifirung von natürlichen Schranken 
für die Ausübung der Souveränetät. Da nun bie Erhaltung bes redht- 
lichen Beftanbes eines Staates, ober was dasſelbe, die Erhaltung feines 
Gefammtorganismus auch da, wo es fich um deſſen Lebensthätigfeit han⸗ 
belt, die Hauptaufgabe eines jeven Staates, alfo auch feines Souveräns 
als folchen, fein müfje, fo folge hieraus, daß ber Souverän als folcher 
bei der Ausführung der fonveränen Regierungsgewalt ftaatsrechtlich feinen 
andern Willen haben könne, al8 den der Aufrechthaltung des beftehenden 
Rechts alfo auch jebes verfaffungsmälfig begründeten Orgaus für bie 
Ausübung der Souveränetät; und daß es nur als fein eigener Wille au⸗ 
aufeben fei, daß in den betreffenden wichtigen Fällen die Frage über das 
Ob und Wie des Staatswohles und feines Verhältniffes zu den indivi- 
buellen Freiheitsrechten dem beſtehenden Staatsorganismus entfprechenn, 
auch für feinen perfänlichen Willen in einer gewiſſen Art entfcheidenp und 
fo jenen eigenen Regentenwillen darftellend, beantivortet werde. — Damit 
bat der Verf. verfucht, dem Aufbau feines Beweifes den Schlußftein auf- 
zufegen, welcher jedem entgegengefettten Anbrange Stand zu halten befähigt 
fei. Hiergegen erwibern wir aber Folgendes: Nichts ift gewiller, als 
daß der Souverän bie Aufrechthaltung bes beſtehenden Rechtszuſtandes 
als feine höchfte Aufgabe zu betrachten hat. Die Befugniß willfürlicher 
Abweichung hieße Abfolutismus und bildete den bireften Gegenfag zur 
echten monarchifchen Gewalt. Wenn nun der Verf. daraus folgert, daß 
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unter die letzte Kategorie auch bie Nichtbeachtung des ftänpifchen Eonfen- 
ſes gehöre, weil eben bie verfaflungsmäffige rechtlich entfcheidende Stimme 
der Landſtandſchaft ein ftaatsverfaffungsmäfliges Regierungsorgan fei ; fo ift 
offenbar die hier zu erörternde Frage umgangen, beziehungsweife das, was 
zu beweifen wäre, gerabe als bewiefen vorausgefegt worden. Denn darum 
handelt es fich ja eben, cb der beſtehende Zuftand ein Nechts- ober 
blos factifcher, weil mit einem höheren Gefege im Widerſpruche befinb- 
licher, Zuftand des Staates fei; ob bie entfcheidende Stimme der Land⸗ 
ftandfchaft ein ftaatsverfaffungsmäffiges WRegierungsorgan fein 
bürfe, ober ob beren Sanctien im Einzelftante den Bundesgrundgefegen 
wiberftreite?_ Der Verf. fest erftere8 voraus und behauptet, daß, wenn 
und weil ber ftänbifche Conſens laubesverfaffungsmäflig fei, auch pas 
Bebundenfein an denfelben dem monarchifchen Principe nicht widerfpreche. 
Er ftellt aber die Sache gerade auf ven Kopf. Denn ber in ven Bun- 
desgrundgeſetzen befinivte Begriff bes monarchiſchen Principe entfcheibet 
über den Charakter der Landesverfaſſungsmäſſigkeit; daß ein Inſtitut in 
ber Landesverfaffung feftgefeßt ift, begründet a priori deſſen Einklang mit 
tem monarchiſchen Principe nicht. 

Eine andere Anficht geht davon aus, daß ein Wiberfpruch zwifchen 
Monarch und Ständen überhaupt nicht möglich und jomit ein Gegenjag 
zwifchen monarchiſchem Princip und ftändifchem Conſens undenkbar fei. 
Diefelbe unterfcheidet in der Stantsgewalt das Element der Gefeßgebung 
und der Vollziehung. Jenes rvepräfentirt der Fürſt in Verbindung mit ver 
Bolfsvertretung, diefes der Fürft allein. Eine jede dieſer Theilgewalten 
ift in ihrer Sphäre fouveran. Ein Conflict zwifchen beiden fouveränen 
Repräfentanten erjcheint als unmöglich, weil dadurch ein Conflict zwifchen 
dem Fürften einerfeits und dem Fürſten nebſt der Volfsvertretung ande- 
rerfeits, d. h. ein Conflict ver nämlichen Berfon mit fich jelbft erzeugt würde, 

Diefe Theorie, welche in England ihren Urfprung hat und den Be- 
jtanb einer parlamentarifchen Regierung vorausfegt, ift praftifch höchſt ge⸗ 
fährlich, theoretiſch durchaus ſeicht. 

Für's Erſte iſt unhaltbar, die Souveränetät der Geſetzgebung neben 
bie der Vollziehung zu ſtellen. Als Souveränetät bezeichnet man bie Herr⸗ 
ichaft über die in der Staatsgewalt enthaltene Macht. Die Herrichaft 
ift Die böchfte; deßhalb fchreibt fich die Souveränetät Machtfülle und Ho⸗ 
heit zu. Die Macht aber ift die Totalität der im Staate enthaltenen 


Kräfte. Jene Herrfchaft ift deßhalb auch eine aueſchließliche und einheit⸗ 
Neichlen, Staaterecht. 
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liche. Herrſcht in der einen Staatsgewalt diefe, in der andern jene Ge⸗ 


walt: fo erjchöpft fich wielleicht das im Begriff der Soupveränetät enthal- 
tene qualitative, nicht aber das quantitative Element. Die gefeßgebende 
Gewalt kann gleich wie die vollziehende innerhalb ihres Kreifes die höchfte 
fein; allein eine Fürftenfouveränetät exiftirt nicht, weil die Herrfchaft nicht 
in der Einheit einer phyſiſchen Perſon fich concentrirte, 

Richten wir für’s Zweite unfern Blick blos auf die Eine Sonverä- 
netät innerhalb der gefeßgebenden Macht. 

Aus was beftehen denn die Glieder des Staatsmenfchen, welchem 
zugleich mit dem Kopfe Souveränetät zugefprochen wird? Sie find eben 
doch nichts Anderes, ald das Volf in nuce oder ber Ertract besfelben, 
das Volk in feiner reinften Form. Geht man auf den Grund ber Sache, 
jo heißt die Gliederfouveränetät mit begründeten Rechte Bolfsfouveränetät. 
Freilich verfchlechtert ſich dieſe Souveränetät des Volkes erft dann in bie 
des Pöhels, wenn ein unlösbarer Conflict zwifchen Fürſt und Parlament 
fich ereignet. Die beiden Hälften des fouveränen Willens ftehen fich dann 
als gleichberechtigte Gegenfäre gegenüber, weil beide an der Sonveränetät 
gleichen Untheil haben. ‘Da nun aber eine halbe Souveränetät dem Be⸗ 
griffe per Souveränetöt wiberfpricht, in fo fern diefe die ganze Staats⸗ 
gewalt umfaßt; fo exiftirt überhaupt Feine rechtliche Staatsherrfchaft mehr. 
Das ftantliche Verhältniß zwifchen Fürft und Voll wird das blos gefell- 
T&haftliche neben einander fich bewegender Einzelwillen. ever Anfpruch 
auf Bevorzugung des fürftlichen Willens ift Ufurpation, welche die Re- 
volution begründet und dem phyſiſch Stärfern den Sieg verleiht. Da 
zeigen fich die Atome, in welche ſich ber Gliederwille auflöst. 

Wenn die gegnerifche Anficht ver Unvereinbarfeit ver Fürften- und 
Bolksfouveränetät auf den Widerſpruch zurückführt, welcher die gleichzeitige 
Eriftenz zweier gleich vollberechtigter Souveränetäten erzeugt habe; glaubt 
fte, felbft dem nämlichen Vorwurfe entgehen zu können, ungeachtet fie Eine 
pollberechtigte Souveränetät an zwei gleichberechtigte Willen vertbeilt. 
Während dort ber Widerfpruch ein nothwendig fortgefegter ift, fehlummert 
er bier in zufälliger Ruhe, bis er in den beiden Nepräfentanten fich be- 
thätigt. ‘Der Unterfhieb ift ein blos formeller. Auch bier wird neben 
bie Fürftenfonveränetät eine Volksſouveränetät geftellt. 

Wenn und nun auf ber einen Seite die Conſtruktionen des Verf. 
nicht überzeugen und fogar durch ihre Unhaltbarkeit die Wahrheit der ent- 
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gegengefetten Theorie bejcheinigt haben, mag bie lettere burch folgende zwei 
Erwägungen pofitio begründet werden. 

a. Das monarchiſche Princip und fomit au Art. 57. ver W. Sc. 
A. an und für ſich ift unvereinbar mit ver ftändifchen Befugniß, durch 
vermweigerten Eonfens das Zuſtandekommen eines von ber Krone beabfich- 
tigten Gefetes unmöglich zu machen. Soll jenem Ausdrud Sinn und 
Bedeutung zulommen, fo kann fein Verſtändniß doch nur abgeleitet wer⸗ 
den aus dem ureigenen Wejen der monarchifchen Gewalt. Diefe enthält, 
wie jebe anbere, weientliche und zufällige Rechte. Lebtere können gänz- 
(ih wegfallen, erjtere befchränkt werben, ohne daß dadurch Die monarchifche 
Gewalt als folche zu eriftiren aufhört. Das Wefen eines Begriffs wird 
bedingt nicht durch die Quantität der nothwendigen Qualitäten, fondern 
durch deren bloſſes Borhanvenfein. Dagegen fteht aber auch bie Be- 
Shränfung einer Rechtsausübung nur mit ber letzteren weitern ober 
engern Umfang, nicht mit deren gänzlicher, wenn auch nur momenta- 
ner, Aufhebung in begrifflihen Zufammenhange. Sobald diefe eintritt, 
lann die Rechtsausübung nicht mehr befchränft werben, weil fie nicht mehr 
eriftirt. Ein wefentliches Recht kann daher in feiner Ausübung allerdings 
befchränkt, dagegen nicht unmöglich gemacht werben, ohne daß dadurch im 
gleichen Momente vie Gewalt, zu deren Wefen fie gehört, als folche fort- 
zubeftehen aufhört. 

Wenden wir diefe allgemeinen Säge auf unfere NRechtsfrage an, fo 
erzielen wir folgendes Refultet: Das Gefeßgebungsrecht ift ein weſent⸗ 
liches Recht des Monarchen. Denn der Einherrfcher vereinigt, wie dieß 
im Wefen des Begriffes liegt, alle Rechte der Stantsgewalt, folglich auch 
das Hecht, Gefete zu geben. In diefem Sinne muß die Monarchie ein- 
heitlich und untheilbar fein, fonft zerbuödelt fie fich in die Republik ınit 
der wionarchifchen Form eines einzigen Conſuls. Allein diefe monarchifche 
Gewalt braucht Feine fouveräne zu fein im Sinne ber franzöfifchen Legi- 
timiften, welche mit dem Charakter des Freiheitlichen und Untheilbaren 
den bes Abfoluten verbunden haben. Qui veut le roi, si veut la loi. 
Diefe monarchiſche Gewalt kann befchräntt werben, ohne ihr Wefen ein- 
zubüffen. Aber die Beſchränkung kaun nicht darin beftehen, daß ber Mo⸗ 
narch aufhört, ein wefentliches Recht auszuüben, fondern blos darin, daß 
er in der Ausübung desfelben eingegrenzt wird. Die mit dem monarchi- 
ſchen Principe vereinbarfihe Schranke ift deßhalb nur im Stande die 


fraglihe Ausübung an begränzende Formen zu binden — an bie Staate- 
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ratbsberathung oder das votum consultativum ber Stände, niemals da⸗ 
gegen bie Ausübung des Nechtes ſelbſt unmöglich zu machen, weil ber zulegt 
genannte Act gegenüber vom Begriffe der Beſchränkung eine contradietio 
in adjecto bilvet. Sobald durch die Verweigerung bes ftänbifchen Con⸗ 
fenfes die Krone an der Durchführung eines Gefeges verhindert ift, Liegt 
nicht mehr eine Schranke der Ausübung vor, fondern biefe ift zur gänz⸗ 
lichen Unmöglichkeit geworden. Der Monarch Hört mit dem Nein ber 
Stände auf, Gefeßgeber zu fein, weil die gewollte Betheiligung der gefeg- 
gebenben Gewalt ihm unterfagt ift. Da nun mit Tegterer der Monarch ein 
Recht einbüßt, welches den Kern feines Wefens bildet, fo hört er auch 
auf, Monarch zu fein; er wird zum Schattenfönig einer confularifchen 
Republil. Mean wende nicht ein, daß jene Ufurpation etwas Momentanes 
und Factifches fei. Der König foll immer König bleiben; und die augen 
blickliche antimonarchifche Thatſache ftüßt fich auf die Sanction ruhender 
Nechtsfäte. 

Raum ift noch der Vorwurf denkbar, daß die vorftehende Argumen- 
tation das Recht der Gefeßgebung mit deſſen Ausübung verwechsle. Man 
hat früher nicht felten biefen vermeintlichen Gegenfag als das Wefen ver 
Nepräfentatiomonarchie überhaupt aufgefaßt. Allein man befennt fich jetzt 
wohl allgemein zu ber Ueberzeugung, daß ein Recht, deſſen Ausübung 
auf die Dauer, fir immer oder grunbfäglich je für einzelne Zeitpunfte 
unmöglich ift, Bedeutung und Inhalt verliert. Auch Bluntfchli weift 
nach, daß ein derartiger Unterſchied die Verzichtleiftung auf die Monarchie 
und die Einführung der Republik begründet. 

Die der unfrigen entgegengefegte Anficht berubt ſchlechterdings auf 
ber unberechtigten Ypentifizirung zweier Begriffe: der Beichränktung und 
der Aufhebung einer Befngniß. Bluntfchli 3. DB. anerkennt, daß die Mo⸗ 
narchie nicht eine Mehrheit von einzelnen Hoheitsrechten, ſondern bie Ein- 
heit und Fülle aller Hoheitsrechte bilde; die abfolute Monarchie outrire 
biefen Gedanken dahin, daß fie anderen politifchen Körperfchaften und 
Organen eine nothwendige Betheiligung bei der Ausübung biefer Rechte 
nicht zugeftehe, während bie conftitutionelle Monarchie jene Befugniß 
fanetionire. Allein Jedermann fieht, daß eben die Nichtzuftimmung der 
Stände eine Betheiligung ver Legislation geradezu unmöglich macht, indem 
in folhen Fällen gar fein Geſetz gegeben und fomit bie gefeßgebende Ge- 
walt nicht ausgeübt wird, 

Darum betont die W. ©. A. in ihrem 57. Art., welcher das mo- 
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narchiſche Princip definirt, das charakteriſtiſche Merkmal der Ausübung, 
in welcher allein ver Souverän an die Mitwirkung der Stände gebunten 
werden könne. Bluntſchli) gibt deßhalb zu, daß dieſer Art. für bie 
Entwicklung ber conftitutionellen Staatsform und bem ftänbifchen Con⸗ 
jenfe zur Geſetzgebung allerdings ungünftig laute; behauptet aber, daß bie 
Begriffsbeftimmung „etwas ſchief“ ausgebrüct fei. Wir müffen nach Allem 
ven mit Nöllner (a. a. O., ©. 241) bie Frage ftellen: Was foll das 
beißen, dem Souverän die einheitliche Staatsgewalt vindiciren und ihn 
boch wieder durch Unterthanen bei deren Ausübung bejchränfen? Es ift 
eine Fiction, eine der That wiberftreitende Unterftellung, um eine Theorie 
zu formuliren, welche der Souveränetät Nichts läßt als ben Schein veffen, 
was man ihr in ber Idee zutheilt, real aber entzieht. 

b. Das fragliche Recht der Stände wiberfpricht dem Art. 58 ver 
W. © 4: „pie im Bunde vereinten, fouveränen Fürſten dürfen durch 
feine Ianbftänd. Verfaſſung in der Erfüllung ihrer bundesmäffigen Ver: 
pflichtungen gehindert oder befchränft werben.“ 

Demnach genießen diejenigen Beichlüffe, welche die Gefammtheit ver 
veutfchen Fürften entweder perfönlich over vermittelt Bevollmächtigter in 
den Formen bed Bundestags. abfchließen, vie höchite politifche Auctorität 
in Deutjchland. Landesgefege, welche mit den zu ihrer Verbindlichkeit des 
ftändifchen Conſenſes keineswegs bevürftigen Gefeten des Bundes im Wi- 
berfpruche fteben, fin durch die Publication der letzteren aufgehoben. Nie: 
mand ift im Stande, mit ven beiden Grundgefegen bes Bundes eine andere 
mterpretation zu vereinigen. Die Fürjten befchließen ebenfowenig, wie, 
zur Zeit bes beutjchen Reiches die Reichsſtände, als Repräfentanten ihrer 
einzelnen Länder. Wie damals) fo muß auch jegt die fürftliche Zu- 
ftimmung zu den Geſetzen des Bundes fofort alle Neichdangehörigen ver: 
pflichten. Vom Standpunkte des Bunbesrechtes aus läßt fi) der Grunb- 
ſatz nicht anfechten, wie denn mit biefem bie bunbesrechtliche Praxis auch 
der neueften Zeit ?) gänzlich übereinftimmt. 

Nur von Einem Standpunkte aus wird die abfolute Verbindlichkeit 
ver Bunbesgefege angegriffen: von dem bes ftändifchen Zuftimmumgsrechtes 


', Allgem. Staatsrecht 1. Aufl. 5. 239. Note 4. 

9 Sönner Staatsreht $. 98. IX—X. 

B Bol. v. Gruben, Abhandlungen. Heft 2 S. 835 Darmitadt 1836 und Präft- 
bialoortrag vom 20. Sept. 1819, Sit. 35, ©. 220. 
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bei der Landeslegislation. Die Ultraconftitutionellen felbft haben den 
Sag aufgeftellt: Niemand kann in ein Bündniß mit Andern mehr Recht 
und mehr Macht mitbringen, als er unabhängig von diefem Bünbniffe 
befigt. Wenn ber einzelne Monarch im eigenen Lande das wenn auch in 
der Form der Uebung befchräntte, fo doch dem Inhalte oder dem Refultate 
nach unbefchränfte Recht der Gefeßgebung nicht befitt, fo kann er auch 
basfelbe im Bereine mit anderen Monarchen nicht ausüben. 

„Diefe Argumente“, erklärte feiner Zeit von Geng, „find vollkom⸗ 
men treffend, confequent und von ihrer Bafis ausgehend unwiberleglich.” 
Ebenfo Graf v. Winzingerode: „Wird der Antheil an der Bunbeöge- 
feßgebung nicht durch eine Bunbesinterpretation bejchränft, jo müſſen wir 
darauf gefaßt fein, daß die eines folchen unbefchränkten Antheils genießen- 
pen Volksvertretungen fich Das fchon von mehreren Schriftitellern aufge- 
ftellte und wirklich aus dieſem Grunbantheil fließende Prinzip zu eigen 
machen, daß nämlich die blos unter ver Mitwirkung ihrer Regenten ge- 
faßten Bundesbeſchlüſſe, in fofern fie in vie inneren Bunbesverhältniffe 
eingreifen, fir das Volk, das fie repräfentiren, nicht verbindlich fein kön— 
nen, weil ber Regent fich ber Gefeßgebung ohne Eoncurrenz der Stänbe 
begeben babe, und fte werben hierauf bie Prätention bauen, entweder an 
ber Bundbesgefeßgebung (vermittelt zwei Kammern) Antheil zu nehmen 
oder die Ausführung der Bundesbefchlüffe an ihre nachfolgenden Ratifi- 
cationen zu binden.” — 

„Diefe mögliche, wahrfcheinliche Prätention gegenwärtiger und künf⸗ 
tiger Volfsvertretungen durch eine augenblidliche ober fpätere Interpre⸗ 
tation ganz abzumweifen, wird unmöglich fein, weil ihr etwas Wahres zu 
Grunde Tiegt.“ 

In ähnlichem Sinne erklärte Graf v. Münfter: „Der neuer- 
bings behauptete Sag, daß die deutſchen Fürften nur dann rechtsbeftän- 
bige Vorjchriften zu geben befugt wären, wenn biefelben bei ver Promul⸗ 
gation in den einzelnen Staaten die ftänbifche Sanction erhielten, indem 
den Fürften das Necht der Geſetzgebung nur unter dieſer Bedingung zu- 
ftehe, würde gegründet erfcheinen, wenn man eine wirklich getheilte gejfeg- 
gebende Macht in ihren Staaten zugeftehen würde. Die dem Bunbes- 
fürften zur Pflicht gewordene Erhaltung ber unter allgemeiner europäifcher 
Garantie ftehenden Bundesacte erheifcht aber, daß der Sa nie audge- 
ſprochen und von diefer Stunde an feit aufrecht erhalten werde, daß bie 
Beichlüffe des Bundes die höchſte Auctorität in Deutfchland find; daß 
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bie Fürſten ſelber in dieſer Rückſicht nicht befugt find, ven geſetzmäſſigen 
Standpunkt ihrer Souveränetät zu verrüden und ihren Landftänden Rechte 
einzuräumen, bie benfelben wiberftreiten oder fogar zur Revolution im 
Innern führen Tönnten.“ 

Wir find am Ende unferer Betrachtungen und Bebenfen über das mo⸗ 
narchifche Princip nach deſſen pofitiver Bormulirung in den Grunpgefegen 
bes beutjchen Bundes angelommen. ine gefchichtliche Rundſchau zeigt 
jevenfalls, daß dieſe Bedenken entiweder noch gar nicht erivogen, ober we- 
nigftens noch nicht erledigt worden find. Das Ermwähnte gilt übrigens 
nicht nur dem Werke Held's, ſondern auch den Ausführungen Bluntfchli’s, 
Zöpfl's und H. A. Zachariä's. Bezliglich ver übrigen materiellen Er- 
örterungen anerkennen wir, daß manche Lehren zum Theil mit ungewöhn⸗ 
licher Schärfe, zum Theil mit mehr energifcher Confequenz behandelt find 
(man vergleiche 3. B. Thl. 1 8. 27—32 vie Lehre von dem Beſitz und 
der Verjährung ober die Erläuterung des Vertrags in ftaatsrechtlicher Be⸗ 
iehung); die politifchen Betrachtungen beurfunden burchweg Folgerichtigfeit 
und, mit wenigen Ausnahmen, auch praftifch ftaatsmännifchen Sinn; man 
leſe 3. B. die Kritif der Minifterwerantwortlichleit (Thl. 2 8. 384). 
Hervorzuheben iſt enblich noch, daß dem Verf. die Auseinanderbalt- 
ung des inbivibnellen Rechts und der öffentlichen Pflicht, fowie bes 
Rechtes und der Politit (Thl. 1 8. 5—8) in feltenem Maße gelungen 
und dadurch dem Werke eine innere begriffliche Harmonie zu Theil ge- 
worden ift. 


IV. 


Die formelle Behandlung des Stoffes, namentlich im zweiten Theile, 
bezeugt einen großen Yortichritt. Der Aufriß des Shitemes ift im AU- 
gemeinen und nach dem gegenwärtigen Stand ber Wifjenfchaft unüber- 
troffen. Die Architektonik entfpricht dem innerlichen Zufammenhange ber 
Begriffe und Lehren. Allervings war bie ftreng ſyſtematiſche Gliederung 
unferm Derf. leichter gemacht, als feinen Vorgängern, weil er blos das 
Berfaffungsrecht darftellt, während namentlich Gegenftände, welche ihrem 
Schwerpunfte nach dem DBerwaltungsrechte angehören, nicht weiter in das 
Syſtem gezogen find, als fie entweber in einer größeren Zahl deutſcher 
Berfaffungsgefege ihre verfaffungsmäffige Beſtimmung finden oder als es 
fonft aus einem Grunde unumgänglich nothwendig zu fein ſchien. Zöpfl 
und 9. A. Zachariä berüdfichtigen dagegen bie Staatsverwaltung in 
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weit mehr ausgedehnter Weife. — Daß in der Behandlung der einzelnen 
Lehren eine große Verfchiedenheit des Umfangs berrfcht, daß minder wich- 
tige Abfchnitte nicht felten eine umfaſſendere Berüdfichtigung finden, als bie 
bebeutfamften Fragen, dieß anerkennt ber Verf. felbft; ver Mangel an 
äußerem Ebenmaße wird aber dadurch entfchulbigt, daß er da ausführlich 
werben mußte, wo von feinem Stanppunfte aus neue Begründungen und 
neue Anwendungen gefordert waren. 

Zu bemerken ift enblich noch, daß in dem Held'ſchen Werke fich 
regelmäfiig blos die gangbarfte Literatur findet und im Uebrigen nur bie 
neueften, in ben legten Ausgaben der ftantsrechtlichen Arbeiten H. A. 
Zachariä's und Zöpfl’s noch nicht benutzten Werke, ältere Dagegen höchſtens 
dann citirt werben, wenn bazu ein befonberer Grund vorlag, Der Verf. 
gebt von dem — in feiner Allgemeinheit jedoch irrthümlichen — Gedan- 
fen aus, daß Diejenigen Leute Citate nicht nachfchlagen, welche nicht min 
beftens die Werke von Klüber, H. A. Zachariä und Zöpft befigen. 

Diefe grundzügliche Betrachtung bezeugt, daß der Verf. von feinem 
Stanppunfte aus mit feltener Confequenz, mit deutſchem Fleiße und praf- 
tifch politifchem Sinne ein Syſtem des BVerfaffungsrechtes gegründet bat, 
wodurch unferer publiciftifchen Yiteratur ein werthooller Zuwachs zu Theil 
geworben it. Zugleich rühmen wir, daß beifen befter Wunfch feiner Er- 
füllung in weitem Maße würdig zu fein fcheint. Er ftellt nämlich an 
bie Spike des erften Bandes die Ausſprüche von Hobbes und Arijtoteles, 
welche eine der Staatsverfaffung und ihren Inſtitutionen entfprechene 
Bildung als die Grundlage ver Liebe zur Obrigkeit betrachten; letztere 
-felbft nennt er das wahrhaft confervative Element des Staates und ge- 
fteht, daß bei Abfaffung feines Werkes ihm beſonders der Zweck vor- 
ſchwebte, die rechte Tiebe gegen den Staat zu wecken und nachhaltig zu 
beleben. „Sollte e8 mir babei, fährt er nun fort, gelungen fein, in mei- 
ner Darftellung einen Ton zu treffen, welcher das Buch, unbeuchtet der 
ftreng wilfenfchaftlichen Haltung, auch weiteren Kreifen zugänglich und 
angenehm machte, fo würbe ich dadurch die Erfüllung meines ſchönſten 
Wunfches erblicken.“ Wir empfehlen das Spftem in dieſer Richtung auf 
das Eindringlichfte! Nur glaube man nicht, wovor auch ber Verf. felbft 
warnt, daß die Handbücher von Zöpfl, H. A. Zuchariä , Bluntfchli und 
theifweife Bifchof in ber einen ober andern Beziehung jegt überflüffig 
oder entbehrlich geworben feien. Ein jede von biefen hat feine eigen- 
thümlichen Vorzüge, abgefehen von ver DVerfchiebenheit des wiſſenſchaft⸗ 
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lichen und politifhen Ausgangspunktes. Die Literaturüberficht ergibt 
fih blos aus ber vergleichenden Betrachtung von Zöpfl, Zachariä und 
Klüber. Die hiftorifche Entwiclung findet fih am trefflichften bei Zöpfl. 
Das allgemeine Staatsrecht vertritt ausführlicher und in mehr anziehen- 
ber Weiſe als Zöpfl pas Held'ſche Buch. Die gefchichtliche Begründ⸗ 
ung gewähren Bluntſchli und — auf Bluntſchli fich ftügenn Bifchof. So 
Vieles und Treffliches daher in ber Literatur des deutfchen Stantsrechts 
ung entgegentritt, ben Kranz ber Vollendung hat noch feine derartige 
Schöpfung errungen. Vielmehr muß und der Gedanke kommen, ob nicht 
an Syſtem bed beutichen Staatsrechts gegründet werben könne, welches 
zwar Einen Standpunkt in fcharfer Ausprägung fefthält, allein Die eigen- 
thumlichen Betrachtungsweifen unter den übrigen Geſichtspunkten ermöglicht 
und dazu die Anleitung gibt; welches den abftracten ‘Denker nicht minder, 
als den praftiichen Staatsnann befriedigte; welches aus der Ueberein- 
ftimmung der Partifularrechte fubfidiäres Recht zu gewinnen vermag, 
chne der ungezwungenen Erkenntniß des Gemeinfamen und Partiku⸗ 
foren Eintrag zu thun; welches von einem in ber Natur ver Dinge 
wurzelnven und deßhalb jeder Barteianfchauung gerechten politifchen Stand⸗ 
puntte aus bie Entwicklung ver beutfchen Verhältniffe würdigt. Freilich 
gehören dazu Talente, vie felten in Einem Manne vereinigt find, indem 
fie entgegengefettte Thätigkeiten ermöglichen; allein die Natur bes Gegen- 
ftandes wiberftreitet einer berartigen einheitlichen Behandlung fchwerlich. 
Fa fogar ber Zeitpunkt fcheint uns für ein folches Werk bes Patriotismus 
gerathen zu fein, weil eben jet von Oben herab zu confequenter Durch⸗ 
führung des monarchifchen Princips Hand angelegt wird, während noch 
vielfach in den niederen und höheren Schichten des Volles als ein veral⸗ 
teter und unbeilbarer Zuſtand gilt, was feiner Natur nach die Anbahn⸗ 
ung einer neuen und einzig vernlnftigen ftaatlichen Grundlage bilvet. 
Gerade ven legten und entſcheidenden Folgefag bat nun ber Verfaſſer un⸗ 
jeres jüngften deutſchen Verfaffungsrechtes nicht ausgeſprochen; mit ver 
Sanction desjelben wäre denn auch in wielen und geradezu ben wichtigften 
Stüden eine andere Anfchauung nothwendig geworden. Der Einfluß des, 
bievon abgefehen, in monarchiſchem Geifte gejchriebenen Buches verliert 
zugleich dadurch an Gewicht für ven Nichtiuriften, daß das allgemeine 
Staatsrecht nicht in der gejchichtlichen Entfaltung feiner Dogmen barge- 
ftellt wird; benn Wenige verftehen, abftract zu denken, und ven Meiften 
gebricht es bazu am Luft und Liebe. So ange jeboch das geforberte 


74 L £iteratur. 


Volks- und beutfche Buch der Zukunft noch nicht gejchrieben ift, füllt, 
wie wir bereit? anerfannt haben, feine Stelle in ber Zwiſchenzeit am 
Zrefflichiten das Held'ſche Werk aus, freilich nur in theilweifer Ver⸗ 
bindung mit den übrigen vorhandenen Syſtemen, je nach des Leſers 
“ eigenthümlichem Zwede. Unſer Bedenken will nicht das Verdienſt 
des Verfaſſers ſchmälern, fondern nur an bie nächft Tiegenbe höhere 
Stufe erinnern. Qui monet, quasi adjuvat; vide, quod opus est, 
ut fiat! 


1) Die deutfchen Yuriften und Die deutſche Gefeßgebung feit 1848, 
zugleich als Prognofe für nationale Rechtsreform von Friedrich Nöllner. 
Kaſſel 1854. 

2) Das monarchifche Princip und die deutſchen Staatsverfaffungen 
der neueren Zeit. Bon Friebrich Nöllner. Braunjchweig. C. A. Schwetfchte 
und Sohn. (M. Bruhn) 1856. 

3) Die deutſchen Einheitsbeftrebungen im Sinne nationaler Ge- 
feßgebung und Rechtspflege. Mit Benükung amtliher Urkunden. 
Don Dr. Friedrich Nöllner. Weimar. Verlag von Voigt und Gün⸗ 
tber. 1857. 

Friedrich Nöllner in Darmftant hat neuerdings der Reformation 
unferer ftaatlichen Zuftänbe drei Schriften gewidmet, welche nicht verfeh- 
(en, feltenes Auffehen in entgegengefetten Richtungen zu veranlaſſen. Na- 
mentlich ift die Abhandlung über das monarchiſche Princip vielen und ein- 
ſichtsvollen Männern zum Steine bes Anftoßes geworden. Bluntfchli 
(in der Tritifchen Ueberſchau 1857) und Held (im Syſtem bes Ver—⸗ 
faffungsrechts) haben darüber ben Stab gebrochen, der lettere rechnet es 
zu ben Schriften, welche der Monarchie eben fo wenig nüten, als fchapen 
fönnen. Andererfeits weiß auch Nöllner des Beifalls geiftreiher Männer 
fih zu rühmen. Damit ift jebenfalls die Kundgabe einer eigenthümlichen 
Richtung angedeutet, deren Verſtändniß von Intereſſe ift; denn es gilt 
gleichviel, mit den Edeln vorwärts zu ftreben und gegen Unverſtand ober 
Bosheit anzufämpfen. Derartige Zeichen der Zeit find um fo bebeutungs- 
voller, al8 unfere Periode nur Wenige kennt, welche offen und rückſichts⸗ 
[08 für die Wahrheit in die Schranfen treten; während bie Halben und 
Eharakterlofen unter ver Maske des Patriotismus mit lauter Stimme für 
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ihre antiſocialen Tendenzen werben. Allerdings verlangen wir, daß der 
Berufenen Einer ſpreche; denn die Phraſe verabſcheuen wir hier um ſo 
mehr, je gefährlicher fie auf dieſem Gebiete iſt. 

Nollner erblict das Heil unferes Vaterlandes in deſſen nattonaler 
Einheit. Er erflürt: „So wie jedes Individuum im Staate aufgeht, fo 
jeve Ration in der Menſchheit; aber Fein Volk ift tiefer ergriffen worden 
von ber Verdunkelung bes nationalen Elementes als das deutjche; Teines 
von größerer Höhe berabgeftiegen.” ‘Deutichlanp hat in ber That eine 
anbere Gefchichte als die ber meiften europäifchen Völker. Denn während 
in ben Zeiten, in welchen ber Biftorifche Bilpungsgeift der modernen Staa⸗ 
ten vor fich ging, das Einheitsprincip fiegte, ift in Deutſchland pas Ent» 
gegengefete und ber Partitularismus zur Herrfchaft gelangt, felbft in dem 
Maße, daß feine Glieder fich verfchwören Tonnten mit den Feinden ber 
Ration gegen das eigene Fleiſch und Blut, obwohl von jeher Tein Land 
mehr der Zummel- und Beuteplak des Auslandes geworben war, ale 
Deutfehland, weil feine Feinde die Zerfplitterung wollen und benügen. — 
Die nationale Verbindung muß aber in das Leben treten, mag auch ihr 
Geift zeitweife ſchlummern, mag er gebannt fein durch die Abfpannung 
ten einer wäften und veriworrenen Revolution; er wirb fich in wilden 
Berverben fundgeben, wenn man fich bemüht ihn gewaltfam zu hemmen, 
fo gewiß als e8 ein höheres Geſetz im Leben ber Nationen gibt, in un 
ferer Zeit gewährleiftet und erwirkt vurch ben niemals mehr zu hemmen⸗ 
den Berfehr aller civilifirten Völker. 

Zönende Worte; beventungsvolle, wenn ihnen ein richtiges Verſtänd⸗ 
niß der öffentlichen Verhältniffe in unferem Vaterlande zu Grunde liegt. 
Den boctrinellen Ausdruck bat jene Sehnfucht Nöllner's nach nattonaler 
Einheit in ben drei Schriften gefunden, welche den Gegenftand unferer 
Beſprechung bilden. Sie ftehen in innerem Zuſammenhange mit einander, 
weil im Dienfte Eines herrfchenden Gedankens. Vor Allem entfteht bie 
Frage nad) dem Begriffe, weichen Nöliner mit dem Ausdrucke der „natio- 
nafen Einheit“ verbindet? — Der Berf. begreift unter Letzterer nichts 
Anderes als das Selbitbewußtfein der Nation als folcher, die Kraft und 
Aarheit des nationalen Gefühles und bie fittliche und rechtliche Auffaſſung 
der Gefammtintereffen, welche geiftigen &lemente im nationalen Rechte 
ihre Bertretung finden. Die nationale Einheit befinirt fich alfo als bie 
Einheit in Gefeßgebung und Rechtspflege; ihr gegenüber fteht die politifche 
Einheit. Während biefe durch die Bewegung bes Jahres 1848 ange: 
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ftrebt wurbe, bewegt erftere zunächft und vorzüglich vie Gegenwart. Alle 
jene Schlagworte, monarchifches Princip oder Repräfentatiofpftem, Staa⸗ 
tenbunb oder Bunbesftant, Kaifer ober Directorium, Union ober ‘Dua- 
lismus der beiden beutfchen Sroßmächte, und wie fie alle hießen bie bren- 
nenden Fragen zur Zeit rewolutionärer Erregung, fie bilbeten nur bie 
Schale für ven Kern, welcher nicht zur Entwiclung gelangte. Was Itegt 
dem Volle zunächft an einem Staaten und Vollshaufe, an einem Vor⸗ 
parlament, an feiner Vertretung bei einer Centralgewalt und bergl., wenn 
es Einheit in monarchifcher Orbnung bei feinen geiftigen und materiellen 
Intereſſen erlangt, wenn vor Allem eine in dieſem Sinne fchaffende und 
wirfende Geſetzgebung die herrſchende Geftaltlofigleit und Verwirrung be- 
feitigt ? — Wir find fomit einig mit dem Verf., daß Über die Berechtig⸗ 
ung eines derartigen Zieles Fein Streit unter den Parteien befteht, daß 
feine Erreichung eine Nothwendigkeit bilvet und bie ungetheilte Aufmerk⸗ 
ſamkeit der Staatsmänner und ber Wiffenfchaft zu forvern befugt ift. 
Die Zeitgemäßheit der Erörterung, welche ven Gegeuftand der Nöllner’fchen 
Schriften bildet, wird durch den eigenen Inhalt berfelben begründet. 

Die Schilderung der deutſchen Gefeggebung und Rechtspflege 
jeit 1848 vermißt num überall Mangel einer einheitlichen, nationalen Grund- 
lage mit unbeftreitbarem Rechte. Der Bartikularismus hat ich in der Gefeg- 
gebung ausfchließlich ergangen und eine wahre Gefeßgebungsfutht hervor⸗ 
gerufen, zum Ungfüde der nationalen Richtung und des großen Verkehrs, 
mit einem Aufwande von Millionen für Gefeglommiffionen und Landtage, 
während man feinen Pfennig für einheitliche Gefeßgebung verwendete. Die 
deutſchen Yuriften wie fie feit Jahrhunderten gebildet wurden, find an 
nationalem Rechtsbewußtſein weit hinter ven Forberumgen des beutfchen 
Bolfes zurücgeblieben. Sie gehen meift in antiquarijch«hiftorifchen Grü⸗ 
beleien, in ver Erforſchung zahlloſer Bartitularrechte, in mechanifch fabrif- 
artigem Gefchäftsleben unter. Ein höherer Blick, eine freiere Umficht auf 
bie großen Fragen des Rechts für bie Nation verträgt ſich damit nicht; 
und dazu kommt noch jene Äängftliche Bedachtſamkeit in der forgfamften 
Ditentation fogenannter politifcher Gefinnungen, welche bei Beichäftigung 
mit nationalen Fragen verdächtigt werben könnten. Der Einzelſtaat, feine 
Gefeßgebung, feine Gerichtsorganifation erjcheint vor ihnen als das preis- 
würdige Mufter zur Befriedigung indivinueller Exiſtenz. Es find nun 
zwei Quellen, ver Partilulariemus und bie Berlennung bed monardhifchen 
Principe, woraus die legislativen Verwirrungen ber Gegenwart ihren 
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Rechtspflege entgegenführt, eröffnet fich zu Srankfurt a. M.; freilich müſſen, 
um bejjen Betretung zu ermöglichen, gewiſſe Vorbebingungen erfüllt fein. 
Der Bundestag ohne Macht auf dem Gebiete ver Gefebgebung und Voll 
jiehung verfpricht Leine Zukunft, weil ihm die Mittel fehlen, ver nationalen 
Einheit Bahn zu brechen. Die fogenannten Freiheitskriege zeigten bie 
Ration in ihrer Größe; auch von den einfachiten Borverfägen aus hätte 
das eigene Intereſſe fünmmtliche deutſche Fürften auffordern follen, dem 
Bunde bie möglichfte Lebenskraft zu geben. Sie haben es nicht getban 
und eine Centralgewalt gegriindet, welche nicht über, fonvern unter ben 
einzelnen Gliedern ftand, deren Executive nie zur Ausführung gelangte, 
teren Richterfpruch fich Niemand unterwarf, welche ven Zeitpunkt bes 
Ichleunigte, in welchem bie feit dreißig Jahren durch das Repräſentativ⸗ 
ſyftem im Einzelnen angehäuften Brennftoffe ihre zerftörende Gewalt zei- 
gen follten. Die Gewalt der Bundes-Berfammlung fei daher eine mo⸗ 
warchifche, ohne in der Einheit einer phyſiſchen Perſon nothwenbigerweife 
fih zu verlörpern, weil bie nationale Einheit mit ver politifchen nicht zu⸗ 
fummenfällt! Die gefeßgebenvde und ausführende Gewalt des Eentralpunftes 
muß die getheilten Kräfte fammeln, die nationalen Intereſſen vertreten; 
was vereinigt fein kann, muß fefter fein, als je; was abgeſondert beffer 
geteiht, dem muß freier Raum bleiben. Für Die Anerkennung bes mo⸗ 
narchifchen Principe im Bunde kämpft nun auch die unter bem gleichna- 
migen Titel veröffentlichte Abhandlung, ‚welche zugleich als die abfolute 
Borberingung des Monarhismus im Gefammtftante die confequente 
Durchführung tes von bem modernen Ultraconftitutionalismus und ber 
Briefterberrfchaft emancipirten monardhifchen Principe ın den beutjchen 
Einzelftaaten barzuftellen fuchte. Die Macht und Einheit ift allerdings 
nur möglich durch Suprematie der Bunbesgejebgebung; fie ift gehemmt, 
wenn die Bundesverfammlung mit ber Gefeßgebung eines Vereins conſti⸗ 
tutioneller Staaten überall in Conflict geräth, wenn dieſem Vereine ein 
ganz anberes Princip, als dem Bunde zu Grunde liegt, wenn bier nicht 
gebilligt werben kann, was bort gilt und. umgelehrt, wo alle Kräfte ſich 
widerftreiten, ftatt fich zu einigen. Daburch ift ver Bund aus einem 
Sammelpunlt der Macht zu einem Accefjorium geworben, die Landesge⸗ 
jeggebung über die Bundesgefeßgebung geftellt, ver Partikularismus als 
en Hemmmiß ber Einheit bezeichnet und von allen Seiten deßhalb gehaßt, 
angefochten und als Zünpftoff für die politifche Erregung gefchaffen. Erft 
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durch die Möglichkeit eines felbftitännigen Handelns wirb bie Hoffnung 
auf das einmüthige Zufammenwirken unferer Fürſten begründet. In 
welcher Weife viefes lettere nach Erfüllung ver angegebenen Vorausſetz⸗ 
ungen gejchehen könne und müſſe, barüber verbreitet fich bie dritte Schrift 
unferes Verfaſſers. 

Jetzt, wo der Sturm politifcher Leidenjchaften vorübergegangen ift, 
aber die gegründete Beforgniß befteht, baß er bei irgend einem Anlaſſe 
mit größerer zerftörenderer Gewalt fich wieder erheben könne, wenn nicht 
die Elemente feiner Entftehung und Wirkſamkeit weggeräumt werben ; jebt, 
wo nahe liegende, von ganz Deutfchland wahrgenommene Erfcheinungen 
es mehr erleichtern, als wor Jahrzehnten, zu welcher Zeit die Stimme ein- 
zelner Batrioten gleich Predigern in der Wüſte verballte; jet wo bie 
Bunbesverfammlung in richtiger Würdigung ihrer wichtigften Aufgaben 
einen Congreß ausgezeichneter Juriſten und Sachverftändiger zum Zwecke 
der Ausarbeitung des Entwurfs eines deutſchen Hanbelögefegbuches ver: 
einigt und die Möglichkeit eines einheitlichen Tegislativen Beginnes mit 
einer beutfchen Wechſelordnung dargethan bat; jet müſſen Alle, welche 
fih für deutſche Einheitsbeftrebungen intereffiren, insbeſondere alle beutfchen 
Juriſten, welche über bie partifulariftifche Scholle Hinwegfehen und fich 
bewußt geworben, daß es noch eine höhere Gerechtigkeit gebe, als jene, 
welche in täglicher mechanifcher Verrichtung nach eingelernten Formularen 
und Bräjudicien geübt wird, inftruirt fein über den Sinn der erreichbaren 
deutſchen Einheit in Bezug auf geiftige und materielle Intereſſen, über 
bie bisherigen Mittel zum Ziele einer beutfchen Geſetzgebung, über die 
Hinderniffe, welche ihr entgegentraten, über Die Wege, welche fich zu einem 
fo großen nationalen Zwede eröffnen und ohne Beeinträchtigung ber fou« 
veränen Selbftftändigfeit in den einzelnen Staaten betreten werben können. 
Wir halten aber die Beantwortung der angeveuteten ragen für fo fehwie- 
rig, daß wir jegt e8 noch nicht wagen, über bie flüchtig aufgezeichneten 
Projecte Nöllner's ein Urtheil abzugeben, weil beren praftifche Ausführ- 
barkeit den Maßſtab ihrer Schäung bildet. ‘Das wirkliche Leben zeigt 
aber mancherlei Widerfprüche, welche in der Theorie durch die Vieldeutig- 
feit der Begriffe nicht felten verborgen werben. Um deßhalb den Zuſam⸗ 
menhang ber verfchienenen Plane und das gunze Project in feiner Einheit 
würdigen zu können, joll vorher jebe der drei Schriften abgefondert unferer 
Prüfung unterliegen. 
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1. Der Grunpgebanfe, durch welchen bie erfte Schrift mit ben beiben 
andern in Verbindung gefegt wird, befteht in dem Vorwurfe, „daß in ver 
beutichen Geſetzgebung fich überall ver Mangel an Einheit fühlbar mache.“ 
Die Bereinzelung mußte freilich zur Verwirrung führen, vor welcher blos 
das Feſthalten des nationalen Elementes gerettet hätte, wie denn eben zu 
aller Zeit und in allen Dingen der Ausfchluß aus natürlichen Verbind⸗ 
ungen und bie badurch unmöglich gewordene Selbftergänzung eine Quelle 
abnormer Eigenthümfichleiten geworben ift. Die erfte der drei Schriften 
ſucht Die Verirrungen ber veutfchen Geſetzgebung und Rechtöpflege darzu⸗ 
ftellen. Zuvor befprechen wir an biefem Orte nur bie bie ftantsrechtlichen 
Zuftände behandelnden Projecte, deren Realifirung die Vorausfegung für 
bie Abhilfe jener Mängel bilden fell. Wir ſchildern in erfter Linie nur 
den Grundriß des Gebäudes, innerhalb deſſen bie Entwiclung eines na⸗ 
tionalen Lebens ftattfinden Tann. Gleichwohl ift unumgänglich nothwen⸗ 
big, die Anficht des Verf. über pie Verhältniſſe unferes materiellen und 
formellen Rechts in der Gegenwart kennen zu lernen. Denn eine Beurs 
theilung ver Notbwenbigfeit und der Befchaffenheit des anzuwendenden 
Arzneimittels kam nur dann ermöglicht werben, wenn nicht blos bie Ver⸗ 
anfaffung und Quelle einer Krankheit, fondern auch beren Verlauf. und 
gegenwärtiger Zuftand befannt ift. Freilich können wir bier nur ein kur⸗ 
zes Referat geben. Im Uebrigen gefteben wir gern, daß bie Schrift auf 
uns den Eindrud gemacht hat, welchen die durch Erfahrung begründete 
Anſchauung des Praktikers auf den Xheoretifer auszuüben pflegt. Nie 
mals wäre es in der That nothwendiger geweien, als gerade jet, daß bie 
Praktiker einen näheren geiftigen Verfehr mit den Theoretifern anfnüpften, 
um vor Einfeitigfeit beive Theile ficher zu ftellen. In dieſer Hinficht be» 
grüßen wir bie Schrift als ein erfreuliches Zeichen gegenfeitiger An⸗ 
näberung. 

Sie zerfällt in zwölf Betrachtungen. Die erfte Betrachtung gilt der 
politifchen Grundlage des beutfchen Rechts (S. 3— 26); der gleichen Er- 
örterung werben wir fpäter noch einmal begegnen. Die folgende Be⸗ 
trachtung (S. 25—66) definirt die Begriffe von Volksrecht, juriftifchem 
Recht und volksthümlichem Recht. Das vollsthümliche Recht jei vor 
Allem ein in beutfcher Sprache gefchriebenes! Es fchmerzt alferpings ben 
Freund bes Vaterlaudes der Anblick deutſcher Juriſten, welche unter den 
Trümmern Roms wühlen, um ein Fragment zu entdecken iiber ven Rechts⸗ 
ftreit dentfcher Bürger. Man Fämpft nicht gegen die Benügung des rö⸗ 
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mifchen Rechts als einer juriftifchen Bilbungsfchule, ſondern gegen deſſen 
Anerkennung als pofitives Geſetz. Es find nicht die Rechtsideen, fondern 
ber äußere Beftand, in welchem vie Bofitivität des Rechtes feine bindende 
Kraft erhält; und gerade weil das deutſche Volt niemals die Höhe jener 
römifchen Rechtswiffenfchaft erflimmen oder jene Bofitiwität besfelben be- 
greifen kann, ift vasfelbe der Nation jo ungemein gefährlich und fchäblich 
geworden. Absit pestis et jus ceivile! ift heute noch in ber urbs ae- 
terna ein Ausdruck des Volksbewußtſeins. Nöllner fchließt ſich dieſer 
Anſicht und demnach an Bluntſchli an, welcher neuerdings bezüglich der 
nämlichen Controverſe in einen ſo unerquicklichen Streit mit Gerber ge⸗ 
rathen iſt. Daß das römiſche Recht blos eine Uebergangsſtufe zum na⸗ 
tionalen Rechte bilden könne, darüber herrſcht unſeres Wiſſens kein Zwei⸗ 
fel mehr. Ob jedoch das römiſche Recht bereits überwunden und einer 
höheren allgemeineren Auffaſſung Platz gemacht ſei, wird nie von Allen 
in gleicher Weiſe entſchieden werden. Daß ein in deutſcher Sprache ab⸗ 
gefaßtes Geſetzbuch möglich ſei, beweiſen die Vorgänge in Oeſterreich und 
Preußen. Die unheimliche Dunlelheit, in welche das Civilrecht durch die 
fremde Sprache für das Voll eingeſchloſſen iſt, bildet ſodann allerdings 
eine Quelle des Mißtrauens gegen das Recht und eben deßhalb einen 
nagenden Wurm ber Unzufriedenheit. Der Ausgang eines Procefjed er- 
fcheint dem Volke faft als eine PBroceßlotterie und Riehl bemerlt richtig, 
daß die Leidenſchaft der ‘Deutfchen des Tacitus für das Spiel in ben 
Gerichtsftuben fichtbarer fei, al an dem grünen Zifhe. Schon Maxi⸗ 
milian I., Hutten und Conring verlangten ein volksthümliches deutfches 
Geſetzbuch; und nie wird bie Klage über unvolksthümliches Recht verftum- 
men, bis ein deutſches Geſetzbuch an die Stelle der juftinianifchen Ge- 
jegbücher getreten ift. Für die gleiche Idee kämpfen neuerdings 8. A. 
Schmidt („ber principielle Gegenfag zwifchen vem römifchen und ger- 
manifchen Rechte*) und Bluntſchli (Einleitung zum deutſchen Privat- 
recht); gegen biefelbe Sintenis, zur Frage von ben Eivilgefeßbüchern. — 
Daß ein volfsthümliches Hecht ferner die Einheit der Gefeßgebung im 
Gefammtgebiete aller Rechts-Inſtitute fordere, anerkennen wir zwar; 
wenn aber der Verf. über bie Zerriffenbeit ver Wiflenfchaft in Deutfch- 
land jammert, weil bier die Separationsmethode am meiften ausgebildet 
ift, fo ift er fich darüber nicht Mar geweſen, daß gerabe die Arbeitstheilung 
und bie Sonberung der Vertreter der Theorie nach ben einzelnen Disci- 
plinen bie Grundlage für die hohe Ausbildung der Nechtöwifienfchaft in 
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unferem Baterlande wurde. Daß ein beutfcher Civiliſt noch Fein Eivil- 
proceßlehrer, ein Lehrer des Strafrechts noch Fein Kenner des Strafver- 
fahren® fei: das erfcheint uns als eine etwas zu ſtark aufgetragene Farbe. 
Wenn jedoch ein Eivilift fein Eriminalift und Feiner von beiden ein Staats⸗ 
rechtslehrer ift, fo Tiegt dieſe Unmöglichkeit jener Vereinigung in ber tiefen 
biftorifchen Durchbildung, welche jene einzelne jener Disciplinen verlangt. 
Freilich kann man populäre Bücher über alle Theile der Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft fchreiben, ohne in jedem einzelnen ein Gelehrter zu fein! Der 
dritte Abfchnitt betrachtet die Theorie und das alabemifche Studium. 
Alle Yuriften find darüber einig, daß das Hauptübel unferes Rechtszu⸗ 
ftandes in einer ftets wachfenden Scheidung zwifchen Theorie und Praris 
beftebe, und daß mithin die Abhilfe nur in ber Herftellung ihrer natlr= . 
lichen Einheit gefucht werden könne. Während nun die Theoretiker Die 
Schuld auf die Praktiker fchieben, Tehren biefe ihrer Seite die Vorwürfe 
um. Und die Nation? — Wir haben es im Yahre 1848 veutlich er» 
febt; fie ift nicht zweifelhaft, wie Buridans bedächtiges Thier zwiſchen 
feinen Heubünbeln, nein, fte verurtheilt beide Raçen von Juriſten, in» 
dem fie fich der Yurisprubenz als Volfejuftiz bemächtigt. Wo Tiegt das 
Mittel zur Abhilfe? — Nöllner gelangt zu dem Refultate, daß vorzugs⸗ 
weite die Fehlerhafte Behandlung der Theorie, gegründet auf ein fremdes 
unvolksthümliches Necht, getrennt von der Praxis und dem Leben, bie 
Quelle der fehlerhaften Ausbildung ver deutfchen Juriſten iſt. Demnach 
iheint es, als wolle ver Berf. im Wiperfpruche mit der eigenen oben er- 
wähnten Behauptung, dem römischen Recht nicht nur Die praftifche Ver- 
bindlichkeit des Gefeges, ſondern auch die Bedeutung eines Bildungsmit- 
tels abfprechen. Was follen denn aber unfere angehenden Juriſten ftu- 
viren? Der Berfaffer fordert von einem Juriſten vor, Allem einen rechts- 
philofophifchen Ueberblid über bie tiefere Bebeutung ber Nechteinftitute; 
allgemeine humaniftifche Studien, um den Entfcheidungen weniger eine ftreng 
rigoriftifche, als eine menfchliche Seite abzugewinnen; eine forgfältige 
Bildung in der Haffifchen Literatur und in ben berrfchenden Sprachen, 
um ihre Erhabenheit über die gewöhnlichen Gefichtspunfte eines Kräh⸗ 
winkels zu beurfunden; einen vegen Verkehr mit dem Volle und eine forg- 
faltige Beobachtung der Vollsanfichten, um in den Sinn des vollsthüm⸗ 
lichen Rechtes einzubringen, namentlich Reifen im großen PVaterlande und 
im Auslande „Wir ftellen eine folche allgemeine Biloung weit höher, 
Bteidglen, Staatsredht. . 6 
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als die gelehrteften juriftifchen Kenntniffe, weil jene ven praftifchen Blick 
ſchärft, diefe ihn trüben; weil jene das Wahre ohne alle Hinderniſſe er- 
kennt, diefe fich in minutiöfen Nachforfchungen verlieren.“ Unleugbar ift 
in biefer Ausführung des Verf. eine große Wahrheit enthalten. Nicht 
nur in den böchiten Gerichtshöfen, fondern auch auf den Lehrſtühlen ver 
Univerfitäten begegnet man Männern, deren gefammtes, geiftiges Kapital 
fih auf Eonglomerate von römijchen Fragmenten befehränft. Sie werben 
Sklaven der Gewohnbeit; die Abfaſſung eines mit fremden Anfichten aus- 
geftatteten Vortrags, ein Gang auf die Kanzlei oder in den Hörfaal, 
die ftete Recapitulation derſelben Neigungen find der Zirkel, in welchem 
fich ihr Leben bewegt. Es drängt uns, an diefem Orte unfer Bedauern 
darüber auszufprechen, daß an mehreren veutichen Univerfitäten fogar ber 
einjährige Zwangsfurs für allgemeine Studien aufgehoben ift. Daher 
fommt ed, daß die Beamtenwelt von den Gefchäftsleuten und ben gebil- 
beten Mittelſtande überhaupt vielfach mit einem fo ſchiefen Auge betrach- 
tet wird. Nur darf diefe allgemeine Bildung nicht auf Koften ber eigent- 
lich juriftifchen Kenntniffe erfauft werden, obwohl man dem Verf. darin 
Recht geben Tann, dag im wirklichen Leben jene humane Erziehung mehr 
Anfehen und mehr Früchte bringt, als der Genuß ber trefffichiten juri« 
ftiichen Schule. Am vierten Abfchnitte werben die Krebsſchäden bes 
Staatsdienftes erörtert und als folche vorzüglich die politifche Grundfag- 
(ofigfeit der ftaatsbienftlichen Maskerade, das Ungenligende der Gehalte 
und bie Vereinigung von Juſtiz und Verwaltung bezeichnet. Der fünfte 
Abſchnitt erörtert bie gegenwärtigen Zuftände unferer Civilgefeßgebung, 
ihre Zerjplitterung und deren Correction. Die Gefeßgebung des Monarchismus 
biete im Vergleich zu der republifanifchen die einleuchtenden Vorzüge: 1) daß 
fie aus Einem Geifte in voller Eonfequenz erfcheinen kann; 2) daß fie raſch 
und entjchieben ihre Wirkſamkeit entfaltet; 3) daß fie zugleich die Stimme 
des Volle durch deſſen Vertreter vernehmen kann, ohne die Nachtheile 
einer vollsfouveränen Legislative zu erzeugen, indem fie bie Geſetzentwürfe 
jenen Vertretern zur Berathung, nicht zur Mitentfcheivung vorlegt. Das 
monarchiſche Princip bat daher in Europa und namentlich in Deutſch⸗ 
land allein umfafjende, einheitliche, da8 Ganze bindende Gefeßgebungen er- 
zielt. Wir brauchen zur Beftätigung dieſes Satzes nur auf Preußen, 
Bayern und Frankreich einen Blid zu werfen. ‘Der fechste Abfchnitt 
erörtert das Civilverfahren und dringt vornehmlich auf den Ausfchluß ver 
Civiljury. An der Organifation der Givilgerichte, welcher ber fiebente 
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Abſchnitt gewidmet ift, ftellen fich vorzüglich die Patrimonialgerichtsbar- 
feit, die Berbindung der Adminiftration und Yuftiz und die Collegialge- 
richte erjter Inſtanz als tadelnswerthe Mängel heraus. Der achte Ab- 
ſchnitt befpricht diejenige Klaffe von Leuten, von denen ein großer König 
fügte: „Multi sunt advocati, sed pauci electi.“ Der Fingerzeig zur 
Reitauration ber deutſchen Advokatur ift die Einführung der Deffentlichkeit 
und Münblichleit des Verfahrens, wodurch die Adoofaten unter die Eon» 
trole der öffentlichen Meinung gejtellt werben. Diefe Umwandlung un- 
ferer Gerichtsverfaffung würde die Verdienfte nicht im Actenftaube begra- 
ben Lafjen, ſondern an die Stelle ver gemeinen Leidenſchaft des Erwerbes 
das belebende Element ver Ehre fegen, damit zugleich unfähige Leute aus: 
ſchließen und ausgezeichneten Männern den Eintritt in den Advokatenſtand 
ermöglichen. Der neunte Abjchnitt behandelt die Strafgefeßgebung, welche 
an der unricdhtigen Geftaltung des Strafiuftemes leide. ‘Der zehnte Ab- 
Schnitt erörtert das Gefängnikweien und namentlich bie Freiheitsftrafe. 
Die Kritik findet, vaß die Strafen und Strafenfyiteme der deutſchen Ges 
fegbücher an einer Verwirrung zwifchen Zweck und Mittel leiden, welches 
fih daraus erkläre, daß umfere Gefetgebung zu fehr in dem mittelalter- 
lichen Nebel des Strafredhts und in der getvohnheitsmäffigen Auffaffung 
der Strafarten befangen find. Sie begreifen nicht, und für bie Aner- 
fennung diefer Wahrheit Fampft der Verfaſſer, daß nur die Trennung ber 
Berbrecher bie Freiheitsftrafe ausdrückt, und daß nur das fo leicht abzu- 
itufende Zeitmaß ver Freiheitsftrafe, alfo ihre kürzere ober längere Dauer, 
ver Gerechtigkeit entfpricht; baß nach dem entgegengefeiten Syſteme bie 
Gefangenen des Teichteiten Grades am übelſten, diejenigen bes fchwerften 
Grades am erträglichften cder gar angenehmften fich befinden. Der eilfte 
Abfchnitt erörtert das Strafverfahren und richtet fich faft ausſchließlich 
gegen die Jury, deren Todfeind Nöllner ift. Gerade diefe Polemik hat 
den Verf. die bitterften Vorwürfe zugezogen; da er feine entfprechenben 
Anfichten in dieſer Frage in den verfchiedenften Zeitjchriften niebergelegt 
bat, fo können wir die Bekanntſchaft mit denjelben bier vorausfeßen. ‘Der 
fette Abſchnitt befchäftigt fi mit ver Organifation der Strafgerichte und 
verbreitet fich vorzüglich über die Stellung der Staatsanwaltichaft und 
des Unterfuchungsrichterse, über die Verbindung der Organifation 
der Givil- und Strafgerichte und über bie einfchlägigen deutſchen 
Entwürfe. | 
6 ꝝ 
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Der Berf. hat in dem vorliegenden Buche die Erfahrungen eines 
bewegten und vorzüglich der Ineinsbildung von Theorie und Praxis ge- 
widmeten Lebens mit geiftig frifcher Elafticität und. frei nationaler Auf- 
faflung mitgetheilt. Zwar beleidigt es den Kritifer, wenn er blos Split: 
ter und nicht auch Balken in dem Auge feines Nächiten fieht. Allein, 
abgeſehen von Manchem, was im Ausdrucke bedenklich zu fein oder ben 
Zufammenhang zu erfchweren fcheint, huldigen wir im großen Ganzen der 
gleichen Anficht. Diefe ſchwimmt zwar gegen den Strom, aber die Wo- 
gen fangen bereits an fich zu brechen; nach gewonnenen Ziele knüpft fich 
die lieblichfte Erinnerung daran, dasſelbe mit einfamen Kräften erreicht 
zu baben. 


I. 


Die Literatur Über das monardhifehe Princip erfreut fich in Deutfch- 
fand eines weiten Umfanges. Allein die innerhalb des letteren zu Tage 
tretenden Produkte überfchreiten felten bie Grenzen der Mittelmäffigfeit. 
Scharfe Begriffe und eindringlichere Verfuche, die daraus abgeleiteten Fol- 
gerungen zu begründen, finden fich, abgejehen von den Syſtemen H. A. 
Zahariäs, Zöpfls, Bluntfehlis und Helds, höchſtens in den Schrif- 
ten von Gerber, Stahl (Das monarchifche Princip. Heidelberg, 1845.) und 
des Frh. v. Stein (Denkfchriften ber deutſche Verfaffungen, herausgegeben 
von Perg, Berlin 1848), fowie in den neuerdings veröffentlichten und zum 
Theil mit Aufmerkſamkeit aufgenommenen Schriften von H. Biſchof über Mi- 
nifterverantwortfichfeit und Staatsgerichtshöfe und ähnliche Materien des 
Staatsrechts. Die weientliche Verſchiedenheit, welche die Anfichten dieſer We⸗ 
nigen auseinanderhäft, beleuchtet ven Mangel an Klarheit über das Prin- 
cip. Fürwahr, ein verberbliches Uebel, welches um fo fchmerzlicher zu 
betauern ift, als gerade ver gebilvete Mittelftand durch diefe Armuth an 
politifber Einficht in eine der Monarchie entweder feindliche oder weder 
zu noch abgelehrte Stimmmmmg verrücdt wird. Gleichgültigkeit, erflärt Help, 
ift das Produft der mwilfenheit und des Unverftandes. Auf dieſem Bo- 
den Tann weder Liebe noch Haß wachſen. Eine weit verbreitete Gleich⸗ 
güftigfeit ift aber eine Wüfte, deren Sandwolken, vom Sturme aufgepeitfcht, 
auch die wenigen Dafen zu verjehütten vermögen. Es gibt daher aud) 
Nichte, was der Monarchie weniger gleichgilltig fein darf, als dieſe Gleich⸗ 
güftigkeit folcher Maſſen gegen fih; um unfer Gleichniß fortzufegen, dieſe 
Wuüſte muß allmälig urbar zu machen gejucht werden und zwar vom 
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Staate aus, zunächft durch Die immer weitere Verbreitung der richtigen 
Erlenniniß des Staates. Das deutfche Volk ift der Mahnung der Wif- 
ſenſchaft zugängficher als irgend ein anderes; es weiß bie praftifche Ener: 
gie durch die geiftige Klarheit bedingt, und fühlt, daß fittliche Begeifter- 
ung unmöglich ift, wo nicht der Gedanke Die Berechtigung, die Erreich- 
bhrleit und Fruchtbarkeit des Ziels begründet. Man hüte fich aber, ibm 
ſtatt Scharfer Begriffe, welche an das Beftehende anknüpfen, nebelhafte 
Phantafieen vorzuführen, die in der Luft hängen! Mit dieſem warnen» 
den Finger wenben wir nach einander die Blätter des Nöllnerfchen Bu⸗ 
ches; vielleicht mit einigem Mißtrauen, weil um das Nichts eines f. g. 
Princip8 des eiteln Gelärmes ſchon fo viel gemacht worben ift. 

Der Berf. ift fich der Nothwendigkeit, welche bie Löſung feiner Frage 
begründet, wohl bewußt. Er fucht ein Verbienft darin, in einer Zeit, in 
weicher nur Wenige die Beantwortung einer inhaltsfchweren politifchen 
Stage reiflich erwogen haben ; in welcher der durch Umwälzungen bervor- 
gerufene und vorerft entichiedene Kampf zwifchen Monarchie und Demo» 
fratie geiftig fortbauert; in welcher zwar alle Regierungen dem monarchi⸗ 
ſchen Princip in Worten huldigen, dagegen des Schwerpunftes der Macht 
in der That fich entäußert haben; in einer Zeit, in welcher jogar der 
alte Streit über die Stellung ver geiftigen Hierarchie zur Staatsgewalt 
in der Hülle von Vereinbarungen beider Faktoren, abgefchloffen in dem 
Glauben, die weltlichen und ewigen Güter des Volles zu verfichern, er- 
wachen wird; in ber Zeit, welche, wenn nicht alle großen hiftorifchen Zei⸗ 
den trügen, die Vorbereitung zu einem allgemeinen politifchen Um⸗ 
ſchwunge gerade für Deutfchland enthält, in welcher ein Zufall ben 
Anſtoß dazu geben lann; in einer folchen Zeit des äußern fcheinbaren 
Friedens und ber innern durch Revolutionen tief eingefreffenen Zwietracht 
eine Kritif zu verfuchen, welche von folchem Standpunkte niemals unter- 
nommen wurbe, und welche, unbefümmert um bie politifchen Leidenſchaften 
und Thorheiten, welche fich in der Verwirrung ber jetzigen Periode aus⸗ 
erüden, dem monarchifchen Principe den höchften Werth zuerfennt, wenn 
es die ihm vermöge feiner innern Berechtigung dargebotenen Mittel mit 
Einficht und Kraft ergreift. 

Eine andere Frage ift allerdings, ob der Verf. wie der Bebeut- 
ung feines Bieles, fo feines Weſens fich bewußt geworben ſei? Es 
thut uns wehe, ein nicht in allweg rühmendes Urtheil ausfprechen 
m können. Nöllner ahnt überall den Wahrbeitsfern, ohne biefen fei- 
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ner Schale für den Lefer zu entkleiden. Er vergißt, die Fundamen⸗ 
talbegriffe ftreng logiſch feftzuftellen. Wo er das ihm feldft Klare 
dem fremden Auge zu verbeutlichen fucht, gefchieht es nicht mit Aus- 
ſchluß alles Zufälligen und nicht immer am rechten Orte. Er macht 
gar einen Verſuch, feine Definition des monarchifchen Principes zu be- 
weifen. Während er mit richtigem Inſtinkte gewilfe Inſtitutionen als 
unvereinbar mit dem monarchifchen Principe bezeichnet, vergißt er, mit 
fchneidender Schärfe die eiferne Confequenz feines Folgeſatzes zu verthei- 
bigen. So wirb ber Lefer erft nach langer Irrfahrt des Begriffes inne, 
welchen ver Verf. für den Kern feines politifchen Shftems erflärt, wäh- 
rend er zugleich diefe wohlverdiente Errungenfchaft mit dem Geftänbniffe 
bezahlen muß, daß die Wahrheit und Unumftößlichleit des entdeckten Be⸗ 
griffes nicht bewiefen ift. Eben deßhalb beruht bie Kritik, welcher ber 
Verf. unfere pofitiven Verfaffungszuftände unterwirft, auf einer bloßen 
Hypotheſe. be 

Was verfteht Nölfner unter dem monarchifchen Princip ? 

Er ftellt an die Spike feines Buches den befannten Sat Friebrich’e 
bes Großen: „Le souverain represente l’Etat; lui et ses peuples 
ne forment qu’un corps, qui ne peut être heureux qu’autant, que 
la concorde les unit. Le prince est & la societe, quil gouverne 
ce que la töte au corps: il doit voir, penser et agir pour tout la 
communaute, &-fin de lui procurer tous les avantages dont elle est 
susceptible. Si l’on veut, que le gouvernement monarchique l’em- 
porte sur le republicain, l’arröt du souverain est prononce: il doit 
etre actif et integre et rassembler toutes les forces pour remplir 
la carriere qui lui est prescrite. Voi-ci lidee que je me fais de 
ses devoirs.“ (Oeuvres de Frederic le Grand. Berlin, 1847. Tome IX. 
p. 200. 201.) Was das monarchiſche Princip fei, welche Pflichten dem 
Souverän obliegen, welche Formen eines Gouvernements den Staat der 
pntelligenz und bes Fortfchrittes befeftigen ? — diefe Frage, jagt Nöllner, 
bat Niemand beffer beantwortet und gelöst, als der kernhafte deutſche Re⸗ 
präfentant des monarchifchen Principes, als Friedrich der Große. Allein, 
wie überhaupt nicht Alles, was Friedrich dem Großen erlaubt war, dem 
Herrn Hofgerichtsrath in Darmſtadt geftattet ift, fo auch nicht „der Ver⸗ 
zicht auf Heinliche Lnterfuchungen des grammatifchen und politifchen Be⸗ 
griffs von Souveränetät und Monarchie.“ Es wäre dem Verf. ange 
ftanden, fein Buch mit der fcharfen ‘Definition der Eigenfchaften bes 
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monarchifchen Principes zu eröffnen. Diefer Begriff hätte in ber Eigen: 
thümlichleit feines Weſens den Gegenfag zu jenen Vorftellungen gefpiegelt, 
an deren Bermifchung Theorie und Leben Trank Tiegen. Denn fo viel ift 
unbeftreitbar, daß die echte Natur des monarchifchen Principe weder mit 
ver abjoluten Monarchie, noch mit der Repuhlik in der Monarchie etwas 
gemein hat. In erfterer ift das Weſen ver reinen Monarchte zur rohen 
Stofflichleit entgeiftigt, in leßterer zur unhaltbaren Form vergeiftigt wor⸗ 
ben. Wollte Nöllner die Grenzen ber Volfsvertretung beftimmen, durch 
weiche dem Abfolutisinus der Eingang in das Königthum verfperrt wer» 
ven kann, ohne Die Monarchie zur bloßen Form der Republik zu begras 
tiren: fo hätte vor Allem bie Eritifche Säuberung ber Begriffe noth ger 
than. Haben doch naiver Unverftand und fchalfhafte Sophiſtik mit ben 
nämlichen Bezeichnungen die entgegengejegte Bebeutung verbunden. Zwar 
bemerkt ver Berf. S. 12. mit den Worten Dahlmanns, daß wir gleich 
unjeren Borfahren des Königs bebürfen, welcher fein perfönliches Leben hat, 
ber fein Urtheil in ver Wahl feiner Rathgeber an ven Tag legt und bie 
Fülle von Macht zu gebrauchen weiß, über veren Verwendung zwar bie 
öffentliche Meinung, aber keine Anklage ver Miniſter wacht. Allein biefe 
Definition genügt weder ber nur auf fie jelbft befchränkten Betrachtung 
noch der Parallelifirung mit ven entgegengefeten Begriffen. In letterer 
Beziehung läßt dieſelbe fich nicht nur mit jenem: lanation veut, le roi 
fait, nicht nur mit bem le roi regne, mais il ne gouverne pas, fon» 
dern auch mit jeber andern beliebigen Borftellung in Einklang bringen. 
Noch weniger als ver Gegenfag zu der von Nöllner wenigftens ans 
beutungsweife befämpften Republik im Monarchismus ift die Verſchieden⸗ 
heit zwifchen der wahren Monarchie und dem Defpotismus in der ange, 
gebenen Definition an das Licht geführt. Eben deßhalb ftellt dieſe felbft 
nichts individuelles, Eoncretes und Ausfchließliches dar. Ya es will ung 
bebünten, als wäre der Verf. an dieſem Orte über feine Vorftellung von 
dem monarchifchen Principe fich ſelber noch nicht klar geweſen. Denn die 
bon ihm aufgeftellte Definition umfaßt zumächft keineswegs ven in feinem 
Buche verflochtenen Begriff; die Vertheibigung verfelben wäre auch uns 
nöthig gewefen, weil man anerkennt, daß eine parlamentarifche Regierung 
den Anforberungen des monarchifchen Princips nicht entfpricht. In feis 
ner Allgemeinheit wird diefer Sag nur von ganz Wenigen befämpft ; bie 
Zwiſtigleiten betreffen faft außfchließfich die Grenzen zwifchen der parla- 
wentarifchen Regierung und dem Defpotismus: in der Mitte liegt gerade 
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ber Begriff ver echten Monarchie, deren concrete VBezeichnung wir 
vermiſſen. 

Vielleicht ergibt ſich nun dieſe letztere auf indirektem Wege durch die 
Beſchreibung des abſoluten Syſtemes? Röllner nennt es urdeutſch und 
nicht undeutſch, jede abſolute Monarchie und jede fremde conſtitutionelle 
Theorie auszuſchließen. Abſolut aber iſt: das von allen Beſchränkungen 
Befreite, das menſchliche Recht iſt nothwendig beſchränkt, abfolut .ift nur 
die Gottheit. Cs handelt ſich um das richtige Maß der Beſchränkung; 
die Diktatur war oft das Mittel, um das Ziel der Staatsorbnung wie- 
der herzuftellen; nirgends felbft das Ideal. Unſere Zeit will und erfor- 
dert eine intenfive energifche Macht neben Dräffigleit obrigkeitlicher Gewalt. 
Seit 1740 geht die Richtung ver Zeit auf Ausbildung eines Staatsor⸗ 
ganiemus, weldher die concentrifche Macht eines Centralorgans in vollem 
Maße anerkennt, der den übrigen Organen bie gebührende Geltung 
gewährt. Wir wiffen längft, daß der Abfolutismus in der Unumfchränft- 
beit feines Begriffes auf Erden nicht beſteht; allein deſſen ungeachtet dür⸗ 
fen wir die Logifche Feitfegung jenes Begriffes nicht umgehen, welcher un- 
geſchickter, aber herfömmlicher Weife in ver Lehre von den Verfaffungen 
mit dem Namen des Abfolutismus bezeichnet wird und eine concrete Er- 
fcheinungsform der Staatsidee ausdrückt. Diefe nothwendige Definition 
gewährt ver Verf. nirgends. Er führt uns zwar Ludwig XIV. vor Au- 
gen, ohne die eigenthümliche Bedeutung bes l’etat c'est moi! zu erfaffen; 
er hätte ung übrigens auch Ludwig XV., Ferdinand VII. von Spanien, Jakob II. 
von England und Joſeph I. anführen können, ohne daß baraus der Ber 
griff des Abfolutismus Har geworben wäre. Dennoch findet fich auch 
bier die bunfle Ahnung bes Richtigen, freilich ein verlorner Kern unter 
vieler Spreu. Der Unterſchied zwifchen dem Abfolutismus und ber echten 
Monarchie beiteht .nach Nöllner in der Intelligenz. Der Abfolutismus 
fönne für die Dauer nicht mehr beftehen, weil der Einheitspuntt, welchen 
die Entwidlung der Nationalität erzeugt, auf Intelligenz beruhen müffe, 
indem die Macht fehle im Berbältniß zu andern Nationen. Die Intel⸗ 
ligenz könne nur bier ober dort aufgehalten, nicht mehr unterdrückt wer- 
ben, denn bie Nationen ftehen fih nun zu nahe; ein Abſchluß könne nicht 
mehr ftattfinden, ohne durch Ausfchluß von der geiftigen Macht an ber 
äußern weltlichen fich zu rächen: „Bürgerliche Freiheit befteht bei allen 
gebilbeten Völkern, vie Unterdrückung ift bei ihnen nicht möglich, weil fie 
mit der Bildung im Wiberfpruche fteht. Die europäifchen Nationen jte- 
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pen fogar durch ihre nahe Berlihrung in einem wechfelfeitigen folibarifchen 
Obligations-Verhältniffe für die Erhaltung der menfchlichen Rechte und 
bie Hreiheit zur geiftigen Entwidlung. Cine andere gibt e8 nicht und 
jme fogenannte Freiheit, welche bie äußere Herrfchaft ohne innere und 
äußere Berechtigung für fich anmaßt, ift Defpotismus, unter welcher Form 
fie fih auch geltend machte" — Die Ahnung des Richtigen ſpricht fich 
m dieſen Werten aus; allein wie foll nun ber Leſer jet im Stande fein, 
ſich deutlich einen Staat zu denen, welcher fein abjeluter ift, weil intel- 
ligent, und kein parlamentarifcher, obwohl letzterem die Intelligenz nicht 
abgefprochen werben kann ? Die Bezeichnung ift offenbar zu weit, um 
ein fiıheres Bild zu ermöglichen. Wir bleiben nicht nur im Zweifel über 
das Velen ber vertheibigten Verfaſſungeform, fondern wir entbehren auch 
det richtigen Maßſtabes für die Kritik irgend welcher öffentlicher Verhält⸗ 
niffe überhaupt. Erſt gegen Ende des Buches wird uns ber Begriff der 
erwähnten Intelligenz Mar und zwar burch die endlich erfolgte Beſtim⸗ 
mung des Gegenfages zwifchen dem angefochtenen Conſtitutionalismus ober 
dem Repräfentativfuftene oder der Republit in Monarchismus und zwi- 
ſchen der echten Monarchie. 

Dis gegen das Ende des Buches finden wir übrigens auch feinen ber 
zieht erwähnten Begriffe fcharf feftgeftellt. Der Verf. opponirt zivar 
(S. 9.) gegen Chateaubriand, welchem er die Verwechslung von Demon» 
ftration und Phraſe vorwirft, und gegen bie politifche Parömie Englands : 
tie King can do no wrong; er heißt ven Conftitutionalismus eine Ver⸗ 
einbarung des monarchifchen und bemofratifchen Principe, beruhen auf 
eimer Theilung der Gewalten, ausgebrüct in einem Vergleicheinftrumente, 
genannt Berfaffungsurkunde, ein Syftem des Mißtrauens (S. 185.) und 
beftreitet gelegentlich (S. 123.), daß die landſtändiſche Verfaffung bes 
Art. 13. der B. A. das heutige Repräſentativſyſtem im Auge gehabt habe, 
unftatt jenes le souverain reprösente l'état Friedrichs des Großen. 
Allein damit find nach feiner Logik irgend welche Definitionen gegeben. 
Erft nachdem der Lefer in einem wahren Chaos ber verfchiebenartigften 
techniſchen Ausdrücke herumgeirrt ift, findet er auf der 400ften Seite einen 
Ariadnefaden. Sieht man ab — fo erfärt fich Nöllner — von jeber 
politiſchen Fiktion, beachtet Dagegen die Aufforderung ver Zeit, fe ift es 
Mar, daß eine Vertretung fünmtlicher Klaſſen des Volles bei der Betracht: 
ung der Intereſſen des Staates, wenn auch nur durch beftimmte Reprä⸗ 
ſentanten ver Intelligenz; und Bildung, dem Zwede entfprechen könne; 
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daß baber ein Syſtem, welches nur einzelne privilegirte Stänbe ale vie 
Inhaber der Weisheit unterftellt, bei der dermaligen Höhe der Kultur 
und des Verfalls der Faftenmäffigen Abtheilung des Staates, werthlos ge⸗ 
worden fei. Die politifche Metamorphofe des Princips liegt daher in ber 
Gefchichte, aber fie gilt nur bi8 zur Grenze ihres Inhalts und Zwecks, 
fie beeinträchtigt daher nicht die Souveränetät, deren volllonmenfte Auf- 
rechthaltung gerabe in unferer Zeit die nothiwendigfte Bedingung ber Er- 
haltung Deutſchlands gegen bie politifh und materialiftifch deſtructiven 
Richtungen enthält. Demnach Täugnet Nöllner keineswegs die Noth- 
wenbigleit einer Nepräfentation des Volkes in der echtem Wilonar- 
hie, fondern befchränft jene nur auf eine beftimmte Art der Bilo- 
ung und Mitwirkung. Er belehrt, daß das allgemeine Stimmrecht 
der Revolution in bie vollſtändige Vertretung aller auch der niebern Ele- 
mente der Nation umzuwandeln fei. Den zweiten Gegenftand der Refor⸗ 
mation, die Umwandlung ber bisherigen Art von ftänvifcher Mitwirkung, 
bat der Verf. übrigens in der oben erwähnten Definition nicht angegeben. 
Erft auf Seite 400 begegnen wir der vollftändigen Erklärung: „ES ift 
gewiß, daß Stände, als Vertreter einzelner Klaſſen des Volkes aufgefakt 
nach ber bermaligen Bildung und Berechtigung ver dem Gelege ihren 
Faden in dem Principe verloren haben; daß mithin alle wichtigen Inte⸗ 
reffen der Geſammtheit ihre Vertretung durch Stände finden müffen. 
Nenne man fie, wie man wolle, fie find Vertreter des Volks im Rathe 
ber monardhifchen Entfchließung, entſcheidend auf Biftorifcher Berechtigung 
und politifcher Bebürfniffe bei dem Maße der Stenerbewilligung; durch 
Vorſchläge, Petionen, volle Einficht in die Staatswirthfchaft kontrolirend, 
anregend, Vertrauen gebendb und empfangend : bieß und nicht mehr for- 
bert der moberne Begriff des Staates, das monarchiſche PBrincip verbietet 
jede weitere Beſchränkung.“ Damit ift gegen Enve des Buches ein Be- 
griff gefunden, welcher am Anfange desfelben das Verſtändniß der auf 
ihn geftügten „Kritif* ermöglicht hätte. Und was haben wir im Grunde 
genommen erobert? — Yene richtige Interpretation des allgemeinen 
Stimmrechts haben andere und zwar nicht nur deutſche Schriftiteller lange 
vorher feftgeftellt; wir erinnern 3. B. an Sismondi. Eine Controverfe 
befteht hierüber gar nicht mehr. Deffen ungeachtet ift es verbienftlich, 
biefe Erkenntniß zum Gemeingute des Volkes zu machen. Allein die an- 
bere Hälfte der Nöllner’fchen Definition, wodurch das Recht des ſtändi⸗ 
Shen Konfenfes zu der Geſetzgebung als unvereinbar mit bem monardhi- 
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ſchen Principe dargeſtellt wir, ift nicht begründet, obgleich ſchon oft ale 
unumftößliche Wahrheit behauptet worden. Diefer Mangel ift um fo 
mehr zu bebauern, als baburch ber Fundamentalbegriff des ganzen Sy⸗ 
ftemes ſich als eine bloße Hypotheſe herausftellt; um fo verbächtiger als 
bie Bertheibiger der entgegengefegten Anficht nicht unerhebliche Gegengründe 
geltend gemacht haben. In keinem Falle kann ein derartiges Nefultat 
befriedigen. 

Neben dem Conftitutionalismus tritt nach Nöllner - die Herrfchaft 
des Prieftertfpums den monarchiſchen Principien Deutſchlands feind- 
(ih entgegen. Nöllner betrachtet als den einzigen Glaubensartifel ber 
beuffchen Intelligenz den Sag Friedrichs des Großen, daß Jeder nach 
feiner Fagon felig werben könne. Die vollendete Herrfchaft der Kirche 
über den Staat und bie religiöfe Verfolgung: das find ihm zu allen Zei- 
ten bie Peſtgeſchwüre bes menfchlichen Eulturleibes geweien. Dagegen ift 
in erfter Linie zu erinnern, daß eine Monarchie, in welcher für's Erfte 
bie Nationalität mit dem Staate nicht zufammenfällt und fürs Zweite 
biefer Mangel an fleifchlicher Einheit durch einen gereiften, Tlaren und 
politiſchen Geift des Volkes in feinen gefammten Theilen nicht erfett wird, 
fih jedenfalls nur auf die Dogmen einer mit dem Gewiſſen auch bie 
ſociale Welt beherrſchenden Kirche ftügt. 

Die katholiſche Kirche, fagt Nöllner, ftelle an Deutfchland drei For- 
berungen : Unabhängigkeit, Gewähr für ihr Eigenthum, Erhaltung ihrer 
Verbindung mit ver Schule. Preußen bat fie vollfommen erfüllt und vie 
Bermifchung Tirchlicher und politifcher Standpunkte vermieden. Dadurch 
find die Segnungen der Intelligenz gleichmäffig auf alle Unterthanen aus- 
gebreitet worden, die Anmaßung einer Herrfchaft über Schulen und Uni⸗ 
verfitäten findet nicht Statt und ber Mißbrauch des Belenntniffes zu 
einem Unterfcheidungsmerfmal oder Vorwand für einfeitig Tirchliche Su- 
prematie ift ausgefchloffen. „Indem Oefterreich fein monarchifches Prin- 
cip aus ven Feſſeln der Hierarchie nicht zu befreien vermochte, weil 
es derſelben die ausſchließliche Herrfchaft nicht blos im Gebiete ber 
Kirche, fondern über alle Fragen der geiftigen Bildung, in ber Schule 
und bei den Univerfitätsftubien, einräumte, tritt e8 dadurch gerade in ben 
Gegenſatz des Proteftantismns ; denn dieſer kennt keine Kirchliche Exkluſivi⸗ 
tät, feine Anmaßung eines Negimentes über Wiffenfchaften, eine Unduld⸗ 
ſamkeit, feinen offenen und geheimen Eingriff in die monarchifche Macht. 
Darum warb Preußen groß und feine geiftige Macht trat voran in Deutſch⸗ 
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land und beutfches Wefeu ſchloß fich an ein folches monardhifches Prin⸗ 
cip. Es geftattet auch dem Katholicismus feine volle Freiheit, während 
ber Proteftantismus fie felten in Defterreich erreichen fonnte. Das Con» 
corbat vom 18. Aug. 1855., welches die Studien über basfelbe als „eine 
Epoche machendes Freigniß in der Gefchichte Oeſterreichs“ bezeichnen wol- 
Ien, eröffnet diefen Riß auf's Neue. Mit ihm beginnt eine neue, ber 
Verjährung entriffene Gegenitberftellung bes Tatholifchen und proteftanti= 
fchen Principe im Reiche der Bildung und gegenüber ber monarchifchen 
Macht. Preußen wurde dadurch ohne irgend einen Act von feiner Seite 
gehoben, während jeder deutſche Patriot beflagt, daß Defterreich feine wich: 
tigften deutſchen Intereſſen beeinträchtigt. Die deutſche Einheit ging 
durch ben kirchlichen Einfluß unter und gerade in einem welthiftorifchen 
Momente, in welchen Deutfchland fich Defterreich geiftig zugewendet hatte, 
weil es überall voranfchritt und Das monarchifche Princip gegen conſtitu⸗ 
tionellen Einfluß wahrte, gerade in. einem felchen Momente des Bebürf- 
niſſes der größten politifchen Einigkeit erfcheint das durch äußere Noth⸗ 
wenbigfeit nirgends veranlaßte Concordat.“ „Würden dem Volle in glei- 
chem Berhältniffe diejenigen Rechte eingeräumt, welche das Repräſentativ⸗ 
Shftem als Stübe des Staates beanfprucht, dann zeigte Oefterreich die 
beſchränkteſte Monarchie in Europa. Die treueften Anhänger bes Hoch 
berzigen Raifers und feiner monarchifchen Macht find die entfchiebenen 
Gegner eines Concordats, welches plöglich die gefammte öffentliche Mei—⸗ 
nung Deutſchlands für Defterreichs Nechtözuftände in die bedenklichſte 
Stimmung umgewandelt bat. Es wird Werth darauf gelegt, daß bie 
ungarifche Krone mit den heiligen Reliquien wieder gefunden worden fei; 
wir legen einen weit höheren Werth darauf, daß die Krone, welche pas 
monarchifche Princip verherrlicht, nicht verloren werbe* 

Diefe Mahnung des Berf., welche keineswegs vereinzelt daſteht darf 
nicht überfchägt werden, obwohl allerdings fogar in proteftantifchen Län⸗ 
bern durch Concordate mit der römifchen Curie bedeutende Hoheitsrechte 
bes Monarchen veräußert wurben. Die Erfahrung zeigt, daß das proteftan: 
tifche Volk fich für den Abfchluß berartiger Verträge nur wenig intereffirt. 
Wäre es nicht die Intoleranz, welche den Fanatismus ber niederen Klaf- 
fen ſchüret, fo wäre die etwa gegen bie Freiheit des Geiſtes gerichtete 
feindliche Spitze ver Concorbate gebrochen. Würbe der Uebertritt aus ber einen 
Kirche in bie andere bie öffentliche Meinung nicht Teivenfchaftlich aufregen 
und Nachtheile für das ſociale Leben im Gefolge haben, dann Fönnte man 
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ohne Furcht und Theilnahme den Abſchluß ber Concordate gewähren laf- 
fen ; allein das Geje des Staates, welches ben Austritt aus einer Kir⸗ 
chengemeinſchaft und ben Uebertritt in eine andere Kirche nicht mit Strafe 
bedroht, ift Hier dem eraltirten Volksgeiſte vorangefchritten (Vgl. Bun: 
tſchli, A. St. R. II. 261.). Eben deßhalb muß der Souverän, ale 
Schirmberr der inbivibuellen Gewiſſensfreiheit, den Webergriffen einer 
jeden Kirche emtgegentreten zu Gunften der Wiffenfchaft, ver Bildung 
ver freien Sittlichleit,, eingeben des von Vinet ausgefprocdenen Sa- 
bes: „Jede gefchligte Religion wird verfolgen, und fie wird es thun für 
ein Jota von Theologie, für ein Atom von Philoſophie.“ Es gibt aber 
nichts Entfeglicheres auf der Welt, als bie Thrannei des Dogmatifchen 

Bon dem im Vorangegangenen auseinanbergefegten Stanbpunfte aus 
betrachtet Nollner die ftantsrechtlichen und focialen Verbältniffe der beut- 
iden Gegenwart. Der Stoff, welcher in dem Buche verarbeitet und kri⸗ 
tiich beleuchtet fit, gewährt eine höchſt anziehende Mannigfaltigkeit ver 
verichiebenartigften Betrachtungen. Schade, daß nicht überall der einheit- 
liche Zuſammenhang in prägnanter Weife an das Licht tritt. Der Berf. 
wollte eben durch die ſechs Abfchnitte, in welche Die Schrift zerfällt, blos 
Ruhepunkte geben und die aus einer fortlaufenden umfaffenden Erörter- 
ung entftehende Ermüdung derjenigen vermeiden, welche die aufmerf- 
ſame Berfolgung größerer, willenfchaftliher Unterfuchungen nicht ge 
wohnt find. 

Es erübrigt nur noch, nachdem wir in der Kritik ber Grundbegriffe 
ven Mapftab für- die Beurtheilung der einzelnen Ausführungen gegeben 
haben, den reichen Inhalt des Buches in Turzen Zügen zu veranfchauli- 
den, wobei namentlich die Verbindungsfäden ver einzelnen Abfchnitte an 
das Licht zu Kehren find. Der erſte Wbfchnitt fchilvert bie Tetten Verſuche 
für deutſche Einheit und für Ausgleichung der fürftlichen und Volksſou⸗ 
veränetät. Diefelben fcheiterten an dem Bollwerke des Conftitutionalis- 
mus. Defterreich allein wäre zur Annahme ver Kaiferfrone legitimirt 
geweſen, aber niemals mit einer nationalen Vertretung. Dan warb 
(S. 75.) nur durch das repröfentative Syſtem zu Preußen bingezogen 
als Auskunftsmittel des Problems der Einheit, damit Preußen Deutſch⸗ 
land am fich ziehe. Preußen follte, wie ver König ausfpracdh, in Deutſch⸗ 
land aufgehen, oder auch Deutfchland in Preußen, nur um des conftitu- 
tionellen Syſtems willen, weil Defterreich niemals dulden kann und wird, 
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in zwei Hälften oder auch nur in eine ideelle Linie geſchieden zu werden, 
zu Gunſten einer National⸗Repräſentation, welche das viribus unitis ver⸗ 
nichten müßte. — Der zweite Abſchnitt entwickelt die Geſchichte des mo⸗ 
narchiſchen Princips ſeit Friedrich dem Großen bis zum öſterreichiſchen 
Concordate. Letzterem iſt eine beſondere Aufmerffamfeit in der erwähnten 
Richtung gewidmet. — Im dritten Abfchnitte werden bie neueren deut⸗ 
Shen Staatsverfaffungen im Allgemeinen mit den focialen Zuftänden ber 
Gegenwart verglichen. Es iſt, fo Nöllner, das politifche Fieber, welches 
an der Kebensfraft der Staaten zehrt, ſeitdem die Revolution von Frank⸗ 
reich aus ihre contagidfe Verbreitung fand und bie Ummälzung ber ewi⸗ 
gen Gefege menfchlicher Ordnung zum Principe des focialen Zuftandes 
erhoben wurde. Der größten -politifchen Krankheit entſpricht aber das 
tiefjte politifche Leiden: Verarmung, Barbarei, Anarchie. Indem der Berf. 
die Urfache einer fo tief gewurzelten Krankheit unterfucht, findet er folche 
nicht in tellurifchen und cosmifchen Verhältniſſen, und nicht in ber Herr⸗ 
Schaft eines böſen Principe, fonvdern in den focialen uud politiichen Er⸗ 
eiqniffen, in einer mangelhaften Organifation der Gefellfchaft. Die Ju⸗ 
risprubenz, die Theologie und die Naturwifjenfchaften find, wie des Wei- 
teren nachgewiejen wird, auf Irrwege gerathen, fie haben fich zeriplittert 
in Sractionen und dadurch das Uebel vertaufendfacht. Was anderes kann 
biefen viellöpfigen Ungeheuern gegenüber bie bebrohte Exifienz des Staa⸗ 
tes retten, als eine wohlthätige Energie ber Staatsgewalt, welche burch 
ftete Einmifchungen der Vertreter des Volkes in bie wichtigften Aufgaben 
ber Staatsregierungen und burch Verbächtigungen aller Art in Zeiten ber 
politifchen Bewegung nicht gehemmt wird, ſondern burch die. unwiberfteh- 
liche Kraft Eines lenkenden Scepters die über ihre Ufer getretenen und 
fih in wilden Kampfe verzehrenvpen Elemente des geiftigen und ſocialen 
Lebens in das ihnen eigenthümliche Gebiet zurückweiſt, um durch die her- 
geftellte Harmonie der Theile die Bebeutung des Ganzen zu fichern. — 
Der vierte Abfchnitt parallelifirt das deutſche Verfaffungswefen im Ein- 
zelnen mit dem monarchifchen Principe im neunzehnten Jahrhundert und 
fucht die Täufchung über den innern Werth des conftitutionellen Lebens 
in Deutjchland durch einen Blick auf deſſen Entftehung in den einzelnen 
beutfchen Staaten zu durchbrechen. Der Berf. richtet immer wieder den 
Blick auf Oefterreich, welches allein noch das wahre beutfche Element 
eines conjervativen Syſtems erhalten und die Kraft des monarchifchen 
Princips in einem Gentralpunft vereine Die kurze revolutionäre Zeit 
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ver Herrfchaft der B. U. vem 25. April 1848, die Zeit ber conftitutio- . 
nellen Monarchie im Sinne der V. U. vom 4. März 1849, waren für 
Oeſterreich belehrend und darum fruchtbar ; das Patent vom 31. Dezem⸗ 
ber 1851 bildete bald wieder eine feite, einheitliche, Träftige, ftnatsrecht- 
lihe Unterlage. Das Volk intereffirt fich nicht für abftracte ſtaatsrecht⸗ 
liche Theorieen, es will materielle Erleichterung. Für Conftitutionen als folche 
hat es fich nie begeiftert, ‚wohl aber ftets für große Männer als Monarchen. 
— Der fechste Abfchnitt Hält die Grundgeſetze Deutſchlands mit dem 
partikalarismus zufommen und fucht zu beweifen, daß die geforderte echte, 
d. h. vom Conſtitutionalisnus und ber Hierarchie in erwähnter Weife 
nicht beeinträchtigte Monarchie durch die Grundgeſetze des Bundes gefor- 
dert werbe, daß Die gegenwärtig beſtehenden Zuftände zwar blos factifch, 
nicht aber rechtfich vorhanden feien, und daß eben deßhalb die confequente 
Turbführung des monarchifchen Principe vermittelft Abfchaffung des 
nbedingten ftändifchen Conſenſes mit den höchſten Gefegen bes deut⸗ 
ſchen Berfaffungstebens zufammenfalle. — Der fechste Abfchnitt be 
trachtet die conjtitutionelle Geſetzgebung und Jurisprudenz. Die An⸗ 
fihten Nöllners über die conftitwtionelle Legislation und bie Rechts⸗ 
pilege ver Jury haben wir bereits kennen gelernt. Die Hauptfrage, 
weiche im legten Abjchnitte erörtert wird, beiteht darin, ob der Rich⸗ 
ter das Recht Habe, die Verfaffungsmäffigfeit ver vom verantwort⸗ 
lichen Minifter contrafignirten landesherrlichen Gefege uud Verord⸗ 
nungen einer fubjectiven Prüfung zu unterziehen. ‘Die bierüber entitan- 
dene und namentlich in ber Neuzeit in ‘Deutfchland und Belgien mit 
großer Bitterleit erörterte Controverſe zählt zu den bedeutendſten und wich 
tigften des ganzen Staatsrechts; benn alle Rechte, welche der Krone zuge- 
ſprochen werden, bilven ein todtes Capital, wenn ihre Ausübung von dem 
fübjectinen Gutvünfen des Richters abhängig gemacht werben fol. Eben 
deßÿhalb muß es befremden, daß der Verf. fich nicht einmal bemüht hat, 
die Frage richtig zu ftellen. Wenn dem Richter „die Befugniß zur Ent- 
ſcheidung über den Rechtsbeſtand von Gefeßen und Verorbnungen“ abge» 
Iprochen wird, fo muß der einfache Verftand erwibern, daß eim nicht zu 
Recht beſtehendes Geſetz auf verbindende Kraft keinen Anfpruch machen 
lann. Bielmehr Handelt es fich darum, ob der Richter befugt fei, ſelbſt 
den verfaſſungsmäſſigen Begriff von Gefeg und Verordnung feftzuftellen, 
oder ob er fich darauf zu beſchränken habe, über die Eriftenz jenes Be⸗ 
griffes im concreten Falle zu entfcheiven? Das Eine gefchieht durch die 
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Berfaffung felhft, das Andere durch den Richter. Eine, zwar auch von 
Martin, Zöpfl und Stodmar getheilte, jedoch durchaus irrthümliche 
Anficht des Verf. beiteht darin, daß bie beutfche Furisprubenz vor dem 
Conftitutionalismus einen Unterfchied zwifchen Gefeg und Verorbnung mit 
praftifchen Folgen nicht gefannt habe. Im Gegentheile war zur Reichs⸗ 
zeit die jett praftifche Frage von zweifacher Bedeutung. Einmal beitand 
eine Gontroverfe darüber, ob bie Xerritoriafgerichte eine landesherrliche 
Verordnung anzuwenden haben, durch welche das Mitwirkungsrecht der 
Stände gefränft und eben deßhalb eine Klage bei den Neichegerichteu be⸗ 
gründet wurde? (Zu vergl. Reichehof.-Orbnung, Tit. 2, 8. 2, Kammer⸗ 
gerichts⸗Viſitationsabſchied von 1713, 8. 10, Reichsinftruction von 1706 
und Neuefte Wahlcapitulation vom 5. Juli 1792, Art. 19, 8. 7. Stru- 
ben, Mofer und Leiſt behandeln die Frage theoretifch). Für's Zweite 
wurde die Frage praftifch in Anfehung des Verhältniffes der Neichöge- 
richte zu Taiferlichen Gefegen und Verordnungen. Bgl. Neuefte Wahlca- 
pitulation Art. 30, 8. 1, Reichshofrathsordnung von 1654, Titl. 1,8. 15. 
Nöliner hat denn auch in der That die Unvereinbarfeit des fraglichen 
richterlichen Rechtes mit dem monarchiſchen Principe fchlechterbings nicht 
bewieſen. Zwat erinnert’ er daran, daß die Streitigfeiten über Pie Gren- 
zen zwifchen Gefe und Verordnung bei der Relativität der Bebeutung 
ber „dringenden Fälle“ fchwer zu entfcheiden fei; allein aus dieſer bloßen 
Andentung wird Niemand, am Wenigften der juriftifche Laie, eine Klare 
Einficht ſchöpfen 

In den Beilagen finden wir die Grundfäge Friebrichs des Großen 
über Souveränetät und monarchifches Princip, fowie mehrere Entfcheid- 
ungen beutjcher Obergerichte über bie im legten Abfchnitt behandelte Frage. 
Den legteren hätte ber Verf. noch anbere und interefjantere Entſcheid⸗ 
ungen aus der würtembergifchen und-lübedifchen, fowie ans der bayerifchen 
Praris beifügen können. Vgl. Seufert's Archiv, IV. S. 399. Blätter 
für Rechtsanwendung, V. ©. 151—153. Wächter, Wirtemberg. Pri- 
vatrecht, II. S. 27.. Note, ') 


') Eine ſehr umfaffende Beleuchtung ber für die Praris fo höchſt wichtigen 
Frage gewährt gegenwärtig Dr. Hermann Bifchof in v. Linde's Zeitfchrift für Civil- 
recht und Prozeß, 1859—1861. 
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- Den Grundgedanken ber britten Schrift haben wir bereits kennen 
gelernt; fie jeßt die im zweiten Buche gefchilverte Herrfchaft des monar- 
chiſchen Princips vorans und fucht bie Einheitöbeftrebungen in Beziehung 
auf nationale Gefeßgebung Hiftorifch und politifch, mit fteter Benikgung 
öffentlicher Urkunden, barzuftellen, um, geſtützt auf die jüngften Beobacht- 
ungen der Zeit, zu beweifen, baß es bie wichtigfte Aufgabe ber deutfchen 
Hegierungen, insbeſondere der Bundesverfammlung, fei, bem nationalen 
Berürfniffe Legislativer Einheit zu entfprechen. ‘Die Hauptfrage hat fich 
alfo damit zu befaflen, ob der Verf. ein richtige Verſtaͤndniß von ber 
Gompetenz des Bundes beurfunde, d. b. ob ber Bund zur Erfüllung ber 
ihm von Nölfner zugewiefenen Aufgabe eine in den Bunbesgrundgeleten 
eathultene Befugniß und Verpflichtung babe? und, wenn folches ver Fall 
ft, ob die Erreichung bes Zieles durch Zuſtände, welche außerhalb ber 
sranffurter Verſammlung ihren Sit haben, gleichfalls ermöglicht werde? 
Dem es ift von entſcheidender Bebeutung für den Werth eines politifchen 
Projectes, daß die Vorausfegungen feiner Realiſirung mit ven beftehenden 
Rehtözuftänden zufammenfallen und nicht deren Ummwälzung fordern; daß 
eine organische Fortentwicklung und nicht eine revolutionäre Schöpfung in 
NE Dafein treten fol. Nur der erftere Weg führt in allen Fällen zu 
geiunden und dauernden Refultaten. Der Verf. kennt feine Aufgabe; 
er weiß, daß es ſich in letzter Inſtanz um Entfcheivung deſſen handelt, 
was eine Bundesſache, was eine Sonberangelegenheit jei? Die Frage ift 
nur, oh dieſe Unterſcheidung richtig feitgeftellt und, auf die pofitiven Ges 
ſete geftügt, aus der ganzen Unterſuchung überall Har hervorleuchte? — 
Dem ein für die Träger der allgemeinen deutſchen Bildung gefchriebenes 
Buch wird geradezu entwerthet, wenn es nicht die Reinheit und Schärfe 
der Hauptbegriffe zu feinen Grundlagen bat. 

Die Schrift zerfällt in neun Betrachtungen, welche nach einanber 
erörtern: I. Die allgemeinen Geftchtspunfte, S. 1—20. II. Die veut- 
ſchen Einheitsbeftrebungen überhaupt, ©. 21—53. III. Die deutſche 
Zerfplitterung, S. 54—88, IV. Die revolutionären Einheitöbeftrebungen, 
auf Grund der feit 1819 geführten gerichtlichen Unterfuchungen, S. 89-—106. 
V. Die Bundesverfammlung in ihrer Iegislativ-nationalen Aufgabe, ©. 
16-127. VI. Die juriftifche Literatur Über National-Geſetzgebung, 


insbefonders in den Jahren 1814 und 1815, S. 128—173. VII. Die 
Reiglen, Staaterecht. 7 
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beutfche Wechfelorpnung und bie Vorarbeiten zu einem deutſchen Handels⸗ 
gefeßbuche, S. 174—196. VI. Die neneften Berirrungen über bie 
ftaatsrechtlich politifche Grundlage des beutfchen Rechts mit Vergleichung 
ber einzelnen Zweige ver Gefebgebung, S. 197— 251. IX. Die Zufam- 
menfaffung der bisherigen Erörterungen, um einen Zotaleindrud zu er- 
möglichen, S. 252—267. Bon zwei Beilagen enthält die eine die Pro- 
tocolle der Bundesverfammlung über das zu erzielende Handelsgeſetzbuch, 
S. 270—281, die andere bie Weberficht von dem Inhalte feines Ent- 
wurfes, S. 282—285. 

Zunächft fucht nun der Verfaffer den Urfprung bes beutfchen Ein⸗ 
heitsdranges zu erklären. Er überfieht aber manches Wefentlihe. Es 
haben fich namentlich die Mittel des Verkehrs, um nur die am Nächften 
liegenden Berhältniffe zu würbigen, in biefem Jahrhunderte in dem Maße 
vermehrt, daß die frühere Iſolirung der Völker in eine allgemeine Ver⸗ 
knüpfung nationaler Strebſamkeit und Eiferfucht umgewandelt wurde. Eine 
innerlich gefpaltene, in ihrer wichtigiten Aufgabe uneinige Nation, Tann 
nicht mehr mit einer anderen concurriren, welche durch gemeinfchaftliche 
Kräfte verbunden ift. Daher der durch feine Sophismen zu befchwich- 
tigende Ruf nach beutfcher Einheit. Die Gefchichte der deutſchen Ein- 
heitSbeftrebungen überhaupt bilbet im Nöliner’fchen Werke nur eine fum- 
mariſche Ueberficht, welcher das neuerdings erfchienene Werk von Klüpfel 
zu Grunde liegt. Uns hat bie gebrängte Darftellung Nöllner's auf’s 
‚Neue belehrt, daß eine Stautsgefchichte Deutfchlands im neunzehnten Jahr⸗ 
hundert trog ber jüngften Arbeit von Kaltenborn ihren Hiſtoriker noch 
nicht gefunden hat. Man vermißt überall die Vollftänbigfeit, bie rechte 
Auswahl, die eindringliche Tiefe, die fcharfe Prüfung, die Auseinander⸗ 
haltung der leitenden Grundgedanken. — In ber dritten Ausführung be- 
Ichäftigt ſich der Verf. mit ver Erfenntniß der allgemein ftaatsrechtlichen 
Bafis des beutfchen Bundes und opponirt gegen ben modernen Conſtitu⸗ 
tionalismus in den deutfchen Einzelftanten, indem er wejentlich Die Be⸗ 
trachtungen feiner früheren Schrift auszüglich mittheilt. Sehr belehrend 
ift die actenmäffig gegebene Weberficht der revolutionären Einheitsbeſtreb⸗ 
ungen. Sie können namentlich auch unfere jungen Dlänner, zumal vie 
an den Univerfitäten vereinte Blüthe der deutfchen Jugend auf ven Ernft 
des Augenblickes aufmerkfam machen, in welchem fie zum Dienfte bes 
Baterlandes fich die Tähigfeit erwerben. Iſt doch mehr als zu irgend 
einer andern Zeit gerade jetzt nothwendig, den Sinn unferer heranwachſen⸗ 
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den Akademiker von dem täglich mehr um fich greifenden Materialismus 
ab-, und höheren Intereſſen zuzumenden. Denn die Geftänbniffe man: 
her damals Angefchulbigten beweifen, daß in mehr als Einem eine tief 
angelegte und fittlich ernfte Begeifterung für die Sache bes Vaterlandes 
waltete. Wir erwünfchen nur, daß Nöllner feinem gegebenen Worte ge- 
maß die vollftändige actenmäffige Gefchichte der deutſchen revolutionären 
Bewegungen von 1818—1848 bald veröffentlihe. — In der jechsten 
Grörterung wird die Bundesverfammlung in ihrer legislativen Aufgabe 
betrachtet. Art. 7 der Wiener-Schlußacte bejtimmt: „bie Bundesver⸗ 
ſammlung, aus ven Bevollmächtigten ſämmtlicher Bundesglieder gebildet, 
ſtellt den Bund in ſeiner Geſammtheit vor und iſt das beſtändige ver⸗ 
faſſungsmãſſige Organ feines Willens und Handelns.“ Sie iſt alſo, fo 
felgert Nöllner, berjenige Eentralpunft, an welchen bie vereinte Sou⸗ 
beränetät in Deutfchland wirkſam werben fol für nationale Zwede. An 
biefem Punkte gibt e8 feine andere Beichränfung, als die durch den ge- 
meinfamen Zwed des Bundes, Sodann wird eine Reihe von Stimmen 
aufgeführt, welche zur Zeit der Errichtung des Bundes die Hoffnung auf 
eine einheitliche nationale Gefeßgebung und Rechtspflege ausfprachen. Allein 
weder jene Schlußfolgerung, noch diefe Stimmen können eine „Legislative 
Gewalt“ des Bundestags begründen, weil ein derartiges Hoheitsrecht blos 
burch die Eriftenz eines Staates benfbar wird, während Deutfchland einen 
Stuatenbund darſtellt. Endlih wird an den Artikel 6 der B.-Q. erin- 
nert, welcher gemeinnüßige Anoronungen als Gefchäftsgegenftände ver Ple- 
narverfammlung nennt. Der DBerf. fragt nämlich: welche gemeinnltige 
Anordnung war wichtiger, welche entſprach mehr dem Nationalbebürfniffe, 
als die Nationalgefeßgebung? An welchem Punkte Tonnten fich die innere 
Einheit, vie Pflicht der Bundesverfammlung ehrenvoller, die wahren In⸗ 
terefien der Geſammtheit und ver Einzelftaaten glänzender zeigen, in wel⸗ 
der Richtung konnte mehr Vertrauen und wahrhaft deutiher Sinn ge- 
wedt, entwickelt und befeftigt werben, als bei einer Nationalgefetgebung? 
Bo mußte fich die geforderte ſouveräne Selbjtbefchränfung zur Erreichung 
des Zweckes des Bundes am Meiſten verwertben? Offenbar in jener Ge⸗ 
ſetzgebung. Sie war der Mittelpunkt aller jener begeifterten Ideen, fie 
alle waren auf fie gerichtet, fie war das wichtigfte Ziel der langen Ver⸗ 
beißung. — Der Begriff einer gemeinnügigen Anordnung ift befanntlich 
ſchr beftritten ; nach dem Art. 64 der W. ©.-W. umfaßt er die Regelung 
aller Gegenftänte, welche durch ihre Behandlung nach gleichförmigen Grund⸗ 
7 * 
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fügen in fämmtlichen Bunbesftaaten für alle einzelnen einen größeren Vor⸗ 
theil erzeugen. (Zu vgl. Zöpfl Grunbfäße, I. $. 145.) An und für fich 
fann deßhalb die Kompetenz des Bunbes nicht in Abrede gezogen werben, 
durch gegenfeitige Vereinbarung feiner Glieder die Quelle einer einheit- 
lichen Gefeßgebung zu bilden. Da aber bie einzelnen Bunbesfürften in 
ihren Rändern durch die landſtändiſche Verfaffung gebunden find, fo ent- 
fteht die Frage, welches Verhältniß zwilchen ben Befugnifjen der Land⸗ 
ftände in ven Einzelftaaten und ven Rechten der Bundesverſammlung ftatt- 
finde? Der Verf. weiß wohl, daß durch bie Eriftenz zweier entgegenge- 
festen Kräfte die Ruhe hergeftellt wird und gerade darin die politifche und 
fegislative Stagnation der Bunbesverfammlung ihren Grund bat; nur Die 
Störung diefer Ruhe vereinte Alle, um fie wieder herzuftellen, und darum 
fiel Die Bundesverfammlung, als durch die Revolution jene Ruhe aufge- 
hoben war. Um fo weniger rechtfertigt fich bie Reihe von Vorwürfen, 
welche der Verf. dem Bunde entgegenfchleudert, weil jene Repräfentativ- 
verfaffungen in gewohnten Einflange mit den Bundesgefegen und in wirf- 
licher Webereinftimmung mit ver öffentlichen Meinung auf formell ver- 
faffungsmäffige Weiſe eingeführt waren und bejtanden. Uebrigens iſt 
bie Herrfchaft des monarchifchen Princips in den Einzelftaaten an die— 
ſem Orte vorausgefett, weßhalb zunächft nur die Unterfuchung praftifch 
zu fein fcheint, ob und in welcher Weife jet dem Bundestage die Be- 
fähigung zufomme, in feiner reinen Form und ungetheilten Machtvoll⸗ 
fommenbheit das Organ einer einheitlichen Legislation zu werden? — 
Ehe der Verf. auf die Beantwortung diefer Trage eingeht, fchilbert 
er im fechsten Abfchnitte die juriftifche Literatur über Nationalgefeßgebung, 
in ähnlicher Weife, wie dieß in ber erften feiner Schriften gefchehen ift. 
Die erwähnte Hauptfrage wird in ber fiebenten Crörterung über die 
deutſche Wechſelordnung und bie Vorarbeiten zu einem beutjchen Handels⸗ 
gefegbuche geprüft. Nöllner erblidt in dem Zuftandelommen der Wechjel- 
ordnung einen bedeutungsvollen Fingerzeig für die Produktion einer ein- 
beitlichen Legislation überhaupt. Die Trage über die Einführung ver 
Wechſelordnung wurbe nämlich dem Ausfchuffe für Geſetzgebung zum Gut- 
achten übertragen. Die Beratbung fand ftatt unter Zuziehung von Sach- 
verftändigen. Der Bericht, welcher in ver Sigung vom 9. Nov. 1848 
erftattet wurde, erflärte: „bie gepflogenen Debatten weifen nach, wie jene 
Mönner überall die oft anfcheinend wiberftreitenden Gefichtspunfte ver 
Feſtſetzung eines für alle Theile Deutſchlands beftimmten Geſetzes, ver 
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nothwendigen Rüdficht auf die Intereſſen einzefner Länder ober bedeu⸗ 
tender Handelsplätze und der Anforderungen des kaufmänniſchen Verkehrs 
und der Zeit überhaupt feft zu halten und durch reiflich erwogene Ent- 
ſcheidung zu bereinigen und auszugleichen wußten.“ In ter Sikung vom 
24. Rov. 1848 wurde der Antrag, „die NReichsverfaffung wolle ven Ent- 
wurf einer Wechſelordnung, ſowie derſelbe aus den Berathungen ber Leip⸗ 
ziger Conferenz hervorgegangen, ohne Eingehen in eine Discuſſion über 
deſſen Detail-Beftimmungen unverändert annehmen“ ſanctionirt und ber 
Entwurf damit als Reichswechfeloronung anerkannt. Was aber die Na- 
‚ tonalverfamminng für das Reich vermochte, bazu ift auch, Die Bundes: . 
verſammlung fiir den beutfchen Bund befugt und befähigt;-nurdes Fun⸗ 


tament war principiell verfchieben; bort berrichte Belfs-S:oaueränetit, - - 


hier das monarchifche Princip. Sollte ſich diefes als unfähig darftellen 
im wichtigften Capitel des conjervativen Lebens gegenüber ver Volks⸗ 
Sonveränetät, fo wäre das Urtheil der öffentlichen Meinung leicht gefun- 
ben. So Nöllner. Gegen eine berartige Einigung auf ber Conferenz - 
läßt fich Nichts einwenden, um fo weniger, als gerade Deutfchland bie 
hierzu geeigneten wiffenfchaftlich und praftifch gebilveten Männer in großer 
Anzahl befigt. Ein Element hat jedoch bei biefer Berechnung zu geringe 
Beachtung gefunden, der Einfluß des Partikularismus. Der Gefichtspunft 
it ein doppelter. Für's Erfte kann eine Legislative Vereinigung der Fürften 
niemal8 durch Stimmenmehrheit, fonvern, wie auch ber Verf. zugibt 
(5. 191), bios durch Stimmeneinhelligkeit ftattfinden. Gerade deßhalb 
ift fehr zu bezweifeln, ob namentlich vie Hleineren Staaten durch ben An- 
ſchluß an die Gefeßgebung der Größeren auf die Ausübung eines ber 
wichtigsten Souveränetätsrechte einen wenn auch nur feheinbaren Verzicht 
zu leiften, geneigt wären. Zwar behauptet ber Verf., daß vorzugsweiſe 
in biefem die Wohlfahrt und innere Sicherheit Deutſchlands umfaffenden 
Gebiete, wäre e8 nicht fo allgemein bezeichnet worden, eine weife Be⸗ 
ſchränkung ver Sonveränetät im Sinne bes Bundesjwedes hätte aufge- 
tat werden follen. Allein jenes Souveränetätsrecht begründet durch feine 
Eriftenz die ftantsrechtliche Pflicht feiner Wahrung, „pie Pflicht der Selbft- 
erhaltung“, wie Held fich ausdrückt. Für’s Zweite möge man nicht ver: 
geilen, daß in dem einzelnen Staaten Spezialinterefien beftehen, welche 
eimer einheitlichen Gefeßgebung wiberftreiten und durch eine bloße Berück⸗ 
fichtigung innerhalb der Letzteren Feine Befriedigung finden. Hiermit ftim- 
men die bisherigen Erfahrungen volllommen überein. Man dene nur an 
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bie von Baden fehon in der Sigung vom 11. November 1852 (Protokoll 
8. 270) beantragte und darauf nievergefeßte Commiſſion zur Feſtſtellung 
allgemeiner Heimathsverhältniffe Diefe Erwägungen genügen, um bie 
vielen Vorwürfe gegen die B.-B. zurüczumeifen und bie praftifche Aus- 
führbarfeit des Nöllner'ſchen Projectes wenigftens tbeilweife in Frage 
zu ftellen. 

Faſſen wir das leßtere nunmehr in feiner Einheit auf, ba wir ben 
Anhalt der achten und neunten Erörterung bereits in ben zwei früheren 
Schriften Tennen gelernt haben. Bor Allem wird Niemand im Stande 
ſein, dem Verf. ‚one beinahe vollftändige Kenntniß unferer ftaatsrechtlichen 

’ Berhältnifie ; in gebildetes Talent und aufrichtige Liebe zum Vaterlande 


abzufttetteit Obgleich Manches unbegründet zu fein feheint und in vie- 


fen Stücken größere Klarheit zu wünfchen bleibt, fo fehen wir body bie 
nächiten Zielpunfte des nationalen Strebens richtig angebeutet. Der Be⸗ 
achtung der Staatsmänner und ber hoben Bunbesverfammlung darf biefe 
Stimme der Zeit am wenigften entgehen. Nur Eines muß beutlich her⸗ 
vorgehoben werben. Zmifchen der Einheit ver Gefeßgebung und ver Gleich» 
förmigteit befteht ein wichtiger und wefentlicher Unterfchied; beide Be- 
griffe können möglicher Weife in einen direkten Gegenſatz zu einander 
treten. Die Einheit befteht gerade darin, daß der Wohlfahrt der Theile 
in gleichem Maße Rechnung getragen werbe; ohne letztere ift die ange» 
ftrebte Wohlfahrt des Ganzen nur eine Chimäre (vergleiche Zöpfl, a. a. O., 
I. 8. 145). Die Verwechslung beider Begriffe macht die Plane Nölner’s 
ber einen Hälfte nach unpraktiſch; Die richtige Scheidung berfelben zeigt 
ben Weg, auf welchem die wahre Einheit und zwar ohne den Wiberftreit 
ber oben erwähnten Hinberniffe erreicht werben kann. Die gejetliche 
Regelung von Gegenftänden, welche kein in ben einzelnen beutfchen Staa- 
ten verſchiedenes Intereſſe barbieten und folgerichtig auch einer abweichen- 
ben Tegislativen Ordnung nicht bebürftig find, mag immerhin auf dem 
vom Verf. angebenteten Wege am fchnelfften und ficherften vor fich gehen. 
Wo aber eine Berfchiedenheit ber Intereſſen waltet, da wäre es verkehrt, 
dem Namen die Sache und der Form den Inhalt zu opfern. Vielmehr 
muß bier bie gegenfeitige Vereinbarung zuerft in den Hleineren Kreifen ver 
durch die Gleichheit der Intereſſen verbundenen Regierungen vor fich 
gehen. Daburch ermöglicht fi) die organifche Verwirflihung der Ein- 
heitsidee. Für das Ganze kann es, wie Zöpfl trefflich ausführt, gleich⸗ 
gültig fein, ob bie erforberlichen gemeinnügigen Anorbnungen in ober aufßer- 
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bald der Bundesverfammlung zu Stande kommen, wenn fie nur über 

in’8 Leben treten; ja es iſt dem Ganzen unverkennbar zuträglicher, wenn 
fih bie gemeinnügigen Einrichtungen aus ben befonderen Bebürfniffen 
ver zu einander zunächſt in Verfehrsverhältniffen ftehennen Staaten, als 
organische Gebilde, entwiceln und von den engeren Kreifen allmählig auf 
weitere Kreife übertragen werben. 

Freilich liegt die vollftändige Erreichung des Zieles noch in weiter 
gerne. Hunderte müffen dem gebenebeiten Tagwerk ihre Kräfte widmen. 
Reben der Palme, welche vie Gerechtigkeit: vem Würbigften der Meifter 
verleiht, darf feinem ernften Streben eines Jüngers die anerfennenbe, 
wenn auch nicht blinde, Nachficht verfagt werben. Im Kampfe ‚ver Prin- 
cipien verföhnt nur das liebevolle Eingehen in die Gründe der Gegner. 
Gegenfeitige und jeder perfönlichen Beziehung fremde Aufklärung bildet bie 
Borbedingung, um zu bem gemeinſamen Ende zu gelangen. Syn biefem 
Sinne möge der Herr Verfaffer entfehuldigen, daß wir des Criticus cri- 
ticum non laedat! nicht allenthalben gedacht haben. 
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Binkler, Dr. J. M., Anfihten über flaatl. Organifation. Breslau, 1849. 

Zweilammerfyftem, das, oder bie Trinität des Staates. Eine biftor. Be⸗ 
nachtung mit befond. Rüdficht anf Deutſchland. Kiel, 1849. 

Bededorff, Ludolph, v., das Berbältniß von Haus, Staat und Kirche zu 
emander und ber Schule zu Haus, Staat und Kirche. Berlin, 1849. 

Hoppenftedt, Rg.⸗Rth., zwei Worte zur Berfländigung (über Staat, Kirche 
un Schule.) Bannover, 1849. 

Kirſchner, Pfr. Joh. Joſ., Gefebgebungs- Organismus im Gleichgange mit 
ben Organifationsftufen ver Bollziehungsgewalt. Schweinfurt, 1849. 

Nagel, Gſt., Über die Geſetzgebung bes Geiftes und ber Nationalerziehung. 
dannoder, 1849. 

Perthes, BR., Fr. Matth., die alte u. die neue Lehre iiber Gefellichaft, Staat, 
Kirche, Schufe, Ehe und Arbeit. Hamburg, 1849. 
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Schrader, Dr. W., der wahre Eonflitutionalisınus, der chriſtl. Staat und Die 
Majsritäts-Regierung. Erfurt, 1849. 

Boltsfonveränetät, bie, und ihre pralt. Bedeutung für die einzelnen Bür⸗ 
ger. Dresden, 1849. 

Fröhlich, A. E., Reimſprüche aus Staat, Kirche und Schule. Züri, 1850. 

Greiner, ©., die Berechtigung der Demokratie innerhalb ber conftitut. Mo- 
nardhie. Berlin, 1850. 

Weiß, Sigfe., Memoiren zum nenen polit. Deutfchland. Staatsredhil. und 
popul. „Staatswiffenfchaft und Politik.“ Wien, 1850., 

Betrachtungen, flüchtige, Über die Volksſouveränetät, das Revolutionsredht 
und bie Mittel, der bewaffneten Revolution vorzubeugen. Leitmerig, 1850. 

Boer, Iw. v. und Dr. H. Wistemann, Beantiw. ber Preisfrage: Euthalten 
bie Principien der Demokratie Irrthum oder Wahrheit und liegt darum in ihrer 
Durchführung das Heil oder Unglück der Zukunft? Wenn in denſ. Irrthum und 
Unheil liegen ſollten, wie könnte dieſen vorgebeugt werden; ober wenn fie Wohlfabhrt 
und Wahrheit enthalten, wie kann ihnen der dann zu wünſchende weiteſte und all⸗ 
gemeinſte Eingang und Erfolg verſchafft werden. Leipzig, 1850. 

Briefe über Fürftenerziehung. Stuttgart, 1850. 

Chowanetz, 3., (Iulian, Ehownit) d. Machiavel für unfere Zeit. Enth.: bie 
Lehre vom chriftl. (fathol.) und monarch. conftitut. Staate, als einzige Garantie für 
Gegenwart und Zulunft. Aachen, 1850. 

Ebeling, Dr. Fr. ®., Nice. di Bernardo dei Macchiavelli's polit. Syftem, 
zum erfien Male bargeft. und biogr., literar.-biftor. u. fritifch begründet. Berlin, 1850. 

Frage, die, von wen kömmt alle Gewalt im Staate, und wie foll fie ge- 
braucht werben? St. Gallen, 1850. 

Hanfen, Pfr. ꝛc. Joh. Ant. Joſ., die Demokratie, vom Standpunkte ber Ber- 
uunft und des Chriftentbums betrachtet. Trier, 1850. 

Knoodt, Dr. Pet., de legitimis reipublicae potestatibus disputatio etc. 
Romae, 1850. 

Paine, Thom., die Hechte des Menſchen. Eine Antwort auf Burke's Angrifi 
ber franzöfiichen Revolution und zugleich eine Kritif bes Weſens und des Werles 
ber verſchied. befieh. Regierungsformen von Fr. Hader. Leipzig, 1861. 

Panglofer, Joh. Joſ., Beiträge zum Thema: Kirhe und Staat. Mün- 
den, 1850. 

Quellenfammlung zum bentfchen Öffentlichen Rechte feit 1848. von Brof. 
P. Roth und H. Merl. Erlangen, 1850-1852. 

Rennede, Chſtph. Huldr., Die Lehre vom Staate nah principiell. Begründ- 
ung und mit beſond. Berückſicht. des chriftl, Principe. Leipzig, 1850. 

Romany, Pfr. 3. P., Einheit und Trennung von Kirche und Staat. Zü⸗ 
ri, 1850. 

Staat, ber, im Staate, genannt Kirche. Frankfurt a. M., 1850. 

Staat, der, und bie Gefellihaft in ihrem Urbilde. Berlin, 1850. 

Stubr, P. F., vom Staatsleben nach platon., ariftotel. und hrifl. Grundfägen. 
Eine ſtaatswiſſenſch. Abhandliung. Berlin, 1850. 

Benedey, Yac,, Macchiavel, Montesquieu, Rousseau. Berlin, 1850. 

Wildner, Maithfein, Abo. Dr. Ign., Staat und Kirche, oder: IR dem 
Staatsgefege eher zu geborchen, als dem Kirchengefeke. Wien, 1850. 

Geipräde ans der Gegenwart über Staat unb Kirche von Radowitz. Erfurt, 1851. 
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Geſpräche, die neuen, des Herrn v. Radowitz. Braunſchweig, 1851. 

Geſpräche, fieben, über Staat und Kirche. Arnsberg, 1852. 

Humboldt, ®. v., Ideen zu einem Verſuch, die Grenzen ber Wirkfamleit \ 
des Staats zu beflinnmen. Bresfau, 1851. N 

Jablonowski, Fürſt Lubw., das monarch. Brincip und bie Bollsvertretung. 
Bien, 1851. 

Kirhe und Staat, brei Runbichreiben des Erzbifihofs dv. Paris und bes 
Biſchofs von Chartres. Bonn, 1851. 

Breza, Eug. v., die Monarchie nach den Anfichten des Grafen Joſ. de Maiftre, 
Berlin, 1851. 

Brunner, Dr. Sebfl., Kirchen- und Staatsgedanken. Wien, 1851. 

Erdmann, Prof. Dr. Joh. Ed., philofophifche Borlefungen über ben Staat. 
Halle, 1851. 

Riehl, B. H., die bürgerl. Geſellſchaft. Stuttgart, 1851. NS 

Thielau, 9. E. A. v., fllichtige Betrachtungen über den Wiberftreit der neue⸗ 
ten Staatsinftitutionen mit ben Intereſſen ber Kirche, der Gemeinden und ber Ge- 
jammtbeit. Leipzig, 1852. 

Bincas, Dr. H., Staat und Kirche, ein Ganzes. Oldenburg, 1851. 

Vaine's Abbandfung Über die erften Grundſätze der Regierung und bie Rechte 
ber Menſchen. Deutih v. &. G. Allhuſen. Kiel, 1851. 

Zimmermann, Ardivfecr., Sft., die Bortrefflichleit der conftit. Monarchie für 
England und die Unbraudbarleit derfefben für die Länder bes europ. Eontinente. 
Sannover, 1851—1852. 

Eifenhart, ꝛc. Über den Beruf des Adels. Stuttgart, 1852. 

Seiffert, F. ©., über das Verhältniß bes Chriſtenthums zu ben verjchiebenen 
Kegierungsformen und dem Staatsbürgerthume im Lichte unfeger Zeit. Grimma, 1852. 

Macchia velli, Nieco., il principe, colla vita dell’ autore. Frankfurt, 1852. 

Feuchter sleben, E. Frbr. v., ein Naturprincip für bie Staatswiffenfchaft 
Bien, 1852. 

Willich, C., Über dag Verhältniß zwifchen Kirche und Staat. Oldenburg, 1852. 

Stein, Rabb. Lp., was ift das Weſen des chriſtl. Staats? Cine zeitgemäße 
Frage, erörtert. Frankfurt a. M., 1852. 

Ballauf, 2, das Recht eines Jeden, an feiner religiöfen Ueberzeugung fefthal- 
ten zu dürfen. Oldenburg, 1852. 

Kretſchmar, Prof. Ed., der Kampf bes Plato um bie religidfen und fittlichen 
Principien des Staatslebene. Leipzig, 1852. j 

Radowitz, of. v., gefammelte Schriften. Berlin, 1852. 

Reder, Dr. Ant., einige Betrachtungen über ben Geift des in ber conftitut. 
Monarchie herrſchenden Repräfent.-Syftems. Augsburg, 1852. 

Gerber, Prof. C. Fr., Über Bffentlihe Rechte. Tübingen, 1852. 
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III. 
Heberficht über ſammtliche neuere Schriften über Bundesrecht. 


Dabelow, v., Gedanken über den durch ben Parifer Frieden vom 30. Mai 
1814 verheißenen deutſchen Staatenbund. Göttingen, 1814. 

Materialien zu dem deutihen Fürſtenbunde mit dem italienifhen Staaten- 
bunde. 8. Leipzig, 1814. 

Zadhariä, Dr. 8. S., Entwurf zu dem Grunbvertrage bes durch den PBarifer 
Frieden vom 30. Mai 1814 verheißenen deutichen Staatenbunbes, Heidelberg. 1814. 

Alten bes Wiener Congreffes in den Jahren 1814 und 1815. Herausg. von 
Dr. 3. 2. Klüber. Erlangen, 1815—1835. 1. u. 2. Bb. 2. Aufl. 1819. 4. u. 5. Bd. 
2. Aufl. 1833. 

Lips, Dr. Al., die deutſche Bundesftabt, eine Phantafie auf abfoluter Baſis. 
Wien, 1815. 

Berlepſch, F. 2. v., Über die Nothwenbigleit der Anorbnung eines deutſchen 
Reichs⸗ oder Bundes⸗Gerichts. Kaffel, 1815. 

Ueber die Wahl einer beutfchen Bunbesverfammlungsftabt. Nürnberg, 1815. 

Bund, der beutfche unterzeichnet zu Wien am 8. Juni 1813. Franff., 1815. 

Bundesalte, deutſche, autbent. Abdrud mit Bewilligung ber k. k. Öfterr. 
Geſandtſchaft am beutfchen Bundestage. Frankf., 1816. 

Dabelow, geb. R. v., der 18. Artikel der beutfchen Bundesalte. 1816. 

Deutfhlands Forderungen an ben beutichen Bund. 8. Mainz, 1816. 

Hornthal, F. 2. v., Schreiben an den Herrn Staatsratb Dabelow in Göt- 
tingen Über den 13. Art. der beutfchen Bundesalte, bie landſtändiſche Verfaffung 
betr. Bamberg, 1816. 

Klüber, Dr. 3. 2., Ueberſicht der Diplomat. Berhandlungen bes Wiener Congrei- 
fe überhaupt und infonberheit Über die wichtigſten Angelegeuheiten bes deutſchen 
Bundes. Franff. a. M., 1816. 

Kofegarten, Dr. C., Anfihten für den beutfchen Sfaatenbund. Hamburg, 1816. 

Lips, Dr. Al. Über den deutſchen Bund. Ein Berfudy die Grenzen der Staa- 
ten überhaupt und Deutſchlands beſonders auf abjolute ftaatswirthfchaftliche und mi- 
litär. Principien zurückzuführen und eine Ausgleichung Herzuftellen, die ber Gewinn 
aller Fürften und der Bortheil aller Deutſchen iſt. Erlangen, 1816. 

Pradt, Abbe de, Über den Wiener Congreß, aus dem Franzöſ. mit angebäug- 
* ten Betrachtungen bes lieberfeters. Freiburg, 1816. 

Pradt, Abbe de, Aunfichten des Wierrer Congreſſes, der vorbergedenden und 
ihn begleitenden polit. Begebenbeiten nebft feinen mwahrfcheinfichen Folgen. Aus dem 
Franzöſ. von F. A. Nietzſche. Leipz., 1816. 

Debler, 3. ©., der Wiener Congreß, eine merkwürdige Parallele zu bem 
Sabre 1815. Wien, 1816. 

Schlußakte bes Wiener Congreſſes vom 9. Juni 1815. und Bundesakte ober 
Örundvertrag des beutjchen Bundes vom 8. Juni 1815. Beide. in der Urſprache 
fritifch berichtigt mit Borbericht, Leberficht des Inhalts und Anzeige verjchiebener 
Leſearteu, vollftändig bevausgeg. v. Dr. 3. 2. Klüber. Erlang. 1816. 3. Aufl. 1830. 

Leſefrüchte ans de Pradt's Werke über den Wiener Congreß. Frank. a. M. 1816. 

Rede des (Grafen von Buol-Schauenftein) F. f. öfterr. vorfigenden Gefandten 
beim deutichen Bundestage zu Erdfinung deſſelben. Franff. a. M., 1810. 
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Sad, C. C., der deutſche Bund nach feinem ganzen Umfange. Anfichten eines 
Geſchãftsmannes. Züllichau, 1816. 

Fries, I. F., vom deutſchen Bunde und deutſcher Staatsverfaſſung. Heidel⸗ 
berg, 1816. 

Crome, Dr. A. W., Deutfchlands und Europas Rationalinterefie, vorzüglich 
in Betreff des german. Staatenbundes und der in Deutſchland allgemein einzufüh- 
renden landſtänd. Berfaffung. Gießen, 1817. 

Dreſch, Dr. Leonhard v., Betrachtungen über die Hauptftaaten des europäilchen 
Staatenfuftems. Tübingen, 1817. 

Heeren, U. 5. L., der deutſche Bund in feinen Berbäftniffen zu dem enropäi- 
iben Staatenfuften. Göttingen, 1812. 

Pölitz, K. H. L., Handbuch der Geſchichte ber fouveränen Staaten des beut- 
ihen Bundes. Leipzig, 1817. 

Protokolle der deutſchen Bundesverſammlung. 19 Bde. Franff. a. M. 1817. 

Aktenſt ücke, nachträgliche, der dentſchen Bundesverſammlung, als Anhang zu 
den Protokollen der Bundesverſammlung. 5 Bde. Frankf. a. M. 1817. 

Dalwig!, C., Freihr. v., die Austrägalinſtanz zur Erläuterung bes Art. XI. 
der deutichen Bundesalte.e Mainz, 1817. 

Klüber, Dr. 3. 2., Öffentl. Recht des deutſchen Bundes und der Bundesftan- 
ten. Frankfurt, 1817. 

Tittmann, 5. W., Darfielung der Berfaffung des deutihen Bundes. Leip- 
jig, 1818. 

Demian, 3. A., ber dentſche Bund i. f. Geſammtkraft bargeftellt. Leipzig, 1818. 

Gagern, v., über Deutſchlands Zuftand u. Bundesverfaffung. Stuttgart, 1818. 

Hillmer, ©. R., ber heilige Bund, geichloffen zu Paris den '°/,,. Septen- 
ber 1815. Nürnberg, 1819. 

Congres de Carlsbad par l’auteur du Congres de Vienne, Mr. de Pradt. 
Paris I. 1819. 11. 1820. 

Bundesalte, teutfche, ꝛe. und Schlußalte ꝛe. nad) Orduung ber Bunbesalte 
vereinigt. Frankfurt, 1820. 

Mejer, Ph. A. ©. v., Repertorium zu ben Verhandlungen ber deutſchen Bun- 
desverſammlung in einer often. Weberficht. Frankfurt, 1820— 1822. 

Schlußakte :c. gr. 4. Frankfurt, 1820. 

Meyer, 8. F., Aachen , ver Monardencongreß. i. 3. 1818. Aachen, 1820. 

Behr, Dr. W. 3., von ben redhtl. Grenzen der Einwirkung des deutjchen Bın- 
des anf Die Berfaffung, Gejeßgebung und Nechtspflege feiner Gliederſtaaten. Stutt⸗ 
gart, 1820. . 

Dreich, Dr. Leonh. v., dffentl, Recht des deutſchen Bundes und ver deutſchen 
Buntesftaaten. Tübingen, 1820. 

Eichdorff, 3. 3, Betrachtungen über den XIX.Art. der deutfchen Bundesakte 
nebft Andeutungen, wie im Gefolge beffelben dem Handelsverlehre zwifchen verfchie- 
denen Bundesſtaaten Erleichterung zu verichaffen. Wiesbaden, 1820. 

Michaelis, Dr. A., Entwurf einer Darftellung des Öffentlichen Rechts bes 
teutichen Bundes und ber beutichen Bundesſtaaten. Tübingen, 1820. 

Beleuchtung der Schrift: du congres de Troppau par. Mr. Bignon. Leip- 
jig, 1821. 

Refultate des zulünftigen Wiener Eongrefles. Laubshut, 1821. 

Sensburg, E. Ph. Freihr. v., Beiträge zur Burificir. der Art. 14. und 16. 

Reichlen, Staatöreht. 9 
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ber beutfchen Bunbesalte, verbunden mit drei andern in mittelbarer Berlibrung fte- 
henden und mehrere landſtänd. Confeffen dermal beichäft. Gegenſtände. Earler., 1821. 

Dreſch, Dr. 2. v., Beitr. 3. öffentl, Rechte d. deutfchen Bundes. Tübingen, 1822. 

Quellen des Öffentlichen Rechts der deutſchen Bundesſtaaten; oder Samm⸗ 
fung der wicdhtigften Urkunden, bie zur Kenntniß bes allgemeinen deutſchen Buntes- 
redyt8 dienen. Carlsrube, 1822. 2 Bde. Bermehrte Aufl. 1833. 3 Bde. 

Rudhart, Dr. Ign., das Recht des bentfchen Bundes. Ein Lehrbuch zum Ge- 
brauche bei Borlef. an deutſchen Univerfitäten. Stuttg. 1822. 

Corpus juris confoederationis germanicae oder vollftändige Sammlung der 
Quellen des deutfchen Bundesrechts, vom Lüneviller Frieden bis zu den neneften 
Bundesgefegen, nad) ben Driginal-Documenten heransg. von Ph. A. ®. dv. Meyer. 
Franff. a. M., 1822—1828. 

Zweite Auflage bes Werks ımter vem Titel Staatsalten für Seſchichte und 
und öffentl. Recht des deutſchen Bundes. 2 Theile. 1833. 

Mohl, Dr. R. die öffentl. Rechtspflege des deutſchen Bundes. Stuttgart, 1822. 

Beiträge zur Wiffenfchaft und Literatur des deutichen Bundesrechts. I. Bon 
ber Unterfeheidung zwiſchen Intereſſen und echten bei Streitigfeiten unter Bun⸗ 
besgliedern. Bonn, 1823. 

Brunnguell,%., Staatsrecht b. beutfch. Bundes u. b. Bundesftaaten. Erfurt, 1824. 

Elvers, Dr. &. Fr., d. Hauptquellen d. beutfchen Bunbesftaatsrechts. Götting. 1824. 

Schmalz, Geh. R., Grundgefete des deutſchen Bundes, zum Handgebr. bei 
Borlef. Über das deutſche Staatsredht. Berlin, 1825. 

Ueber die angebliche Unzertrennlichleit und Unveräußerlichleit ber Staa- 
ten zufolge der deutſchen Bundesgefehe. Bon A. Brunngucl. Erfurt, 1825. 

Ueber die Untheilbarleit beutfcher Bundesſtaaten. Ein biftor. bogmat. 
Beitr. zum beutfchen Staatsredhte. Hannov., 1825. 

Pfeiffer, Dr. B. W., Über bie Ordnung der Regierungsnachfolge in den mo- 
narch. Staaten des deutſchen Bundes. Eine hiftor. public. Abhandlung. Kaffel, 1826. 

Michaelis, Dr. Ad., die Protokolle der hoben deutſchen Bundesverſammlung. 
Eine public. Betrachtung. Erlangen, 1829. 

Wiener Kongreß, ber. Gefhichtl. dargeftellt von ©. Flaſſan. Aus bem 
Franzöſ. überſetzt und mit einer Borrebe begl. v. A. 2. Herrmann. Leipzig, 1830. 

Dreſch, Ritt. Dr. L. v., Abhandl. über Gegenftände des Iffentl. Rechts, ſowohl 
des deutſchen Bundes Überhaupt, als auch einzelner Bundesftaaten. München, 1830. 

Struve, ©. v., erfter Berfud auf den Felde des deutſchen Bundesrechts betr. 
die verfaffungsmäffige Erledigung der Streitigkeiten zwifchen beutfhen Bundes» 
gliedern. Bremen, 1830. 

Grundgeſetze des beutjhen Bundes. Dit gefchichtl. Einleit. und Anmert., 
jowie mit ſpez. Inhaltsanzeigen verſehen. v. Bel. Darmftadt, 1831. 

Wänler, Dr. ©. v., über den 13. Art. der beutfchen Bunbesalte, die Einfübr- 
ung landft. Berfaffungen betr. Frankf. 1831. 

Was haben die deutfchen Bundesftaaten gegenwärtig zu thun? Stuttgart, 1831. 

Welder, Dr. &. Th., die Bervollflommmung der org. Entwickelung bes bent- 
ſchen Bundes zur beſtmögl. Förderung deutſcher Nationaleinheit und deutſch. flaats- 
bürgl. Freiheit. Carlornhe, 1831. 

Beleuchtung ber mejentlichiten gegen ben Bundesbeſchluß vom 28. Juni 1832 
erhobenen Einwendungen, unter dem Geſichtspunkte der innern und äußeren Be— 
ziehungen des deutſchen Bundes. Berlin, 1832. 
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DOrtlepp, E. Gedanken über die neueften Frankf. Beſchlüſſe. Leipzig, 1832. 

Krug, Dr. Tr. W., Reproteftation oder Proteflationsredht mit Bezug auüf bie 
beutfchen Bunbesbefchlüffe vom 28. Juni 1882 erwogen. Leipz., 1832. 

Gutadten, faatsrechtliches, über bie Beichlüffe der dentſchen Bundesverfamm- 
fung vom 28. Juni 1832. Hanau, 1832. 

Rüder, F. A., befheid. Bemerkung über bie Bundestagsbeſchlüſſe vom 28. 
uni und 5. und 19. Juli 1832, Altenb. 1832. 

Bund, der beutfche, und bie deutſchen Stände. Leipzig, 1833. 

Eichhorn, K. Fr., Betrachtungen über die Berfaffung des beutfchen Bundes, 
in Beziehung auf Streitigkeiten ber Mitglieder deſſelben unter einander ober mit 
ihren Untertanen in ihrer jetigen Ausbildung. Berlin, 1833. 

Ueber die austrägalgerichtl. Entſcheidung der Streitigfeiten unter ben 
Mitglievern bes dentſchen Bundes, zur Beleucht. d. Schrift von Eichhorn. Wien, 1833. 

Betrachtung Über die Unzulänglichkeit des 14. Art. ber deutſchen Bundesafte 
zur Befriebigung ber mebiatifirten Heichsftände die daraus hervorgegangen und der⸗ 
malen noch beitehenden gerechten Anfprüche diefer an ben beutiden Bunb unb bie 
Art und Weiſe, ſolche ohne Störung der beftebenden Berhältniffe durch Vergleich 
zn bejeitigen. Heidelberg, 1838. 

Emmerid, ®., bie Anfprüde ber deutfchen Standesherru anf bie jura fisci 
des röm. Rechts, a. d. Art. 14. der beutichen Bunbesakte nachgewiefen. Hanau, 1834. 

Gruber, Frz. Frhr. v., Die dentſchen Bunbesftaaten am Borabend ber Con⸗ 
ferenzen in Wien. Münden, 1834. 


Haupt-Grundverträge, die beiben bes beutfchen Bundes, Die Bundes⸗ 


alte vom 8. Juni 1815 und die Wiener Schlußalte vom 15. Mai 1820. Nebſt 
einigen ber wichtigften, venfelben beizuzähl. und fie ergänzenden Beſtimmungen zc., 
zum Handgebrauche zufammengeftellt. Stuttgart, 1834. 

Pfizer, B. A., Über die Entwidelung des dffentlihen Rechts in Deutſchland 
durch die Berfaffung des Bundes. Stuttgart, 1835. 

Rehbberg, A. W., die Erwartungen der Deutfhen vom Bunde ihrer Fürften 
Sena, 1835. 

Schieds⸗Gericht, das nene, j. d. conftit. Staaten in Deutfchland. Franlf. 1835. 

Arnold, Ad., die richterl. und vollziehende Gewalt des beutfchen Bundes mit 
beiond. Rüdficht auf das burch den Bundesbeſchiuß vom 30. Olt. 183 eingeführte 
Bunbes-Schiebsgericht. Stuttgart, 1835. 


Gruben, Frz. Frhr. v., Abhandlungen über bie Gegenftände des Öffentlichen | 


Rechts des deutihen Bundes u. d. Staatsrechts der Bunbesflaaten. Stuttgart, 1835. 

Negierungen, die deutſchen, dem Bolfe und feinen Vertretern gegenüber. 
Um, 1836. 

Neichard, Dr. H. G., Monardie, Landitände u. Bundesverfafſung in Deutjch- 
fand nach der biftorifchen Entwidelung und auf den gegenwärt. Standpunkten ber 
Staaten- und Bundesgeſetzgeb. beleuchtet. Leipzig, 1836. 

Burkhardt, Dr. Ed., der 13. Art. der deutſchen Bundesalte und bie hannöv. 
Berfaffungsfrage. Leipzig, 1837. 

Leonbardi, Dr. Ph. Fr. W., Frhr. v., das Austrägafverfahren bes beutichen 
Bundes. Kine biftor.-public. Monograpbie. Frankfurt, 1838. 

Lindelof, O. %. und Caſſ. ©. Rath, Dr. Fr. v., von ben Redte der Bun- 
besausträgalgerichte, Wienereinfegung in den vorigen Stand gegen Friftverfäumniffe 
zu ertbeilen. Darmitabt, 1838. 
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Bundesafte, die beutiche, vom 8. Juni 1815, wit Nachweifungen auf bie 
Wiener Schiußafte vom 15. Mat 1820. dv. Adv. I. H. E. Meyn. Ploͤn. 1840. 
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Ueber deu in Beratbung begriffenen Entwurf ber orgauiſchen Be: 
flimmungen für das beutfche Reich und die Reichsgewalt. geh. gr.8. Leipzig. Hirſch⸗ 
feld. 1848. 

Leber die vertragsmäßige Bereinbarung ber deutſchen Berfaffung mit 
ben Färften. Bon einem Mitglied ber National-Berfammlung. geb. gr. 8. Frank⸗ 
furt a. M. Dehler. 1848. 

Berfaffungsfrage, die deutfche, und bie deutſchen Einzelſtaaten. (B. Heft. 
Prof. W. Dinniges.) 3 Hfte. gr. 8. Münden. Kaifer. 1848. 

Bolgraff, Prof. Dr. K., Deutichland eine vepräfentative Demokratie, eine con- 
flitutionelle Monarchie oder ein blos vollendeter, die Vollsrechte und Freiheiten ga- 
rantirender Bunbesftaat? geb. 8. Kaffel. Hotop. 1848. 

Weber, Minifl.-R. W., Betrachtungen üller bie neue Berfaffung Deutichlande 
und beren Ausführung. geb. gr. 8 Münden. Yranz. 1848. 

MWeichfel, Juſt.Comm. %. F., Deutichlands Einheit und der Entwurf des 
beutjchen Reichsgrundgeſetzes der XVII. Kommilfion. geb. gr. 8. Mainz. Kupfer: 
berg. 1848. 

Weiß, Prof. Dr. 8. Ed., Fragmente zu einem Reichegrundvertrage für Deutfch: 
land. Ein Entwurf. geb. dr. 8. Gießen. Ferber. 1848. 

Wilhelmi, E., der Friedensbote. Wie Pinnte bie deutſche Einheit eine Wahr- 
heit werden? Auch ein Wort zur deutfchen Reichsverfaſſung. geb. gr. 8. Kaiſers 
lautern. Taſcher. 1848. 

Wippermann, Prof. Dr. Ed., Entwurf eines deutſchen Reichsgrundgeſetzes. 
geb. gr. 8. Halle. Schwetſchte und Sohn. 1848. 

Wippermann, Firof. Dr. Ed., Motive hierzu. geb. gr. 8. Ebendaſelbſt. 1848. 

Widmann, Gottfr., Beftreitung der Grundideen zu einer deutſchen Reichsver⸗ 
fafjung des Dr. Eifenmann. geb. 8. Würzburg. Stabel. 1848. 

Bemertungen über die neueften Vorſchläge zur beutichen Berfaffung. geh. 
gr. 8. München. Kaiſer. 1849. 

Bemerkungen gegen die Beichlüffe ber deutfchen Reihsverfammlung über 
Flüffe, Kanäle, Seen und Eifenbahnen. geb. gr. 8. Hannover. Hahu. 1849. 

Denkſchrift zu dem von den Kön. Regierungen von Preußen, Sachſen und 
Hannover vorgelegten Entwurf der Berjaffung bes deutſchen Reichs d. d. Berlin, 
11. Juni 1849. gr. 4. Berlin. Deder. 1849. 

Denkſchrift, dieſ, gr. 8. Leipzig. Teubner. 1849. 

Duckwitz, U, zur Revifton bes Berfafiungs- Entwurfs von 26. Mai 1819. 
Ein Wort zur Berfländigung. geb. gr. 8 Bremen. Schunemann. 1849. 

Entwurf einer demobratiſch vepublilanifchen Verfaffung für die vereinigten 
Staaten von Deutichland. (Bom Abg. von Dieslan.) geb. 16. Frankfurt a. M. 
Meibinger. 1849. 

Entwurf ein, ber deutſchen Neichsverfaffung. (Berlin, 28. Mai 1849.) geb. 8. 
Wien. Gerold. 1849. 

Entwurf, derf., gr. 8. Erfurt. Bartholomäus. 1819. 

Entwurf ber Berfaffung bes deutſchen Reichs, nebſt Entwurf eines Gefeker, 
betreffend die Wahlen der Abgeorhneten zum Bollshaufe. geh. gr. 8. Berlin. Bran- 
ber und Schnite. 1849. 

Entwurf, berfj., gr. 4. Berlin. Deder. 1849. 
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Entwurf, derf., geb. gr. 8 Nordhaufen. Büchting. 184". 

Entwurf, derf., nah ber Uebereinktunft ber Kronen Preußen, Sachfen nnb 
Hannover. geb. 64. Leipzig. Barth. 1849. 

Entwurf, derſ., nebſt ben dazu gehörigen Actenftüden. gr. 8. Leipzig. 
Teubner. 1849. 

Entwurf, derſ. geb. 16. Schwelm. Scherz. 1849. 

Entwurf, bderj., nebft dem Entwurfe des Wahlgefebes, nebft zwei Beilagen- 
nnd emem Anhange: das proviſoriſche Schiebegericht. geh. 12. Wittenberg. 
Kölling. 1849. 

Entwurf, ber. In genaner Zufammenftelung mit ber Fraukfurter Reiche: 
verfaffung und bem Reichswahl⸗Geſetze. geb. 4. Braunfchmweig. Vieweg unb 
Sehne. 1849. 

Entwurf, derſ., geb. gr. 16. Poſen. Merzbach. 1849. 

Entwurf, derf., ohne Entwurf des Wahlgejetes. geb. 4. Clausthal. Schwei- 
ger. 1849. 

Entwurf, der. mit einer Einleitung und Gloſſen. Eine Stimme aus Süb- 
beutfchland. geh. gr. 8. München. Lit.-Art. Anftalt. 1849. 

Entwurf, derf., mit Bezeichnung der Abänberungen ber von ber Frankfurter 
Rationalverfammiung befchloffenen Berfaffung. geb. gr. 8. München. Kaifer. 1849. 

Entwurf, berf., jammt ben beiberfeitigen Reichswahlgefegen. geb. 16. Stuit- 
gar. Mebler. 1849. 

Entwurf, berf., nebft der zu bem preußifchen Entwurfe erfchienenen Denk⸗ 
ſchrift. geb. 8. Nörblingen. Bed. 1849. 

Entwurf, berj., nebft Wahlgeſe; und Bundesfchiedsgericht, nebſt einer als 
einfeitenbes Borwort dienenden Darftellung des gegenwärtigen Stanbpunktes ber 
Terfaffungsfrage und eiuem erläuternden Nachworte, vom Reichstagsabgeordueten 
Pref. Dr. Wuttle. geb. 32. Grimma. Berl.-Compt. 1849. 

Entwurf der Berfaffung bes teutfchen Reiche nach der zweiten Lefung und ber 
Entwurf der verbündeten Regierungen. Eine Nebeneinanderftellung zur befleren 
Ueberficht ber zum Velten des Gemeinwohls in letterer flattgefundenen Abänderung 
nett Den Wahlgejebentwärfen. geb. imp. 4. Berlin. Branbis. 1819. 

Künsberg, H., das beutiche Berfaffungswert im Jahre 1848. Eiue zeitge- 
ſchichtliche Monographie. geh. gr. 8. Krankfurt a. M. Sauerländer. 1849. 

Bohle, ©. 2. F., die preußiich-beutiche Verfaffung und bie Politik ber klei⸗ 
neren deutſchen Staaten, befonbers beider Meklenburg. geh. gr. 8. Schwerin. 
Kürfchner. 1849. 

Reich, das neue deutiche, und bie Meineren beutfchen Staaten. geb. 8. Frank⸗ 
fat a. M. Brönner. 1819. 

Reichsverfaſſung, bie deutſche, nach ihrer zweiten Yeiung, nebft Grundrechten, 
Reichewahl⸗ und Einführungsgefeg, wit einer verfländigenden zur Sühne rebenden 
Einleitung und erlänternten Bemerkungen zu einzelnen 88. 2c. geb. 16. Grimma. 
Berl.-Sompt. 1849. 

Reichsſsverfaſſung, die, ber Rationalverfammfung vom 28. März und bie 
ber drei Königl. Regierungen vom 28. Mai mit dei Grundrechten und dem Wahl- 
geſetze liberfichtlich zufammengeftellt ac. geb. gr. 16. Hamm. Widentamp. 1819. 

Reichs verfafſung, dasſ., geb. 8. Cöthen. Neubürger. 1849. 

Reichsverfaſſung, dasſ., ohne Grundrechte. 1. und 2. Aufl. geb. gr. 16. 
Berlin. Weyl unb Comp. 1849. 
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Reichsverfaſſung, dasſ., herausgegeben von Dr. K. Kranfe. geb. 16. Dree- 
den. Adler und Diebe. 1849. 

Reihsverfaffung, dasſ., geh. 16. Dresben. Gottſchalt. 1849. 

Reichsverfaſſung, dasſ., 2. und 3. Aufl., geh. gr. 8. Leipzig. Teubner. 1819. 

Reihsverfaffung, dasſ., gr. &. Frankfurt a. M., Schmerber. 1849. 

Reichs-Verfaſſung ꝛc., basfelte Werk. Als Anhang das Preuß.-Hannover.- 
Sächſ. Gefeß Über das Bunbesfchiebsgericht und das neue preußifche Wehlgefeb. 
geb. 8. Berlin. Hempel. 1849. 

Reichsverfaffungen, die beiden beutfchen. Nebſt der Denkſchrift mit Be⸗ 
lehrungen und Erläuterungen vom Herausgeber der Grundrechte in ber Wigand'ſchen 
Ausgabe. geb. 16. Leipzig. G. Wigand. 1849, 

Rudloff, Fr. W., PVorgedanfen zur Beurtheifung des von Preußen vorge⸗ 
ſchlagenen Reichswerfaffungs- Entwurfs. geb. gr. 8. Magbeburg. (Heinrichshejen 
in Com.) 1849. 

Simon, Lubw., ein Wort bes Rechts flir alle Neichsrerfaffungstämpfer, an 
Die deutſchen Gefchwornen. geb. gr. 8. Frankfurt a. M. Literar.-Anft. 1849. 

Sporſchil, Joh., hiſtoriſche und rechtliche Beleuchtung des von Preußen, 
Sadfen und Hannover ausgegangenen Berfaffungsentwurfs 2c., fowie ber von ben 
brei Kronen veröffentlichten autbentifchen Auslegung mit befonderer Rüdficht auf 
ben Bfterreidifchen Kaiferftaat. geh. gr. 8. Leipzig. Jakowitz. 1849. 

Stabl, (geb. Zuf.-R. Prof. Dr. Jul.,) die deutſche Reichsverfaſſung nach ben 
Beichlüffen der beutichen Nationalverfammfung und nach tem Entwurfe ber brei 
Kön. Regierungen beleuchtet. (Juni 1849.) 1. und 2. unveränderter Abbrud. geb. 
gr. 8. Berlin. Hertz. 1849. 

Tafel, Bericht an den zur Durchführung ter Reichswerfaffung ꝛc. nieberger 
fegten Ausſchuß der conftitutionellen Reichsverfammlung. gr. 4. Stuttgart. Zur 
®uttenberg. 1849. 

Bereinbarung, bie, über das deutſche Verfaffungsmwert und das Recht ber 
deutſchen Bundesregierungen. geb. 8. Drespen. Adler und Diete. 1819. 

Berfaffung des beutfchen Reichs. geb. gr. 16. Berlin. Dunter und Hum⸗ 
biot. 1849. 

Verfaſſung, bief., geb. 32. Bremen. Kühtmann und Comp. 1849. 

Berfaffung, dief., geh. 16. Dresden. (Peimzig. Mattbes.) 18409. 

Berfajfung, dief., nebft den Grundrechten, dem Einflhrungs» und dem Reiche- 
wabl⸗Geſetze. geb. 16. Erlangen. Balm. 1819. 

Berfaffung, dief., geb. 16. Frankfurt a. M. Auffarth. 1849. 

Verfaſſung, bief., geb. 8. Oldenburg. Schulte. 1849. 

Berfaffung, bief., 1. und 2. Aufl. geb. 32. Stuttgart. Lubrecht und Komp. 1849. 

Berfaffung, dieſ., und das Reichswahlgeſetz. geb. 16. Pofen. Merzbach. 1849. 

Berfaffung, dief. ꝛc., geb. gr. 8. Stettin. (Müller n. Comp. in Comm.) 1849. 

Berfaffung, die. zc., 1. und 2. Aufl. geb. gr. 16. Stuttgart. Mebler. 1819. 

Berfaffung, bie deutfche, vom 28. März 1849. Mit Anmerkungen von Dar. 
Hanſemann. 1—7. Aufl. geb. ar. 8. Berlin. Schneider und Comp. 1849. 

Berfaffung, dief, nebft ven Reichsmahlgefege und Entwurf der Verfaffung 
bes deutichen Reichs, wie er aus den Berathungen ber Konferenz in Berlin hervor» 
gegangen ift, nebft bem Entwurfe bes Wahlgejetes. Nach den offiz. Ansg. mit Her- 
vorhebung ber Abweichungen neben einander geftellt. gr. 8. Leipzig. Tenbuer. 1849. 

Berfaffung, die, des deutſchen Reichs mit den Grunbrechten und bem Reiche: 
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gefete Über die Wahl ber Abgeorbneten zum Bollshaufe. geb. 16. Ansbach. 
Gummi. 1849. 

Berfaifung, dief. ꝛc., geb. 32. Schwäbiſch⸗Hall. Pfeiffer. 1819. 

Verfaſſung, dief. ꝛc., 3. Aufl. geh. 32. Stuttgart. Lubredt und Comp. 1849, 

Berfaffung, dieſ., ohne Grundrechte. geb. Ler. 8. Bremen. Klidtmann und 
Comy., 1849. 

Berfaffung, bief., geh. 16. Dresden. Gottſchalk. 1849. 

Berfaffung, diej., amtliche Ausgabe. geb. gr. 8. Frankfurt a. M. (Fürth. 
Schmid.) 1849. 

Berjafjung, dieſ., geb. 8. Gera. (Illgen's Erben.) 1849. 

Verfaſſung, dief., geb. Ar. 16. Hamm. Wikenkamp. 1849. 

Berfafjung, bief., geb. 64. Leipzig. Barth. 1819. 

Berfajfung, dief., 4. Quedlinburg. Guch.) 1819. 

Berbandlungen, die, bes Berfafjungsaugichuffes der deutſchen Nationalver- 
jamminng. Herausg. von 3. Sit. Droyfen. 1. Thl. geh. gr. 8. Leipzig. Weidmann. 1849. 

Zujammenjtellaung der von ber beutichen Nationalverfammlung zu Frankfurt 
geiaßten Befchlüffe bei ber erjten Lejung ber Reichsverfaſſung nebſt erläuternden 
Dinmweifungen und einem Anhang enthaltend: die in erfler Leſung ergangenen Be⸗ 
ibtüffe Über einige fernere Beſtimmungen ber Grundrechte und iiber das Keichs- 
wahlgeſetz. geb. gr. 8. Hannover. Hellwing. 1819. 

Actenſtücke, betreffend das Bündniß von 26. Mai und die deutſche Ber: 
fajjungsangelegeubeit. 3 Bde. geb. 8. Berlin. Deder, 1850—51. 

Bruden, 9. v., gen. Fock, über bie beutjche Verfafjungsangelegeubeit. geb. 
gr. 8. Berlin. Mai 1850. 

Jürgens, K., zur Geſchichte bes deutſchen Verfaffungswerfes: 1848—1819. 
2. Abtb. geb. gr. 8. Braunfchweig. Bieweg und Sohn. 1850. 

Küchler, Kreisjeh. I. G. 8. E., Über die Reichsverfaſſungsfrage und das 
Reihswahlgefeh. geb. gr. 8. Darmfladt. (Reste in Comm.) 1850. 

Belz, &., (Treum. Welp.) offener Brief au H. Wuttle iiber bie nachſtehende 
Schrift. 8. Leipzig. Matthes. 1850. 

Duellen und Actenſtücke zur deutſchen Verfaſſungs-Geſchichte. Bon der 
Gründung bes deutſchen Bundes bis zur Eröffnung des Erfurter Parlaments 
und der Bierkönigsbündniſſe. Mit Hifterifhen Erläuterungen zujammengeftellt von 
Dr. C. Weil. geb. gr. 8. Berlin, Reimer. 1850. 

Rintel, ©. €. M., zur Orientirung über die deutiche Verfaffungsfache und vie 
auf diefelbe bezüglichen Kragen. geb. gr. 8. Breslau. Korn. 1850. 

Schaffrath, Adv. Dr., die Rectögiltigkeit ber Neichsverfaffung vom 28. März 
1549 zur jtrafrechtlihen Beurtheilung ber Kämpfe filr diejelbe. geb. gr. 8. Leipzig. 
Martbes. 1850. 

Ueber deutſche Zuftände und“ deutfche Verfaſſung. Borfchläge zu einem 
Aunbesparlament von A. Di. geb. gr. 12. Leipzig. Brokhaus. 1850. 

Buttle, 9., der Stand der beutfchen Berfaffungsfrage. Denlichrift an Herrn 
Abgeordneten Löwe. geb. gr. 8. Leipzig. Naumburg. 1850. 

Zöpfl, Hofr. Prof. Dr. H., deutſche Union und deutſches Reich. Entwurf einer 
ıligemeinen Reicheverfaffung mit Inbegriff der deutſchen Union. geb. gr. 8. Erfurt. 
Bartholomäus. 1850. 

Kinsinger, ©. J., Deutſchland und feine Berfaffung. geb. gr. 8. Carlsruhe. 
ıderder in Comm.) 1862. 
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IV. 


Heberficht über fämmtliche nenere Schriften a) deutsche Stantsgefchichte, 
b) über Stantsnerfaflungs- und c) Berwaltungs-Bedht. 


Deufſche Staalsgeſchichle. 


Heinrich, C. G., Handbuch der deutſchen Reichegeſchichte. gr. 8. Leipzig. 
Weidmann, 1800. 

Dolliner, Thom., Erläuterung ber deuntſchen Reichsgeſchichte nach Pütter's 
Grundriß der Staatsveränderungen des deutſchen Reichs. 3. Bd. 2. Abth. gr. 8. 
Wien. Wappler, 1803. 

Hörl, Xav., fiber den Rechtsgrund ber kaiſerlichen Reſervatrechte und über bie 
Frage, ob das Recht, Meſſen anzulegen, ein laiferliches Referwatrecht fei. gr. 8. Lands⸗ 
hut. Krüll, 1808. 

Hillmann, K. D., hiſtoriſche und flaatswiffenfchaftliche Unterfuchungen über 
bie Natural-Dienfte der Guts-Unterthanen nach fränkiſch-deutſcher Verfaſſung uud 
bie Verwandlung berjelben in Geld-Dienfte. 8. Berlin. Nicolai. 1803. 

Mannert, Conr., Compendium ber beutichen Heichsgejchichte. gr. 8. Nüru— 
berg. Monath, 1803. 

Betrachtungen, biftorifhe und ftaatsrechtliche Über bie Reicheritterfchaft in 
Franken, Schwaben ‚und am Rhein. gr. 8. Regensburg. Frolich, 1504. 

Mangelsporf, Staaten-Gefchichten, fortgefegt von Prof. Boß in Halle. 
13—16. Hft., enthaltend die vollftändige Gefchichte des bdeutichen Reichsftaats. 8. 
Halle. Ruff, 1804— 1805. Auch unter dem Titel: Voß, Gefchichte des deutſchen Reiche. 

Stumpf, X. Seb., diplomatijche Beiträge zur Geſchichte des Landsberger Bun- 
bes, Ein Beitrag zur Reichsgefchichte des fechzehnten Jahrhunderts. gr. 8. Bam⸗ 
berg. Göbhardt, 1804. 

Galetti, Lehrbuch ber deutſchen Staatsgejchichte, zum Gebrauch bei Borlefungen. 
Neue Aufl. 8. Gotha. Ettinger, 1805. 

Geſchichte, pragmatifche, ber deutſchen Reichstags-Berbandlungen von dem 
neneſten Depntations - Hanptichluffe bis gegen das Ende bes Jahres 1801. Regens⸗ 
burg. Montag und Weiß, 180%. 

Heinrich, C. G., deutſche Reichsgefchichte. 9 Thl. Nebft einem vollftändigen 
Regifter fiber alle neun Theile. gr. 8. Reipzig. Weidmann, 1805. 

Pallhauſen, W. v., biftorifcher Abriß von ben dentſchen Kaiferwablen mit 
fteter Hinficht auf Das bayerifche Kurrecht, von Anbeginn der deutfchen Berfaffung 
bis zur Verkündung der güldenen Bulle. 4. Münden. Lindauer, 1805. 

Jung, E. A., Handbuch der beutfchen Heichsgefchichte oder kurze Geſchichte ber 
Deutſchen. gr. 8. Breslau. Barth, 1806. 

Anleitung zur Unterweifung in ber Gefchichte des deutſchen Reiches unb ber 
bornebmften iibrigen europäiſchen Staaten, mit einer Karte und 36 Abbilpdungen ber 
deutſchen Kaiſer. 8. Leipzig. Bruder und Hofmann, 1807. 
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Milbiller, Joſ., Gefchichte des beutichen Reiches und Kaifer Franz II. bis 
zur Auflöfung des erfleren. gr. 8. Ulm. Stettin, 1807. 

Reichsſtandſchaft, die dentſche. Ein Beitrag zur richtigeren Würbigung bes 
vergangenen und gegenwärtigen öffentlichen Zuſtands in Deutichland. 8. Leipzig. 
Schieeg. 1807. 

Eichborn, Prof. 8. Fr., deutſche Staats⸗ und Rechtsgeſchichte. 4 Thle. gr. 8. 
Görtingen. Banbenböt und Ruprecht. 1808--1823. 4. Ausgabe. 1834—1836. 5. 
1813 - 1844. 

Geſchichte des deutſchen Reichs von ſeinem Anfange 843 bis zu ſeiner Auf⸗ 
löſung 1806, in beſonderer Hinſicht auf das ꝛc. jetzige Königreich Sachſen ꝛc. 1. Bd. 
8. Züllichau. Darnmann. 1808. | 

Hillmann, 8. D., Geſchichte des Urſprungs der Stände in Deutfchland. gr. 8. 
Berlin. Eichhoff und Krafft. (Sander) 1808. 2. YAusg., 1880. 

Bfaff, Dr. C. L., Beiträge zur Kunde ber öffentlichen Eonftitution Deutjch- 
lauds im Mittelalter. gr. 8. Karlsruhe. Maklot. 1808. Braun. 1815. 

Kotebue, A. v., Gefchichte des deutſchen Reiche, von deſſen Urjprung bis zu 
tefien Untergang. 1. und 2. Bd. gr. 8. Leipzig. Kummer. 1814—1815. 8. und 4. Bb. 
Fortgef. von F. A. Rüder bie 1882, 

Sclichtegroll, N., conspectus vicissitudinum, quas Germaniae consti- 
tutio politica experta est, ab antiquissimis inde temporibus usque ad hodier- 
nam diem. 4. Monach. (Fleifämann in Comm.) 1817. 

Bender, Dr. 3. H., Grundriß ber beutfchen Staats» und Rechtsgefchichte. 
8. Gießen. Heyer. 1819. 

Heiurich, C. G., Handbuch der deutfchen Neichsgefchichte. 2. bis zum Sabre 
1819 fortgefette Aufl. von 8. H. 2. Pölitz. gr. 8. Leipzig. Weidmann. 1819. 

Walter, F., Grundriß der deutſchen Staats» und Rechtögefchichte, zum Ge- 
brauche bei Sorfefungen. gr. 8. Bonn. Weber. 1824. 

Gaupp, Dr. E. Th., Gefchichte Des beutfchen Reiches und bes Rechts in 
Deutichland. Nebft einer befonderen an feine Zuhörer gerichteten Vorrede. gr. 8. 
Bresian. Mar und Comp. 1825. 

Hällmeann, 8. D., Stäptewefen des Mittelalters. 4 Thle. gr. 8. Bonn. 
Marcus. 1825—1829. 

Zinteifen, 3. ©, Commentatio historico-ceritica de Francorum Majore 
domus. 4. maj. Jenae. Bran. 1826. 

Kortüm, Dr. Fr. die Entftehungsgefcjichte der freiftäbtiichen Bünde im Mittel- 
alter und in ber neueren Zeit. 4 Blicher. 3 Bde. gr. 8. Zürich. Geßner. 1827—1829. 

Lindelbof, Dr. Sr. v., deutſche Reichsgeſchichte, insbejondere biftorische Ent- 
widiung des bentfchen öffentlichen Rechts in gebrängter Ueberſicht. gr. 8. Gießen. 
Heyer. 1827. 

Wigand, Dr. P., die Dienfte, ihre Entftebung, Natur, Arten und Scidfale 
mit befonderer Rüdficht auf bie Gejchichtsquellen ber ehemaligen Abtei Corvey. Ein 
Beitrag zur deutſchen Staats- und Nechtsgefchichte. geb. gr. 8. Hamm. Schulk. 1828. 

Erhard, Dr. H. A., Mittheilungen zur Gefchichte des Randfriedens in Deutſch⸗ 
land, vornebmlicy bes weftphälifchen Lanbfriebens im vierzehnten Jahrhundert, mit 
befonverer Rüdfiht auf Thüringen. Nach Urkunden bargeftellt. 4. Erfurt. Maring. 1829. 

Rauſchnik, Dr., das Bürgerthum und Städteweſen ber Deutichen im Mittel- 
alter. 3 Boch. geb. gr. 12. Dresden. Hilfcher. 1829. 

gancizolle, Dr. & W. v., Ueberſicht der deutſchen Reichsſtandſchafts⸗ und 


144 L Literatur. 


Territorialverhältniffe vor dem franzöfifchen Revolutionskriege, ber feitbem einge- 
tretenen Beränderungen und der gegenwärtigen Beſtandtheile bes deutſchen Bundes 
und der Bunbdesftaaten. geb. gr. 8. Berlin. Dümmler. 1830. 

Balterspaufen, Carl Frhr. v. ©. F., urkundliche Gejchichte des Urſprungs 
der deutichen Hanfa. Herausgegeben von 3. M. Tappenberg. 2 Bde. gr. 4. Ham⸗ 
burg. Perthes. 1830. 

Jäger, C., ſchwäbiſches Stäbtewejen bes Mittelalters. Meiſt nad handſchrift⸗ 
fihen Quellen fammt Urkundenbuch. 1. Bd. gr. 8. Heilbronn. Claß. 1831. 

Wilda, Dr. W. Ed., de libertate Romana, qua urbes Germanise ab impe- 
ratoribus sunt exornatae. Dissert. 8. maj. Halae. Renger. 1831. 

Stenzel, ©. A. H., Grundriß und Fiteratur zu Borlefungen über beutiche 
Staats- und Rechtsgeſchichte, nah 8. F. Eichhorn und mit fteter Beziehung auf 
deſſen beutfche Staats» und Rechtsgeſchichte. gr. 8. Breslau. Graf, Barth uud 
Comp. 1832. 

Tzſchoppe, Witt. ©. A., und Profeffor ©. Ad. Stenzel, Urkundenſammlung zur 
Gejchichte des Urjprungs ber Städte und der Einführung und Verbreitung beuticher 
Coloniften und Rechte in Schlefien und ber Oberlaufig. gr. 8. Hamburg. Perthes. 1832. 

Böhmer, Dr. 3. Fr., die Urkunden ſämmtlicher Karolinger in kurzen Aus 
zügen mit Nachweiſung der Bücher, in weichen ſolche abgedruckt find. gr. 4. Frank⸗ 
furt a. M. Barrentrapp. 1833. 

Michaelis, Dr. Ad., Gruudriß der beutihen Staats- und Rechtsgeſchichte. 
Zum Gebraude für aladbemifche Borlefungen. 8. Tübingen. Fues. 1833. 

Zöpfl, Prof. Ritt. Dr. Hnr., deutfche Staats» und Rechtsgeſchichte. Compen⸗ 
diariſch Dargeftellt zum Gebrauch bei alademifchen Borlefungen. (3 Abth.) gr. 8. 
Heidelberg. Oßwald. 1831—1836. 

Neue unveräuberte Ausgabe. geh. gr. 8. Stuttgart. Krabbe. 1811. 2. ver 
befferte Aufl. 2 Bde. geh. gr. 8. Ebendaſ. 1844-1847. Soeben erſchien eine neuefe 
ganz umgeftaltete Auflage. 

Stengel, Ritt, von dem ausländifchen Handel und ber Seemacht deutjcher 
Städte im Vlittelalter und von ben finanziellen Berbältniffen bes jebigen deutſchen 
Zollverein. (Aus Schönbrodt's Samml.) 1 Steindr. geh. gr. 8. Potsdam. Riegel. 1835. 

Hagen, Dr. C. H., de armigeris, qui germanice dicuntur Wappengenofien. 
Dissert. hist. geh. 8. maj. Erlangen. (Heyber.) 1836. 

Phillips, Ge., über Erb- und Wahlrecht, mit befonderer Beziehung auf dus 
Königtbum der germaniichen Völker. geh. gr. 4 München. Lindauer. 1836. 

Meiste, Brof. Dr. T., die Grundlagen ber früheren Berfaffung Deutfchlande 
befeuchtet. geb. gr. 8. Leipzig. Göſchen. 1836. 

Benjen, Dr. 9. W., bijtorifche linterfuchungen über die ehemalige Reichsitatt 
Rotenburg, oder die Gejchichte einer deutfchen Gemeinde aus urkundlichen Quellen 
bearbeitet. gr. 8. Nürnberg. Riegel und Wießner. 1837. 

Tender, Dir. und Prof., Beiträge zur Gejchichte des bürgerlichen Yebene der 
Stadt Eonjtanz im Mittelalter. geb. gr. 8. Conſtanz. Glükher. 1838. 

Roſpatt, oh. Joſ., die deutfche Königemahl bis auf ihre Feſtſtellung Durch 
die goldene Bulle. Ein bifterifcher Berfud. gr. 8. Bonn. Habicht. 1839. 

Miller, Dr. Frd. H., vie deutſchen Stämme und ihre Fürften, oder biftorifche 
Entwidelung der Zerritorial-Berhältniffe Deutfchlande im Mittelalter. 4 Thle. gr. 8. 
Berliu. Lüderitz. 1840—1844. 

Pfaff, Conr. Dr. C., Geſchichte der Reichsſtadt Eßlingen. Nah Archivalur⸗ 
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künden und anderen bewährten Quellen bargefiellt. geb. gr. 8. Eßlingen. Dann⸗ 
beimer. 1810. 

Unger, Amtfaff. Dr. Fr. W., Gedichte des öffentlichen Rechts in den Landen 
zwiſchen Niederrhein und Niederelbe, von den älteften Zeiten bis zur Ernennung 
tes erſten ſächſiſchen Herzogs um's Jahr 810 nach Chrifti Geburt. Cine Einleitung 
in eine Geſchichte der Staatönerfaffung diefer Lande. geb. gr. 8. Göttingen. Vanden⸗ 
bed und Ruprecht. 1810. 

Rettig, Geh.⸗Rath Fr., die Territorial-Brenzfrage zwiſchen Deutfchland und 
Frankreich. Bom Standpunkte der Gefchichte betrachtet. geb. gr. 8. Leipzig. Böſen⸗ 
berg. 1841. 

Süllmann, K. Dir, Geſchichte bes Urſprungs der deutſchen Fürſtẽnwürde. 
gr. 8. Bonn. Marcus. 1842. 

Schaab, Dr. 8. A., Vice-Präf. ꝛc., Gejchichte des großen rhein. Stäbtebundes, 
geftifter zu Mainz 1254 durch Arnold Walpob, 1. Bd. gr. 8. Mainz. (Kupferberg 
m Comm.) 1813. 

Gaupp, Prof. Dr. &. Th., die gerinanifchen Anjiedelungen uud Landtheilungen 
in ben Provinzen des römifchen Weſtreichs, in ihrer völkerrechtlichen Eigenthiimlich- 
kit und mit Rückſicht auf verwandte Erfheinungen ber alten Welt und des jpäteren 
Mittelalters bargeftellt. gr. 8. Breslau. Mar und Comp. 1844. 

Sachsſe, Dr. €. Rob., hiſtoriſche Grundlagen des deutſchen Staats⸗ und 
Rechtslebens. Vorſtudien zur deutſchen Staats- und Rechtsgeſchichte. gr. 8. Heibel- 
berg. Winter. 1814. 

Phillips, Prof. Dr. Ge., deutſche Reihe - und Rechtsgeſchichte zum Gebrauch 
bei alademijchen Borlefungen. geb. gr. 8. München. Lit.⸗art. Anftalt. 1845. 

Betbmann-Hollweg, M. A. v., Urfprung der Lombardiſchen Städtefreiheit. 
geb. gr. 8. Bonn. Marcus. 1846. 

Löher, O. L. ©. Ref. Frz., Fürſten und Städte zur Zeit der Hobenftaufen 
dargeftedt an den Reichsgeſetzen Kaifer Friederich II. geb. 8. Halle. Anton. 1846. 

Gojfjelin, Abbè, die Macht des Papftes im Mittelalter, ober biftorifche Un- 
terfuchung Über ven Urfprung der zeitlichen Herrichaft des heiligen Stubles und über 
das öffentfiche Recht des Mittelalters in Betreff der Abjegung der Kürten. 2. verm. 
Aufl. Aus dem Franzdf. von Kapları Herm. Stövelen. 2 Bde. geb. gr. 8. Miünfter. 
Aſchendorff. 1847. 

Bernd, Prof. Dr. C. S. Th., die drei dentſchen Farben und ein deutjches 
Rappen, eine gejchichtliche wappenwiſſenſchaftliche Unterfuhung und ein darauf ge- 
gründeter Vorſchlag. 1 Taf. Abbildung in Farben. geb. 12. Bon. Weber in 
Eomm. 1848. 

Gbillany, Dr. 5. W., und C. Heibeloff, der deutſche Adler und bie deutſchen 
Farben geſchichtlich erörtert. 2 col. Steintaf. cart. gr. 4. Stuttgart. Ebner. 1848. 

Bappermaun, Adv. H. €. A., der deutſche Reichsadler oder gefchichtlicher 
Beweis, daß der von Karl d. Gr. als Reichsabzeihen angenommene römiſche Adler 
kit 1519 mit einen zweiten Kopfe ftetig verunftaftet worben fei, nebſt einen, bie 
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bild. von Siegeln und Münzen. geb. gr. 8. Dresden. (Leipzig. Arnold. 1848.) 

Ze ichen, Fahnen und Farben des deutſchen Reiches. Bijtorifch erörtert. 1 Ab- 
bifd. geb. 2er. 8. Frankfurt a. ME Schmerber. 1848. 

Flathe, Prof. Dr. Ww., Gefchichte des beutfchen Reichs und Volls bie auf 
unfere Tage. (Mit 5 radirt. Bildern.) geb. 16. Leipzig. ©. Wigand. 1849. 
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Territorialverhältniffe vor dem franzöflichen Revolutionskriege, ber feitbem einge: 
tretenen Beränderungen und der gegenwärtigen Beftanbtheile des deutſchen Bundes 
und der Bunbesftaaten. geb. ar. 8. Berlin. Diimmier. 1830. 

Baltershaufen, Carl Frhr. v. G. F., urkundliche Gefchichte des Urjprungs 
der beutfehen Hanfa. Herausgegeben von I. M. Lappenberg. 2 Bde. gr. 4. Ham⸗ 
burg. Perthes. 1830. 

Zäger, C., ſchwäbiſches Stäbtewefen des Mittelalters. Meiſt nach handſchrift⸗ 
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Gejchichte des Urſprungs der Städte und ber Einführung und Berbreitung beutjcher 
Coloniſten und Rechte in Schlefien und der Oberlaufig. gr. 8. Hamburg. Perthes. 1832. 

Böhmer, Dr. 3. Fr., die Urkunden fämmtlicher Karolinger in kurzen Aus- 
zügen mit Nacdhweifung der Bücher, im welchen ſolche abgebrudt find. gr. 4. Frank⸗ 
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Neue unveränderte Ausgabe. geb. gr. 8. Stuttgart. Krabbe. 1811. 2. ver 
befjerte Aufl. 2 Bde. geb. gr. 8. Ebendaſ. 1844—1847. Soeben erſchien eine neueſte 
ganz umgeftaltete Auflage. 

Stengel, Xitt., von dem ausländiſchen Haudel und der Seemacht deutſcher 
Städte im Mittelalter und von den finanziellen Berbäftniffen des jetigen beutichen 
Zollverein. (Aus Schönbrodt's Samml.) 1 Steindr. geb. gr. 8. Potsdam. Riegel. 1835. 

Hagen, Dr. &. 9., de armigeris, qui germanice dicuntur Wappengenoſſen. 
Dissert. hist. geb. 8. maj. Erlangen. (Heyder.) 1836. 

Phillips, Ge, über Erb- und Wahlrecht, mit befonderer Beziehung auf Das 
Königtbum der germaniichen Bölker. geh. gr. 4. Münden. Lindauer. 1836. 
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Yender, Dir. und Brof., Beiträge zur Gefchichte des bilrgerlichen Lebens ver 
Stadt Eonftanz im Mittelalter. geb. gr. 8. Conftanz. Gklükher. 1838. 

Rofpatt, Joh. Joſ., die deutſche Königewahl bis auf ihre Feftitellung durch 
bie goldene Bulle. Ein hiftorifcher Verſuch. gr. 8. Bonn. Habicht. 1889. 

Müller, Dr. rd. H., bie deutſchen Stämme und ihre Fürften, oder biftorifche 
Entwidelung ber Territorial-Berbältniffe Deutſchlands im Mittelalter. 4 Thle. gr. 8. 
Berliu. Lilderitz. 1840—1844. 

Pfaff, Conr. Dr. C., Geſchichte der Reichsſtadt Eßlingen. Rah Ardyivalur- 
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funten umb anderen bewährten Quellen bargefiellt. geb. gr. 8. Eflingen. Dann- 
beimer. 1810. 
Unger, Amtfaff. Dr. Fr. W., Geſchichte des Hffentlichen Rechts in den Landen 
ı swifchen Nieberrbein und Pieberelbe, von ben älteften Zeiten bis zur Ernennung 
des erſten ſächſiſchen Herzogs um's Jahr 840 nah Chrifti Geburt. Eine Einleitung 
in eine Geſchichte der Staatsverfaffung dieſer Lande. geb. gr. 3. Göttingen. Bauden- 
bid und Rupredt. 1840. 

Rettig, Geb.-Rath Fr., die Territorial-Örenzfrage zwijchen Deutichland und 
Frankreich. Vom Standpunkte der Gefchichte betrachtet. geb. gr. 8. Leipzig. Böſen⸗ 
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HSüllmann, 8. Dir., Geſchichte bes Urſprungs der deutſchen Fürſtẽnwürde. 
gr. 8. Bonn. Marcus. 1842. 

Schaab, Dr. 8.9, Bice-Bräf. 2c., Geſchichte des großen rhein. Städtebundes, 
gefiftet zu Mainz 1254 durch Arnold Walpod. 1. Bd. gr. 8. Mainz. (Kupferberg 
in Comm.) 1813. 

®aupp, Prof. Dr. E. Th., die germanifchen Anfiebelungen uud Yandtheilungen 
m ben Provinzen des römiſchen Weſtreichs, in ihrer wölferrechtlihen Eigenthümlich— 
fr und mit Rüdfiht auf verwandte Erfheinungen der alter Weit und des fpäteren 
Nittelaltere dargeftellt. gr. 8. Breslau. Mar und Comp. 1844. 

Sachsſe, Dr. & Rob., hiſtoriſche Grundlagen bes deutſchen Staats» und 
Rechtslebens. Borjtubien zur deutſchen Staats- und Rechtsgeſchichte. gr. 8. Heidel⸗ 
berg. Winter. 1814. 

Phillips, Prof. Dr. Ge., deutſche Reichs - und Rechtsgeſchichte zum Gebrauch 
bei alademifchen Borlefungen. geb. gr. 8. Münden. Lit.-art. Auftalt. 1845. 

BetbmaunsHollweg, M. A. v., Urfprung der Lombardiſchen Stäbdtefreibeit. 
geb. gr. 8. Bonn. Marcus. 1846. 

Löher, O. L. G. Ref. Fu., Fürſten und Städte zur Zeit der Hobenftaufen 
dargeſtelt an den Reichsgeſetzen Kaifer Friederich II. geh. 8. Halle. Anton. 1846. 

Goſſelin, Abbe, die Macht des Papftes im Mittelalter, oder hiſtoriſche Un- 
terfuchung über den Urjprung ber zeitfichen Herrfchaft des heiligen Stuhles und über 
das öffentliche Recht bes Mittelalters in Betreff der Abſetzung der Fürſten. 2. verm. 
Aufl. Aus dem Franzöf. von Kaplan Herm. Stövelen. 2 Bde. geh. gr. 8. Münſter. 
Aſchendorff. 1847. 

Bernd, Brof. Dr. C. S. Th., die drei deutfhen Farben’ und ein beutjches 
Rappen, eine gefchichtliche wappenwiffenichaftliche Unterfuchung und ein barauf ge- 
gründeter Vorſchlag. 1 Taf. Abbildung in Karben. geb. 12. Bonn. Weber in 
Comm. 1848. 

Shbilfany, Dr. 5. W., und C. Heibeloff, der deutſche Adler und die deutſchen 
Farben geſchichtlich erörtert. 2 col. Steintaf. cart. gr. 4. Stuttgart. Ebner. 1848. 

Bappermann, Abv. H. C. A., der deutſche Reichsadler oder gefchichtlicher 
Deweis, daß ber von Karl d. Gr. als Heichsabzeihen angenommene römifche Adler 
teit 1519 mit einen zweiten Kopfe ftetig veruuftaltet worden fei, nebft einen, bie 
ſtaatliche Umgeftaltung Deutfchlands betreffenden Borworte und 26 erläuternden Ab- 
kit. von Siegeln und Münzen. geh. gr. 8. Dresden. (Xeipzig. Arnold. 1848.) 

Ze ichen, Fahnen und Farben des deutjchen Reiches. Bijtorifch erörtert. 1 Ab- 
bild. geb. 2er. 8. Frankfurt a. De Schmerber. 18148. 

Flathe, Brof. Dr. Ww., Gefchichte bes deutjchen Reiche und Vollks bis auf 
unfere Tage. (Mit 5 radırt. Bildern.) geb. 16. Leipzig. ©. Wigand. 1849. 
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Himly, Prof. Dr. Aug., de sancti romani imperii nationis germanicae in- 
dole atque juribus per medii aevi praesertim tempora. geh. gr. 8. Paris. Didot. 
fratres. 1819. 

Neihsgefhichte, dentſche. Eine Darftellung ber Geſchichte und Berfaffung 
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Nationalverfammlung. geb. gr. 16. Leipzig. Matthes. 1819. 

Bartbold, Prof. F. W., Geſchichte der deutichen Städte und bes beutichen 
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Sternberg, O.Ger.⸗Anw. Privatboc. Dr. K., des deutſchen Bolfe Staats- 
und Rechtsgefchichte. geb. gr. 8. Caffel Raabe und Comp. 1851. 

Beiträge, urkundliche, zur Staatengejchichte Deutichlands in der napoleonifchen 
Zeit. Bon ©. F. C. Robert. 1. Abth. geb. gr. 8. Kiel. Schwere. 1852. 

Aegidi, Dr. j. %. C., der Fürſtenrath nad dem Lüneviller Frieden. Kine 
reichsrechtfihe Abhandlung. gr. 8. Berlin. Reimer. 1858. 
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Bäuerlen, allgemein populäre Staatswerfaffungslehre. 8. Heilbronn. Claß. 1300. 

Hartleben, die deutſche Staatsverfaffung nah vollbradgtem Entfhädigungs- 
Spfteme. Mit Gefichtspuntten für ihre Vollkommenheit. 1. Abth. 8. Salzburg. 
Mayr. 1808. 

La Croix, de, Berfaffung der vornehmſten enropäiſchen umd vereinigten ameri- 
fanifchen Staaten. Aus dem Franzöſ. mit Bericht. des Ueberſetzers. 6. und letter 
Thl. mit vollftändigem Negifter. gr. 8. Leipzig. Weidmann. 1803. 

Staatenverfaffung, neue, zum Wohle und Glücke der Völker, im kurzen, 
aber gut gemeinten Gebanfen entworfen. 8. Berlin. (Schöne in Comm.) 1809. 

Heeren, A. H. L., Handbuch der Gefchichte der Staaten bes Altertbume, mit 
befonderer Ritdficht auf ihre Berfaffungen, ihren Handel und ihre Colonieen. 2. verb. 
Aufl. gr. 8. Göttingen. Römer. 1810. 

Blicke, eines deutſchen Publiciften auf Die künſtige Abfafjung des germaniſchen 
Staatenbundes. 8. Frankfurt a. DM. Andrei. 1814. 

Conftant-Rebeque, Benj. v., Betrachtungen über Eonftitutionen, über die 
Bertbeilung der Gewalten und die Bürgfchaft in einer conftitutionellen Monarchie. 
Ans dem Franzdi. von I. J. Stoly. gr. 8. Bremen. Heyſe. 1814. 

Ideen zu einer magna Charta für bie inneren Berbältniffe ber beutfchen 
Staaten. gr. 8. Germanien. Frankfurt a. M. (Bofelli.) 1814. 

Mallinkrodt, Dr. A., Berfuch einer Landesgrundverfaſſung für die Staaten 
des deutſchen Stammes. gr. 8. Leipzig. Glebitfch: geb. 1814. 

Ueber Staatsverfaffungen, mit befonberer Rüdfiht auf Deutichland. ar. 8. 
Frankfurt. Wenner. 1814. 
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Behrens, S. 3. ©., Über Staatsverfaflung. 8. Hamburg. Bollmer. 1815. 

Gedanken zu einem Entwurfe einer Berfaffung bes deutſchen Staatskörpers. 
8 Frankfurt a. M. Körner. geb. 1815. 

Gruntfäße, allgemeine, welche bei der Wiederherſtellung ver Staatenver- 
faffungen Deutſchlands angewendet werben müſſen, wenn es befjer werben foll. 8. 
Kürnberg. Sampe. geb. 1815. 

Grundzüge einer Eonftitution für Deutſchland. 4A. Hadamar. Gelehrten- 
Buchhol. 1815. 

Grundzige zu einem künftigen deutſchen Geſammtweſen und einer National- 
einbeit. Bon einem deutſchen Congreß-Bevollmädtigten. gr. 8. Wien. (Schaum⸗ 
burg.) 1815. 

Grundzüge zu einem Entwurfe ber deutichen Reichsverfaffung. 8. (Schleswig. 
Red.) 1815. 

Benzenberg, Dr. 3. %., über Berfaffung. 8. Dortmund. Mallinckrodt. 1816. 

Behr, Dr. ®. J., Verſuch des Grundriffes einer Eonftitution für Mouarchieen. 
gr. 8. geb. Bamberg. Göbhardt. 1816. 

CSonfitutionen, die, ber europäilchen Staaten feit den lebten fünfunbzwan- 
zig Jahren. (Bon 8. H. 8. Pblitz.) 4 Thle. gr. 8. Leipzig. Brokhaus. 1816—1825. 
2. neu georbuete und ergänzte Auflage unter dem Titel: Die europäifche Berfaffung 
feit 1789 bis auf die neuefte Zeit, Mit gefchichtl. Erlänt. und Eiitleitung. 3 Bde. 
gr. 8. Ebendaſ. 1883. Neue Ansgabe von Fr. Billau, 3 Abth. 1847. 

Fie vée. über Staatsverfaffung und Staatsverwaltung. Aus dem Franzöf. 
mit Anmerkungen von %. F. Schloffer. 1 Bändchen. gr. 8. Frankfurt a. M. Herr- 
mann. 1816. 

Görres, Deutichlands Fünftige Verfaffung. gr. 4. Frankfurt a. M. Körner. 
geh. 1816. 

Berfud eines Entwurfs einer den deutſchen Staaten angemefjenen Berfaffung. 
8. Kranffurt a. M. Gebrüber Wilmans, geb. 1816. 

Benzenberg, Dr. 3. F., zwei Sendſchreiben über Berfaflung an ben Reg-R. 
Koppe. 4. geh. Dortmund. Mollindrodt. 1817. 

Fiſchhaber, ©. C. &,, freimüthige Beurtbeilung der in der Idee der Staats- 
verfaffung Über die Form der Staatsconftitution aufgeftellten philoſophiſchen Grund- 
füge. An das denfende Publilum. gr. 8. geb. Stuttgart. Meter. 1817. 

Ideen, einige, aus der wirklichen Welt iiber Verfaffungswefen. 1. Liefer. 8, 
Leipzig, Dyk. 1817. 

Müller, W., Über Deutfchlands Berfaffung. Eine publiciftifche Erörterung. 
gr. 8. Hannover. dabn. 1817. 

Ueber einige Punkte von Deutſchlands künftiger Staats⸗ und Landesver⸗ 
jaffung. gr. 8. geb. Weimar. Land-Ind.-Compt. 1817. 

Zeitgegenflände. Kleine Beiträge über Staatsverfaffung und Staatsver- 
waltung. 8. Leipzig. (Hamm. Schulz und Wundermanıt.) 1817. 

Ded, 3. ©., von den Formen ber Staatsverfaffung. 4. Roflol. (Stiller in 
Comm.) 1818. 

Bifinger, X. C., vergleihende Darftellung ber Staatsverfaffungen der euro: 
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Altenb. (Leipz. Weygand) 1831. 

Schepeler, 8. P. v., Anfichten des polit. Zuflandes von Europa nebft einer 
Geihichte der belg. Revolution bis April 1831. geb. gr. 8. Haag. (Rotterd.) Hart- 
mann jum. 1831. 

Schepeler, 8. %. v., Fortſ. gr. 8. Ebendaſ. 1831. 

Scepeler, 8. P. v., 2. Fortſ. Ebendaſ. 1832. 
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Schilling, Dr. G., Was ıft Schuld an den beillofen @ährungen und Unruben 
in unfern Tagen und woburd kann ihnen abgeholfen werben ? geh. gr. 8. Stutt- 
Hart. Neff. in Comm. 1831. 

Schneidamwind, Fr. J. Ad., beförbert die Aufllärung Revolution? Eine 
Abhandl. geh. gr. 8. Leipz. Naud. 1831. 

Schutmwehren, die unbezwingf. der Staaten gegen Revolutionen. Bon einem 
bayrifhen Rechtsanwalte. gr. 8. München. ıLeipz. Schaarfchmibt n. Volkmar) 1831. 

Schwerdtner, H.%., freimüth. Betracht. Über bie polit. Angeleg. Europas, 
nebft Bemerf. fiber einige in Sachſen verbreit. Anfichten. geb. 8. Meiffen. Klinkicht 
und Sohn. 1831. 

Sendſchreiben an ben Berfaffer ber vorfteh. Schrift. (Bon Fonque) geb. 
gr. 8. Ebend. 1831. 

Strahblheim, C., das Jahr 1830, oder vollftäub. Geſchichte ſaäͤmmmtlicher 
Staatsumwälzungen, ſowie der übrigen wichtigſten Ereigniſſe dieſes Zeitabſchnittes 
nebft einer gedrängten Darſtellung, wie ſolche in den letzten fünfzehn Jahren herbei⸗ 
gefübrt worden find. 2 Bde. geb. gr. 8. Stuttgart. Hoffmaun. 1831. 

Ueber Rechte der Könige und Völker. geb. 8. Leipz. Wigand. 1831. 

Ueber ben polit. Zuftand von Europa im Jahre 1831. br. 8. Brüſſel. 
(Leipz. allgem. nieberländ. Buchhdl.) 1831. 

Thorbeler, 3. #., over de Verandering van het allgemeen Staaten-Stel- 
sel van Europa sedert de Fransche Omwenteling. 1. Afdeel. gr. 8. Leiden. 
Luchtmans. (Leipz. Weidmann.) 1831. 

Was ſteht in Deutihland dem PBrincip der Gewiffensfreiheit u. d. Eman- 
cipation noch entgegen ? geb. 8. Hanau. König. 1831. 

Weber, Dr. W. E., Über Freiheit, ihre Förderungen, ihre Hinderniffe und ihre 
Erichein. in den Staatsformen. 4 Borlef. geh. gr. 8. Brem. Hebfe. 1831. 

Wie it es? — Was ift Noth? Zwei ernfte Kragen an das Vaterland. Bom 
Berf. des „Staubensbelenntn. für die preußiſche Landwehr.“ geh. gr. 8. Weilfenfee. 
(Leipz. Centr.-Opt.) 1831. 

(Wilbelmt, 3. H.), Über die jetigen Bewegungen in Europa, ihre Urfachen, 
Zwede, ihre dringenden Gefahren und Vorſchläge zur Verminderung und Abwend- 
ung berjelben, nebft Bemerk. über bie verjchieb. Regierungsformen. geb. gr. 8. Em- 
ben. Bremen. (Geisler in Comm.) 1831. 

Wit v. Döring, was ung Noth thut. geb. gr. 8. Hamburg. Hoffmann und 
"Campe. 1831. 

Zachariä, Dr. 8. S., Recenfion ter Schrift von Bollgraff. 1828. (Aus den 
Heidelb. Jahrb. der Liter.) geb. gr. 8. Heidelb. Winter. 1881. 

Zum Verſtändniß unferer Zeit. I. Ueber einige Urſachen ver gegenw. Auf- 
regung und bie Mittel zu ihrer Berubigung. geb. 8. Leipz. Bartb. 1831. 

Baltifch, Frz., politifche Freibeit. br. gr. 8. Leipz. Brokhaus. 1832. 

Blätter, fliegende, Über Politik. 1. Hft. 8. Leipz. Weidmann. 1832. 

Brot, oder die neueften Vorfälle in Lyon aus einem allgem. Gefichtspunfte 
betrachtet. geb. ar. 8. Hamburg. Hoffmann und Campe. 1882. 

Bucher, Prof. A. L., für Revolntiong-Kreunde und Revolutions Feinde. geb. 
8. Coeslin. Hendeſſ. 1832. 

Darftellung, geihichtl. über das höchſt gefährliche Wachstbum Rußlands für 
bie Übrigen Staaten Europas. geb. 8. Altenb. (Leipz. Wigand.) 1832. 
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Ebwald, ©. %., die falfche gerechte Mitte ale Siegerin bes falfchen Liheralis- . 
mug, empfohlen für fünftige Bolls-Bertreter. 16. Leipz. Franfe. 1832. 

Entlarvung der jogen. bemagog. Umtriebe. Ein Beitrag zur Geſchichte der 
enrop. Realtion feit 1815 von Rechtlieb Zeitgeift. geb. gr. 8. Altenburg. Literar.- 
Comptoir. 1832. 

Areimutb, Chr. G., die polit. Beftrebungen unjerer Zeit. Ein Wort ber 
Mahnung an die conftitution. Völker Deutfchlands und ihre Bertreter. (Aus den 
Boigtländ, Blättern) geb. gr. 12. Leipz. Glüt. 1832. 

Geſchichte ber Borzeit und Gegenwart ; welche Ausfichten gewährt ihre Ber- 
gleihung für Die Zukunft unferes Baterlandes. geb. 8. (Leipz. Schmidt.) 1832. 

Sirard, Bater, über Bollsbildung. Nach ben Franzöſ. mit bes Ueberfegers 
Einleitung von W. Fallenberg. Geheftet ar. 8. Bern und St. Ballen. Huber und 
Comp. 1832. - 

Große, Dr. &., politifche Schriften oder: Wie viel Uhr ift es im Neiche Got» 
te8 unb in ber Weltgefhichte? 12 Bdch. 16. geb. Ausgb. Bolkhart. 1832. 

Fahr, das, 1840, ober Darftellung der Revolution in ihrer Bergangenbeit, 
Gegenwart und Zukunft. geb. gr. 8. Darmftabt. Heyer. 1832. 

Kind, Dr. Th., Deutfchlands Hoffnungen oder welche Folgen müſſen die Bun- 
destagsbeichl. von: 28. Juni 1832 für Deutfchland nothwend. haben? geb. gr. 12. 
Freiburg. Gebr. Groos. 1832. 

Kraufe, Ritt. © F., worin haben bie Unruhen der Zeit vorzüglich ihren 
Grund ? geb. gr. 8. Ilmenau. Voigt. 1832. 

Krug, Prof. Dr. W. Tr., der faljche Liberalismus unferer Zeit. Ein Beitrag 
zur Geſchichte des Liberalismus und eine Mahnung für künftige Volks⸗-Vertreter. 
geb. gr. 8. Leipz. Kollmann. 1832. 

Lamartine, Ab. v., Wo ftehen wir? Wohin gehen wir? Und was haben 
wir zu than ? Ober: Ueber die vernünftige Geftaltung unjerer Staaten. Aus bem 
Franzöf. geb. gr. 8. Braunſchweig. Berlags-Ept. 1832. 

Maltig, G. U. Frhr. v., an Deutſchlands Kürften, Adel, Wehrſtand, Schrift- 
itelfer und Belt. 5. Reden. geheftet 8. Hamburg und Itzehoe. Schuberth und Nie- 
maver. 1832. 

Manfo, E. Th., Friedensblätter. I. Ueber bie Nothwendigkeit einer veränder⸗ 
ten friedf. Politik in Enropa. geb. gr. 8. Nürnb. Bed und Ep. 1832. 

Mitte, die gerechte, Hifter., polit. uud moral., beleuchtet. geh. gı. 8. Leipz. 
läd. 1832. 

Mitte, bie rechte, politische Herzensergießung eines Prenßen. Bon Lubw. v.d. 
9.... geb. 8. Bechtold und Hartje. 1832. 

Mundt, Tb., die Einheit Deutſchlands im polit. und ideeller Entwicklung. Geh. 
gr. 12. Leipz. Brokhaus. 1832. 

Barteien, die in Deutjchlaud. Ein Wort der Warnung fiir Alle, befonders 
rür die Bölker. Bon Fr. von Holftein. geb. 8. Leipz. Hartmann. 1832. 

Bastorsf, I W., Wahrheit ohne Vorurtheil, zur Beachtung deſſen, was jett 
neh noth thut, dargelegt. geb. gr. 8. Rotterd. Harimaun jun. 1832. 

Bfizer, P. A., Gedanken itber das Ziel und Die Aufgabe des deutſchen Libe- 
ralismus. geb. gr. 8. Tübingen. Laupp. 1832. 

Phantaſieen, conftitutionelle, eines alten Steuermanns im Sturme bes Jab- 
res 1832. (Bon Rehberg.) geb. gr. 8. Hamb. Perthes. 1832. - 

Reichien, Staaterecht. 11 


162 | I. Literatur. 


Platner, Prof. Eb., über die polit. Beftrebungen der gegenwärt. Zeit. geb. 
gr. 8. Marb. Elwert. 1832. 

Quinet, Edg., Über Deutichl. und die Revolution. Aus dem Franzöf. geb. 
gr. 8. Stuttgart. Metler. 1832. 

Nauer, 8. F., die Probleme der Staatsfunft, Pbilofophie und Phyſil. Zur 
Herbeiführ. eines befferen Zuflands für Fürften und Völler, Wiffenfchaft und Leben. 
geb. gr. 8. Leipzig. Kollmann. 1833. (1832.) 

Ruft, Dr. J., Stimmen der Reformation und der Reformatoren an die Für- 
ftien und Bölfer diefer Zeit. Nebft einer biftor. philof. Einleit. gr. 8. Erlangen. 
Palm. 1832. 

Schmerbauch, Dr. M., Blide auf den in Deutfchland jebt berrichenden Geiſt. 
geb. 8. Erfurt. Andreä. 1832. 

Schram, Dr. Iof, die Einheit bes deutſchen Vaterlands. geb. gr. 8. Bonn. 
Warcus. 1832. 

Spaltung, die, Europas in zwei feindfelige Halbregionen. geb. gr. 12. Stutt- 
gart. Scheible. 1832. 

Stimmen ber Zeit für bürgerl. und firchl. Freiheit gegen Abjolutismus und 
Demagogismus in Staat und in Kirche. Mit befond. Bezieb. auf Deutſchland. 
2 Gaben. geb. 8. Neuftabt. Wagner. 1832. 

Was Fönnte und follte ein neuer Kongreß Europa gewähren? Und was fön- 
nen überhaupt bie Völker unferer Zeit fordern und erwarten. geb. gr. 12. Altenb. 
Lit.-Compt. 1832. 

Was wir find und wollen. Rebe. geb. 16. Frankfurt a. M. (Hanau. König 
in Comm.) 18832. 

Welche ift eigentlich die aus den Bewegungen unjerer Zeit drohende Gefahr ? 
Bolit. Abhandl. von F. 2. geh. gr. 8. Zerbft.. Kummer. 1832. 

Zadariä, Dr. 8. S., der Kampf des Grundeigenthumes gegen bie Grund» 
berrlichleit. Dargeft. und beurth. geb. gr. 8. Heidelb. Offwald. 1832. 

Zachari ä, Dr. 8. S., über Europas Zukunft. (Aus der krit. Zeitfchrift für 
Rechtswiſſ. 2c. des Aust.) geh, gr. 8. Heibelb. Mohr. 1832. 

Bührlen, Fr. L., Zeitanfichten eines Süddeutſchen. geh. ar. 12. Stuttgart. 
Sceible 1833. 

De l’origine et des progres de l’esprit revolutionaire. Par un an- 
cien ministre du Roi de France. br. gr. 8. La Haye. Frank. (Leips. Weid- 
mann.) 1833. 

Dasfelbe, deutfh, von W. B. Gautzſch. geh. gr. 8. Ebend. 1833. 

Duden, Gtfr., Europa und Deutſchland von Nordamerika aus betrachtet, oder 
die europ. Entwidelung im 19. Jahrhundert, in Beziehung auf die Rage der Deut- 
hen, nach einer Prüfung im inneren Norbamerila. 2. Bd. geb. ar. 8. Bonn. 
(Weber in Comm.) 1833—1835. 

Serdeffen, 3. %., Neben an das Bolf zur allgem. Berfländigung über wah- 
res Wohl. geb. 8. Glogau. Heymann. 1833. 

An den Kbdnig der Franzofen. Ueber den moral. und polit.IZufland Europas 
im Jahre 1832 mit vorzügl. Beziebung auf das Verhältniß ber Julirevolution zu 
den belgiſchen Angelegenbeiten 2c. Aus den Franzöftfch. geb. MH. 8. Nürnb. Campe. 
1833. (1832.) 

Sänide, Dr. Ed., das revolut. und eonftitut. Treiben ober ber Liberalismus 
unjerer Zeit. geb. gr. 8. Deflau. Fritſche und Sohn. 1833. 
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Kind, Dr. Th., von der Stellung ſowobl ber conftitution. Bundesregierungen 
als der Ständeverſamml. Deutſchlands zu dem teutichen Bunde und zu Deutfchlands 
Einbeit. geb. 8. Leipz. Baumgärtner. 1833. (1832.) 

Kch-Sternfeld, J. €. Ritt. v., Bemerkungen über vorſtebend. Schrift. geb. 
gr. 8. Münden. Jaquet. 1833. 

iXrobn, Theob.), Blätter über Bolitil und conftitut. Leben. geb. 8. Altenburg. 
Yit.-Cpt. 1833. 

Manſtädt, W., Freiheit und Gleichheit. Eine Stimme aus dem preuß. Bolfe. 
geb. Ler. 8. Merfeb. Weidemann. 1833. 

Memoiren eines beutihen Staatsmanne® aus den Jahren 1788—1816. br. 
gr. 12. Leipz. Fleischer. 1883. 

(Rormann, Hans), Buch der Freiheit oder Geift bes 19. Jahrh. von einem 
ausgewanderten Defterreicher. geh. 8. Meiffen. Gödſche. 1834. (1833.) 

Revolution u. Abfolutismus. geb. gr. 8. Heidelb. (Offwalb in Comm.) 1888. 

Rüdblide auf die neneſten Ereigniffe unferer Zeit. Gejfammelt von 3. W. 
Arubt. geb. 8. Peſth. Wien. (Wenediet in Comm.) 1833. 

Schwarz, Prof., Gedanken über die richtige Mitte im ber inneren Politik zc. 
gr. 8. Ulm. Wohler. 1833. 

Sehnſucht, Wünſche und Hoffnung bes Deutfchen, von einem Freunde ber 
Freibeit. geb. 8. Hanau. Edler. 1833. 

Sendfhreiben eines jungen Deutfhen an Obilon-Barrot. Jurid. politifche 
Aphorismen über die inneren Verhältniſſe Deutichlands. geb. gr. 8. München. Ia- 
guet. 1833. 

Ueber politiſche Geſpäche in unferer bewegten Zeit. Eine Aubeutung. geb. 
gr. 12. Quedlb. Hanewald. 1833. 

Unfere vielbewegte Zeit. geh. gr. 8. Nürnb. Niegel u. Wiehner. 1888, 

Unzufriedenheit, bie, ber Böller und die Urſachen und Mittel, derſelben ab⸗ 
zubelfen. geh. gt. 8 Münden. Jaquet. 1833. 

Berſuch einer Darftellung der gegenwärtigen polit. Lage mehrerer deutſcher 
Bundesſtaaten; Betrachtung Über bie Urſachen, die fie herbeigeführt haben, und Winke 
über die geſetzlichen Mittel, welche die beſtehenden Bundesgeſetze darbieten, um bie 
Gefahr einer republik. Umwälzung abzuwehren. geb. 8. Aſchaffenb. Pergay. 1833. 

Wagemann, Dr. v., ernſte Worte über Freiheitsſchwindel und Revolutidns⸗ 
ſucht. geb. 8. Ulm. Ebner. 18383. 

Wagner, 8. Fr. Chr., über die Beranlaffung zu ber jett faſt überall berr- 
jcheuden Aufregung und ihrem Urfprung. Eine Rebe 2c. geb. 4. Marb. Elwert. 1833. 

Achert, Yof., Bromemoria für den deutſchen Minifterfongreß in Wien, bie Her- 
ſtellung und Erhaltung ber Ruhe von Deutſchland betr. geb. gr. 4, Freiburg. (Wag- 
nz in Comm.) 1831. 

Agrilola, die Intereſſen der deutſchen Fürften bei den Wiener Congrefle. 
geb. gr. 8. Heibelb. Groos. 1831. 

Agrifola, bat Deutſchland eine Revolution zu flirten ? geb. gr. 8. Heibelb. 
Groos. 1834. 

Atheismus, der politifche, in den neueften Revolutionen Europas. geh. gr. 8. 
Danzig, Gerharb. 1834. 

Bemerkungen, freimüth., über einige ber wichtigften Zeichen ber Zeit auf 
dem Gebiete bes Öffentlichen Xebens. geb. 8. Leipz. Feſt. 1834. 

. 11 * 
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Borre, S. L., Considerations philosoph. et moral. sur les &v&nements 
malheureux du siècle. br. gr. 12. Offenbch. (Giessen. Precker.) 1834. 

Bülau, Prof. Fr., der Staat und der Landbau. Beiträge zur Agrifulturpo- 
titil. gr. 8. Leipz. Göfchen. 1834. 

Billau, Prof. Fr., der Staat und die Fnduftrie. Beiträge zur Gewerbepoli- 
tif und Armenpolizei. gr. 8. Ebendaſ. 1834. 

Gersdorff, C. Frhr. v., Anfichten eines Servilen über bie Greigniffe ber 
2. Hälfte des Jahres 1830 und Folgerungen aus benfelben. geb. gr. 8. Leipzig. 
Hartınann. 1831. 

Henß, Xb., die Revolutionskeime der Bergangenheit und Zukunft. geb. gr. 12. 
Jena. Fremmaun. 1834. 

Krug, Dr. W. Tr., gefammelte Schriften 3—6. Bb. 2. Abtb. Auch unter dem 
Titel: Politiſche und juridiſche Schriften. 1—4. Bd. gr. 8. Braunſchw. Vieweg. 
1834— 1836. 

Leopardi, des Graf. philofophiich. pofit. Katehismus. Eine Berichtig. ber 
gangbarften philofoph.-polit. Lehren und Anfichten unferer Zeit. Aus bem tal. von 
Alb. v. Haza-Radlik. geh. gr. 12. Regensb. Puftet. 1834. 

Matthias, Dr. R. ©. W., die Idee der Freiheit im Individuum, im Staate 
und in der Kirche. Mit Hinficht auf Die geichichtl. Entwicklung der Freiheit in ben 
genannten Beziehungen wiffenfchaftl. targeftellt, gr. 8. Marb. Elwert. 1831. 

Müller, H. C., die Baugelüfte unferer Zeit ober bas nen-germanifche Kaiſer⸗ 
thum. Nebſt einer Schilderung Deutfchlands binfichtlich feiner polit. und focialen 
Berhältniffe im Bergleih mit ben Übrigen europäifchen Staaten. geb. 8. Darmſtadt. 
Dingeldey. 1834. 

Rationalismus, der, und der Mofticismus vom Standpunkte ber Bolitil. 
geb. 8. Hildburghauſen. Keffelring. 1834. 

Rebs, Dr., Über die Erwedung und Belebung des Sinnes für Vaterlandsliebe 
insbeſ. in dem aufwachſenden Geſchlechte und mit Hiunblick auf bie gegenwärt. Zeit. 
geb. 8. Zeit. Webel. 1834. 

.. Ringseis, Dr. Nep., iiber ben revolut. Geift auf den beutfchen Univerfitäten. 
Eine Rede. 2. Aufl. geb. gr. 8. München. Lit. artift. Anftalt. 1834. 

Scäeibdler, Dr. C. H., ftaatsrechtl. und polit. Prüfung des Vorſchlags einer 
totalen Reform bes beutjchen Univerfitätsweiens ꝛc. (Aus der Minerva.) geb. 8. 
Jena. Bran. 1831. 

Sendſchreiben eines deutſchen Publiciften an einen deutſchen Dipfomaten über 
die großen Fragen des Tages am Miniftercongreß. II. Abth. geb. gr. 8. Stuttgart. 
Ballberger. 1834. 

Wägner, Dr., einige Worte ilber höhere PVollsbildung. geb. 8. Darmflabt. 
Met. 1834. 

MWelte, Dr. W. M. L. de., einige Vetrachtungen Über ben Geift unferer Zeit. 
Eine acad. Rebe. geb. gr. 8. Bafel. Schweighaufer. 183t. 

Worte eines Stubirenden liber bie Reform der Univerfitäten 2c. geb. 8. Leipz. 
Lauffer. 1834. 

Dahlmanu, Kitt. 5. C., die Politif auf ven Grund und das Maf ver ge- 
gebenen Zuftände zurücdgeführt. 1. Bd. Staatsverfaffung, Bollsbilpdung. gr. 8. Göt⸗ 
tingen. Tieterich. 1835. Juzwiſchen ift eine dritte Aufl. erfchienen: 3. verb. Aufl. 
Leipz. Weidmann. 18147. 

Bretſchneider, Dr. C. Gl., die Theologie und die Revolution, ober die 
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theolog. Richtungen unferer Zeit in ihrem Einfluße auf den polit. und fittl. Zuftand 
ber Bciler. geb. gr. 8. Leipz. Bogel. 1835. 

Freiheitsſchwindel, der deutſche und feine verberblichen Folgen. gr. 8. 
Yeipz. Schumanıt. 1835. " \ 

Hoffmann, 3. G., über die Beforgniffe, welche die Zunahme ber Bevölker⸗ 
ung erregt. geb. gr. 4. Berlin. (Dümniler in Comm.) 1835. 

Krug, Prof. W. Tr, Über Oppofitions-Parteien in und außer Deutfchland 
and ihr Berhältniß zu dem Regierungen. Nebft einem Nachworte über eine merf- 
würd. polit. Prophezeiung. geh. gr. 8. Leipz. Kollmanı. 1835. 

Nenbel, Dr. Joſ., das politifch Böſe unferer Zeit. geheftet gr. 8. Stuttgart. 
Balz. 1835. 

Rottel, Dr. C. v., Lehrbuch ber materiellen Politik. geh. gr. 8. Stuttgart. 
Haflberger. 1835. (3. Bd. des Lehrbuchs des Bernunftrechte.) 

Ueber den Eharalter unferer Zeit und den Mißklang im conftitutionellen 
Leben. Ein Beitrag zur richtigen Würbigung der DMißgriffe von Seiten der Stände 
und ber Regierungen in Deutjchland nnd zur Erzielung und Befeftigung eines freund⸗ 
lichen Eiverſtändniſſes zwifchen beiden 2c. geh. gr. 8. Heidelb. Groos. 1835. 

Ueber die Eigenthümlichkeit bes Geiſtes unferer Zeit in Bezieh. auf bie 
feciale Macht der Geld-Ariftofratie. Oder bie Schattenfeite bes heutigen Ultra-In- 
buftrialismus. geb. gr. 12. Cöln. Renard und Dubyen. 1835. 

Berk, das deutſche, und jeine Anſprüche. Bon einem Rationaliften. geb. gr. 8. 
Leipz. Fort. 1835. 

Baco v. Berulam, Frz. VBerinhe moral., ökon. und polit. Inhalts. Aus 
tem Engl. von Dr. Ant. ©. Brufchius. geb. 16. Leipz. (Steinader in Comm.) 1836. 

Bentham, ber Moralift Jer. und bie Gelbariftofratie ber Zeit. geh. gr. 8. 
Termftabt. Heyer. (Forgbaus.) 1836. 

De Chateaubriand, Verſuch iiber bie englifhe Literatur und Betrachtungen 
über den Geift der Menfchen, dev Zeiten nud der Revolutionen. 2 Bde. geh. gr. 8. 
Stuttgart. Mebler. 1836. 

Gans, Ed., Rüdblide auf Perfonen und Zuſtäude. geb. 8. Berlin. Zeit und 
Comp. 1836. 

König und Freiheit. Ein Sendjchreiven wider die falfchen Propheten unjerer 
Zeit. geb. 8. Berlin. Plahn. (Nitze.) 1836. 

Kriegskunſt und Staatskunft, oder auch angewanbie Staatswirthfchaftslehre. 
Bon dem Berf. der Uuterfuch. des Dienftes bes Generalftabs ber Armeen. (1. Thl.) 
geh. gr. 8. Stuttgart. Hallberger. 1836. 

Schleſier, ©., deutſche Studien. I. Auch unter dem Titel: Oberbeutfche Staa⸗ 
ten und Stämme. Bom Standpunkte der Politik beleuchtet. geh. gr. 8. Stutigart. 
Scheible. 1836. 

Scloffer, Geh.⸗Rath und Prof. Fr. Chr., über die Entftehung der ben Fran⸗ 
zojen bes 18. Jahrhunderts vorgeworfenen Widerſetzung gegen bie in Beziehung auf 
Staatswefen und Kirhe in Europa geltenden Orundſätze. (Aus Schloffere Archiv 
für Geſch.) geb. gr. 8. Frankfurt a. M. Schmerber. 1836. 

Schmidt, Dr. $r., Unterfuhungen über Bevölkerung, Arbeitslohn und Pau⸗ 
perismus in ihrem gegenfeitigen Zufammenhange. gr. 8. Leipz. Göſchen. 1836. 

Botum Über Das junge Deutfchland. geb. 8. Stuttgart. Lieſching 1836. (1835.) 

Beil, Dr. 3, das junge Dentfchland und die Juden. geb. gr. 8. Frankfurt 
a. M. Jäger 1836. 
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Chablot, M. B., der Tobestampf des britifhen Leoparden. Betrachtungen 
über unfere Zeit und nächfte Zulunft. geh. gr. 8. Weimar. Boigt. 1837. 

Geer, Jac. Pint. be, disquisitio de libertate civili apud veteres. cart. 8. 
mj. Traj. ad Rh. (Lips. Weidmann.) 1837. on 

Haurensfi, Fr., die Zeichen der Zeit, ober die jeßigen Bewegungen in her 
Natur, in der bürger!l. und religiöfen Welt, als Borboten einer befleren Zufunft. 
geb. gr. 8. Weimar. Voigt. 1838. 11837.) 

Kerfting, 3. B. L., Merk auf Teutfchland ! Aufichlüffe Über Die polit. Ten- 
benzen ber Zeit nach Thatfachen und zur Warnung vor drohendem Berberben. geb. 
gr. 8. Bremen. Heyfe. 1837. 

tindemann, 9. ©., unfere Zeit vom Standpunkte ber Erziehung un An- 
beutungen zum Beſſerwerden. gebeftet gr. 8. Münden. (Fleifhmann in Eommif- 
fion.) 1837. 

Bone, E. P., die Nevolution in ihrer weltgeidichtl. Bedeutung. Ein Bei- 
trag- zum Berſtändniß unferer Zeit und ihrer Erfcheinungen. br. gr. 8. Leipzig. 
Güntz. 1837. 

Zeit, bie, und die Armuth. Eine gejchriebene Rede. geb. gr. 8. Dortmunb. 
Krüger 1837. (1836.) 

Curie, bie römifche, im Kampf um ihren Einfluß in Deutfchlaud, veranlaßt 
durch bie Oppofition des Erzbiſchofs von Cöln gegen Preußen unter Mitwiſſenſchaft 
Rome ꝛc. geb. 8. Leipz. Brodhaus. 1838. 

Fonſeca, M. R. S. L., Jonkheer Don Anton Lopez Suasso Diaz de, la 
politique degagde des illusions liberales; appel aux souverains et aux peuples. 
T. U. br. gr. 8. (10 Steinpride.) La Haye. (Leipz. Weidmann.) 1838. 

Frevel, Die ver Revolution. Eine Flugſchrift, herausg. bei Gelegenheit ber 
Ereigniffe in Cöln. geb. gr. 8. Berlin. Heymann. 1838. 

Gagern, H. C., Frhr. v., Anſprache an bie deutſche Nation Über den Bor- 
gang zu Cöln. Zur Befänftigung und Berflänbigung. geb. gr. 8. Kranffurt a. M. 
Schmerbir. 1838, 

(Görres, ©.), Über die acta Romana (Aus den hiſtor. polit. Blättern.) geb. 
gr. 8. Münden. Liter.-Artift. Anftalt. 1838. 

Holland und Deutfchland. Wichtige Zeitfrage. geb. gr. 8. Cöln. Teipz. (Fo⸗ 
let in Comm.) 1838. 

Homann, Jul., das Streben nach Wiebererfangung des bierardd. Abfolntis- 
mus in Verbindung mit den Handlungen des Erzbifchofs von Cöln. 8. Hanan. 
König. 1838. 

Roſch, Dr., Über die Noth im Vollke, die Unzufriedenheit unb die Auswanter- 
ungen. geb. 8. Nurnb. Zeh. 1838. 

Ueber den Kampf des Papſtthums gegen die Staatsgewalt und ben wahr: 
ſcheinlichen Ausgang beffelben. geb. gr. 8. Halle. Schwetfchle und Sohn. 1838. 

Wurm, Brof. Dr. C. F., der Sundzoll und deſſen Berpflanzung auf beutjchen 
Boden. Ein Beitr. zur Gefchichte ber Handelspolitik. geb. gr. 8. Hamb. Meiß- 
ner. 1888. 

Adelſtan, 3. Fr., Deutſchland und Rom, oder: Betrachtungen über bie acta 
Romana. geb. 8. Darmſtadt. Leste. 1889. 

Arendt, Prof. W. A., die Intereffen Deutichlands in ber belg. Frage; mit 
Dokumenten über Stand und Bedeutung ber Induftrie und der Eifenbahnen in Bel- 
gien. br. gr. 12. Brüffel. Muquardt. 1889. 


KR HEFT BE — 


V. Ueberficht über ſämmtl. neuere Schriften politiſchen Inhalts. 167 


Deutſchland und Rußland. geh. gr. 8. Mannheim. Hoff. 1839. 

Krug, Prof. Ritt. Dr. ®. Tr., über Dikäopolitik und Hieropolitik mit Hin- 
ſicht auf die Wirren der Zeit. Ein hiftorifch politifher Verſuch. geb. ar. 8. Leipz. 
Schreck. 1839. 

Pfeilſchifter, 3. B. v., politifhe Studien. 1. Thl. geh. 8. Afchaffenburg. 
Bergay. 1839. 

Reinwald, J. ©., die entdedte mahrhafte Staatsweisheit. Ein Verſuch, fie 
pepulär-apboriftifch fennbar zu machen. geb. 16. Stuttgart. Fiter. Compt. 18839. 

Reinwalt, 3. ©., ernfte Abwehr herz: und bobenlofer Kritik von vorſtehender 
Schrift. geb. MH. 8. Ebent. 1839. 

Schott, Fr., die oriental. Frage und ihre Löſung aus dem Gefichtspunkte ber 
Civififation. geb. 8. Leipz. Brodhaus. 1839. 

Schwarz, Brof."Chrit., der Liberalismus unferer Tage. — Kirche und Staat. 
Zwei Feier-Reben. geb. gr. 8. Ulm. Nübling. 1839. 

Blid auf die Lage von Europa. Geſchr. im Juni. 1840. geh. 8. Heibelb. 
Winter. 1840. 

Dentfhland, das füdmweitliche, feine Stimmung, feine Anfichten und Wünfche 
in Beziehung auf die gegenwärtigen politifchen Conjelturen. geb. gr. 8. Karlsruhe. 
Müller. 1840. 

Drinbaus, Dr. 3. F., Zeitjragen. Beiträge zu unpart. Beurtheilung polit. 
nud focialer Zuflände. In zwangloſen Heften, 3 Hefte gr. 8. Darmſtadt Ionghaus. 
140— 1841. \ 

Sregier, H. A., über die gefährlichen Klaffen der Bevölkerung in den großen 
Städten und den Mitteln fie zu beffern. Gekr. Preisſchr. Aus dem Franzdf. von 
€. vo. M. 4 Hefte gr. 8. Coblenz. Hergt. 1840—1848. 

Bötte, W., Borfchule der Politil. geb. gr. 8. Leipz. G. Wigand. 1840. 

Lamartine, Alpb., be, Resume politigue concernant la Question d’Orient. 
br. 8. Leips. Einhorn. 1840. 

Straß, Dr. C. $: H., über die Urfachen ver Verbrechen und die Mittel, ber 
Zermehrung berfelben zu fteuern. geb. 8. Berlin. Heymann. 1840. 

Ueber die Intereffen Europa's. Nach Anfichten d. Philofophen v. Sarıe- 
fonci. geb. 8. Leipz. Gebr. Schumann, 1840. 

Ueber die Beredelung ber Bergnügungen ber arbeitenden Klaffen. Zwei 
gefrönte Preisichriften. geb. 8. Bafel. Schweighaufer. 1810. 

Werklein, Frhr. Joſ. v., Erfahrungen in ben Gebieten ber Kriege- und 
Staatsfunft, Finanz⸗ und Inftizpflege, oder aud angewandte Staatswirthichaftslehre. 
2. verb. Aufl. 2 Bde. (1, B. Tab.) geh. Stuttg. Hallberffer. 1840. 

An die hoben Regierungen Deutſchlands. Bon einem Lehrer. geb. gr. 8. 
Leipz. Hartung. 1841. u 

Haurenski, zu Gard Ehre, Eric, die Obscuranten-Secten biejer Zeit in ihrer 
Gefahr brohenden Stellung gegen die Throne, die Religion und die Menjchheit und 
wie fie entflanden find und woburd ihr Aufbören zu bewirken ift. geh. gr. 8. Wei- 
mar. Boigt. 1841. 

Kohl, 3. ©., der Verkehr und die Anfiedelung der Menſchen in ihrer Abhän- 
gigleit von der Geftaltung der Erboberflähe. Mit 24 Steindr. geh. gr. 8. Dresd. 
und Leipz, Arnold. 1841. 

Müller, Prof. Dr. Rub., der Streit der Gegenwart in religiöfer, ethifcher u. 
politifher Hinſicht, mit Beziehung auf Vergangenheit und Zukunft entwidelt und 
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bargeftellt, herausg. und bewormwortet von Dr. Fr. Richter von Magdeburg. Cart. gr. 8. 
Berlin. Richter. 1841. 

(Oppenheim, H. Bernh.,) Studien ber inneren Politil. geb. gr. 8. Grünberg. 
Levyſohn. 1841. 

Rohmer, Theod., Deutſchlands Beruf in ber Gegenwart und Zukunft. geb. 
Lex. 8. Zürich und Winterthur. Liter. Compt. 1841. 

Quellen, bie, der Armuth und des Verbrechens, und bie Mittel, welche dem 
Staate im Bereine mit ben einzelnen Staatsblirgern gegen biefelbe zu Gebote flehen, 
von E. R. (Riede.) geh. gr. 8. Stuttgart. Autenrieth. 1841. 

Sydow, Fr. v., der Krieg ber Stände, ober unbefangene Beleuchtung Der 
verfchiedenen Berufsklaffen, nach ihrer natürlichen, politifchen und focialen Eintheit- 
ung, vorzüglich aber ber fich unter den verfchiedenen Ständen einander entgegen- 
ftehendeu Berbältniffe ꝛc. Mit Beachtung ber Vergangenheit ünd Gegenwart. geb. 8. 
Weimar. Boigt. 1841. 

Ueber bie Elemente, bie Möglichkeit oder Nothwendigkeit einer conferva- 
tiven Partei in Deutfchland. Bon V. A. H. geb. gr. 8. Marb. Eiwert. 1841. 

Vues retrospectives sur la question d’Orient et sur le ministere frangais 
du 1. Mars. Par Spirid. Castelli. br. gr. 8. Leipzig. D. Wigand. 1811. 

Barum follen wir, und auf welche Weife können wir Frieden halten? Be— 
trachtungen eines bentfchen Staatemannes. geh. 8. Stuttgart. Cart. 1841. 

Wörl, Prof. ꝛc. Dr. J. E., Erläuterungen zur Theorie der Statiſtik in näherer 
Rüdjicht für Staatszwede. geh. gr. 8. Freiburg. Herder. 1841. 

Dom, ber Cölner, und Deutſchlands Einheit. geb. gr. 8. Magdeburg. 
Bäufch. 1842, 

Europa’s bevorſtehende politifche Verweſung gleich jener friiheren Afiens und 
ber übrigen Welttheile, Als nothwendige Folge der Nichtübereinftimmung aller bie- 
berigen Staatshaushbaltungen mit der göttlichen Staatsiehre. Ein wehlthätiges War: 
nungsbuch für weiſe Regierungen und nuſinnige Demokraten. 2 Thle. gr. 12. Aarau. 
Sauerlänber. 1812. 

Fallati, Prof. Dr. Joh., Über die fogenannte materielle Tendenz der Gegen- 
wart. Eine alademifche Rebe. geb. gr. 8. Tübingen. Laupp. 1842. 

Hundeshagen, Kelt. Brof. Dr. C. B., liber den Einfluß bes Calvinismus 
auf die Ideen von Staat und ftaatsbürgerlicher freiheit. Feier-Rede. geb. gr. 8. 
Berlin. (Huber und Comp. in Comm.) 1842. 

Meifterlin, F., Bemerkungen über den Einfluß der Korngeſetze Euglands auf 
Deutichland und die von beren Abänberunggn zu erwartenden Yolgen, geb. gr. 8. 
Kaffel. Bohne. 1842, 

Scherer, 9., die Ultra's in Kirche und Staat und bie katholiſche Oppofitien 
in Deutſchland, beſonders im ſüdweſtlichen, mach ihren politifhen Bezügen. 2. Aufl. 
geb. gr. 8. Stuttgart. Sonnenwald, 1812. 

Türkheim, 93. v., Betrachtungen auf bem Gebiete der Berfaffungs- unb 
Staaten-Politit. 2 Bde. geh. gr. 8. Carlsruhe und Freiburg. Herber. 1842. 

Zeitungen, Deutfchlands politifhe, geb. 8. Züri und Winterthur. Lit. 
Compt. 1842. 

Altmeyer, Prof. M. 3. 3., der Kampf demokratiſcher und ariftofratifcher 
Principien zu Anfang bes fechzehnten Jahrh., dargeftellt in drei Monograph. Aus 
bem Franz. Mit einem Vorwort von C. F. v. Rumohr. geh. gr. 8. Lübed. 
v. Rohden. 1843, 
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Ariſtoteles Lehrvorträge über die Staatekunſt. In 8 Büchern. Neu über- 
jest und mit ben nöthigen Anmerkungen verſehen von Brof. Dr. A. Frd. Lindau. 
geb. gr. 8. Dels. (Leipzig. Hartmann.) 1848. 

Bauer, Br., Geſchichte der Bolitif, Kultur und Aufklärung bes achtzehnten 
Jahrhunderte. 3 Abth. geb. gr. 8. Charlottenburg. Bauer. 1843— 1845. 

Bibliotbel, polit. Reden aus dem achtzehnten und neunzebnten Sahrhuudert. 
6 Die. in 24 Lief. geb. 16. Berlin. Boß. 1843—18414. Nene Ausgabe, 6 Bde. 
Ebendaſ. 1844-1845. 

Blumröver, Aug. v., Deutichlands Bergangenheit, Gegenwart und Zukunft. 
geb. gr. 8. Sondershaufen. Eupel. 1848. 

Braune, ©. Prof. Ritt. Dr., Erfcheinungen bes Zeifgeiftes und deren Wirk: 
ſamkeit jür Deutjchlands Intereffen frei beurtheilt. geb. gr. 8. Braunfchweig. Vieweg 
und Sohn. 1843. 1845. 

Buhl, 2, Kragen der inneren Politif und Berwaltung. geb. gr. 8. Zürich. 
Lit. Compt. 1843. 

Bnreantratismus, ber, und der Liberalismus, im Verhältniß zu einer dem 
dentfchen Volksgeiſte angemeffenen organifhen Bildung bes Staats. geh. gr. 8. 
Leipzig. Böfenberg. 1843. 

Erf, €. Gitf., der Freiheitsfampf unferer Zeit. Sendſchreiben an Gufl. Her 
wegh. geb. gr. 8. Königsberg. Windolf und Striefe. 1843. 

Frank, 9, Blide in die Schattenfeite unferer Zeit. geb. gr. 8. Branben- 
burg. Müller. 1843. 

Freiheit und Gleichheit! oder bat die oberfte Gewalt ihre Quellen im 
Volke? Im Hinblid anf ımfere veligiöfen und politiihen Berhäftniffe und insbe— 
ſondere auf Die Beflrebungen eines Auge, Br. Bauer, Herwegh u. A. 2. Aufl. 
geb. 12. Leipzig. (Barth in Comm.) 1843. 

Gedanlen, freimüthige, Über Dentſchlands gegenwärtige Zuſtände. geb. gr. 8. 
Braunichweig. (Leipzig. Thomas.) 1843. 

Segenwart und Zukunft. Oper: Iſt Deutfchland reif zu einer Keorgani- 
ſation. Bon W. M. geh. gr. 12. Schaffbaufen. Brodtmann. 1843. 

Geißler, Erim.-Affefj., Deutfchlande Berarmung, ihre Folgen und Abhilfe. 
geb. 81. 8. Zeit. (Schieferbeder.) 1843. 

Hinrichs, Prof. Dr. H. F. W., politifche Borlefungen. 2 Bde. geb. gr. 8. . 
Halle. (Schwetichle und Sohn in Comm.) 1843. 

Sottinger, Prof. Dr. 3. J., Ariftofratie und Demokratie in ber alten Zeit, 
Kirche unb Staat in der neuen. Zwei alabemifche Borlefungen. geh. gr. 8. Zürich. 
Meyer und Zeller. 1813, 

Kaufmann, Prof. Dr. P., Nationalfefte des deutfchen Volks, eine Forderung 
ter Zeit. geh. gr. 8. Bonn. Habicht. 1843. 

Mayer, Joſ., die National-Einbeit der Deutſchen, aus gejchichtlichen, religiöſen 
und politifhen Geſichtspunkten. geh. 8. Stuttgart. Schweizerbart. 1843. 

Reaktion und Adel. Eine Mahnung. Nebft einem Auhange aus dem Tage- 
Ende eines Royaliften. Vom Berfaffer des fliegenden Blattes 2c. geb. 8. Berlin. 
Berlags⸗Buchhandl. 1843. 

Reden, zwei, über die Erhebung der niederen Volksklaſſen. geb. gr. 8. Züri 
und Binterthbur. Lit. Compt. 1843. 

Rohmer, Fr., Lehre von den politiſcher Parteien. 1. Th. geb. Ver. 8. Zürich 
und Frauenfeld. Reyel. 1844. 
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Roſenkranz, 8., über ben Begriff ber politifhen Partei. Rebe. geb. gr. 8. 
Königsberg. Theile. 1843. 

Rottels, Dr. 3. Th., Kritil der Bildung in unferer Zeit. geb. gr. 8. Luzern. 
Meyer. 1843. 

Sander, M. J. F. E., der Romanismus, feine Tendenzen und Methopif. 
Mit befonberer Berüdfihtigung bes Kölner Ereigniffes. geb. gr. 8. Eſſen. Bä- 
beder. 1843. 

Ueber die Belämpfung des Liberalismus in Deutſchland. Ein ernfles Wort 
an bie beutjhen Regierungen. geb. gr. 8. Leipzig. Fritzſche. 1843. 

Umtriebe, bie ariftofratifchen, zur Berftändigung über die biftorifch begrün- 
dete Gliederung der Gefellfchaft. geb. gr. 8. Leipzig. B. Tauchnitz. 1843. 

Zeitfragen, die. Kin Beitrag zur Würdigung berfelben. geb. 8. Neiffe. 
(Hennings in Comm.) 1843. 

Harlort, Fr., Bemerkungen über die Hinderniffe ber Civiliſation und Eman⸗ 
cipation der unteren Klaſſen. geh. 8. Elberfeld. Bädeker. 1844. 

Haſſe, M. H. G. Dr. Phil., Geſchichte des Anfanges der politiſchen Einheit 
Deutſchlands. Nach den Quellen bearbeitet, nebſt einer kritiſchen Schlußabhandlung 
und zwei Zugaben. Nebſt Vorwort von Archidiak. J. Körner. geb. gr. 8. Schnee⸗ 
berg. (Leipzig. Rein.) 1844. 

Horft, Dr. v. d., die beutfchen Nordſeeſtaaten und beren Politik. geb. gr. 8. 
Braunfchweig. Vieweg und Sohn. 1844. 

Hülfen, DO. Graf v., Zeitintereffen. 2 Hfte. geb. gr. 8. Altenburg. Helbig. 
1814— 1846. 

Kölle, Fr., einige Anliegen Deutfchlands befprodhen. 1. 2. Tb. geb. gr. &. 
Stuttgart. Hallberger. 1814. 

Leifentritt, Briefe aus Königsberg. (Mit dem Umſchlagtitel: Conjer- 
vatismus, Liberalismus und confervativer Liberaliemue.) geh. gr. 8. Königsberg. 
Theile. 1844. 

Zutber’s, Dr. Mart., polit. Schriften. Herausg. von Th. Mundt. 8 Piel. 
geh. 8. Berlin. Simion. 1841815. 

Nies, Jul., Botanik im Treibhauſe für Tagesfragen, geh. gr. 8. Schaſhauſen. 
Brodtmann. 1844. 

Reohatzſch, Dr., ein Uebel unferer Zeit und feine Folgen. geb. gr. 8. Belle- 
Due. Berl.- und Sort.-Buchbandf. 1841. 

Schulze, Geh. Hofr. Prof. Fr. G., Über die Selbfifländigleit des beut- 
hen lniverfitätsgeiftes und feine Bedeutung für unfer Volks- und Staatsleben, 
mit bejonderer Beziehung anf das Studentenbuell. Rebe. geb. gr. 8. Jena. From: 
mann. 1844. 

Stab, Dr., an bie wiffenfchaftlihen Beamten Deutſchlands. Eine Aufforberung 
zur Vereinigung für bie große Sache allgemeiner Boltsbildung. geb. gr. 8. Berlin. 
Springer. 1841. 

Steinafer, 8., die politiihe und flantsrechtliche Entwidelung Deutſchlands 
durch ben Einfluß des deutſchen Zollvereins ꝛe. geh. gr. 8. Braunichweig. Bieweg 
und Sohn. 1844. 

Stromenyer, Frz., die Organifation ber Arbeit. 6 Lief. geb. gr. 8. Belle-Bue. 
Berl.- und Sort.⸗Buchhandl. 1844. 

Suederus, G., über Inbuflrialismus und Armutb. geb. gr. 8. Charlotten- 
burg. Bauer. 1844. 
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Ueber den vierten ‚Stand und bie focialen Reformen. geh. gr. 8. Magde⸗ 
burg. Rubach. 1844. 

Bot, das, und die Parteien. Nebſt einem Anhang über bie freie Preſſe. geb. 8. 
Heilkrenn. Drechsler. 1844. 

Beber, Dir. Dr. W. E., Über die Theilnahme deutſcher Studirenden an ben 
Interefien ihres Baterlands. Eine frage der Zeit. geb. gr. 8. Hannover. Kins. 1844. 

Ziel, das, des politiſchen Ringens ber Gegenwart, in befonberer Hinficht auf 
Preußen und die ſtändiſche Monarchie. geb. gr. 8. Erfurt. Bartholomäus. 1844, 

Betrachtungen der neueften kirchlichen Ereigniffe aus dem Stanbpunfte des 
Rechts und der Bolitil. Bon einen rechtsgelehrten Staatsmanne. geh. gr. 8. Mainz. 
Kupferberg. 1845. - 

Bewegung, die kirchliche und beren politifche Yolgen. 8. Breslau. (Günther 
ın Comm.) 1845. 

Bilow-Eummerow, die europätfhen Staaten nad ihren inneren und äufe- 
ren politifchen Berhältniffen. geb. gr. 8. Altona. Hammerich. 1845. 

Demiboff, N. B., Etudes politiques. Nouv. edit. 1 Tab. br. gr. 8. Strass- 
bourg. Levrault. 1815. 

Florencourt, Frz. v., fliegende Blätter Über Fragen der Gegenwart. L-W. 
geh. gr. 8. Naumburg. Sange. 1845—1816. 

Freiheits-Apoftel, die, in ber Kirche, oder was ift von der Politik berer 
zu balten, die da wähnen, den Staat zu ſchützen, wenn fie bie Kirche preisgeben? 
geb. gr. 8. Berlin. Hofmann und Comp. 1845. 

Gemeinde, bie beutfche, chrifti.-Fathol., aus politiſchem und nationalem Stand- 
sunfte. geb. gr. 8. Leipzig. O. Wigand. 1845. 

Geſchichte der conftitutionellen und revelutionären Bewegungen im füblichen 
Deutihland in den Jahren 1831—1834. 3 Bde. geb. gr. 8. Charlottenburg. 
Baner. 1815. 

Hebung, bie fittliche, der unteren Volksklaſſe. geh. gr. 8. Königsberg. Fay 
und Koch. 1845. 

Heimbürger, H. Ch., Woher und wohin? ein zeitgemäßes Wort über bie ꝛc. 
zunehmende Berarmung. geh. gr. 8. Celle. Capaun. 1845. 

Hutten, Ulr. v., für deutſche Freiheit! Alte Kraftworte an Fürften und Bolf. 
Aus jeiner Conquestio von 1520 neu verbeutfcht von M. C. A. Peſcheck. geb. gr. 8. 
Bautzen. Scläffel. 1845. 

Jakobi, Lubw., über Berarmung und Entfittlihung ber arbeitenden Klaffen. 
geh. gr. 8. Leipzig. 9. Wigand. 1845. 

Iung, Dr. Aler., über die Freifinnigteit innerhalb bes Geſetzes. geb. gr. 8. 
Kiel. Bünfom. 1845. 

Irenäus, Über Bauperismus und Schwanenorben. geb. gr. 8. Leipzig. Engel⸗ 
mann. 1815. 

Kraft, Hofger.-Rath Dr. F., eine andere Betrachtung der neueften kirchlichen 
Ereignifſe, insbefondere ber bentfch-Tatholifchen Kirchen-Berbindung aus dem Stand- 
punkte bes Rechts und der Politik. geb. gr. 8. Friedberg. Bindernagel. 1845. 

Kurk, Herm. die Fragen ber Gegenwart unb das freie Wort. geb. 16. Ulm. 
Heerbrandt und Thämel. 1845. 

Linde, Staatsrath ꝛc. Dr. 3. Th. B. v., Staatsfirhe, Gewiffensfreiheit und 
religiöfe Bereine. Ein Beitrag zur Betrachtung ber neneften kirchl. Ereigniffe aus dem 
Standpunfte des Rechte nnd ber Politik. geh. gr. 8. Mainz. Kupferberg. 1845. 
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Oppel, 5. v., der Liberalismus ber Gegenwart. geb. 12. Grimma. Berlags- 
Sompt. 1845. j 

Bropaganda, die hierarchiſche, und bie Staaten, mit befonderer Rädficht 
auf bie römifche Allokution vom 22. Juli 1842. geh. 8. Darmſtadt. Ollweiler. 1845. 

Saint Ren Taillandier, die politifche Lage Deutfchlands im Fahre 1845. Aus 
dem Franzöf. von Dr. Jul. Frande. geh. 8. Verl.Compt. 1845. 

Steinheim, Dr. S. 8., die Politit nach dem Begriffe der Offenbarung, ale 
Theofratie. Mit Bezugnahme auf die Republik Platon's und die Politil des Ari- 
ftoteles. geb. gr. 8. Leipzig. Teubner. 1845. 

Sugenheim, S., Frantreihs Einfluß auf, und Beziehungen zu Deutfchland, 
feit der Reformation bis zur erften franzöftfchen Staatsummälzung. (1517—1789.) 
1. Bo. geb. gr. 8. Stuttgart. Hallberger. 1845. 

Wagner, evang. Pfarrer Fr. Ludw. Wih., Roms Wirken überhaupt und be> 
fonders in Deutfchland. Mit befonderer Rückſicht auf vorſtehende Schrift. geb. gr. 8. 
Darmftadt. Leske. 1845. 

Warnungen und Winke, ber politifchen Confolidirung norddeutſcher Bun- 
besftädte gewibinet. geb. gr. 8. Bonn. Marcus. 1845. 

MWeill, A., Staatsentwiürfe über Preußen und Deutfchland. geb.8. Darmſtadt. 
feste. 1845. 

Neſſelblätter, politiſche. geb. 12. Leipzig. Reclam j. 1815. 

Abbrud und Neubau der Fetzeit und Zukunft von Michael ..... geb. 
gr. 8. Stuttgart. Frankh. 1846. 

Biedermann, K., unfere Gegenwart und Zulunft. 2. unver. Aufl. 10 Bde. 
ter. 8. Leipzig. ©. Mayer. 1846— 1848. 

Brandenstein, Conrad. de, mouvement politique religieux, litteraire, 
industrielle et sociale de l’Allemagne. 1. 2. Liv. geb. gr. 3. Paris. Degetan. 
(Tübingen. Ofiander.) 1846. 

Bülau, Prof. Fr., Zeitfragen aus dem Gebiete der Politik und Boilswirth: 
haft. Eine Auswahl gefammelter Aufjäte. geb. gr. 8. Leipzig. Hinridye. 1846. 

Demokratie oder Bureantratie? Preffreiheit ober Cenſur? Zwei Zeitfra- 
gen, beantwortet von einem Staatsbiener. geh. gr. 8. Norbhanfen. Förftermann. 1816. 

Dercfönyi, Joſ. Schr. v., Studien Über ein humanes Mittel gegen ben 
Communismus, oder über das Humanitäts - Syftem ber Volkswirthſchaft, des Volls⸗ 
unterricht und bes politifchen Volkslebens. geb. 8. Perth. Hartleben. 1846. 

Falkſon, Dr. Frd., vier Meine Abhandlungen politifhen Inhalte. geb. gr. 8. 
Königsberg. Theile. 1846. 

Guravski, Ab. Graf o., Deutfchland umd die Schweiz. Aus dem Franzöſ. 
geh. 8. Leipzig. Thomas. 1846, 

Hierarchie, die röm., und bie Revolution und ber Proteftantismne und bie 
Reformation. geb. gr. 8. Darmſtadt. Leske. 1846. 

Literatur, die potit., der Deutfchen im achtzehuten Jahrhundert. Herausg. 
von M. v. Geismar. IV. Abth. geh. gr. 8. Leipzig. DO. Wigand. 18161847. 

Fefnitismns, der, in Belgien. Ein warnendes Wort: an die beutjchen 
Fürſten und Staaten von Junius. geb. gr. 8. Leipzig. R. Weigel. 1846. (1815.) 

Dasfelbe franzdf. Düſſeldorf. Buddens. 1846. 

Michelet, 3., das Boll. geb. 8. Mannheim. Hoff. 1846. 

Michelet, 3, das Boll. Deutih von B. Str. geb. gr. 5. Norbbanfen- 
Fürſt. 1846. 
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Bolignac, Fürſt Jul. v., biflorifch-pofitifhe und morafifche Studien über den 
Zuſtand der europäiſchen Geſellſchaft um die Mitte des nennzehnten Jahrhunderte. 
Ans den Franzöf. geb. 2 Bde. Regensburg. Manz. 1846, 

Schujella, Frz., Deutfchlaud, Polen und Rußland. geb. 8. Hamburg. Hoff- 
mann und Campe. 1846. 

Schujella, Frz., die neue Kirche und die alte Bolitil. 2. Aufl. geb. 8. 
Leipzig. Weidmann. 1846. 

Stegmayr, C., die Radikalen. geb. gr. 8. Inusbrud. (Pfanedler.) 1846. 

Stimmen aus dem Auslande über fociale Zuftände. I-UL. geb. gr. 8. Frei- 


burg. Engelhardt. 1846. ‚ 
Struve, Guſt. v., politiiche Briefe. geh. Mannheim. Bensheimer. 1846. 
(1345.) 


Weckſtimmen eines Deutfchen zur allgemeinen Belebung bes deutſchen Volles. 
geb. 15. Erlangen. Palnı. 1846. 

Zunftände, bie gejellichaftl., der civilifirten Welt. Herausg. von M. Heß. 
2 Bde. geb. Yer. 8. Eiberfeld. Bädeker. 1846— 1847. 

Bauer, B., vollftändige Gefchichte der Parteikämpfe in Deutſchlaud während 
ter Jahre 1842—1846. 3 Bde. geb. gr. 8. Charlottenburg. Bauer. 1847. 2. Tit. 
Ausg. 3 Lief. Berfin. Henpel. 18501851. 

Bilder, politifche, aus ber Zeit. Heransg. von A. Rüge. I. I. geb. 8. Leipzig. 
Berf.-Bureau. 1847—1848. 

Borſtſtedt, A. v., Worte an meine Zeit und an mein Baterland. 2. Aufl. 
geb. 12. Leipzig. O. Bigand. 1847. 

Denkſchrift für deutiche Patrioten. geb. gr. 8. Bremen. (Hampe.) 1847. 

Bilau, Prof. Fr., Bemerkungen Über die Zeitbewegungen. geh. gr. 8. Brenten. 
(Hampe.) 1841. 

Florencourt, Frz. v., Zeitbilder. 2 Bde. geh. 8. Grimma. Berl.- Compt. 1847. 

Fröbel, Jul., Syſtem der focialen Bolitil. 2 Thle. geb. 8. Mannheim. 
Grobe. 1847. 

Hort, Dr. 3., Wohin? und Wie? Braftifche Societäts⸗Philoſophie gegen den 
Krebs enropäifcher DMeufchheit. geb. Lex. 8. Berlin. Gebr. Rocca. 1847. 

Hauptlrebsfhaben, ber, unferer Bollsbildung. Ein Botum. geh. 8. Qued⸗ 
linburg. Baffe. 1847, 

Heder, Fr. und ©. Lommel, Deutihland und Dänemarf. Für das beutiche 
Bolt. geh. gr. 8. Schaffhaufen. Ziegler. 1847. 

Funius, E., neue Politik. 2 Thle. geh. 8. Mannheim. Grobe. 1847. 

Kant, Im., über die religidfen und politifhen Fragen der Gegenwart. geb. 
gr. 8. Darmflabt. Leske. 1847. 

Lavergne-Reguilbhen, Lanbrath Dr. M. v., ber Liberalismus und bie Frei- 
beit. geb. gr. 8. Königsberg. Tag uud Koch. 1847. 

Liberalismus, ber, und Herr von Lavergne-Reguilben. 8. Königsberg. 
Zeigt. 1847. 

Matter, de l’etat moral, politique et litteraire de l’Allemagne. 2 Voll. 
geb. gr. 8. Paris. (Leipzig. Michelſen.) 1847. 

Bauperismus, der, und bie Volksſchule. Ein ernftes Wort iiber eine ber 
widtigften Fragen unferer Zeit. geb. gr. 8. Leipzig. Barıh und Schulze. 1847. 

Rannew, Dr. A., das freie Wort und bie freie That. geb. gr. 8. Borken. 
Braunau, 1847. 
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Rohmer, Th., Deutichlands Beruf in ber Gegenwart und Zukunft. Reue 
(Tit.-) Ausg. geb. gr. 8. Leipzig. Berl.-Bureau. 1847. 

Schwarz, Roth, Gold! Ueber beutiche Freiheit und Einheit. 3 Hfte. 8. 
Leipzig. Weller. 1847— 1848. Neue Tit.-Ausg. 1848. 1850. 

- Stimmen, neue, aus Franfreih, über Bolitit und ſociales Leben. 2 Thle. 
geb. 8. Leipzig. Weller. 1847—1848. 1850. 

Schufella, Frz., deutſche Volkspolitik. In zwangloſen Heften. I. 2. unver. 
Aufl. geb. 8. Hamburg. Hoffmann und Campe. 1847. (1846.) 

Was ift jebt zu thun? Eine Memoire an die fleinen conftitutionellen 
Staatsregierungen Deutichlands über ben Borfchlag, eine Schuß» uud Trug-linion 
der Heinen freien gegen die großen abfolutiftifchen Staaten zu fliften. gr. 8. Bern. 
(Teuni Sohn.) 1847. 

Abel, Dtto, das neue beutfche Reich und fein Kaifer. geb. gr. 8, Berlin. 
Beſſer. (Herk.) 1848. 

Agitation, bie, in Iena im April 1848. (Bon Dr. Fr. Ortloff.) gr. 8. Iena. 
Bran. 1848. 

Altenftiide, polit., des deutſchen Fürſteubundes unter ber leitung des Fürften 
Metternich. Nebft Anh. die geb. preuß. Denkfchrift vom Jahre 1822. geb. gr. 8. 
Leipzig. Schulze. 1848. 

An das Volk Deutſchlands. Eine Stimme des Friedens aus Dänemark. 
N. 1—3, geb. gr. 8. Copenhagen. Reitel. 1848. 

An Deutihlands Boll und Fürften, tnsbefondere an Preußen. gr. 8. 
Frankfurt a. M. (Auffarth.) 1848. 

An meine deutſchen Mitbürger. Volksthümliche Erläuterung ber 
bringendften Forderungen unſerer Zeit. geb. gr. 8. Leipzig. (Reclam j. im 
Comm.) 1848. 

Anficten, politifhe, in Sragmenten. Bon 4. G. Plappenheim.) 1.—8. Hft. 
8. Augsb. Jeniſch und Stage. 1848—1850. ' 

Ansprache an bag dentſche Voll. Bon 8. Slublow.) gr. 8. Berlin. Schwin- 
ger. 1848. 

Aphorismen über die deutfch-öfterreichifche Brage. Bon einen Oeflerreicher. 
geb. gr. 8. Frankfurt a. M. Sauerländer. 1848. 

Arbeiter, der Barifer, Traum und Erwachen. Ein Wort der Warnung an 
die Deutfchen. gr. 8. Stuttgart. Metzler. 1848. 

Aufgabe, die, des ermwachten Deutichlandse. (Mit einer Karte.) geb. gr. 8. 
Darmftabt. Babft. 1818. 

Bauernfeind, Ant, Aufllärung über bie Srundurfahhen des Märzen-Donuer- 
wetter und feiner Folgen. geb. 8. Augsburg. Koll. 1848. 

Bauerngefpräde Über König und Regierung, Boll und Revolution. geb. 8. 
Königsberg. Gräfe und Unzer. 1848. 

Bauernunruben, bie jeßigen unb bie Stimme Luthers in den Wirren un- 
ferer Zeit. geb. 8. Grimma Berl.-Compt. 1848. 

Bayer, Dr. 8., der Sieg ber Freiheit und die deutfche Bolkshilbung. geb. 
gr. 8. Nürnberg. Riegel und Wiehner. 1848. 

Bedarf Deutſchland einen Katfer? Und gebührt dem Haufe Deflerreich 
die deutjche Krone. German. 1814. Wörtlich wieder abgebrudt. geb. 8. Frankfurt 
a M. Schmerber. 1848, 

Beger, 3. C., Aufruf an Deutfchlande Söhne. gr. 8. Neufalza. Defer. 1848. 
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Behrend, Th., Spezial-Botum in Sachen bes einigen Deutſchlands. geb. gr. 8. 
Danzig. Anbuth. 1848. 

Berbmann-Hollweg, X. v., Realtion und Sonderthümlerei. Sermon an 
die Gonjervativen. geb. gr. 8. Berlin. (Schneider und Comp. in Comm.) 1848. 

Bleibtreu, Guſt., die deutfche Freiheit und was davon zu hoffen fleht. geb. 
gr. 8. (Cöln. Schmib.) 1848, 

Blide auf die Zukunft und Republitsner. Rebe. (Bon Germann.) gr. 8. 
Gotha. (Hennings in Comm.) 1848. 

Blum, Lubw. v., Monarchie und Republik. Sendfchreiben an das beutfche 
Boll. geb. gr. 8. Erfurt. Müller. 1848. 

Müller, Lubw. v., die Armee und die Gegenwart. Gin Wort zur Beherzig- 
ang. geb. 8. &bendaf. 1848. (6. Aufl.) 

Blume, Dr. W. H., Deutſchland und Die Republik. geb. gr. 8. Brandenburg. 
Müller.) 1848, 

Brolmann, K., unfere Zukunft. geb. gr. 8. Roftof. Stiller. 1848. 

Bülau, Prof. Fr, Zeitereiguiffe aus dem Jahre 1847. (Aus dem neuen 
Zahrbuche der Geſchichte und Bolitil.) geb. gr. 8. Leipzig. Hinrichs. 1848. 

Bünger, R., Deutichlandse Wahl zwifhen Monarchie und Republil. Mit 
einem Hinblid auf Schleswig -Holjtein. geb. gr. 8. Altona. (Lehmkuhl.) 1848. 

Satehismus, polit., oder Grundgedanken einer driftlic vernünftigen Staats⸗ 
weisheit aus Lubens Geift. Ein Beitrag zur Bildung Minftiger Volksvertreter von 
H. ©. F. geb. 8. Oldenburg. Schulze. 1818. 

Gameo, ber rechte Augenblid. An die Böller Deutſchlands und Defterreichs. 
3. Wien. Tendler und Comp. 1848. 

Cameo, unjere Gegenwart. 8. Wien. Tenbler und Comp. 1848. 

Cataſtrophe, die Berliner, und ihre Ergebniffe für Deutfchland. (Bon Bey- 
ichlag.) geb. 8. Frankfurt a. M. Zimmer. 1818. 

Eouftitutionellen, bie, und die Anardiften vor dem Richterſtuhle des de— 
mofratifchen Principe. Bon einem Faͤrbloſen. geb. gr. 8. Jena. Schreiber. Goch⸗ 
baufen in Comm.) 1848. 

Deden-Himmelreidh, Dr. Frhr. v. b., eine Antwort auf bie Fragen unferer 
Zeit vom Standpunkte der Natur aus. geh. Breslau. (Trewenbt in Comm.) 1848. 

Deutihlands politifhe Reformation von England aus betrachtet. 1. 2. 
Hft. gr. 8. Hamburg. Perthes. Beſſer und Mante. 1848. 

Deutihlands Verjüngung. gr. 8. Leipzig. Engelmann. 1848. 

Deym, Graf Fr., drei Denkſchriften. geb. gr. 8. Karlsbad. Gebr. Franieck. 1848. 

Diplomatie, die deutfche, wider das deutſche Volk. Eine Sammlung wid- 
tiger Altenftüde. Zum Berftändnig der Vergangenheit und zur Warnung für bie 
Zutunft. geb. Ler. 8. Wiesbaden. Friedrich. 1848, 

Emaucipation. Beratungen über die focialen Verhältniſſe. geb. gr. 8. 
Breslau. Trewendt. 1848. 

Ennemojfer, Dr. 3, Sendfchreiben 2c., über den Begriff der wahren Kreibeit 
und eines gefunden Staatsorganismus. Für das beutfche Vaterland. geb. gr. 8. 
Münden. Kaifer. 1848. 

Entgegnung hierauf. geb. gr. 8. Berlin. Schlefinger. 1848. 

Erichſon, Prof. Dr. Joſ., über ven Kampf bes Geiftes des Univerfalismus 
und Partikularismus in unferer Zeit. Zwei alabemifche Reben. geb. 4. Greifswald. 
(Roh in Comm.) 1848. 
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Fabri, 2c., bie pofitifche Bewegung in Deutſchland und bie Geifllichler. Ein 
Sendſchreiben an Herrn Dr. Eifenmann. geb. gr. 8. Würzburg. Stabel. 1848. 

Feder, Privattoc. Dr. Joſ., über die Entwidlung bes dentſchen Rationalbe- 
wußtſeins und bie deutfche Nationafeinheit. 1. Hft. gr. 8. Tübingen. Zu-@utten- 
berg. 1848. 

Feudalismns, Konftitution und Republik 2c. geh. 8. Grab. (Damian und 
Sorge in Comm.) 1848. 

Fischer, Hugo. Sollen die Staaten Sadfen-Weimar, Sadhfen-Eoburg-Gotba, 
Sadjen-Meiningen, Sachjen-Altenburg, die Schwarzburg.- und NReußifhen Lande 
in Zuknuft fortbeftehen oder fich zu einem Gefammtfiaate verbinden, oder in den 
größeren Nachbarftaaten gänzlich aufgehen? Ein gutachtliches Senpfchreiben an vie 
betreffenden Staatsangebörigen. geh. gr. 8. Gotha. Müller. 1848. 

Kragen, patriotifhe, an Deutichlands Heiche- und Bundestag zu Frankfurt. 
1. Wer foll Kaifer jein? Wo foll der Kaifer wohnen und Reichstag Balten? gr. 8. 
München. Franz. 1848. 

Frei, Lor., der dentſche Kaifer. Zeitgedanfen. geb. 8. Leipzig. Arnold. 1848. 

Freundt, Leop., ber deutſche Kaifer. Ein Botum, dem beutfchen conflitutio- 
nellen Parlamente gewidmet. geh. gr. 8. Königsberg. Theile. 1848. 

Fride, Lic. Dr. G. A., Woher kömnit das anarchifche Treiben und wie ift ibın 
abzuhelfen? geb. gr. 8. Leipzig Gebr. Reichenbach. 1848. 

Fride, Lic. Dr. © %., zur Berftändigung Über Republik, conftitutionelle Mo- 
narchie und deutſches Erblaifertbum. (Für das Boll.) geh. gr. 8. Ebendaſ. 

Fries, J. F., Politik oder philoſophiſche Staatslehre. Herausg. von E. F. Apelt. 
geb. gr. 8. Jena. Eröfer. 1848. 

Fröbel, Sul, Monardie oder Republit? Ein Urtheil. (Aus ber beutfchen 
Bollszeitung.) gr. 8. Mannheim. Hoff. 1848. 

Fröbel, Jul., Wien, Deutfchland u. Europa. geh. gr. 8. Wien. Ked u. ‚Sohn. 1848. 

Sagern, 9. ©. 5. v., Allofution an die Nation und ihre Lenker. geb. gr. 8. 
Frankfurt a. M. Schmerber. 1848. 

Garnier, 3. H., Soll Deutjchland Öfterreihifh, oder Defterreich deutſch wer⸗ 
ben? Einige publit. Abhandl. I. Wer foll deuticher Kaifer werben? geb. gr. 8 
Raftatt. Hanemann. 1848. . I 

Gedanken Über Deutfchlands nächte Zukunft. B. E. B. 2. Aufl. geb. 8. 
Billingen. Förderer. 1848. 

Germania. Offener Brief an Deutfchlands Völler, Fürften und Barlament. 
Ein ernftes und wahres Wort von Wahrmund Redefrei. 8. Zürich. Ind. und Lıt. 
Compt. 1848. 

Shillany, Dr. 5 W., Republif oder Monarhie? Ein Bortrag. geb. gr. 8. 
Kürnberg. Bauer und Rafpe. 1848. 

Gubitz, Ant, Republif und Königthum. Ein Blick in die beutiche Gegenwart. 
gr. 8. Berlin. Vereins-Buchhandl. 1848. 

Gutzkow, K., Deutfhland am Borabend feines Falles ober feiner Größe. 
geh. 8. Frankfurt a. M. Liter. Anftalt. 1848. 

Habsburg odec Hohenzollern. Wem gebührt die Hegemonie in Deutfch- 
land? geb. gr. 8. Leipzig. DO. Wigaud. 1848. 

Hat der König von Preußen bie Eigenfchaften eines dentſchen Kaifers? 
und was verlangt man von einem beutfchen Bundes-Oberhaupte? 2. Aufl. ar. 8. 
Berlin. Anien. 1848. 
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Heine, Dr. Iof., politifhe Betrachtungen eines Unpolitifchen über das ge- 
genmwärtige Verhältniß Deutſchlands zur Revolution und zur Barlamentsfrage 
über bie Beftallung eines Reichsoberhauptes für Deutfchland. geh. gr. 8. Heibelberg. 
Binter. 1848. 

Hellmar, Dr. H., der Untergang ber Civilifation in Folge der Revolution. 
geb. gr. 8. Halle. Schmidt. 1848. 

Heimbad, ©. W. E., deutihe Monarchie oder Republif. geb. gr. 8. Jena. 
Hochbanſen. 1848. 

Hoffmann, Ed., Woher und Wohin? Eine populäre Schrift zur Aufklärung 
über die focial-politifche Bewegung ber Neuzeit. geb. gr. 8. Königsberg. Pfitzer 
und Heilmann. 1848. 

(Hundeshagen, Fr.,) die Reform und nicht die Republik. geh. gr. 8. Frank⸗ 
iurt a. M. Brönner. 1848. 

Ideen Über die augenblidfihen Zuftände Deutſchlands und vie Mafregeln, 
welche fein Wohl am beften keförbern bürften. Bon einem Hamburger Kaufmann. 
geb. gr. 8. Hamburg. (Kittler in Comm.) 1848. 

Iſt Preußens König zum Oberhaupte des beutfchen Reiches berufen? (Bon 
Dr. A. E—r.) gr. 8. Münden. Finfterlin. 1848. 

Zund, Lieutenant 2c., ein Wort an Deutſchlands Volk ıc. im dinblic auf 
Deutſchlands gegenwärtige Stellung. geb. gr. 8. Fulda. Henkel. 1848. 

Katechisſsmus, polit., für das freie deutfche Volk. 1.—3. Hft. 8. Braunfchweig. 
Weſtermann. 1848. 

Köberfe, ©., das Volkstribunel. Kritifche Beleuchtung der Umwälzung unb 
Reugeflaltung Europa’s. Mit vorzüglicher Bezugnahme auf Deutichland. Nr. 1—6. 
gr. 8. Leipzig. Köffling. 1848. 

Köchly, Dr. H., Antrag auf Organifation des Bolls in Volls-Gemeinden, ale. 
die alleinige Berwirflihung der Volksſouveränetät. geh. gr. 8. Drespen. (Leipzig. 
Arnold.) 1848. 

Köhler, O.G.Anw. W. Fr., Was dem beutfchen Baterlande zur Erftarfung 
im Innern und nad Außen zunächſt Noth tut? 1. Hft. gr. 8. Oldenburg. (Schneibt 
in Comm.) 1848. 

Kunzer, P., die neueften politifchen Berheißungen und ihre Folgen, mit be- 
ionderer Berlidfihtigung des conftitutionellen Syftems. 8. Grünberg. Weiß. 1848. 

Künsberg, H., Über Deutfchlands Bedrängniß und Rettung. 2. unver. Abbr. 
geb. gr. 12. Ansbach. Gummi. 1848. 

Lamartine, Ad. de, über bie rationelle Bolitil. Aus dem Franzöf. geb. 
ar. 8. Leipzig. Matthes. 1848. 

Lambert, ob und in wiefern Rußland ben Märzerrungenfchaften gefährlich fei? 
3eb. gr. 8. Prag. (Kronberger.) 1848. 

Langsdorff, E. v., Erzherzog Stephan, Palatin von Ungarn, und über die 
Serfledtung der Gefchide Ungarıs mit den Geſchicken Deutſchlands. geb. gr. 8. 
Stuttgart. Neff. 1848. 

Lenden, Sel.-Lieut. v. d. Gedanken eines Soldaten Über Die Vergangenheit, 
Gegenwart und Zukunft 2c. geb. gr. 8. Torgau. (Wienbrad in Comm.) 1848. 

Lenz, Sf., fliegende Blätter aus Norddeutſchland. 1. Hft. gr. 8. Greifswalbe. 
Herwig und Droyjen. 1848. 

Lilowez3-Oberbaufer, Dr. Aug., brei Zeitfragen und ihre Beantwortung. 
geb. gr. 8. Prag. Ehrlich. 1848. 

Reichlen, Staatsrecht. 12 
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Löwe, Jul., was fehlt noch? Vorſchläge zur focialen Reform. gr. 8. Leipzig. 
Jucany. 1848. 

Löwenthal, Dr. 3., über das Berhältniß ber politifchen und religidfen Be⸗ 
wegung unferer Zeit. Vortrag. geb. gr. 8. Mannheim. (Bensheimer). 1848. 

Manifeft der polnifchen Demokraten-Berbindung an tie Deutfchen. geb. gr. 12. 
Leipzig. Buch- und Kunft-Berlag. 1848. 

Marbach, Frz. Ad., Deutichlands Wiedergeburt. Was thut Noth, damit wir 
Ein Volk werten? geb. 8. Leipzig. Teubner. 1848. 

Marfhall von Bieberftein, Adv., Rebe fiber bie neueften Zeitereigniffe 
ſowie einige Urſachen und Abhilfsmittel des Nothſtandes 2c. geb. gr. 8. (Adler und 
Dieße in Comm.) 1848. 

Matter, 3., Politik, Literatur und Leben in Deutjchland. Aus dem Franzöſ. 
von Dr. X. Kaifer. 2 Bde. geh. gr. 8. Leipzig. D. Wigaud. 1848. 

Menzel, Wlfg., Deutfchlands auswärtige Politif. geb. gr. 8. Stuttgart. 
Cotta, 1848. 

Merkel, (Affeff.) W. v., die conftitntionelle Berfammlung zu Berlin und Franf- 
furt a, M. geb. gr. 3. Berlin. Mittler. 1848. 

Metternih's Teftament oder deſſen politifhe Propbezeihungen der nächften 
Zukunft. Nr. 1. gr. 8. Berlin. Weyl und Comp. 1848. 

Metternih’s Syftem, ober die Minifterverfhwdrung in Wien vom Jabre 
1834. Schluß⸗Protokoll der Wiener Minifter-Eonferenz vom 12. Juni 1834 in 
autb. Abdr. mit dem Einfeit.- und Schluß -Bortrage bes Fürften Metternich. geb. 
gr. 8. Leipzig. Berl.-Bureau, 1848. 

Mezger, Studiendir. Dr. ©. K., welcher Partei gehören wir an? Eine Rebe 
iiber die Sache bes Fortfchritts auf dem Gebiete der Kirche und Schule 2c. geb. 
gr. 8. Augsburg. Rieger. 1848. 

Mitbaufer, Dr. 8. H., Deutfchlands politifhe Umbildung. geb. gr. 8. Dres- 
ben. (Leipzig. Naumburg.) 1848. 

Mittel, bie einzigen, zur baldigen Verwirklichung ber deutſchen Einheit und 
Macht. Bon K. D. geh. gr, 8. Augsburg. Rieger. 1848. 

Montalembert, Graf v., ber politiihe Radikalismus und bie Freiheit ber 
Völker. Eine Rebe. geb. gr. 8. Leipzig. Reclam sen. 1848. 

Nationalfadhe, die deutjche, int Kampfe mit demofratifchen und ariftofratifchen 
Theorieen und in ihrer Stellung zum König- und Fürftenthum. gr. 8. Caſſel. 
Hotop. 1848. 

Nationalitätstampf, der beutiche, in feiner Beziehung zu anderen 
Nationalitäten, erörtert von einem Nichtdeutichen. geb. 8. Kopenhagen. Rieg und 
Sohn. 1848. 

Nieder mit bem dentſchen Kaiſer! 8. Leipzig. Weller. 1848. 

Nur keine deutſche Republik! Eine warnende Anfprade 2c. geb. ar. 8. 
Magdeburg. Quednow. 1848. 

DOberbaupt, das, des beutfchen Bundes. Eine Anrede. geb. gr. 8. Carlsruhe. 
Braun. 1848. 

Dettingen-Wallerftein, Lubw., Fürſt von, Deutichland, feine Zukunft und 
feine conjtitutionelle Berfammlung. Eine Reihe von Betrachtungen. 1.—4. Folge. 
geb. Ter. 8. Augsburg. Fahrmbacher. 1848—1849. 

Olawsky, Ed., Preußens und Defterreichs gegenwärtige Lage kurz erörtert. 
geb. gr. 8. Liffe. Günther. 1848, 
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Oſchwald, Pfr. Ambr., Blicke auf Gegenwart und Zukunft. 1.—5. verm. 
Aufl. 8. Baben. (Raſtatt. Hanemann.) 1848. 

Batauf, C., eine Million waderer Männer und 200 Millionen Gulden zum 
Heil des Vaterlandes. gr. 8. Tirnau, Wachter. 1848. (Berfiebt.) 

Banfe, Dr. 8., Reben an das deutſche Parlament. 1. 2. geb. gr. 8. Weimar. 
Boigt. 1848. 

Blatner, Geh.Hofr. Prof. Dr. Ed., über die politifchen Beſtrebungen in ihrer 
Berechtigung und in ihrer Berirrung. eftrebe. geb. gr. 8. Marburg. Elwert. 1848. 

Podewils, v., Zeitaufgabe. geh. gr. 8. Berlin. (Schneider und Comp. in 
Komm.) 1848. 

Polen, Preußen und Deutihland. Ein Beitrag zur Reorganifation Europa’s. 
geb. gr. 8. Halberftabt. Frank. 1848. 

Politik, die frühere und künftige bes Königs von Preußen, Deutichlande 
kaum errungene freiheit und Einheit auf's Neue gefährdend 2c. 8. Leipzig. Schufze. 1848. 

Portfolio bes Fortſchritts. Eine Sanımlung polit., anf die Gegenwart Be- 
sung habender Schriften. Heransg. von E. Lionell. 1.5. Th. geb. gr. 16. Leipzig. 
Schäfer. 1848. 

Radowik, (Generalmaj.), 3 v., Deutſchland und Friedrich Wilbeln IV. 
3. Aufl. geb. gr. 8. Hamburg. Perthes. Beffer und Manke. 1848. 

Ranzau-Breitenburg, Kuno, Graf zu, des beutfchen Reichs Einheit an 
Haupt und Gliedern. geb. gr. 12. Hamburg. Hoffmann und Campe, 1848, 

Recht, das, uud die Pflicht des deutſchen Volks, den ſouveräuen beutjchen 
Fürſten gegenüber. geb. 8. Leipzig. Grunow. 1818. 

Reden, neun, fir den Anſchluß Defterreihs an Deutfchland, gehalten in 
ver Paulskirche von den Abgeordneten Eiſenmann, Reitter, Giskra, Wagner, 
Schneider, Uhland, Berger, Groß und Wurm. geh. gr. 8. Frankfurt a. M. Sauer⸗ 
lãnder. 1848. 

Neden an das deutſche Voll. geb. 8. Zwickau. Verein zur Verbr. von Volks⸗ 
ihriften. 1848. 

Rehmüller, Fra, Können Deutfhe und Magyaren ben Slawen gegenüber 
bevorzugte Kaftenvöller fein? Eine Abhandlung ꝛc. geb. gr. 3. Wien. Wenedicts 
Bittwe und Sohn. 1818. 

Rehmüller, Frz., zwei jehr wichtige Zeitfragen: 1. Können Slawen Deutfche 
heißen und e8 werben? 2. Können im Intereſſe Deutichlands die Großmächte 
Teferreih und Preußen von ihrer politiichen und welthiftorifchen Laufbahn ver- 
ihwinden? geh. gr. 8. Ebendaf. in Comm, 1818. 

Renoupvier, Chrl., vepubl. Catechism.,, oder Grundzüge ber Berhäftniffe 
tes Menſchen und bes Bürgers in der Republik. Aus dem Franzöſ. geb. gr. 16. 
Heidelberg. Groos. 1848. 

Hepublil oder Monardhie? Beantwort, Durch Tb. Paini's „gefund. 
Menfchenverftand und Menfchenrechte.” Nach den Original-Quellen bearbeitet von 
John Greis. geb. 8. Hamburg. Hoffman und Campe. 1818. i 

Republik ober conftitutionelle Monarchie? (Bon Rich, Schneider.) geb. 8. 
Yeipzig. (Schrey in Comm.) 1848. 

Republik! drei Abhandlungen aus der beutfchen Bolkszeitung. gr. 8. Mann⸗ 
beim. Hofi. 1848. 

Revolutionen, bie, ber Gegenwart 1848, Eine genane und zuſammen⸗ 
bängende Darſtellung der Bewegungen in Europa. Nebft allen darauf bezilglichen 
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Altenftüden, Proffamationen, Dokumenten, Verhandlungen, 2c. berausg. von meh- 
reren PBubliciften. 6 Lief. geb. 8. Berlin. Hempel. 1848. 

Rohmer, Fr., ber vierte Stand u. d. Monarchie. geb. gr. 8. München. Franz. 1818. 

Ronge, Iof., Deutfchlands Neugeftaltung. Ein Wort der Ermunterung gr. 8. 
Leipzig. Blum und Comp. 1848. 

Rothe, Sft., die deutſche Revolution, bie reactionären Bewegungen und Die 
Nationalverfammiung. geb. gr. 8. Altenburg. Helbig. 1848. 

Scherer, Dr. Th., die Reformbewegung unferer Zeit und das Chriftenthunm. 
geb. gr. 8. Augsburg. Rieger. 1818. 

Schuaſe, Dr. C., polit. Catehism. für d. Boff. geh. 12. Düffeld. Bubdeus. 1848. 

Schneer, Aler., was verlangt der beutfche Landmann im gegenwärtigen Zeit⸗ 
punkte? geb. gr. 8. Breslau. 1848. 

Schultz, Zufl.-Comm. 8., die neue Zeit mit ibven Fahnen und ihrem Jubel, 
was fie bebeutet. geb. 8. Magdeburg. Bänſch. 1848. 

Schulz, Dr. H., Fragmente über Revolutionen. geb. gr. 8. Hamm. Schulz. 1848. 

Schulz, Abge. W., Anträge an die Reichsverfammlung zu Frankfurt zur Ab- 
webr der unferem Baterland brobenden Gefahren. gr. 8. Darmfladt. Leske. 1848. 

Schwarz, Roth, Gold! Zur Berftändigung und Aufllärung an das deutjche 
Bolt. geh. 8. Leipzig. Blum und Comp. 1848, 

Schwertlieb, Huldr., der Krieg ber Zukunft. Einige Worte an die junge 
Generation. geb. gr. 8. Leipzig. Biedermann. 1848. 

Sad, J. K. A. E., die ewige Bafis der Politik. geb. 8. Magdeburg. Bänſch. 1818. 

Selig, Dr. ®., die Parteien. Ein Wort zur Verfländigung ꝛc. gr. 8. Caflel. 
Appel. 1848. 

Sepp, Parlam.-Mitgl. Dr., die Lage des Baterlandes. Anſprache an feine 
Wähler. geb. gr. 8. Minden. Kaifer. 1848. 

Sieh deutfhes Bolt, das war bein Bundestag! Bericht des öfterreichiichen 
Generals von Langenau an ben Firften von Metternich. (Frankfurt. 1823.) geb. 12. 
Leipz. Wienbrod. 1848. 

Solitaire, M. 1848. geb. 8. dandeberg. Volger und Klein. 1848. 

Soll der deutſche Bundesſtaat feine höchſte Behörde in Oeſterreich, 
Preußen oder unter ſeinen andern Fürſten ſuchen? gr. 8. Caſſel. Hotop. 1848. 

Steinbach, K. v., das Kaiſerthum des deutſchen Volks. Eine Stimme aus 
Sachſen. geh. 8. Leipz. Breitkopf und Härtel. 1848. 

Steinbach, K. v., (Geh. Kirchenr. Dr. K. Haſe), die Republik des deutſchen 
Volks. geb. 8. Leipz. Breitkopf und Härtel. 1848. 

Stehling, W. N., mie ſteht es jetzt mit Revolution, Politik und Arbeits- 
loſigkeit? Mit einem Anhange. geb. 12. Düſſeldorf. Engels. 1848. 

Strauß, Dav. Frz., der politiſche und der theologiſche Liberalismus. geb. gr. 8. 
Halle. Knapp. 1848. 

Thimm, Rud., der Pflafterfaften unferer Zeit, oder grinbliche und praktifche 
Anleitung, den allgemeinen Krebsſchaden, der bereits alle Nationen angefreflen hat, 
und immer weiter um fich.greift, radikal zu curiren. geb. 8. Leipz. Leiner. 1818. 

Timm, Kollabor. Dr., ein Votum ilber die deutſche Frage. geb. gr. 8. Forch⸗ 
beim. Wedemann. 1848. 

Thunmb-Neuburg, C. 9. v., Deutfchlands Trennung von Rom. Aufruf an 
das deutſche Volk. geh. gr. 8. Weimar. Voigt. 1818. 

Zrefurt, ©, ber conftitutionelle Staat und die Volfsjouveränetät, das Reiche» 
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tegiment und bie Erwartungen der Nation von bemfelben. Ein Verſuch zur polit. 
Aufflärung. geb. gr. 8. Carlsruhe. Braun. 1818. 

Ueber bie Gegenwart und ihre grüntliche Heilung. geh. gr. 12. Efberfelt. 
Büreler. 1818. 

Umſchau, europäifche Blide anf die politifhen Parteien Europa's und Nord— 
amerila’® mit furzen Charafteriftiten ibrer vornehmften Führer und Organe im 
Jabre 1847. geb. 8. Grimma. Berl.-Compt. 1848. 

Becqueray, J. 2., politifcher Vollskatechismus oder gründliche und faßliche 
Erflärung ber mwichtigften, in tas Staats- und Völkerleben gehörenden Begriffe und 
Eimrihtungen zur conftitutionellen Fortbildung Deutichlande. geh. gr. 12. Coblenz. 
Sölfcher. 1848. 

Bebfe, Dr. Ed., „Aus der Hölle heraus!” Krieg ober Frieden mit Frankreich? 
Der Krieg der Armen und Reichen, bie Geldmacht und ihr Sturz. br. 8. Leipz. 
Arnoldi. 1848. 

Vogt, D.B., freimüthige Briefe aus München. geh. 24. München. (Henzel.) 1848. 

Bolfsbepärfniffe und Reformen. II. Abth. geb. 8. Leipz. Breitfopf uud 
SHärtel. 1848. 

Volksbibliothek, politifhe. Von Bernd. Heflein. 1 Bdchn. geh. 32. Berlin. 
Cebn und Comp. 1848. 

Borländer, Prof. Dr., bie gegenwärtige politifche Bewegung, oder mas das 
deutſche Bolt will, fol, fann und muß. geh. gr. 12. Marburg. Eiwert. 1848. 

Bortrag, fchlichter, an die Deutfchen über die Aufgabe des Tags. geb. gr. 8. 
Berlin. Reimer. 1848. 

WBarnungsftimme, die polit. Stürme auf dem Feſtlande, namentlich in 
Deutihlant. Aus englifcher Perfpektive. geb. gr. 8. Stuttgart. Neff. 1848. 

Bas baben die dentfhen Bundesflaaten gegenwärtig zu tbun? 
(Aus der allgemeinen Rechtsztg. v. 3. 1831.) gr. 8. Taffel. Hotop. 1848.. 

Was dürfen wir Deutfhe von den in Frankfurt verfammelten Bollswer- 
tretern zunächſt erwarten? Bon einem Schleswig-Holftein. Yuriften. geb. gr. 8. Kiel. 
Schröter und Comp. 1818. 

Weichſel, Zuf.-Comm. %. F., öffentl. Gericht über die Beſchwerden, welche 
tie Rückſchrittspartei in Deutichland von 1815 bis jetst herbeifilhrte, nebft ven Mit- 
ten zu einer gerechten Abhilfe berfelben. geb. ar. 8. Magdeburg. Bänſch. 1848. 

Weichſel, die neuen Wahlgeſetze und ihre Gefahren. geb. gr. 8. Ebend. 1848. 

Weinreid, Dr. C., bie Bebentung Deutfchlands und feiner Lebensgeftaltungen 
für Europa. Eine philof. hiſtor. Betrachtung 2c. geb. gr. 8. Landshut. Thomann. 1848. 

Weißenhorſt, DO. v., politifhe Aphorismen für denkende Leer. geb. gr. 8. 
Mannheim. Grobe. 1848. 

Weißenhorſt, O. v., Diagnoſe der Gegenwart. (Sept. 1848.) Fur alle Par⸗ 
teien. geh. gr. 8. Ebend. 1818 

Weller, E., die Freiheitsbeſtrebungen der Deutſchen im achtzehnten und neun⸗ 
zehnten Jahrhundert dargeſtellt in Zeugniſſen ihrer Literatur. 2. verm. Aufl. geh. 8. 
Leipz. Weller. 1848. 

Wer ſoll der erbliche Kaiſer werben? Bon Dr. j. 8. Ph. 3. ©. geb. 
gr. 8. München. (Franz.) 1848. 

Bie müffen wir die jeßigen Zuftände ausbeuten, damit fie fich zum 
Segen geftalten. 8. Norbhaufen. Büchting. 1848. 

Wille, der, bes beutfhen Volle. 8. Ebendaſ. 1848. 
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Wilmovski, DO. 2. ©. Afl. E., Deutfchlands Grenzen, namentlich gegen Dä⸗ 
nemart und Polen. geh. &. Slogan. Flemming. 1848. 

Wirth. 3. Ge. Ang., ein Wort an die deutfche Nation. 1—4. Aufl. geb. gr. 8. 
Carlar. Kunftverf. 1848. 

Wrangel, fein Armeebefehl und die enthüllte Kabinetspolitit von Sauſouci. 
geb. gr. 8. Berlin. Schlefinger. 1848. 

Wuttke, (Prof. Dr.) Deutſchlands Einheit, Reforn und Reichstag. geb. gr. 8. 
Leipz. Wienbrad. 1848. 

Wydenbrugk, Dr. O. v., die Nengeftaltung des beutfchen Vaterlandes. Ein 
Programm. geb. gr. 8. Weimar. Hoffmann. 1848. 

Zeitſtimmen, eine Reihe von Abhandl. zur Beleuchtung der Gegenwart. Bon 
G. Bertholdi. geb. 8. Leipz. Blum und Cp. 1848. IV. Abth. 

Ziegler, Aler., republifan. Licht- und Schattenfeiten, ober bie Republik im 
Deutichland und in ben vereinigten Staaten von Nordamerila. geb. 8. Leipz. Ar- 
nold. 1848. 

Adermann, Prof. Dr. W., Über polit. Bildung u. Parteiung. Ein Vortr. ꝛc. 
gr. 8. Leipz. Gebr. Reichenbach. 1849. 

Altenftüce, betr. das Bündniß vom 26. Mai und die beutfche Berfaffungs- 
Angelegenbeit. 1. Bd. geb. 8. Berlin. Deder 1849. 

Altenftiide, betr. den zwifchen Preußen und Dänemark unterm 10. Juli 1849 
abgeſchloſſenen Waffeuftillftand. geh. gr. 8. Kiel. Schröder und Comp. 1849. 

Andeutungen cines Pilettanten in der Bolitil. 8. Wien. Klang. 1849. 

Aufruf an Das deutſche Gefammt-Baterland. geb. gr. 8. Poſen. Mittler. 1849. 

Ausführung, die, der Berliner Priedens-Präliminarien vom 10. Yuli 1849. 
geb. gr. 8. Hamb. Perthes, Befler und Mauke. 1849. 

Barth, Rechtsanw. Dr. 8., polit. Reden. geb. gr. 8. Augseb. Schmid. 1819. 

Baſſermann, der Unterftaats-Selretär und Reichs-Kommiffär. (Broclam ber 
preuß. Abgeord. Aretz, Brill, Walde und 80 X.) gr. 4. Berlin. Reuter und Star- 
garbt. 1849. 

Bauer, Br., die bürgerl. Revolution in Deutichland ſeit dem Anfaug ber 
beutfch-Fathof. Bewegung bis zur Gegenwart. 1. 2. und. Abdrud geb. gr. 8. Berlin. 
Hempel. 1849. 

Bauer, Edg., die Parteien. Bolit. Revne. In zwanglojen Heften. 3 Hefte geb. 
8. Hamb. Hoffmanıı und Campe. 1849. 

Belehrungen polit. Zeitfragen, Gefchichte und Berföntlichleiten ber Gegenwart. 
1—6. Boch. geh. 16. Leipz. Weber. 1849. 

Blittersdorf, vorm. Bad. Staatsminifter 2c. Frhr. v., Einiges aus der Mappe. 
geb. gr. 8. Mainz. Kupferberg. 1849. 

Baksfeldt, C., Ariftofratie und Demokratie. Zeitffigge, geh. gr. 8. Arnſtadt. 
Mainhardt. 1849. 

Boyer, Cons. X. un mot sur l’unite allemande. Jean d’Autriche et F're- 
deric-Guillaume de Prusse. geh. gr. 8. Strasb. Treuttel et Würtz. 1849. 

Beiträge zur ſüddeutſchen Boritik. geb. gr. 8. Augsb. Schmid. 1849. 

Briefe, 13 vertraute eines deutſchen Diplomaten an einen ebemaligen Mini- 
fter Über Die geeigneten Mittel, das alte wermärzliche Syſtem im Wege der Reaktion 
wieder herzuftellen. geb. gr. 3. Weimar, Voigt, 1849, 

Briefe und Charalteriſtiken, polit., aus ber deutfchen Gegenwart. (Bom Mi» 
niſt.Reſid. Sf. v. Ufebom.) geb. gr. 8. Berl. Beſſer. (Hert.) 1849. 
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Bud, Öberlehrer, 3., Deutichland im Jahre 1848. Rückblick und Ausficht. geb. 
ar. 8. Minden. Kaijer und Cp. 1849. 

Buß, Dr., die deutfche Einheit und die Preußenfiebe. Ein Senpjchreiben an 
en. Pfizer, Rechtfert. der großbeutichen Partei in der deutſchen Nat.-Berfammlung. 
geb. gr. 8. Stuttgart. Hallberger. 1849. 

Büchner, Oberl. Dr. ®., die Reaktion in ihrer wahren Bebeutung. (Reaktio⸗ 
nalismus) geb. gr. 8. Schwerin. Kürfchner. 1849. 

Bündniß, das, ver 3 Könige: Preußen, Sachſen und Hannover vom 26. Mai 
1849. Ein Wort zur Beherzigung und Verſtänd. v. A. E. geb. gr. 12. Leipz.Brod- 
haus. 1849. 

Demme, Dr. W. !bw., Auszug zum Kampfe gegen bie alte Irumme Schlange : 
Juriſtenthums-Juriſterei, jo in Deutfchland gehauft bat feit Jahrhunderten. geb. gr. 
8. Jena. Schreiber und Söhne. 1849. 

De mokratie, bie, von F. Guizot. Für das dentiche Bolt ins rechte Licht ge- 
feßt und wiberlegt von einem Demokraten. gr. 8. Breslau. Kohn. 1849. 

Demokratie, bie. 1. Hft. 8. Verl. Hempel. 1849. 

Demolratie, die, für das Volk bearb. ꝛc. geb. gr. 8. Colberg. Poſt. 1849. 

Deutfchlande Staatenbund unb der deutiche Einheits- Staat. Verf. einer Ber- 
mittlung von F. v. ®. geb. gr. 8. Liegn. (Gerfchel in Comm.) 1849. 

Deutſchlands Vereinbarung durch Preußen und ben Zollverein. geb. gr. 8. 
Drüffel und Leipz. Muquardt 1849. 

Deutſchlands Zukunft in vier Gefichten. geb. 8. Schoruborf. (Schw. Hall.) 1849. 

Doyé, Dr. Aug., der Staatsevangelift oder die Bürgfchaft ver freien Staaten 
und Völker. Aufruf 2c. geb. gr. 8. Berlin. (Wigandt in Comm.) 1819, 

Terabitins, ®., die Vergangenheit, Gegenwart u. Znfunft des Denfcenge- 
ſchlechts. Dber, welches ift das Endziel aller polit., focial. und religiöf. Bewegungen 
anferer Zeit. Bon rein menſchl. Standpunkte beantwortet. geb. gr. I& Cottbus. 
(Meyer.) 1849. 

Dunker, Stabtr. Herm., ber deutſche Bundesftaat und vie preuf. Politik. 
Kebft einem Anhang, enth. bie in ber beutfchen Frage von der preuf. Regierung 
abgegeb. Erklärungen, fowie der öfterreich. Noten vom 28. Dez, 4. Febr., 27. Febr. 
und 9. März. geb. gr. 8. Berlin. Dunker und Humblot. 1249. 

Ehrlich, Dr. 3. N., Randgloffen zu vorfteb. Werke. 2 Hefte gr. 8. Krems. 
Meyer. 1849— 1850. 

Einheit, deutjche, in Beziehung auf die Meinen Staaten. gr. 8. Leipzig. 
Mayer. 1849. 

Cinheitsftaat, der, Deutſchlands einzige Rettung. Ein flieg. Blatt. gr. 8. 
Leipz. Meyer. 1849. 

Elsner, ©. Zeitenbilver. I. Die Männer der Zukunft. geh. gr. 16. Stuttg. 
(Sonnewald) 1849. 

Erflärung ber Menſchenrechte. Ein Aktenſtück bes bemefratifch. Congreffes. 
1 BL in gr. 4. Sera. (Illgens Erben.) 1849. 

Erläuterungen hierzu. geh. gr. 8. Kiel. Schwers. 1819. 

Blugfchriften, bemokratifche. «(Neue Tit.-Ausg. bes Volksfreundes 1848.) 
geh. 8. Leipz. Weller 1850. (1849.) 

Freimund, A., polit. Boltsbüchlein. geh. gr. 12. Mainz. Wirth, Sohn. 1849. 

Gagern, H. C. F. v., der Wechſel der Zeiten für Deutfchland, Ein Fragm. 
Mai 1849. geh. gr. 8. Darmſtadt. Jonghaus. 1849. 
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Gaupp, Brof. Dr. E. Th., das deutfche Boltsthum in den Stammlänbern ber 
preuß. Monarchie. Einige beſ. dem ſüdl. und filbweftl, Deutſchland zur Beherzigung 
empfohlene Worte. geb. gr. 8. Breslau. Dar und Comp. 1849. 

Gedanken, unparteiifche, über bie polit. Sragen der Gegenwart. geb. gr. 8. 
Aachen. (Mayer in €.) 1849. 

Glockenruf zum Fürftencongreffe. geb. 12. Hamb. Hoffmann u. Campe. 1819. 

Golowin, Iw., das revolutionäre Europa. Aus dem Franz. geh. 8. Leipz. 
Thomas. 1849. 

Gradaus! oder ſimple Dorfmeinung Über große Zeitfragen. 2 Hefte geb. gr. 8 
Prag. (Credner und Kleinbub) 1849. 

Grävell, Minifl.-Präf. Dr. M. C. F. W., Kein Defterreih und fein Preußen! 
fondern ein einiges, ſtarkes und herrliches Deutfchland. Wie kann und muß es 
werben ? geb. 8. Potsdam. Janke 1849. 

Grundlagen, bie, ber focialen und polit. Ordnung. Gedanken über Revolu⸗ 
tion und Reform. geh. gr. 8. Landshut. (Krüll in Comm.) 1849. 

Sügler, Al., Anfihten Über Europas Zukunft, gejammelt, geordnet unb mit 
Bemerkungen berausg. von Pfr. 3. A. Wachter geh. gr. 16. St. Gallen. Sceitlin 
und Zollikofer. 1849. 

Haje, Dr. R., Preußen und Defterreih. (Juli 1849.) Eine polit. Denkſchrift. 
geh. 8. Leipz. Breitkopf und Härtel. 1849. 

Hellmuth, Arz., was wollen die Parteien in Deutichland ? Eine Gewiffens- 
frage im Nov. 1849 erörtert. geb. 8. Dresden. Gottfchalf. 1849. 

Hilgard, der Aelt. Th., fünf Paragraphen Über Deutichlands Nationaleinheit 
und ihr Verhältniß zum Freiheit. geb. gr. 12. Zweibrücken. Ritter. 1849. 

Hlamaced, Dr. Ed., conftitut.. polit. Katechismus. geb. gr. 12. Karlsbab. Gebr. 
Franied. 1849. 

Hlubek, F. X., Europas Staaten, ihre Grundkräfte, Schulden und Civilliften. 
geb. gr. 8. Prag. Calve. 1819. 

Hoffmann, C. D., Revolution und Contre-Kevolution. Cine Denkſchrift. geb. 
gr. 8. Frankfurt a. DO. Kosky und Comp. 1849. 

Hoffmann, 3. L., Fichte Reden an die deutſche Nation im Sinblid auf Die 
Gegenwart. Ein Bortr. geb. gr. 8. Nürnb. Bauer und Raſpe. 1849. 

Holtzendorff-Vietmannsdorff, (Fr. v.), polit. Erinnerungen. geb. gr. 8. 
Berlin. (Gerhard) 1849. 

Yung, Aſſeſſ. Ge., die Reaktionäre. geb. 8. Berlin. Hofmann und Ep. 1849. 

Juftus, Spfr., wo ift das wahre Seil zu fuchen, nachdem das dhronifche Siech- 
thum des organ. Völkerlebens von allen Seiten zur Kriſis gelangt. geb. gr. 8. Leipz. 
(Hunger in Comm.) 1849. 

Kaiferwahl, die, und bie brei deutſchen Reiche. geheftet 8. Leipz. O. Wi- 
gand 1849. 

Kirſch, Dr. R. W., allgem. Betrachtung Über die gegenwärtige Zeit (18148). 
Aus defien Manufkript: Blicke in die Politil 2c. geh. gr. 8. Wiesbaden. (Leipzig. 
Joachim Sep. » E.) 1819. 

Klente, Prof. Dr: H., An Se. Maj. den König von Preußen. Eine öffentl. 
Stimme bes dhriftlichen und wiflenjchaftl. Bewußtjeins über Lebensrecht und Bolfe- 
freiheit im Staate. geb. 8. Leipz. Kollmann. 1819. 

Kutſcheit, 3. Bal., Vergangenheit und Gegenwart und Zukunft. Aphorismen, 
geb. gr. 12. Köln. (Welter in Comm.) 1849. 
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Macht, die der Berhältniffe. In Franke. verbot. Schrift. Uebertragen von 
einem Bubliciften. 1—4. Aufl. geb. gr. 8. Magdeb. Bänſch. 1849. 

Mayer, Fr., fünf Bierteljahre Boll-Souveränetät. Ein Beitrag zu Mar von 
Gagerns Erklärung au feine Wähler d. d. Wiesbaden 15. Juni 1849. geh. gr. 8 
Ootha. (Stollberg in Comm) 1849. 

Meißner, Alfr., revolutionäre Studien ans Paris. (1849.) 2 Bde. geb. 8. 
Aranffınt a. M. Lit. Anft. 1849. 

Memorandum über des Fürften Schwarzenberg Note an Herrn v. Schmerling 
vom 4. Febr. 1819. geb. gr. 8. Berlin. Reimer. 1849. 

Monats-Rundihauen, zwölf polit. vom Juli 1848—1849. geb. gr. 8. 
Berlin. (Brandis in Comm.) 1849. 

Movel, C., die Märzrevolution und der bad, Aufftand 2. Aufl. geb. gr. 8. 
Et. Gallen. Sceitlin und Zollilofer. 1849. 

Mördes, Flor., die deutſche Revolution mit befonberer Rückſicht auf die ba- 
diſche Revolutions-Epifode. geb. 8. Herifau. Schlöpfer. 1849. 

Nenftadt, Ad., polit. Briefe. Jahrg. 1. Lex. 8. Prag. Rziwratz. 1849. Bierteljährl. 

Note, die öfterreichifche zc. beleuchtet vom einem preuß. Staatsmann. geheftet 
gr. 8. Berlin. Schneider und Ep. 1849. 

Nothwendigkeit eine fir Deutfchland. An bie Ehrlicden aller Barteien. Mit 
einem Briefe al® Vorwort von Fr. Heder. geb. 8. Herifau. Schlöpfer. 1849. 

Defterreich, Preußen und Weftdeutichland im Dreiftuatenbund. Denkjchrift 
mit dem Entwurfe einer Bunbesverfaffung für Weftdeutichland und das Reid. 
2. Aufl. geb. 8. Leipz. Spauer. 1849. 

Bfeffel, ©. de, de l’etat par. opposition à la souverainet& du peuple. geh. 
gr. 8. Munich. Franz. 1849. 

Beip, Alb., Ausfichten auf Deutichlands Einheit. geh. gr. 8. Berlin. Schnei⸗ 
der und Comp. 1849. 

Perthaler, Dr., das Erbkaiſerthum Kleindeutſchland. geh. 8. Frankf. a. M. 
(Bien. Keck.) 1849. 

Pfizer, Sf., die deutſche Einheit u. der Preußenhaf. Ein polit. Bekenntniß ıc. 
geb. gr. 8. Stuttgart. Neff. 1849. 

Pfizer, Gſt., weder jetzt das Direktorium noch das Habsburgijche Kaiſerthum 
ipäter. geb. gr. 8. Ebend. 1849. 

Bflüder, St.G.⸗Rath. R. Brh., Rechtfertigung der Demokratie gegen Gui« 
zer. Nebſt einem Anbang über die Auflöſung der 2. preuß. Kammer. geb. gr. 8. 
Preslau. Schulz und Comp. 1849. 

Blatner, geb. Hofr. Brof. Dr. Ed., Über bie Licht: und Schattenfeiten unferer 
pelit. Zuftände. Feſtrede. geb. gr. 8. Marburg. Eimwert. 1849. 

Preller, Dr. ©. H., Zum Verſtändniß ber Zeit, ihrer Noth und ihrer Aufgabe 
geb. gr. 3. Hamb. Perthes, Beffer und Mauke. 1849, 

Breußen und die Paulskirche am Jahrestage ber Eröffnung der beutichen 
Reichsverſammlung. Bon D. W. 2. geb. 8. Frankfurt a. Di. Brönner. 1849. 

Preußen und das Syſtem der Großmächte. Bolit. Gutachten eines Schlesw.⸗ 
Helftein. geh. gr. 8. Berlin. Dunfer und Humblot. 1849. 

Brogramım, das, ver Föderaliſten. Mit einem Borworte von Gr. Schirges. 
geb. 12. Darmitadt. Pabft. 1849. 

Pro Memoria ber preufifchen Regierung über die däniſche Angelegenheit. 
Nebft den betr. Altenft. Authent. Abbr. geb. Fol. Berlin. Möfer u. Kühn, 1849. 
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Proudhon’s Manifeft. Einfeitung zu der von Proudhon redig. Zeitſchrift. Le 
peuple. 8. Leipz. Weller. 1849. 

Raczynski, Roger, wer hat bie Freiheit verrathen? Slawen ober Germanen? 
Schr. an Arn. Ruge. geh. gr. 8. Berlin. Schneider und Comp. 1849. 

Radike, Jak., Lehrbuch der Demagegie. geh. 16. Leipz. D. Wigand. 1849. 

Rechenberge-?inten, E. v., Wefteuropa und Rußland in Beziehung auf Die 
Berfhiebenheit ihrer Berbältniffe und bie gegenwärt. Zeitereigniffe. geb. gr. 8. Mi- 
tau. Reyher. 1849. 

Redenbacher, W., Epiftel and. deutſche Volk. geh. 8. Dresden. Naumaun. 1849. 

Redner und Reben der beutfchen Revolution im Jahre 1848. Heraudg. von 
Arth. Frey. 1. Bd. 1-3. Heft. gr. 16. Mannheim. Grobe. 1849. 

Hegierungsblatt, republil,. Nr. 1. Lörrach, 22. Sept. 1848. gr. 4. Lörrach. 
Gutſch. 1849. 

Reihsoberhaupt, das, und bie beutiche Einheit. geh. gr. 8. Frankfurt a. M 
Brönner. 1849. 

Revolution, die deutfhe, die Rat.-Berfammlung und die Fürften. (Bon 
Prof. W. E. Weber.) geb. 8. Hamb. Hoffmann und Campe. 1849. 

Richter, 8. E., Tafchenbuch ber allgem. Politik für Lefer aller Klaffen. geb. 16. 
Leipz. Matthes. 1849. 

Rießer, ©., Rechenfchaftshericht an meine Wähler zur beutfchen Nat.-Berfammt. 
geh. gr. 8. Bonn. Henry und Cohen. 1849. 

Ronge, Iob., wider die ſtandrechtl. Hinrichtungen in Baden. Sendſchreiben an 
das deutſche Boll. gr. 3. Bafel. Schabelit. 1849. 

Röfing, Joh., die nordamerik. Revolution und das Recht ber Völker zum Wi- 
berftante und zur Revolution. geh. gr. 8. Bremen. (Kühtmann und Comp.) 1849. 

Rösler, A., Parlamentsfatender. Herausg. im Auftrage des Märzvereins un: 
ter Mitwirkung der Abgeordneten Freefe, Noßmäßler und A. geb. gr. 4. Frankfurt 
a. M. Oehler. 1849. 

Nuge, Arn., die Gründung der Demokratie in Deutſchland oder der Volfsftaat 
und ber ſocial⸗demokratiſche Freiftaat. 2. Aufl. geb. 8. Leipz. Berl.-Bureau. 1849. 

Schulte, Frz., der notbwend. Ausgang ber europ. Revolution v. 3. 1848. 
geb. gr. 8. Frankfurt a. M. Lizins. 1849, 

Schulz, Wilh., die öfterr. Frage und das preußiſch-deutſche Kaiferthum. geb. 8. 
Darmftadt. Leste. 1819. 

Schuſelka Fr, das Interim, bie Heinen beutihen Staaten unb die beutfche 
Kreiheit. 8. Wien. Jaſper und Comp. 1849. 

Sperling, Reg.-R., wie kann e8 beffer werben ? geh. gr. 8. Magbeburg. 
Bänſch. 1849. 

Splitt, Juſtizakt. A., Nachrichten liber Deutfchland und feine 38 Fänder und 
Ländchen reichend bis März 1848. Frei von jeder Reflexion. Nach Berghaus, Die: 
teriei, Galetti u. A. geb. 8. Berlin. (Springer) 1849. 

Sporſchil, Joh., bie europ. Kriegs- und Friedensfrage. geb. gr. 8. Leipz. 
Jakowitz. 1849. 

Sporſchil, bündige Widerlegung ber Dellamation des Grafen Ladiol. Teteli, 
angebl. ungar. Geſandten bei ber franzöf. Republik, gegen Oeſterreich und Rußland. 
geh. gr. 8. Ebend. 1849. 

Strauß, Joſ., ein Wort ber Wahrheit und vollen Ernftes in ber gegenwärt. 
Zeit. geb. gr. 8. Augsb. Schmid. 1849. 
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Szarvadyh, Frhr., Auf! Deutfchland. geh. 8. Hamb. Hoffmann u. Campe. 1849. 

Tage buch, deutſches, polit. für 1849. Ein Hilfe- und Notizbuch fir 2c. jeden 
deutſchen Staatsbürger. 16. Berlin. Dunker und Humblot. 1849. 

Taillandier, Prof. St. Bene, das neue Deutfchland. Deutfh von Gſt. 
Schilling. 5. Fief. geb. 8. Stuttgart. Rieger. 1849. 

Trahndorff, 8. F. E., Volksſouveränetät, Republik, Conftitntion und ber 
preuß. Staat. geh. 8. Landsberg. (Volger und Klein in Comm.) 1849. 

Trau, ſchau, wem? Friedr. Wilhelm IV., Kaiſer von Deutſchland? gar. 8. 
Frankfurt a. M., Leipz. Weller. 1849. 

Ueber die praktiſche Friedensbaſis zwiſchen Deutſchland und Dänemark. 
geb. gr. 8. Hamb. Perthes, Beſſer und Maufe. 1849. 

Urlichs, Prof. Dr. C. Ludw., Friedrich Wilhelm IV. Verdienſte um bie deutſche 
Einheit. Eine alad. Rebe. geh. gr. 8. Greifswalde. Koch. 1849. 

Benedey, J., der Schreden fol uns nicht ſchrecken! Der Haß uns nicht zum 
Haße treiben. geh. Ler. 8. Bremen. (Kühtmann und Ep. in Comm.) 1849. 

Bermädtniß, polit. eines Rıuffomanen. Herausg. von Philalethes. geh. 8. 
St. Gallen. Scheitlin und Zollilofer. 1849. 

Boigt, C., die Aufgabe der Oppofition unferer Zeit. geb. gr. 8. "Gießen. Ri⸗ 
der. 1849. 

Wagner, E. Fr., krit. Bemerkungen und Enthüllungen über viele Vorgänge 
und Berhältniffe der neueften Zeit, oder die europ. Kevolutions-Bropaganda in ihren 
Rirfangen. geb. 8. Berlin. Deder. 1849. 

Wagner, Dr. Ierem., Lehrbuch der Reaktion. 1. u. 2. unver. Aufl. geb. 16. 
Berlin. Gerbard. 1819. 

Waitz, Ge, Über den Frieden mit Dänemark. 1. n. 2. Beitr. geb. gr. 8. Goͤt⸗ 
tingen. Dieterich. 1819. 

Barum konnte der König von Preußen die von der Nat.-Berfammlung 
in Frankfurt bejchloffene Reichsverfaffung und die mit ihr zugleich Ihm angebotene 
Kaiſerkrone nicht unbebingt annehmen? 1. und 2. Aufl. geb. gr. 8. Berlin. Bran- 
tes und Schulze. 1849. 

Weinhols, K., die ftaatsbürgerliche Freiheit und Gleichheit, zur Entwidelung. 
und Sicherung der Wohlfahrt des Staats erwogen. geb. gr. 8. Roftod. Stiller. 1819. 

Berber, Prof. Dr. W. 3. A., Deutfchland im Wendepunkt unferer Zeit, bei. 
in politifcher und focialer Beziehung. geh. gr. 8. Freib. im Br. Wagner. 1849. 

Wintersheim, Ed. v., die Demokratie in Deutfchland. März. 1849. gebeftet 
gr. 12. Leipz. Brockhaus. 1849. 

Wirth., 3. Ge. Aug., lebtes Wort an die deuiſche Nation. Mit Randgloffen 
ren M. Wirth. geb. gr. 8. Frankfurt a. M. 1849. 

Worte, einige, zur Berftändigung liber den Krieg mit Dänemark. Bon einem 
nerddeutſchen Staatsmianne. geb. gr. 8. Berlin. Reimer. 1849, 

Worte, auch einige Über die neuefte Zeit. geh. 8. Jüterbogk. Colditz. 1849. 

Wurm, ©. F., die Diplomatie, das Parlament und der deutſche YBunbesflaat. 
I. Dez. 1848 bie März 1849. geb. gr. 8. Braunſchw. Bieweg und Sohn. 1849. 

Zeichen, die der Zeit. Ein Blid in die Zukunft. Aus den Urfchriften barge- 
ſtellt von Joſ. Ahasverus. Aus dem Engl ven Theoph. Affauda. geb. gr. 8. Caſ⸗ 
jel. Raabe und Komp. 1849. 

Zimmermann, Prof. W., die deutſche Revolution. 4. Lief. mit Stahlſtichen. 
geb. gr. 8. Carlsruhe. Kunſtverl. 1849. 
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Antwort, eine preußifche auf bie deutſche Frage. geh. ar. 8. Danzig. Ho- 
mann. 1850. 

Augenfalbe fir die wirflie Zeit. Aus Frankreich. 2 Tief. geb. 12. Angeb. 
Kieger. 1850. 

Berlin, Erfurt, Paris. geh. gr. 8. Berlin. Herb. 1850. 

Betradtungen über die fogenannten Errungenfchaften der Neuzeit unb einige 
ihrer Folgen. geb. gr. 8. Dresden. Naumann. 1850. 

Bledert, Dr. Ge., über die Macht der politifhen Iteen. Rede. geb. gr. 8. 
Rinteln. (Röſendahl.) 1850. 

Blätter, fliegende, für deutſche Politik. geh. 8. Berlin. Trautwein. Sep.-C. 1850. 

Boer, Im. von., die Mifhandlung der politifchen Verbrecher unſerer Zeit. 
Mit befonderer Rückſicht auf das Zellengefängniß zu Bruchſal in Baden. Mit einer 
lith. Zeichnung. geh. 8. Leipz. Hartknoch. 1850. 

Böle, Rechtsanw. Juſt.Rath Fr. Th., zur Orientirung in ber beutfhen Frage 
unter Zugrundblegung der betr. Thatfahen und Dokumente. Nebft einer Zugabe : 
über bie reichsgrundgefetliche Gemwährleiftung ber Rechte der fatholifhen Kirche im 
Deutfchland. geh. gr. 8. Münfter, Coppenrath. 1850. 

Bülan, Prof. Fr., das Jahr 1849. Eine politifche Darlegung und Betrachtung. 
geb. gr. 8. Leipz. Hinrichs. 1850. 

Bitlow, Fr. W. v., eine Falel zur Beleuchtung aller Regierungsformen, ſowie 
ber Principien und Beftrebungen ber verfchienenen Parteien. geb. gr. 16. Berlin. 
Löwenherz. 1850. 

Bilow-ECummeromw (v.), bie Reaktion und ihre Kortichritte. geb. gr. 8. 
Berlin. Beit und Comp. 1850. 

Challis, Frau v., Freiheit, Gleichheit, Brüderficgfeit, ober mas wir wollen, 
was wir follen und was wir innen. Beantwort. aus dem Geftchtepunft ber Re; 
ligion, des Staats und der Perfänlichkeit. Nach dem Franzöſiſchen veutih mit Rand- 
bemerf. von rd. Frhrn. v. Riedenfeld. geh. gr. 8. Weimar. Voigt. 1850. 

Eorter, Donofo, und F. I. Buß. Zur katholifchen Politit der Gegenwart. geb. 
gr. 8. Paderborn. Schöningh. 1850. 

Daräs, Alr., die Berhältniffe und Die Regierungen. geb. 8. Wien. Gerold. 1850. 

De morbo reactionario antiqua insaniae forına. Disputatio jovialis 
aesthetico-satyrica etc. ad optim. dat Demetr. Cebed. Kameleon Odreg. geh. 8. 
Berlin. Gerhard. 1850. 

De morbo democratico, antiquissimo insaniae genere. Diss. inaug. 
medico-histor. prima etc. geh. gr. 8. Gedani. Homann. 1850. 

Dem Volke, demofratifhe Anfchauungen eines Ungläubigen. geh. 12. Altona. 
Lehmkuhl. 1850. 

Deutfhlands Bedürfniſſe. Sendſchr. au einen Frankf. Heichst.-Dep. I. geb. 
gr. 8. Jena. Frommann. 1850. 

Eifelen, 3. F. &., Preußen unb die Ginbeitsbeftrebungen in Deutſchland. 
geb. gr. 8. Halle. Anton. 1850. 

Ewald, Heinrich, Über Deutfchland und Preußen. geb. gr. 8. Göttingen. Die 
terih. 1850. 

Ewers, Gſt., DOefterreih, Preußen und die Einheit Deutichlanbs. geb. gr. 8. 
Lübek. v. Roten. 1850. 

Fehr, PBrivatboc. Dr. Joſ., Gefchichte der europ. Revolutionen feit ber Refor⸗ 
mation. 2 Bde. geb. gr. 8. Tübingen. Laupp. 1850—1851. 
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Ficquelmont, 2. Graf, Aufflärungen über die Zeit vom 20, März bis 4. Mat. 
1848. 1. und 2. Aufl. geb. gr. 8. Leipz. Barth. 1850. 

Gauvain, Herm. v., Religion und Politik. geh. gr. 8. Potsdam. Riegel. 1850. 

Seheimniffe, europ., eines Mebiatifirten. Metternihd und Europa. Wieu und 
Oeſterreich. 2 Tit. Aufl. geb. 8. London. Lpz. Weller. 1850. 

®reiner, ©., das lange Parlament in England. Eine Warnungsftimme für 
unſere Tage. geb. gr. 8. Berlin. Gerhard. 1850. 

Grodded, Dr. C. Th., bie demokratiſche Krankheit, eine neue Wahnſinnsform. 
geb. gr. 8. Naumb. (Berlin, Schneider und Comp.) 1850. 

Guizot, über bie polit. Schlagworte unferer Zeit. db. Kalte Aufichläge auf 
brennende Kragen. Bon Th. H. geb. 8. Grimma. Berl.-Ept. 1850. 

Hanſen, Pf. W., Thefen, Bitten, Fragen aus ber Gegenwart. geb. gr. 8. 
Kiel. acad. Buchhandl. 1850. 

Haffenpflug, Ch. St. D., politifche Ketzereien. geh. 8. Grimma. Berlags- 
Sompt. 1850. 

Herzensergiegungen eines Staatsmannes der Gegenwart. Nach dem Fran- 
ssiifhen von 8. v. R. geb. 8. Berlin. Brandis. 1850. 

Züngling, Louis, die Staatenreform oder bie Bereinigung.der Parteien durch 
tie Löſung der materiellen Frage. geb. 8. Leipz. Matthes. 1850, 

Juſtus, Sgfr., die Revolution und die Volkswehr. 2. Abth. geb. gr. 8. Leipz. 
(Hunger in Comm.) 1850. 

Kapif, Doc. ©. C., die Revolution, ihre Urſachen, Folgen und Heilmittel, 
targeft. für Hohe und Niedere. Gekr. Preisichr. geb. 12. Hamb. Agent d. Raub. 
Hauſes. 1851. (1850.) 

Keine Demokratie. Ein Geſpräch zur Belehr. des gemeinen Mannes liber 
einige Zeitfragen 2c. geb. 8. Grimma. Gebharbt. 1850. 

Königsberger, Dr. Sal., Aphorismen, betr. bie polit. und religidfen Inter- 
eifen der Zeit. geb. 8. Hamb. Hoffmann und Campe. 1850. 

Krifis, die jeßige, in ber Unionspolitil. Sept. 1850. geb. gr. 8. Berlin. 
Reimer. 1850. 

Lebensfragen, die polit., unferer Zeit. Beantw. im Lichte der gottgeſetzten 
Ordnung. geb. gr. 8. Freib. im Br. Wagner. 1850. 

Moltke⸗Grünholz, Magn. Graf v., It Grund zum Kriege da? geb. gr. 8. 
Hamb. Berthes, Beſſer und Mante. 1850. 

Monats-Rundjchauen, 12. polit. vom Juli 1849 bis dahin 1850. geheftet. 
Yer. 8. Berlin. Herty. 1850. 

Montalembert, v., der hohe und ber niebere Rabilalismus in feiner Feind- 
jeligfeit gegen Neligion, Recht, Freiheit und Gefittung in der Schweiz, Frankreich 
and Italien. In Deutfchland mit Rückſicht auf die Gründung der Reichöverfaffung 
von F. 3. Buß. geb. gr. 8. Schaffhaufen. Hurter. 1850. 

Neate, Charl., Geſpräche polit. Todter. geb. 8. Grimma. Verl.Compt. 1850. 

Blatner, Seh. Hofr. Prof. Dr. Ed.. Über die Weltanfchanung in den jüngften 
Zeitbewegungen. Feſtrede. geb. gr. 8. Dlarb. Eiwert. 1850. 

Breußen und Deutſchlands Gegenwart und Zukunft. geb. gr. 8. Merſeb. 
Garle. 1850. 

Bropbetenftimme, eine, an Deutſchlands Bolt und Fürften. geb. gt. 8. Ol⸗ 
denb. Schulze. 1850. 

Proudhon's (P. J.) ausgew. Schriften. 2 Bde. geh. 8. Leipz. Verl. Bur. 1850, 
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Ranmer, Fr. v., Briefe Über gejellfchaftliche ragen der Gegenwart. geheftet. 
gr. 12. Leipz. Brofhaus. 1850. 

Ronge, Job. Religion und Politik, geb. gr. 8. Frankfurt a. M. Literar.-An- 
ftatt. 1850. 

Rückblick auf die Entwidelung ber beutfchen Angelegenheiten im J. 1849. 
Ein Bruchitüd aus der inneren Gefchichte Deutſchlande von 1848 bis... .. (Bon 
Sen.-Lieut. Frhrn. v. Canit ?) geh. gr. 8. Berlin. Reimer. 1850. 

Schuſelka, Frz. Beleuchtung ber vorfteh. Schrift. geb. 8. Wien. Jaſper und 
Comm. 1850. 

Schuſelka, Krz., das Revolutions-Jahr. März 1848 bie März 1849. geb. 8. 
Wien. Yafper und Comp. 1850. 

Sporfjdil, Sob., der diterr. Broteft vom 28. Nov. und bie prenf. Antwort 
vom 12. Dez. 1849. geb. gr. 8. Leipz. Jakowitz. 1850. 

Stabl, (Geb. Juſt⸗R. Prof. Dr. Jul.) Reden (aus der preuß. 1. Kammer. 
und das Erf. Parlam. 1849 und 1850.) geh. gr. 8. Berlin. Hert. 1850. 

Stegmapyr, C., freie Vorträge geſprochen im Bolfsvereine zu Gmunten. 
1. Heft. gr. 8. Steyr. (Haas) 1850. 

Strider, Entwidelungsgefchichte der deutfchen Nationalität feit dem Reforma- 
tions- Zeitalter geh. gr. 8. Frankfurt a. M. Auffahrt. 1850. 

Suum cuique in ber beutichen frage. geb. gr. 8. Berlin. Herb. 1850. 

Trefurf C., Frankfurt und Erfurt, ober Lehren der Vergangenheit für Deut- 
lands Zukunft. geb. gr. 8. Carlsr. Braun. 1850. 

Leber Die wejentlide Seftaltung bes Deutſchthums zur Geſammtmacht: 
Denkſchrift im Jan. 1850. geb. gr. 8. Dresden. (Adler und Diebe in €.) 1850. 

Bimpeller, Stpb., Propebeutif zur Banfophie. Oder Vorbericht zum abfo- 
futen wahren Wiflen der Kundament-Brincipien aller Legislatur überhaupt, als das 
einzige Mittel, durch welches die 2c. Revolutionen radical geheilt werben Fünuen. 
geb. 4. (Bielit, Zamarsli.) 1850. 

Wagner, Ger. Not. a. D. 5. Fr., Betrachtungen über ein großes, einiges 
Deutſchland und über eine conftitut. Berfaffung in Württemb. 1. Tab. geb. gr. 8. 
Um. Ebner. 1850. Ä 

Widerlegung der preuß. Note und Denkfrift vom 25. Auguft 1850. geb. 
gr. 8. Leipzig. Jakowitz. 1850. 

Wort, ein, fir Jetzt und die Zukunft oder 3 Reden Über Feudallaſten, abfo- 
Inte und conftitut. Monarchie und bie Errungenfchaften 20. geb. gr. 8. Eisleben. 
(Reiharbt in Comm.) 1850. 

Zeller, Delon.-Ratb Dr. E., die Bildung des Bauernftandes, eine ber brin- 
gendften Aufgaben der Staatsfürforge. geh. gr. 8. Darmſtadt. Jonghaus. 1850. 

Zimmermann, Oberfehrer Dr. Fr. M., auf welchen Grunde und mit wel- 
hen Mitteln ift die deutſche Volfsthiimlichleit zu neuem, dauernden Leben zu er- 
mweden? Eine Zeitfrage aus dem Gefichtspuntte der Natur bes deutfchen Landes 
und ber Gejchichte bes beutfchen Volles behandelt. geb. gr. 12. Nordhauſ. Blichting. 
1850. (1849.) 

Zur Beleudtung der preuß. Note 2c. geb. gr. 8. Frankfurt a. M. Li⸗ 
zius. 1850. 

Zur deutfhen Frage. geb. gr. 8. Leipzig. Matthes. 1850. 

Allhuſen, C. ©., allgemeine polit. Bolfsbelehrung für Jedermann. gebeftet 8. 
Kiel. Leipzig. (Mattbes. in Comm.) 1851. 
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Aus den hinterlaſſenen Papieren eines" deutſchen Patrioten, den 
Staatsmännern ber Gegenwart. geb. gr. 8. Coblenz. (Berlin. Schneider und 
Comp.) 1851. 

Beta, Deutfchlands Untergang und Aufgang dur Amerika. geb. gr. 8. Caſſel. 
Raabe und Komp. 1851. 

Braune, Dr. €. Ludw., Europa und Norbamerila im LXichte der Gegenwart. 
geb. 8. Grimma. Berl.-Compt. 1851. 

Bülau, Prof. Fr., das Jahr 1850, Zeitbetrachtungen. 1. und 2. unver. Aufl. 
geb. or. 8. Yeipzig. Hinrichs. 1851. 

Deſſewffy, Marzel Graf, der politiich -foziale Radikalismus der Neuzeit. In 
ieinen Doktrinen kritiſch beleuchtet. geb. 8. Wien. Leo. 1851. 

Deutfhland, eine Trias? 1. und 2. Aufl. geb. gr. 8. Berlin. Beit und 
Comp. 1851. 

Deutihlauds Zukunft und bie Stellung des deutſchen Adels zu berjelben. 

Döhner, Dr. Th., über die verberblichen Folgen rüdfichtsfofer Zerſtörung 
natürlicher Landes-Zuftände. Zweite verm. Ausgabe. geb. gr. 8. Leipzig. (Klinf- 
barbt in Comm.) 1851. 

Du Tarrys, Frhr. v. Laroche L., Die repräjentative Monarchie. Ein Ber- 
ſuch zur Löfung der deutſchen Frage. geh. 3. Freiburg i. B. (Biernfellner in 
Comm.) 1851. 

Edtns®, Yof. Frhr. v., der Einfluß ber berrichenden Ideen des neunzehnten 
Jahrhunderts auf den Staat. geb. gr. 8. Wien. Jafper und Comp. 1851. 

Europa und Nordamerila. I. Die allgem. Politik Machhiavelli's, ver- 
glichen mit ben politiihen Grundfägen und Einrichtungen ber vereinten Staaten 
von Rorbamerila. II. Tie Bereinigung ber Staaten Europa’s nach norbamerifan. 
Srundfägen. 12 Briefe an Dr. F. W. Ebeling von Dr. X. und Dr. B. in Sadfen. 
geb. 8. Leipz. Kollmann. 1851. 

Feuerbrände eines alten Mouardiften. I. Olmütz unb die fillen Coa⸗ 
lirten. geb. gr. 8. Berlin. Schulte. 1851. 

Sicquelmont, 8. Graf, Deutfchland, Deflerreih und Preußen. geh. gr. 8. 
Bien. Braumüller. 1851. 

Friede, E. Theoph., ber einzig mögliche Weg zur Republik. geb. gr. 8. 
Stolp. Fritſch. 1851. 

Harlart, Fr., Bürger- und Bauernfrieg. 2. Aufl. geb. gr. 8. Braunfchweig. 
Rover. 1851. 

Held, Brof. Dr. Joſ., Über die Nationalität im Allgemeinen und mit befon> 
terer Rüdfiht auf die gegenwärtigen in Deutſchland objchwebenden Berbäftniffe. 
geb. gr. 8. Würzb. Stahel. 1851. 

Knönagel, E., Autorität, nicht Majorität beherrfcht die Welt. Epiftel in 12 
Kapiteln wider den Aberglauben am Konftitutionalismus. geb. 8. Berlin. (Stubr. 
Zort.⸗Buchhandl.) 1851. 

Lamartine, U. v., zur fozialen Frage: Wie man den Revolutionen vorbeugt. 
geb. gr. 8. Aachen. ter Meer. 1851. 

Linden, E. Baron, kritiſche Beleuchtung unferer politifhen Zuſtände. geb. 
gr. 8. Augsb. (Kollmann in Comm.) 1851. 

Mäurer, Dr. German., Antbrofophie oder Menſchenweisheit. Ein Beitrag 
zur Löſung der politijchen, focialen, religidjen und pädagogijchen Fragen aller Zeiten 
geh. gr. 12. Frankfurt a. M. Lizius. 1851. 
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Monate, vier, außtoärtiger Bolitit. Mit Urkunden. geb. gr. 8. Berlin. Veit 
und Comp. 1851. 

Monats-Rundfhauen, zwölf politiihe vom Yuli 1850 bis dahin 1851. 
geh. gr. 8. Berlin. Schneider und Comp. 1851. 

Ob Defterreih — Ob Preußen? Hiftorifch = pofitifches Spiegelbild. geb. 8. 
Hamburg. Hoffmann und Campe. 1851. 

Defterreih, Preußen und Weſtdeutſchland im Dreiftaatenbunb. Eine 
Denfichrift. Mit dem Entwurf einer neuen Bundesverfaffung und eine Berfaffung 
für Die vereinten Staaten von Deutfchland. 2, Aufl. 2. Abth. geb. 8. Leipz. Spa- 
mer. 1851. 

Bayne, Thom., Rechte des Menfchen im Auszuge, nebft einer kurzen Biogra- 
phie Payne's und einer kritiſchen Beantwortung Über den Geift feiner Hauptichriften, 
mit befonderem Hinblid auf vorfiehendes Werl. Bon G. Trof. geb. 16. Leipz. 
Bibliogr. Anft. 1851. 

Bfiger, Dr. PB. A., Deutſchlands Ausfichten im Jahre 1851. geb. gr. 8. 
Stuttgart. Meter. 1851. 

Politik, unfere, und vier Wochen auswärtige Bolitil. Unbefangen beleuchtet. 
(Anf. Febr. 1851.) geh. 8. Leipz. T. DO. Weigel. 1851. 

Politik, die, der Berfühnung und die Solidarität der Regierungen. geb. gr. 8. 
Berlin. (Brandis in Comm.) 1851. 

Preußen und der Bunb. Privatbrief eines beutfhen Staatsmannes 2c. 
geb. 8. Bükeburg. (Wolper in Comm.) 1851. 

Prieſter, Juriſt und Soldat. Ein Blid in die Zukunft. geb. gr. 8. Berlin. 
Schneider und Comp. 1851. 

Romieu, M. X., das rotbe Gefpenft von 1852. Aus dem Franzdf. Mit einem 
preuß. Nachworte. geb. gr. 12. Berlin. Hayn. 1851. 

Romieu, dasſelbe. Nah ver 3. Aufl. des franzdf. Originals über, von 
Low. Fort. geb. 8. Grimma. Berl.-Compt. 1851. 

Romieu, dasf. franzdf. 1.—4. Edit. geh. 8. Berlin. Behr. 1851. 

Duandt, Joh. Glob. v., Gloſſen über Bolitif. geh. gr. 8. Leipzig. Brof- 
baus. 1851. 

Proflamationen und Verſprechungen beutfcher Fürſten. (1813—1849.) Mit 
einer Einleit. von Ed. Burkhardt. geb. 8. Leipz. Bibliopol. Anft. 1851. (1850.) 

Schmidt, Prof. Dr. W. Ad., Gefchichte der preußifch-beutichen Unionsbeftreb- 
ungen feit der Zeit Friedrichs d. Gr. Nach authentiſchen Quellen in diplomatiſchem 
Zujammenbange vargeftellt. 2 Abtb. geb. 8. Berlin. Veit und Comp. 1851. 

Schwarzenberg, Fürft, und Die Aufgabe ber Zeit. 1.—3. Aufl. geb. gr. 8. 
Berlin. Schulte. 1851. 

Schmwinger, Dr. Ant. H., Oefterreich, Breußen und Deutſchland. Mit einem 
Sendſchreiben an den Grafen Yicquelmont. geh. gr. 8. Leipz. (Prag. Ehrlich.) 

Stimme, eine, aus Defterreich. geb. 8. Wien. Greß. 1851. | 

Szecjen, Graf Ant., polit. Fragen der Gegenwart beſprochen. geb. ar. 8. 
Wien. Jaſper u. Comp. 1851. 

Teuthold, Adalgar., das Buch von der Freiheit. 1. u. 2. Abdr. geb. gr. 8. 
Frankfurt a. M. Auffarth. 1851. 

Unrub, 9.8. v., Erfahrungen aus ben lebten brei Jahren. Ein Beitrag 
zur Kritik der politiſchen Mittelparteien. 1. und 2. Aufl. geb. gr. 8. Magdeburg. 
Fabricius. 1851. 
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Verdienſt, das, und feine Anſprüche. Eine Zeitfrage 2c. geb. gr. 8. Wien. 
Benebict. 1851. 

Bon der deutfhen Föderation. geh. 8. Berlin. Scheider u. Comp. 1851. 

Weiß, Sigfr., zur beutfhen Staats- und Hanbelspolitif der Gegenwart. geb. 
gt. 8. Wien. Schaumburg und Comp. 1851. 

Widmann, Dr. Ab., bie Gejeße der fozialen Bewegung. geb. gr. 8. Jena. 
Raufe. 1851. 

Wochen, vier, auswärtiger Politit. Mit Urkunden. 1.—4. Aufl. geh. ar. 8. 
Ebendaſ. 1851. 

Zeichen der Zeit, 51. geb. 8. Wien. (Fafper u. Comp. in Comm.) 1851. 

Zur Berfändigung Über einige Zeitfragen. 1. Hft. 8. (Otterndorf.) Lingen. 
Jüngft. 1851. 

Aumerfungen zur neueften Literatur der Reaction. geh. gr. 8. Berlin. Beit 
und Comp. 1852. 

Aufruf zum Kampfe gegen bie befiruftiven Ideen der Gegenwart. Bon einem 
Aati-Doulanianer. 3. Aufl. gr. 8. Bremen. (Erp. d. Weders in Comm.) 1852. 

Bilau, Er, das Jahr 1851. Zeitbetradhtungen. geb. gr. 8. Leipz. Hin⸗ 
ride. 1852. 

Deutſchland gegenüber ber Kataftrophe von 1852. geh. 8. Berlin. (Branbis 
in Somm.) 1852. 

Dentihlandb und bie abenbländifhe Kivilifation. Zur Lünterung unferer 
politifchen und fozialen Begriffe. geb. gr. 8. Stuttgart. Göpel. 1852, 

Fiſcher, Fr. Rich, Stahl ein Jeſuit. Line kritifche Beleuchtung feines Vor⸗ 
trage x. geb. 8. Hamb. Hoffmann und Campe. 182. 

Eska, Antwort hierauf. geh. gr. 8. Schweidnitz. Heege. 1852. 

German, Gebt Adht! Oder die zweite Theilung Deutfchlands. geh. 8. Nürn⸗ 
berg. (Schiefler in Comm.) 1852. 

Gröger, 3., Öffentl. Borlef. des Herrn Prof. Brauiß über die Entwidlung 
ver beutfchen Nationalbildung während ber lebten hundert Jahre. geb. Ler. 8. 
Preslau. (Scholz in Comm.) 1852. 

Harkort, zweiter Bürger- und Bauernbrief. gr. 8. Elberfeld. Bädeker. 1852. 

Köllner, ©., das Jahr 1848. Zur Berföhnung von Freiheit und Autorität. 
sch. gr. 8. Gießen. Rider. 1852. 

Yafanrie, Dr., das letzte Rettungsmittel der Geſellſchaft ift der Banlerott. 
geh. gr. 8. Hamburg. Richter. 1852. 

Löff, S.,. das Wefen der Linken und der bemofvatiihen und conftitutio- 
zellen Zeitungs» nnd VBrochüren » Literaten. geb. gr. 8. Berlin. (Brandis in 
Semm.) 1852. 

Marr, W., Anardie ober Autorität? geb. 8. Hamburg. Hoffmann und 
Campe. 1852. 

Monats- Rundpfhauen, dieſ., vom Juli 1851 bis dahin 1852. Berlin. 
Scmeiber und Komp. 1852. 

Nachleſe und politifhde Umfhau 1852. geb. gr. 8. Münfter. 
Deitere, 1852. 

Nur das Chriſtenthum fann uns von ber Revolution befreien. Ein Beitrag 
in vorſtehender Schrift. geb. 8. Herzberg. Mohr. 1852. 

Pilgran, Fr., Zeitfragen. geb. gr. 8, Köln. Schmik. 1852. 

Neichien, Gtantereht, 13 
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Sendſchreiben eines Defterreichers an bie deutſche Nation. geb. gr. 8. Leipz. 
Remmelmann. 1852. 

Sperling, Reg.-R., liber die Nothwenbigkeit einer Aenberung in den Re— 
gierungsgrundſätzen, nebſt einer Kritif der Stahl'ſchen Schrift. geb. Lex. 8. Magde 
burg. Bänſch. 1852. 

Stahl, Geh. Yuftiz.R. Prof. Dr. Fr. Jul., Was iſt die Revolution? Ein 
Bortrag. geb. gr. 8. Berlin. W. Schulte. 3. verm. Aufl. 1852. 

Stirner, M., Geſchichte der Realtion. 2. Abtb. geb. gr. 8. Berlin. Allgem. 
deutſche PBerl.-Anft. 1852. 

Sulzer, Alt-Reg.-Rath Ed., ein Beitrag zur fung einer ber wichtigſten 
Sragen unferer Zeit. geh. gr. 8. Züri. Orell, Füßli und Comp. 1852. 

Trabudorff, 8.5. E., Über die Bedentung Berlins in der großen Krifis 
unferer Zeit. Ein Bortrag. geb. gr. 8. Berlin. W. Schulte. 1852. 

Widenmann, Dr. Gf., ein Wort über die Hoffnungen auf eine neue polit. 
Bewegung. geb. 8. Stuttgart. Becher. 1852. 

Morte, einige freundlidde, an bie verjchiedenen Parteien in Europa. Stuttgart. 
(Duaf in Kommt.) 1852. 

Briefe Über Staatstunft. geb. gr. 8. Berlin. Beffer. (Hert.) 1853. (1852.) 

Klüpfel, Dr. C., die deutſchen Einheitsbeitrebungen in ihrem geſchichtlichen 
Zuſammenhange dargeftellt. geb. gr. 8. Leipz. Mayer. 1853. 


Anhang: 
l. 
Dezügl. des neneren franzöfifchen öffentlichen Rechts vergleiche: 


(Gillot, C. L.,) Dictionnaire des constitutions de l’Empire fr. et du 
Royaume d’Italie. I-III. Par., 1806. 

Saalfeld, F., Staatsrecht von Frankreich. I. II. Göttingen. 1813 und 1814. 

Beauverger, E. de, Des constitutions de la France et du systeme poli- 
tique de l’Emperenr Napoleon. Par. 1852. 

(De la Vauguyon, Duc.) De la simplification des principes consti- 
tutifs et administratifs, ou commentaire nouveau 8. l. Charte constitutionelle. 
Paris. 1820, 

Mahul, A., Tableau de la constitution politique de la monarchie frangaise 
selon la Charte, ou resume du droit public des Francais. Par. 1830. 

Foucart, E. W., Elömens du droit public et administratif, ou exposition 
methodique, suivi d’un appendice contenant le texte des principales lois et 
ordonnances du droit public. Ed 3. I—IlI. Par. 1832. — Es befteht auch ein 
Auszug aus dem größeren Werle, unter dem Titel: Precis du droit public et ad- 
ministratif. 

Bouchen6 -Lefer, Droit public et administ. francais. I—V. Paris, 
1832— 1840, 

(Berriat St. Brix.,) Commentaire s. I. Charte constitutionelle. Par., 1836. 

Durat-Lasalle, Precis du droit des gens, droit de la paix, droit de la 
‘ guerre, droit public et administratif d. 1. France. Par. 1842. 
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Coiombel, des institutions de la France, considerees au double point 
de wne civile et politique. Par. 1846. 


Hello, C. H., du regime constitutionel dans ses rapports avec l'état, 


actuel de ia science sociale et politigue. Ed. 3. I. IL Par. 1845. 
Gupin, Constitution de la Republique fr., accoompagnee de notes som- 
mairement explicatives du texte. Ed. 2. Par. 1849. 


Berriat St. Brix F., Theorie du droit constitutionel francais. Esprit de ' 


Constitution de 1848. Par., 1851. 

Laboulage, E., La revision de la constitution. Par. 1851. 

Laferriere, M.F., Cours theorique et pratique da droit public et ad- 
ministratif avec la constitution de 1852. Ed. 4. I. IL. Par. 1854. Die erften 
Auflagen des Werkes find von 1839; 1841; 1849—1850. 


II. 
Werke über die öffentlich-rechtliche ſiteratur. 


Siehe: 

Bosins, A., de prudentia eivili comparanda diatr. isagog., sive biblio- 
theea politica contractata (angebrudt der Bibliographica historico-politico-philo- 
logiea. Germanop. 1695.). 

Woltersporf, E. G., Jahrbuch der gefammten Literatur und Ereigniſſe be- 
treffend die Grobeichreibung, Gefchichte, Wappen-, Miinz- und Staatenlunde, bie 
Staatswiflenfhaft..... von 1822—1825. Berlin. 1826. 

Helwing, E., Jahresbericht über die ftaatswiffenfchaftliche und camerafiftifche 
Literatur des Jahres 1853. Berlin. 1854. 

Außerdem vergl. die Berzeichniffe der neu erichienenen Werke, welche meh⸗ 
rere SZeitfchriften liefern. So namentlih Gerſtorf's Nepertorium; vie Ber- 
liner Piteraturzeitung; Zarnike's Centralbfatt; die Tübinger Zeitfchrift für Die ger 
ſammte Staatswiffenjchaft, welche die neue Literatur über ſämmtliche Staatswiflen- 
ihaften feit 1844 ſyſtematiſch verzeichnet. — Perfonalnachrichten über Schriftfteller 
finden fich in Jöcher's Gelehrten-Lerifon, in ber Biographia britannica, ber Bio- 
graphie universelle fammt ihreu Fortfeßungen u. dgl. 

Siebe ferner Über einzelne Theile der ftaatswiflenfchaftlichen Yiteratur: 

(Neumann, S. F. G. de), Bibliotheca juris imperantium quadripartita, 
sive commentatio de scriptoribus, quibus sumwmi imperantes utuntur... Norim- 
berg. 1727. 4. 

Barbosa Machado, Bibliotheca lusitana. Lisb. 1759. Fol. 

Bouginé, Handbuch der allgem. Literaturgefchichte. I-VI. Zürich. 1790—1812, 

Antonius. J., Bibliotheca hispana nova. Matr. 1789. Fol. Bd. II. 
3. 601. fg. 

Lamwät, H. W., Bibliographie intereffanter und nützlicher Kenntniffe. Halle, 
1790-17. ®Bb. L, 1. u. 2.: Statiftif, Politil und andere verwandte Gegenftänbe. 

Erſch, I. S., Literatur der Inrisprubenz und Politik mit Einfchluß der Ka- 
meralwiffenfchaften,, jeit der Mitte bes achtzchnten Jahrhunderts bis auf die neuefte 
Zeit. Neue Ausg. von T. Ch. Koppe. Leipzig. 1823. 

Enslin, Tb. Ch. %., Bibliotheca juridiea, oder Berzeihnig aller braud- 
baren... von 1700 bis 1823 in Deutfchland erfchienenen Werke in allen Theilen 
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ber Rechtswiffenfchaft und deren Hilfswiffenfchaften. Berlin. 1824. — Zweite gänz- 
(ich umgearbeitete Aufl. von W. Engelmann. 1750—1839. Leipzig, 1840. — Supple- 
mentheft, 1839—1848. Daf. 1849. 

Scletter, H. Th., Handbuch der juriftifchen Literatur in ſyſtematiſch⸗chrono⸗ 
logiſcher Orbnung von der Mitte des vorigen Jahrhunderts bis 1840. Leipz. 1840; 
2. Aufl. Leipzig. 1851. 

Walther, O. R., Handbuch der juriftifhen Literatur des neunzehnten Fahr- 
hunderte. Weimar. 1854. 

Für die Gegenwart ift bie berühmte v. Mohl'ſche Gefchichte und Literatur ber 
Staatswiffenfchaften, 3 Bde., das brauchbarfte und für jeden Freund ſtaatswiſſen⸗ 
ſchaftlicher Studien faft unentbehrliche Werk, 


II. 
Grundbegriffe 


allgemeinen $ltaalsredts. 


J. 
Begriff, Entſtehung, Untergang und Zweck des Staates.) 


1. Der Staat ift ein Organismus mit moralifcher PBerfönlichkeit. 

2. Er beruht auf einer fittlichen Nothwendigkeit, weil ohne ihn bie 
Menſchheitszwecke fich nicht realifiren Laffen. 

3. Seine natürlichen Grundlagen find Volk und Land. Vollsgemein- 
Schaft ift aber zur Stuatseinheit nicht nothwendig. Verſchiedenheit ber 
Bolksindividualität fchließt die Gemeinfchaft des Staates nicht aus. 

4. Die Entftehungsformen des Staates find verjchieben. 

a) Der Urfprung des Staates und Bolfes füllt zufammen. 

b) Das Volk ift vorhanden, aber das Bewußtſein ber ftantlichen 
Einheit entſteht erft fpäter. 

c) Die Bildung eines Volkes kann vorhergehen, vie Beſitznahme 
eines Landes nachfolgen. 

d) Ein Staat entfteht durch Verbindung mehrerer Staaten zu einem 
Staatenftante und 

e) durch Theilung eines größeren Staates. 

Die Aufhebung des Staates geht in analogen Weifen vor fich. 

5. Die verfchiedenen Anfichten über den Staatszweck laſſen fich auf 
zwei Haupttbeorieen zurückführen: 

a) der Zweck des Staates fällt zuſammen mit dem ber Weenfchheit 
felbft; er ift fomit, je nachdem man vom ibealiftifchen oder materiellen 


I) Bergi. über dieſe und bie ff. Lehren des allgem. Stantsrechts namentlich das 
nenefte Werl von H. Bifchof, Allgemeine Staatslehre, 18601861, nnd die dafelbit 
ausführlich dargeftellte Literatur. 
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Standpunft ausgeht, Verwirklichung der fittlichen been oder aber der 
leiblihen Wohlfahrt. 

b) Die entgegengefettte Theorie beftimmt als Zwed des Staates 
den Rechtsſchutz, die Sicherheit der individuellen Freiheit. Der Menſch 
foll neben dem Bürger gelten, er darf nicht im Staate aufgehen. 

Diefe letztere Theorie faßt den Zwed des Staates zu befchränft auf. 
Der Staat darf allerdings vom Menfchen nicht das Opfer der inbiwi- 
duellen Freiheit fordern; aber die bloße Erhaltung eine® georbneten Rechts⸗ 
zuftandes genügt nicht; der Staat muß folche Anftalten begründen, veren 
Heritellung für das einzelne Individuum nicht möglich ift. 

Demnach wird der Zweck des Staates beftehen müffen in der Reuli- 
firung der Rechtsordnung, in Beförderung aller andern Gefammtintereffen, 
in nationaler Unterftügung zum Zwede felbftthätiger freier Entwidlung 
bes Einzelnen und der Gefammtbeit. 

6. Der Staat als eine Vernunftorbnung ift feiner Natur nach uni- 
verfell und ewig. 


Vergleiche a über den Staat und bie bürgerliche Gefelljchaft über- 
haupt und 
b über ben Zwed des Staates: 


ad a. 


Schlözer, allgem. Staatsrecht. Göttingen, 1793. S. 31—78. 

Zadhariä, beutfhes Staats⸗ und Bundesrecht. Thl. I, p. 37, not. 2. 

Zöpfl, d. Staater., 8. 7. 

Bluntſchli, allgem. Staatsr., p. 61 in f. 

Maurenbrecher, beutjches Staater., 8. 18. 

vd, Duanbt, Gloſſen, p. 7. 

v. Mohl, die Geſchichte und Literatur ber Staatswiffenfchaften I, ©. 69 f. 

Held, a. a. O., 1. S. 102. 

ad b. 

Murhard, der Zmwed bes Staates, Kine propolitifche Unterfuchung im Lichte 
unferes Jahrhunderts. 1832. 

Zacharia, vierzig Bücher vom Staate. Thl. I. S. 148. 

9. 4. Zachariä, deutfches Staates und Bundesrecht. Thl. I. 8. 13. 

Wipperman, Beiträge zum Staatsredt. Th. I. ©. 54. f. 

Hagen, K., Fragen ber Zeit. Thl. IL 1845. 

Maurenbrecdher, Lehrbud. 8. 22. f. — 

Zöpfl, Grundfäge. 1. Thl. 8. 32. f. — 

Schmittbenner, zwölf Bücher. Thl. I. 8.5.6. — 

Bluntſchli, allgem. Staatsrecht. Thl. I. Cap. 3. — 

Klüber, öffentl. Recht. $. 1.2. — 

Stahl, Rechtsphiloſophie. Thl. II. Abth. 2. S. 102. f. und 112. f. 
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v. Haller, Reftauration. Th. I. S. 470. — 
Estoös, Einfluß der Ideen. Thl. I. S. 68. f. — 
Held, a. a. O., II. S. 277. 


U. 
Rechtsgrund der Hlaatsgewalt. 


1. Der Staat ift ein vernunftnothiwenbiger Zuftand, weil nur durch 
ihn Realifirung des Rechts und aller Menſchheitszwecke möglich ift. 

2. Der Staat ift aber nicht möglich ohne die Eriftenz einer höchſten 
Staatsgewalt. Worin liegt alfo der Rechtsgrund dieſer Stantsgewalt ? 

Einige erklären: 

1) Der Staat ift eine Naturordnung; er exiftirt, fobald feine Ele⸗ 
mente vorhanden find; ber Rechtsgrund feiner Eriftenz liegt in ver That- 
fache feines Dafeins und deſſen Nothwendigkeit. 

2) Die Anhänger ver religiöfen Theorie fagen, die Stantsgewalt be- 
ruht auf göttlichem Willen. 

Diefe Theorie Hat verfchievene Schattirungen, je nachbem erklärt 
wird: ber Staat ift unmittelbar ober mittelbar won Gott gegründet. 

3. Die Vertreter der Theorie der Gewalt behaupten, daß ver Staat 
aus dem Recht des Stärlern entipringe. Diefe Theorie charakterifirt aber 
nur die äußere Erjcheinung, nicht das Weſen ver Stantsgewalt; fie ver- 
wechjelt Macht und Factum mit Idee und Recht. 

4. Die älteren Schriftiteller fanden ven Rechtsgrund des Staates 
in ver Herrfchaft des erften Menfchen über feine Kinder, bie auf bie Re⸗ 
genten vererbt fein fol. Das Recht auf eine Familie kann aber nie auf 
eine Staatsverbindung Übertragen werben; bie Exiftenz ber Republiken 
bliebe ungerechtfertigt. Dieſe Theorie des Patriarchalprincips führt zu 
der irrigen Conſequenz, bie Einherrſchaft fei nur für ein unmündiges Volt 
geeignet. 

5. Andere binwiederum erklärten, ver Herr bed Bodens ift eo ipso 
politifcher Herr; ven Rechtsgrund ber Stantsgewalt erflärt dieß aber nicht. 
Diefe Batrimonialtheorie kann aufgefaßt werben als eine a) republifanifche, 
b) ariftofratifche und c) monarchifche, 

6. Diejenigen Theorieen enblich, welche eine ideale ober rationale 
Begründung des Staates in fich fchließen, finden den Nechtögrund ber 
Staatsgewalt in folgenden Momenten. 
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Die Einen erklären: 
a) Staatlihe Beherrfchung ift eine Bernunftnothiwendigfeit ; ihre An- 
- erfenmung enthält fofort ven Rechtsgrund bes Staates und der Staatögewalt. 

b) Andere fordern noch eine Willensnothwendigfeit, d. h. einen Ver⸗ 
trag, was zu der Vertragstheorie führt. 

Man unterjcheivet hier aber brei oder vier Verträge. 

a. Eine Mehrzahl von Menfchen, die außerhalb jeder ftaatfichen 
Berbindung ftehen, fchließen einen Einigungsvertrag (pactum unionis). 

ß. Vertragsweife wirb eine Verfaſſung beftimmt werben (pactum 
constitutionis). | 

y. Dan bat das Staatsoberhaupt gewählt und vertragsmweife fich 
ihm unterworfen (pactum subjectionis). 

d. Schließlich ift ein pactum receptionis nöthig, der Aufnahmsver⸗ 
trag für bie fpäter Kommenden. 

a) Allein: Durch die Geſchichte wird bie Vertragstheorie nirgends 
bewährt. Die Erfahrung bezeugt nicht, dag in ven frübeften Zeiten bie 
Unterthanen ven Fürften die Gewalt vertragsweife übertragen hätten, wobei 
fich die unhaltbare Vorausfegung eines Naturftandes einfchleicht, der dem 
Staate vorhergeht. 

6) Aber ſelbſt als Nechtstheorie ift die Vertragsivee irrthlimlich: ver 
Vertrag ift willfürlih, wer das pactum unionis nicht eingehen will, 
braucht es nicht einzugehen; während bie Staatsangehörigfeit doch eine 
Nothwenbigkeit bildet. 

y) Zudem Tann ber Einzelne nur für fich einen Vertrag abjchließen, 
nicht für Andere, 3. B. für feine Defcenben;z. 

6) Die Vertragstheorie rechtfertigt nicht das Weſen ver Beherrfchung, 
fonvern gibt nur die Form an, worin angeblich bei allen Völkern die 
Staatsgewalt zu praktifcher Beveutung kommt. Einer folhen Annahme 
bedarf es nicht. Die Eriftenz des Staates findet den vollitänbigften 
Rechtfertigungsgrund in feiner Vernünftigfeit. Der einzelne Staat ift 
aber begründet, wenn in einem beftimmten Kreife von Menſchen vie 
Staatsgewalt zum Zwed ber Beberrfchung anerkannt ift, gleichviel 
in welchem Grabe die Rechtsidee in ver Gemeinjchaft zum Bewußtfein 
gelommen. 

7. Mithin Tiegt der ideale Grund ber Giltigfeit der Staatsgewalt 
in ihrer Bernünftigfeit, während der Hiftorifche Grund ihrer Geltung ihre 
Eigenſchaft als Macht ift. Der Rechtstitel für die Legitimität der Ver⸗ 
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faffungen und bes Regierungsrechts in einem beftimmten Stante hängt 
von den jeweiligen eigenthümlichen concreten Umftänven ab. 

Bergleiche hierüber: 

Weitzel, Geſchichte der Staatswiflenihaft. Il. Bbe. 1830. 1838. — 

v. Raumer, geſchichtliche Entwidlung ber Begriffe von Recht, Staat und 
Politik. 2. Aufl. 1832. — 

3adariä, vierzig Bücher. Bb. II. S. 61: f. 

Schmittbenner, zwölf Bücher. Bd. I. S. 10, f. und Bd. VII. ©. 26. f. 

Stahl, Rechtsphiloſophie. Thl. I. Abth. 2. S. 137. f. — 

Zadartä, deutſches Staats- und Bundesr. Thl. I. 8. 15—17. 

Zöpfl, Grundſätze ꝛe. Thl. I. 8. 34—44. 

Bluntſchli, allgem. Staatsr. Th. I. S. 235. — 

Eötvös, ber Einfluß ber berrfchenden Ideen. Thl. II. S. 58, f. — 

Morgenfleru, Menſch, Bollsichen und Staat. Thl. I. 8. 30. 

Herold, ®., Darſtellung und Kritil der Staatsrechtstheorieen, in ber beutjchen 
Sıerteljahrsichrift. Jahrg. 1856. Hft. 1. S. 1.70. — 

Held, a. a. O., 11. S. 288. 


II. 
Don den Slaatsformen. Don der Segitimität. 


1. Unter Staatsform verfteht man die Außere Geſtalt der Beherrfch- 
ungsform. 

Schon hei den Alten findet fih eine Eintheilung ber Staatsformen, 
welche vom herrfchenden Organe ausgeht. 

Danach werben unterfchieben : 

a) die Monarchie, 

b) die Ariftofratie ober die Herrfchaft der ansgezeichneteren Minder⸗ 
beit im Bolfe, 

c) die Demokratie over die Herrfchaft ver Mehrheit. 

Diefen drei fogenannten rechtmäffigen Stantsformen wird entgegen- 
geftellt : 

a) die Deipotie, 

b) bie Oligardhie, 

c) die Ochlofratie. 

Zu den drei rechtmäffigen Staatsformen tritt noch bie Theofratie, 
wenn Gott felbjt ale Regent vom Volke gedacht wird. 

2. Als weitere Staatsform fingirte man fich nachmals eine aus ben 
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drei erſten Staatsformen zufammengejegte Staatsform, in welcher bie 
oberfte Regierungsgewalt felbft zwiſchen dem Monarchen, der Ariftokratie 
und dem Volke getheilt wäre. 

3. a) In der Theofratie eriftirt immer ein Priefterregiment, fei es 
mit oder ohne König, Bon politifcher Freiheit kann in ihr kaum bie 
Rede fein; weßhalb fie namentlich dem germanifchen Sinn wiberftrebt bat. 

b) In der Demofratie ſteht die Subftanz der Staatögewalt ven 
Bürgern zu, kraft eigenen Intereſſes, wobei das Majoritätsprincip im 
Gegenfage zum Autoritätsprincipe herrſcht. Während aber die antike Des 
mofratie bie Freiheit Aller in der politifch gleichen actuellen Herrſchaft 
Aller fuchte, gehen bie modernen Demokraten von der individuellen Frei⸗ 
beit der Einzelnen aus, wovon fie möglichft wenig an ben Staat ab- 
geben wollen. " 

Es gibt zwei Arten von Demofratieen: 

a) die unmittelbare, in welcher die Mehrheit herricht und jeder Bür⸗ 
ger realen Antheil Hat an ber Regierung. Die Bafis diefer Form ift 
das Princip ber Zahlgleichheit, 

6) die repräfentative oder moderne Demokratie, in welcher die Aus: 
übung ber Stantsgefchäfte immer durch Repräfentanten und Beamte des 
Volkes gefchieht; während jedoch das Volf Träger der Souveränetät bleibt 
und einzelne wichtigfte Acte der Ausübung nicht an bie Repräfentanten umd 
Beamte gewiefen find, fondern unter ver Abftimmung ber Bürger ftehen. 

c) Das ideale Princip der Ariftofratieift die Herrfchaft der ebleren 
Beſtandtheile des Volkes über die Uebrigen kraft der beſtehenden Verfaffung. 
Sie kann in ihren Trägern auf Erblichleit over einem anderen politifchen 
Principe beruhen, 3. B. auf Wahl. 

d) In der Monarchie fteht das Necht zur öffentlichen Gewalt im 
Staate einem phyſiſchen Individuum kraft eigenen Rechtes zu, fo daß 
ber Monarch nicht in Folge eines Mandats vie Gewalt ausübt. Dieſes 
ift das Autoritätsprincip. In den modernen Staaten gibt es zwei Arten 
von Monarchieen: 

a) bie abjolute, in welcher die Ausübung der Regierungsgewalt lediglich 
dem Willen des Regenten überlaffen ift. Obwohl e8 aber im abjoluten Staate 
gegen den Mißbrauch ver Staatsgewalt Feine verfaffungsmäffigen Garan- 
tieen gibt, fo pflegt doch auch hier ein Stantsgrundgefeß oder wenigſtens 
ein Staatsfundamentalherkommen zu exiftiren, . 

6) die befchränfte Monarchie oder die moderne conftitutionelle Mo⸗ 
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narchie, die Bermittlerin ver Yebensmonarchie und der abfoluten Monarchie, 
angeblich eine Berföhnerin von ‘Demofratie und Monarchie. — Ihr Wefen 
bejteht darin, daß zwar das Herrichaftsrecht Einem Individuum zufteht, 
aber mit folchen Inſtituten umgeben ift, daß ein Mißbrauch rechtlich nicht 
möglich ift, und eine folhe Summe von Unterthanen-Recht befteht, die 
mit der Eulturftufe des Volkes vereinbar ift. 

Diefe Art von Monarchieen bat in Europa das Uebergewicht erlangt. 

4. Die Yegitimität, im fubjectiven Sinne, beruht wie das Necht 
überhaupt auf ber Rechtsüiberzeugung des Volkes, durch welche Die Recht: 
mäjligfeit der Staatsgewalt fowohl mit Beziehung auf die Zuftändigfeit, 
als den Umfang ver Gewalt begründet wird. 

Die thatfächlichen Momente, welche auf die rechtliche Ueberzeugung 
von der Legitimität Einfluß haben, Tönnen fehr verjchieden fein; die ge 
ihichtlichen Nechtstitel des Regentenrechts Laffen fich auf fünf Claſſen re 
tuciren: es beruht 

a) auf der Autonomie des Volkes, wie in der republifanifchen Staats⸗ 
verfaffung, und in ver vom Volke autonomifch errichteten ober wieber 
bergeftellten Monardie; 

b) auf ver Autonomie des Fürften, welcher die Macht hat, dus Re⸗ 
gentenrecht zu verlangen, wie 3. B. ber Eroberer; 

c) auf der Anordnung einer höhern Aucterität, 3. B. des Kaifers, 
welcher auf Fürſten das Regentenrecht überträgt; 

d) auf dem Vertrag, wie 3. B. in ber Wahlmonardhie; 

e) auf unvorvenklichen Beſitzſtand. 


Bergleiche iiber dieſe Lehre: 


Weiß, deutſches Staatsredht. 8. 31. 222. 236. — 

Zöpfl, Orundf. des allgem. und deutfchen Staater. Thl. I. 8. 59. j. — 
Maurenbrecer, deutſches Staatsr. S. 55. 56. 57. — 

Zachariä, deutiches Staatsr. Thl. I. 8. 21—23. — 

Bluntſchli, allgem. Staatsredt. Thl. I. S. 44. und 150. f. — 
Levita, die Bollsvertretung. „S. 19. — 

Morgenftern, Menſch, Bolksleben und Staat. Thl. II. 8. 148. f. 
Rönue, Staatsrecht der preuß. Monarchie. Bd. I. S. 105. not. 2, — 
Held, a. a. D. II. ©. 338. 
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| IV. 
Aeber die Sigenfhaflen der Staatsgewalt. 


Der Inhaber der öffentlichen Gewalt muß diejenige Gewalt befiten, 
bie zur Erreichung der Staatszwede nöthig ift. Die Staatsgewalt ift fomit 

a) die Eine und untheilbare; 

b) eine von jeder andern Gewalt unabhängige, eine in biefem Sinne 
abjolute; j 

c) eine ununterbrochene und unmwiberftehliche; 

d) eine durch einen unverantwortlichen, unverleglichen und inappellablen 
Träger repräfentirte, welcher an fremde Geſetze nicht gebunden und Ur- 
quell aller Rechte ift. Die Staatsgewalt ift jedoch feine abfolute Gewalt 
im Sinne der Willfürherrfchaft, weil eine rechtliche Gewalt; mit ver Be 
grenzung des Negentenrechtes beginnen die Volksrechte. 

Siehe namentlich: 

Zahariä, vierzig Bücher. Thl. I. S. 119. f. — 

Stahl, Redtsphilofophie. Bd. II. Abth. II. S. 64. f. — 

Klüber, Bffentl. Redt. 8. 99. f. 

Maurenbreder, Lehrb. 8. 40. f. — 


Zachariä, dentſch. Staats- und Bundesr. Thl. I. 8. 19 und 20. 
Held, a. a. O. I. ©. 305. 


V. 


Don den Rechten und Ziunchionen der Staalsgewalf und 
der Sonderung der verfhiedenen Staatsgewalten. 


1. Das Staatsoberhaupt repräfentirt den Staat, indem e8 den all- 
gemeinen Willen ausfpricht. 

2. Die Staatsgewalt ift eben dadurch auch befugt, die natürliche 
Treiheit der Unterthanen zu befchränfen. Die Rechte nun, die aus dem 
Begriff der höchſten Gewalt felbft hervorgehen, nennt man Hoheits⸗, 
Majeſtäts-, Souveränetäts-Rechte oder Regalien. 

3. Die Hobeitsrechte find: 

a) formale oder allgemeine, 

b) befonvere oder materielle. 
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4. Unter ven materiellen Hobeitsrechten begreift man die Nechte der 
Staatsgewalt, welche ſich aus ber Anwendung der allgemeinen Hoheits- 
rechte auf bie concreten Verhältniffe ergeben. Es gibt daher fo viele be- 
tondere Hobeitsrechte, als e8 Richtungen der VBolfsthätigkeit gibt. In jedem 
beſondern Hoheitsrechte können aber alle allgemeinen thätig werben. 

5. Die allgemeinen Hoheitsrechte beftehen 

a) in der Leitung ber Staatsbürger nach Geſetzen (geſetzgebende 
Gewalt), 

b) in ver Vollziehung der im Gefege angeorbneten Maßregeln (voll- 
sichende Gewalt), 

c) in ber Aufficht über Alles, was auf ben öffentlichen Zuftand Ein- 
fluß hat (oberauffehende Gewalt), 

d) im Schuge ber Rechte und ber Freiheit (richterliche Gewalt). 

6. Der richtigen Anficht nad) kann alfo die Form, worin bie Stants- 
gewalt bei jedem materiellen Hoheitsrechte einwirkt, blos eine zweifache ſein: 

a) Legislation oder 

b) Adminiſtration, Geſetzgebung over Vollziehung; Oberaufſicht und 
richterliche Gewalt gehören zur vollziehenden Gewalt. 

Vergleiche: 

Jordan, Berſuche üb. allgem. Staatsr. S. 209. f. — 

C. ©. Zachariä, vierzig Bilder v. Staate. I. ©. 119. fi. — 

Schmitthenner, über die Eintheil, der Staatögewalt, in Billau’s Jahrb. 
1841. Septbr. ©. 24-273. — 

Klüber, öffentl. Redt. 8. 99—103. — 


Manrenbrecher, Lehrb. 8. 40, fi. — 
Zadariä, a. a. O., l. S. 65. 


VI. 
Vom Wefen und Charakter der Staalsverfaſſung. 


1. Die Staatsverfaſſung iſt der Inbegriff der in einem Staate rück⸗ 
ſichtlich der Beherrſchungs⸗ und Regierungsform, d. h. rückſichtlich der 
Organiſation der Staatsgewalt und der Volksrechte und ihres gegenſei— 
tigen Verhältniſſes, geltenden Rechtsſätze. 

2. Aus der Idee des Regenten folgt, daß bei jeder causa publica 
die öffentliche Gewalt thätig iverden muß. Dadurch wirb aber nicht aus⸗ 
geichloffen, daß das Bol felbft an ven politifchen Angelegenheiten Antheil 
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nehme. Diefe Theilnahme des Volkes kann eine verfchiebene fein. Ihr 
Dofein oder Mangel entfcheidet über das Wefen der Freiheit oder Unfrei- 
heit ver Verfaſſung. Die Verfaffung iſt frei, wo das Volk felbjtthätig 
an den politifchen Angelegenheiten Theil nimmt (vermöge ber Staatsgrund- 
gefege) und fomit die Rechte des Regenten befchräntt. 

3. Die Verfohievenheiten in ven focialen Stellungen haben gewöhn⸗ 
lich eine Ungleichheit in ver Theilnahme an den öffentlichen Rechten berbei- 
geführt. Auf bejtimmte Formen laſſen fich dieſe Differenzen nicht zu« 
rüdführen. . 

Diejenigen im Volke, welchen die volle Theilnahme an ben politifchen 
Angelegenheiten zujteht, heißen Bollbürger ; die ganz davon Ausgefchloffenen 
Schußgenoffen oder Beifaffen. Zwifchen viefen beiden Ertremen gibt es 
Mittelftufen — Bürger fchlechthin, im Gegenfage zu den Activ-Bürgern. 

Hierans ergibt fich die Ungereimtheit der Trage: ob bie monarchiſche 
oder republifanifche Verfaffung freier oder beſſer fei. 

4. Das Wefen einer freien Verfaſſung hängt aber nicht blos davon 
ab, daß allen Staatsbürgern Theilnahme an den öffentlichen Angelegen- 
heiten zufteht, fonvdern auch von dem Umfang ber Theilnahme und ber 
garantirten Volksfreiheiten. 

Die Theilnahme wird eine verfchievene fein, nach den Objecten ber 
Thütigfeit der Staatsgewalt. Doc ift die Zahl der Objecte, welche ber 
Mitthätigfeit des Volles völlig entzogen find, immerhin eine geringe. Die 
Mitthätigkeit bezieht fich nicht blos auf Gefeßgebung, fondern auch auf 
bie Verwaltung; barin befteht die größere Freiheit ver englifchen Ver⸗ 
faffung vor den übrigen europäiſchen Verfaffungen. Wenn bie einheitliche 
Souveränetät ſich nach verfchiebenen Richtungen auflöst, fo kann bei jeder 
biefer Grundgewalten eine Theilnahme bes Volfes Statt finden, (wie 3.2. 
die Geſchworenen einen Theilnehmer an ber richterlichen Gewalt bilden). 
Niemals aber läßt fich ein Antheil des Volkes an öffentlicher Gewalt 
benfen, ber über der Gewalt des Souveräns oder von biefen unabhängig 
baftehen würde. 


Siehe namentlich) : 
Ueber den Werth der verfchiebenen Verfaffungsformen handelt auch Cicero de 
repub. I. 26. 
Platon de repub. L. VII. 
Siehe dazu die Anmerkungen zur-Lehre von ben Staatsformen (III.). 
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VII. 


Bon der vollſtändigen und unvollſtändigen Staalsgewalt. 
Don der SHouveränefät. 


1. Yerer Beamte übt einen Theil der öffentlichen Gewalt aus, wäh 
rend das Recht felbft dem Staatsoberhaupte gehört. Factiſch entfteht 
dadurch eine Theilung ber öffentlichen Gewalt. Diefe kann nun auch fo 
vorfommen, daß es nicht von der Willkür des Staatsoberhauptes abhängt, 
eb und wie er die Ausübung auf Andere übertragen will; daß nach ver 
Berfaſſung Beitandtheile der Gewalt an qualifizirte Perfonen unwiberruf- 
ih vom Staatsoberhaupte übertragen werben müffen, woraus rür biefe 
Perfonen ein eigenes politifches Necht refultirt. 

Eine ſolche Theilung ber öffentlichen Gewalt Tann bei jeder Staats» 
jerm vorkommen. Am eigenthinnlichiten Hat fich biefe Art der Theilung 
im germanifchen Feudalſyſtem des Mittelalters, fowie im fpätern Landes⸗ 
hoheitsſyſtem ausgebildet. Man verfteht nämlich unter Feudalſyſtem bie 
Berfaffung, die im Mittelalter im ganzen chriftlichen Europa galt und 
tie darin beftund, daß der römiſch-deutſche Kaifer als Herr ver Chriften- 
beit galt und man ihm eine höhere Stantsgewalt beilegte, als den anbern 
chriſtlichen Staatsoberhäuptern. Mit diefer Anficht hing das Wort ver 
Souveränetät zufammen. Es gab chriftliche Fürſten, die eine Eremtion 
von ber fuiferlichen Oberboheit behaupteten, ohne das Luiferliche Recht an 
jich zu beftreiten ; welche erflärten, daß ihnen jo viel Macht zuftehe, als 
tem Kaifer, die suprematia. ‘Der Ausdruck Souveränetät bezeichnet alfo 
eine ſolche Gewalt, bie keine höhere öffentliche Gewalt über fich hat. Man bezog 
dieſen Ausdruck nicht auf Das Verhältniß des Regenten zum Volke, fonvern auf 
des Staates äußere Stellung. Später kam ein arberer Sprachgebrauch auf. 

Mean verftand nämlich unter Souveränetät das ftaatliche Verhältniß 
in welchem das Volk von jeder ſelbſtſtändigen Zheilnahme an Stantsan- 
gelegenheiten verfaſſungsmaſſig ausgefchloffen ift. 

Demnach wird fouveräner Fürft nur der genannt, welcher an bie 
Mitwirkung des Volkes bei der Regierung nicht gebunden ift und Son: 
veränetät in Sinne der Autofratie ober des Abfolutismus befikt. 

3. Dem beutichen Staatsrechte ift dieſe Bedeutung ber Sonberäne- 
tät nicht ent|prechend. 

Nach deutſchem Staatsrecht kann Eingefchränftheit der Staatsgewalt 


nicht ausgeſchloſſen werden. Der rechtliche Begriff der Souveränetät iſt 
Reichlen, Staaterecht. 14 
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der, daß fie eine Staatsgewalt bilpet, beren Inhaber unabhängig nad 
Außen, dagegen im Innern des Staates befchränft: ift. 

Der moderne Repräfentativftaat weiß nichts vom Abfolutismus ber 
Staatsgewalt. 

Vergleiche: 

Leiſt, deutſches Staatsrecht. 8. 16. 

Klüber, öffentl. Recht. 8. 98. Not. b. 8. 238. Rot. b. 

Jordan, deutſches Staatsrecht. 8. 48. 

Maurenbrecher, deutſches Staatsr. 8. 29. 61. 

Weiß, dentſches Staatsr. 8. 236. f. 

Zahariä, dentſches Staatsrecht. Thl. I. 8. 14. 

Bluntſchli, allgem. Staatsr. Thl. I. S. 67. und II. ©. 385. f. 

Zöpfl, deutſches Staatsr. Thl. I. 8. 46. 54. 55. 

Pernice, H. B. A., Summum principum Germanicorum imperium etc. Halae. 1855. 

Rönne, Staatsrecht der preuß. Monarchie. Br. I. S. 106. Rot. 3. 

Held, a. a. O., II. ©. 233, 


VI. 
rien der Houveränefdt. 


1. Der Regent ift nicht Mandatar ober ‘Depofitar einer andern Ge⸗ 
walt. Die Frage, ob es eine Staatsfeuveränetät gibt, muß aljo verneint 
werben. Auch in ver Republik gibt e8 neben ber Volksſouveränetät feine 
davon verfchievene Staatsfouveränetät. 

Die Stantsgewalt ift ja Feine Gewalt des Staates, fondern eine 
Gewalt im Staate. Im ftantsrechtfihen Sinne Tann nicht der Staat 
felbft fonverän genannt werben; er hat nur neben einen Sonverän. Der 
Ausdruck „fouveräner Staat“ wird nur in völferrechtlichem Sinne ge- 
braucht, da der Staat ohne Souverän als Perſon nicht gebacht werben kann. 

Die Souveränetät ift alfo blos Fürftene ober Regenten- ober aber 
Bolfsjouveränetät. Coeriftenz der Souveränetäten ift unmöglich. ‘Daher 
kann man auch nicht von einer Majeſtät des Volles neben ber Souver- 
Anetät des Regenten reben. 

3. Hievon wollte man neuerbings eine Nationalfouveränetät unter- 
fcheiden, welcher man verfchiebene Bedeutungen beifegte, nämlich 

a) Die Auffaffung der englifchen Berfaffung, wornach bie höchſte 
Gewalt dem Staate, dem Parlamente mit dem Könige an ber Spike an- 
gehört, während daneben der König auch eine inpivibuelle Souveränetät 
befigt. Eigentlich Liegt in dieſer Auffaffung nur die Anerfennung bes 
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Resolutionsrechtes, und man Tann zweifeln, ob England als eine Monar- 
hie zu betrachten fei. 

b) Ferner wurde unter Staatsfouneränetät ein Necht der beutfchen 
Ration verftanden, die deutſche Gentralverfaffung zu verändern, um ben 
Pertikularismus aufzuheben und die Gefammtverfaffung in ver Richtung 
auf ben Einheitsſtaat oder das Reich zu geftalten. Allein fo lange einer 
Rationalverfammlung nicht die Gefammtfouveränetät von ihren bermali- 
gen Inhabern in Deutſchland Übertragen worden ift, oder fie fich nicht 
in beren Befig gefett Bat und darin behauptet: befteht Feine Geſammt⸗ 
jouveränetät. Der leitende Gedanke enthält vie Anerkennung einer Idee, 
deren nothwendige Realifirung man zugefteht, eine ftaatsrechtliche Prätenfion. 

c) Dagegen wird man wohl in der Bebeutung von einer National- 
jonveränetät reden Fönnen, daß man darunter die Berechtigung des Vol⸗ 
fes verſteht, wirffam zu werben, wenn bie Fürftenfonveränetät aufbörte 
oder rubte, fo daß bem Volle pas Recht zufteht, eine Eonftitution zu ſchaffen. 
Denn ohne ven Alt einer folchen Nationalfouveränetät Könnte der Staat 
nicht fortdauern. In den regelmäffigen Verhältniſſen, befonbers ver Monar- 
chie,ift diefeRationalfouveränetät latent und geht auf in der Fürftenfouveränetät. 

4. Man bat die Souveränetät auch al8 Eigentum des Souveräns, 
dominium politicum bezeichnet. Dadurch joll der Souverän von ben 
Beamten als Manbataren unterfchieven werden. An Dominium im pri- 
vatrechtlichen Sinne kann hiebei nicht gedacht werben. Die Souveränetät 
it vielmehr nach richtiger Anficht das höchſte politifche Immobiliarrecht. 
Daber bifdet die thatfächliche Vorausſetzung für die Möglichkeit der Regier- 
mg ver Beſitz des Landes. Diefes ZTerritorial-Princip ift jeboch wohl 
zu unterfcheiven vom Patrimonialſtaate. 

5. Wenn e8 nun Feine Staatsfounveränetät gibt, fo fteht Dennoch 
dem Staate Berfönlichkeit zu, weil er eine moralifche Perfon iſt. Diefe 
Perfäntichkeit ift Hanblungsunfähig und wird handelnd bloß in ver Berfon 
des Regenten und der von ihm beftellten Beamten. Unter Rechten des 
Staates verſteht man alfo bie Rechte des Staatsoberhauptes, 

Vergleiche : 

Klüber, Öffentliches Recht. S. 1. Not. b. und 280. Not. d. 

Bluntſchli, allgem. Staatsrecht. Thl. IL S. 337. f. 

Zachari ä, deutſches Staatsrecht. Thl. I. 8. 18. 

Zöpfl, Grundſätze des allgem. und deutſchen Staatsr. Thl. I. 8. 54—60. 


Held, a. a. O., J. S. 271. 
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IX. 


Staafsunionen. 


1. Sowie dur Einigung Einzelner diefe in Verbindung Tommen, 
fo fünnen mehrere einzelne Staaten in eine Verbindung treten und dem 
Stuatenftante feine Gründung geben. Das Bebürfniß folcher Verbindung 
(Staatenfyften, zufammengefegter Staat) hat ſich von jeher bei jtamm- 
verwanbten partikularifirten Staaten gezeigt. 

2. Der Berein kann zu einem einzelnen Zwecke oder für mehrere, 
aber einzelne beſtimmte Zwecke eingegangen fein. Unter mehreren Staa: 
ten entjteht dadurch bloß eine völferrechtliche Verbindung. Iſt dieſe für 
eine beſtimmte Zeit gefchloffen, fo heißt fie Allianz. Die Verbindung kann 
aber auch auf die Dauer abgefchlojfen werden, ohne Begründung einer 
gemeinfamen höheren Gewalt, die alle Staatszwede befaßt, mit Bildung 
einer Gollegialgewalt und unter Fortbeftand der Souveränetät der Glie⸗ 
berjtaaten, welche nur eingefchränft wire, fo weit bie bedungenen Zwecke 
der Union e8 fordern. Dieſe Vereinigung ift der Föberativftaat, die Eid- 
genoffenschaft, der Stuatenbund. Der Zwed ber Föderation befteht ge- 
wöhnlich in einem Schutz⸗ und Trutzbund gegen Auswärtige. Es kann 
aber die Bundesgewalt in Folge des Stiftungevertrags fich auch auf in- 
nere Angelegenbeiten der verbundenen Staaten beziehen; bie verbundenen 
Staaten bilden dann eine Gefellfchaft für beftimmte politifche Intereſſen, 
ohne Entjtehung eines doppelten Unterthanenverbandes. 

3. Durch Verbindung mehrerer Staaten kann eine höhere Staats: 
gewalt mit zwingender Macht gegen vie Gliederſtaaten begrlindet werben. 
Die Centralgewalt iſt Oberftuatsgewalt. Die Theilftantsgewalten Fönnen 
nur injoweit regierungsthätig werben, als die Geutralgewalt fich mit dem 
Gegenftande nicht befafjen will over darf. Das Subject der Obergewalt 
ift entweber ein phyſiſches Oberhaupt oder die Gefanmtheit der vereinigten 
Glieder felbft. Im erften Falle heißt man das Staatenſyſtem eich oder 
Union, im legten Falle Bundesſtaat, eine Stantsvereinigung, nicht bie 
eine völferrechtliche Vereinigung. 

4. Der Bundesſtaat unterfcheidet fich dadurch vom Staatenbund, 
daß er notbwendig auch die innern Angelegenheiten in ven Kreis feiner 
Thätigfeit zieht, während der Staatenbund vorzüglich nur eine Föderation 
gegen Auswärtige berfteltt. Auch fällt bein Bundesſtaat die Mifitärgewalt 
und die auswärtige Hoheit in den Kreis ber Thätigkeit ber Centralgewalt. 
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5. Der deutſche Bund ift ein Staatenbund, ver fich oft dem Bun- 
desſtaate nähert: ALS Kegel gilt, daß vie beutfchen Staaten nur völfer- 
rechtlich vereinigt find. 

Bergleiche: 

Leift, Lehrbuch. 8. 27. 

Klüber, öffentl. Recht. $. 82. 

Jordan, Lehrb. Thl. I. 8. 43. 

Maurenbreder, Lehrb. S. 61. 

H. A. Zachariä, deutfches Staater. Thl. I. 8. 25. f. 

Bluntfchli, allgem. Staatsr. Thl. J. S. 129. 

Zöpfl, Srundf. 8. 62. |. 

P. A. Pfizer, Über die Entwidlung bes Öffentl. Rechts in Deutfchland. (Stutt- 
gart. 1835.) ©. 41. f. 

Sneltf, Handb. des fehweizerifh. Staater. Thl. J. S. XX. f. 

Bluntſchli, bie fehweizerifche Eidgenoſſenſchaft ꝛc. Götting. 1848. 

E. Reimann, bie vereinigten Staaten von Nordamerika im Uebergange vom 
Staatenbunde zum Bırndesftaate (Weimar. 1855.) 

Morgenftern, Menſch, Bollsleben ꝛc. Thl. II. S. 527. 528, 

R. v. Mohl, Seid. und Fiterat. Thl. L S. 560. 

Rönne, Staatsr. der preuß. Monardie. Thl. L ©. 113. 

Held, a. a. D. 1. S. 390. 

Oppenheim, Syftem bes Völkerrechts. 8. 6. f. 

Klüber, europäifches Völkerrecht. Bb. I. 8. 27. 28. 


X. 
Don den Arten der Staats- und Verfaſſungsgeſetze. 

Man kann zwei Hauptbeſtandtheile des beftehenden Verfaffungsrechts 
unterfcheiven. 

1. Diejenigen Principien, welche Durch bie ſocialen Verhältniffe ver 
Nation gegeben find. Es find dieß die Anerfennungen, Die den Rechts— 
grund der Staategewalt des Negenten, fowie die Form des Staates be- 
ftimmen , bie Grenzen der NRegentenmacht und die politifchen Organe. 
Tiefe Brincipien nennt man Grunpverfaffung ; die Grundverfaffung beruht 
auf Grundverträgen ober Grundgefegei. 

2. Organ. Gefege, d. i. folche, die innerhalb ber Grundgeſetze bie 
Berfafjung im Einzelnen ausbilden. Sie beruhen auf der organifirenden 
und conjtituirenden Thätigkeit des Geſetzgebers. 

Vergleiche: 

Zachariä, aa. O., Thl. J. 8. 33. und Thl. II. 8. 155. f. 

Zöpfl, a. a. O., Thl. II. ©. 335. 382. 


Bluntſchli, a. a O., Th. T. ©. 316. f. 
Held, a. a. O., U. ©. 5. 


214 It. Grundbegriffe des allgemeinen Staaterechte. 


XI. 
Die monarhifhe Derfaffung. 


1. Das Wefentliche des Königthums befteht darin, daß die Staate- 
gewalt auf die Berfon des Regenten übergegangen ift. Die Staatögewalt, 
weil nicht Eigenthumsrecht, erleidet aber keinen Eintrag, wenn neben ben 
Regenten noch andere publiciftifche Subjecte vorhanden find. Die Auto: 
rität de8 Monarchen bleibt freilich pie höchſte. 

2. Aus dem meonardifchen Principe folgt: 

a) Perfönliche Unverantwortlichkeit, Heiligkeit und Unverleglichkeit 
des Regenten. 

b) Befig der gefammten Staatsgewalt ohne reale Theilung. 

c) Der Monarch ift Quelle aller öffentlichen Gewalt im Staate. 

d) Er regiert felbft und ift lebendiges Organ der Staatsgewalt, 
herrſcht alfo nicht nur durch feine Minifter. 

e) Eine Aenverung in der ftantlihen Ordnung kann nicht ohne und 
nicht gegen den Regentenwillen gejchehen und erheifcht deſſen Sanction. 
Dagegen fchließt das monarchiſche Princip die Theilnahme politifcher Or: 
game nicht aus, welche die Grundlage der Altern beutjchen Ständeverfafl- 
ung, wie auch ber der germanifchen Stantsentwidelung angehörigen wahrhaft 
conftitutionellen Monarchie bildet. Die conftitutionelle Monarchie ift aus 
ber landſtändiſchen Verfaffung entfprungen, enthält aber eine Ausdehnung 
ber politifchen Rechte auf alle Beftandtheile des Volkes. 

Vergleiche: 

Unger, Geſch. der Landſtände. 

Maurenbrecher, Grundzüge des heut. deutſchen Staatsr. S. 64. 69. 
Levita, bie Bollsvertretung. S. 21. f. 

Bluntſchli, allgem. Staatsredht. Thl. I. S. 232. f. 

Eötvbe, der Einfluß der Ideen. Thl. I. S. 224. f. Thl. IL. S. 154. 
Morgenftern, Menfch, Bolleleben und Staat. Thl. L 8. 148. f. 
Zachariä, beutfches Staater. Thl. I. 8. 24. 

Braum, die Kammern und das Land. 

vd. Mohl, Geſch. und Literat. Thl. I. S. 267. f. Thl. I. ©. 279. 322. f. 


Wachsmuth, Geſch. der polit. Bart, Thl. IL. ©. 52. f. und 64. f. 
Held, a. a O., J. S. 356. 


III. 


Die Grundprincipien 


des 


deutſchen Staatsrechts. 


Die Grundprincipien 


des 


öffentlichen echtes der deutfhen Sinzelflaaten. 


Cardinalfragen des Stantsrechts in Deutſchlands Gegenwart. 


A. Einleitung. 


Deutichland kennt — Dänemark etwa abgerechnet — feine Rivalis 
täten. Es tritt weber einem außerbeutfchen Staate hindernd in ben Weg, 
weil es im eigenen Schooße bie Keime einer reichen und ſegensvollen Ent- 
wicklung trägt, noch reizt e8 andere Völker zur Eiferfucht, inven feine 
politiſche Geſammwerfaſſung benfelben feine fcharf ausgeprägte Spite 
bietet, bie zu brechen fie verfucht wären. Die Rivalitäten Deutſchlands 
find aus gefchichtlichen Vorausfegungen in deſſen eigenem Schooße erwuch- 
in. Die zwei beutfchen Großftanten, Oefterreich und Preußen beobachten 
fich ftets mit eiferfüchtigen Augen. Ein unlösbarer Conflict zwifchen bei⸗ 
ben mag jedoch kaum denkbar erfcheinen. Denn barin wurzelt bie oft 
verfannte und boch wefentlichjte Bedeutung der deutſchen Bunbesverfaflung, 
daß fie den beiden Großmächten ftets einen Weg zur VBerföhnung ihrer 
Sonberintereffen eröffnet. Die vorftehenve flüchtige Betrachtung gewährt 
das praftifche Reſultat, daß wir Deutſchen hauptſächlich auf eine natur- 
gemäße und organische Ausbildung unferes inneren ftaatlichen Lebens 
angewwiefen find. Gefchichtliche Entwicklung und geiftige Anlage beftimmen 
uns dazu, bie Staatsidee innerhalb einer mehr oder weniger centralijiren- 
ven Gefammtverfaflung in vollendeten Austrude barzuftellen. Die Stim- 
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mung ber Nation begünftigt die Erreichung dieſes Zieles. Das Ende ber 
beutjchen Erhebung, mit welcher das jüngft vergangene Decennium beginnt, 
hat auch bie Heißblütigften Patrioten überzeugt, daß ver politifche Ein- 
heitsſtaat wenigftens vorderhand zu den Traumbildern gehört. Die evel- 
ften Kräfte befeelt jeßt die dee der nationalen Einheit ober ber Ein- 
heit in Sefeßgebung und Rechtspflege. Die unerläßliche Vorbe— 
bingung, von welcher die Herjtellung dieſer ınateriellen Einheit abhängt, 
ift aber eine Neubildung des Verfaffungswefens in den Einzelſtaaten. Weber 
bie Nothwenbigfeit ber letztern kann ein Zweifel ſchlechterdings nicht 
herrſchen. Erſt auf der Grundlage, welche dadurch gelegt wirb, ver: 
mögen wir an jenem nationalen Aufbau Hand anzulegen, ven ein reiferes 
und glüclicheres Gefchlecht vollenden kann. 

Ich befite Fein politiſches Ideal. Cine vorurtbeilsfreie und nüch⸗ 
terne Betrachtung der Gefchichte hat mich dem Wahne fern gehalten, daß 
bie Entfaltung der geiftigen und materiellen Kräfte eines Volkes nur un: 
ter einer beftimmten Verfaffung, welche die Conſequenz irgend eines me: 
taphyſiſchen Syſtemes barftellt, in gedeihlicher Weiſe ſich zu entwickeln ver: 
möge. eve Nation bat ihre eigenthünliche geiftige Anlage, deren har: 
monifche Ausbildung unter gefchichtlichen Vorausſetzungen ihre provibentielle 
Bebeutung ift. Die Form des ftantlichen Lebens, welche der Verwirklich⸗ 
ung jener nationalen Idee am naturgemäßeften zu dienen vermag, enthält 
deßhalb auch eines jeben Volkes trefflichfte Staatsforn. 

Nur der Prüfung vermag eine benfende Betrachtung fich nicht zu 
entziehen, welche Art der Verfaffung in einer beftimmten Beriode ber 
allgemeinen Bildungsftufe dem ftaatlichen Bewußtfein eines Volles 
zumeift entfpreche ? 

Kein Unbefangener kann fich verheimlichen, daß wir an einem Wen: 
bepunfte der beutjchen Verfaffungspolitif angefommen find. Nicht, als 
ob es fich darum handelte, über Nacht die Republik in Deutſchland ein- 
zuführen. Es liegt dem Rechtsinftinkte ver Mehrzahl unter den ‘Deutjchen 
näber, nicht ihres Gleichen an ber Stelle eines ererhten Herrjchers zu ge- 
horfamen. In Nordamerika wäre es, wie Fichte in feiner Ethik trefflich 
auseinander fest, unmöglich, eine Erbmonarchie zu errichten, weil es ber 
Rechtsauffaſſung jener Nationen widerfpricht, in der Zufälligkeit des Er: 
bens einen rechtlichen Anjpruch auf Gehorfam von Seiten ver Uebrigen 
zu finden. Im größten Theile von Europa umgelehrt beruht das hiſto⸗ 
riſch überlieferte Staats: und Gefellfchaftsprincip auf Anerkennung ber 
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Erblichkeit und der Angeborenheit von Rechten. Für Europa bleibt das 
Wahlreich, wenigftens für jekt, ein fünftliches Experiment ohne Dauer, 
weil es im Rechtbewußtfein besfelben pas Gepräge ver Willkühr, alfo ven 
Keim der Revolution, an fich trägt. Deßhalb ift e8 ſchwer, wenn nicht 
unmöglich, von einem biefer entgegengejegen Staatsprincipien zum anbern 
überzugeben, noch mehr zwifchen beiden abzumwechfeln, in welchem höchſt 
gefährlichen Verſuche wir Frankreich, Das durch und durch monarchifch 
und ariftofratifch gewöhnte, verwidelt fehen. Ein felches Hin- und Her: 
geivorfenwerben zwifchen entgegengefeßten politiichen Principien Tann nur 
zu gänzlicher Abſtumpfung und Gfleichgüftigfeit gegen den Stuat führen, 
teren Spuren Frankreich immer bveutlicher an fich trägt. Am eheſten 
fönnte der Berfuch einer Republilanifirung in Italien gemacht werben, 
wo ein abfolutiftifch-theofratifches Wahlreih von der einen, auswärtige 
Herrjchergefchlechte von der andern Seite, der politifch zerfplitterte Zuftand 
der Nation im Ganzen, eine grundveränderte Nechtsauffaffung leicht mög⸗ 
lich machen. Nicht ohne ftantsfluge Einficht haben daher Mazzini und bie 
Seinigen Italien zum Hebel republifanifcher Umwälzung für Europa gewählt. 

Wohl trifft auch in Deutfchland jene Vorausſetzung zu, deren 
Berwirflihung R. v. Mohl für den Tebensfräftigen Beſtand ver Monar⸗ 
hie verlangt. Eine Monarchie, erflärt v. Mohl, fest Pietät gegen die 
Stellung, wo nicht gegen die Perfon des Fürften voraus; und es wirb 
Eitelkeit des Bolfes und Freude an Glanz und Auszeichnung minbeftens 
snträglich fein. ntwidelter Rechtsfinn ift biemit wohl vereinbar, nicht 
aber vorberrfchendes Streben nach Gleichheit. Zur glücklichen Durchführ- 
ung ber repräfentativen Form biefer Staatsart ift noch insbeſondere er- 
forverlich : eine höhere politifche Bildung des gefanmten Volles; eine 
zahlreiche Bevölkerung, damit es an ber nöthigen Zahl ber befähigten 
Männer nicht fehle; verbreiteter Wohlftand zur Gründung von unabhän- 
gigen Stellungen; Mäßigung und Gefinnung. 

Nur um die wahre und befte Norm der Monarchie drehen fich bie 
Garbinalfragen des Stantsrechts in Deutfchlands Gegenwart. Wir könn⸗ 
ten uns verfucht finden, verfchiedene Anfchauungen ſchon jet mit techni⸗ 
hen Namen zu Fennzeichnen , läge nicht die Beforgniß nahe, burch bie 
Bielventigleit ver Ausdrücke von vorneherein Mißverftänpniffe zu veran- 
laſſen. Die Thatfache Teuchtet aber Jedem ein, daß in ber naturgemäßen 
Ineinsbildung der in der Staatögewalt concentrirten Macht und ber Un- 
terthanen- Freiheit, in der Mitte zwifchen Imperialismus und Atomismus 
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in der unbefpotifchen Zufammenfaffung eines großen Ganzen über einer 
natürlich gegebenen und geglieverten Reihe von Tocalen fich felbft beſtim⸗ 
menden Brennpunkten des pelitifchen Lebens, mit Einem Worte in ver 
Berföhnung zwifchen dem Abfolutismus und ber Republik im Monarchis⸗ 
mus das Weſen ber ächten und fomit auch ber beiten Monarchie ent- 
halten ift. 

Wenn alfo, wie an biefem Orte vorausgeſetzt wirt, bie erbliche Mo- 
nardhie die unferem beutigen Bildungs» Stande zunächſt entiprechenbe 
Staatsform ift, fo kann es ſich blos darum handeln, der letztern Idee in 
ihrer Reinheit und Vollendung zu erfaffen. Wir laufen fonft Gefahr, 
ein Zrugbild mit dem Weſen ſelbſt zu verwechfeln. Indem jenes unfere 
Depürfniffe nicht befriedigt, mißachten wir das letter. Wir fühlen uns 
unentſchieden. Die Gährung wächſt. Eine allgemeine, dunkle und fid 
felbft unklare Verſtimmung bemächtigt ſich ver Gemüther. Nur in Einem 
find Alle einverftanden: e8 muß mit den vorhandenen Zuftänben gebro- 
chen werden. Die Reformation ift aber unmöglich, weil über die Duelle 
der beftehenven Mängel, über die Vorzüge des Fünftigen Syſtems und 
eben deßhalb über die Mittel einer organifchen Fortbildung fein klares 
Verſtändniß waltet. Das unheimliche Geſpenſt ber Revolution ftebt vor 
ber Thüre. Wenn aber wahr ift, was Napoleon in ber Einſamkeit von 
St. Helena ſchrieb, daß eine Revolution das furdhtbarjte Uebel enthält, 
womit der Himmel die Erde heimfuchen kann; daß fie das Leben ihrer 
Urheber mit Irrſalen erfüllt, venen alle Vortheile, welche fie verfchafft, 
nie die Wage halten; daß fie Alle unglüdlich macht und Keinen glücklich: 
bann läßt fich Fein nothwenbigeres und volksthümlicheres Unternehnen 
benfen, als durch Enthüllung des Einklanges oder ber Disharmonie zwi⸗ 
jchen dem Geifte und den Formen ber vaterländifchen Verfaſſung recht: 
zeitig auf die Gefahr aufmerkfan zu machen. Freilich erhigt fein Pro- 
blem die Peibenfchaft in dem eminenten Grade, wie das ber Ineinsbildung 
von Freiheit und Nothwenbigkeit. Auch die nachfolgenden Ausführungen, 
ich verhehle es nicht, werben Manchen ein Stein des Anftoffes fein. Sic 
theilen aber damit nur das Schicffal einer jeven Wahrheit, welche im 
Munde ihrer eriten Anhänger den Einen eine Thorheit, ven Andern 
ein Aergerniß ift. Wir bewegen uns nun eben einmal in einer Periode, 
auf welche die Worte des alten Gefchichtsfchreibers paſſen: „Es gibt Zei- 
ten, in welchen bie Staatsverfaffung eines Volkes weder bejtehen kann, 
wie fie iſt, noch auch fo umgeftaltet werben kann, daß fie Beſtand er- 
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hielte. Das find die Zeiten, wo das Alte mit dem Neuem, ber bisherige 
Zuftand ber bürgerlichen Gefelljchaft mit einem andern, noch unentfchie- 
denen und von ber Entjcheidung weit entfernten im Kampfe ift. Wehe 
dem Fürſten, wehe dem Staatsmann, beifen Leben in folche Zeiten fälft !- 
— Gerade in folchen Zeiten ziemt aber dem Munde des Vaterlandsfreun⸗ 
bes zumeift der Wahlfpruch eines deutſchen Polttifers: „Amicus Plato, 
amıicus Aristoteles; sed magis amicus veritas!“ Die folgende Ab- 
handlung erörtert demgemäß den Begriff der Republif im Monar- 
chis mus, um nad Erklärung dieſer Staatsform unter fortgefegter biftos 
riſch Fritifcher Bezugnahme auf vie deut ſchen Zuftände der Gegenwart 
und unter unummwundener Ankündigung beifen, was im jesigen Augen- 
blicke uns nothwendig zu fein fcheint, das reine Bild bes monardhir 
ihen Staates zu entwerfen. 


B. Die Republik im Monarchismus. 


„England wird nie fallen, es fer denn 
durch fein Parlament.” 
Lord Burleigh. 


Der Graf Aberdeen definirte am 26. Dezember 1842 das mit feinem 
Amtsantritte zur Herrſchaft gelangte Shftem als das einer parteilofen He- 
gierung. Er erklärte: „Meine Anficht ging dahin, daß das Land ber Un— 
terſcheidungen müde geworben, welche ohne Bedeutung und ohne Einfluß 
auf Das Verhalten und die Grundfäge der Stantsmänner jind. Meines 
Ermeſſens ift in England jegt nur eine confervative und eine liberale Re— 
gierung möglid. Das Publiftum ift ber LUnterfcheidungen überdrüſſig, 
welche feinen Sinn haben, und nur verhindern, daß Perſonen zufammen- 
wirken, welche im Stande wären, der Krone und dem Volke gute Dienfte 
zu leiften.” ine ver berühmteften Minifterreden Disraelis endete mit 
ven ominöfen Worten: „England liebt ‘die Coalitionen nicht." Das Pu- 
blikum jubelte. Der Minifter hatte anerkannt, daß der Barlamentaris- 
mus die Seele des englifchen Verfaſſungslebens bilde. 

Der Barlamentarisnus ift aber identiſch mit dem Syſteme ber 
Republik im Monarhismus Der Kern des parlanmentarifchen 
Syſtem es befteht darin, daß die Staatsgewalt zwifchen dem Könige und 
den Bertretern des Volkes derart getheilt ift, daß das Lebergewicht im 
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Barlamente ruht. Ein Awiefpalt der Meinungen zwifchen ven beiven 
Inhabern der Staatsgewalt kann nur dadurch gelöft werben, baß ber 
Monarch fih dem Willen des Barlamentes unterwirft. Um ber jebes- 
maligen Capitulation einen verföhnlichen Anftrich zu gewähren, entläßt ber 
König die bisherigen Minifter und wählt die neuen aus der gerade im 
Barlament herrfchenden Majorität. Indem nun ver Wille ber jeßigen 
Minifter mit ver Anfchauung des Parlamentes barmonirt, befeitigt fich 
ber entftandene Conflikt. Der König verhält fich biebei ganz paſſiv. Da- 
ber feine Unverantwortlichkeit. Die Minifter handeln und übernehmen für 
ihre Handlungen bie Verantwortlichkeit. 

Diefes Princip ver Fönigfichen Baffivität hat zu verſchiedenen Zei- 
ten einen verfchievenen Ausdruck erhalten. Verſtand und Sittfichfeitöge- 
fühl empörten fich gegen die Heuchelei, von einem Monarchen zu fpre- 
chen, welcher den Diener eines Parlamentes und ber parlamentarifchen 
Minifter ſpielt. Die demofratifchen Parteien bemühten fich deßhalb von 
ieber, ven antimonarchifchen Gedanken unter Formen, Bildern und Re 
bensarten monardifchen Ausfehens in das Königthum einzufchmuggeln. 
Mirabeau unterfchied in feiner Rede vom 1. September 1789 die wol- 
(ende over legislative und die vollziehbenpe ober executive Gewalt, indem 
er jene ver Nation, diefe dem Könige zufchrieb. Thiers bemerkt gegen 
diefen Grunbfag ber franzöfifchen Revolution, daß dadurch ver König zum 
Beamten herabgefegt und gleichjan ein Conful in der Republik werde. 
Er feldft ftellt das Axiom auf: „le roi regne, mais il ne gouverne 
pas.“ Der König berrjcht, aber er regiert nicht! Im Grunde genom- 
men, fallen die zwei Grundfüge zufammen, obwohl der Thiers’fche Aus- 
fpruch dem Könige nur die thatfächliche Oberleitung der ftaatlichen Boli- 
tif entzieht. Durch beide Beſchränkungen wird ein wefentliches Hobeitsrecht 
der Krone beeinträchtigt. Das Enprefultat der einen und der anderen be- 
jteht darin, daß fie die Handhabung der Staatsgewalt dem Parlamente 
oder den im Sinne bes Parlamentes regierenden Miniftern in die Hände 
jpielt. Auf ein plus oder minus fommt es bei dieſer Souveränetäts: 
Zerbrödlung nit an. Die Hauptjache bleibt, daß der Monarch mit ge 
bundenen Händen in den Hintergrund tritt. Napoleon I. bezeichnete 
bie Stellung eines berartigen Statiften, welcher je leerföpfiger um fo idea⸗ 
ler wäre, Ja jagt und den Punkt auf das J fegt, einen Bremierminifter 
ernennt und einen Nachfolger erzeugt, als die Rolle eines Maſtſchweins, 
welches mit etlihen Millionen gefüttert wird. 
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Die Engländer preifen das parlamentarifche Shftem fämmtlichen 
Nationen als das Univerfafrecept für alle Schäden eines jeden Staates 
on. Natürlich ſtimmt eine Unzahl beutfcher Schriftfteller und Staats- 
fünftler pofaunentönig ben Zobpreifungen der Fremden bei und ver- 
jhreit die Andersdenkenden als Finfterlinge, Reaktionäre oder gutmüthige 
Schwachköpfe. Es ift deßhalb an der Zeit, ven Orakelſpruch diefer In⸗ 
jelfibeln in feinem trügerifchen Kerne zu entblößen, wie dieß bereits auch 
Zimmermann in einem unter den höchften Sphären und den gebildeten 
Mittelfreifen der Geſellſchaft mit lebhaften Beifall aufgenommenen Buche ') 
berjuchte, freilich in ungefchlachter Form und ohne fcharfe Einficht in ven 
Unterſchied zwiſchen dem englifchen Parlamentarismus und der von ber 
neueren beutfchen Theorie befinirten dee der conftitutionellen Monarchie. 
Unfere Erörterung beabfichtiget fomit zunächft den Beweis zu führen, daß ber 
engliiche Parlamentarismus und ber, obwohl eigenthümlich geformte, fo doch 
aus jenem hervorgegangene und ihm weſensgleiche beutfche Eonftitutiona- 
lismus für Deutfchland anftatt Des Segens nur Unfegen bringen Tann, 
weichen von England bes Volles hiftorifch gegebene VBerhältniffe abhalten ; 
daß er ein fremper Einbringling und zu behandeln ift, wie jener Doftor 
des römischen Rechts, welchen die Schöffen zu Frauenfeld in Thurgau 
im 16. Jahrhunderte zur Thüre binauswarfen, weil er ihnen den Bar- 
tolus und Baldus citirte, indem fie erklärten: „Höret Ihr, Doktor, 
wir Aydgenoſſen fragen nicht nach vem Bärtele oder Bäldele und an- 
deren Doktoren; wir haben fonderbahre Landgebräuche und Rechte: Naus 
mit Euch, Doktor! naus mit Cu!" 

Die Schlußfolge kann von vorneherein nicht angefochten werben, ba 
die Monarchie, wenn fie überhaupt bie der Bilbungsftufe eines Volles 
angemefjene Staatsform barftellt, in der Form des parlamentarifchen Sy⸗ 
ftemeß entweder nicht bie ganze Fülle ihrer möglichen Güter ober for 
gar Berberben und Unheil über ein Volk ausbreitet. Denn die Mor 
narchie des parlamentarifchen Syſtemes bildet nur eine Republik in ver 
Monarchie oder eine Scheinmonarchie, welche, wie jebe halbe Wahrheit, 
gefährlicher als der ganze Irrthum ift, eher mehr fchabet, als zu wenig nützt. 

In England, der Geburtsftätte bes reinen parlamentarifchen Syſtemes, 





) Die Bortrefflicgleit der conflitutionellen Monarchie für England und die Un- 
brauchbarkeit der conftitutionellen Monarchie für die Länder des europäifchen Con⸗ 
tinents. 1852. 
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finden ſich allerdings biftorifch gegebene Verhältniſſe, Durch welche bie ge- 
fährlichften Nachtheile des Parlamentarismus ihrer zerftörenden Wirkfam- 
feit entfleivet werden. Allein auch auf dem Inſelreiche entjpringen aus 
dieſem Syſteme Uebelſtände, welche, obwohl nicht einmal von ben eifrig: 
jten Vertheidigern besfelben in Abrede geftellt, dennoch im Stande find, 
bie brobenden Worte Lord Burleighs zu bewahrheiten: „England wirt 
nie füllen, e8 jet denn durch fein Parlament.“ 

Die Hauptfüge der engliſch purlamentarifhen und deutſch 
conftitutionellen Staatslchre gebieten: daß ohne Zuftimmung ber zu 
felbftftändigen Anträgen befugten Volksvertreter weber eine Steuer 
auferlegt, noch ein Geſetz erlaffen, geänbert oder aufgehoben werben könne. 

Um vie eigenthümliche Bedentung diefer Fundamental- Principien 
würdigen zu können, müſſen wir die Zufammenfegung und Bildung 
fowie die Rechte des repräfentativen Körpers uns vergegenwärtigen. 

Der repräfentative Körper beſteht zunächft aus dem Oberhaupte 
des Staates und ben Repräfentanten des Volkes. Diefe Letzteren 
glievern fich regelmäflig in zwei Kammern. Die eine derſelben vertritt 
bie Ariftofratie, Die-andere den Denis Die Vorzüge des Zweikammer⸗ 
Syſtems erblicdt man darin, baß eine wieverholte Berathung ber Geſetz⸗ 
entwärfe durch zwei Kammern, bie auf verfchievdenen Grundlagen jtehen, 
und Die Dadurch bervorgerufene bepächtige und gründliche Langſamkeit der 
inneren Reife und Gediegenheit des Gejehes nütze. Die Kammer ber 
Ariftofratie hemme zugleich die demolratifche Beweglichkeit der Volkskam⸗ 
mer, entziehe das Oberhaupt des Stautes dem Getriebe der Parteien uud 
bringe basjelbe in bie erhabene Stellung eines verfühnenden Mittlere. 
Daneben bilde pas Zweikammerſyſtem pas Mittel, die Stimmenzählung 
mit der Stimmenwägung in Einklang zu bringen, indem burch ven Wi⸗ 
berfpruch ber einen Kammer gegen die Befchlüffe der anderen bie abfolute 
Herrichaft der in einer einzigen Kammer ermöglichten ariftofratifchen over 
liberalen Majorität eher ausgefchloffen werde. Endlich ftehen auf Seiten 
der in ber erften Kammer verfammelten Ariftotratie hiſtoriſch begründete 
Anfprüche. 

Diefe Erwägungen, welche für das Zweikammerſyſtem ſprechen, find 
unwiberleglidh ') und behalten ihren Werth, welcherfei Befugniffe dem 
repräfentativen Körper auch eingeräumt werben. 


) Bgl. zwar Notted, Ideen über Landſtände, S. 64. ff. Derſelbe, confi- 
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Ein Streit kann in ber Gegenwart nur barüber beftehen, welche 
Bedeutung der erften Kammer beizulegen fei. In dieſer Richtung können 
wir zwei Anfichten unterfcheiven. ‘Die eine berfelben, und zwar bie auf 
obige Gründe geftüßte, erblict in der erften Kammer eine Adelskammer 
als Repräfentantin des confervativen Elementes. Die andere befeßt bie 
erfte Kammer mit Stantsmännern ohne Rückſicht auf Adel oder Nicht- 
adel, die zweite mit Volksmännern, in deren Reihe fie den Adel, foweit 
tejien Angehörige nicht Staatsmänner find, als organifches Glied bes 
Volles einrechnet. 

In England beiteht die erfte Kammer aus dem hoben Adel ober 
ter Ariftofratie, den weltlichen und geiftlichen Bairs bes Reiches. Die 
Grundlage für die Elemente der englifchen erften Kammer. wurde in der 
nermännifchen Eroberung gelegt. Durch diefes Ereigniß trat nämlich das 
Vehenswefen auf dem infelreiche in das Leben. Die großen Bafallen, 
welche unter dem Könige als dem Lehensoberhaupte ftanden, befegten bie 
wichtigften Stellen im Civil- und Militärbienft und bildeten mit ben in 
gleicher Weiſe Iehenpflichtigen Prälaten den Rath oder das Barlament 
tes Könige. Das englifhe Oberhaus wurde fomit niemals eingefekt, 
ſondern zugleich mit dem Beginne bes Staates als eine feite und einheit- 
liche Körperſchaft geboren. 

Anders geftalteten fich die VBerhältniffe in Deutfchland und in ben 
Staaten des europäifhen Eontinentes überhaupt. Cine englifche 
Ariſtokratie befteht auf dem Feſtlande nicht. Daraus haben Manche ge- 
felgert, daß der continentale Adel und im Beſonderen ver beutfche auch 
nicht zur Ausfüllung eines Oberhaufes fich befähige. Dem ift jeboch 


rmtionefle® Staaterecht, II, S. 491 fi. BrendI, Geſchichte der National-Repräfen- 
tation, 11, ©. 306 ff. Freundt, eine ober zwei Kammern? 1848. Siehe aber ge- 
zen bie erwähnten Schriftfieller: Montesquieu, l’esprit des Lois, Liv. XI, ch. 6, 
de Lolme, constit. of England, B. I, ch. 3. B. Constant, cours de polit. const., 
T. I, p. 39. fj., Destutt de Tracy, com. sur l’esprit des Lois, ch. 9, Fritot, 
science du publiciste, T. V., p. 521 ff. und T. VI, p. 1 ff. (Wangenheim) Idee 
der Staatöverfaffung, S. 206. Derfelbe über bie Trennung ber Bolfsvertretung 
in zwei Kammern. 1816. ©. ©. Zahariä, vierzig Bücher vom Staate (Heibel- 
berg 1839), Th. III, S. 248 ff., Eckendahl, allgem. Staatslehre, Bd. I, S. 121 ff., 
Dablmann, Bolitil, 2. Ausg. S. 131 ff. von Witzleben, über bie Grenzen der 
Bollsrepräfentation in der conftit. Monardie, ©. 24 ff., C. ©. Kries, weßhalb 
mwollen wir zwei Kammern und wie find fie zu bilden? (Breslau 1818), Meldior 
Mepr, zwei Kammern oder eine? (Berlin 1818.) 
Reichlen, Staatsrecht. 15 
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ſchlechterdings nicht alfo. Ueberbliden wir vorerft die beftehenden Ber: 
hältniſſe. 

In Preußen beſteht die erſte Kammer oder das Herrenhaus aus 
den großjährigen Prinzen des Königlichen Hauſes; aus den zur Mitglied⸗ 
ſchaft erblich berechtigten Häuptern der fürſtlichen Familien von Hohen⸗ 
zollern⸗Hechingen und Hohenzollern⸗Sigmaringen; ven Häuptern ber vor- 
maligen deutſchen reichöftänbifchen Häufer in ben preußifchen Landen und 
ben übrigen nach ber Berorbnung vom 3. Februar 1847 zur Herren- 
Curie des vereinigten Landtags berufenen Fürften, Grafen und Herren, 
fowie den Berfonen, welchen das erbliche Recht auf Sik und Stimme im 
Herrenhaufe von dem König durch befondere Berorbnung verliehen: wird; 
enbli aus ben vom Landesherrn auf Lebenszeit berufenen Perfonen, deren 
Zahl den zehnten Theil der bereits erwähnten Mitglieder nicht überjteigen 
barf, aus neunzig burch die birefte Wahl von ber breißigfachen Zahl der 
höchſt befteuerten Urwähler gewählten und aus dreißig von den Gemeinde 
räthen gewählten Mitgliedern aus ven größeren Städten des Landes. — 
In Bayern ift die erfte Kammer zufammengefeßt aus ben wolljährigen 
Prinzen des Königlichen Haufes, den Kronbeamten des Reiches, den beiden 
Erzbifchdfen, den Häuptern der ehemals veichsftänbifchen, fürftlichen und 
gräflihen Familien als erblichen Reichsräthen, jo lange fie im Bejike 
ihrer vormaligen reichsftändischen im Königreiche belegenen Herrjchaften 
bleiben; einem vom König ernannten Bifchof und dem jevesmaligen Prü- 
fidenten des proteftantifchen Generalconfiftoriums; endlich aus benjenigen 
Perfonen, welche der König entweder wegen ausgezeichneter dem Staate 
geleifteter Dienfte oder wegen ihrer Geburt ober ihres Vermögens zu Mlit- 
gliebern diefer Kammer entweber erblich ober lebenslänglich beſonders er- 
nennt. Das Recht der Vererbung wird der König nur abelichen Guts⸗ 
befigern verleihen, welche im Königreiche das volle Staatsbürgerrecht und 
ein nit dem lehen- oder fibei-commiffarifchen Verbande belegtes Grund- 
vermögen befigen, von welchem fie an Grund- und Dominical- Steuern 
in simplo 300 fl, entrichten und wobei eine agnatifch linealiſche Erbfolge 
nach dem Rechte der Erftgeburt eingeführt if. Die Zahl ber lebensläng⸗ 
lichen Reichsräthe darf jedoch den britten Theil der Erblichen nicht über- 
fteigen. — In Sachſen gehören zu der erften Kammer die volljährigen 
Prinzen des Königlichen Haufes; die Befiter mehrerer in ber Berfaffungs- 
urkunde ausdrücklich benannter Standed- und Receß⸗Herrſchaften; vie 
Repräfentanten einiger Hoch» und Gollegiaiftifter; ber Abgeorbnete ber 
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Univerfität Leipzig; der Superintendent zu Leipzig; ber Delan bes Dom⸗ 
ftifts zu Budiſſin in feiner Eigenfchaft als höherer Katholischer Geiftlicher, 
der evangelijche Oberhofprebiger; zwölf auf Lebenszeit gewählte Abgeorpnete 
ver Nittergutsbefiger; zehn vom Könige nach freier Wahl auf Lebenszeit 
ernannte Rittergutsbefiger; die erfte Magiftratsperfon in Dresden und 
Leipzig und fechs vom Könige, unter möglichfter Berüdfichtigung aller 
Theile des Landes, nach Gefallen zu beftimmende Städte. — Die würt- 
tembergifche Berfaffungsurfunde rechnet zu ber Kammer ver Standes⸗ 
herrn bie Prinzen des Königlichen Haufes; bie Häupter der fürftlichen 
und gräflihen Familien, die Vertreter ber jtandesherrlichen Gemeinfchaften, 
auf deren Befikungen vormals eine Reichs⸗ oder Kreistageftinme gerubt 
bat; endlich die vom Könige erblich oder auf Lebenszeit ernannten Mit- 
glieder. Zu erblichen Mitgliedern wird ber König nur ſolche Gutsbefiger 
aus dem ftanbesherrlichen oder ritterjchaftlichen Adel ernennen, welche von 
einem mit Fidei⸗Commiß belegten, nach dem Rechte der Erftgeburt fich 
vererbenden Grunbvermögen im Konigreiche, nach Abzug der Zinfen aus 
ven darauf haftenden Schulden, eine jährliche Rente von 6000 fl. be- 
siehen. — In Hannover bilven bie erfte Kammer vie Prinzen des Kö⸗ 
niglichen Hanfes; einige ausdrücklich bezeichnete Herzoge, Türften und Gra⸗ 
fen, fowie der Erblandmarfchall, vier vom König zu ernennende Mitglie- 
der, von welchen wenigftens zwei Minifter fein müffen; ber von ver erften 
Kammer ernannte Commiffarius für das Schulden und Rechnungswefen ; 
dreiunddreißig Abgeordnete der größeren Grunbeigenthiimer aus breiund- 
dreißig Wahlbezirten, zehn Abgeordnete fir Handel und Gewerbe, zehn 
Abgeoronete der Kirche und Schule und vier Abgeorbnete bes Standes 
ver Nechtögelehrten, welche von den Richter-Collegien und den Advokaten 
gewählt werben. — Die badifche erſte Kanmer befteht aus ben Prinzen 
des großherzoglichen Haufes; aus ven Häuptern der ftandesherrlichen Fa- 
mifien; aus dem Landesbiſchof und einem vom Großherzoge lebenslaͤnglich 
ernannten proteftantifchen Geiftlichen mit dem Range eines Prälaten; aus 
acht Abgeorbneten bes grundherrlichen Adels; aus zwei Abgeordneten ber 
Landesuniverfitäten und aus ben vom Großherzog ohne Rückſicht auf 
Stand und Geburt zu Mitgliedern ernannten acht Perfonen. — In Kur⸗ 
beffen wird die erfte Kammer durch die volljührigen nachgeborenen Prin- 
zen bes regierenden Kurhauſes gebilbet; burch einen Prinzen des Kurfürft- 
lichen Haufes für eine jede apanagirte Linie besfelben; durch die Häupter 
der fürftlichen und gräflichen ehemals reichsunmittelbaren Familien, welche 
15 * 


228 II. Die Grundprineipien des deutſchen Staatsrechte. 


eine Stanbesherrfchaft in Kurheſſen befigen; burch die vom Landesherrn 
erblich ernannten Mitglieder; den Senior ober das fonft mit dem Erb- 
marſchallamt beitehene Mitglied der Familie der Freiherrn von Riedeſel; 
einen der ritterfchaftlichen Obervorfteher ver abelicden Stifter Kaufungen 
und Wetter; den Vize-Kanzler der Lanbesuniverfität; ben Tatholifchen 
Biſchof; die Drei protejtantifchen-Superintendenten zu Kaffel, Marburg 
und Hanau; einen Abgeorbneten aus ver altheiftfchen Kitterfchaft von 
jevem der fünf Ströme; einen Abgeordneten aus ber Ritterfchaft ber Graf- 
haft Schaumburg mit den Stiftern Fiſchbeck und Oberkirchen; 
einen Abgeorbneten aus dem ehemals reichsunmittelbaren Adel in ben vor- 
maligen Kreifen Fulda und Hünfeld und einen Abgeorpneten aus dem 
Adel in der Provinz Hanau. — Die erfte Kammer des Großherzogthums 
Heffen befteht aus zehn Abgeoroneten, welche bie fünfzig, wegen eigen- 
thümlichen over nutnießlichen Grunpbefiges höchſt befteuerten, wenigftens 
fünfundzwanzig Jahre alten Staatsbürger bed Großherzogthums bergeftalt 
wählen, daß jeder ver Provinzen Starfenburg und Oberheſſen brei, 
ver Provinz Rheinheffen aber zwei der Gewählten als Einwohner an- 
gehören müſſen, zwei berfelben aber ohne Rüdficht Darauf, in welcher 
Provinz fie wohnhaft find, gewählt werben können; aus neun in ben 
Wahlkreiſen für jede ber drei Provinzen zu gleicher Anzahl gewählten 
Abgeordneten; aus dem Tatholifchen Landesbiſchof; aus dem proteftantifchen 
Prälaten; aus dem Kanzler ber Landesuniverfität und den vom Groß—⸗ 
berzog berufenen Mitgliedern, deren Anzahl nicht mehr als acht Perfonen 
umfaffen darf. Uebrigens fteht ein neues Geſetz über bie Bildung ber 
erften Kammer in Ausficht. — In Naſſau ift die erfte Kammer aus 
ben Prinzen des berzoglichen Haufe und den Standesherrn, dem katho⸗ 
lifchen Bifchof, dem evangelifchen Landesbifchof, ſechs von ben höchft be 
fteuerten Grundbefigern und brei von ven höchft beftenerten Gewerbtrei- 
benven zu wählenden Abgeoroneten zufammengefeßt. Der Herzog but je 
doch das Recht, weitere Mitglieber zur erften Kammer mit dem Rechte 
der Vererbung zu ernennen, vorausgefett, daß biefelben wenigftens 200 fl. 
zu jedem Grunbfteuerfimplum im Großherzogthume beitragen. 

In den übrigen deutſchen Staaten ift das Zweikammerſyſtem 
sicht fanctionirt. 

Veberbliden wir die mitgetheilten Beitimmungen der Grundgeſetze 
von Breußen, Bayern, Sachfen, Hannover, Württemberg, Ba- 
ben, Kurheſſen, Heſſen-Darmſtadt und Naffau, fo fpringt vor 
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Allem der Unterfchied zwifchen ben vor und nach 1848 zu Stande ge- 
fommenen Berfaffungen in das Auge. Während nämlich bie erfteren dem 
Landesherrn einen bebeutenden Einfluß auf bie Bildung der erften Kammer 
einräumen, fuchen bie nach 1848 fanktionirten die Wahl der Mitglieder 
in bie Hände des Volles hinüber zu Tpielen, fo namentlich vie Verfaffungs- 
urlunden von Preußen und Hannover. Diefe Tendenz ift eine burch- 
aus bemofratifche und gebt dahin, das Inſtitut der erften Kammer zur 
bloßen Form und durch die Vermifchung der confervativen und liberalen 
Elemente feiner eigentbümlichen Idee verluftig zu machen. Es gefchieht 
damit ber erſte Schritt zur Adoption bes belgifchen Syſtemes, wonach 
auch die Mitglieder ver erften Kammer aus Volkswahlen hervorgehen, 
freilich ihre Wahlfähigfeit durch Höhere Vorausfeßungen, namentlich in 
Anfehung der Steuern bebingt ift. In ähnlicher Weife wurden nach ber 
fpanifchen Berfafjung von 1837 beibe Kammern vom Volle gewählt, 
worauf ber König die Senatoren aus einer von ben Wählern entworfenen 
breifachen Lite auswählte. An Norwegen ernennt ber repräjentative 
Körper ein Biertheil ſeiner Möitgliever als erfte Kammer (Lagtbing), 
während er mit ben übrigen brei Viertheilen die zweite Kammer (Od els⸗ 
thing) ausfüllt. 

Die großen Gutsbefiger und Kaufleute, die Fabrilanten und Ban⸗ 
quieurs gehören an und für fich nicht zur Ariftofratie Nur der 
Reichthum, welcher die Grundlage eines geiftigen oder fittlichen Adels 
und nationaler Gefinnung bildet, verleiht feinem Inhaber einen ariftofra- 
tifchen Charakter. Auf ven Reichthum für fich allein, bemerft Bluntfchli, 
farm anch das bloße fpiesbürgerliche Progenthum fich gründen. Die ent- 
gegengefeßte Anficht fpiegelt die materialiftifche Richtung unferes Jahr⸗ 
hunderts. 

Um die heilloſe Gefahr dieſes Syſtemes einzuſehen, muß man den 
Blick auf die engliſche Verfaſſung richten. Es iſt eine banale Phraſe, 
daß das engliſche Unterhaus nach dem hiſtoriſchen Urſprunge und dem 
ganzen Geiſte der Verfaſſung das Uebergewicht über das Oberhaus beſitze. 
Die Sache verhält ſich gerade umgekehrt. Die uralten Adelsgeſchlechter, 
welche ſeit der normännifchen Eroberung das Parlament bes Könige bil- 
peten, trugen ben Schwerpunft der Regierung in fi. Erft nach Zwei⸗ 
jabrhunderten entſtand ein Unterhaus als Gegendruck gegen das Ueberge⸗ 
wicht der Pairs und Bürge ver Volfsfreibeit. Seine Befugniffe beſchränkten 
fidh demnach auf die Vertheibigung und ſetzten fomit eine höhere Gewalt 
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voraus. Dieß die urfprüngliche Grundlage und ber angeborne Geift ber 
englifchen Berfaffung. 

Im Berlaufe ver Gefchichte ift allerbings das Berhältniß ein anderes 
geworben. Das Recht der Steuerverweigerung gewährt in Folge der all: 
mäbligen Umwandlung der Staatsbebürfniffe und Staatsmittel dem Un- 
terhaufe eine Macht, welche wie die Eriftenz des Staates felbft in Frage 
ftellen, fo auch deſſen Berfaffung ihrem gefchichtlichen Urfprunge und an- 
fänglihen Geifte entfremden Tann. Das Uebergawidht des Oberhauſes 
bevingte fortan feine Erhaltung durch den Einfluß, welchen die Pairs auf 
das Refultat der Wahlen auszuüben vermochten. Die Reformbill von 
1832 Hat viefen Einfluß gebrochen; fie bildet ven entfcheivenden Wende⸗ 
punft in der Gefchichte Englands. 

Nicht als ob die zerftörenden Wirkungen des durch die Reformbill 
verbrieften Syſtemes ſich unmittelbar Bahn brechen könnten, obwohl bie 
Betrachtungen des Seneca und Tacitus, die Schilverungen von Gibbon 
und Montesquien bereits eine furchtbare Achnlichkeit mit den Zuftän⸗ 
ben bes heutigen Englands verrathen. ') Der Einfluß, welchen ver hohe 
Adel vor der Reform Bill auf vie Wahlen ausübte, befteht factifch immer 
noch. Dazu kommt, daß in England keine unüberfteigbare Kluft zwiſchen 
bem hoben und dem niederen Adel, dem nieberen Adel und dem blrger: 
lichen Stande befteht. Nur der ältefte Sohn empfängt den hohen Abel, 
während die übrigen Kinder in den nieberen Adel und den Bürgerftand 
eintreten. Der Hohe Adel weiß ſich demnach durch Bande des Blutes, 
ber Verwandtſchaft und der Intereſſen mit dem niebrigen Adel und dem 
Bürgerftande verbunden. Kein Hochabeliger verachtet vie anderen Stände, 
weil feine Kinder in diefelben eintreten müſſen. Kein Bürgerlicher haßt 
den hohen Adel, weil er ſich mit biefem in natürlicher Verbindung fieht 
und zugleich in der Königl. Prärogative, verbienftoolle Männer zu Mit⸗ 
glievern des hoben Adels zu ernennen, einen ſtets offenen Weg erblidt, 
felbft zu einem Gliede der Ariftokratie fich zu erheben. Endlich find bie- 
jenigen Mitglieder des Unterhaufes, welche weder: dem nieberen Adel over 
ben mit bem hohen Abel verwandten Familien angehören, noch in Folge 
des Einfluffes der Pairs gewählt werben, nichts Anderes, als die Reprä⸗ 
fentanten privilegirter Körperfchaften, fomit ariftofratifcher Elemente. Das 


') Bgl. die denkwürdige Schrift von 2. Bucher, der Parlamentariemus wie 
er ift. 1855. ©. 341. 
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engliſche Unterhaus befitt demnach trotz der Reformbill eine ariſtokratiſche 
Natur. Das Princip, auf welchem das Uebergewicht des Oberhauſes über 
das Unterhaus beruht, iſt allerdings durch die Reformbill überwunden. 
Jene Verhältniſſe, welche den Dualismus zwiſchen Ober- und Unterhaus 
ausſchließen, tragen mehr ober weniger die Natur des Zufälligen an fich. 
Die Zeit muß einmal fommen, in welcher das Unterhaus allmächtig ift, 
in welcher das confervative Element bed Oberhaufes den letzten Athemzug 
anshaucht und das demofratifche Unterhaus den Kampf auf Tod und Le- 
ben mit der Krone felbft eröffnet. Es tritt dann in ber Regierung bes 
Staates jener Zwiefpalt ein, welcher die deutſchen Verhältniſſe Tennzeichnet 
und fogfeich des Näheren beleuchtet werben fol. Mit biefem Ereigniffe ' 
eröffnet ſich die legte Stunde der englifchen Macht und Größe. Die Pro: 
phezeiung Lord Burleighs naht ihrer Erfüllung Trefflich bemerkt 
Winter in feinem denlwürdigen Buche über Die Vollsvertretung: !) „Die 
Wärme des Sommers pflegt erft zu kommen, wenn ber längfte Tag ſchon 
vorüber ift. Die Kraft der alten mftitutionen wirkt noch fort, oft auf 
eine geraume Zeit. Wenn aber einft die Erben ber großen Adelsgefchlechter 
Englands in den Parlamentsräumen zufammenfigen — dann nicht mehr 
mit der Macht der einen großen Hälfte ber Staatögewalt betraut, 
nur etwa noch jchüchterne Vorſtellungen machend gegen bie Be— 
Ihlüffe eines allmächtigen Unterhauſes, im Uebrigen bes Jaſagens ge- 
wohnt, wie fchon jett das Haupt des Erbabels, der Erblönig, über das 
Jaſagen nicht hinausgehen foll: dann wird man die Bebentung ber Ver⸗ 
änderungen, über bie man jett jubelt, begreifen fernen. ‘Der Fall Eng- 
lands ift dann nahe.“ 

Weg alfo mit jenen unnatürlichen Beſtandtheilen aus den Ober: 
bäufern ver deutſchen Staaten! Es würde fonji die Gefchichte für uns 
Ihweigen, ähnlich einem Buche mit fieben Siegeln. Ya wir glichen dem 
Bahnwigigen, der ſich mit offenen Augen in den Abgrund ftürzt. Freilich 
laſſen auch diejenigen Verfaffungen, welche den conferwativen Geift ber 
ertten Kammer burch Vollswahlen nicht beeinträchtigen, des Wünfchens- 
werthen viel übrig. Jedoch handelt es fich Hier nicht um bie Abforption 
bemofratifcher Elemente, fondern nur um die reine Darftellung des arifto- 
kratifchen Grundſtocks. Diefe ver Idee gemäße Form des Oberhaufes 
mag in ber Schilderung ver echten Monarchie ihren Platz finden. Eben- 


i) Die Tollövertretung und Deutſchlande Zukunft. 1852. S. 22. 
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bafelbft follen auch die Vorwürfe, welche gegen die Ausfüllung ber erften 
Kammer mit ariftofratifchen Elementen fich geltend machen, widerlegt und 
gezeigt werben, daß bie entgegengefette Anfchauung, welche bie erfte Kammer 
mit Staatsmännern befegt, von ber unfrigen fich nicht wefentlich unter: 
fcheibet. 

An diefem Orte beleuchten wir zunächft noch die Zufammenfek- 
ung bes Unterbaufes, indem wir unmittelbar au deſſen bereits ge: 
ſchilderte Bildung in England anknüpfen. 

Die Natur des englifhen Unterhaujes ift eine ariftokratifche; 
bie der deutjchen zweiten Kammern eine demokratiſche. Es würbe zu weit 
. führen, die Beitimmungen unferer Wahlgeſetze in ihren Einzelheiten zu 
verfolgen. Die Darftellung Hat fich demnach auf bie Grundzüge zu be 
ſchränken. 

Wir ſetzen bie Thatſache als feſtſtehend voraus, daß das allge 
meine Stimmrecht als das Stimmrecht aller mündigen Individuen 
männlichen Geſchlechtes dem monarchiſchen Principe direkt widerſpreche. 
Das allgemeine Stimmrecht als das gleiche Stimmrecht Aller iſt das 
Princip der rothen Republik oder, wie Bluntſchli ſich ausdrückt, der 
abſoluten Demokratie. Es ſetzt bie ungebildete und arme, jedoch zahl⸗ 
reichere Menge, die Demagogie, über bie höheren Klaſſen der Geſellſchaft; 
beſchränkt feinen Blick auf die Zahlen, ohne die Qualität zu berüchſich⸗ 
tigen; bebroht mit den Intereſſen ver Bildung und des Vermögens bie 
Eriftenz bes Staates felbft und gelangt deßhalb gewöhnlich nur in ben 
Krifen des politifchen Fiebers zu vworübergehenber Herrfchaft. Nachdem 
es in Frankreich durch die Revolution vom Jahre 1848 functionirt wor- 
den war, trat es fchon während ber Dauer der Republik wieber außer 
Wirkſamkeit, weil die Gefahr ver Anarchie vor der Thüre lauert. Der 
jeßige Kaifer der Franzoſen ftellte dasſelbe 1852 wieder ber, um bie Re 
publif dadurch zu befeitigen. In Deutfchland fand es durch das Reich: 
gefet vom 12. April 1849 feine Anerkennung. 

Kaum follte als möglich erfcheinen, daß jeßt, währen bas monar: 
chiſche Princip in allen Staaten reftaurirt wird, das allgemeine Stimm- 
recht troß feiner Natur» und Staatszwed-Wiprigleit in einem beutjchen 
Lande die Gruntlage für die Bildung der Volkskammer darftellen könne. 
Und dennoch gilt dasfelbe im Königreihe Bayern. Freilich finb bie 
verberblichen Folgen dieſes Syſtemes und beffen radikale Unbrauchbarfeit 
nirgends in fo kurzer Friſt und mit fo fonnenflarer Evidenz an das Licht 
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getreten, als gerabe in Bayern. Ohne Zweifel bleibt bier ber Krone 
nichts übrig, als ein neues Wahlgeſetz zu oltroyren; wie bieß auch in 
Breußen, Altenburg, Reuß j. 8. und in anderen Länvern gefchah. 
Denn eine auf Grund des allgemeinen Stimmrechte gewählte Verfammlung 
wird zu deſſen Abfchaffung weniger Luft bezeugen. 

Zreffend motivirte der Herzog von Sachſen Altenburg bie Auf- 
bebung bes auf dem Princip des allgemeinen Stimmrechte beruhenven 
Wahlgeſetzes. Die Verordnung vom 12. März; 1855 erflärte nämlich; 
In Erwägung, daß das Wahlgefeg vom 3. Auguft 1850 fich nicht nur 
in ber Ausführung nicht bewährt bat, ſondern auch den Grundgeſetzen ber 
Bundesverfaffung und ben in Auslegung berjelben von ber Bunbesver- 
ſammlung aufgeftellten allgemeinen Normen injefern nicht entfpricht, als 
e3 ein allgemeines Wahlrecht ohne ftändifche Gliederung feſtſetzt; 

in Erwägung, daß Wir nach ben von der Bundesverſammlung in 
diefer Beziehung gefaßten Beichlüffen und nach 8. 11 des Grundgefetes ; 
fowie zur Aufrechthaltung des nach 8. 4 daſelbſt die Grundlage der Ver: 
faffung Unferes Herzogthums bildenden monarchifchen Principes bie Ver: 
pflichtung haben, für Einführung anderer ven Bunbesnormen entfprechen- 
der wahlgefeßlicher Beftinunungen Fürſorge zu treffen; 

in Erwägung ferner, daß e8 Uns laut den Verhandlungen ber bei- 
ven leßten Landtage nicht gelungen ift, hierzu die landſchaftliche Zuſtimm⸗ 
ung zu erlangen, die Landſchaft vielmehr den ihr von Uns zur verfaffungs- 
mäffigen Berathung und Beichlußfaffung vorgelegten auf Gliederung nad 
Antereffenftänden bafirten Wahlgefegentwurf ohne Spezialberathung aus 
principiellen, jenen bundesgejeglichen Grunpfägen zuwiberlaufenven, Grün 
den mit beveutender Majorität abgelehnt bat; 

in Erwägung ferner, daß bei den eigenthiimlichen Beftimmungen bes 
Wahlgeſetzes vom 3. Auguft 1850 von einer Neuwahl nach biefem Geſetze 
ein anderes Refultat nicht zu erwarten ift, überdieß auch bie Langwierig⸗ 
feit des bisherigen Wahlverfahrens eine längere unter ven gegenwärtigen 
politifchen Berhältniffen bedenkliche Unterbrechung der landjtändifchen Thä⸗ 
tigkeit zur Folge haben würbe; 

in Erwägung enblih, daß bie im Grundgefeg enthaltenen wahlge- 
fetglichen Beitimmungen viele Jahre hindurch zum Segen bes Landes in 
Anwendung gewejen und nur vor den revolutionären Stürmen bes Jahres 
1848 gewichen find, verorbnen Wir u. ſ. w. 

In den übrigen beutjchen Staaten müſſen wir bie vor und nad 
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1848 entftandenen Grundgefege unterfcheiden. Im Jahre 1848 fuchte 
nämlich das Princip ber Kopfzahl in alle einzelnen deutſchen Verfaſſungs⸗ 
gefete fich einzufchleichen. Die traurigen Erfahrungen dieſes Syſtemes 
veranlaßten jedoch bald zu Mopifilationen. Neben ver Kopfzahl follte 
zugleich der Beſitz berlicfichtigt werden. Das Refultat beftand darin, 
baß die Urwähler nach dem Maße ver von ihnen entrichteten direlten 
Staatsftenern in die brei Abtheilungen der Höchft-, Mittel» und Nieberft- 
Befteuerten eingetheilt wurben, fo daß jebe biefer brei Abtheilungen ein 
Drittel der Wahlmänner wählt. Diefe Mopifllation des allgemeinen 
Stimmrechts ift jedoch im höchften Grade ungenügend, obwohl interimiftifch 
und fuppfementär von unläugbarer Bedeutung. Zwiſchen ter Steuer: 
zahlung nnd ber politifchen, fittlichen ober intellectuellen Bildung eriftirt 
fein bebingender Zuſammenhang. Zudem hat das Stimmrecht nach dem 
Cenſus nur dann innere Confequenz, wenn die inbireften Steuern, welche 
am meiften gerade auf ben Armen laſten, abgejchafft und bie bireften 
Steuern nur auf das reine Einfommen gelegt werben. Dieſes Problem 
ift jedoch unter unferen gegenwärtigen Berbältniffen ganz unlösbar. 

Auch diejenigen Verfaffungen, welche die ftänpifchen Intereſſen be 
rüdfichtigen, die Verfaffungsurfunden von Württemberg, Sachfen, 
Heffen-Darmftadt, Meiningen, Altenburg und Braunfchweig, 
räumen ber Kopfzahl eine überwiegende Bebentung ein. 

Die Bildung der zweiten Kammer in Deutfchland beruht demnach 
durchweg auf dem demokratiſchen Principe, ohne daß durch jene zufälligen 
Berhältniffe, welche in England den verberblichen Einfluß ver Kopfzahl- 
wahlen in der Gegenwart noch mifvern, der Dualismus in ber oberften 
Staatsregierung verföhnt würde. 

Wie könnte es nämlich anders fich ereignen, als daß, wenn bie Bild⸗ 
ung bes repräfentativen Körpers eine demokratiſche ift, auch deſſen Wirk⸗ 
famteit zu Conflicten mit dem monarchifchen Principe führte? Dieſe Eon- 
flicte find verbürgt durch die Gegenfäge ber Grundlagen, auf welchen bie 
Regierung und die Volfövertretung fich bewegen. Darüber kann ver: 
nünftiger Weife ein Zweifel gar nicht beftehen. Es liegt, erflärt von 
Mohl in feiner Gefchichte und Literatur der Staatswiſſenſchaften (1855, 
I. ©. 288), in derjenigen Auffaffung des conftitutionellen Staates welche 
bem Fürften die gefammte Staatsgewalt, der Bolfsvertretung aber bie 
Wahrung der Unterthanen-Rechte und Intereſſen zutheilt, wenigftens bie 
Möglichkeit einer unvermittelten Disharmonie. 
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Wir ftehen bier vor ber Haffenden und ohne Neubildung des ganzen 
Organismus unheilbaren Wunbe bes conftitutionellen Shftemes in Deutfch- 
land. Doc mag hier dem Irrthum vorerft wiberfprochen werben, daß 
das Hecht einer entjcheidenden Zuftimmung ver Stände zu ber ganzen 
Geſetzgebung ben unbeftrittenften Elementarfag des beutfchen Stantsrechts 
bilde und überall — Meklenburg etwa ausgenommen — praftifch aner- 
kannt fei. Diefe Theſis widerfpricht geradezu ben wirklichen Verhältniffen. 
In Defterreich, Lichtenftein, Mellenburg- Schwerin, Mellenburg- 
Strelig, Reuß ä. L, Schaumburg-Fippe, Lippe-Detmold, An 
balt- Deffau, Anhalt⸗Cöthen und Heffen-Homburg befiten bie 
Stände nur das Necht des Beirathes zu der Gefekgebung. In anberen 
Staaten befchränft fich das entfcheidende Recht der Zuſtimmung auf ges 
wiffe Gegenftänbe, welche in ven Verfaffungsurfunven ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben find, bie Freiheit der Perfon, das Eigenthum der Stautsange- 
börigen, !) die Militärausbebung, *) das bürgerliche Strafrecht und Pro- 
seßrecht, die Rechtspflege, organifche Staatseinrichtungen 9 und bie Ber 
jtenerung. *) in entfcheivendes Recht der Zuftimmung zu allen Gefeken 
üben die Stände nur in Preußen, Sachſen, Württemberg, Kurs 
heſſen, Auremburg, Reuß j. 2. und Walde aus. Das hannover’fche 
Gefeß vom 5. September 1848 befchränft bie ftänpifche Zuſtimmung auf 
das Princip des Geſetzes. 

Wenn nun in denjenigen Staaten, welche den Ständen ein entfchei- 
dendes Recht der Zuftimmung zu allen oder gewiſſen Gefegen einräumen, 
eine unverjöhnfiche Differenz der Meinungen entjteht, fo ift weber bie 
Krone, noch der repräfentative Körper, durch das formelle Recht zur Nach- 
giebigfeit verpflichtet. Derartige Conflicte find namentlich in Deutfchland 
an ber Tagesordnung, weil bier bie Krone und die Volksvertreter auf 
verfchiedenem Grund und Boden ftehen, bie eine auf monarchifchen, bie 
andere auf bemofratifchen Principien baſirt. Es Hat fich demnach in ben 
beutfchen Staaten der verberbliche Irrwahn eingeniftet, daß Regierung 
und Volk als natürliche Gegenfäte fich gegenüber ftehen, daß jeder ge- 


 Bgl. bie Berfaffungsurfunden von Naſſau, Baden und Meiningen, 

2) Bgl. die Berfaffungswlunden von Altenburg, Braunfhweig und 
Hannover. 

3) Bgl. die Berfaffungsurfunden von Braunfhweig, Weimar unb Kur- 
beffen. 

*) Siche, Zopfl, Grundſätze bes Staatsrechts. 1866. $. 39. ff. 
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firnungstüchtige Repräfentant als Gladiator den Miniftern ven Hanbfchuh 
Hinzuwerfen babe und erft dadurch zum echten Bollsmann fich qualifizire, 
Dean fieht, der unabweisliche Conflict, deifen ftete Wiederfehr durch das 
Prineip des Syſtemes verbürgt ijt, tritt in England blos durch die Ein- 
heit bes ariftofratifchen Wefens, welches Krone und Parlament aufammen- 
hält, in den Hintergrund. 

Diefe Eonflicte zwifchen Krone und Ständen können nicht nur den 
Abſchluß nothwendiger Gefege hindern und die Mittel ver Stantsver: 
waltung in Frage ftellen, fonbern auch die. ganze Thätigkeit des Staates 
zum Stilfftande bringen. 

Um nun den gänzlichen Untergang des Staates zu verbüten, muß 
auf Befeitigung der entftanbenen Meeinungsverfchiedenheit gefonnen wer: 
den. Das englifche Syſtem kennen wir bereits. Der König unterwirft 
fich der Kammermajorität, indem er Miniſter wählt, welche in beren Sinn 
regieren. Es ift unläugbar, daß auf folche Weife die Gefahr der Anarchie, 
welche ein ungelöster Conflict zwifchen Krone und Ständen zu erzeugen 
droht, zunächft befeitigt wird. Niemand fchlage aber die Opfer, mit wel- 
hen die Rettung fich erfauft, gering an. Das Staateruder wird in 
Parteikämpfen bin und Her gezerrt und nicht felten an Individuen über: 
laffen, welchen die geeignete Einfiht in bie Negierungsgefchäfte und bie 
ftantemännifche Gewanbtheit mangelt. Ya, das Partheiwefen macht von 
‚den Kammern aus Propaganda im ganzen Volle. Die innere Harmonie 
des Staates, feine Seele, leidet unter der Factionenberrfchaft Noth. In 
biefem permanenten Zwieſpalte ſpiegelt fich Kein gejunder Lebensfern. ‘Der 
Staat fiecht langſam dahin. Seiner Auflöfung kann höchſtens ver ent- 
fcheidende Sieg einer Partei über die anbere vorbeugen. Diefer Sieg 
fett eine Revolution voraus. — Noch verberblicher müßte ber Parlamen- 
tarismus in Deutfchland wirken. Es mangeln hier fchon die tieffinnigen 
und praftifch geübten Staatsmänner des englifchen Parlamentes. Zubem 
fände der Parlamentarismus in Deutjchland gar Fein Verftänpnig. ALS 
1848 die Häupter der Oppofitionen in die Meinifterien eintraten, galten 
fie in den Augen ver Mehrzahl als Verräther an ber Volksſache. 

Wie die Einführung des Parlamentarismus in Deutfchland vom 
Standpunkte ver Politik aus als unverträglih mit ven Intereſſen und 
fogar der Exiſtenz unferer Staaten erfcheint, fo auch vom Stanbpuntte 
bes Rechts aus, indem er bem monarchifchen Principe widerfpridt. Ro⸗ 
bert Peel erklärte felbft in feiner Parlamentsrede vom 11. Mai 1835: 
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„Die Hoheitsrechte der Krone und die Macht der Lords vermögen aller⸗ 
dings nach den Grundſätzen der Verfaſſung, die Eingriffe des Unterhauſes 
zu überwachen. Krone und Lords dürfen ſich jedoch heutzutage nicht mehr 
auf jene Bollwerke verlaſſen. Die Regierung des Landes muß haupt⸗ 
ſächlich mit dem guten Willen und durch die unmittelbare Thätigkeit des 
Unterhaufes geführt werben.“ Dieſe Unterordnung bes Königs unter das 
Parlament wiberfpricht aber nicht nur dem 57. Art. vr W. Sch. 
rom 15. Mai 1820, fondern auch allen einzelnen. Landesverfaffungsge- 
ſetzen, welche bie Herrfchaft des monarchifchen Principe ausdrücklich 
anerfennen, endlich dem angebornen monarchiſchen Geifte ver deutſchen 
Nation. 

Man Hat demnach aus ber Idee des conftitutionellen Staates in 
Deutfhland vie Parlamenteregierung ausgefchieven und die Unab⸗ 
bängigfeit des Monarchen in ber Wahl der Minifter als pas 
Grundprincip des continentalen und namentlich des beutfchen 
Staates erflärt.. Es entfteht übrigens fogleich die entfcheidende Frage, 
welche Mittel zur Löfung eines zwifchen Krone und Ständen eingetretenen 
Swiefpalts durch das im Gegenſatz zum Parlamentarismus als bualiftiich 
bezeichnete Syitem geboten werben. 

Zwei Wege eröffnen fih. Den einen betritt bie Regierung, indem 
fie widerfpänftige Kammern auflöft und im Falle ihrer Wieberwahl zur 
Handhabung der proviforifchen Gefeßgebung Ichreitet; den anderen, indem 
fie die Wähler und bie Gewählten einzufchlichtern oder zu gewinnen fucht. 
Der letztere Weg ift ftetS unficher, unfittlich und entſittlichend, den In⸗ 
terefien des Staates und der Dynaſtie gleichmällig gefährlih. Wir brau- 
hen zur Begründung dieſer Anficht wohl kaum an das Schidfal des 
franzöfifchen Bürgerkriegs zu erinnern, welcher das Beſtechungsſyſtem feit 
Menfchengevenken am großartigften, freilich auch mit dem unfeligften Ende 
ausgeübt hat. Jener zuerft genannte Weg, bie Löfung entjtandener Con⸗ 
flicte durch Kammerauflöſungen und proviſoriſche Geſetze, iſt freilich ber 
einzig legale des dualiſtiſchen Conſtitutionalismus, aber auch ver gewag⸗ 
tefte. Die Monarchie fest dadurch jedesmal ihre Eriftenz auf das Spiel. 
Der König muß fich eben „durchhauen.“ Ihm fteht der Schein des Rechte 
entgegen, ber Pöbel in ver Preife, die Unmafje heimlicher Demokraten, 
egoiftifcher Parteiführer und renolutionsfüchtiger Proletarier. In dieſen 
gefahrvollen Krifen treibt das Königthum zwifchen dem Aufruhr und ber 
Dietatur umber und trägt ven Schiffbruch in das Regifter feiner Mög- 
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tichleiten ein.) Es ift fomit, erklärt R. v. Mohl, nichts weniger als 
GSefpenfterfurcht, wenn man von biefem Syfteme, und zwar fowohl von 
feinem Gelingen als von feinem Mißlingen, am meiften aber von feinem 
abwechslungsweifen Gelingen und Mißlingen eine langfame Zerreib- 
ung des Staates fürchtet. 

Während fo unter den beutfchen Staatsrechtsfehrern von Mohl in 
dem Parlamentarismus und Bluntſchli in dem dualiſtiſchen Syſteme 
die einzig heilfame Form der ächten Monarchie erblict, leben Andere der 
Ueberzeugung, baß, wenn das echte Königthum ven gefchilverten unaus- 
bleiblichen und zugeftandenen Mängeln bes einen und bes anderen Sy 
ftemes nicht zu entgehen vermöge, ber Abfolutismus oder die Republif 
die weitaus gebiegenere und lebensfähigere Staatsform bilde. Es ift je 
doch ein Köhlerglaube, daß eines der beiden erwähnten Syſteme 
die wahre Monarchie barftelle. Jene Lehrer des Staatsrechts be: 
anfpruchen denn auch für ihre fich entgegengefegten Theorieen Feine bfei- 
bende Geltung und erbliden in beren praftifcher Durchführung nur eine 
ven Bebürfniffen der Gegenwart möglichſt entiprechende und burch eine 
vorgerücktere Bildung überwindbare Form des Staates. Kaifer Nikolaus 
nannte Letztere deßhalb eine Lüge. 

Einen König oder keinen König! Ein Staat kann unter Umftänden 
mit und ohne König beftehen. Nur der Schattenfönig richtet fein Voll 
zu Grunde, weıtn er nicht felbft vorher zu Grunde geht. Ueber ven Bor: 
zug von Monarchien und Republiken, erläutert Heeren, läßt fich im All 
‚gemeinen nichts fagen. Man kann glüclich ober unglücklich, je nachdem 
die Umftände find, in den einen oder anderen leben. Aber ein Volk kann 
nie in einer Pſeudomonarchie oder Pfeuborepublif glücklich fein, weil ein 
folder Staat ſtets im Wiberfpruche mit ſich felber ſteht. In gleichem 
Sinne entgegnete Mirabeau dem Redner Barnave: „ch kann bem 
Monarchen nicht große Mittel geben und die Gelegenheit ihres Mißbrauches 
verweigern. ‘Darin liegt ein Mangel der Einberrfchaft; wie in jeden Sy⸗ 
jteme eben ein anderes Uebel. Alles ift jedoch erträglich, die Folgewidrig⸗ 
feit ausgenommen. Barnave kann geradezu erklären, baß er gar feines 
Königs bevarf; er füge jedoch nicht, daß wir einen obnmächtigen unt 
nußlofen König brauchen.“ 


y Bol. Zimmermann, a. a. O., S. 166. 
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„Dieß Geſchlecht iſt noch nicht reif, um auf ben höchſten Zinnen beuticher 
Entfaltung zu ſtehen; es bat nicht das Mark, die Kraft, den Geift, das Herz 
dazu. Unſere Kraft reicht nicht weiter, al® bie Grundftufen eines neuen 
Deuntſchlands zu legen, unjere Berufsftände und unfere Gemeinden auf neuer 
lebendiger Grundlage zu orbnen. Wenn wir biefe Grundſtufen eines neuen 
Deutſchlands legen, wird Die Geſchichte einft von uns fagen, daß wir unfere 
Bflicht gegen das Vaterland erfüllt.“ Winter. 


Ein deutſcher Staatsmann bat das treffende Wort gefprochen, daß 
in dem Bildungsproceſſe des modernen Staates den Franzofen die Auf- 
gabe zufiel,, wie morfch gewordenen Säulen bes alten Staatsweſens zu 
jerträmmern, während ben Deutichen die Gründung bes neuen Baues 
tuch die Vorſehung übertragen wurde. Die Stürme ber franzöftfchen 
Revolution, welche 1848 über ven Rhein herüberbrauften, ſtürzten vie 
Gögenbilder ver Pſeudomonarchie in dem Berwußtfein der Nation. Die 
vemofratifchen Kammern haben fich überlebt. Daher die Apathieen gegen 
die Wahlen, die Gleichgiltigfeit gegen die ftänbifchen Debatten, die Armuth 
an Vertrauen auf gebeihliche Wirkfamfeit ver Nepräfentanten. Kein Uns 
Befangener verheblt fich, Daß bei dieſen vermodernden Zuſtänden bes Blei⸗ 
bens nicht fein Lönne. In allen Schichten ver Bevölkerung regt fich bie 
unwiberftehliche Sehnfucht nach einer neuen Geftaltung der ‘Dinge, nach 
einer lebensfähigen und natürlichen Ordnung des Staates, nach einer dem 
Bogen Schattenleben ber alten Formen entrückten pofitiven Schöpfung. 
Die Eigenthümlichleit diefes Tünftigen Aufbaues und ber ihr entfprechen- 
ten Sendung erklärt fich aus ber Natur des deutſchen Volkes und feiner 
Stellung in der Reihe der übrigen Nationen. Das beutfche Volk ift das 
geiftigfte und eben deßhalb zumeift befähigt, feiner felbft als einer Staats- 
perfönfichkeit im reinen Ausbrude des Gedankens bewußt zu werben. Die 
Thätigleit der Staatsgewalt erfcheint ihm demnach als eine Function ber 
innerhalb bes Staates zur fittlichen Perfüönlichkeit ſich entwickelnden Ge- 
ſammtheit von Individuen und ethifchen Kreifen. Diefe Function Tann 
bios durch den Volkslörper vollzogen werden. Der Volkskörper felbft 
ftellt aber einen Organismus dar. Aus bes legteren Glieberungen muß 
alfo durch ihre eigene natürliche Wirkſamkeit das bie Function ber Staats⸗ 
gewalt als Repräfentantin bes Volkskörpers ausübende Organ hervorgehen, 
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Diefer Gedanke ift die Saamenkapſel für die politifchen Bildungen 
der Zukunft. Er rechnet zunächſt auf die Empfänglichfeit des deutſchen 
Geiftes, aus deſſen Schooße er hervorgegangen. Schon dieſe Herkunft ehrt 
und verfähnt das Nationalgefühl. ‘Denn weber bie Herrfchaft ber alten 
Klaſſiker, noch die des römifchen Rechts, noch endlich die Allgewalt der 
franzöfifchen Sittenlofigfeit hat den deutſchen Geift mit fo namenlos un- 
würdigen Feſſeln belaftet, wie bie Nachäfferei des ausländiſchen Verfuffungs- 
weſens. Keine Abkehr von dem eigenen Genius hat fich denn auch furcht⸗ 
barer gerächt, als der Gößendienft der Conftitutionellen und Demokraten, 
welche über das felbft beurfunvete Armuthszeugniß nicht einmal errötben. 


.- Dieß Gefchledht, fehreibt Winter, muß erft ven eigenen Geift beutjcher 


Nation begreifen und ehren lernen, bevor e8 ein Reich deutſcher Nation 
zu gründen fich erfühnen darf. 

Es verfteht fich von felbft, Daß das Oberhaupt des Staates zunächſt 
berufen. ift, als Repräfentant ver Staatsgewalt den im Volke berrfchenden 
objectiv vernünftig fittlichen Willen auszufprechen. Allein es Tiegt in ber 
Natur des menfchlichen Wefens, daß ein einzelnes Individuum niemals 
im Stande ift, in ſolchem Maße intellectuelle Einficht und fittliche Willens- 
fraft in fich zu concentriren, baß feine dadurch beftimmten Tendenzen bie 
ber allgemeinen Culturſtufe des Volkes entfprechende ſtaatszweckmäſſige 
Richtung zu repräfentiren vermöchten. Mit der Behauptung diefer Un- 
zulänglichkeit gejchieht der Hoheit des Monarchen keinerlei Abbruch, weil 
das Maß der menfchlichen Kräfte immer ein befchränftes bleibt. Der 
Monarch ergänzt deßhalb feinen Verſtand und Willen durch ben bes Vol- 
fes, wie auch am menfchlichen Körper das Haupt, obwohl ber ebelfte 
Theil desfelben, niemals handelt, ohne ven Forderungen des übrigen Kör- 
pers bie gebührende Rückſicht zu widmen. Der Staatslörper ift aus In— 
bivibuen und fittlichen Streifen zufammengefett. Die Geſellſchaftskreiſe 
umfafjen eine Gefammtheit von Individuen, welche Durch die Gleichheit 
bes Berufes und feiner Intereſſen Hleinere Ganzen innerhalb des Staates 
bilden. Da die Individuen und bie fittlichen Lebensfreife den Staat aus⸗ 
füllen, fo Tann nur aus ihnen bie Repräfentation des Volfes hervorgehen. 
Die Individuen find die Wähler, die fittlichen Kreife oder Stände — bie 
Wählerkreiſe. Verdeutlichen wir biefen Gedanken! 

Juſtus Möſer vermochte nicht einzuſehen, warum in ber Bauer⸗ 
ſchaft die Knechte, wie die Eigenthümer der Bauerngliter Stimmrecht ha- 
ben ſollten. Er vergleicht die politifche Gefellfchaft mit einer Actienge- 
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geſellſchaft und begreift nicht, daß Diejenigen über die Angelegenheiten ber 
Acttengefellfchaft mit entfcheiden Tönnen, welche nicht ſelbſt eine Actie be- 
fiten. Die Möfer’fche Idee Liegt zunächſt dem Stimmrecht nach dem 
Cenſus zu Grunde. Es ift jeboch fchon oben bemerkt worben, daß dieſes 
Princip weder ver Vernunft entfpricht, noch in der Praxis confequent durch⸗ 
geführt werben kann. Als in Frankreich vor der Februarrevolution der 
Antrag auf Ausdehnung des Stimmrechts laut wurde, entgegnete man mit 
Recht, daß die Herabjegung ver bisher als Beringung des Wahlrechts 
geforderten 200 France Steuern feine Grenze finde, indem jeber beftimmte 
Anhaltspunkt mangle. Der einfachite Grundſatz, welcher wohl niemals 
beftritten worben und nur in feiner concreten Yeititellung einigen Schwie- 
rigfeiten unterworfen ift, gebietet, daß Jeder und zugleich nur berfenige 
ein Wahlrecht auslibe, welcher eine ſelbſtſtändige Stellung innerhalb 
des Geſellſchaftsorganismus einnimmt. Das Princip, in welchem bie 
Forderung wurzelt, ift burch und durch rationell. Wer nämlich innerhalb 
feiner individuellen Zebensfphäre und im Gemeinwefen keine Selbitftän- 
digkeit befigt, Tann deßhalb auch nicht felbftftändig Über bie übrigen Glie⸗ 
der des Staates mitregieren. Der Begriff der Selbſtſtändigkeit beſtimmt 
fiih aber dadurch, daß ein Inbivibuum befähigt ift, als ein Glieb bes 
ſchaffenden Gefellfchaftsorganismus aufzutreten. Diefe Fähigkeit bilvet 
bie Grundlage für bie ölonomifche Unabhängigkeit. Die Wirkung ver 
Letzteren iſt gerade bie fociale und politifche Selbſtſtändigkeit. 

Gegen vie erörterte Anſchauung pflegt zwar bie maffenhafte Zahl 
berjenigen aufzutreten, welche alle natürlichen Unterfchieve bes Lebens zu 
verwwifchen und an deren Stelle eine inhalts- und finnlofe Gleichheit zu 
feßen bemüht find. Allein dieſe Freiheitsmänner mögen einfach auf bie 
analogen Berhältniffe in ben übrigen Lebensfphären verwiefen werben. Die 
unbedingte Freiheit, in einem Gewerbe ober als Arzt, Advokat und Pros 
fefſor zu wirlen, würbe nothwendig die Grundlage diefer Berufsſtände 
vernichten. Eine fchreienvere Inconſequenz, als die Forderung einer burch 
gewiſſe Bedingungen eingeengten Berufsausitbung neben dem Verlangen 
ſchrankenloſer activer Wahlfähigkeit, iſt fchlechterbings undenkbar. 

AUS die Bedingung, unter welcher ber Einzelne wählen barf,. erjcheint 
demnach die Selbftftändigkeit in dem fchaffenden Geſellſchafts— 
organismus des Volkes. Das nächte Nefultat dieſes Fundamental: 
fages geht dahin, daß die dienende Klaffe vom Wahlrechte ausgejchloffen 
bleibt. Sie gehört nicht einem einzelnen Stande an, ſondern allen Stäns 
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ven, felbft jtanblos als das „allgemeine Gefinde außerhalb der Familie.“ 
In diefer Kategorie ftehen, um uns dem Entwurfe Winter's anzu⸗ 
fchließen, auf dem Gebiete ver Lanbwirtbfchaft: die Kuechte, Hofmeiter, 
Hirten und die nicht wegen ver Ausbildung in ihrem Fache thätigen Ber- 
walter; auf bem Gebiete des Handwerks: die Gefellen; in den Fabriken: 
die Sabrifarbeiter, NRechnungsführer und Auffeher; in größeren kaufmän⸗ 
nifchen Gefchäften: die untergeorbneten Gefchäftsführer und Buchhalter; 
bei den gelehrten Fächern: die Scribenten; bei den Behörden: bie zu nie 
dern Dienftleiftungen Angeftellten, die Gerichtsboten und Gefängnigwärter. 
Endlich zählen hieher bie Dienftboten und bie Taglöhner, ohne Zweifel 
auch die durch Betriebögefellichaften angejtellten Perjonen und bie aushel- 
fenden Arbeiter. Mit diefen Individuen fchließt fich jedoch keineswegs 
die Reihe derjenigen ab, welche an ver Wahl der Repräfentanten fich nicht 
zu betbeiligen haben. Den bisher erwähnten Berfönfichleiten mangelt 
zunächft diejenige Unabhängigfeit ver äußeren Stellung, welche eine vor⸗ 
urtheilsfreie Betrachtung der öffentlichen Zuftände ober bie Selbſtſtändig⸗ 
feit der Einwirkung auf biefelben ermöglicht. 

Eine weitere Klaſſe ſtandloſer Perfonen befteht aus ben Rentenirern. 
Da fie aber in den Organismus des Volkes durch ihr Kapital fchaffend 
fih einreihen, fo follen fie auch über Dinge entfcheiven, welche zu 
den höchften Intereſſen biefes Organismus gehören. Ihnen gleich ftehen 
Diejenigen, welche eine früher bejeflene Berufsftellung freiwillig ober 
gezwungen aufgegeben haben, ohne ein anderes felbftitändiges Geſchäft 
zu übernehmen. 

Eine bloße Conſequenz aus dem aufgeftellten Principe fordert, daß 
auch Diejenigen Perfonen nicht wählen Tönnen, welche auf der Borberei- 
tungsftufe zu einem Gefchäfte ftehen, fowie diejenigen, welche nach Be⸗ 
endigung ihrer Vorbereitung eine felbftftändige Stellung noch nicht ein⸗ 
nehmen: bie Lehrlinge, die Hanblungsbiener, die Studenten einerfeits, 
andererfeit8 ber noch nicht angeftellte obwohl geprüfte Theologe, Docent, 
Advokat oder Arzt, nicht weniger der eines felbftftändigen Wirkungstreifes 
noch bebürftige, obwohl eraminirte Handwerker, Kaufmann, Landwirth. 

Dieß der ausschließliche Weg, auf welchem die einzelnen Größen, vie 
zu wählen das Recht haben, in naturgemäßer Weife befinirt werben kön⸗ 
nen. Schwieriger ift das Geſetz ihrer Verbindung, wenn auch nicht zu⸗ 
entbeden, jo boch im praftifchen Leben durchzuführen. In einem Sy⸗ 
jteme von Begriffen ergibt fich von felbft, daß, wenn über bie active 


C. Die echte Monardie. 243 


Wahlfähigkeit ver Einzelnen ihre Stellung im fchaffenden Organismus 
des Volles entſcheidet, auch die Bande, welche bie einzelnen Wähler zu⸗ 
jammenfafjen, nım vie gefellfchaftlichen Bande des Berufslebens fein Lönnen. 

Sismondi bemerkt in feinen Studien über die Verfafjungen ber 
freien Bölfer: „In dem heutzutage beliebten Syſteme überläßt man bem 
Zufall die Vertheidigung aller Intereſſen, der Religion, der Wiſſenſchaft, 
bes Aderbaues, des Handels, der Fabrikation, bes Handwerkes; man 
nimmt an, es werbe fich unter ben Abgeorbnieten der Provinzen wohl etwa 
einer finden, welcher die Vertretung je eines biefer nicht berückſichtigten 
Intereſſen übernehme. Aber dieſe Annahme ift vorerft unbegründet, und 
mehrere Intereſſen werben nie vertreten fein. Und felbft wenn fie es 
ſind, fo gefchieht das Häufig durch Männer, die nicht im Hinblick auf 
ihre Einficht in foldhen Fragen gewählt wurben, vie Feine gründliche Kenntniß 
davon haben, die nicht von ben Intereſſen ihrer Berufsklaffen durchdrun⸗ 
gen, vie nicht geübt find, biefelben zu vertheibigen.“ ‘Das wenn and) 
mebr oder weniger mobificirte allgemeine Stimmrecht macht jeden natür- 
(hen Zufammenbang zwifchen ven NRepräfentanten und Repräfentirten un= 
möglich. Darüber herrfcht gar fein Streit. Die Mitglieder unferer zwei⸗ 
ten Kammern find im eigentlichiten Sinne bed Wortes zufammengewürfelt. 
Die Wenigften unter ihnen Kennen ihre Wähler und deren eigenthümliche 
Bebürfniffe genauer. Die Wähler felbft find mit den Repräfentanten 
nicht perjönlich bekannt, wiſſen um dieſe regelmäflig nur vom Hörenfugen 
und ftimmen nicht aus Weberzeugung, ſondern aus Mangel an Belannt- 
ſchaft mit geeigneteren ober ben überhaupt geeigneten Männern. Natürlich, 
der Landwirth, ber Gewerbtreibenve, der Kaufmann und die Angehörigen 
affer anderen Berufsftände wiffen genau, welcher Standesgenoffe über bie 
Berhältniffe ihrer Xebensfphäre die gediegenſten Worte fprecden ann, ohne 
deßhalb die Perfonen bezeichnen zu können, welche über bie höchſten Fra⸗ 
gen ber inneren und äußeren Politik entfcheiden follen. Man bat deßhalb 
ven Berfuch gentacht, dieſem Mangel durch das indirekte Wahlrecht abzu⸗ 
helfen. Die Urwähler wählen die Wähler und dieſe bie Vertreter. Die- 
ſes Syftem hat jedoch nur die vorübergehende Bedeutung eines Nothbe- 
helfes gegen bie zerftörenden Einflüffe des allgemeinen Stimmrechtd. Wer 
die zu feiner Vertretung geeignete Perfon nicht kennt, vermag zu beren 
Entdeckung auch nicht den angemeifenen Mittler zu finden. Das Wahl- 
recht der Urwähler ift in ver That eine bloße Chimäre, ba ber eigentliche 
Wähler an die Richtung, die Intention und das Intereſſe des Urmählers 
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fich nicht gebunden fieht. In dieſer Zufammenhanglofigfeit zwifchen ben 
Urwählern und Deputirten wurzelt denn auch bie Apathie oder wenigſtens 
die Gleichgiltigkeit der unteren Vollsflaffen gegen alle Wahlen. 

Die unmwiderleglichen Hauptfäße für bie Bildung einer naturgemäßen 
Volfsrepräfentation fordern einerfeits, Daß bie Wähler zu ber Beurtheilung 
ber Dinge fähig find, zu deren Erledigung fie einen Repräfentanten wäh- 
fen ; andererfeits, daß ber Repräfentant die ihm anvertrauten Intereſſen 
zu repräfentiren vermöge. 

Um den Weg anzudeuten, -auf welchem diefe Borausfegungen für bie 
organifche Bildung eines repräfentativen Körpers fich erfüllen, knüpfen wir 
an bie Gedanken dreier fcharffinniger Staatsmänner an. Barante ver: 
hehlte fich mitten in ver Verwirrung der franzöfifchen Revolution die 
Täuſchungen des allgemeinen Stimmrechts nicht. „Die Wablart nach 
Anftufungen, bemerkt er, ließe fich fo einrichten, daß fie eine wirffame 
Bürgfchaft darböte. Bon allen dem allgemeinen Stimmrecht anvertrau: 
ten Wahlen gibt es Feine, die fo fehr in Wahrheit und mit Sachkennt- 
niß vorgenommen werben könnte, als die Ernennung der Berfonen für 
die Wahrnehmung der Lofalintereffen. Die Stimmen werden da von 
einer perjönlichen Anficht, von einer wahrhaften Weberzeugung geleitet. 
Man gibt nicht diefem ober jenem eigennüsigen Vorſchlage, nicht dieſem 
oder jenem Wahlumtriebe nach, wenn man bie Glieder des Gemeinveraths 
ober die Führer ver Bürgeriwehr ernennt; man fteht vielmehr in mannig- 
fahen Beziehungen zu ihnen; man fennt ihre bejondere Befähigung zur 
Stelle; man will, daß die Gefchäfte der Gemeinde gut beftellt, die Bür- 
gerwehr gut geführt fei. Der Wuhllörper wäre ohne Zweifel am beften 
. aus biefen wahrhaften Erwählten des Volkes zufammengefeßt.“ Unter 
ben beutfchen Schriftftellern find Stüpve und Arnim ver Wahrheit amt 
nächften gefommen. Stüve erklärte bei Beurtheilung ver Grundrechte 
des deutſchen Volles: Während es weſentlich und in alter Verfaſſung 
burchaus begründet ift, daß ein großer Theil ber Staatsangelegenbeiten 
durch die Gemeinde ausgeübt werbe, daß der Staat das Inbividuum nur 
burch Vermittlung der Gemeinde und bes felbftgewählten Vorſtands faſſe, 
ift bier nur von Gemeindeangelegenheiten die Rebe." Am gleichen Sinne 
fohrleb ver Graf Arnim; „Wenn bie Berechtigung und XTheilnahme an 
ber Wahl der Gemeinde» wie der Vollsvertreter dieſelbe ift; wenn nicht 
bei jenen ein Cenfus, bei biefen allgemeines Stimmrecht nad Köpfen, 
wenn nicht ein verfchiebener Cenfus fiir beide Rechte ftattfindet, Tann künf⸗ 
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tig jebe Gemeinbe ihre Wahl zu ver Bollsvertretung in ihrer Mitte vor- 
nehmen. Das willlürliche Eintheilen in Bezirke, das Zulegen von Orten 
zu anbern, deren Einwohner fich nicht Tennen, fällt dann fort. Diefelben 
Berfonen, welche durch bie Gemeinveverfammlung zur Leitung ber Ges 
meinbeverwaltung berufen find, werben auch bie Perfonen bes Vertrauens 
fein, wenn es die Wahl der Wahlmänner gilt. So wird allmählig bie 
Bolfsvertretung in ber wirklichen Gemeinde wurzefn, nicht in gemachten 
Wahlgemeinden vom Winde des Zufall bin und ber ſchwanlen.“ 

Diefen verfchievenen Ausfprüchen Tiegt ver Eine Gebanfe zu Grunde, 
daß die Gemeinde ein Mittelgliev zwifchen ben Einzelnen und dem Staute- 
ganzen bilte. In umfangreicheren Ländern tritt natürlich zwiſchen bie 
Gemeinde und bie Gefammtheit ber Staatsbürger als Vermittlerin noch 
bie Landſchaft oder Provinz. 

Die Gemeinde zerfällt in verfehiedene Berufskreiſe. Diefe 
Berufskreiſe haben ihre Vorſtände und in ihnen ihre Gemeinde— 
Bertreter zu wählen. Die Gemeindevertreter wählen bie Ver— 
treter ber Provinz und biefe die Landesvertreter. 

Das foeben kurz angebeutete Syſtem hilft allen Mängeln ab, welche 
von bem bisherigen Repräſentativ⸗Syſtem unzertrennlich find. Worerft 
entſteht dadurch ein lebendiger Zufammenbang zwifchen ben Vertretern 
und ben Vertretenen. Die Gemeinbehäupter Tennen ihre Wähler, beren 
Intereffen und Bebürfniffe. Durch die freie und auf bem Bewußtfein 
ber materiellen, fittlichen ober geiftigen UWeberlegenheit der Gemeinbehäup- 
ter geftügte Wahl wird ein inneres moralifches Band zwifchen ben Re⸗ 
rröfentirten gezogen. Daß vie Öemeinbevertreter nicht unmittelbar Pro» 
binzial- oder Landesvertreter abgeben, liegt in ber Natur ber Dinge, 
Schon die Zahl der Nepräfentanten würde baburch übertrieben groß. Auch 
ft man von ber irrthlimlichen Idee des franzöfifchen Staatsmechanismus 
jurüdgefommen. Die nämlichen Gründe, welche die Gemeine als bie 
nöchfte Vermittlerin zwifchen Individuum und Staat bezeichnen, forbern 
als Mittelglied zwifchen Gemeinde und Staat bie Lanbfchaft ober Provinz. 
Nur der Irrthum, welcher ven Staat aus einer atemiftifchen Maffe von 
Individuen zufammenfekt, ermöglicht bie Ueberfpringung der Provinz ale 
eines nothivendigen und felbftftänbigen Organes. Nichts liegt aber näher, 
ale daß die Männer, welche die Gemeinde in ihren fonftigen Angelegen- 
beiten vertreten, auch in ber Wahl der Provinzialvertreter ihre Repräfen- 
tanten find. Denn bie politifche Bethätigung bes Volksorganismus ift 
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nichts Selbftzwedtiges, Feine in ſich abgefchloffene Wirkungsſphäre, Tein 
eigenthümlicher Beruf, ſondern nur eine einzelne Funktion bes Geſellſchafts⸗ 
{örpers, d. 5. die bie übrigen Funktionen in ihrer Wirkſamkeit ſchirmende und 
ſchützende Funktion. Dazu paßt Niemand in gleicher Weife, wie ber 
durch Die Gemeinde erwählte und aus den Häuptern ber Berufsfreife zu⸗ 
fammengefegte Gemeinbevorftand. ‘Der erfte Schritt zur Verwirklichung 
unferes Shftemes, d. 5. der organifchen Volksvertretung, befteht demnach 
in der Aufnahme der Genofjenhäupter in den Gemeinbevorftand. 

Freilich hier Liegt fchon ber erfte Stein des Anſtoßes. Wo find 
benn unfere Ständegliederungen? — Die Stände ver Gegenwart — wer 
wollte die Thatfache wegläugnen? — zerfließen in einander, fo daß eine 
ſcharfe Unterfcheidung ver Berufsgenoffenfchaften kaum denkbar ift. Wie 
jchwierig jedoch bie genaue Ausfcheivung ber einzelnen Stände fcheinen 
mag, unmöglich ift fie nicht, weil fie aus dem Begriffe und Zwede ber 
Geſellſchaft ſelbſt entfpringt. Die nächfte Aufgabe der Gegenwart geht 
eben gerade dahin, die Berufsgenofjenfchaften zu organifiren. ine weife 
Berfoffungspolitit fucht die focialen Wunden ver Jetztzeit eben dadurch zu 
heilen, daß fie die Bedingungen und Wirkungen ver Berufs- oder Stans 
besgenofjenfchaft in ber bereits angedeuteten Weife gefetlich normirt. Die 
nähere Schilberung des zu biefem Ziele führenden Weges Tiegt außerhalb 
unferer Aufgabe. Hier, wo e8 fih um bie leitenden Principien handelt, 
genügt e8, die der Nothwendigfeit des Gedankens entſprechende Glieder⸗ 
ung ber Stände anzubenten. ‘Die Eintheilung der Tetteren durch Hegel 
in den fubftantiellen (aderbauenven), den allgemeinen (gelehrten) und Ge- 
werböftand beruht nicht auf einem fachlichen Principe, fondern blos auf 
abftractem Schematismus. Der Wahrheit näher tritt Chalibäus, indem 
er die Stände der Urproduktion, der induftriellen Thätigfeit und idealen 
Produktion unterfcheidet; ebenfo Stahl, welcher die Stände in „üffent- 
liche“ und „private“ fondert. 

Am trefflichften und ſchärfſten unterſcheidet J. H. Fichte die Stände 
ber allgemeinen Intereſſen: den Lehrftand, geiftlichen und Beamtenftand, 
und bie Stände ber individuellen Intereſſen: Den Stand der Urprobu- 
zenten, ven der formirenden Erwerbsthätigfeit (Gewerbe) und ven ber ver- 
treibenden Erwerbethätigleit (Handel). Die Ariftofratie als befonberen 
Stand anzufegen, verfhmaht Fichte; mit Unrecht, wie bewiefen werben 
fol. Den praftifchen Werzten und Advokaten räumt das Shftem Fichte’ 8 
einen Mittelplag zwifchen dem Gelehrten- und Gewerbs-Stande ein. Diefe 
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SGliederung beanfprucht wohl zumeift den Beifall der Vernunft. Den 
Blick auf die praktiſchen Zuftände ver Gegenwart gerichtet, fcheint je- 
boch einer nüchternen Betrachtung am ausführbarften, die Genoffenfchaften 
der Gelehrten (der Lehrer, Abvolaten und Aerzte), der Geiftlichen, ber 
Gerwerbtreibenden und ber Kaufleute (ver Hanpwerkfchaften und Fabrik⸗ 
herrn, der Heinen Kaufmannfchaften und ber großen Kaufherrn) enblich 
bie der Lanbwirthe (der Bauernfchaften und Gutöbefiger) zu unterfcheiben. 

Die freigewählten Häupter dieſer Genoffenfchaften bilden ven Ge: 
meinbevorftand. Die fümmtlichen innerhalb der Provinz zu Mitgliedern 
ber einzelnen Gemeinbeworftände gewählten Genoffenhäupter verfammeln 
ſich je nach ber von ihnen repräfentirten Genoffenfchaft als die Provin- 
zialverſammlungen der Genofjenhäupter, ver Gelehrten, ber Geiftlichen, 
ber Sewerbtreibenden und Kaufleute, endlich der Landwirthe. Es ift na- 
tärlich, daß nicht ſaͤmmtliche Gemeinbevorftände fich verfammeln, wenn 
eine Gemeinde nur Eine Genofjenfchaft enthält, wie 3. B. bie Landge⸗ 
meinbe blos bie der Landwirthe, fonbern nur etwa der durch den ganzen 
Gemeindevorſtand gewählte Repräfentant. Diefe Zwiſchenwahl berührt 
übrigens das Weſen der Sache nicht, indem fie nur ein Aushilfsmittel 
bilvet, um eine unnöthige Uebermafje von Genoffenhäuptern auszuſcheiden. 
Die vier Berfammlungen der Öenoffenhäupter, welche in jerer 
Provinz ftatihaben, wählen nun eine bemlimfange ber Provinz 
und ber Bedeutung bes Standes entſprechende Zahl von Ber: 
trauensmännern, welche regelmäßig ihrer Mitte angehören, ba ja fie 
felbft durch die Wahl der Gemeinden als bie tüchtigften des Standes in- 
nerhalb ihrer Provinz anerlannt worden find. Die jekt von ſämmtlichen 
Senoffenhäuptern der Provinz gewählten und dadurch al® bie gebiegen- 
ften lieber des betreffenden Standes in der Provinz beurfunbeten Män⸗ 
ner bilden gleichſam ven Ausfchuß ber Genoffenhäupter. Die Zahl ber 
aus jedem Stande hervorgegangenen Repräjentanten richtet fich natürlich 
nach dem Umfange ber Provinz. So viel ift übrigens Mar, daß jeber 
Stand mehrere Vertreter wählt. Bon dieſer Mehrzahl kann nun zwar 
nicht präfumirt werben, daß jeder ihr Angehörige die Intereſſen und Be⸗ 
bürfniffe feines Standes im ganzen Umfange bes Landes verftehe; wohl 
aber, daß er bie Perfönlichfeiten zu finden wifje, welche unter feinen Bes 
rufsmitglievern fei e8 der eigenen ober einer anderen Provinz bie Ver⸗ 
häftniffe der in den verfchiebenen Provinzen wohnenden Genoſſen gegen- 
feitig abzumwägen und zu würbigen vermöge. ‘Der durch bie Gemeinde 
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vorftände creirte Bertreter Tann alfo zwar einen Lanbesvertreter feines 
Standes wählen, ohne jedoch felbft zu beffen Amte fich zu eignen. Die 
Berechtigung dieſer Pröfumtion gründet fich auf bie factifchen Verhältniſſe, 
wie fie nun eben einmal in jedem Staate beftehen und durch feinen or- 
ganifchen Bau nothwendig gemacht werben. Demnach treten bie Bro- 
vinzial»Repräfentanten zufammen, um aus ihrer Mitte bie 
Repräfentanten des Landes zu wählen. Leber bie Zahl diefer ge- 
wählten und nicht felbft wieder wählenden Deputirten entfcheivet natürlich 
feine allgemeine Vorſchrift. Die Bedeutung einerfeits, welche dem einzel» 
nen Stande in einem beftimmten Lande zuftebt, anbererfeit8 ber Umfang 
des Landes felbft gewährt, im concreten Falle das einzig taugliche Kri⸗ 
terium. 

Indem aus den unmittelbar von ben einzelnen Ständen gewählten 
Gemeindes-Vorftänden bie Vertreter der Provinz und aus biefen die Lan⸗ 
besrepräfentanten hervorgehen, entwidelt fich eine dem natürlichen Orga 
nismus des Staates durchaus enifprechende Abftufung, bie Tüchtigkeit ber 
höheren Vertreter verbürgt fich durch bie ber niebrigeren. Sn dem na⸗ 
turgemäßen Aufwuchie der Vollsvertretung herrſcht deßhalb ein innerer, 
fittlicher und vernünftiger Zufammenhang, Das eine Glied entwickelt fich 
mit Nothwenbigfeit aus dem andern, wie in jedem organifchen Bildungs- 
proceife die höhere Geftaltung aus tem niebrigeren Elemente fich entfaltet. 

Die Vertreter ber einzelnen Stände bilden auf bem allgemei- 
nen Landtage Heine Ganzen, Kurien, welche für fich ftimmen. Inner- 
halb der einzelnen Kurie waltet das Majoritätsprincip. Tritt 
bie Majorität der Kurien einer Minorität berfelben entgegen, 
fo entfcheibet der Landesherr, wenn es fich nicht um bie perſön⸗ 
liche Freiheit und Belaftung ber Unterthanen handelt. Hier 
ft noch Die gewichtige Frage zu erlebigen, ob bie Ariftofrätie einen 
eigenen Stand bilde und eben deßhalb Anſpruch auf gefonderte Vertretung 
ihrer Intereſſen befige? In wefentlicher Verbindung mit biefer Contro⸗ 
verje fteht bie weitere Streitfrage über bie Idee und Tauglichkeit bes 
Zweikammerſyſtems. Wir betrachten fomit beide Gegenftänpe zu glei- 
her Zeit. Unfere Anficht ift folgende: Die bisher gefundenen Bollsver- 
treter füllen bie zweite Kammer aus. Ihr zur Seite ftellt fich bie erfte 
Kammer over das Herrenhaus als bie Kammer ber Ariftolratie Die 
Ariſtokratie ſelbſt zerfällt in den Abel der Geburt, den ber ftantlichen 
Würden, den bes Verdienftes und den bed Geiſtes. Zu dem Geburts: 
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abel ber erften Kammer gehören nicht nur bie Mitglieder bes fogenann- 
ten Hobenabels, ſondern auch bie Vertreter des nieberen Adels. Mi 
Recht Hat neuerdings Bluntſchli hervorgehoben, daß bem Vereine ber 
ritterſch aftlichen Grunbbefiger, in welchem vie ftätigen Intereſſen bes 
Srunbvermögens und bie Anhänglichleit an das Land eine ausgezeichnete 
Darftellung finde, eine Vertretung in dem Oberhauſe gebühre. Die ent- 
gegengefete Anficht, welche Liebe in feiner Schrift über ben Grundadel 
und die neueren Berfaffungen (1844) vertheibigt, ftützt fich auf keine er⸗ 
bebfichen Gründe. Soll die Geburtsariftolratie im Oberhaufe ber bereits 
geichilverten Idee eines conferwativen Inftituts entfprechen, fo hat es gar 
keinen Sinn, bie Repräfentanten ver Ritterfchaft in bie zweite Kammer here 
abzufeken. Zu dem Abel als Stand zählt auch der niebere Abe. — 
Die Ariftolratie der ftaatlihen Würden fand eine vorzligliche Berück⸗ 
fihtigung im Senate ber römischen Republit. In England figen bie 
zwölf Oberrichter im Haufe der Paird. Napoleon zog durch die Ber- 
faffung von 1852 bie Marfchälle, die Aomirale unb vie Earbinäle bes 
Reiches in den Senat. Es unterliegt auch feinem Zweifel, daß wenn an⸗ 
ders das Inſtitut der erften Sammer überhaupt ber zweiten Kammer ges 
genüber das im Volle waltende confernative Element vertreten foll, bie 
Ariftokratie der Witrben in das Oberbaus gehört. — Das Nämliche gilt 
von bem Adel bes Geiftes, welcher in ben Alavemieen und auf ben Uni« 
verfitäten zu entdecken ift. In dieſe Kategorie Können auch bie Männer 
gerechnet werben, welche fich großartige Vervienfte um den Staat erivor- 
ben Haben. Dem Monarchen fteht das Recht zu, dieſe Verdienſte durch bie 
Aufnahme ihrer Zräger in das Oberhaus zu krönen. Die Verdienſt⸗Ari⸗ 
ftofratie foll zugleich bei entſprechender materieller Ausftattung in die erbliche 
Ariftokratie erhoben werben. Lebtere gewinnt dadurch neuen Zuwachs, erwei⸗ 
terte, fittliche Bebentung, frifche Xebensfähigleit, Anfehen und Liebe im Wolfe.) 

Segen eine derartige erfte Kammer find unter ben Neueren nament⸗ 
ih J. H. Fichte in feiner Ethit (1853) und Winter in bem bereits 
erwähnten fonft durchaus trefflichen Werke über bie Vollövertretung ber 
Zufanft aufgeftanden. Die Gegengrünbe dieſer Denker gehen babin, daß 
ber Adel als Stand in die Vollskammer gehöre, weil bie ariftofratifchen 


) gl. trefflihe Bemerkungen über bie Abdelöverhäftniffe in Deutfchland Bei 
Eifenbardt, Über ben Beruf bes Adels im Staate, 1852; daneben jeboch aud 
v. Mohl, Geſchichte und Literatur der Staatswiflenidhaften. 1855. I. &. 308. " 
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Elemente nicht weniger, als bie liberalen dem Geſammt⸗Organismus bes 
Volles eingeboren fein. Zubem könne von einer höheren Begabung ber 
Erbariftofratie die Mebe nicht mehr fein. 

Es ift num allerdings mit Recht bemerkt worben, daß ber Haß ge⸗ 
gen bie Ariftofratie in Vollsthümlichleit fich verwanbie, ſobald jedem Stande 
fein Antheil an ber Ariftofratte gegeben werbe. Diefem Anfpruche glaubt 
Winter zu genügen, indem er bei den Wahlen in bie Vollslammer bas 
Kleine als Gefammtheit, das Große einzeln als Größe für fich ftimmen 
füßt. Winter räumt fomit ven Fabrikherrn, ven großen Kaufleuten und 
Grunbbefigern einerſeits, andererfeitd ben ariftofratifchen Größen innerhalb 
ber geiftigen Genofienfchaften eine gewichtigere Stimme bei ven Wahlen 
in die Volkskammern ein, als den entfprechenden untergeorpneten &lemen- 
ten, den Hanbwerfern, Krämern, Bauern und ben in ber Genoffenfchaft 
ber Gelehrten und Geiftlichen Suborbinirten. Die nämliche Forderung 
ftellen auch wir; allein beren Erfüllung genügt noch nicht ber von uns 
ber erften Kammer zu Grunde gelegten Idee. Das bebeutende Vermögen 
gewährt fchlechtertings Leine Bürgfchaft für ariftofratifchen Sinn. Das 
Bermögen an und für fih — man Tann es nicht oft genug wieberholen 
— ift ohne ariftofratifche Natur und nationale Bedeutung, weil nicht bie 
nothwendige Wurzel edler Sitte und patristifchen Sinne. Man muß 
der Theorie Winters beitreten, ohne deßhalb der Ariftofratie als folcher 
in der Sammer Sig und Stimme einzuräumen. Die Ariſtokratie bildet 
einen Stand, welcher in ähnlicher Weile wie bie Übrigen Stände reprä- 
fentirt fein will. Das Vermögen bes Adels erhält purch Geburt, ruhm⸗ 
volle Erinnerungen, Erziehung und Lebensauffaffung im großen Ganzen 
eine fittliche und nationale Bedeutung. Dem Borwurfe aber, baß geiftige 
Borzüige nicht nothwendig vom Bater auf den Sohn fich forterben und 
eben deßhalb beren fortgefehtes Dafein im Schooße ber Erbariftofratie 
feine Bürgfchaft befige, begegnet umfere Anfchauung dadurch, daß fie die 
Gfeichberechtigung der Ariftofratie des Geiftes, des Verbienftes und ber 
Aemter mit der Gehurtsariftolratie als die unerläßliche Bedingung für bie 
naturgemäße Bildung eines Oberhauſes darftellt. Die Geburtsariftofratie 
unb bie ber ibealen Auszeichnung ergänzen fich gegenfeitig. In dieſer Zu- 
ſammenſetzung "befriebigt die erfte Kammer auch bie Anfprüche derjenigen, 
welche das Herrenhaus mit Staatsmännern, bas Volkshaus mit 
Bollsmännern ausfüllen. Wie in ber Kirche neben ben Laien bie Brie- 
ftir und im Schwurgerichte neben ven Vollsmännern die Richter vom 
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Sache ftehen, fo habe Die Kammer ver Staatsmänner darüber zu wachen, 
daß die Behantlung der Staatsfachen in Uebereinftinmmung mit den An« 
fihten ver im Staatswefen Erfahrenen nach ben Forberungen der Staats- 
funde, ber Stautsweisheit, in ftaatsmännifchen Geifte erfolge. Wir 
wüßten jeboch nicht, aus welchen Elementen biefe Kammer ver Staats- 
männer fich füllen follte, wenn nicht aus ber Ariftofratie des Geiftes, des 
Verbienftes, der Aemter und der Geburt. Abgefehen davon, daß bie An 
gehörigen ber Erbariftofratie regelmäßig auch einflußreiche Staatsämter 
beffeiden, befiten biefelben ‚jeven alles Mittel und Muße, zudem in ihrer 
feciafen Stellung Gelegenheit und Antrieb, den politifchen Intereſſen bes 
Staates mit vorzüglichen Nachdrucke fich zu widmen. Enblich darf eine 
vernünftige Politik die praftifchen Zuftände niemals außer Acht laſſen und 
deßhalb auch Hier in erfter Linie erwägen, daß vie Geburtsariftofratie ihre 
Anſprüche auf Sit und Stimme im Oberhaus auf biftorifche Gründe 
zurückführt. Dieſe letzteren find mit dem Rechtsbewußtſein des Volles 
verwachſen. Es wiirde dem gefunden Sinne etwa des Bauern wiberfpre- 
chen, als gleichberechtigt in Einem Haufe neben dem Magnaten zu fiten, 
in deffen niedrigſten Dienften vielleicht fein Vater geftanden. Daß vol⸗ 
lends vie Ariftofratie der Aemter, des Verbienftes und des Geiftes in eine 
Kammer der Staatsmänner gehören, bebarf wohl nicht erft einer näheren 
Begründung. Unfere Theorie befriedigt demnach bie Anfprüche ber ver- 
fhiedenen Syſteme, indem fie zugleich ben biftorifch begründeten Präros 
gativen vollftändige Rechnung trägt. 

Die erfte Kammer repräfentirt fomit einen Stand, wie auch bie 
weite Kammer aus Vertretern von Ständen fich zufammenfekt. Das 
Zweikammerſyſtem in unferem Sinne beeinträchtigt deßhalb bie Idee des 
repräfentativen Körpers als des tm Auszuge gegebenen Volksorganis⸗ 
mus nicht.- 

Die Befugniffe der natürlich gebildeten Vollsvertretung ſtimmen 
afferbings mit denen ber bisherigen Kammern nicht ganz überein. ‘Der 
Hauptzwed ber erfteren ift ber des Beirathes. Die Vertreter ber Be⸗ 
rufsftände vermögen die Bebürfniffe ber Hepräfentirten und bie Folgen 
ihrer Nichtbefrievigung am einſichtsvollſten und unwiderleglichſten darzu⸗ 
ftellen. Der fittliche Einfluß, welchen fie dadurch auf die Regierung and- 
üben, ift unberechenbar. Die Minifter der echten Monarchie haben in 
ter Willengmeinung der Repräfentunten Yeinen „beſchränkten Unterthanens 
verftand“ zu mißachten, fondern den wahrhaften objectio im Volke wal⸗ 
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tenden vernünftig fittlichen Gedanken zu chren. Dieſes natärliche Verhält⸗ 
niß wirft mächtiger, ald irgend welches rechtliche Band, etwa das entichei= 
dende Recht ver Zuftimmung zu allen Gefeten ober bie Befugniß ber 
Steuerperweigerung. 

Die Stände ver Achten Monarchie üben nämlich das entſcheidende 
Recht der Zuſtimmung bei allen ven Gejegen aus, welche bie perfönliche 
Freiheit ober Belaftung der Unterthanen betreffen. Es Tiegt im Be- 
griffe des Staates, daß von einem Nechtöverhältniffe zwiſchen Regier⸗ 
ung unb Untertbanen die Rebe dann nicht fein kann, wenn bie Vor—⸗ 
andfegungen mangeln, unter welchen ausſchließlich ein Rechtsverhältniß 
zu eriftiren vermag. Die Sanftion biejer Unterthanen-Rechte bedingt das 
Dafein einer jeden Verfaffung ; ihr Mangel Fennzeichnet das abfolute Re⸗ 
giment. Indem die Stände pas Recht erhalten, zu ven Geſetzen, welche 
bie perfönliche Zreibeit oder Belaftung der Untertbanen betreffen, ihre Zu- 
ftimmung zu gewähren ober zu vwerfagen, befähigen fie fich überhaupt erft 
zu Repräfentanten eines vernünftigen Staates. Wenn ber Monarch — 
Ausnahme Zuftände abgerechnet — ein unbebingies und fchrantenlofes 
Recht über perfönliche Freiheit und Eigenthum ber Etantsangehörigen be: 
fißt, fo entfpricht dieſe Wilffürherrfchaft Allem eher, als dem Weſen unt 
Zwede des Staates oder dem Begriffe ver echten Monarchie. 

Auf dem Gebiete ver übrigen Gefeßgebung fteht den Stän- 
ben nur das Recht des Beiratbes zu. Im barmonifchen Einklange 
miteinander find ſie jedem Minifterium überlegen. Dem fittlichen Ge⸗ 
richte ihrer einmüthigen Weberzeugung vermag feine Regierung zu wiber- 
ſtehen. Zritt aber eine Verfchievenheit der Meinungen unter ven Bertre- 
teen der einzelnen Stände ein, fo forbert nicht nur das monarchifche 
PBrineip, ſondern auch der Grundgedanke der organifchen Volksvertretung, 
daß nicht Die Majorität über bie Minorität den Sieg davon. trage, fon» 
bern der Monarch als das über beide Theile erhabene Haupt des Staa⸗ 
tes die Entfcheidung fälle. Anders verhält fich die Sache allerdings mit 
unfern jeßigen Kammern. Da ihre Grundidee auf ber abjurben Fiction 
beruht, daß bie Mehrzahl der Stände die im Volke waltende Anfchauung 
tepräfentire, jo hat der Monarch die Willensmeinung der Minorität als 
eine rechtlich gar nicht vorhandene zu mißachten. Erſcheint nämlid ver 
Ausfpruch der Majorität als der des Volles, fo ift der ber Minorität 
nicht der die Anfchauung eines Theils des Volkes repräfentirende, ſondern 
bie Stimme einzelner Individuen, welche ihre fubjective Anficht der im 
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Volle objectiv herrſchenden fubftituiren. In der natitrlichen Vollsvertret⸗ 
mg aber hört die Minorität nicht auf, einen Bruchtheil des Volles zu 
repräfentiren. Sie würbe biefen ihren verfaffungsmäffigen Charakter aus⸗ 
ihließlich gerade dadurch einbüßen, daß fie ver Mehrzahl ver Stänve fich 
anfchlöße, indem fie dadurch aufhörte, das Intereſſe gerape ihres Standes 
zu vertreten. 

Der untrüglichite Probierftein fiir die Aechtheit unferer Theorie Tiegt 
barin, daß die Begriffe von monardifchen Brincip, Bildung unt Befug- 
mg des legislativen Körpers in ihr harmonisch zufammenftimmen, gegen« 
jätig fich bedingen, ergänzen und erklären. 

Diefe weder abfolute noch zur Form der Republit herabgefette, bie 
beſchränkte Monarchie ift vie einzig vernünftige fittlide — bie 
echte Monarchie. Einzelne Folgeſätze mögen als unklar ever unreif 
nachgewiefen werben. Die entworfenen Grundzüge des deutſchen Zukunft⸗ 
Staates find ungefälfcht und wurzeln auf das Tiefſte nicht weniger in 
ver Natur der Dinge und Begriffe, als in den Bedürfniſſen ver Völker. 
Die Berfaffungen unferer Einzelitanten entfprechen biefen Forderungen nur 
moollfommen, obwohl ber Tetteren Erfüllung durch bie Bundes- und Wie- 
ner Schluß⸗Akte garantirt ift. 

Mit der Sanction der organischen Volksvertretung und ihrer Befug- 
niffe gefehieht auch der erfte Schritt zur Verwirklichung bes herrlichften 
aller vaterländifchen Ideale, der nationalen Einheit ober ber Einheit in 
Geſetzgebung und Rechtspflege. Fürften, welche zu Haufe burch bie bunt⸗ 
ihedigften Berfaffungsparagraphen an bie verfchienenartigften Befchränkun- 
gen eines demokratiſchen Mitherrſchers fich gebunben fühlen, Tönnen uns 
möglich zu Frankfurt am Main ein Werk ver Einheit ſchaffen. Es ift 
höchſt bezeichnend, daß unfere Conftitutionellen und Demokraten gar 
mot fpüren, in welchen Wiverfpruch fie Durch die gleichzeitige Forderung 
ines mächtigen beutjchen Centralorganes und an Händen und Füſſen ge- 
Inebeiter Landes⸗Regenten fich verwideln. — Wie bie nationale Einheit, 
ſo hängt mit diefer auch Die Reftauration unferer politifchen Hoheit dem 
Anslande gegenüber von ber Neubildung des Verfaffungsweiens in ben 
Eimelftanten ab. Und was bie Hauptfache ift — im Schooße bes als⸗ 
dann nach Außen mächtigen und gefürchteten Deutſchlands wirb ein neuer 
Geiſt erwachen. Die erfchlaffte Theilnahme an dem Gange ver öffentli⸗ 
hen Dinge lebt wieder auf und der Patriotismus Tehrt wieder, weil Je⸗ 
der vom Höchftgeftellten biß zum Niebrigften als ein Glied des großen 
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Ganzen fich geehrt und vertreten ſieht. Bezwingende Charaktere wie in 
den Stürmen des Jahres 1848 feine aufragten, wachfen wieder aus ben 
Marke unferes Volles, nachdem die beiten Säfte bes nationalen Leibe 
in dem Formelweſen des alten Staates zu vertrodinen gebroht haben. Cs 
verftummt damit die Klage des Dichters : bie groß gefchaut und groß ge- 
baut, fie fchlummern in den Särgen, auf ihren Gräbern Triechen wir als 
ein Gefchlecht von Zwergen; Nichts blieb uns als vie ſchlimme Kunft, 
zu zweifeln und zu richten, und wenn fich ein Gigant erhebt, fo ift es 
im Vernichten. Unter einem folchen glücklicheren Gefchlechte werben auch 
bie fittlihen Bande, welche ben Fürften und das Volk zufammenhalten, 
ftärfer fein, al8 die des todten Buchftaben in papierenen Conftitutionen. 
Wenn auch die Treue nicht mehr wie im Lehensſtaate bie einzige Grund⸗ 
lage der ſtaatlichen Orbnung bilden kann, fo füllt fie dann doch als le 
bendige Seele die ohne fie lebensunfähigen Verfaflungsterte aus, 

Es liegt in der Natur der Dinge, daß ein derartiger Neubau unfe- 
res Verfaſſungsweſens nicht über Nacht vollendet werben kann. Die in 
der Gegenwart einzig möglichen Schritte find bereits in bem Motto ber 
II, Erört. gefennzeichnet. Auch viefe Aufgabe enthält gewaltige, obwohl 
nicht unüberwinbliche Schwierigkeiten. Was man aber auch von ber durch 
unfer ganzes Syſtem vorausgefegten Reorganifation der Berufsftände ven: 
fen mag, fie ift unmiberleglich nothwenbig, als folche von den Edelſten der 
Nation anerkannt und durch ihre innere Berechtigung bes enblichen Sie 
ges verfichert. Die Vollbringung dieſes Werkes bürgt uns für ein ebren- 
volles Andenken in ber Gefchichte. Teigheit und Halbheit führen uns un- 
aufhaltſam den gefellfehaftlichen Zuftänden Frankreich von 1848 im bie 
Arme Wir erinnern deßhalb am Ende diefer Betrachtung an bie Worte 
welche der Dichter den warnenden Genius ver Deutfchen fprechen läßt: 


„Seib eins, fonft muß Ich euch gleich ſpröden Erzen 
Zerbrechen, oder neu zuſammenſchmieden 
Im Feuer Meines Zorns und Eurer Schmerzen!“ 





IV. 
Die Grundſütze 


bes 


denifhen Bundestedts. 


8.1. 


L Begriff, Zweck und politiſcher Iharakter des deuffchen 
Bundes. 


1. Der deutſche Bund ift ein für immer abgefchloffener und unaufs 
ldebarer Staatenverein, deſſen Glieder aus den beutfchen Souveränen 
beſtehen. 

2. Er beſitzt eine Gewalt, die, ſoweit der Bundeszweck es fordert, 
über der ſouveränen Gewalt jedes Bundesgenoſſen ſteht. 

3. Seine Fundamentalprincipien ſind 

a) die Rechtsgleichheit der Mitglieder, 

b) das Nationalband der Deutfchbeit. 

Subject ver Bunbesgewalt ift bie Geſammtheit ber participirenten 
Sonveräne. 

Das Bundesrecht ift alfo der Inbegriff der Rechtsgrundſätze für 
die rechtlichen Berhältniffe des Bundes. 

4. Der Zwei des beutfchen Bundes befteht in der Erhaltung der 
äugern und innern Sicherheit Deutfchlands und der Unverleßbarfeit der 
einzelnen Staatn. Man muß ald Grund des Bundes erklären: 

a) Erhaltung ber deutſchen Nationaleinheit und ihrer Rechte, Sicher- 
ung ber rechtlichen Verhältniffe der Regenten und Unterthanen, foweit fie 
auf dem Bunbesrechte beruhen; 

b) Sicherung aller deutſchen Staaten gegen alle auswärtigen Staaten 
und gegen einzelne Bundesgenoffen untereinander; 

c) Hinderung innerer Kriege der Bundesgenoffen. 

Die Einwirkung in innere Verwaltungsangelegenheiten bilvet Die Aus- 


nahme: ter Zweck des Bundes ift befchränfter, al8 der Staatszweck. 
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8. 2. 


HM. Don den Mitgliedern des deutfhen Bundes und den 
Srforderniffen zur Aufnahme neuer Mitglieder in den 
deutſchen Bund. 


Dean Tann zwei Arten won Mitgliedern unterſcheiden: 

a) Unmittelbare, Yürften und freie Städte, 

b) Mittelhare, die Unterthanen. 

Controvers ift, ob nicht auch ven mebiatifirten reichsftändifchen Fürften 
und Grafen unmittelbare Theilnahme zuftehe? Die Bundesacte fchrieb vor, 
e8 folle bei ver Berathung des Bundestages ftehen, ob nicht den Stan- 
besherren eine Euriatftimme in pleno ber Bundesverſammlung eingeräumt 
werben folle? Auf dem Aachner Congreß wurde hierüber verhandelt und 
den Mebiatifirten die Theilnahme an dem Bundestage nicht ganz ver- 
weigert, vielmehr beſtimmt, es folle von einem Antrag Oefterreihs und 
Preußens abhängig gemacht werben, ob ber betreffende Artikel der Bun- 
beöacte realifirt werde. Diefer Antrag iſt noch nicht gefchehen und wirb 
wahrfcheinlich nie erfolgen. Demnach ift zu behaupten, daß Beſitz ver 
Souveränetät und eines beutfchen fonveränen Landes bie Bedingung zur 
Aufnahme in den Bunb bilven. 

2. Die Aufnahme neuer Mitglieder erheifcht a) Einftinnmigfeit ber 
Bunbesmitglieder und außerdem erwähnter Maßen 

b) Befig der fonveränen Stantögewalt eines deutſchen Landes. 

3. Da ber Bund nicht auflöebar ift, fo fteht auch der Austritt Fei- 
nem ber Bundesgenoffen frei. 

4. Der Verluſt der Souveränetät durch das einzelne Mitglied des 
Bundes oder der Verluft des Landes, das unter dem Bunde begriffen ift, 
würde bie Theilnahme am Bunde aufheben. 

5. Ein Zufammenfall mehrerer Bundesgebiete hat feine Mehrheit 
ber Stimmen ober eine Aenderung des Stimmenverhältnifjes zur Folge. 


8. 3. 
III. Werritoriafbefiand und Umfang des deutfhen Bundes- 
gebietes und Deutſchlands Grenzen. 
1. Der Bund Hat als folcher fein Gebiet, da er ein Staateuftaat ift. 
Jeder Beitanbtheil des Bundesgebiets ift zugleich Beftanbtheil eines ein- 
zelnen beutfchen Staats. 
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2. Da aber der beutfche Bund fünf deutſche Bundesfeſtungen beſitzt, 
io Eönnte die Frage entftehen: ob biefe nicht ein unmittelbares Gebiet 
bes beutfchen Bundes bilden. Diefe Frage muß man verneinen. Jene 
Städte ftehen der Eigenfchaft ale Bundesfeſtungen unbefchadet unter ver 
Souveränetät der einzelnen beutfchen Lanbesherrn. Das Verhältniß ift 
rechtlich als das der Staatsrechtöferbituten zu beurtheilen. Nur bie Feftung 
gehört dem deutfchen Bund; dagegen obliegen dem beutjchen Bund bie 
Koften für das gefammte militärifche Regiment. 

3. In Betreff des Umfangs des deutſchen Bundes gilt ber Grund 
ſatz: alle vormaligen deutſchen Reichsbeſitzungen find jet Beftundtheile 
des deutſchen Bundes. Wenn demnach Lanbesherren nur deutſches Terri⸗ 
torium befigen, fo gehören fie mit ihrem gefammten Landesbeſitze zum 
Bunde, 

Deutiche Landesherren aber, bie zugleich europäifche Mächte find, 
gibt es vier: Defterreich, Preußen, Dänemark, die Niederlande. 

a) Die Bundesmitgliedſchaft von Defterreich richtet fih nach der vom 
6. Aprif 1848 gemachten Beitimmung. Defterreich erklärte, daß es mit 
allen feinen Befigungen zu bem Bunde gehören wolle, ausgenommen: 
Ungarn, Galizien, Lodomirien, Siebenbürgen und die Tombarbei. 

b) Preußen ertlärte fich zum Bundesglied mit Ausnahme von Oft 
und Weftpreußen und Pofen. 

c) Der König der Niederlande gehört wegen des deutſchen Luxem⸗ 
burg und Herzogthums Limburg zum deutſchen Bunde in Folge des Frie⸗ 
densvertrages zwischen Belgien und Holland vom 15. November 1831. 

d) Der König von Dänemark gehört zum vdentfchen Bunde wegen 
Helitein und Lauenburg; Schleswig bat feit Jahrhunderten nicht mehr zum 
beutichen Reiche gehört. 


8. 4. 


IV. Rechtsgleichheit der Bundesglieder. Hang und Titel 
derfelben. 

Die nicht Königlichen Bunbesgliever haben zum Theil königlichen 
Rang und Lönigliche Ehre; dieß ift der Fall bei ben Großherzogen. Im 
Allgemeinen aber gilt das Princip ver Nechtögleichheit, infoweit nicht bie 
Vundesacte felbft als Ausnahme eine Abweichung von biefem Grunbfag 


ber Rechtögfeichheit enthält. 17« 
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8. 5. | 
V. Bon der Gewalt des deutfhen Wundes. 
A. Quellen diefer Lehre. 


1. Dem veutfchen Bunde als einem Staatenftaate muß eine beftimmte 
Gewalt zu Realifirung feines Willens zuftehen. Dieſe Gewalt muß eine 
ber Stantsgewalt analoge Bedeutung haben, und die höchſte Macht 
innerhalb der ihr eigenthümlichen Sphäre fein. 

2. Dem deutſchen Bunde fteht die politifche Gentralgewalt in Deutſch⸗ 
land zu. » 

3. In der Bundesacte felbft ift bei ihrer allgemeinen Faſſung über 
bie Wirffamfeit des Bundesſubjectes Vieles zweifelhaft. Näher wurde 
biefe Wirkfamfeit durch die prowiforifche Competenzorbnung vom 12. Yuli 
1817 beftimmt, welche auch noch jegt in Geltung ftebt, da die Wiener 
Schlußacte nicht die Abficht Hatte, fie außer Wirkſamkeit zu fegen ober 
auf die Fälle in der Wiener Schlußacte die Competenz zu befchränten. 


8. 6-7. 


B. Charakter des deutfchen Bundes, als oberjtpolitifcher 
Anctorität in Deutichland innerhalb der Grenzen feiner 
Zuftändigfeit. 

1. Dem deutſchen Bunde ftehen nur einzelne beftimmte Rechte zu, 
fein Oberregierungsrecht. Cine höhere Macht ift nur begrünbet, foweit 
bie Erhaltung der äußern und innern Sicherheit Deutfchlands es erheifcht. 
Diefer Grunbfag erjtredt fich auf die gemeinnügigen Anorbnungen, bie 
jedoch Einſtimmigkeit erfordern. 

2. Zweifellos iſt die Verpflichtung zu gemeinſamer Vertheidigung Deutſch⸗ 
lands nach Außen. Allein unter den Beſtimmungen der innern Sicher⸗ 
heit iſt nicht nur die Verhütung innerer Kriege, ſondern auch Wehr und 
Schutz des inneren Verfaſſungsrechts begriffen. Auch die Rechte des 
deutſchen Volks im Ganzen, ſowie einzelner Klaſſen der Unterthanen fallen 
in die Competenz der Bundesgewalt. 

3. Das Kriterium, wonach die Zuſtändigkeit des Bundes im ein⸗ 
zelnen Falle zu ermeſſen iſt, liegt in der Prüfung darüber, ob ber Fall 
ben Bundes⸗Grund⸗Verträgen oder dem Bundeszwecke gemäß an bie Ber 
ſchlußfaſſung oder Vollziehung der Bundesgewalt gewieſen ift. 
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4. Die Bundesgewalt ift aber die höchfte politifche Auctorität in 
Deutſchland, weil fie aus ber Vereinigung aller beutfchen Souveränetäten 
bervorgebt. Sie hat deßhalb von keinem einzelnen Mitgliede des Bundes 
Weiſungen anzunehmen. 

5. Nach der Beitimmung ber Grundgefege gelten folgende Normen: 

a) Hinfichtlich des auswärtigen Verhältniffes ift unbeftritten, daß ber 
Bund als eine neue europäifche Macht exiftirt. Ihm ftehen deßhalb alle 
in der auswärtigen Hoheit enthaltenen Berechtigungen zu. 

b) Rückſichtlich der Innern Verhältniffe, der Stellung des Bundes 
zu ben einzelnen fouveränen Mitgliedern, wirft bie politifche Soctalgewalt 
des Bundes zwar auch auf Verfaffung und Verwaltung ber einzelnen 
Staaten ein; aber nur binfichtlich derjenigen Hoheitsrechte, für welche bie 
Grundgeſetze die Beichränkung ber Souveränetät ausdrücklich oder vermöge 
notbwendiger Folgerungen aus dem Bundeszwede begründen. 

Der leitende Gedanke ift: die Bundesbeſchlüſſe dürfen nicht vom 
Grundcharacter des Bundes abweichen. Der Inhalt ber Bunbesacte be⸗ 
grenzt die Nechte und die Gewaltanwenbungen des Bundes. Ebendeßhalb 
ift um Zweifel die Vermuthung geren das Begrünbetfein der Bundesge⸗ 
walt bei ben inneren Landes⸗Verfaſſungs⸗ nnd Verwaltungsangelegenheiten. 


C. Bon der Competenz der Bundeögewalt in den innern Ver⸗ 
hältniffen des deutjchen Bundes. 


Der Bunbesgewalt ftehen demgemäß näherhin folgende Nechte zu: 

1. Sie Tann die Bunbesacte ald das Grunbgefeg des Bundes in 
ihren einzelnen Beftimmungen weiter zu entwideln und zu vollziehen fich 
bemäffigt ſehen. 

2. Der Bunbesverfammlung fteht das Recht zu, wenn in irgenb 
einer Weife die innere Sicherheit des Bundes geftört ift, Berathungen 
über Aufrechthaltung oder Wiederherftellung ber Ruhe anzuftellen; fie hat 
demnach, wenn eine eigenmächtige Störung des Lanbfrievens in Bezug 
auf das Gebiet eines Bunbesfouveräns durch einen Bundesgenoſſen ftatt- 
gefunden hat oder auch nur offenbar droht, Schug gewährende Mittel zu 
fchaffen. Dabei foll die Bunbesverfanmlung jeder Selbithilfe vorbeugen 
und für Erhaltung des Beſitzſtandes forgen. Iſt jeboch ber jüngfte Befig 
feloft beftritten, fo foll bie Bundesverfammlung bie Sache an den oberiten 
Gerichtshof eines benachbarten Staates verweilen. 

3. Jede Angelegenheit, bei ber nicht blos das Wohl ver einzelnen 
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Staaten in Frage fteht, ſondern das Gefammtintereffe berückſichtigt wer- 
ben muß; jeder Gegenſtand, ben ein beuticher Souverän in ben Bund 
bringen will, weil er zu feiner Ausführung nicht bie genügenden Kräfte 
befigt, gehört an pie Bunbesverfanmmlung. 


Fortſetzung. 

1. Die Bundesverſammlung iſt befugt, die Garantie der Verfaſſung 
einzelner Bundesſtaaten zu übernehmen, wenn Staatsoberhaupt und Stände 
einſtimmig darauf antragen. Der Bund iſt aber nicht eo ipso Garant 
der Landesverfaſſung, alſo nicht allgemein befugt, Recurſe der Land⸗ 
ftände gegen ihren Landesherrn anzunehmen; d. h. dem Bunde ſteht ab⸗ 
geſehen von den Vorſchriften der Schlußacte, bei Streitigkeiten zwiſchen 
Landesherren und Ständen regelmäſſig eine Competenz nicht zu. 

2. Nur ausnahmsweiſe hat bie Bundesverſammlung auch ohne über⸗ 
nommene Garantie das Recht zu einer Einfchreitung, nämlich: 

a) wenn eine Staatsregierung über Perſonen over Corporationen 
eine Verfügung getroffen hat, welche den Grundgefegen wiberfpricht ober 
für die innere Sicherheit gefährlich werden Tann; 

b) wenn bie Streitigkeiten einen ſolchen Charakter annehmen, daß bie 
innere Ruhe des Landes berrohi wird; 

ec) wenn eine der Beitimmungen ber Schlußacte über bie lanbftän- 
bifche Verfaffung verlegt worben ift. 

3, Die Bunbesverfammlung ift verpflichtet, darüber zu wachen, daß 
bie Staatseinrihtungen und öffentlichen Verhältniffe, welche als gemein- 
fame publiciftifche Inſtitute in der Bunbesacte vorgefchrieben find, aus⸗ 
geführt und aufrecht erhalten bleiben. Dahin gehören folgenve öffentliche 
Verfaſſungs⸗ und Nechtsangelegenheiten: 

a) Die Bundesverfammlung hat barauf zu achten, daß die Juſtiz in 
jevem deutſchen Bunbesftaat in drei Inſtanzen verwaltet werbe; weßhalb 
fie anch befugt ift, im Falle einer Juſtizverweigerung in Rechtsſachen ober 
bei wefentlichen (Yuftigverzögerungen Beſchwerden anzunehmen und Abhilfe 
zu gewähren. ‘Dabei wirb ber Beweis erfordert, baß ber Beichwerbeführer 
auf dem landesverfaffungsmäffigen Wege keine Abhilfe erlangt hat. 

b) Die Bundesverfammlung hat fitr Herftellung einer Tanbftänbifchen 
Berfaffung, wenn eine folche noch nicht vorhanden wäre, Sorge zu tragen. 

c) Sie bat zu bewirken, daß den Mebiatifirten unb übrigen vor- 
maligen beutjchen Neichsangehörigen der Rechtszuſtand, ber in Art. 14 
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ver deutſchen Bunbesacte vorgefehen ift, überall zu Theil und be- 
offen wird. 

d) Sie achtet darauf, daß Verfchienenheit ver chriftlichen Confeſſionen 
feinen Unterfchieb im Genuſſe der bürgerlichen und politifchen Nechte 
erzeuge. 

e) Sie ift zuftändig zu Berathungen über Verbeſſerungen bes jü- 
diſchen Standes, 

f) Sie forgt dafür, daß bie allen Deutfchen in Art. 18 zugeficher- 
ten Rechte, wodurch ein deutſches bundesrechtliches Bürgerrecht begründet 
wird, nicht verlegt werben. 

Zu den fraglichen Rechten gehört: 

a. das Recht, überall Grundeigenthum erwerben zu bürfen; 

B. das Auswanderungsrecht in einen andern Bunbesftaat; 

y. das Recht in fremde Staatsbienfte zu treten; 

6. Freiheit von der Nachfteuer. 

g) Die Bundesverfammlung hat das Recht, die Prefverhäftniffe 
durch allgemeine Gefege zu beftimmen und ben Nachdruck abzuftellen. 

h) Sie entfcheivet über conftitutionelle Streitigkeiten, bie in ber 
Wiener Congreßacte ihr zur Entfcheidung übertragen find. 

1) Die Bunbesverfammlung forgt für Erhaltung ber dem Fürften 
von Taxis garantirten Rechte, 

4) Die Bundesverfammlung fchlichtet Streitigkeiten der Bunbesglieber. 

5) Sie ift zuftändig für gemeinnügige Anorpnungen für ganz 
Teutfchland. 


Schluß. 
Zuftändigleit der Bundesverfammlung in Angelegenheiten 
Einzelner. 


1. Sofern die Bunbesacte für einzelne Korporationen und Unter: 
thanen-Beftimmungen und Hinweifungen enthält, deren vollftändige Ent- 
widelung ver Bundesverfammlung vorbehalten ift, können bie Unterthanen 
ihre Anträge machen; eben fo, wenn ihnen Gerechtfame in der YBunbes- 
acte eingeräumt find, bie verlegt werben, ohne daß bie Landesregierung 
Abhilfe trifft. 

2. Wenn ein bentfcher Unterthan eine Beſchwerde gegen eine fremde 
Regierung hat, fo wendet er ſich an feinen eigenen Landesherrn. Wünſcht 
diefer die Verwendung ber Bunvesverfammlung, fo ift legtere competent. 
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Auch eine auswärtige Regierung kann ihre Anfprüche gegen einzelne deutſche 
Unterthanen over Staaten bei der Bunbesverfammlung geltend machen, 
welche zu einer Vermittelung befugt ift. 


8.8. 
D. Wirkungsfreis des deutichen Bundes. 
A Hormelle Rechte. 
1. Geſetzgebende Gewalt. 
a) Rechtlicher Charakter der Bunbergefekgebung überhaupt. 

1. Die Bunbesgewalt bat das Hecht, allgemein verbinbliche Vor⸗ 
föhriften zu geben, welche fi) auf Erreichung bes Bundeszweckes beziehen. 
Die Quellen reden felbft von Bundesgeſetzen. Beſonders die Bunbesacte 
art. 7 bemweift, daß ver Bundesverſammlung das Recht ber eigenthlimlichen 
Geſetzgebung zuſteht. Dieß ift auch fpäterhin rüdfichtlich aller Punkte 
ausgefprochen worden, welche bie Zwede und Erhaltung des Bundes betreffen. 

2. Die Regierungen find verpflichtet, die Bunbesbefchlüffe, ſobald fie 
allgemeinen Inhalts find, durch Promulgation zu Kanbesgefeken zu erheben. 


8.9. 
b) Berhältniß ber gefeßgebenden Gewalt ber beutfchen Lanbesherren zur gefeßgebenben 
Gewalt des Bunbes. 

1. Inſofern ein Bundesgeſetz nur eine nöthige Eonfequenz bes Bun⸗ 
deszweckes ift, muß e8 in allen veutjchen Ländern anerkannt und ausge 
führt werben. 

2. Sollen aber Bundesgefege ergeben, welche eine neue Uebereinkunft 
enthalten, ober deren Inhalt ven Zwecken bes Bundes nicht abäquat ift, fo 
bürfen fie der Landesverfaſſung bes beutfchen Einzelftaates nicht entgegen fein. 
ebenfalls kann der einzelne Souverän ohne Zuftimmung ber Landſtände 
ein folches Bundesgeſetz nicht zur Geltung bringen. 

3. Umgelehrt darf ein Souverän feine Landesgeſetze fanctioniren, 
welche der Bundesacte ober dem Bundeszwecke und der Bunbespflicht ent- 
gegen find. 

8. 10. . 

c) Berhältnig der Bunbesgefebgebung zu ben deutſchen Landſtänden. 


Die Bundesgefeggebung tft, foweit fie aus ber Grundbeſtimmung 
be6 Bundes fließt, unabhängig von ver Einwilligung der Lanbftände; ba 
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bie Nothwendigkeit der landſtändiſchen Verfaffungen felbft auf ver Bun- 
desgeſetzgebung beruht. " 

2. Die Giltigfeit der Bundesbefchlüffe kann aber von landſtändiſcher 
Genehmigung nicht abhängig fein. 

3. Die Ausführung eines Bunpdesbefchluffes Tann daher von den 
landftändifchen Verſammlungen nicht verhindert werben. 

In dieſem Satze liegt aber nicht vie Behauptung, baß eine Landes⸗ 
regierung in alle und jede Bunbesbefchlüffe einwilligen müffe, 3. B. in 
felhe, welche die Lanbesverfaflung geradezu verlegten: Hier macht fich bie 
landesgeſetzliche Verantwortung ver Meinifter, fowie die Berechtigung ber 
Untertbanen auf Erhaltung der lanbesverfaffungsmäfligen echte geltend. 
Uebrigens fteht e8 der Regierung frei, über bie durch Bundesbeſchlüſſe 
nöthig gewordene Aenderung der Landesgefeßgebung mit ben Lanbftänben 
zu unterhandeln. Aber die Bunbesgefeßgebung zur Geltung zu bringe, 
find die Souveräne verpflichtet, da fonft die Bundesexecution eintritt. 


8. 11. 
2. Bon ber vollziehenden Gewalt des Bundes. 
a) Im Allgemeinen. 


Dem Bunde müffen die Mittel zuftehen, feine Zwecke zu realifiren. 
Was die Mittel betrifft, fo enthält die Bundesacte barüber nähere Be⸗ 
ftimmungen. Demgemäß wurbe 1819 eine probiforifche Erecutionsorbnung 
beichloffen, die in ber Wiener Schlußacte ihre näheren Beltimmungen 
erhielt. Auf ber letzteren Grundlage entſtand bann eine Erecutionsorb- 
nung, bie am 3. Auguft 1820 durch eine Plenarverfammlung genehmigt 
wurbe. 

1. && bilden den Gegenftand der ezxecutiven Gewalt folgende 
Objecte. 

a) Die Sorge dafür, daß bie Beſtimmungen der Bundesacte und der 
übrigen Grundgeſetze des Bundes vollftändig erfüllt werben. 

b) Die gemäß ihrer Competenz von ber Bunbesverfannnlung gefaß- 
ten Bundesgeſetze. 

c) Die für Austräge des Bunbesfchiensgerichts abgegebenen Erkennt⸗ 
 niffe, Schiedsgerichte und Entfcheivungen über ben jüngften Befit. 

d) Die für bie Bundesverfammlung vermittelten Vergleiche. 

e) Aufrechterhaltung ber vom Bunde übernommenen befonderen Ga⸗ 
rantieen von Zanbesverfaffungen. 
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8. 12. 
b—c) Bon ben Erecutionsmitteln und vom Ezrecutionsverfahren. 


1. Erfährt die Erecutions-Commiffion, baß von einem Bundesſtaat 
gegen die Bundesverfaſſung gehandelt werde, fo fegt fie tie Bunbesver: 
fammlung in Kenntniß, worauf bie Bundesverfammlung dem Bundesftante 
einen Zermin ftellt zur Abfchaffung der betreffenden Störung. Kommt 
eine Erklärung, die nicht für genügend erfunden wirb, oder bleibt bie Er: 
Härung aus, fo wird Erecution befchloffen und diefer Befchluß dem Bun⸗ 
besftaate angezeigt unb ihm ein neuer Termin nebft einem beſonderen 
Debortatorium gegeben. Erfolgt nun inner bes neuen Termins keine An- 
zeige über Befolgung des Bunbesbefchluffes, oder wird die Anzeige unge: 
nügend erfunden, fo tritt Beftätigung bes Erecutionsbefchluffes ein und 
ber Bunbesftaat wird davon in Kenntniß gefekt. 

2. Was das weitere Verfahren betrifft, fo ift regelmäffig bie Exe⸗ 
ention nicht gegen die Untertbanen, fondern gegen die Regierungen gerich— 
tet; jeboch gelten folgende Ausnahmen: 

a) Im Falle vie Hinverniffe der Vollziehung der Bundesgeſetzgebung 
auf Wiverfeglichkeit der Unterthanen gegründet find, two bie Regierung in 
ber Ermangelung von Mitteln felbft die Affiftenz des Bundes aufrie. 

b) Ym Falle aufrührerifcher Bewegungen oder eines wirklichen Aus: 
bruchs einer Revolution, welche der Regent mit eigenen Mitteln nicht dämpfen 
kann. In dieſem Falle erfolgt die Einfchreitung bes Bundes unaufgeforbert. 

3. Die Bundesverfammlung beauftragt eine ober mehrere ber nicht 
intereffirten Regierungen zur Execution. 

a) Verweigert bie fragliche Regierung bie Ausführung, fo bat fie 
Sründe anzugeben. Zutreffenden Falles werben andere Regierungen auf- 
gefordert. Findet die Bunbesverfammlung bie Weigerung unerheblich und 
bie betreffende Regierung bebarrt auf ihrer Weigerung, fo wirb biefe für 
alle Folgen ihrer Widerfeßung verantwortlich. 

b) Die gewählte Regierung ernennt fofort einen Civilcommiffär, der 
bas Verfahren nach Inſtruktionen der Bundesverfammlung Ienkt. Sit 
nicht periculum in mora, fo muß bann die gewählte Regierung ber zu 
erequirenden Regierung Anzeige machen. 

Erft drei Wochen nachher kann eine Weberfchreitung ber Grenzen er: 
folgen, wenn nicht inzwifchen Folgeleiſtung eintritt. Immer jedoch fteht 
bie oberfte Leitung ber Execution der Bunbesverfammlung zu. 
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4. Nach Bollziehung der Bundesbefchlüffe muß Rückmarſch ber Trup- 
pen erfolgen. 

5. Wenn ber Erecution eines austrägalgerichtlichen Erfenntniffes noch 
eine Einrede entgegengejett wird, fo hat basjenige Austrägalgericht darüber 
zu entſcheiden, von dem das Erfeuntniß in der Bauptfache ausgegangen 
war. Werben Einreben vworgebracht gegen Vollitredung von Compromifien 
und Bergleichen, jo muß ein Austrägafgericht niebergefeßt werben. 

6. Die Koften der Ereeution befchränfen fich auf Die wirklichen Aus⸗ 
gaben und treffen ven Bundesſtaat, ber erequirt werben mußte. Fand 
Grecution wegen Aufitands der Unterthanen ftatt, jo müſſen die Schuf- 
digen die Koften zahlen. Auch über Einreden gegen ven Koftenbetrag ent- 
ſcheidet in ven betrefienben Fällen das Austrägalgericht, in ven Übrigen 
Fallen die Bunbesverfammlung. 

Wenn aber Bunbeserecution herbeigeführt wird burch aufrührerifche 
Bewegungen, die nicht gegen eine Bundesregierung, ſondern gegen ben 
Bund felbft gerichtet find, fo werben diefe Koften von der Bundesmatri« 
cularkaſſe zu tragen fein, 


8. 13. 
3. Bon der oberauffehenten Gewalt des Bundes. 


Die Oberanffehung kommt bem Bunde unzweifelhaft zu. Die Bun⸗ 
tesverfammlung kann über Gegenftände ihrer Competenz Anzeige und 
Berichte von ben einzelnen Regierungen verlangen. 


8. 14. 


B. Materielle Rechte. 
1. Von der Militärgewalt und der Kriegsverfaſſung des 
deutſchen Bundes. 


a) Allgemeines. 

1. Die Bundesgrundgefege geftatten ver Bunbesverfammlung, über 
biefen Gegenſtand Geſetze zu fchaffen. 

2. Nach Langen Verhandlungen und Vorfchlägen kam am 9. April 
1821 das befinitive Bundesgeſetz über die Kriegsverfafiung zu Stande. 

Die Stärke des Heeres ift nach ber Bevölkerung der Bundesſtaaten 
beftimmt; pie Bundesmatrifel unterfteht einer öfteren Revifion. 

3. Da die Souveräne einander die Yutegrität ver Territorien zuge⸗ 
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fichert haben, fo find fie nöthigen Balls zu allen möglichen Leiftungen 
verpflichtet. Als Negel ift jedoch eine gewiffe Zahl feftgeftellt. Nach ter 
Bundesmatrifel richten fich auch vie Geldbeiträge. 

4. Das regelmäfjige Contingent zum Heere beträgt 1%, ver Bevöl⸗ 
ferung in jebem Bunbesftaat, die Keferve '/,°/,, wobei aber nur bie 
ftreitbare Mannſchaft in Betracht Tommt. 

5. Das Contingent muß immer vollzählig fein und ftets aus ber 
Reſerve ergänzt werben. 

6. Y, des Contingents befteht aus Keiterei. Auf je 1000 Mann Ar- 
tifferie fommen 2 Stüde Geſchütz. Die Pionnierd und Bontonniers bilden 
den hundertſten Theil der Armee. Der zwanzigfte Theil des Fußvolfs foll 
ans Jägern, Büchfen- oder Scharfichügen beftehen. Es ift der Regierung 
freigeftellt, zum Bunbescontingent auch Landwehr zu verwenden; boch muß 
die Landwehr analog der Linie organifirt fein. 

7. Das Bundesheer bildet eine unter Einem Feldherrn ftehenve Ein- 
beit, welche in zehn Armeecorps zerfällt, von denen fieben unvermifcht find. 

8. In einem jeden Staate muß eine ſolche Militärverfaffung be- 
ftehen, daß das Contingent vier Wochen nach den Aufgeboten marjchfertig 
ift, weßhalb beftändig für Kontingent und Referve der nöthige Waffen- 
bebarf vorliegen fol. Bei ber Reiterei bürfen nie mehr als '/,, bei 
ber Infanterie nie mehr als %/, beurlaubt werben. Das gefammte Con⸗ 
tingent muß jährlich wenigftens vier Wochen zu Waffenübungen bei ein- 
ander fein. Die gemifchten Armeecorps follen bisweilen gemeinfante 
Waffenübungen halten; zu Auslieferung der Deferteurs findet ein allge- 
meiner Cartell ftatt. 

9. In Kriegszeiten tritt Das Bundesheer kraft Bunbesbefchluffes in 
Dewegung. Die Bundesverſammlung ordnet dann ein gemeinfames Felb- 
zeichen für alle beutfchen Solpaten an, welche an Sold, Verpflegung zc. 
fih gleich ftehen. Der Bund hat feinen beftändigen Feldherrn. Diefer 
wird jedesmal befonders ernannt, natürlich durch die Bunbesverfammlung. 

a) Die Bundesverfammlung verhält fich zum Feldherrn gleich feinem 
Souveräne. Er befommt nur eine allgemeine Anftruftion: ber ganze 
Kriegsplan ift feine Sache; er braucht venfelben ver Bunbesverfammlung nur 
im Umriffe mitzutheilen. Dagegen ift er ber Bundesverſammlung verantivort= 
lich, welche ihn vor ein Kriegsgericht ftellen kann. Nur ein allgemeiner Waffen- 
ftillftand erfordert Genehmigung des Bundes. Der Obercommanbant 
commanbirt nicht zugleich ein Armeecorps. 
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b. Der Bunbesfeloherr muß alle Korps gleichmäffig behandeln. Als 
Repräfentanten berjelben find zehn Offiziere am Hauptquartier und durch 
fie verhanbelt der Obercommanbant mit den Regierungen. 

c. Die Heeresabtheilung darf ber Feldherr nicht ändern. Den Ges 
neralftab ernennt er felbit und fchlägt Die fich Auszeichnenden deren Re⸗ 
gierungen zur Belohnung vor. 

d. Die übrigen Befehlshaber und das Hauptquartier find gleichfalls 
in ben betreffenden Geſetzen beſtimmt. Beſonders wichtig ift der General- 
fieutenant des beutichen Bundes, welcher aus einem ber Korpscomman⸗ 
danten ernannt werben muß. Die Commandanten ber Armeelorps werben 
bei den ungemifchten von ihrem Souverän, bei den zufammengefeßten aus 
ben Generälen ber verjchievenen Sontingente kraft einer Vereinbarung ber 
betheiligten Staaten, nöthigenfalls von der B. V. ernannt. Sie find dem Ober- 
befehlshaber zu unbebingtem Gehorſam verpflichtet, ftehen aber ungebun- 
ten und in bemfelben Verhältniß zu ihren Untergebenen. 

e. Für Verpflegung, Gerichtsbarkeit und Polizei im Bundesheer bes 
jteht eine bejonvere Behörde. Nequifitionen find in ver Negel verboten, 
tie Bebürfniffe zahlt die Bundeskaſſe. Dagegen find im Yeindeslande 
Requifitionen ftatthaft; der Feldherr kann dann fogar das Martialgeſetz 
verfünden. Im Hauptquartier hat ber Feldherr die Gerichtsbarkeit und 
übt fie durch Generalauditore aus; dagegen gehört bie Gerichtsbarkeit für 
bie einzelnen Armeelorps und deren Abtheilungen ven betreffenden Comman⸗ 
tanten an. 

Die Geſetze fehreiben zwar vor, daß allgemeine deutſche Kriegsarti- 
fl zu Erhaltung der Suborbination abgefaßt werben; bis jett fehlen aber 
ſolche. Für die Heerespolizei wird ein befonderes Korps errichtet, beite- 
hend aus 2%, der Reiterei. Bei jedem Armeekorps befindet fich eine 
ſolche Abtheilung, die unter dem Korps-Chef fteht. 


b. Iusbefondere von ben Bunbesfeftungen unb dem Bertheibigungsfuftem des beut- 
then Bundes. 

1. Der deutiche Bund befitt in Folge theils von Völker⸗ theils von 
Staatöverträgen fünf Bundesfeftungen, Mainz, Luxemburg, Landau, Ras 
ftatt und Ulm. ‘Diefe Feſtungen find Staatsfervituten des Bundesganzen 
gegenüber ven betreffenden Lanbesheren. Daher treffen die Koften ver Erricht- 
ung und Unterhaltung ven Bund und nach ben Verträgen haben bie Feftungen 
immer eine gemifchte Befagung. Nach dem Barifer Frieden von 1815 ift 
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außerdem Preußen verpflichtet, mehrere Feſtungen am Nieberrbein zu hal- 
ten. Bayern hat Germersheim zu befeftigen (feine Bunbesfeftung). 

2. Eine neue Bunvesfeitung kann nicht begründet werben, wenn nicht 
bie betreffende Landesregierung einwilligt. 

3. Eine Militärcommiffion wurbe ſchon 1819 in der zehnten Situng 
beftimmt. Sie beforgt das Bundeskriegsrecht und befteht aus ſechs Ab- 
georvneten, brei für bie ungemifchten und brei für bie gemifchten Korps. 
Die Commiffion ift aus Stabsoffizieren zufammengefett, fie hat pas Kriegs⸗ 
wefen in ganz Deutfchland zu beauffichtigen, infpieirt bie einzelnen Con- 
tingente und beauffichtigt die Bundesfeftungen und bie ganze Mannfchaft. 

Den Vorſitz führt der Hfterreichifche Bevollmächtigte. Die Commil- 
fion fteht unter ber Bundesverſammlung. | 


8. 15. 
2. Bon der rihterlihden Gewalt oder Gerichtsbarkeit des deut— 
hen Bundes in Rechtsverhältniffen ver Bundesglieder. 
a. Borbemerkung. 

Der Zuftand des Kriegs ift unter den Theilhabern am beutjchen 
Bunde unftatthaft. Die ftreitenden Theilhaber follen fich dem Ausfpruche 
bes Austrägafgerichtes unterwerfen. Aus biefer Beftimmung folgen nad- 
ftehende Grundſätze: 

1. Ein Krieg ver Bunbesglieder als europäifcher Mächte ift danach 
nicht ausgeichloffen. 

2. Die Bundesgerichtsbarkfeit bezieht fich nicht auf Mitglieder ber re: 
gierenden Yamilien und ebenfo wenig 

3. auf Privatanfprüche eines Bundesglieds im Zerriterium bes An- 
deren. Wohl aber ift bie Bundes-Verfammlung zuftändig, wenn eine 
Berechtigung auf einem Staatövertrage beruht, oder wenn ver Streit Sou⸗ 
veränetätsrechte oder Staatsberechtigungen betrifft. Die Entfcheidung der 
Frage, ob eine Sache zum austrägalgerichtlichen Verfahren geeignet fei, 
fteht der Bundesverfammlung zu. Die Aufftellung eines Bundesgerichts 
tft nicht peremtoriſch abgelehnt. 

8. 16. 
b. Von ven Gegenftänden ber Zuftänbigfeit ber richterlihen Gewalt bes Bunbes und 
ben bundesrechtlichen Organen für bie Entſcheidung. 

Dem Bunde fteht das Entfcheidungsrecht in Streitigkeiten in folgen- 
ben Fällen zu: 
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1. Bei Streitigkeiten unter Bundesgliedern, die fich auf das bunbes- 
rechtliche Berhältniß beziehen. 

2. Ausnahmsweife anch bei Anfprüchen von Privatperfonen an Bun- 
desregierungen, wenn zwifchen zwei ober mehreren Bunbesgliebern geftrit- 
ten wird, welche berfelben den Anfpruch zu vertreten babe. 

3. Im Falle verweigerter over verzögerter Juſtiz oder eingetretener 
Kubinetsjuftiz, möge nun ver Weg durch einen Sabinetsbefehl oder fonft 
verichloffen werben. 

4. Wegen Verlegung ver nach der Bundesacte garantirten echte 
ver Unterthanen. 

5. Bei Irrungen zwifchen ber Regierung eines Bundesftanteg und 
ten Unterthanen. 

Der Organe für Uebung ber richterlichen Gewalt des Bundes gibt 
es ordentlicher Weiſe drei; die Bundesverfammlung felbft, das’ Austrä- 
galgericht, das Bundesfchiensgericht. 


8. 17. 


a. Die Bundesverfammlung. 


Die Bunbesverfammlung entfcheibet in folgenden Fällen: 

1. Bei Streitigfeiten unter Bundesgliedern oder zwifchen dem Bunde 
und einzelnen Gliedern über bunbesrechtliche Verpflichtungen. 

2. Bei Streitigkeiten eines Bundesgliedes mit auswärtigen Staaten, 
wenn es die Intervention der Bundesverfammlung anruft. 

3. Wegen verweigerter ober verzögerter Rechtshilfe. Nach manchen 
Juriften follten dieſe Fälle zwar nicht zur richterlichen Gewalt gehören, 
weil fie insgefammt politifcher Natur feien; allein für Eine Art von Strei- 
tigleiten fteht der Bundesverſammlung unbeftritten das Recht einer wahr» 
haften richterlichen Entfcheidung zu, dann nämlich, wenn ehemalige Reichs⸗ 
angehörige gegen ein Bundesglied wegen Verlegung ber ihnen garantirten 
Rechte durch landesherrliche Geſetze oder Verorbnungen fich befchweren. 
Durch einen Bundesbeſchluß ift vorgefchrieben, daß bie Sache in ber 
Form des Eivilprocefjes ven einem fonft competenten Qandesgerichte in- 
itenirt werben folle. Die Entfcheivung aber erfolgt entweber durch bie 
Bımbesverfammlung felbft oder in Folge bejonderen Auftrags durch das 
Bundes-Schiedsgericht. 
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8. 18. 
A. Die Buudesonsträgafinflang. 
a. Vorverfahren ber austrügalgerichtlihen Verhandlung, 

1. Iſt Störung der inneren Ruhe bei Streitigkeiten ber Bunbes- 
glieder zu befürchten oder eine Befigftörung vorgelommen, fo wird auf 
Anrufen bie Bundesjuſtizgewalt thätig. 

2. Der Kläger hat bie Klage bei ver Bunbesverfammlung zu übergeben. 

3. Diefe wird zunächit als vergleichbeförbernd thätig. 

4. Die ftreitenden Theile können fi aber auch über eine andere 
fchtengrichterliche Behörde einigen. In dieſem alle ift die Bundesver⸗ 
fammlung die Behörde, bei ber das Urtheil als sententia iniqua oder 
nulla angefochten werden muß; und ebenfo die Auctorität, wohin Anträge 
auf Vollziehung des Schiede- Spruch gehören. 

6. Nach der Vorbereitung des Bundesſchiedsgerichts wirb ein Ber: 
mittlungsausfchuß gewählt und eine Zeit beftimmt, binnen beren bie Un⸗ 
terhandlung vollzogen fein foll. In keinem Falle darf der Kläger länger als 
ſechs Donate durch Sühne-Berfuche hingehalten werden. Wird ein Ber: 
gleich bewirkt, fo Liegt beffen Garantie der Bundesverfammlung ob. Wenn 
aber der PVermittelungsausfchuß anzeigt, daß die Streitigfeit im Wege ber 
Güte nicht beigelegt werben kann, fo ift die Bunvesverfammlung an feine 
Friſt gebunden. 


8. 19. 
b. Urſprung ber Audträge. 

Der Urfjprung des Ynftituts fällt in das 13. und 14. Jahrhundert. 
Ausnahmsweife wurden die Anfprüche auch gütlich beigelegt, was man 
eine Sache austragen hieß. Der Richter war Austräger. Oft wurbe 
um Voraus bei Abſchließung von wichtigen Verträgen ein Austrag verabrebet. 

Austräge kamen gewöhnlich nur bei Reichsunmittelbaren vor. Bei 
Streitigfeiten zwifchen deutſchen Fürften beftanden oft die Austräge in 
einem’ dritten unparteiifehen Stanbesgenoffen oder auch in einer won bei- 
ben Theilen beftellten gleichen Zahl ihrer Räthe. Seit der Entftehung 
bes Reichskammergerichts hätte man ber Austräge wohl entbehren Können. 
Allein man war an dieſes Inſtitut gewöhnt; es wurde in dem Kammer 
gericht jelbft beibehalten, jeboch in anderer Bedeutung. Die Austräge 
wurden baburch zu einer vegelmäffigen reichsuntergerichtlichen Inſtanz ge 
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macht. Diejenigen Reichsſtände, die ſchon früher bie Austräge für alle 
ihre Künftigen Rechtöftreitigleiten fich erwählt hatten ober biejenigen Häu- 
fer für deren Mitglieder teftamentarifche oder paktirte Erb-Austräge au⸗ 
tonomifch feitgeftellt wurben, follen fortan bei ihren Austrägen bleiben 
(Gewillführte Austräge — austraegae conventionales.) Das Austrä- 
galgeriht muß binnen Eines Jahres entſcheiden, wibrigenfalls bie Sache 
an das Reichsgericht kommt. Dem Austrägalgericht war die Eigenfchaft 
einer beftänbigen Taiferlichen Commiſſion beigelegt. Die Appellation ging 
an das höchfte Reichsgericht. Den fürftlichen Austrägern ftand das Recht 
der Subbelegation zu. Iſt das Austrägaf-Erlenntniß rechtskräftig, fo ges 
bört Die "Execution an das höchſte Reichsgericht. 


8, 20. 
e. Form, Bildung und Verfahren im heutigen Recht. 

1. In jedem einzelnen Streitfalle zwifchen Bundesgliebern wirb eine 
befondere Austrägalinftang gebilbet. 

2. Nur die Bundesverfannnlung jelbit kann als unmittelbare Aus- 
trägafinftanz angefehen werben, da alle Sprüche ber Austrägalgerichte im 
Ramen der Bundesverfammlung gejchehen. 

3. Daher fteht im Beſonderen ber Bunbesverfammlung auch das 
Recht ver Entſcheidung darüber zu, ob eine Sache zur austrägalgerichtlichen 
Competenz gehöre. 

4. Wenn die Vergleichsverſuche ber VBundesverſammlung fruchtlos 
geblieben find, bat binnen ſechs Wochen vom Tage ber Anzeige des ver⸗ 
gebfichen Verſuches an ver Beklagte dem Kläger drei unparteiifche Bun⸗ 
desglieder vorzufchlagen, aus welchen biefer binnen gleicher Friſt eines 
wählen muß, wibrigenfall® die Bundesverfammlung ein Bundesglied ber 
bufs der austrägalgerichtlichen Entſcheidung zu wählen befugt wirb. 

5. Auströgalgericht ift nun bie britte Inſtanz des gewählten Bun⸗ 
desgliedes. 

6. Die Uebernahme des Austrägalgerichts iſt Bundespflicht. Nur 
beſondere Unfähigkeitsgründe, welche die Bundesverſammlung anerkennt, 
berechtigen zur Ablehnung. In ſolchem Fall hat der Beklagte das Recht, 
eine neue Wahl vorzuſchlagen. 

7. Der gewählte Gerichtshof wird von der Bundesverſammlung zu 
allen in der Sache vorkommenden Interlocuten und Entfcheibungen. beauf- 
tragt. Das Definitiverfenntniß wird an die Bundesverſammlung gefchidt. 

Meilen, Staatsrecht. 18 
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8. Neben dieſen gefeglichen Austrigen Können noch conventionelle 
Austräge unter den beutfchen Fürften vorkommen. 

Nur fremde Fürften dürfen nicht zu Austrägal-Richtern gewählt werben. 

9. Das gewählte Gericht fpricht zwar im Namen und Nuftrage des 
deutſchen Bundes, ift aber in Bezug auf den Rechtefpruch unabhängig. 

10. Wenn zweifelhaft fein follte, wer als Kläger und Bellagter au⸗ 
zufehen ift, fo fteht die Auswahl ver Bunbesverfammlung zu. 

11. Der Gegenftand ver Entfcheivung wird in Bezug auf den Um- 
fang durch den Auftrag der Bunbesverfammlung beftimmt und über ben 
Competenzpunft kann ber Gerichtshof nur in foweit entfcheiden, als dieß 
von der Bundesverfammlung felbft nicht gefcheben ift. * 

Im Berfahren des Procefjes gibt es noch keine eigene Austrägal: 
ordnung; vielmehr foll der refp. Gerichtshof feine Ordnung beobachten. 

12. Wenn der Gerichtshof in mehrere Senate eingetheilt ift, follen 
Austrägalgerichtsfachen in pleno verhandelt werden. Es fanın aber aud 
ein befonderer Austrägaffenat gebilvet werben, ber aus mindeſtens brei- 
zehn Gliedern beftehen fol. 

13. Definitiverfenntniffe follen innerhalb eines Jahres von ber Leber: 
gabe ber Klage an fertig fein. 

14. Dritte Bunbesglieder können intervenirenb Hinzutreten, materielle 
Connexität zwifchen dem Gegenftand bes Streites und dem echt des In⸗ 
tervenirenden vorausgefegt. Der Dinzutritt Tann aber auch burch eine 
litis denunciatio veranlaßt werben, bagegen fteht dem Gerichtshof pas 
Necht der Adcitation eines Dritten zu. 

15. Der Beklagte kann auch eine Wiederflage beim Gerichte erheben, 
materielle Connexität vorausgefegt. Sie muß aber fofort mit der Ein- 
laſſung auf die Vorklage vorgebracht werben. 

16. In Betreff des Ungehorfams und des Contumacialverfahrend 
bat der Gerichtshof die Beſtimmungen feiner eigenen Proceßorbnung zu 
befolgen. Beftritten ift, ob bie Bundesſouveräne in allen Streitigkeiten 
die nicht bundesrechtliche Verhältnifje betreffen, eine Austrägal-Entfcheitung 
verlangen Können? oder ob es Gegenftände gebe, die bloß eine Vermittel- 
ung zulaffen. Dan wollte hiebei zwifchen Rechts⸗ und Intereſſen Strei⸗ 
tigfeiten unterfcheiven und in letzteren das Austrägalgericht ausſchließen. 

Den Quellen des Bundesrechts ift aber dieſe Diftinction nicht be 
befannt; vielmehr fchreiben biefelben für alle Streitigkeiten richterliche 
Entſcheidung vor. 
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17. Die Bundesjuftizggewalt bezieht fih nur auf die Streitigkeiten 
ver Bunbesftaaten unter einander. Anſprüche von Privaten gegen meh⸗ 
rere Bundesſtaaten lönnen nur dann ein Austrägalverfahren herbeiführen, 
wenn bie Frage darüber unentfchieden ift, welcher von den Bunbesftanten 
den Anfpruch zu vertreten habe. Der nämliche Fall tritt ein, wenn ber 
Anſpruch anerlannt; aber bejtritten ift, zu welchem Antheil die Vertretung 
dem Einzelnen obliegt. Die betreffenden Privatperfonen find aber nicht 
mitftreitende Theile; obwohl ihnen nicht verboten werben kann, mittelft 
eingegebener Schriften berartige Streitigkeiten entſcheiden zu Taffen. 

Der Gerichtshof bejtimmt die Rolle des Klägers und bes Bellagten 
nach Wahl oder 2008. Nach einem Bundesbeſchluß vom 15. September 
1842 ſoll in diefem alle die fonftige Folge ver rechtlichen Nachtheile an 
bie Rolle des Klagers fich nicht anknüpfen, namentlich Hinfichtlich der Bes 
weisleiftung. In diefer Beziehung gelten beide Parteien als Kläger und 
als Beklagte. 

Die. Competenz des Austrägulgerichts bezieht fich auf die Entfcheib- 
ung der Vorfrage, welcher ber ftreitenden Theile ben Privatanfpruch ganz 
oder theilweife und zum wie vielfachen Theile vertreten müffe In bie 
Materie ver Sache darf das Austrägalgericht nicht eingreifen, da biefelbe 
an vie Landesgerichte des betreffenden Bundesſtaats gehört. 


8. 21. 
d. Rechtsmittel gegen Ausirägal-Erienuntuiffe, 


Die Austrägalgerichtlichen Erkenntniffe können mittelft eines ordent⸗ 
lichen rechtlichen Mittels nicht angefochten werben, vielmehr gehen fie mit 
ihrer Publication in Rechtskraft über. Die Austrägalorbnung vom 16. 
Yuni 1817 enthält blos ein Nechtsmittel, das ber restitutio in inte- 
grum ex capite novorum. 

Darüber gelten folgende Grundſaͤtze: 

1. Das Rechtsmittel muß binnen vier Jahren vom Tage ber Auf: 
findung der nova angebracht werben und hat Feinen Suspenfiveffelt. 

2. Es ift bei ver Bundesverſammlung anzukündigen, welche es dem 
Austrägalgericht, das in der Sache erkannte, mittheilt, 

3. Die Ableiſtung des Reſtitutionseids gefchieht bei biefem Gericht 
burch ben Vorſtand der Behörde und von dem Beamten bes bie Reftitn- 
tion nachfuchenven Cheiles, ver bie Reſtitutionsſache bearbeitet hat, dem 

. 1 8 * 
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Referenten. Yeboch kann man biefen Eid auch durch einen Spezialbevoll- 
mächtigten ſchwören Laffen. 

4. Der Gerichtshof, der das erfte Erfenntniß abgegeben, bat num 
über die Neftitution zu erkennen. Das Neftitutionsgefuch wird dann beim 
Austrägalgericht verhandelt bis zur Publication. 

5. Das Gefuch um restitutio in integrum ex capite novorum 
wird auch nach Ablauf ver Tängften Zeit nicht ausgefchloffen. Die Dauer 
ift nicht eine an bie gewöhnliche rechtliche Verjährungszeit gebundene, 
da Anſprüche fonveräner Staaten feiner Verjährung unterliegen, ausge- 
nommen bie außerorbentliche. 

6. Eine Eontroverfe beftand darüber, ob nicht auch bie lage wegen 
unheilbarer Nichtigleit im Verfahren oder in der Entfcheitung ftatthaft 
fei. Bei der Bunbesverfammlung felbjt hat Die Anficht über dieſe Frage 
gewechielt. 


8. 22. 
y. Das Bundes ſchiedsgerichi. 


1. Durch ein Bunbesgefeß vom 30. Oftober 1834 erhielt die Bun⸗ 
besgemwalt noch eine weitere Ausbehnung, das Recht zur Entſcheidung ge- 
wiffer Differenzen zwifchen Landesherrn und Lanbftänden, auch wenn eine 
fpezielle Garantie der Landesverfaſſung nicht ftattgefunnen hat. Die Com⸗ 
petenz bezieht fich auf ten Zall, in dem über die Auslegung ber Verfaf- 
fungsurfunde oder den Umfang und die Grenzen der ftänpifchen Einwirk- 
ung bei Ausübung ber Hoheitsrechte Streitigkeiten entftehen, insbeſondere, 
wenn bie Landſtände den Landesherrn bie zu Erfüllung der Bunbespflich- 
ten nöthigen Mittel verweigern. 

2. Wenn nun in Fällen biefer Art die. verfaffungsrechtlichen Wege 
zur Beſeitigung folcher Differenzen wirkungslos blieben, fo ift ein Bun⸗ 
besjchiebsgericht competent, bevor eine Intervention des Bundes vom 
Landesherrn verlangt werben kann. 

3. Dieſes Schiedsgericht wirb dadurch hergeftellt, daß von jebem ver 
Stimmführer ver fiebenzehn Stimmen im engern Rathe je zwei Spruch» 
männer ernannt werben, je für brei Jahre, alfo vierunddreißig Spruch- 
männer. 

4, Die einzelne Regierung macht Anzeige bei der Bunbesverfamm- 
(ung, worauf aus ber Lifte ber vierunbbreißig Spruchmänner ſechs Schieds⸗ 
tichter gewählt werben, und zwar brei von ber Megierung, brei von ben 
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Ständen. ft bie Auswahl vier Wochen lang verfäumt, fo geht das Wahl- 
recht wom ſäumigen heile auf die Bunbesverfammlung über. 

5. Die Schiedsrichter wählen einen Obmann. Die Meehrhett ber 
Stimmen entfcheivet. Bei Gleichheit der wählenden Stimmen wird ein 
Obmann von ber Bundesverfammlung ernannt. 

6. Der Schiedsſpruch fteht einem Austrägalerfenntniß gleich. 

7. Einzelne Unterthanen können ein ſolches Schiedsgericht nicht bean- 
ſpruchen. Das Schiebsgericht ift aber nicht für Alle eine landſtändiſche 
Berfaffung betreffende Streitigkeiten und Beſchwerden zuftänbig, fonbern 
nur binfichtlih Der angegebenen Gegenftänbe. 

8. Nur der Regierung ift das Recht beigelegt, durch dieſes Schieds⸗ 
gericht die Streitigkeiten der gedachten Art entſcheiden zu laffen; nicht ven 
Sandftänden. Die Regierung muß aber unter gebachter Vorausfegung 
bie Sache vor das Schiedsgericht bringen und kann von ber Bunbesver- 
fammlung genöthigt werben, indem ber Bund nicht eher verpflichtet ift 
der Regierung gegen ihre Landſtände Unterftügung zu geben, ehe fie ihre 
Sache an das Schiensgericht gebracht hat. Eine Pflichtigleit der Land» 
ftinde, fich vor dem Schiepsgericht einzulaffen, ift im Gejege nicht aus⸗ 
gefprochen. 


8. 23. 
3. Polizeigewalt. 

1. Eine Polizeigewalt ift dem Bunde infofern beigelegt, als dies 
feinem Zwecke adäquat iſt. Diefe Gewalt fchließt die Hoheit der Sicher: 
heits⸗ und Wohlfahrtspolizei in ſich. 

2. Die Bunbesverfanmlung Tann gemeinnügige Anordnungen jeder 
Art treffen. Die Grenze der Gewalt bildet der Bundeszweck. 

3. Auf ven einzelnen Staat bezieht fich biefelbe nur infofern, als 
die Einrichtung vom Einfluß auf die Sicherheit des Ganzen ft. 

4. Bundesbefchlüffe über ſolche Objecte bilden nur eine Grundlage 
für die Landesgeſetze. Es Liegt in der Natur ver Sache, daß die Zeit- 
verhältniffe und Zeitrichtungen einen Einfluß auf diefe Thätigkeit des Bundes 
haben. Bis zum Jahre 48 haben manchfache verartige Gefege Sanction 
gefunden, die aber im Jahre 48 als Ausnahmegefete aufgehoben wurden 
(3. 8. die Beichlüffe über Cenſur; über beutfche Univerfitäten ; bie In⸗ 
terpretation bes 12. Artikels der deutſchen Bunbesacte). 

Als nicht aufgehoben muß man erklären: 
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a. Den Bunbesbefchluß vom 18. Auguft 1836. 
b. Die Bundesbeichlüffe vom 15. Januar 35 und Dezember 40. 
c. Den Bunbesbefchluß vom 6. Juli 54 (Vgl. II. Thl.). 


8. 24. 
E. Bon den auswärtigen Verhältniffen des deutfchen Bundes. 


1. Im Allgemeinen. 


1. Der Bund repräfentirt Deutfchland nach Außen und ift eine euro- 
päiſche Macht als Collektiv-Einheit. Dem deutſchen Bunde ftehen bem- 
nach alle activen und pafjiven echte zu, die zu ben auswärtigen Hoheits⸗ 
rechten gehören. 

2. Die Bunbesverfammlung forgt: 

a. Für Aufrechterhaltung frieblicher Verhältniſſe mit auswärtigen 
Staaten. 

b. Sie bat das Recht, für die Gefammtheit des Bundes Verträge 
abzufchließen. 

c. Auf Verlangen einzelner Bunbesregierungen verwendet ſie ſich bei 
fremden Staaten. 


8. 25. 


2. Inbefondere von dem activen und paffiven Gefanbtichafte- 
recht und dem biplomatifchen Verkehr des deutſchen Bundes. 


1. Der deutſche Bund will zunächt Feine beftändigen Gefanbfchaften 
bei auswärtigen Staaten unterhalten; er unterhandelt fchriftlich. Er nimmt 
zwar Gefanbte an, ſchickt jedoch Feine ab. 

2. Das Organ der Bunbesverfammlung ift in biefer Hinficht ber 
faiferl. öfterr. Gefandte. Bei ihm findet das gewöhnliche gefandtfchaftliche 
Ceremoniell ftatt. Es bejteht jedoch auch ein Ausſchuß für den biploma- 
tifchen Verkehr, in dem der Präfiialgefandte fich befindet. 

3. Die Verhandlungen mit den fremden Gefanbten können mündlich 
ober ſchriftlich geſchehen. 

4. Die Bundesverſammlung erläßt ihre Noten and Schreiben an 
auswärtige Staaten in beutfcher Sprache. 
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8. 26. 
3. Recht des Krieges und Friedens. 


1. Die Mitglieder des deutfchen Bundes find verpflichtet, jeden ein⸗ 
jenen Staat zu jchügen ; weßhalb man auch dem beutfchen Bunde das 
Kecht des Kriegs und Friedens zugeftehen muß. 

2. Der deutſche Bund ift aber ein Erhaltungsbund; er will Teine 
Groberungen machen. 

3. Hienach trifft: 

a. Jede Verletzung des kleinſten Theiles feines Staatengebiets die 
Geſammtheit des Bundes. Dagegen find jedoch auch 

b. die Mitglieder verpflichtet, ihrerfeits Auswärtigen Teinen Anlaß zu 
ſolchen Verletzungen zu geben. 

Wenn baber ein frember Staat durch ein Bundesmitglied fich ver- 
legt fühlt und gegen baffelbe fich befchwert, fo fteht vem Bunde das Recht 
zu, den Bundesgenoſſen zu Aufhebung feiner Friedensſtörung anzubalten, 
wenn die Befchwerbe jenes Staates fich als gerechtfertigt zeigt. 

4. Die Kriegserflärung des Bundes kann nur in einer Plenarver- 
ſammlung gefchehen, mit ber Bolge, daß nun aud die Minorität am 
Kriege Theil nehmen muß. 

5. Die Bundesftaaten können auch ein größeres Contingent beftel- 
len, als ihre matricnlarmäffige Quote beträgt. 


8. 27. 
VL Von der Sorm der Wirkfamkeit und der Ausübung der öffentlichen 
dewalt des deuffchen Bundes überhaupt. 
A. Bon der deutſchen Bundesverſammlung überhaupt. 

Vergleiche: 

1) W. Schl. A. «. 7—17. 

2) B. A. «. 4-9. und 

3) Revidirte Geſchäftsordnung vom 16. Juni 1854. 

1. Die Bundesverſammlung, deren Sig zu Frankfurt a. M. ift, ber 
iteht aus Bevollmächtigten aller Bundesgenoſſen. Dieſe führen theils 
Einzelftimmen, theils Gefammtftimmen und find unbedingt an ihre In⸗ 
ſtructionen gebunden. 

2, Die Bunbesverfammlung übt die höchſte politiiche Gewalt im 
Deutſchland aus. Ihre Befehle binden, wenn fie verfaffungsmäflig erfol⸗ 
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gen. Dozu wirb erheifcht: materielle Zuftändigfeit, in formeller Bezieh⸗ 
ung gehörige Berathung und Abftimmung. 

3. Die Bunbesverfammlung ift beftändig verfammelt; jeboch beredy- 
tigt, wenn bie ihrer Berathung unterworfenenen Objecte erledigt find, fich 
jelbft zu vertagen. Die Vertagung barf höchftens vier Monate dauern, 
nach deren Abflug wieder förmliche Sigungen gehalten werden. Diefe 
Dertagung fteht der Permanenz des Bunbestags nicht entgegen. Denn 

a. dringende Gefchäfte müfjen auch während biefer Zeit verhandelt 
werden. 

b. Präſidium und Präſidialkanzlei ift immer vorhanden. 

c. Es muß immer ein Ausſchuß mit dem Präfibintgefanpten eriftiren, 
beftehend minbejtens aus zwei Bunbestagsgefandten. Diefer Ausfchuß kann 
auch proviforifche Befchlüffe faffen. 

4. Die Bundesverfammlung verhandelt in collegialifcher Weiſe. Ihre 
Verhandlungen find der Form nach: 

a. Förmliche Sigungen. 

6. Bertrauliche Beiprechungen. 

Jene beiteben aus: 

a. Dem engeren Rathe. 

B. Dem Plenum. 

Der Unterfchied zwifchen engerem Rathe und Plenum beftebt: 

1. In der Zahl und in dem Verhältniß der Stimmen. Im Ple 
num beftehen jeßt fechsundfechzig Stimmen ; im engeren Rathe fiebenzehn. 

2. In der Wirkfamfeit ver Stimmen. Im Plenum entſcheidet bie 
Mehrheit von */, der Stimmen, im engeren Rathe abfolnte Majorität. 


8. 28. 
B. Bon ten Bundestageverfammlungen. 
1. Förmliche Berfammlungen. 
a. Engerer Rath. 

1. Die Verhandlungen im engeren Rathe bilden die Negel. Hier 
haben nicht alle Bundesgliever eine wolle Stimme; mehrere zufammen be- 
fiten Eine Stimme, Eine Euriatftimme im Gegenfaß zu ben Virilſtim⸗ 
men. Der Birilftimmen find es eilf, (Defterreich, Preußen, Bayhern, 
Sachen, Hannover, Württemberg, Baden, Kurbeffen, Großherzogthum 
Heſſen, Dänemark, Niederlande), ſodann ſechs Euriatftimmen (pie zwölfte 
Stimme haben die großherzoglich und herzoglich fächfifchen Käufer, bie 








VI. Bon ber Form der Wirffamleit bes beutfchen Bundes. 281 


preigehnte Braunſchweig un Naſſau, bie vierzehnte Meclenburg Schwerin 
und Strelig, bie fünfzehnte Ofdenburg und bie Schwarzburgifchen Häufer, 
die fechzehnte Schaumburg Lippe, Lippe, Xichtenftein, beide Neuß, Heflen 
Homburg, Waldeck, die fiebenzehnte Stimme bie vier freien Stäbte). 

2. Für die einzelnen Euriatftimmen können befonbere Geſandte ge- 
halten werden. Ruückfichtlich der Führung gilt die Curiatſtimme nur als 
Eine Stimme. Die Uebung kann in zweifacher Weiſe geſchehen: 

a. Als abwechfelnde Virilftimme, fo daß ein Zurnus in der Stim- 
menführung unter ven Theilhabern ftattfinbet. 

B. As Euriatftimme, d. 5. als eine Gemeinfchaft aller Theilhaber, 
bie in dieſer Hinficht eine moralifche Perfon bilven, fo daß der Vertreter 
von allen Mitgliedern feine Inſtructionen erhält. Harmoniren die In⸗ 
ftructionen nicht, dann muß eine Mobalität feftgeftellt werben, um zur 
Feſtſetzung bes Geſammtwillens ber Mitglieder zu gelangen. 

3. Im engern Rathe Tann kein Theilhaber mehr als Eine Stimme 
haben. 

4. An den engern Rath gehören beſonders 

a. bie Entfcheivungen, wenn es zweifelhaft ift, ob ein Object an ben 
engern Rath oder an das Plenum gehört; 

b. die Beratfung eines jeven Gegenftandes, auch wenn bie Bes 
ſchlußfaſſung im Plenum gefchehen muß. 


8. 29, 
b) Plenum. | 

1. Im Plenum bat jebes Mitgliev eine befondere Stimme; je nach 
dem geographifchen Umfange der Bunbeslande Haben einzelne Mitgliever 
vier, drei und zwei Stimmen. 

2. Das Plenum’ bildet die Ausnahme. 

In folgenden Fällen tritt Beſchlußfaſſung im Plenum em: 

a) wenn es fich um Abfaffung neuer oder Aenberung beftehenber 
Bundesgrundgeſetze handelt; 

b) bei Befchlüffen, welche bie Bundesacte ſelbſt, 

c) organijche Bundeseinrichtungen, 

d) gemeinnütige Anorbnungen, 

e) eine Kriegserflärung ober einen Friedensſchluß betreffen. 
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8. 30. 
2. Bertraulide Sigungen. 

Bertraulihe Sigungen find Verhandlungen ohne befondere Form 
und binvende Kraft. Die Aeußerungen, welche bier gefchehen, find nicht 
unabänberlich für eine fpätere Abftinunung. Zweck ber vertraulichen Sik- 
ungen ift vorläufige Berathung und Erörterung ver Anfichten. 


$. 31. 
3. Bon den Eommiffionen und Deputationen. 

Es gibt Bundestags -Commiffionen und Bundes-Commiffionen. Jene 
beitehen aus Bunbestagsgefandten, diefe aus andern Berfonen. Die Bun⸗ 
bestage-Commiffionen haben Relationen aus ben Acten abzufaffen.. Sie 
werben im engern Rathe nach Stimmenmehrheit gewählt und beftehen aus 
fünf ober drei Mitgliedern. 


8. 32. 
C. Bon ven Bundestagsgefandten. 


Die Bunbestagsgefandten befinden fich in einem breifachen Verhält⸗ 
niffe, nemlich 

1. in einem Verhältniß zu ihrem Souwerän, 

2. zur Bundesverfammlung, 

3. zur freien Stabt Frankfurt. 


1. Bom Verhältniß ber Bundestagsgefanbten - zum Souverän. 
Darüber gelten bie Geſetze des Gefandtfchaftsredhts. Der Gefanbte 
ift abhängig von feinen Ynftructionen. 
2. Bom Berhältniß der Bunbestagsgefandten zur Bunbesverfammlung. 
Die Gefandten find zur Legitimation durch orbnungsmäffige Voll: 
macht verpflichtet; fie haben allen Sigungen regelmäffig beizuwohnen ober 
im Falle eines Hinderniffes einen Anderen zu fubftituiren. 


3. Bom Verhältniß der Bundestagsgefandten zur freien Stabt Frankfurt. 

Hierüber exiftirt eine ‘Declaration vom 20. Oftober 1816. Unge⸗ 
achtet Die Gefandten nicht beim fouveränen Staate Frankfurt accrebibirt 
find, kommen ihnen doch alle Immunitätsrechte und Befugniffe zu, welche 
bas Völkerrecht ven Geſandten beilegt. Daher find fie 

a) frei von jeder obrigkeitlichen Einwirkung, 
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b) und haben das Recht der Ertheilung und bes Viſirens von Paͤſſen 
für die Unterthanen ihres Souveräns; während außerbem noch 

ec) die Bundeöverfammlung im Ganzen militärifche Ehrenbezeugungen 
anzufprechen hat. ‘Diefe Rechte der Bunbestagsgefanbten find auch auf 
die auswärtigen beim Bunde beglanbigten Geſandten übertragen. 


8. 33. 
D. Präſidium. 

Das Präſidium fteht dem öfterreichifchen Gefabten zu. Allein dieſes 
Prafidium involoirt feine materiellen Vorrechte, ſondern beſchränkt fich auf 
Leitung des formalen Gefchäftsgangs. Nur wenn Gleichheit der Stim⸗ 
men exiftirt, fteht dem Pröfipium im engern Rathe eine entſcheidende 
Stimme zu. 


8. 34. 
E. Bon der Kanzlei und dem Archiv des deutſchen Bundes. 


Der Präfident bat die Kanzlei unter fih; er ernennt Regiftratoren 
und Sanzliften und führt die Aufſicht über das Archiv der Bundesver- 
fammlung. Zur Zeit vertritt vie öſterreichiſche Geſandtſchafts⸗Kanzlei bie 
Junction der Bundestagskanzlei. 


$. 35. 


VI. Von der Behandlung der Hefchäfte bei der deuffchen Bundes» 
verfammlung. 


A. Anlaß zur Thätigkeit. 

Die Thätigfeit ber Bundesverfammlung Tann auf vierfache Weile 
angeregt werben. 

1. Eine Zahl von Objecten ift nach der Bundesacte felbft zur Be⸗ 
ſchließung, Feftfegung und Erledigung an die Bundesverfammlung gewiefen. 

2. Es kann aber, wenn nicht fpeziell ein Object an ihre Berathung 
und Beſchlußfaſſung gewiefen ift, folche dann erfolgen, wenn das gemein» 
ſame Bedürfniß Deutſchlands folches zu erfordern fcheint, fofern bie Bun⸗ 
desverſammlung nur nicht ihren Zuftänbigfeitsfreis überſchreitet. 

3. Die Bundesverfammlung Tann nach Anträgen eines jeden ein- 
zelnen Mlitglieves des Bundes Anlaß zur Thätigleit erhalten. 

Die Anträge müffen dem Präfivium wenigften Einen Tag vor ver 
Sigung mitgetheilt werben. 
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4. Endlich können auch dritte Perfonen, Private, Anträge an bie 
Bundesverſammlung bringen usb danach Verhandlungen und Befchlüffe 
beroorrufen, jedoch nur fchriftlih. Auch werben Eoffectivapreffen über 
politiiche Gegenſtände nicht angenommen. 

Nach diefen vier Momenten wird nun von Zeit zu Zeit eine Reihen- 
folge der Geſchaͤfte angeorbnet. 


| 8. 36. 
B. Art ver Verhandlung, — Vorbereitung ver Beſchlüſſe. 


Bei einem jeben der in einer biefer vier MWeifen an die Bundesver⸗ 
fammlung gelangten Objecte treten brei Hauptmomente ein. 

1. Der erfte Antrag, der von einem Gefandbten ober dem Präfibenten 
geichieht. Darüber wirb dann fofort eine Friftbeftimmung gegeben, wann 
bie Sache zur Berathung kommen ſoll. 

2. Erörterung und Berathung. Solche beginnt mit dem Commiffions- 
gutachten. In diefer Situng, welche zur Zeit des erften Antrags be- 
ſtimmt wird, kann dann 

a) die Abjtimmung und Beichlußfaffung erfolgen, 

b) ober nur bie einzelne Abftimmung, 

c) over felbft nur Erörterung ohne Abgabe der Stimme, wenn es 
an der Ynftruction fehlt. Es wird dann Anftructionseinholung befchloffen 
und hiefür ein Termin feftgefeßt, ber jeboch bie Frift von acht Wochen 
nicht überfteigen foll. 

3. Endlich erfolgt Abftimmung und Faffung bes Befchluffes. Jene wird 
zu Protofoll dictirt oder fehriftlich übergeben. Regelmäſſig find bie Friſten 
und Termine, welche die Bunbesverfammlung zur Abftimmung und zur 
Beichlußfaffung unberaumt, nicht peremtorifch over excluſiviſch, ſondern 
erftredlbar, d. h. der Ausbehnung fähig. Iſt jeboch einmal ein Abftimm- 
ungstermin feſtgeſetzt, fo hat deſſen Verſäumung für ven Betreffenven, 
wenn ihm nicht das Protokoll offen gehalten wurde, Annahme ver Zus 
ftimmung zur Mehrheit. oder zur Einftimmigleit zur Folge. 


8. 37. 
O. Entfheidung und Abfaffung der Befchlüffe. 
1) Situngen und Art der Abftimmung. 


1. Die Sigungen find orbentliche und außerorbentliche, gehalten im 
Palais des Fürften von Taxis. 
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2. Die ordentlichen werben wöchentlich einmal am Donnerftag gehalten. 

3. Ein Gefandter, ber nicht einen Andern fubftitwirt hat, kann in 
der nächften Sigung feine Stimme noch nachtragen. Thut er dieß nicht, 
fo wird er als ver Mehrheit beitretend angefeben. 

4. Im Plenum gilt der Grundfaß, daß ein Gefandter, ber mehrere 
Stimmen führt, dem Gefandten mit einer Stimme vorgeht. 


8. 38. 
2) Protokoll und Dictatur. 

1. Es wirb ein ausführliches und förmliches Protocoll über Vorträge 
mb Beſchlüſſe geführt. 

2. Mündliche vota finden nicht ftatt, außer über die Vorfragen. 

3. Das Protofoll wird erjt fpäter ausgearbeitet, revidirt und für 
bie Gefandten zur Einficht in der Kanzlei aufgeftellt. 
4. Damit die Geſandten eine beftändige Weberficht erhalten, müſſen 
ihnen ftets alle Eingaben, Verhandlungen und Protofolle mitgetheilt wer- 
ven. Letzteres gefchieht vom Präfidenten burch die fogenannte Dictatur, 

5. Die geheimen Protofolle heißen loco dietaturae gebrudte Pro⸗ 
tetolfe; die darin enthaltenen Verhandlungen kommen nicht unter 
a8 Bublifum. Ehemals wurben biefe Protokolle bictirt; jegt werben fie 
gedruckt. 


8. 39. 
8) Bildung ber Befchlüffe. 


1. Die Bildung der Beſchlüſſe erfolgt nach Abgabe aller vota. 

2. Die vota find aber nicht unwiderruflich. 

3. Dean kann um Auffchub der Befchlußziehung bitten. 

4. Die Abftimmung erfolgt erft dann, wenn ein Beſchluß darüber vor⸗ 
berging, daß die Sache genügend erörtert und zum Beſchluſſe reif fei. 

5. Jedes Mitglied ift nicht nur berechtigt, fordern auch verpflichtet 
zum Abftimmen. 

6. Will ſich ein Gefandter der Abftimmung enthalten, fo fteht ver 
Bundesverfammlung das Recht der Entſcheidung barliber zu; wenn er ein 
Intereſſe dabei bat, fo wird die Bunbesverfammlung es ihm nicht leicht 
wehren. Negelmäffig gilt bei Befchlüffen die Majorität, jedoch kommen 
Ausnahmen vor. 
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8. 40. 
Fälle der Ausnahnte, 


Es find folgende: 

1. Wenn es fih um Annahme, Aenderung ober authentifche Aus- 
fegung der Bundesgrundgefege handelt. Daher wird beſonders Stimmen- 
mehrheit erfordert in folgenden Fällen, welche man als Aenverung ber 
Bunbesgrundgefege betrachten kann: 

a) Bei Aufnahme neuer Mitgliever in den Bund; 

b) wenn eine Beränverung im Zerritorialbeftand ber Bunbesglieber 
eine Aenberung in ihren Vertragsrechten und Obliegenheiten erzeugen foll; 

c) bei freiwilliger Abtretung von Souveränetätsrechten an Fremde; 

d) bei ber Frage, ob, wenn durch Erbfchaft mehrere Bunvesftaaten 
zufammengefallen find, 'in pleno der Erbe mehr Stimmen erhalten foll, 
als bisher. 

2. Dei Feſtſetzung organ. Bunbeseinrichtungen ; 

3. wenn e8 ſich um jura singulorum handelt, ober, wenn einem 
Bundesglieve eine befondere Leiftung für den Bund angefonnen wird; 

4. bei Religionsangelegenbeiten; 

5. bei Bejchlüffen über gemeinnütige Anordnungen; 

Uebrigens ift in allen dieſen Fällen Einftimmigfeit nur nothwendig, 
wenn in pleno ein Beichluß gefaßt werben foll, nicht dagegen bei Vor⸗ 
berathungen. Auch fchließen die erwähnten Eigenfchaften nicht aus, baß 
ber fragliche Gegenftand überhaupt von der Bundesverfammlung in Bes 
rathung gezogen wird. Die Bundesverfammlung kann von dem biffen- 
tirenden Mitglievde Gründe feines Diffenfes verlangen. 

- Schwierigfeiten verurfacht biebei die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Was find Grundgefege des Bundes? Grundgeſetze eines Staates 
find diejenigen Gefege, welche das Ganze des Staatsweſens ſelbſt betrach- 
ten und fi auf das Wefen und den Zwed ber Verfaſſung beziehen. 
Grundgefege des deutſchen Bundes find folche, welche das Wefen feiner 
Verfaffung betreffen und den Zwed bes Bundes bejtinmen. 

2. Was find organijche Bundeseinrichtungen? Darunter verfteht man 
bie wejentlichen und bleibenden Anftalten und Einrichtungen, durch welche 
bie Bundesgewalt organifirt wird, bie Mittel zur Erreichung des Bun- 
deszweckes. Grundgejege und organijche Einrichtungen verhalten fich wie 
Weſen und Form; jene beziehen fih auf das Weſen des Bundes, dieſe 
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auf Organifation und Ausübung der Bundesgewalt. Den organifchen Ein- 
richtungen ftehen bie fimpeln Einrichtungen entgegen, welche nur temporär 
find und außerweſentliche und vorübergehende Gegenftände betreffen. 

Bei den organischen Einrichtungen muß nicht nur. die Vorfrage über 
ihre Nothwendigkeit, fondern auch die über ie Anlage berjelben in ihren all« 
gemeinen Umrifjen und wejentlihen Beitimmungen in pleno erörtert und 
erledigt werden; bagegen können bie übrigen, die Ausführung und Voll- 
ziehung einer befchloffenen organifchen Einrichtung betreffenden Beſtimm⸗ 
ungen im engern Rathe durch die Majorität feſtgeſetzt werben. 

Wenn übrigens Einrichtungen des Bundes, welche an fich zu ben 
organischen gehören, nur in proviforifcher Eigenjchaft gefchloffen werden, dann 
genügen bie Majora im engern Rathe. Bunbesbeichluß vom 29. Yuni 1819. 

3. Was find jura singulorum? Jura singulorum find im Gegen» 
füße zu den jura universitatis bie Rechtsverhältniffe, welche nicht allen 
Gliedern des Bundes gemeinfam find; fie ftehen den Bunbesgliedern nicht 
in ihrer vertragsmäfjigen Einheit, fondern als einzelnen felbftftändigen 
fonveränen Staaten zur. 

Es handelt ſich alfo um jura singulorum befonbers: 

a) wenn Einzelnen eine befondere Leiftung, welche nicht in der allge- 
meinen Verpflichtung gegründet ift, angefonnen wird; 

b) wenn das Verhältniß der Einzelnen zur universitas zur Frage 
fommt; es gehören beſonders hieher Die Souveränetätörechte der Bundesglie⸗ 
der, foweit fie nicht durch den Bundesverband berührt werben. Schon in 
ber Behtimmung, daß rüdjichtlid ber jura singulorum Einftimmigfeit 
erfordert wird, liegt der Schub der Souveränetät. 

4. Zu den Religionsangelegenheiten ift Alles zu rechnen, was bireft 
oder indirekt bie Religion felbft betrifft, namentlich Berathungen über 
Artikel 16 der Bundesacte, wo Gleichheit der drei Confeffionen vorge- 
ſchrieben ift, theilweife auch über « 17, über vie Frage, ob eine Religion 
aufgenommen werben foll und in welchem Umfange. 

» 5. Gemeinnüßige Anorbnungen find folche Objecte der Berathung, 
welche für alle Bunbesftanten in gleicher Weife von gemeinfamer Wichtig- 
feit und Bebentung find und bei welchen durch die gleichmäffige Behand- 
lung und Anordnung der Nuten gefteigert wird. Ste fallen unter ben 
Gattungsbegriff der jura singulorum, weil fie nicht aus dem Bundes⸗ 
zweck als folchem hervorgehen; fie betreffen alſo an fich ben Kreis ber Sou⸗ 
veränetät der Einzelnen, follen jedoch eine gemeinfame Ausführung erhalten. 
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8. 41, 


D. Bon der autbentifhen Auslegung der Bundesgeſetze. 
1. Die antbentifche Auslegung ber Bundesgeſetze ift felbft nichts 
Anberes, als eine Art der Bunbesgefeßgebung. 
2. Daher muß der Gegenftanb des zu interpretirenden Geſetzes dar⸗ 
über entfcheiven, ob im engeren Rathe und nach Majorität oder in pleno 
und nach Einftimmigfeit die authentifche Interpretation gefchehen müffe. 
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1. Vergleiche über die Lehre vom Begriff und Zweck des deutſchen 
Bundes: 


Klüber, öffentl. Recht. 8. 104. 106. 

Rudhardt, das Recht des beutfhen Bundes. S. 11. S. 23. f. 
Jordan, Lehrb. des beutfchen Staatsrechts. 8. 178. f. 
Manrenbreder, Staatsredht. 8. 99. 

Bei, Staatsrecht. 8. 26. 28. 

Zadarii, u a. O., I. ©. 607. 


2. Vergleiche Über die Lehre von ber rechtlichen Natur bes beutfchen 
Bundes: 


Bortrag bes Präfid..Gefandten in ber zweiten Situng ber B.⸗Verſ. vom 
11. Roo. 1816. (Klüber’s Staatsardiv. Bd. I. ©. 361). 

Heeren, ber deutſche Bund in feinem Verhältniß zum europäifchen Staaten- 
fotem. Sött. 1817. (Auch in beflen biftorifchen Werfen. Bd. I.). 

B. 53. Behr, von den rechtl. Grenzen ber Einwirkung bes deutſchen Bundes 
auf bie Verfaffung, Geſetze und Rechtspflege feiner Gliederſtaaten. Stuttg. 1820. 

B. A. Pfizer, über bie Entwidelung bes Öffentl. Rechts in Deutſchland burdh 
bie Berfaffung de8 Bundes. Stuttgart, 1835. ©. 63. f. ©. 156. f. 

Reyſcher, publicift. Verſuche. S. 107. f. und bei. auch C. Welder, wichtige 
Urkunden für den Rechtszuftand ber beutihen Nation. Mannh. 1844. S. 50, f. und 
©. 66. f. 

Zadariä, a. a. D., IL ©. 610. 


3. Vergleiche über bie Xehre von dem Präftbium ber Bunbesver- 
fanmlung : 


Klüber ff. Recht. $. 185. 

Rudhardt, &, 35. 

Sorban, 8. 191. 

Beiß, Staater. 8. 41. 

Zadartä, a. a. O., II. ©. 641. 

Aeiqhlen, Staatorecht. 19 
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4. Vergleiche Über bie Lehre von der Abftimmung: 


Klüber, öff. Recht. 8. 168. 8. 156. 

Zordan, Staatsrecht. 8. 206. 

Weiß, Staatsr. 8. 51. 

Archi v für das öffentl. Hecht bes deutſchen Bundes. Hft. 1. Gießen, 1850. 
Seite 110. 

Zachariä, a. a. O. 1. ©. 652. 


5. Vergleiche über bie Lehre von ber Dictatur ber Protocolle und 
Beröffentlihung der Verhandlungen ber Bundesverſammlung: : 


Bundesrechtliche Fragen. Halle, 1851. Nr. XVII. ©. 235. f. 
Badariä, a. a. O., 1. ©. 655. 


6. Vergleiche über bie Lehre von ben Ausſchüſſen oder Commiſſionen 


ber Bunbesverfammlung : 
Klüber, öffentl. Recht. 8. 152. 
Jordan, Staatsredht. 8. 209. f. 
v. Dreſch, dff. R. 8. 54 f. 
Maurenbrecher, Staater. $. 110. 
Weiß, Lehrb. 8. 58. f. 
Zachari ä, a. a. O., II. ©. 660. 


7. Vergleiche über bie Lehre von ben Bundestagsgeſandten im Ber: 
bältniß zu der Bundesverfammlung und ihren eigenen Committenten : 


Klüber, dffentl. Recht. 8. 137—140. 
Jordan, Staatsr. 8. 19. 

v. Drei. a. a. O., 8. 29. 

Weiß, Staater. 8. 42. 

BZadhariäi, ac. O., Il. ©. 667. 


8. Vergleiche über bie Lehre von ber Entftehung der Bundesbeſchlüſſe: 
1. Im Allgemeinen. 
Klüber, öffentl. Recht. 8. 123. 
Bergl. auch A. Dörr, in der Zeitfchr. für deutſch. R. Br. VI. S. 243. f. 
Archiv für das Öffentl. Recht bes deutſchen Bundes. Hft. I. ©. 65. f. 
Zadarid, a. 0,1. ©. 67%. 


2. Insbefondere: über die Lehre von ben Gegenſtänden, welde 
vor das Plenum ber Bunbesverfammlung gehören, fo wie folde, 
über welche fein Beſchluß burh Stimmenmehrheit Rattfindet. 

v. Dreſch, Beiträge, S. 23—40. 
Klüber, öffentl. Recht. 8. 123. f. 
Badarid, a. a. O., II. ©. 681. 


8. Bon ber autbentifhen Auslegung und ber Begräntung or 
ganifher Einrihtungen handeln: 
v. Dreſch, Beiträge. S. 1—22. 
Brunnguell, Staatsr. L S. 275. f. 
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Dörr, in ber Zeitfär. f. d. R. VIL ©. 301. f. 
Badarii, aa. O.,D. ©. 689. 


9. Vergleiche über die Lehre von ver Kompetenz des Bundes in ben 
Berbältniffen ver Bunbesgliever zu einander: 


Bergl. v. Berlepſch, über die Nothwendigkeit der Anorbnung eines beutfchen 
Reichs⸗ oder Bundesgerichts. Caffel, 1815. 

€. v. Dalwigk, die Austrägalinfanz zur Erläuterung des Art. 11. der Bun» 
desacte. Mainz, 1817. 

98% €. Euler, über die nothwendige, Zuläffigleit ber Austrägal » Inftanz 
nad Inhalt des Art. II. der Bundesacte. Frankf. 1818. 

W. 3. Behr, von den rechtlichen Grenzen der Einwirkung bes beutfhen Bnn- 
bes auf bie Berfaffung, Geſetze und Rechtspflege feiner Gliederſtaaten. 2. Auflage. 
Stuttgart, 1820. 

NR. Mohl, die öffentl. Rechtspflege des deutſchen Bundes. Stuttgart und Tits 
Bingen, 1822. 

Abhandlung über Gegenſt. des allgem. Staatsrechts. Carlsruhe, 1824. Ab- 
theil. I. S. 264. f. 

A. W. Heffter, Beiträge zu den Staate- und Fürſtenrecht. 1829. Mr. III. 
(Codex Austregalis confoederationis Germanicae.) 

Schenrlens und Hufnagel's Gerichtsverfaſſ. der deutſchen Bunbesftaaten. 
Tüb. 1829. Br. L S. 8—44. 

G. v. Streuve, bie verfaffungsmäflige Erlebigung der Streitigleiten zwifchen 
deutfchen Bundesgliedern. Bremen, 1830. 

€. 5. Eihhorn, Betrachtungen über die Verfafl. bes beutichen Bundes in Be- 
ziehung auf Streitigkeiten der Mitglieder deſſelben unter einander ober mit ihren 
Untertbanen in ihrer jeßigen Ausbildung. Berlin, 1883. 

(Jarke) über die austrägafgerichtl. Entſcheidung von Streitigleiten unter ben 
Bunbesgliebern. Wien, 1883. 

Arnold, über richterliche und vollziehende Gewalt bes beutfchen Bundes. Stutt- 
gart, 1885. 

v. Leonhardi, das Austrägalverfahren des beutfchen Bundes. Frankfurt, 1835. 
2. Band. 1845. 

Bergl. auch H. Zöpfl, Über das Verhältniß der Befchlüffe bes beutfchen Bun⸗ 
bes zu Sachen ber freitigen Gerichtsbarkeit und gerichtl. Entſcheidnngen. Archiv für 
civ. Praris. Bd. XXVII. S. 388 f. 

Zadariä, a. a. O., II. S. 717. 


Bergleiche über die Lehre vom Umfange der Competenz und die ver⸗ 
ſchiedenen Arten von Streitigkeiten: 


©. beſ. Heffter's Beiträge zum Staats⸗ oder Fürſtenrecht. S. 174. f. 
v. Dreſch, Abhandlungen (1830.), S. 1. f. 

Zlüber, öffentl. Recht. .$. 172. f. 

Zadariä, a. a. O., II. ©. 722. 
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10. Vergleiche über bie Lehre von ber rechtlichen Erledigung ver 
Streitigkeiten zwifchen Bundesgliedern: 


A. Durd Privat-Austräge. 


Bon den Austrägen zur Zeit des Reiche, ſ. Schriften in Pütter's Lit. des 
Staatsr. Thl. II. ©. 445. f. und von ber reicheritterichaftlihen Austrägalinflang 
baf. S. 800. 

©. bei. 3. 3. Irehn, von den Austrägen. Halle, 1779. 

3 3. Mofer, von der beutfhen Juſtizverfaſſung. Thl. I. ©. 46. f. 

Fr. C. v. Mofer, von ben befreiten Richtern ober Austrägen ber Reichsftände, 
in deſſen fleinen Schriften. Bd. XI. S. 1. f. 

Malblank, Anleit. zur Kenntniß ber deutihen Reichs- und Provinzial-, Ge- 
richts- und Canzlei-Berfaffung. Thl. IV. S. 420-605. 

Leift, Staatsr. $. 144. f. S. auch ein fehr reichhaltiges Verzeichniß der Schrif- 
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trägal⸗Verfahrens. daſ. S. 16—84. 

Heffter, Beiträge zum deutſchen Staatsr. S. 169. f. S. 208. f. 

v. Dreſch, Abhandlungen Über Gegenſtände bes bff. Rechts. (1830.) S. 30. f. 

Zachariä, aa. O., IL ©. 7380. 


B. Durd die ordentlide Bundes-Austrägal-Inflanz. 


Bergleihe ben Eommiffions - Entwurf und Beriht vom 21. Dezember 1820. 
Prot. ber B. B. von 1820. $. 214. Beil. 25. und die darauf erfolgten Abftimmun- 
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v. Leonhardi, das Austrägalverfahren. S. 129. f. 
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Ueber den Vermittlungs-Verſuch der Bundesverſammlung und die 
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Klüber, öff. Recht. 8. 173. 
Heffter, Beiträge, S. 27. f. 

v. Dreſch, Abhandlungen. S. 38. f. 
Zachariä, a. a. O., II ©. 735. 


Ueber bie in Art. 30. der Wienerfchlußacte angeorpnete Austrägal- Inftanz: 


Klüber, dffentl. Recht. $. 176. 177. 

Heffter, Beiträge. ©. 224. f. 

v. Dreſch, Abhandlungen. S. 59. f. 

v. Leonhardi, das Austrägal-Berfahren. S. 100. f. 
Zacharia, a. a. O. IL ©. 748. 


C. Durch ſummariſches Austrägal- Berfahren bei Beſißtzſtrei⸗ 
tigfeiten. 


Klüber, Iffentl. Recht. 8. 172. 
Mohl, die Öffentl. Rechtspflege. S. 85. f. 
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Heffter, Beiträge. S. 192. f. 

v. Dreſch, Abhandlungen. S. 54. f. 

v. Leonhardi, das Austrägalverfahren. S. 96. 
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Behr, von den rechtlichen Gränzen ber Einwirkung bes deutſchen Bundes anf 
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Reyſcher, publiciftifche Verſuche. Stuttgart, 1882. S. 107. f. S. 116. f. 

Bfizer, Über das flaatsrechtl. Verhältniß Württemberge zum beutfchen Bunde, 
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Zirkler, das ſtaatsrechtliche Berbältnig Württembergs zum deutſchen Bunde. 
Leipzig, 1833. 

Derfelbe, noch ein wiffeufchaftlicher Berfuch Über bie recht. Berhäftnifie ber 
beutfchen conftitut. Staaten zu ber Bunbesverfammlung. Tübingen, 1835. 
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Thl. 1. &, 676-687. 

Bergl. auch über das Berbältniß der Landesverfaffungen zur Reichsgewalt: 
Mofer, von bem NReihsft. S. 1181. f. 

Zadarid, a. a. O., II. ©. 756. 


Bergleiche über bie Lehre von den Streitigleiten, über bie Ausleg⸗ 
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Klüber, öffentl. Recht. 8. 169. 

Nudbarbt, das Recht des beutfchen Bundes. S. 152. f. 

Pfeiffer, pract. Ausführung. Bd. 1. ©. 218. f. S. 228. f. Bd. I. Borrebe 
mb ©. All. Bb. U. S. 289. f. ©. 489. f. 

Zadariä, a. a. O., I. S. 777. 


12. Vergleiche über die Lehre von der Kriegsverfaſſung des deutſchen 
Bundes: 
Klüber, Bffentl. Recht. F. 196—211. 
Rudhardt, das Affentl. Recht des deutſchen Bundes. S. 196. f. 
Jordan, Staateredht. 8. 247. f. 
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Borrede, 


Indem ich die zweite Abtheilung meines ſtaatsrechtlichen Werkes 
der Oeffentlichkeit übergebe, babe ich zunächſt auf deren Zuſam⸗ 
menbang mit dem erften Theile aufmerkfam zu machen. 

Beide Theile ergänzen ſich. Was im erften Theile Tritifch 
erörtert, dogmatiſch formulirt und durch weitläufige Literaturnach⸗ 
weife dem Berftänbniffe näher gebracht wurde, das findet in dem 
vorliegenden zweiten "Theile feine Grundlage, feinen Stoff und 
Gegenftand. Wie der erfte Theil weder ein Lehrbuch noch eine 
Borlefung überflüffig machen fol, vielmehr das eine und die an- 
dere in den Hauptmaterien zu unterftägen und zu vervollftändigen 
beſtimmt ift: jo ift e8 die Aufgabe dieſes zweiten Theile, das 
Studium des Spftemes oder den mündlichen Bortrag zu erleich- 
tern, indem das vorliegende Buch der dogmatifchen Beſtimmung 
oder der kritiſchen Erörterung den quellenmäßigen Beleg an die 
Hand gibt. Daß aber ein grünblies Studium irgend eines 
Kechtszweiges, ja daß überhaupt auch nur das Verſtändniß der 
dogmatifhen Erörterung ohne das Zurüdgeben auf die Quellen 
fich ermögliche, wird Fein Denkender behaupten. 


VI Vorrede. 


Trotz des innigen Bezuges, der zwiſchen beiden Theilen 
meiner Arbeit ſtattfindet, dürfte der zweite Theil des Werkes 
auch für diejenigen von hohem Werthe ſein, welche den dogmati⸗ 
ſchen und kritiſchen Ausführungen des erſten Theiles weniger 
Intereſſe abzugewinnen vermögen, die aber — und das Bedürfniß 
iſt ein allſeitigss — zum Zwecke des Studiums ihres Landes⸗ 
ſtaatsrechts oder des gemeinen deutſchen öffentlichen Nechtes ein 
Corpus Juris publiei zu Handen haben müffen. 

Zwar bat von Mejer ein Corpus Juris confoederationis 
Germanicae berausgegeben, welches von Zöpfel ergänzt und bis 
auf die neuefte Zeit fortgeführt wurde. Diefes Werk umfaßt 
aber mehr als anderthalbhundert Drudbogen, beſchränkt ſich gleich- 
wohl nur auf die Zufammenftellung der Quellen des Bunbes- 
rechts und ift daher für Stubirende zu ausgebehnt und wohl auch 
für Manche zu koſtſpielig. Das ausgezeichnete Quellenwerk von H. A. 
Zachariä hat gleichfalls den Zwed, eine vollftändige und in’s Ein- 
zelne gehende Sammlung des öffentlichen echtes zu fein und 
beanfprucht weiten Umfang, während e8 doch von der Bundes: 
gefeßgebung ganz abſieht; es fcheint alfo — wie das von 
Mejer’fche Wert — den Berürfniffen der Studirenden kaum ganz 
zu entjprechen. j 

Sp gediegen demgemäß in ihrer Art und in Anbetracht 
ihres Zweckes die. beiden großen Werke genannt werben 
müffen, und fo viel der Verfaſſer ihnen zw danken hat, 
fo einleuchtend ift es, daß daneben eine Fleine Arbeit beftehen 
kann und muß, welche Bunbesgefeßgebung und Randesgefeggebung 
vereinigt, dabei aber auf das Weſentliche und abjolut Nothwen⸗ 
dige fich befchränft. Eine ſolche Kleinere Sammlung dürfte nicht 
nur den Stubirenden Berürfniß fein, fondern auch ben Prak—⸗ 
tifern zum Handgebrauche enıpfohlen werben dürfen. 

Zwar exiftiren etliche gebrängte Zufammenftellungen ver 
Quellen des Bundesrechts; fie find aber zum Theil veraltet, zum 


Borrede vyu 


Theil ohne gefchichtliche oder Titerarhiftorifche Erläuterungen, zum 
Theile endlich bloße Buchmacherei. Vergleiche die unfere Anficht 
beftätigenden Ausführungen in von Mohl's Gefchichte der Staats⸗ 
wiffenfchaften, II. Seite 246 bis 249. 

Daß ein Werk vorhanden wäre, welches den von uns beab⸗ 
fichtigten Charakter in Anſehung des Rechtes der einzelnen beut- 
ſchen Staaten an fich trüge, ift uns unbekannt. Iſt ja doch unter 
den großen Quellenſammlungen auf dem Gebiete des deutſchen 
Staatsrechts nur das Eine Werk von Zachariä brauchbar, wäh— 
end von Mohl die wenigen übrigen analogen Ungernehimungen 
theils „veraltet und ungenügend,“ theils „elende GSubelar- 
beit” nennt. | 

Die Befchränfung auf die Quellen ‚des öffentlichen Nechtes 
ber größeren deutfchen Staaten und auf die Angabe des Fundorts 
bezüglich der Duobezftaaten erklärt fi) ans dem Zwecke des Buches, 
Wenn die Medlenburgifche Verfaffung umfangreiche Berüdfichtigung 
fand, die Berfaffung dieſes „Vorfünbflutlichen Staates,” jo dachte 
der Berfaffer an die Worte von Mohl's, daß gerade das Meck⸗ 
Ienburgifche öffentliche Necht einen willlommenen Gegenftand ber 
wiffenfhaftlihden Betrachtung bilde, indem es vollftändig von 
allen übrigen deutſchen Einrichtungen abweiche und ben Gegenfaß 
ziwifchen dem mittelalterlihen Staate und dem Staate der Neu» 
zeit am ſchlagendſten erläutere. 

Sp mag benn dieſes Corpus Juris, neben ben großen 
Werken eigenthümlicher Wirkſamkeit fähig, dazu dienen, das Stu- 
dium des deutſchen Stantsrechte® an den Univerfitäten unjeres 
Baterlandes zu erleichtern, dem Manne vom Wache den prafti- 
fhen Gebrauh der Quellen im einfacheren alle bequem zu 
machen und wohl auch in den weitern Kreifen der Gebildeten 
der Kenntniß unferer öffentlich-rechtlihen Zuftände Vorſchub zu 
feiften. Man Tann es ja nicht oft genug wiederholen, daß bie 
namentlich in unferer Zeit angeftvebte politifche Reform wie jede 


voI Borrede, 


andere Bewegung nur dann beilfan werben kann, wenn fie an 
das Beſtehende anfnüpft, was vorausfett, daß die Kenntniß 
bes pofitiv geltenden Nechtes unter der Nation eine verbreitete \ 
ſei. Sonft gebt die Reform nur zu leicht in die Revolution \ 
iiber; und daß vor ihrer Geißel unfer Vaterland bewahrt bleibe, 
Dazu beizutragen ift Jeder nah dem Maße feiner Kräfte und 
in ber befonderen Sphäre feines Berufes verpflichtet. 


September, 1862, 


Der Serfaffer. 
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Einleitung. 


Gecſchichtlicher Aebexblick 


die nenere ſtaatsrechtliche Entwicklung 
Deutſchlands. 


Meichlen, Staaterecht. II. 1 


| I. 
Der Iuneviller Giriede und der Reichsdepukationshauptſchluß. 


1. Die Auflöfung des dentjchen Reiches wurte namentlich durch 
den Friedensſchluß von Luneville vorbereitet. 

2. Ym Frieden von Runeville ') (9. Febr. 1801) wurden das Tinte 
Rheinufer verloren und bie geiftlichen Güter fäfularifirt, um vie Reichs⸗ 
jtände, Die auf dem linken Rheinufer Verlufte erlitten batten, zu ent- 
ſchädigen. Nur der Churfürft von Mainz erhielt ein geiftliches Für— 
ſtenthum. 

3. Im Auguſt 1802 wurde eine Reichsdeputation erwählt, die einen 
Reichsdeputationshauptſchluß vom 25. Febr. 1803?) veranlaßte, der noch 
jest ein wichtiges Reichsgeſetz bilvet, das vielfach pructifche Anwendung 
findet. Der Hauptinhalt des Reichsdeputationshauptſchluſſes ift folgender : 

a) Alle geiftlichen Befigungen wurden aufgehoben aus angegebenen 
Grunde mit angegebener Ausnahme; verfchont blieben noch die Johanniter⸗ 
und Malteſer⸗Orden. 

b) Die Neichsftäbte verloren ihre Neichsunmittelbarfeit, mit Aus- 
nahme von Frankfurt, Augsburg, Nürnberg, Hamburg, Lübek, Bremen. 

c) Die Reichöverfaffung wurde fehr verändert. Für die geiftlichen 
Herren und ihre Beamten wurben Benfionen beftimmt. 

4. Nachdem dieſe Wechfel oft mit großer Willführ Statt gehabt 
hatten, konnte die baldige Auflöfung bes beutfchen Reichs nicht ‚mehr 
zweifelhaft fein. “Diefelbe wurde herbeigeführt durch ben öfterreichifchen 


) Bgl. Meier, Einl. in das d. Staatsrecht, 1861. S. 107. 
) Bgl. Meier, a. a. O., S. 108, Note 5. 
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Krieg gegen Frankreich, welches fiegte. Bahern, Württemberg und Baden 
erhielten Ländervergrößerungen, weil fie Frankreichs Bundesgenofjen ge- 
tworben waren. Neben ber Königswürbe warb deren Yürften bie Sou- 
veränetät zugefichert. j 

(Bergl. die Beftimmungen des Preßburger Friedens vom 26. Dez. 
des Jahres 1805).1) Damit war freilich das Neich aufgelöst. 

5. Man erkannte, daß diefer Zuftand nicht dauern könne. Um bie 
politifche Eriftenz ihrer Staaten zu fichern, wandten ſich bie einzelnen 
Fürften an Napoleon, der 1806 pen rheinifchen Bund ftiftete, 


Il. 


Der Rheinbund und die vollfländige Heihsauflöfung. ?) 
A. 


1. Der Franzofenkaifer erflärte, daß er das beutfche Neich nicht 
anerfenne. 

Napoleons Verbündete machten fih vom beutjchen Reiche los und 
der Raifer Franz entband die ſämmilichen Yürften von ihren Pflichten 
gegen das Reich. ”) 

2. Der urfprünglichen Eontrabenten des rheinifchen Bundes waren es 
fechözehn, welche fpäter dann mehrentheils deutſche Bundesfürften wurden. 


B. 


Zu den Quellen des rheinifchen Bundes gehören: 

1. Die Bundesakte felbft, 

2. Stants-Verträge aus jener Zeit. 

Diefe Rechtsquellen Teiven im heutigen Rechte folgende Anwenbung: 

1. Reiner Anwendung find diejenigen Beftimmungen in ben beiden 
Quellen fähig, welche einen Föberativcharafter haben. 

2. Diejenigen Beftimmungen, welche in die Landesgeſetzgebung über- 
gegangen find ober welche die Natur von Staats-Verträgen angenommen 


ı) Bergl. H. A. Zachariä, Staatsrecht. 1854. I. ©. 141. 
?) Bergl. v. Kamptz, Beiträge zum Staais- uub Völlerrecht. 1815. I, 1 ff. 
) v. Meyer, corp. jur. I, 71. 
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haben, machen auch jegt noch auf Geltung Anſpruch. Befonders wichtig 
find die Quellen, welche das innere Staatsrecht der einzelnen Staaten 
bes rheinifchen Bundes betreffen, da in ihnen bie Grundlage für ven 
größern Theil der heutigen Stants-Einrichtungen in ven einzelnen fou- 
veränen Staaten liegt. 


C. 


Die Hauptwirkungen der Auflöfung bes veutfchen Reichs — waren 
folgende: | 

1. Die beutfchen Neichsgefege wurden für unwirkſam erklärt mit 
Ausnahme des Reich&peputationshauptfchluffes. 

2. Die betreffenden Fürften leifteten Verzicht auf alle Würben im 
beutfchen Reichsverbande und erklärten fich für fouverän. 

3. Es follte eine Bundesverſammlung zu Frankfurt eingefegt werben, 
beitehend aus einem Collegium der Könige und Fürften. 

4. Der Kaifer von Frankreich wurde auch zum Proteftor des beut- 
chen Bundes erklärt und ſollte Präfivent der Bundesverfammlung fein. 

5. Der Bund tritt zugleih mit Frankreich in eine Offenfiv- und 
Devenſiv⸗Allianz. 

Die äußeren ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe Deutſchlands wurden ſomit 
ganz geändert; aber auch auf die innere Geſtaltung Deutſchlands hatte 
biefe Aenderung Einfluß. 

6. Die Eingehung des rheinischen Bundes Hatte nemlich auch Wirk- 
ungen für bie übrigen beutfchen Länder, indem dieſe durch, Abdankung 
des Kaiſers die Souveränetät erwarben. 

Nachdem der rbeinifche Bund eingegangen war, erwachte zum 
erftenmal bie bee eines norbveutfchen Reichs-Verbandes mit einen 
preußifchen Könige an der Spike, 

7. Einen Hauptpunkt des Inhalts der rheinifchen Bunbesakte mach- 
ten insbefondere bie Beſtimmungen über bie fogenannte Meebiatifirung 
Heiner Reichsſtädte, Heiner Gebiete von Herren, die nicht im Bunde 
waren, ber Reicheritterfchaft, der Ritterorden. Die zu Mediatiſirenden 
wurden der Souveränetät der Fürſten, in beren Gebiet ihre Befigungen 
lagen, unterworfen; oder fie follten, wenn fie zwifchen ben Gebieten Liegen, 
verhaͤltnißmäßig getbeilt fein. 

8. Die Souveränetätsrechte follten in den wejentlichen Hoheitsrechten, 
nemlich im echte ver Gefeßgebung, in ber oberften Gerichtsbarkeit, der 
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Polizei, dem Befteuerungs- und Confcriptionsrechte beftehen. Dagegen 
follten den Mebiatifirten ihre Domänen, bie erfte und zweite Inſtanz 
für Juſtizſachen, die Forſt- und Bolizei-Gerichtsbarkeit, Fifcherei, Bau⸗ 
rechte, Bergwerke. und fonftige Gerechtfame verbleiben. Hinſichtlich ber 
Beftenerung follten fie die privilegirtefte Klaffe bilden und wegen Gri- 
minal-Verbrechen das Recht ver Austräge haben. Auch über vie Theil: 
ung ber Schulden der mebiatifirten Länder enthalten die Bunbesakten 
Beichlüffe und Beſtimmungen; die betreffenden Schulden follten nemlic 
auf Die neuen Souveräne übergehen. 

Die Reicheritterfchaft ſah fich weniger günftig behandelt. Ihre 
ftaatsrechtlichen Verhältniffe wurden willführlich und einfeitig durch Ge⸗ 
jeße des neuen Souveräns geordnet. 

9. Die rheinifche Bundesakte enthält: ferner folgende Beftimmungen: 

Die Contrahenten verzichten auf ihre gegenfeitigen Rechtsanfprüche 
und behalten ſich nur ihre eventuellen Erbrechte vor, währenb bie Lehens⸗ 
Verträge aufbören. 

Der rheinifche Bund ift Feine Fortfegung bes beutfchen Reichs unt 
feine Nachfolge deſſelben, ſondern eine neue politifche Einrichtung. Nur 
bie burch das Neichsftantsrecht gegründeten, wohlerworbenen Rechte ein 
zelner Corporationen müffen von den neuen Souveränen anerkannt werben. 
Denn ber rheinifche Bund ift nicht, wie das deutfche Reich, ein Bundes⸗ 
oder zufammengefeter Staat, fondern ein Staatenbund, allerdings ein 
mobdifizirter, infofern an ber Spite ein Proteltor fteht. 

D. 

Das Waffenglüd der Allfiirten bewirkte im Herbft 1813 die Auf 

löfung des Rheinbundes. 


II. 
Srridtung des dentfhen Bundes. ') 


1. Der erfte Parifer Frieden beftimmte, daß tie Staaten Deutfch: 
lands unabhängig fein und durch ein föderatives Band umirt werben 
follen. Die Ausführung diefer Beitimmung blieb dem Wiener Congrefie 
überlaffen, ver am 1. Nov. 1814 fich eröffnete. 


) Berg. H. A. Zachariä, Staatsredt. I. S. 162 fi. . 
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2. Erſt in der eilften Conferenz, 10. Juni 1815, kam es zur Be⸗ 
ſiegelung und Unterſchrift der deutſchen Bundesalte. Das zweite Grundgeſetz 
des deutſchen Bundes wurde danu die Wienerſchlußakte vom 8. Juni 1820. 

3. Die Bundesgewalt iſt keine Staatsgewalt, weil der Bundeszweck 
nicht die ſämmtlichen Staatszwecke befaßt. Die Gewalt des Bundes be⸗ 
ruht auf einem Vertrage. Aus der Beſchaffenheit der Bundesgewalt als 
einer bloßen Socialgewalt für beſtimmte Zwecke, wodurch Beſchränkungen 
der Souveränetät erzeugt werden, folgt: 

a) daß der frühere Rechtszuſtand der deutſchen Staaten durch Ein⸗ 
gehung des beutfchen Bundes am fich nicht geändert worden ift; 

b) daß der Bund nur infoweit durch die von ihm ausgehenven ge- 
feglihen Normen das Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrecht ber einzelnen 
deutſchen fouveränen Staaten bejtimmen kann, al8 der Bundes-Vertrag 
ihm diesfallſige Competenz ertbeilt hat. 

Für Die einzelnen beutfchen Staaten find alle Rechtsnormen , die 
ſchon vor Auflöfung des deutſchen Reiches beſtanden, am fich noch jetzt in 
Geltung, injofern fie nicht entweder auf den Reichs⸗Verband fich bezogen, 
ever vechtsfräftige Abänderung nachmals erlitten. 


IV. 
Derfuhe zur Meform der deutfhen Werfafung. ') 


Uber die Männer des allgemeinen Bertrauens und ben Siebenzehner- Entwurf 
vergl. Meier a. a. O., S. 134. Ebendaſ. Über die Siebener-Commijfion, das Bor- 
parlament and den Fünfziger⸗Ausſchuß. 

1. Im Jahre 1848 trat eine Nationalverfammlung zuſammen, ge: 
wählt nach der Zahl ver Staatsbürger. Die Bundesverfammfung aner- 
kannte diefelbe, machte aber zur Bebingung für vie Geltung ihrer Con- 
ftitutionen die Zuftimmung ber Regierungen. 

Die Nationalverfammlung erklärte fich für fonverän, hob in einem 
Gefege von 28. Juni 1848 die Bundesverſammlung auf, wandelte ſomit 
Deutfchland in einen Bundesſtaat um und feste einen Reichverweſer ein. 





) Siehe die Literatur bei H. A. Zachariä, a. a. O., J., S. 1817. — Zöpfl, 
a. a. D., $. 181. — v. Mohl, Geſch. und Liter. der Staatswiffenfchaften. IL, 260 ff. 
— Siehe v. Kaltenborn, a. a. O., IL, 26 fi. 
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Die Regierungen anerkannten den Verwefer, und die Bunbesverfamm- 
lung übertrug auf benfelben ihre Macht. Deutſchland war dadurch eine 
Reichseinheit geworden. 

Die Reichsverfaſſung und die Grundrechte wurden mittelft beſonderer 
Geſetze beſchloſſen und publizirt. 

Die Uebung aller weſentlichen Souveränetäts-Rechte ſollte dem Kaiſer 
zuſtehen, deſſen Würde erblich, und der mit einem verantwortlichen Mini⸗ 
ſterium umgeben iſt. ‘Der Grundſatz ver National⸗Souveränetät wurde auf⸗ 
geſtellt. Um dieſes Princip im Andenken zu erhalten, ſoll der Kaiſer 
nur ein ſuſpenſives Votum haben. 

Die Reichsverfaſſung wurde nur von achtundzwanzig Regierungen 
Angenommen. 

Die VBerfammlung zog nach Stuttgart, und [dste hier ſich auf. 

2. Im Sinne des Dreikönigs-Bündniſſes vom Mai 1849 ſollte eine 
Unionsregierung an ber Spite Deutſchlands ftehen, Defterreih aus : 
Dentfchland ausſcheiden und einen eigenen Staat bilden. Die Union 
fcheiterte am Nichtzutritt von Bayern und Württemberg. 

3. Gemäß einem Vertrage zwilchen Preußen und Defterreih, dem 
der Reichsverweſer beitrat, follten Defterreih und Preußen die Centrals 
leitung bis 1. Mai 1850 übernehmen zum Zwede ver Erhaltung des 
deutſchen Bundes. 

Dieſes Interim trat an die Stelle des engeren Rathes der Bundes⸗ 
verſammlung. Der Reichsverweſer legte ſeine Würde nieder. 

4. Noch ehe das Interim abgelaufen, ſchloßen die vier Könige von 
Bayern, Hannover, Württemberg und Sachſen bie Münchener-Convention 
ab: Grundzüge zu einer neuen Verfaſſung. Die Könige anerkannten bier 
nicht die Nothwendigfeit einer Vertretung ber Nation und eines beut- 
ihen Bundesgerichts. Die Gruntgefege bes Bundes fellten von ver 
Majorität entworfen werben und an bie Stelle der bisherigen treten. 

5. Aber auch diefer Verfuch fcheiterte, da Oefterreich und Preußen nicht 
beitraten, ebenfo der Congreß in Drespen (23. ‘Dez. 1850 — 18. Maui 1851). 

6. So wurbe die Bundesverfaffung wieder recenftituirt. Die Folge 
war, daß nicht nur bie deutſche Neichsverfaffung wegfiel, ſondern auch 
bie Grundrechte durch Bundesbefchluß aufgehoben wurden, foweit fie einen 
Theil der Reichöverfaffung bildeten und nicht Durch befondere Landesgeſetze 
in die Landesgefeßgebung übergegangen waren. 
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Die 


Grund- und organischen, somie die das Berlassungswesen 
der einzelnen Staaten betreffenden Gesche 


bes 


deutſchen Bundes. 


A. 
Die Quellen des Sundestects. 


Dahin gehören: 

1. Die deutfhe Bundesakte, vom 8. Juni 1815, enthaltend 
ben Örunbvertrag über bie Vereinigung aller deutfchen fonveränen Staaten. 
Sie hat eine befondere Basis ihrer Geltung erhalten, indem fie einen 
Beitandtheil der nem 9. Yuni batirten Wienercongreßalte bildet, wodurch 
fie unter die Garantie der acht europäifchen Mächte geftellt wurbe, welche 
Garanten jener Akte des Wienercongreffes find und dieſen fanktionirt haben, 

2. Die Wienerfchlußafte vom 15. Mai 1820 über Ausbildung 
und Befeftigung des ventfchen Bundes, Diefe Schlußafte ift eine nur 
bem deutſchen Staatsrecht angehörige Duelle und nicht mit ber Wiener: 
eongreßafte von 1815 zu verwechfeln. In ihrer Wirkſamkeit fteht fie ber 
Bundesakte gleih und enthält eine authentifche Auslegung der betreffen- 
den einzelnen Artikel der Bundesakte. 


Vergl. namentlich: 
L. 8. Aegidi, bie Schlußalte der Wienerminifterialconferenzen. Berlin, 1860. 
L. F. Ilſe, Protocolle der Minifterielconferenzen zu Wien. Zranffurt, 1861. 


3. Diejenigen erganifchen Beitimmungen, deren Feftfegung bie Bun— 
besafte an die Bundes Berfammlung gewiefen hat und vie von dieſer 
getroffen worden find, namentlich die Bunbesbefchlüße über die Meilitär- 
verfafjung u. ſ. w. 

Vergleiche: 

Mejer, Einleitung in das deutſche Staatsrecht. Roftod, 1861. 8. 47. 
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4. Das Bunbesherfommen. Es offenbart ſich theils in Hand- 
lungen der Bunbesverfammlung, theils in Handlungen der Regierungen, 
welche fich auf die Bundesverſammlung beziehen. 

Bergleiche: - 

Zöpfl, Staatsrecht, 8. 111, Note 1. 

5. Da bie heutige Form des Gentralftants in Deutfchlande aus ver 
. biftorifchen Entwicdlung des Reiches und die Bunbesverfaffung aus ver 
Reichsverfaſſung hervorgegangen ift, fo dauert die Geltung des Reichs— 
ſtaatsrechts fort: 

a) für die Beurtheilung von Rechtsverhältniffen, die aus ber Zeit 
des beutfchen Reiches ftammen; 

b) für folche politifche Verhältniſſe, deren Objekte noch vorhanden, 
foferne nicht eine neuere Norm bie Reicheftantsrechtsnorm aufgehoben bat. 

Nur folhe Beftimmungen, bie mit der Keichsftaatsverfaffung uu- 
mittelbar zufammenhängen, Können auch jett feine analoge Anwendung 
finden; auch bat die Wienerfchlußafte für die Rechtsftreitigleiten der Bun- 
desglieder ausprüdlich al8 Entſcheidungsnorm das gemeine beutfche Recht, 
wie es bei den vormaligen deutſchen Reichsgerichten galt, ſanktionirt. 


B. 
Siterafur des deutfhen Bundesrechts. 


1. Qucllenwerte 


Klüber, Quellenſammlung zu dem öffentlichen Rechte des deutſchen Bundes. 
3. Aufl. Erlangen, 1830; 

Fortfegung der Quellenſammlung. Erlangen; 1833. — 

(Die beiden erften Ausgaben von 1815 und 18 enthalten nur bie Wienercongreß- 
afte, und bie beutfche Bunbesalte.) 

Meyer, v., Staatsalten für Geſchichte und öffentliches Hecht bes deutſchen 
Bundes. I-III. Frankfurt, 1833 -39. — 

Die erſte Ausgabe der Sammlung hat den Titel: 

Corpus juris Confoederationis Germaniae I. II. Frankf. 1822. 3. Ausg. von 
Zöpfl, 1858 fi. 2 Bde. 

Ennminghans, Corp. juris germanici tam publici quam privati. 2. Aufl. 
Jena, 1844. — 

(Die erfte Auflage ift von Jahre 1824 in zwei Bänden.) 

Roth, F., und Merk, 3. C., Quellenſammlung zum bentfhen öffentlichen 
Rechte feit 1848. Erlangen, 1851 ff., bis jetzt 2 Bde. 

Altenftüde zur neueften Geſchichte Dentſchlande (mit befonderer Beziehung 
auf Hannover.) Heft 1. Hannover, 1848. 
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Siehe auch: 

Oertel, F. W., die Staatsgrundgeſetze des deutſchen Reiches. Leipzig, 1841 

(von Friedrich II., 1220, bis zur Abdankungsurkunde Franz's IL). 
Bergleiche auch: 

Die geheimen Bundesprotololle in der Eurbeffiichen Berfaffungs-Angelegenbeit. 
Hamburg, 1851. 

Berbanblungen und Bejchlüffe ber Bundes - » Berfaffung in ber orientalifchen 
Angelegenheit. Hag, 1855. 

Welcker, K., wichtige Urkunden fiber ven Rechtszuſtand ber beutfchen Nation, 
mit Anmerkungen von Klüber, aus deſſen Papieren mitgetbeilt. 2. unver. Aufl. 
PRannbeim, 1845. 

Weil, 8, Onellen and Altenftüde zu ber deutſchen Berfaffungsgejchichte. 
Berlin, 1850. 

Der deutſche Fürftencongreß zu Berlin im Mai 1850. Aktenſtücke nund Betracht: 
ungen. Berlin, 1850. 

Bundesrechtliche Fragen, aftenmäßig- bargeftellt. Halle, 1851. 


2. Staats- und rehtsgefhichtliche Werke. 


Eihhorn, K. S., beutihe Staates und NRechtsgeichichte. I—-IV. 5. Ausg. 
Göttingen, 18435—44, ber erfie Band ber erften Ausgabe erfchien 1808. 

Lindelof, F. v., deutjche Reichsgeſchichte, insbeſondere Entwurf des beutfchen 
öffentlichen Rechts. Gießen, 1837. 

Löw, 8. v., Geſchichte der deutſchen Reichs⸗ und Territorialverfaffung. Heibel- 
kerg,. 1832. 

Bhillips, G., deutſche Reichs- und Rechtsgeichichte. Miinchen, 1845. („Unüber- 
troffen in Reichthum und Wahl der Fiteratur.“) 

Sternberg, 8., bes beutichen Bolles Staats- und Rechtsgeſchichte. Kaffel, 1851. 

Zöpfl, H., dentſche Staats» und Rechtsgefchichte. I. II. 2. Ausg. Stuttg,, 1844—47. 

Sengler, H. G. %., deutſche Hechtsgefchichte. Erlangen, 1819. (Nicht vollendet.) 

Walter, F. deutiche Rechtsgeichichte. Bonn, 1852. 

Hilfebrand, T. H., Lehrbuch ber beutihen Staats- und Rechtsgeſchichte. 
Yeipzig, 1854. 

Schulte, dentſche Rechtsgeſchichte. Stuttgart, 1861. 

Siehe beſonders aber: 

Kaltenborn, v., Geſchichte der deutſchen Bundesverhältniſſe und Einheits⸗ 
beſtrebungen von igos i. Berlin, 1857. 

Einzelne wichtige Abſchnitte des deutſchen Staatslebens behandeln namentlich: 

Sachſſe, C. R., hiſtoriſche Grundlage des deutſchen Staats⸗ und Rechtslebens. 
Vorſtudien zu ber Staats- und Rechtsgeſchichte. Heidelberg, 1844. 

Dönniges, W., das beutfche Staatsrecht und die deutſche Reichsverfaſſung. 
Bd. I. Berlin, 1842. 

Waitz, ©., dentſche Verfaffungsgefchichte L II. Kiel, 1844—47. 

Rotb, Abhandlungen über Gegenflände des allgemeinen Staatsrechtes in Nord⸗ 
veutichland. Bd. II. Berlin, 1821. 

Lancizolle, C. W. v., Ueherficht über deutfche Reichsſtandſchaſts⸗ und Terri- 
torialverhãſtniſſe nor dem franzöfifchen Revofutionsfriege, bie feitbem eingetretenen 
Veränderungen. Berlin, 1830. 
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Berthes, ©. Th. das dentſche Staatsleben vor ber Revolution. Hamburg 
nnb Gotha, 1845. . 

Biedermann, 8., Deutſchlands politiſche, materielle und foziale Zuflänbe 
im 18. Jahrhundert. Bo. L Leipzig, 1854. 

Hänßer, 2., deutfche Geſchichte vom Tobe Friedrichs bes Großen bis zur 
Gründung des bentichen Bundes. Bb. I—IL Leipzig, 1854-55. 

Klüpfel, 8., die deutſchen Einheitsbefrebungen in ihrem gefchichtlichen Zu 
ſammenhange. 2eipzig, 1853. 

Schmidt, A., Preußens dentſche Politik. Die drei Fürftenbunde, 1785, 1806, 
1849. Berlin, 1850. 

Geſchichte der prenkifchen-beutfchen Unionsbefrebungen feit ber Zeit Friedrichs 
bes Großen. Berlin, 1851. 

Bezüglich ber neneften Entwidiung der gefammitflaatlidden Verhältniſſe fiebe: 
Meyer, T., deutſche Barlaments-Ehronif. Hilbburghanfen, 1848 (nnvollftänbig). 
Grün, A., das Frankfurter Borparlament. Leipzig, 1848. 

Laube, H., das erſte deutſche Parlament. I—II. Leipzig, 1819. 

Biedermann, 2., Erinnerungen ans der Paulskirche. Leipzig, 1849. 

Raumer, 5. v., Briefe aus Frankfurt mb Paris I—IL Leipzig, 1849. 

Braun, 3. W. T., Deutihland und die deutſche Rationafverfammlung. 
Aachen, 1849. 

Dunder, ®., zur Gefchichte der dentſchen National-Berfammlung. Berlin, 1849. 

Bauer, Br., der Untergang des Frankfurter Parlaments. Berlin, 1849. 

Haym, R., die beutfche Nationalverfamminng. Berlin, 1848—50. 

Rießer, G., Redenichaftsbericht an meine Wähler. Bonn, 1849. 

Jürgens, 8., zur Gefchichte bes beutfchen Verfaſſungs-Werkes. L II. Braun- 
ſchweig, 1850 (unvollſtändig). 

Schatte, L., (?) Lebensbilder aus der deutſchen Nationalverſammlung. Lief. 1. 
Schwäbiſch⸗Hall 1850. 

Die erſte deutſche Reichsverſammlung (in der deutſchen Vierteljahrsſchrift 1850, 2.) 

Nadowitz, J. v., Reden und Betrachtungen. Berlin, 1852. 

Ueber Erfurt geben, außer ebenfalls Radowitz, Nachricht: 

Rochau, A. L. v. und Oelsner⸗Monmerqué, A., das Erfurter Parla⸗ 
ment und der Berliner Fürſtencongreß. Leipzig, 1850. 

Droyfen, T. G., Beiträge zur neueften beutichen Gefchichte. Braunfchweig, 1849. 

Wurm, C. %., die Diplomatie des Parlaments und ber dentſche Bundesſtaat. 
Braunfchmweig, 1849. 

Delsner-Monmergqus, G., brei Miffionen. Bremen, 1850. 


8. Syſteme des Bundesrechts. 


Zittmann, F. W., Darftelungen der Verfaſſung bes deutſchen Wunden. 
feipzig, 1818. 

Schwarzkopf, E. H., Expose du droit publio de l’Allemagne. Gen. et 
San. 1821. 

Rudhart, das Recht des deutfchen Bundes. Stuttgart und Tübingen, 1822. 

Schmalz, das deutſche Staatsrecht. Berlin 1825. 

Maurenbreher, K., Grundzüge bes heutigen beutfchen Staatsredts. 
Bonn, 1837, 
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Zöpfl, H., Grundfätze bes allgemeinen beutfchen Staatsrechts, nebfl einem 
furzen Abriffe des deutfchen Bundesrechts. Ite Aufl. Heidelberg, 1844. 

Dreſch, 8. v., Öffentliches Recht bes beutfchen Bundes. Tübingen, 1820. — 
Fine erfte Fortſetzung ift die Schlußafte in ihrem Berhältniffe zur Bundesalte be- 
trachtet. Tübingen, 1826. 

Brunquell, A., Staatsrecht des dentſchen Bundes und der beutfchen Bun⸗ 
dbesftaaten. I. II. Erfurt, 1824. 

Jordan, S., Lehrbuch des allgemeinen und deutſchen Staatsrechts. Bd. I. 
Caffel 1831. 

Reichard, H. G., Mouardie, Lanbflände und Bunbesverfafiung in Deutich- 
land. Bd. I. Leipzig, 1886. (Weiteres ift nicht erfchienen.) 

Klüber, öffentliches Recht des deutſchen Bundes unb ber dentſchen Bundes⸗ 
Raaten. Frankfurt, 1817. 2. Ausg. 1822, 3. Ausg. 1833, 4. Ausg. nach des Ber- 
faſſers Tode 1840. 

Weiß, 8. E., Syſtem bes deutſchen Staatérechts. Negensbnrg, 1843. 

Zachariä, H. A., deutſches Staats⸗ und Bundesrecht. I-II. Göttingen, 
1841-45. 2. Aufl. I. II. Göttingen, 1853—54. 

Zöpfl, H., Grundfäge des allgemeinen und deutſchen Staatsrechts mit befon- 
derer Rüdficht auf die neueften Zeitverhältniffe. 4. Aufl. Heidelberg und Leipzig, 
1.1855. II. 1856. 

Grotefend, Syſtem. I. Theil. Caffel, 1860. 


4. Zeitfhriften für Bunbesredt. 


Klüber, T. 2, Staatsarchiv des beutfchen Bundes. Heft 1—6. Erlangen, 
1816—17. 

Buddeus, dentſches Staatsardiv. I—V. Leipzig, 1840 - 44. 

Müller, A., Archiv für Geſetzgebung. I-IX. Mainz, Frankfurt und Stutt- 
gart, 1832—39. 

Eine Fortſetzung iſt: der allgemeine Telegraph für bie Geſetzgebung I. Heidel⸗ 
berg, 1840. 

(Linde, I. T. 2. v.,) Archiv für das öffentliche Recht des deutſchen Bundes. 
Gießen, 1850 ff. 


Anhang. 
Siteratur des Dentfchen Reichsſtaatstechts. 


1. Allgemeine Schriften: 


Mofer, 3. 3., Bibliotheca juris publici. II. 8. Stuttgart, 1729—34. 

Hofmann, hr. Gottfr., Bibliotheca jur. publ. S. R. J. 8. Franffurt a. d. O., 
1734. 

Mofer, 3. 3., nenefte Geſchichte der deutſchen Staatsrechtsiehre und deren 
vehrer. 8. Frankfurt, 1770. 

— —, neueſte Bibliothek des allgemeinen dentſchen Staatsrechte. 8. 
Frankfurt, 1771. 

Pütter, Literatur des deutſchen Staatsrechts. III. Göttingen, 1776—83. 

Klüber, 3. L., Literatur des beutfchen Staatsrechts. Erlangen, 1791. 
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Beiträge zum bentfchen Staatsrechte und zur Literatur beffelben von J. Th. 
Roth. Nürnberg, 1791. 

Aeltere Titerarifhe Schriften fiehe bei Pütter, Literatur. I. 8. 11. 

Bergleihe auh Erſch, Literatur ber Furisprubenz. ©. 148 ff. Leipzig, 1822. 


2. Syftematifhe Schriften für das gemeine dentſche Staatsredt aus 


der Zeit des deutfhen Reides: 


Schweder, Gabr., Introductio in jus publicum. Tübing. 1681. 

Mascow, Joh. Jac., Prineipia juris publieci. Lips 1729. ed. 5. 1761. 

Pfeffingeri, Jo. Fr., Vitriarius illustratas 1691. ed. 4. Gothae, 1739. ei. 5. 
Srankfurt 1754. II. TH. mit einem Repertorium von Riecius. 

Mofer, 3. J., deutiches Staatsrecht. 50 Bde. nebft 2 Th. Zuſätze und 1 Th. 


Regifter. 


Nürnberg, 1737—53. 


Deſſelben fogenanntes neues beutiches Staatsrecht, beftebenb in einer Reihe (21) 
einzelner Schriften mit befondern Titeln, nämlich : 

1. Bon Deutſchland und befien Staatsverfaffung überhaupt. Stuttgart, 1766. 

2. Bom römifchen Kaifer, römiichen Könige uub ben Reichsvicarien. 1767. 

3. Bon ben Faiferlihen Regierungsrechten und Pflichten. II. 1772— 73. 

4. Bon den beutfhen Reichsſtänden, ber Neichsritterfchaft, auch ben librigen 
unmittelbaren Reichsgliebern. 1767. 

5. Bon beutfchen Reichstagen, II. 1774. 

6. Bon ben deutſchen Reichstagsgeichäften. 1768. 

7. Bon ber deutfchen Religionsverfaffung. 1774. 

8. Bon der deutſchen Juſtizverfaſſung. IL 1774. 

9. Bon der deutſchen Lehensverfaffung. 1774. 


. Bon der deutſchen Kreißverfafjung. 1773. 

. Berfönliches Staatsrecht der deutfchen Reichsſtände. II. 1775. 

. Familien-Staateredht ber Reichsftände. II. 1775. _ 

. Bom reichsſtändiſchen Schuldenweien II. 1774—75. 

. Bon ber Reichsſtände Landen, Landſtänden, Untertbanen u. f. w. 1769. 
. Bon der Lanbeshoheit überhaupt. 1773. 

. Bon ber Landeshoheit im Geiftlichen. 1773. 

. Bon der Landeshoheit im Weltlichen. 1772—73. 

. Bon der Unterthbanen: Rechten und Pflichten. 1774. 

. Bon ber reichöftäbtiichen Regimentsverfaffung. 1772. 

. Nachbarliches Staatsredht. 1773. 

21. 


Auswärtiges Staatsrecht. 1772. Regifter 1775. Zuſätze 3 Bde. 1781—83. 


Schmaus, 3. 3, Compendium juris publici. 1764. 1752. 1754. mit An- 
merlungen von Selchow. 1766. 1782, 

Schmauß, acabemifhe Reben und Borlefungen über das dentſche Staatsrecht. 
Lemgo, 1766, 

Selchow, J. H. Chr. de, Elementa juris publici germanici. Gtott. 
1769—82. 

Pütter, J. St.. Elementa juris publiei germaniei. Gott, 1754. ed. 4. 1766. 

Deffelben kurzer Begriff bes dentſchen Staatsrechts. Göttingen, 1764. 1768, 
und deſſen Institutiones juris publ. germ. Gott. 1770. ed. 6. 1802.; in's Deutche 
überſetzt von Gr. v. Hohenthal. II. Baireuth, 1791 —-98. 
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Mayer, 3. Ch., deutſches geiftliches Staatsrecht. II. 1778. und beutjches welt⸗ 
liches Staatsrecht. 8 Bbe, Leipzig, 1775 u. 76. 

Kretihmann, Theob., Lehrbuch des deutfchen Staatsrechts. Baireuth, 1793. 

Häberlin, Handbuch des deutſchen Staatsrechts nach dem Syſtem von Pütter. 
Zum gemeinnügigen Gebrauche ber gebilbeteren Stände in Deutfchland. 3 Bde. 
Berlin, 1794. 2. Ausg. 1797. 

Leif; Juſt. Er. ‚ Lehrbuch des beutfchen Staatsrechts. Göttingen, 1808. 
2. Aufl. 1805. 

Klüber, 3.2, Einfeitung zu einem neuen Lehrbegriff bes deutſchen Staats⸗ 
rechts. Erlangen, 1803. 

Goner, Nic. Thadd., deutſches Staatsredt. Landshut, 1804. 

Blos das gemeine Territorial⸗Staatsrecht behandeln: 

Schnaubert, A. J., Anfangsgründe des Staatsrechts der geſammten Heide. 
Yande. Sena, 1787. 

Roth, -3. Rich. v., Staatsrecht der beutjchen Reichslande. II. Mainz, 1788 - 92. 


Erſte Abtheilung. 
Die Bundesgrundgeſetze. 


J. 
Die deutſche Bundesaßtfe. 
A. Inhalt det Bundesakte. 
Stiftung des Bunde. 


Art. 1. , 

Art. 2. Zweck des Bundes. 

Art. 3. Gleichheit der Rechte der Bundesgliever. 

Art. 4. Bunbesverfammlung, engerer Rath. 

Art. 5. Vorſitz und Vorfchlagsrecht. 

Art, 6. Plenum für beftimmte Gegenftänte. Stimmen. 
Art. 7. Kompetenz der Pleni-Permanenz:Vertagung. 
Art. 8 Abftimmungsorbnung. 

Art. 9 Sig und Eröffnung der Bunbesverfammlung. 


Art. 10. Aufgabe der erften Thätigfeit. 
Art. 11. Gegenfeitige Garantie. Gemeinſchaftlicher Krieg und Frieden. 
Innerer Frieden. Austrägalinſtanz. 


Art. 12. Höchſtes Gericht in den kleineren Staaten. 
Reichlen, Staatsrecht. II. 2 
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Art. 13. Landſtändiſche Verfaffung. 

Art. 14. Privilegien des ehemaligen reichsftändifchen und bes reichs⸗ 
ritterfchaftlichen Adels. 

Art. 15. Fortdauer von Renten und von Penfienen vom alten Reiche 
berührenv. 

Art. 16. Gleichheit der chriftlichen Confeſſionen. Berhältniffe der Iſraeliten. 

Art. 17. Taxis'ſche Poften und Entſchädigungen. 

Art. 18. Rechte der deutichen Unterthanen. 

Art. 19. Vorbehalt einer Beratbung Über Handel, Berfehr und 
Schifffahrt. 

Art. 20. Ratifikation und Unterfchriften. 


B. Interpretationsmittel. 


Siehe die Entwürfe ber Bundesafte: 
Klüber, Alten des Wienercongreffes, II. S. 824 fl. 
Vergleiche : 

Klüber, Staatsardiv. I. S. 39, IL S. 125 ff. 


C. Tert der deutjchen Bundesafte vom 8. Yunt 1815. 


Im Namen der allerbeiligften und untheilbaren Dreieinigfeit. 


Die fouveränen Fürften und freien Städte Deutſchlands, den 
gemeinfamen Wunſch hegend, den fechften Artikel des parijer Friedens vom 
30. Mai 1814 in Erfüllung zu fegen, und von den Bortheilen überzeugt, 
welche aus ihrer feiten und dauerhaften Verbindung für die Sicherheit und 
Unabhängigkeit Deutfchlands und die Ruhe und das Gleichgewicht Europas 
hervorgehen würden, find übereingelommen, fich zu einem beftändigen Bunde 
zu vereinigen, und baben zu diefem Behufe ihre Gefandten und Abgeord- 
neten am Congreffe in Wien mit VBollmachten verjehen, nämlich: 

Seine kaiſerlich-königliche apoftolifhe Majeftät: den Herrn 
Clemens Wenzeslaus Fürften von Metternih-Winmeburg-Ochfenhaufen, 
Ritter des goldenen Vließes x. zc., wirklichen geheimen Rath Sr. Majeftät 
des Kaifer8 von Oefterreih, Königs von Ungarn und Böhmen, Allerhöchſt 
defien Staats⸗ und Conferenzminifter, auch Miniſter der auswärtigen Ange⸗ 
legenheiten und erften Plenipotentiarius am Kongreß; und den Herrn Johann 
Philipp Baron von Weffenberg, Großkreuz des königlich-fardinifchen 
Orden des heiligen Mauritius und heiligen Lazarus zc., wirklichen Gehei⸗ 
menrath Sr. Taiferlich-apoftolifhen Majeftät, Höchſtdeſſelben zweiten Pleni- 
potentiariuß am Congreß. | 

Seine königlihde Majeftät von Preußen: den Herrn Fürften von 
Hardenberg, Ihren Staatskanzler, Ritter des ſchwarzen und rothen 
Adler- Ordens ꝛc. ꝛc.: und den Herr Carl Wilhelm Freiheren von Hum⸗ 
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boldt, Ihren Staatsminifter, Kammerherrn, außerordentlichen Gefandten 
und bevollmäcdtigten Minifter bei Ihro Faiferlich-föniglich-apoftolifchen Maje- 
ftät, Ritter des rothen Adler⸗Ordens ꝛc. ıc. 

Seine königliche Majeftät von Dänemark: den Herrn Chriftian 
Günther Grafen von Bernftorf, Ihren geheimen Conferenzrath, außer: 
ordentlichen Abgefandten und bevollimächtigten Minifter am Hofe St. kai⸗ 
ferlich-Töniglich-apoftolifhen Majeftät und Berollmädtigten am Kongreß, 
Ritter des Elephanten-Drdens zc.; und den Herrn Joachim Friedrich Grafen 
von Bernftorf, Ihren geheimen Conferenzrath, Bevollmächtigten am Eon- 
greß, Großfreuz des Danebrog⸗Ordens. 

Seine königlide Majeftät von Bayern: den Herrn Alois Franz 
Xaver Grafen von Rechberg und Rothenlöwen, Kämmerer und wirklichen 
geheimen Rath, außerordentlihen Gefandten‘ und bevollmächtigten Miniſter 
am Taiferlich-Töniglichen Hofe, Großfreuz des St. Hubertus⸗Ordens zc. 

Seine Majeftät der König von Sachſen: den Heren Hans 
Auguft Fürcdtegott von Globig, Ihren geheimen Rath, Kammerherrn, 
Hof- und Juſtizrath und geheimen Referendar. 

Seine Majeftät der König der Niederlande: den Herrn Franz 
Chriſtoph Freiherrn von Gagern, Plenipotentiariusg Sr. Majeftät des 
Königd der Niederlande und Ihrer Durchlauchten des Herzog umd der 
Sürftin von Naſſau, Großkreuz des heififchen Ordens vom goldenen 
öwen x. 

Seine Majeftät der König von Großbritannien und Han- 
nover: den Herrn Ernſt Friedrich Herbert Grafen von Münjter, Erb- 
landmarjchall des Königsreichs Hannover, Großfrenz des königlich-ungarifchen 
St. Stephans-Drbens, Sr. koöniglichen Majeftät von Großbritannien und 
Hannover Staats- und abinet3-Minifter, erſten Bevollmächtigten am Con⸗ 
greß zu Wien; und den Herrn Ernſt Ehriftian Auguft Grafen von Har- 
denberg, Großkreuz des Taiferlich-öfterreichiichen Leopold-Ordens ꝛc., Sr. 
königlichen Majeftät von Großbritannien nnd Hannover Staatd- und Cabi- 
nets⸗Miniſter, defjen außerordentlichen Abgefandten und bevollmächtigten 
Minifter am Hofe Sr. kaiſerlich⸗-königlich-apoſtoliſchen Majeſtät, und deſſen 
zweiten Bevollmächtigten am Congreß in Wien. 

Seine königliche Hoheit der Kurfärft von Heffen: den Herrn 
Dorotheus Ludwig Grafen von Keller, Höchftihren Staatöminifter, Groß- 
freuz vom goldenen Löwen und des preußifchen rothen Adler; und ben 
Herrn Georg Ferdinand Freiherrn von Lepel, Ihro Kammerherrn und 
geheimen Regierungsrath. 

Seine föniglihe Hoheit der Großherzog von Heffen: den 
Heren Johann Freiberen von Türkheim von Altvorf, Ihro geheimen 
Kath, Staatsminister und außerordentlichen Abgeſandten am Congreß, Groß- 
freug des heſſiſchen Verdienſt⸗Ordens zc. 

Seine königliche Hoheit der Großherzog von Sachſen-Wei— 
mar: den Herrn Ernſt Auguſt Freiherrn von Gersdorf, Ihren wirklichen 
geheimen Rath, (jetzt an deſſen Stelle den Herrn Friedrich Auguſt Freiherrn 
von Minkwitz). 

Seine Durchlaucht der Herzog von Sadjen-Gotha: ben 
Herrn Friedrich Auguft Freiherrn von Minkwitz, Ihren geheimen Rath, 
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Ihro Durchlaucht die Herzogin von Sachſen-Coburg-Mei⸗ 
ningen, als Regentin und Bormünderin Ihres Sohues: ebendenfelben 
Freiherrn von Mintwig. 

Seine Durdhlaudt der Herzog von Sahfen-Hildburghaufen: 
den Herrn Earl Ludwig Friedrich Freiheren von Baumbach, Ihren gebei- 
men Rath und Regierungspräfidenten. ' 

Seine Durdlaudt der Herzog von Sachſen-Coburg-Saal⸗ 
feld: den Heren Franz Xavier Freiherrn von Fifchler von Treuberg, 
Ihren Oberften, Ritter Pi taiferlich-Öfterreichifchen Leopold-Ordens und des 
Ordens der bayeriſchen Krone. 

Seine Durdhlaudt der Herzog von Braunfhweig-Wolfen- 
büttel: an die Stelle des Heren Wilhelm Juſtus Eberhard von Schmidt- 
Phifelded, Ihres geheimen Raths, ex substitutione den Herrn Dorotheus 
Ludwig Grafen von Keller, Turfürtlich-beffifchen Staatsminifter zc. 

Seine Durhlaudt der Herzog von Holftein-Oldenburg: 
den Herrn Albert Freiheren von Maltzahn, BPräfldenten der Regierung 
des Fürftenthbums Lubeck, Großkreuz des ruffifchen Ordens der heiligen Anna zc. 

Geine Durchlaucht der Herzog von Medienburg- Schwerin: 
den Herrn Leopold Freiheren don Pleffen, Ihren Staatsminifter, Groß- 
freuz des Danebrog⸗Ordens. 

- Seine Durdlaudt der Herzog von Medienburg-Strelig: den 
Herrn Auguft Dito Ernſt Freiherrn von Dergen, Ihren Staatsmimfter, 
Großfreuz des preußifchen rothen Adler⸗Ordens. 

Seine Durchlaucht der Herzog von Anbalt- Deffan: für ſich 
und als Bormund des minorennen Herzogs von Anhalt-Löthen, und 
Seine Durchlaucht der Herzog von Anhalt-Bernburg, gemeinſchaftlich: 
ben Herrn Wolf Earl Auguft von Wolfframspdorf, Präfidenten der Re 
gierung zu Deſſau. 

Seine Durchlaucht der Fürft von Hobenzollern-Hedhingen: 
ben Heren Franz Anton Freiberen von Frank, Ihren wirklichen geheimen Rath. 

Seine Durdlaudt der Fürft von Hohbenzollern-Sigmarin- 
gen: den Herrn Franz Ludwig von Kirchbauer, Ihren geheimen Xe- 
gationsrath. 

Seine Durchlaucht der Herzog und Seine Durchlaucht der 
Furſt von Naſſau: den Herrn Franz Chriſtoph Freiherrn von Gagern, 
und Herrn Ernſt Franz Ludwig Freiherrn von Marſchall-Bieberſtein, 
Plenipotentiarius Sr. Majeftät des Königs der Niederlande, für feine 
deutſchen Staaten, und Ihrer Durchlauchten des Herzogs und des Fürften 
von Naffau, Großkreuz des Ordens der Treue. 

Seine Durchlaucht der Fürft von LFichtenftein: den Herrn Ges 
org Walther Bincenz von Wiefe, Bicelanzler der Regierung des Yürften 
von Neuß zu Gera, 

Seine Durdlaudt der Fürft von Schwarzburg-Sondershan- 
fen: den Heren Adolph von Weiſe, Ihren geheimen Rath und Kanzler. 

Seine Durdlaudt der Fürft von Schwarzburg-Rudolftadt: 
den Herrn Friedrich Wilhelm Freiheren von Kettelhodt, Ihren Kanzler 
und Präfidenten, auch Erbſchenk der gefürfteten Grafjchaft Henneberg, des 
großherzoglich- badiſchen Ordens der Treue Großkreuz. 
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Seine Durhlaudt der Fürft von’Walded und Pyrmont: den 
Herren Günther Heinrih von Berg, Doctor der Rechte und Negierungs- 
präfidenten des Zürften von Schaumburg-Fippe. 

Ihre Durhlaudten die Fürften von Neuß, älterer und jün— 
gerer Linie: den Herrn Georg Walther Bincenz von Wiefe, Bicelanzler 
der Regierung zu Gera. 

Seine Durdlaudt der Fürſt von Ehaumburgstippe: den. 
Herrn Günther Heinrih von Berg. 

Ihre Durhlaudt die Fürftin von der Lippe, als Negentin und 
Bormänderin des Fürften Ihres Sohnes: den Herrn Friedrih Wilhelm 
Helwing, Ihren Regierungsrath. - 

Die freie Stadt Lübeck: den Herrn Johann Friedrih Hach, Doctor 
der Rechte und Senator diefer Etadt. 

Die freie Stadt Frankfurt: den Herrn Johann Ernſt Friedrich. 
Danz, Doctor der Rechte, Syndicus diefer Stadt. 

Die freie Stadt Bremen: den Herrn Johann Smidt, Senator 
diefer Stadt. 

Die freie Stadt Hamburg: den Herrn Johann Michael Gries, 
Syndicus diefer Stadt. 

In Gemäßheit dieſer Beichläffe haben die vorftehenden Benollmächtig- 
ten nad gefchehener Auswechſelung Ihrer richtig befundenen Bollmachten, 
folgende Artikel verabredet. | 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


Art. 1. Die ſouveränen Fürſten und freien Städte Deutſchlands mit 
Einſchluß Ihrer Majeſtäten des Kaiſers von Oeſterreich und der Könige 
von Preußen, von Dänemark, und der Niederlande, und zwar der Kaiſer 
von Defterreich und der König von Preußen, beide für ihre gefamm- 
ten, vormals zum dentſchen Reiche gehörigen Befigungen, der König von 
Dänemark für Holftein, der König der Niederlande für das Großher- 
zogthum Luxemburg, vereinigen ſich zu einem beftändigen Bunde, welcher der 
Deutſche Bund beißen fol. 

Art. 2. Der Zmwed defielben ift: Erhaltung der äußern und innern 
Sicherheit Deutſchlands, und der Unabhängigkeit und Unverlegbarkeit der 
einzelnen deutfchen Staaten, ') 

Art. 3. Alle Bundesglieder haben, als ſolche, gleiche Rechte.) Sie 
verpflichten ſich alle gleichmäßig, die Bundesafte unverbrühlid zu halten. 


) Bergi. Klüber, öffentl. Recht. 8. 104. 106. 

Audhart, das Hecht des deutihen Bundes. 8. 11. S. 23 ff. 

Jordan, Lehrbuch des deutichen Staatsrechts. 8. 178 ff. 

Maurenbecher, Staatsredht. 8. 99. 

Weiß, Staatsrecht. $. 26. 28. 

H. A. Zachariä, Staatsredht. J. S. 607. 

?) Bergl. Vortrag des Präfid. Geſandten in der zweiten Sitzung ber Bundes⸗ 
verfaffung vom 11. Nov. 1816. (Klüber's Staatsardiv. Il. S. 361.) 

Heeren, ber beutfche Bund in feinem Verhältniſſe zum europäifchen Staaten» 
fofem. Göttingen, 1817. (Auch in deſſen hiſtoriſchen Werfen Bd. I.) 

W. 3. Behr, von den rechtlichen Grenzen ber Einwirdungen bes beutihen Bun⸗ 
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At. 4. Die Angelegenheiten des Bundes werden dur eine Bundes— 
verfammlung beforgt, in welcher alle Glieder deffelben ’) durch ihre Bevoll⸗ 
mächtigten, theils einzelne, theil® &ejammtftinnmen folgendermaßen, jedoch 
unbefchadet ihres Ranges, fuhren: 

1) Oeſterreich .. >02 ee... 1 Stimme 
2) Brußen . 2 2 Er 
3) Bayern . . re 
4) Sadjen . ren. 
5) Hannover 

6) Würtemberg 

7) Baden 

8) Kurheſſen . . 

9) Großherzogthum Heffen 

10) Dänemark, wegen Holften . . 

11) Niederlande, megen des Großh. Suremburg .. 

12) Die großherzoglid;- und herzoglich⸗ſächſiſchen Däufer 

13) Braunfchweig und Naffaun . . 

14) Medlenburg- Schwerin und Medienburg-Strelig . 

15) Holftein-Ofdenburg, Anhalt und Schwarzburg 

16) Hohenzollern, tenfein, Reuß, Schauntburg-Fippe, 
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Lippe und Walded . lu 
17) Die freien Städte, Lübeck, Sranfurt, Bremen 
und Hamburg . . . u 


Zuſammen 17 Stimmen. 


Art. 5. Oeſterreich hat bei der Bundesverſammlung den Vorſitz. Jedes 
Bundesglied iſt befugt, Vorſchläge zu machen und in Vortrag zu bringen, 
und der Vorſitzende iſt verpflichtet, ſolche in einer zu beſtimmenden Zeitfriſt 
der Berathung zu übergeben. 

Art. 6. Wo es auf Abfaſſung und Abänderung von Grundgeſetzen 
des Bundes, auf Beichlüffe, melde die Bundesakte felbft betreffen, auf 
organifche Bundeseinrichtungen und auf gemeinnügige Anordnungen fonftiger 
Art ankommt, bildet fi die Berfammlung zu einem Plenum, wobei jedoch, 
mit Rüdficht auf die Verfchiedenheit der Größe der einzelnen Bundesftaaten 
folgende Berechnung und Bertheilung der Stimmen verabredet ift: 

1) Oeſterreich erhält . . .» . . . 4 Stimmen 

D) Preußen 2 

3) Sadjen . . ..... 4 

4) Omen . » 2 2 2 0 nn 4 
des auf bie Berfaffung, Geſetze und Rechtspflege feiner Glieder und Staaten. 
Stuttgart, 1820. 

N. Pfiber, Über die Entwidlung bes öffentlichen Rechts in Deutſchland 
durch bie Berfaffung des Bundes. S. 63 —2 — . 156 ff. Stuttgart, 1835. 

Reyſcher, publiciftiiche Verſuche. S or ff. und beſonders auch E. Welker, 
wichtige Urkunden für den Rechtszuſtand ber beutfchen Nation. S. 50 fl. und S. 66 fi. 
Mannheim, 184. 

9. A. Zachariä, Staatsrecht. I. ©. 6 


') 1817 trat Heffen-Homburg in den Bund: 1825 fielen Sacdfen-Gotha, 1847 
Anhalt-Cötben und 1849 die Hohenzollern weg. 
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5) Hannover . 

6) Würtemberg . 

7) Baden . 

8) Kurhefien . 

9) Großtergoptfum beſen ... 
10) SHolften . . nd 
11) Luremburg . nn. 
12) Braunfhweig . . 

13) Medienburg-Schwerin 

14) Rafjau . .. 

15) Sachſen⸗Weimar 

16) „ Sotba . 

17) „ Coburg. 

18) „ Meiningen. . 

19) „ Htlöburghaufen 

20) Medlenburg-Strelig 

21) Holftein-Dldenburg . 

22) Anbalt-Deflau . 

23) „ Bernburg 

24) „ Bötben . . . . 
25) Schwarzburg- Sondershauſen 
26) Rudolſtadt 

27) Hohenzollern⸗Hechingen 

28) Lichtenſtein 

29) Sapengolern-Sigmaringen 
30) Walded . . 

31) Reuß, ältere Linie . 

32) „  jimgere finie 

33) a oungefippe . 

34) ? . 

35) Dee freie Stadt Lubed 

36) mn Frankfurt 
ZT) nn n  Dremen . 
38) vom „ Hamburg 
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Zufammen 69 Stimmen. 

Db den mediatifirten vormaligen Reichsſtänden auch einige Kuriat- 
ftimmen in Pleno zugeftanden werden follen, wird die Bundesverfammlung 
bei der Berathung der organischen Bumdesgefege in Erwägung nehmen, 

Art. 7. In wiefern ein Gegenftand nad obiger Beftimmung für das 
Plenum geeignet fei, ') wird in der engern Berfammlung durch Stimmen- 
mehrheit entjchieden. 

Die der Entfcheidung des Pleni zu unterziehenden Befchlußentwürfe 
werden in der engern Berfammlung vorbereitet und bi8 zur Annahme 
oder Bermerfung zur Reife gebradt. Sowohl in der engern Verſamm⸗ 


) Vergl. v. Dreſch, Beiträge. ©. 2340, 
aiüber, öffentliches Recht. ©. 123 ff. 
H. A. Zadarik, Slaaloregi. L ©. 681. 
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fung al3 in Pleno, werden die Beichlüffe nach der Mehrheit der Stimmen 
gefaßt; jedoch in der Art, daß in der erften die abfolute, in dem legteren 
aber nur eine auf zwei Drittheifen ‚der Abftimmung beruhende Mehrheit 
entſcheidet. Bei Stimmengleichheit in’ der engeren Berfammlung fteht dem 
Borfigenden die Entjcheidung zu. 

Wo es aber auf —* oder Abänderung der Grundgeſetze ‚auf 
organische Yundeseinrichtungen, auf jura singulorum oder Religionsange- 
legenheiten ankommt, Tann, weder in der engern Berfammlung nod in Pleno, 
ein Beihluß durch Stimmenmehrheit gefaßt werben. 

Die Bundesverfammlung ift beftändig, bat aber die Befugniß, wenn 
die ihrer Berathung unterzogenen Gegenftände erledigt find, auf eine be- 
ftimmte Zeit, jedoch nicht länger als vier Monate, fich zu vertagen. 

Ale näheren, die Vertagung und die Beforgung der etwa während 
derfelben vorkommenden dringenden Geſchäfte betreffenden Beitimmungen, 
"werden der Bundesverfammlung bei Abfafjung der organifchen Geſetze vor- 
behalten. 

Art. 8. Die Abſtimmungsordnung der Bundesglieder betreffend, wird 
feftgefeßt, daß, jo lange die Bundesverſammlung mit Abfaffung der organi⸗ 
ſchen Geſetze beichäftigt iſt, hierüuber Teinerlei Beftimmung gelte, und die zu- 
fällig ſich fügende Ordnung feinem der Mitglieder zum Nachtheil gereichen, 
noch eine Regel begründen foll. 

Nah Abfaffung der organifchen Gefege wird die Bundesverfanmlung 
die künftige, als beftändige Folge einzuführende Stimmenordnung in Be- 
ratbung nehmen, und fi) darin jo wenig als möglich von der ehemals auf 
dem Neichstage, und namentlich in Gemäßheit des ReichSdeputationshaupt- 
ichlufjes von 1803, beobachteten Ordnung entfernen. Auch diefe Ordnung 
farın aber auf den Rang der Bundesglieder überhaupt, und ihren Vortritt 
außer den Berhältniffen der Bundesverfammlung, keinen Einfluß ausüben. 

Art. 9. Die Bundesverfammlung hat ihren Sig zu Frankfurt am 
Main. Die Eröffnung derfelben ift auf den 1. September 1815 feſtgeſetzt. 

Art. 10. Das erfte Gejchäft der YBundesverfammlung, nad) ihrer Er- 
öffnung,, wird bie Abfaſſung der Grundgeſetze des Bundes, und befien 
organifche Einrihtung in Rückſicht auf feine auswärtigen, militãriſchen und 
inneren Verhältniſſe ſein. 

Art. 11. Alle Mitglieder des Bundes verſprechen, ſowohl ganz 
Deutſchland, als jeden einzelnen Bundesſtaat gegen jeden Angriff in Schutz 
zu nehmen, und garantiren ſich gegenſeitig ihre ſämmtlichen, unter dem Bunde 
begriffenen Beſitzungen. 

Bei einmal erklärtem Bundeskriege, darf kein Mitglied einſeitige Un- 
terhandlungen mit dem Feinde eingehen, noch einfeitig Waffenftillitand oder 
Frieden fchließen. 

Die Bundesglieder behalten zwar das Recht der Bündniffe aller Art, 
verpflichten fich jedoch, in feine Verbindungen einzugehen, welche gegen bie 
Sicherheit des Bundes oder einzelner Bundesftaaten gerichtet wären. ') 





) Bergl. v. Berlepſch, Über bie Notbwenbigfeit der Anorbnung eines deut⸗ 
ſchen Reichsord.-Bunbesgerichts. Kaffe, 181 
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Die Bundesglieder machen ſich ebenfalls verbindlich, einander unter 
keinerlei Borwand zu befriegen, noch ihre Streitigfeiten mit Gewalt zu ver- 
folgen, jondern fie bei der Bundesverfammlung anzubringen. Diefer liegt 
alsdanı ob, die Vermittlung durch einen Ausfchuß zu verfuchen, und falls 
dieſer Verſuch fehlfchlagen follte, und demnach eine richterliche Entſcheidung 
nothwendig würde, ſolche durch eine wohlgeordnete Aufträgal-Inftanz zu bes 
wirken, deren Ausfpruch die ftreitenden Theile fich jofort zu unterwerfen haben. 


II. Sefondere Beſtimmungen. 


Außer den in den vorhergehenden Artikeln beftimmten, auf die Feftftell- 
ung de3 Bundes gerichteten Punkten, find die verbündeten Mitglieder über- 
eingefommen, hiemit über folgende Gegenftände die in den nachftehenden 
Artifeln enthaltenen Beftimmungen zu treffen, welche mit jenen Artikeln 
gleihe Kraft haben follen. u 

Art. 12. Diejenigen YBundesglieder, deren Beſitzungen nicht eine 
Volkszahl von 300,000 Seelen erreichen, werden fih mit den ihnen ver- 
wandten Häufern, oder andern Bundesgliedern, mit welchen fie wenigitens 
eine ſolche Volkszahl ausmachen, zur Bildung eines gemeinfchaftlichen oberften 
Gerichtes vereinigen. 

In den Staaten von folcher Vollsmenge, wo ſchon jetzt dergleichen 
Gerichte dritter Inftanz vorhanden find, werden jedoch diefe in ihrer bi3- 
berigen Eigenfchaft erhalten, wofern nur die Volkszahl, über welche fie ſich 
erftreden, nicht unter 150,000 Seelen ift. 


E. v. Dalwigk, die Austrägalinftanz zur Erläuterung des Art. IL der Bun- 
besatte. Mainz, 1817. 

9. L. E. Euler, über die notbwenbige und gefegliche Zuläßigkeit der Aus- 
trägafinflang nad Inhalt des Art. II. der Bundesakte. Frankfurt, 1818. 

W. 3. Behr, von den rechtlihen Gränzen ber Einwirkung des beutichen Bun⸗ 
bes auf die Berfaffung, Geſetze und Rechtspflege feiner Gliederſtaaten. 2. Aufl. 
Stuttgart, 1820. 

.Mohl, die öffentliche Rechtspflege des beutichen Bundes. Stuttgart and 
zübingen, 1822. 

a hanblungen über Gegenftände des allgemeinen Staateredhts. Abth. I. ©. 264 fi. 
&arleruhe, 1824. 

A. W. Heffter, Beiträge zu dem Staats- und Fürftenrecht 1829 Nr. II. 

Scheurlen und Hufnagel’® Gerichtsverfaffung der deutſchen Bunbesftanten. 
Bb. 1. S. 3—44. Tübingen. 1829. 

G. v. Struve, bie verfaffungsmäßige Erledigung ber Streitigkeiten zwifchen 
beutihen Bundesgliedern. Bremen, 1830. 

E. F. Eichhorn, Ittra guungen über die Verfaſſung bes deutſchen Bundes in 
Beziehung auf Streitigleiten der Mitglieder deſſelben unter einander ober mit ihren 
Unterthanen in ihrer jeßigen Ausbildung. Berlin, 1833. 

(Iarde), über die austrägalgerichtliche Entſcheidung von Streitigkeiten unter ben 
Bunbdesgliedern. Wien, 1833. 

Amlb, über richterliche und vollziehende Gewalt des deutſchen Bundes. Stutt« 
gart, . 

3, * Er mbarbi, bas Austrägalverfahten bes beutichen Bundes. Frankfurt, 1838. 

Bergl. au H. Zöpfl, Über das Verhältniß der Beſchlüſſe des beutihen Bun⸗ 
Des zu Saden der ftreitigen Gerichtsbarkeit nnd gerichtlichen Entſcheidungen. Archiv 
für civ. Praris. Bd. XXVII. ©. 388 ff. 

H. A. Zachari ä, Staatsredt. LS. 717. 
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Den vier freien Städten ſteht das Recht zu, ſich unter einander über 
die Errichtung eines gemeinſamen oberſten Gerichtshofes zu vereinigen. 

Bei den folchergeftalt errichteten gemeinſchaftlichen oberften Gerichten, 
fol jeder der Parteien geftattet fein, auf die Verſchickung der Akten auf 
eine deutſche Yacultät, oder an einen Schöppenftubl, zur Abjafjung des End- 
urtheils anzutragen. 

Art. 13. In allen Bundesftaaten wird eine landftändifche ") Berfaff- 
ung ftattfinden. 

Art. 14. Um den im Jahre 1806 und feitbem mittelbar gewordenen 
ehemaligen Reichsſtänden und Reihdangehörigen, in Oemäßheit der gegen- 
mwärtigen Berhältniffe, in allen Bundesftaaten einen gleihförmig bleibenden 
Rechtszuſtand zu verfchaffen, fo vereinigen die Bundesftaaten fich dahin: 

a) daß diefe fürftlichen und gräflihen Häufer fortan nichts defto weniger 
zu dem hohen Adel in Deutfchland gerechnet werden, und ihnen das 
Recht der Ehbenbürtigfeit in den bisher damit verbundenen Begriffe, 
verbleibt. 

b) Sind die Häupter diefer Häufer die erften Siandesherren in dem 
Staate, dem fie gehören; fie und ihre Familien bilden bie privi- 
(egirtefte Finffe in demfelben, insbefondere in Anfehung der Befteuerung. 

c) Es follen ihnen überhaupt, in Nüdficht ihrer Perfonen, Familien und 
Befigungen, alle diejenigen Rechte und Vorzüge zugefichert werden, 
oder bleiben, welche aus ihrem Eigenthume und deſſen ungeftörtem 
Genuſſe berrühren, und nicht zu der Staatögewalt und den höheren 
Regirungsrechten gehören. 

- Unter vorerwähnten Rechten find insbefondere und namentlich begriffen: 
1) Die unbeſchränkte Sreiheit, ihren Aufenthalt in jedem zu dem Bunde 

gehörenden, oder mit demfelben in Frieden lebenden Staate zu nehmen. 

2) Werden, nad den Orundfägen der früheren deutichen Berfaffung, 
die noch beftehenden Yamilienverträge aufrecht erhalten, ımd ihnen die Be⸗ 
fugniß zugefichert, über ihre Güter und Familienverhältniffe verbindliche Ver⸗ 
fügungen zu treffen, welche jedoch dem Souverän vorgelegt, und bei den 
höchſten Landesftellen zur allgemeinen Kenntniß und Nachachtung gebracht 
werden müſſen. Alle bisher dagegen erlaffenen Verordnungen ſollen für 
künftige Fälle nicht weiter anwendbar ſein. 


N Bergl. Klüber, öffentliches Recht. 8. 168. 8. 225 ff. 8. 288 ff. 
Behr, von ben rechtlichen Gränzen ber Einwirkung des —*5 Bundes auf 
die —— u. ſ. w. feiner Gliederſtaaten. 2. Aufl. Stuttgart, 1820. 
ich horn, Betrachtungen über die Verfafſung bes beutichen Bundes. ©. 69 ff. 

Neyfher, publiciſtiſche Verſuche. S. 107 fi. S. 116 ff. Stuttgart, 1882. 

Pfizer, über das Raateregptliche Verhältniß Württembergs zum deutſchen Bunde. 
Straßburg, 1832, und dagegen 
ee; Bit Ier, Das Raatsrehtliche Verhältniß Württentbergs zum beutfhen Bunde. 

ipzig, 

8337. noch ein wiſſenſchaftlicher Berfuch über bie rechtlichen Verhältnifſe ber 
Deutf en conftitutionellen Staaten zu der Bunbesverfjammlung. Tübingen, 1835. 
Pr ine Sermittiung ber Ertreme verjucht v. Mohl, wöürttemb. Staatsredht. L 

176—687. 

Bergl. auch über das Berhältniß ber Sanbeeuerfaffungen zur Reichögewalt : 

aroler, ni den Reichsſt. Landen. en 1181 ff. 

9. A. Zachariä, Staateredt. J. ©. 7 
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3) Privilegirter Gerichtsſtand umd Befreiung von aller Militärpflich— 
tigfeit, für fi) und ihre Yamilien. 

4) Die Ausübung der bürgerlichen und peinlichen Serechtigteitäpflege, 
in erfter, und, wo die Befigung groß genug ift, in zweiter Inſtanz, d 
Forftgerichtbarfeit, Drtöpolizei und Auffiht in Kirchen» und Schullachen, 
auch über milde Stiftungen, jedoch nach Vorfchrift der Landesgeſetze, welchen 
fie, fo wie der Militärverfaffung und der Oberaufficht der Regirungen über 
jene Zuftändigleiten, unterworfen bleiben. 

Bei der näheren Beftimmung der angeführten Befugnifje ſowohl, mie 
überhaupt und in allen übrigen Punkten, wird zur weiteren Begründung und 
Feſtſtellung eines, in allen deutfchen Bundesftaaten übereinftimmenden Rechts⸗ 
zuſtandes der mittelbar gewordenen Fürften, Orafen und Herren, die in dem 
Betreff erlafiene königlich bayeriſche Berordnung von Jahre 1807, als 
Bafis und Norm unterlegt werden. 

Dem ehemaligen ReichSadel werden die sub Nr. 1 und 2 angeführten 
Rechte, Antheil der Begüterten an Landſtandſchaft, PBatrimonial- und Yorft- 
gerichtöbarleit, Drtspolizei, Kirchenpatronat, und der privilegirte Gerichts- 
fand zugefichert. Dieſe Rechte werden jedoch nur nach Vorſchrift der Lan⸗ 
deögejege ausgeübt. 

In den durch den Frieden von Luneville vom 9. Februar 1801 von 
Deutfchland abgetretenen, und jet wieder damit vereinigten Provinzen, wer: 
den bei Anwendung der obigen Grundfäge auf den ehemaligen unmittel⸗ 
baren Reichsadel, diejenigen Beſchränkungen ftattfinden, welche die dort be- 
ftehenden bejonderen Verhältniſſe nothwendig machen. 

Art. 15. Die Fortdauer der auf die Rheinſchifffahrtsoctroi angenste- 
jenen, directen und fubjidiariichen Renten, die durch ben Reichsdeputations⸗ 
ſchinß vom 25. Februar 1803 getroffenen Verfügungen, in Betreff des 
Schuldenweſens und der feitgefeßten Penſionen an geiftliche und weltliche Indi⸗ 
piduen, werden von dem Bunde garantirt. 

Die Mitglieder der ehemaligen Dom- und freien Reichsſtifter haben 
die Befugniß, ihre durch ben erwähnten Reichsdeputationsſchluß feftgejegten 
Benfionen, ohne Abzug, "in jedem mit dem deutſchen Bunde in Frieden 
ftebenden Staate verzehren zu bitrfen. 

Die Mitglieder des deutfchen Ordens werden ebenfall® nad den in 
dem Neichsdeputationshauptfchlug von 1803 für die Domftifter feſtgeſetzten 
Grundfägen, Benfionen erhalten, in fo fern fie ihnen noch nicht hinreichend 
bewilliget worden, und diejenigen Fürſten, welche eingezogene Befigungen 
des deutfchen Ordens erhalten haben, werben diefe Benfionen, nach Berhält- 
niß ihres Antheils an den ehemaligen Ordensbefigungen, bezahlen. 

Die Berathung über die Regulirung ber Suſtentationscaſſe und der 
Benfionen für die überrheinifchen Bifchöfe und Geiftlichen, welche Penſionen 
auf die Befiter des linken Nheinufers übertragen werden, ift der Bundes- 
verfammlung vorbehalten. Diefe Regulivung ift binnen Jahresfrift zu be- 
endigen; bis dahin wird die Bezahlung der erwähnten Penfionen auf die 
bisherige Art fortgefest. 

Art. 16. Die Berfchiedenheit der chriftlichen Neligionsparteien Tann, 
in den Ländern und Gebieten des beutfchen Bundes, feinen Unterſchied im 
dem Gemſe der bürgerlichen und politiſchen Rechte begrunden. 
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Die Bundesverfammlung wird in Berathung ziehen, wie auf eine mög- 
lichſt übereinftimmende Weife, die bürgerliche Verbefferung der Bekenner bes 
jübifhen Glaubens in Deutfchland zu bewirken fei, und wie infonderheit 
denjelben der Genuß ber bilrgerlichen Rechte, gegen die Uebernahme aller 
Bürgerpflichten, in den Bundesftaaten verjchafft und gefichert werden könne. 
Jedoch werden ben Belennern dieſes Glaubens, bi8 dahin, die denfelben von 
von einzelnen Bundesftaaten bereit3 eingeräumten Rechte erhalten. 

Art. 17. Das fürftliche Haus Thurn und Taris bleibt in dem, 
durch den Reichsdeputationsſchluß vom 25. Februar 1803, oder in fpäteren 
Berträgen, beftätigten Befig und Genuß der Poften in den verfchiedenen 
Bundesftaaten, fo lange als nicht etwa Durch freie Uebereinkunft andermeitige 
Verträge abgefchloffen werben follten. 

In jedem Falle werden demfelben, in Folge des Art. 13 des erwähn- 
ten HleichSbeputationshauptfchluffes , feine auf Belafjung der Poften, - oder 
auf eine angemeffene Entjchädigung gegründeten Rechte und Anfprüche 
verfichert. 

Diefes fol auch da ftattfinden, wo die Aufhebung der Poften feit 
1803 gegen den Inhalt des Reichsdeputationshauptſchluſſes bereits gefchehen 
wäre, in fo fern diefe Entihädigung durch Verträge nicht ſchon definitiv 
feftgefegt ift, 

Art 18. Die verbündeten Fürften und freien Städte fommen überein, 
den Unterthanen der deutfchen Bundesftaaten folgende Rechte zugufichern : 

a) Grundeigenthum außerhalb des Staates, den fie bewohnen, zu. erwerben 
und zu befigen, ohne deßhalb in dem fremden Staate mehreren Abga⸗ 
ben und Laſten unterworfen zu ſein, als deſſen eigene Unterthanen. 

b) Die Befugniß: 

1) Des freien Wegziehens aus einem deutſchen Bundesftaate in ben 

andern, der erweißlich fie zu Unterthanen annehmen will; aud 

2) in Eivil- und Militärdienfte deſſelben zu treten. 

Beides jedoch nur, im fo fern keine Verbindlichkeit zu Militärdien- 
ften gegen das bisherige Boterland im Wege ftehe. Und damit, 
wegen der dermalen vorwaltenden Verſchiedenheit der gefeglichen- Bor- 
fhriften über Militärpflichtigkeit, Hierunter nicht ein ungleichartiges, 
fie einzelne Bundesftaaten nachtheiliges, Verhältniß entftehen möge, 
fo wird bei der Bundeverfammlung die Einführung möglichft gleid- 
förmiger Grundjäge über diefen Gegenftand in Berathung genom⸗ 
men werden. 

c) Die Freiheit von aller Nachfieuer Gus detractus, gabella emigra- 
tionis), in fo fern das Vermögen in einen andern deutſchen Bundes⸗ 
ſtaat übergeht, und mit biefem nicht befonbere Verhältniſſe durch Frei⸗ 
zügigkeitsverträge beſtehen. 

d) Die Bundesverſammlung wird ſich, bei ihrer erſten Zuſammenkunft, 
mit Abfaſſung gleichförmiger Verfügungen über ‚die Preßfreiheit und 
Sicherſtellung der Rechte der Schriftſteller und Verleger gegen den 
Nachdruck beſchäftigen. 

Art. 19. Die Bundesglieder behalten ſich vor, bei der erften Zufam- 
menfunft der Bundesverfammlung in Frankfurt, wegen des Handel3 und 
Verkehrs zwifchen den verfchiedenen Bundesſtaaten , ſowie wegen der Sat 
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fahrt, nach Anleitung der auf dem Songreffe zu Wien angenommenen Grund» 
füge, in Berathung zw treten. 

Art. 20. Der gegenwärtige Vertrag wird von allen contrahirenden 
Theilen ratificirt werben, und bie Ratificationen follen binnen der Zeit von 
ſechs Wochen, oder wo möglich noch früher, nah Wien an die faiferlid- 
öfterreichiiche Hof⸗ und Staatskanzlei eingefandt, und bei Eröffnung des 
Bundes in das Archiv defjelben niedergelegt werden, 

Zur Urkunde defien, haben ſämmtliche Bevollmächtigte den gegenwär- 
tigen Vertrag unterzeichnet, und mit ihren Wappen befiegelt. So gefchehen 
Bien, den achten Juni im Jahre ein tauſend acht hundert und 
fünfzehn. - 

(L. S.) Fürft von Metternid. (L. S.) Freiherr von Weffen- 
berg. (L. S.) Earl Füurſt von Hardenberg. (L. 8.) C. W. Freiherr 
von Humboldt. (L. S.) Chriſtian Graf von Bernftorff. (L. S.) 
Joahım Graf von Bernftorff. (L. S.) Moys Graf von Rechberg 
und Rothenlöwen. (L. S.) Hans Auguft Sieäiegott von Globig. * 8 
H. C. Freiherr von Gagern. (L. S.) E. Graf von Münſter. (L. S. 
E. Graf von Hardenberg. (L. S.) Graf von Keller, zugleich für 
Braunſchweig. (L. $.) Georg Ferdinand Freiherr .von Lepel. (L. S.) 
Johann Freiherr von Türckheim. (L. S.) Freiherr von Minkwig, 
fubftituirt fiir Herrn von Gersdorf, großherzoglic-fachlen-weimarjchen Be⸗ 
vollmächtigten, und berzoglich-fachfen-gothaifcher und fachjen-meiningfcher Be⸗ 
voljnächtigter. (L. S.) C. L. F. Freiherr von Baumbad. (L. 8. 
Freiherr Fifchler von Treuberg. (L. S.) Freiherr von Maltzahn. ns 
Leopold Freiherr von Pleffen. (a 8.) Freiherr von Dergen. (L.S.) 
von Wolfframsdorf. (L. S.) Freiherr von Frank. (L. S.) Franz 
Aloys Edler von Kirchbauer. (L. S.) Freiherr Marfchall von Bieber- 
fein. (L. 8.) Dr. Georg von Wiefe, fürftlich Lichtenſteiniſcher umd 
Reußiſcher Bevollmächtigter. (L. S.) von Weife. (L. S.) Freiherr von 
Ketelhodt. (L. S.) von Berg, fürſtlich Walded- und Schaumburg- 
Lippiſcher Bevollmächtigter. (L. S.) Helming. (L. S.) J. F. Hadı. 
(L. 8.) Danz. (L. S.) Smidt. (L. S.) Gries. | 


1. 


Die Wiener Schlußakte. 
A. Inhalt der Wiener-Schlußakte, 


Art. 1. Begriff und Zweck des Bundes. 

Art. 2. Beziehungen nach Innen und Außen. 

Art. 3. Umfang und Schranken der Bundeswirkffamteit. 
Art. 4. Entwidelung und Ausbildung der Bundesakte. 
Art. 5. Unauflöslicher Verein. 
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Art. 6. Aufnahme neuer Mitglieder, Territorialänderungen. Freiwillige 
Abänderung von Souveränetät. 

Art. 7. Repräſentation des Bundes, feines Willens und Handelns. 

Art. 8. Mandat des Bevollmächtigten. 

Art. 9. Schranken der Bundes⸗Competenz. 

Art. 10. Selbftbeftimmung diefer Competenz. 

Art. 11. Competenz des engeren Rathes. 

Art. 12. Competenzbeftimmung bes Pleni. 

Art. 13. Beichlüffe durch Stinnnen-Einhelligfeit. 

Art, 14. Behandlung organischer Einrichtungen. 

Art. 15. Jura singulorum. 

Art. 16. Interpretationsbefugniß der Bundesverfannnlung. 

Art. 18. Erhaltung des inneren Friedens. 

Art. 19. Borbeugung gegen Selbfthülfe der Bunbesftauten. 

Art. 20. Berfahren bei dem Schute des Befikftandes. 

‘Art. 21. Vermittlung und Einleitung des Austrägal-Berfahrene. 

Art. 22. Stellung der Austrägal-Ynftanz. | 

Art. 23. Entſcheidungsnormen. 

Art. 24. Kompromiß-Gerichte. 

Art. 25. Erhaltung der inneren Ruhe. 

Art. 26. Bundeseinfchreitung zur Erhaltung oder Wieberberftellung ber 
inneren Ruhe. £ 

Art. 27. Regierungsverpflichtungen in tem Falle des Art. 26. 

Art. 28. Bunbeseinfchreitung bei weit verbreiteten Unruhen oder inneren 
Gefahren. 

Art. 29. Yuftiz-Verweigerung ober Rechtsfperre. 

Art. 30. Streitige Privatforderungen gegen mehrere Staaten. 

Art. 31. Exekutive Befugniffe der Bundesverfammlung. 

Art. 32. Erelution gegen Bunbes-Regirungen. Ausnahmen. 

Art. 33. Exekutions⸗Mandat. 

Art. 34. Exekutions-Verfahren. 

Art. 35. Bundeskrieg nur zur Selbftvertheidigung und zum Schuge ber 
Bundesglieder. 

Art. 36. Gegenſeitige Garantie gegen das Ausland. Verfahren bei 
Konflikten einzelner Bundesſtaaten mit auswärtigen Staaten. 

Art. 37. Verfahren bei Anrufung des Bundes in Konfliften einzelner 
Bundesſtaaten mit einer auswärtigen Macht. 
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Art. 38. Vorkehr gegen Gefahr vom Ausland. 

Art. 39. Kriegszuftand bei erfolgtem Angriff vom Auslande. 

Art. 40. Kriegserklärung. 

Art. 41. Berbindlichkeit der Beſchlüſſe für Rriegeeventualitäten, 

Art..43. Bundesvermittlung. 

Art. 44. Größere Kontingente. 

Art. 45. TFürforge in Kriegen zwifchen auswärtigen Mächten. 

Art. 46. Reſervatkriegsrecht von Bundesftanten, als Europäiſchen Mäch⸗ 
ten, und Nichtbetheiligung des Bundes. 

Art. 47. Gefährbung von annerirten nichtveutfchen Ländern. 

Art. 48. Gleichmäßige Verbinplichkeit des Krieges. 

Art. 49. Friedens⸗ und Waffenftillftandsverhandlungen. 

Art. 50. Befugniß der Bundesverſammlung in Betreff der auswärtigen 
Verhältniſſe. 

Art. 51. „Verpflichtung der Bundesverſammlung in Betreff der orga⸗ 
niſchen Milttäreinrichtungen und der Vertheidigungsanftalten. 

Art. 52. Bundesmatrifel und Geldumlagen. 

Art. 53. Einwirkung der Bundesverfammlung auf innere Staatseinricht- 
ung und Staatsverwaltung. 

Art. 54. Fürforge für Einführung landſtändiſcher Verfafjungen. 

Art. 55. Die Bunbesverfaffungen durch die Fürften zu orbnen. 

Art. 56. Abänderung beſtehender Verfaffungen. 

Art. 57. Begriff fürftlicher Souveränetätsrechte. 

Art. 58. Bunbesverpflichtungen über die Bundesverfaffungen. - 

Art. 59. Obhut Über die NRebefreiheit in öffentlichen Kanımerverhand- 
[ungen. 

Art. 60. Garantie von Landesverfaffungen. 

Art. 61. Regel und Ausnahme der Nichteinmiſchung in landſtändiſche 
Angelegenheiten. 

Art. 62. Theilweiſe Anwendbarkeit auf die freien Städte. 

Art. 63. Furſorge für die Privilegien ver ehemals Reichsunmittelbaren. 

Art. 64. Eventualität gemeinnügiger Vorfchläge. 

Art. 65. Vorbehalt auch früher refervirter Thätigfeit. Unabänderliche 
Vereinbarung. 
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B. Interpretationsmittel. 


Siehe die Protocolle der Karlsbader Eonferenzen 

bei Welder, wichtige Urkunden für ben Rechtszuſtand der deutſchen Nation. 
©. 105 ff. 

Vergleiche: 

Reyſcher, public. Verſuche. ©. 125 ff. 


C. Tert der ſ. g. Schluß-Afte 


der Über Ausbildung und Befefligung des beutfchen Bundes zu Wien gehaltenen 
Minifterialconferenzen vom 15. Mai 1820, 


Die fouveränen Fürften und freien Städte Deutſchlands, ein- 
geden? ihrer bei Stiftung des deutfchen Bundes übernommenen Verpflichtung, 
den Beftimmungen der Bundesakte duch ergänzende und erläuternde 
Grundgefege eine zwedmäßige Entwidelung und biemit dem YBunde3- 
Verein felbft die erforderliche Vollendung zu fihern, überzeugt, daß fie, 
um das Band, welches das geſammte Deutjchland in Friede und Eintracht 
verbindet, unauflöglich zu befejtigen, nicht länger anftehen durften, jener Ber: 
pflihtung und einem allgemein gefühlten Bebärfniffe durch gemeinfchaftliche 
Berathungen .Genüge zu .leiften, haben zu diefem Ende nachſtehende Bevoll⸗ 
mädhtigte ernannt, nämlich: 

1) Seine Majeftät der Kaifer von Defterreih, König von 
Hungarn und Böhmen: den Heren Clemens Wenzel Lothar Fürften von 
Metternih-Winneburg, Fürften zu Ochjenhaufen, Herzog von Portella zc., 
wirklichen geheimen Rath, Staats⸗ und Conferenz⸗, dann dirigivenden Mi- 
nifter der auswärtigen Angelegenheiten xc. | 

2) Seine Majeftät der König von Preußen: den Herrn Grafen 
Ehriftian Günther von Bernftorff, Ihren wirklichen geheimen Staats⸗ und 
Sabinets-Minifter, wie auch Miniſter der guswärtigen Angelegenheiten zc.; 
den Herrn Friedrich Wilhelm Ludwig Freiheren von Kruſemark, Ihren 
Oenerallieutenant, außerordentlihen Gefandten und bevollmädtigten Minifter 
bei Seiner kaiferlich - föniglih apoftolifhen Majeftät xc.; und den Herrn 
Johann Emanuel von Küfter, Ihren geheimen Staatsrath, außerordent- 
hen Gefandten und bevollmädtigten Miniſter bei Seiner Majeftät dem 
aönige von Wilrttemberg und Sr. Königlichen Hoheit dem Großherzoge von 

aden ꝛc. | 

3) Seine Majeftät der König von Bayern: den Herrn Freiherrn 
Triedrih von Zentner, Ihren wirklichen Staatsrath und Generaldireltor 
im Staatsminifterium des Innern, und den Heren Freiherrn Johann Gott: 
fieb Eduard von Stainlein, Ihren geheimen Rath und bevollmächtigten 
Minifter am kaiſerlich-königl. öfterreichifchen Hofe zc. 

4) Seine Majeftät der König von Sahfen: den Herrn Detlev 
Grafen von Einfiedel, Ihren Cabinet3minifter, Staatsfecretär der innern 
Angelegenheiten ꝛc.; den Herrn Friedrich Albrecht Grafen von der Schulen: 
burg-Elofteroda, Ihren wirklichen geheimer Rath, Kammerherrn und 
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bevollmächtigten Miniſter am kaiſerl. öſterreichiſchen Hofe ꝛc.; und ten Herrn 
Hans Auguft Fürchtegott von Globig, Ihren geheimen Rath und Kam- 
merherrn zc, 

5) Seine Majeftät der König von Großbritannien und Han- 
nover: den Herrn Exnft Friedrich Herbert Grafen von Münfter, Ihren 
Staat3- und Gabinet3minifter; und den Herrn Ernft Chriftian Georg Auguft 
Grafen von Hardenberg, Ihren Staats⸗ und Cabinetsminiſter, außeror- 
dentlihen und bevollmächtigten Abgeſandten an dem Hofe Sr. kaiſerlich⸗kö— 
mgl. apoſtoliſchen Majeſtät. 

6) Seine Majeſtät der König von Württemberg: den Herrn 
Ulrich Lebrecht Grafen von Mandelsloh, Ihren Staatsminifter und außer- 
ordentlichen bevollmächtigten Miniſter am kaiſerl. öfterreichifchen Hofe. 

7) Seine königliche Hoheit der Großherzog von Baden: den 
Herrn Reinhart Treibern von Berftett, Ihren wirklihen geheimen Rath, 
Staatsminiſter der auswärtigen Angelegenheiten zc.; und den Herrn Fried- 
rich Carl Freiheren von Zettenborn, außerorbentlichen Geſandten und 
bevollmächtigten Minifter am kaiſerlich-königl. öfterreichifchen Hofe :c. 

8) Seine königliche Hoheit der Kurfürft von Heffen: den 
Herrn Freiherrn von Münchhauſen, Ihren geheimen Rath und Kammer- 
herrn, außerordentlichen Gefandten und bevollmächtigten Minifter am kaiſer⸗ 
lich-königl. öſterreichiſchen Hofe ꝛc. 

9) Seine königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen: den 
Harn Carl du Bos Freiherrn du Thil, Ihren wirklichen geheimen Rath x. 

10) Seine Majeftät der König von Dänemark, Herzog von 
Holftein und Lauenburg: den Herrn Joachim Friedrich Strafen von 
Bernftorff, Ihren geheimen Conferenzrath, außerordentlihen Abgefandten 
und bevollimächtigten Minifter am kaiferl. öfterreichifchen Hofe zc. 

11) Seine Majeftät der König der Niederlande, Großherzog 
von Luremburg: den Herrn Anton Reinhart von Fald, Minifter für 
den öffentlichen Unterricht, die Nationalinduftrie und die Colonien. 

12) Seine füniglihde Hoheit der Großherzog von Sadjfen- 
Beimar, und Ihre Durhlaudten die Herzoge von Sadfen- 
Gotha, Sahfen-Coburg, Sahfen-Meiningen und Sachſen-Hild— 
burghaufen: den Herr Carl Wilhelm Freiherın von Fritſch, großher- 
zoglich fachfen-weinnarzeifenachifchen wirklichen geheimen Rath und Gtaats- 
minifter ꝛc. 

13) Seine Durchlaucht der Herzog von Braunſchweig-Wol— 
fenbüttel: den Heren Grafen von Münfter xc.; und den Herrn Grafen 
von Hardenberg x. 

Seine Dnrhlaudt der Herzog von Naſſau: den Herrn Freiheren 
Emft Franz Ludwig Marfhall von Bieberftein, Ihren dirigirenden 
Staatsminifter x. 

14) Ihre königlichen Hoheiten die Großherzoge von Med- 
lenburg- Schwerin und Medlenburg-Strelig: den Herrn *eopold 
Hartwig Freiherrn von Pleſſen, großherzoglich mecklenburg⸗ſchwerinſchen 
Staats- und Cabinetsminiſter ꝛc. 

15) Ihre Durchlauchten die Herzoge von Holſtein-Olden— 
burg, von Anhalt-Cöthen, Anhalt-Deſſau, Anhalt-Bernburg, 

Neiglen, Staatsreht. 11. 3 
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die Fürſten von Schwarzburg-Sondershaufen und Rudolſtadt: 
den Herrn Günther Heinrich von Berg, Präfidenten des Oberappellations- 
gerichts zu Oldenburg, herzoglid- bolftein-oldenburgifchen, herzoglich-anhalti⸗ 
ſchen und fürſtlich-ſchwarzburgiſchen Bundestagsgefandten x. 

16) Ihre Durchlauchten die Fürften von Hohenzollern-Hedin- 
gen und Hohenzollern-Siegmaringen, Lichtenftein, Neuß ältere 
und jüngere Linie, Schanmburg-Lippe, Lippe und Walded: den 
Herrn Freiheren von Marſchall x. 

17) Die freien Städte Tübed, Frankfurt, Bremen und Ham- 
burg: den Herrn Johann Friedrich Hach ıc. 


welche zu Wien, nach gefchehener Ausmwechjelung ihrer richtig befunde: 
nen Vollmachten, in Cabinetsconferenzen zuſammengetreten, und, nad forg- 
fältiger Erwägung und Ausgleihung der wechjeljeitigen Anſichten, Wünſche 
und Borfchläge ihrer Regirungen, zu einer definitiven Vereinbarung über 
folgende Artikel gelangt find: 


Art. 1. Der deutfche Bund ift ein wölferrechtlicher Verein der deut- 
ſchen ſouveränen Fürſten und freien Städte, zur Bewahrung der Unabhän- 
gigkeit und Unverlegbarfeit ihrer im Bunde begriffenen Staaten, und zur 
Erhaltung der innern und äußern Sicherheit Deutjchlands. 

Art. 2. Diefer Verein befteht in feinem Innern als eine Gemein- 
ſchaft jelbitftändiger, unter fi unabhängiger Staaten, mit wechſelſeitigen 
gleihen Vertragsrechten und Bertragsobliegenheiten, in feinen äußern Ber- 
hältnifjen aber, als eine in politifcher Einheit verbundene Geſammtmacht. 

Art. 3. Der Umfang und die Schranken, welde der Bund feiner 
Wirkſamkeit vorgezeichnet bat, find in der Bundesakte bejtimmt, die der 
Grundvertrag und da8 erſte Grundgefeß dieſes Vereins iſt. Indem diefelbe 
die Zwecke des Bundes ausfpricht, bedingt und begränzt fie zugleich defien 
Sefngrife und Berpfliddtungen. 

Art. 4. Der Geſammtheit der Bundesglieder ſteht die Befugniß der 
Entwidelung und Ausbildung der Bundesakte zu, in fo fern die Erfüllung 
der darin aufgeftellten Zwecke ſolche nothwendig macht. Die deßhalb zu 
faſſenden Beſchlüſſe dürfen aber mit dem Geiſte der Bundesakte nicht in 
Wider pruch ſtehen, noch von dem Grundcharalter des Bundes abweichen. 

Art. 5. Der Bund iſt als ein unauflöslicher Verein gegründet, und 
es Tann daher der Austritt aus dieſem Vereine keinem Mitgliede deſſelben 
frei ſtehen. 

Art. 6. Der Bund ift nach feiner urſprünglichen Beſtimmung auf die 
gegenwärtig daran Theil nehmenden Staaten beſchränkt. Die Aufnahme 
eine neuen Mitgliedes Tann nur ftatthaben, wenn die Gefammtheit der 
Bundesglieder ſolche mit den beftehenden Verhältniſſen vereinbar und dem 
Bortheile des Ganzen angemefjen findet. ) Beräuderungen in dem gegen- 


) Bergl. Klüber, öffentliches Rei 8. 107. 
Jordan, Siaatsrect. $. 181. 
Weiß, Staatsrecht 8. 32. 35, 
5 Staatsrecht. 8, 72. 
Zachariä, Staatsredt. I. S. 633. 
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wärtigen Befigftande der Bundesglieder können Feine Veränderungen in den 
Rechten und Berpflichtungen berjelben, in Bezug auf den Bund, ohne aus- 
brüdliche Zuftimmung ber Gefammtheit bewirken. Cine feeitoillige Abtretung 
auf einem Bundesgebiete haftender Souveränetätsrechte Tann ohne ſolche 
Zuftimmung nur zu Gunſten eine8 Mitverbündeten gefchehen. 

Art. 7. Die Bundesverfanmlung, aus den Bevollmächtigten ſammt— 
licher Bundesglieder gebildet, ſtellt den Bund in ſeiner Geſammtheit vor, 
und iſt das beſtändige verfaſſungsmäßige Organ ſeines Willens und Handelns. 

Art. 8. Die einzelnen Bevollmächtigten am Bundestage find von ihren 
Committenten unbedingt abhängig, und diefen allein wegen getreuer Befolg- 
ung der ihnen ertheilten Infteuctionen, jo wie wegen ihrer Gefchäftsführung 
überhaupt, verantwortlich. ') 

Art. 9. Die Bımdesverfammlung übt ihre Rechte und Obliegenheiten 
nur innerhalb der ihr vorgezeichneten Schranten aus. Ihre Wirkfamleit ift 
zunächſt durch die Vorjchriften der Bundesafte, und durch die in Gemäßheit 
derfelben befchloffenen, oder ferner zu befchließenden Grundgejege, wo aber 
diefe nicht zureichen, durch die im Grundvertrage bezeichneten Bundeszwede 
beftimmt. 

Art. 10. Der Gejammtmille des Bundes wird durch verfaflungsmäßige 
Beichlüffe der Bundesverfammlung ausgefprochen; verfaffiungsmäßig aber find 
diejenige Bejchlüffe, Die innerhalb der Grenzen der Competenz der Bundes- 
verfammlung, nach vorgängiger Berathung, durch freie Abſtimmung entweder 
im engeren Rathe oder im Plenum, gefaßt werden, je nachdem das Eine 
oder das andere durch die grundgejetlichen Beitimmungen vorgefchrieben ift. ?) 

Art. 11. In der Regel faßt die Bundesverfammlung die zur Beforg- 
ung der geeinfamen Angelegenheiten des Bundes erforderlichen Bejchlüfie 
um engern Rathe, nach abfoluter Stimmenmehrheit. Diefe Form der Schluß- 
faſſung findet in allen Fällen ftatt, wo bereits feftitehende, allgemeine 
Grundjäge in Anwendung, oder beſchloſſene Gejege und Einrichtungen zur 
Ausführung zu bringen find, überhaupt aber bei allen Berathungsgegenftän- 
den, welche die Bundesacte oder Tpätere Befchläffe nicht davon ausgenom- 
“men haben. 

Art. 12. Nur in den in der Bundesakte ausdrücklich bezeichneten 
Fällen, und, wo e8 auf eine Kriegserlärung oder Friedensſchlußbeſtätigung 
von Seiten des Bundes anfommt, wie and, wenn fiber die Aufnahme 
eines neuen Mitgliedes in den Bund entjchieden werben foll, bildet ſich bie 
Berfammlung zu einem Plenum, ft in einzelnen Fällen die Frage, ob ein 
Gegenſtand vor das Plenum gehört, zweifelhaft, fo fteht die Entjcheidung 
derfelben dem engern Rathe zu. Im Plenum findet feine Erörterung, noch 


) Bergl. Klüber, öffentliches areät. $. 137. 140. 
Yordan, Staatsredt, 8. 
v. Dreh, a. a. O., 8. 29 
Weiß, Staatoérecht. 8. 22, 
9.4. Zadariä, Staatsredit. I. S. 667. 
2) Vergl. Klüber, öffentliches Recht. S. 123. 
Bergl. auch U. Dörr, in ber Zeitjchrift für deutfches Recht. Bd. vu. S. 243 ff. 
any für das öffentliche Recht pee bentieen Bundes. Heft 1. S. 65 fi. 
A. Zachari ä, Staatsrecht. I. S. 675 
3* 
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Berathung ſtatt, ſondern es wird nur darüber abgeſtimmt, ob ein im 
engern Rathe vorbereiteter Beſchluß angenommen, oder verworfen werden 
fol. Ein gültiger Beſchluß im Plenum ſetzt eine Mehrheit von zwei Drit- 
theilen der Stimmen voraus. 

Art. 13. Ueber folgende Gegenftände: 

1) Annahme neuer Grundgefege, oder Abänderung der beftehenden; 

2) Organische Einrichtungen, d. 5. bleibende Auſtalten, als Mittel zur 

Erfüllung der ausgeſprocheuen Bundeszwede; 

3) Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund; 

4) Religionsangelegenbeiten; 
findet kein Beichluß durch Stimmenmehrheit ftatt; jedoch kann eine definitive 
Abftimmung über Gegenftände diefer Art nur nach genauer Prüfung und 
Erörterung der, ben Widerſpruch einzelner Bundesglieder beftimmenden 
Gründe, deren Darlegung in feinem alle verweigert werden darf, erfolgen. 

Art. 14. Was insbejondere die organischen Einrichtungen betrifft, jo 
muß nicht nur über die Borfrage, ob folche unter den obwaltenden Um⸗ 
ftänden nothwendig find, fondern auch über Entwurf und Anlage derfelben 
in ihren allgemeinen Umriſſen und wefentlihen Beftinnmungen, im Plenum 
und durch Stimmeneinhelligleit entfchieden werden. Wenn die Entſcheidung 
zu Gunften der vorgefehlagenen Einrichtung ausgefallen ift, fo bleiben die 
ſämmtlichen weiteren Verhandlungen über die Ausführung im Einzelnen 
der engern Verſammlung äberlafien, welche alle dabei noch vorkommenden 
Fragen durch Stimmenmehrheit entfcheidet, auch, nach Befinden der Um— 
ftände eine Commiſſion aus ihrer Mitte anordnet, um die verfchiedenen 
Meinungen und Anträge mit möglichfter Schonung und Berückſichtigung der 
Verhältniſſe und Wünſche der Einzelnen auszugleichen. 

Art. 15. In Fällen, wo die Bundesglieder nicht in ihrer vertrags- 
mäßigen Einheit, ſondern als einzelne,. jelbftftändige und unabhängige 
Staaten erjcheinen, folglich Jura singulorum obmalten, oder wo einzelnen 
Bundesgliedern eine befondere, nicht in den gemeinjamen Berpflichtungen 
aller Art begriffene Yeiftung oder Berwilligung für den Bund zugemutbet 
werden follte, kann ohne freie Zuftimmung ſämmtlicher Betheiligten kein 
diefelben verbindender Beſchluß gefaßt werden. 

- Urt. 16. Wenn die Befigungen eines fouveränen deutfchen Haufes 
durch Erbfolge auf ein anderes übergehen, fo hängt es von der Geſammt⸗ 
heit des Bundes ab, ob und in wiefern die auf jenen Beſitzungen haftenden 
Stimmen im Plenum, da im engern Rathe kein Bundesglied mehr als eine 
Stimme führen kann, dem neuen Beſitzer beigelggt werden follen. - 

Art. 17. Die Bundesverfammlung ift betufen, zur Aufrechthaltung 
des wahren Sinne der Bundesalte, die darin enthaltenen Beftinunungen, 
wenn über deren Auslegung Zweifel entftchen follten, dem Bundeszwed 
gemäß zu erklären, ) und in allen vorlommenden Fällen den Borjchriften 
diefer Urkunde ihre richtige Anwendung zu fichern. 


i) Bergl. v. Dreſch, Beiträge. S. 1—22. 
Brunnquell, Staateredt. I. ©. 275 fi. 
Dürr im ber Zeitfeprift für beutfihee Red. VII ©. 94 ff. 
H. A. Zachariä, Staatsredt. I 
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Art, 18. Da Eintracht und Friede unter den Bundesgliedern unge- 
ſtört aufrecht erhalten werden foll, fo hat die Bundesverfammlung, wenn 
die innere Ruhe und Cicherheit des Bundes auf irgend eine Weife bedroht 
oder geftört ift, über Erhaltung oder Wiederherftellung verjelben Rath zu 
pflegen, und die dazu geeigneten Bejchlüße, nach Anleitung der in ben fol- 
genden Artifeln enthaltenen Beftimmungen, zu faflen. 

Art. 19. Wenn zwifchen Bundesgliedern Thätlichkeiten zu beforgen, 
oder wirklich ausgeübt worden find, fo ift die Bundesverfanmlung berufen, 
vorläufige Maßregeln zu ergreifen, wodurch jeder Celbfthilfe vorgebeugt und 
der bereits unternommenen Einhalt gethan werde. Zu dem Ende bat fie 
vor allem für Aufrechthaltung des Befisftandes Sorge zu tragen. 

Art. 20. Denn die Bundesverfanmlung von einem Bundesgliede 
zum Schutze des Befizftandes angerufen wird, und der jüngfte Befigftand 
ftreitig ift; fo fol fie für diefen befondern Fall befugt fein, ein bei der 
Sache nicht betheiligte8 Bundesglied, in der Nähe des zu fehlenden Ge— 
bietes, aufzufordern, die Thatfache des jüngften Beſitzes, und die angezeigte 
Störung deffelben ohne Zeitverluft durch feinen oberften Gerichtshof fumma- 
riſch unterfuchen und darüber einen rechtlichen Befcheid abjaffen zu laſſen, 
deſſen Bollziehung die Bundesverfammlung, wenn der Bundesitaat, gegen 
weichen er gerichtet ift, fich nicht auf vorgängige Aufforderung freiwillig dazu 
verfteht, durch die ihr zu diefem Ende angewiefenen Mittel zu bewirlen hat. 

Art. 21. Die Bundesverfammlung bat in allen, nad Vorſchrift der 
Bundesalte bei ihr -anzubringenden Streitigkeiten der Bundesglieder die 
Vermittelung durch einen Ausſchuß zu verfuchen. Können die entftandenen 
Streitigkeiten auf diefem Wege nicht beigelegt werden, fo hat fie die Ent- 
ſcheidung derfelben durch eine Aufträgalinftanz zu veranlaffen, und dabei, fo 
fange nicht wegen der Aufträgalgerichte tiberhaupt eine anderweitige Ueber⸗ 
einfunft zwijchen den Bundesgliedern ftattgefunden bat, die in dem Bundes⸗ 
tag3befchhuße vom fechzehnten Juni achtzehnhundert und fiebenzehn enthaltenen 
Borfchriften, jo mie den in Folge gleichzeitig an die YBundestagsgefandten 
ergehender Ynftructionen, zu faflenden befondern Beichluß zu beobadıten. ') 

Art. 22. Wenn nad, Anleitung des obgedadhten Bundestagsbeſchluſſes 
der oberfte Gerichtshof eines Bundesſtaats zur Aufträgalinftanz gewählt tft, 
fo fteht demfelben die Leitung des Proceſſes und die Entjcheidung des 
Streited in allen feinen Haupt und Nebenpunften uneingefchränkt und ohne 


Heffter, Beiträge zum beutichen Staatsrecht. S. 169 ff. S. 2083 ff. 

v. nee Abhandlungen Über Gegeuftände des Affentlichen Rechts (1830). 
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) Siehe befonders 3. 3. Prehn, von ben Austrägen. Halle, 1779. 

3. 3. Mofer, von der deutſchen Juftizverfaffung. Lief. 1. S. 46 ff. 
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alle weitere Eimmirkung der Bundesverfammlung, oder der Tandesregirung 
zu. Letztere wird jedoch, auf Antrag der Bımdesverfammlung, oder der 
ftreitenden Theile, im alle einer Zögerung von Seiten des Gerichts, die 
zur Beförderung der Entjcheidung nöthigen Verfügungen erlaſſen. 

Art. 23. Wo keine befonderen Entjcheidungsnormen vorhanden find, 
bat das Ausfträgalgeriht, nach den in Nechtäftreitigleiten derſelben Art 
vormals von den Reichögerichten fubfidiarifch befolgten Rechtsquellen, in fo 
fern ſolche auf die jegigen Verhältniffe der Bundesglieder nod anwendbar 
find, zu erkennen. | 

Art. 24. Es fteht übrigens den Bundesgliedern frei, ſowohl bei ein- 
zelnen vorfommenden Streitigkeiten, als für alle Fünftigen Fälle, wegen 
befonderer Austräge oder Compromiſſe übereinzulommen, ') wie denn aud) 
frühere Familien- oder Bertrags-Austräge durh Errichtung der Burndes- 
aufträgalinftanz nicht aufgehoben, noch abgeändert werden. 

Art. 25. Die Aufrechthaltung der innern Ruhe und Ordnung in den 
Bundesftaaten fteht den Regirungen allein zu. Als Ausnahme kann jedoch, 
in Rückſicht auf die innere Sicherheit deö gefanımten Bundes, und in Folge 
der Verpflichtung der Bundesglieder zu gegenfeitiger Hilfgleiftung, die Mit- 
wirfung der Geſammtheit zur Erhaltung oder Wiederherfiellung der Ruhe 
im alle einer Widerfeglichkeit der Unterthanen gegen die Regirung, eines 
offenen Aufruhrs, oder gefährlicher Bewegungen in mehreren Bundesftaaten, 
ftattfinden. 

Art. 26. Wenn in einem Bundesſtaate dur Wibderfeplichkeit der 
Unterthbanen gegen die Obrigkeit die innere Ruhe unmittelbar gefährdet, und 
eine Verbreitung aufrübrerifcher Bewegungen zu fürchten, oder ein wirklicher 
Aufruhr zum Ausbruch gekommen ift, und die Regirung felbft, nad Er: 
Ihöpfung der verfaffungsmäßigen und gefetlichen Mittel, den Beiltand des 
Bundes anruft, fo liegt der Bundesverſammlung ob, die fehleunigfte Hilfe 
zur Wiederherftellung der Ordnung zu veranlaſſen. Sollte int Tegtgedachten 
Falle die Regirung notorifh außer Stande fein, den Aufruhr durch eigene 
Kräfte zu unterdrüden, zugleich aber durch die Umftände gehindert werden, 
die Hilfe des Bundes zu begehren, fo ift die Bunbesverfammlung nichts 
defto weniger verpflichtet, auch unaufgerufen zur Wiederherftellung der Ord— 
nung und Sicherheit einzufchreiten. In jedem Falle aber diirfen die ver- 
fügten Maßregeln von feiner längeren Dauer fein, als die Negirung, 
welcher die bundesmäßige Hilfe geleiftet wird, es nothmendig erachtet. 

Art. 27. Die Negirung, welcher eine folge Hilfe zu Theil geworden, 
ift gehalten, die Bundesverfammlung von der Veranlaffung der eingetretenen 
Unruhen in Kenntniß zu fegen, uud von den zur Befeftigung der wieder- 
bergeftellten gefeglichen Ordnung getroffenen Maßregeln eine- beruhigende 
Anzeige an diefelbe gelangen zu laflen. 

Art. 28. Wenn die öffentliche Ruhe und gefegliche Ordnung in meh- 


) Vergl. Klüber, öffentliches Recht. S. 176. 177. 
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reren Bundesftaaten durch gefährliche Verbindungen und Anfchläge bedroht 
find, umd dagegen nur durch Zuſammenwirken der Geſammtheit zureichende 
Maßregeln ergriffen werden können, fo ift die Bundesverfammiung befugt 
und berufen, nad vorgängiger Rückſprache mit den zunächſt bedrohten Re⸗ 
girungen, ſolche Maßregeln zu berathen und zu bejchliegen. 

Art. 29. Wenn in einem Bundesftaate der Fall einer Juſtizverweiger⸗ 
ung eintritt, und auf gefeglichen Wegen ausreichende Hilfe nicht verlangt 
werden kann, fo liegt der Bundesverſammlung ob, ermiefene, nach der 
Berfafjung und den beftehenden Geſetzen jedes Yandes zu beurtheilende Be— 
ichwerden über verweigerte oder gehemmte Rechtspflege anzunehmen, und 
darauf die gerichtliche Hilfe bei der LYandesregirung, die zu der Beſchwerde 
Anlap gegeben hat, zu bewirken. ') 

Art. 30. Wenn Forderungen von Privatperfonen deßhalb nicht befrie- 
digt werden können, weil die Verpflichtung, denfelben Genüge zu leiften, 
zwifchen mehreren Bundesgliedern zweifelhaft oder beftritten ift, fo hat die 
Pundesverfanmlung, auf Anrufen der Betheiligten, zupörderft eine Aus⸗ 
gleihung auf gütlihem Wege zu verfuchen; im Falle aber, daß Diefer Ver- 
ſuch ohne Erfolg bliebe, und die in Anfpruch genommenen Bundesglieder 
fi) nicht in einer zu beftimmenden Yrift über ein Compromiß vereinigten, 
die rechtliche Eutſcheidung der ftreitigen Borfrage durch eine Aufträgalinftanz 
zu veranlaffen. 

Art. 31. Die Bundesverfammlung hat da8 Recht und die Verbind- 
lichteit, für die VBollziehung der Bundesakte und übrigen Grundgeſetze des 
Bundes, der in Gemäßheit ihrer Commpetenz von ihr gefaßten Beichlüffe, 
der durch Austräge gefällten ſchiedsrichterlichen Erkenutniffe, Der unter Die 
Gewährleiftung des Bundes geftellten compromiffarijchen Entfheidungen und 
der am Bundestage vermittelten Vergleiche, fo wie für die Aufrechthaltung 
der von dem Bunde übernommenen bejondern Garantien, zu forgen, auch 
zu dieſem Ende, nach Erſchöpfung aller andern bundesverfaffungsmäßigen 
Mittel, die erforderlihen Erecutionsmaßregeln, mit genauer Beobachtung der 
in einer bejondern Erecutionsordnung dieferhalb feftgejegten Beftimmungen 
und Normen, in Anwendung zu bringen. \ 

Art. 32. Da jede YBundesregirung die Obliegenheit bat, auf Boll» 
ziehung ber Bundesbeichlüffe zu halten, der Bundesverſammlung aber eine 
unmittelbare Einwirkung auf die innere Verwaltung der Staaten nicht zu= 
fteht, fo kann in der Negel nur gegen Die Regirung ſelbſt ein Erecutions- 
verfahren ftattfinden. Ausnahmen von diefer Regel treten jedoch ein, wenn 
eine Bundesregirung, in Ermangelung eigener zuveichenden Mittel, felbft 
die Hilfe des Bundes in Anſpruch nimmt, oder wenn die Bundesverfamm- 
lung, unter den im ſechs und zwanzigften Artifel bezeichneten Umftänden, 
zur Wiederherftellung der allgemeinen Ordnung und Sicherheit, unaufgerufen 
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einzuſchreiten verpflichtet iſt. — Im erſten Falle muß jedoch immer in 
Uebereinſtimmung mit den Anträgen der Regirung, welcher bie bundes— 
mäßige Hilfe geleiftet wird, verfahren, und in zweiten Falle ein Gleiches, 
fobald die Negirung wieder in Thätigfeit geſetzt ift, beobachtet werden. 

Art. 33. Die Erecutionsmaßregeln werden im Namen der Geſammt⸗ 
heit des Bundes befchloffen und ausgeführt. Die Bundesverſammlung er- 
theilt zu dem Ende, mit Berüdfichtigung aller Localumftände und fonftigen 
Berhältniffe, einer oder mehreren, bei der Sache nicht betheiligten Regir- 
ungen, den Auftrag zur Vollziehung der beichloffenen Maßregeln, und 
beftimnit zugleich fowohl die Stärke der dabei zu verwendenden Mannfchaft, 
als die nad dem jedesmaligen Zwecke des Erecutionsverfahrens zu bemeffende 
Dauer deſſelben. 

Art. 34. Die Negirung, an melde der Auftrag gerichtet iſt, und 
welche folchen al3 eine YBundespflicht zu übernehmen bat, ernennt zu diefem 
Behufe einen Civilconmmiffär, der, in Gemäßheit einer, nad den Beſtimm⸗ 
ungen der Bundesverfammlung, von ber beauftragten Regierung zu erthei- 
lenden befondern Inſtruction, das recutionsverfahren. unmittelbar leitet. 
— Wenn der Auftrag an mehrere Regirungen ergangen ift, fo beftimmt 
die Bundesverfammlung, welche derfelben den Civilcommiſſär zu ernennen 
bat. Die beauftragte Regirung wird, während der Dauer des Erecutiond- 
verfahren, die Bundesverſammlung von dem Erfolge defjelben in Kenntniß 
erhalten, und fie, fobald der Zweck vollftändig erfüllt ift, von der Beendig- 
ung des Geſchäfts unterrichten. 

Art. 35. Der Bund bat al3 Gefammtmacht das Recht, Krieg, Frie- 
den, Bundniſſe und andere Verträge zu befchließen. Nach dem im zweiten 
Artikel der Bundesakte ausgefprochenen Zwecke ded Bundes übt Dderfelbe 
aber diefe Rechte nur zu feiner Gelbftvertheidigung, zur Erhaltung der 
Selbftftändigfeit und äußern Sicherheit Deutfchlands und der Unabhängigkeit 
und Unverlegbarfeit der einzelnen Bundesftaaten aus. 

Art. 36. Da in dem eilften Artitel der Bundesafte alle Mitglieder 
des Bundes fich verbindlich gemacht haben, ſowohl ganz Deutſchland als 
jeden einzelnen Bundesſtaat gegen jeden Angriff in Schuß zu nehmen und 
ſich gegenfeitig ihre fämmtlichen unter dem Bunde begriffenen Befigungen zu 
garantiren, jo kann fein einzelner Bundesftaat von Auswärtigen verlekt 
werden, ohne daß die Verlegung zugleich und in demfelben Maße die Ge- 
fanımtheit des Bundes treffe. | 

Dagegen find die einzelnen Bundesftaaten verpflichtet, von ihrer Seite 
weder Anlaß zu dergleichen Verlegungen zu geben, noch auswärtigen Staa- 
ten ſolche zugufiigen. — Sollte von Seiten eines frenıden Staates über eine 
von einem Mitgliede des Bundes ihm miderfahrene Verlegung bei ber 
Bundesverfammlung Beſchwerde geführt und dieſe gegründet befunden wer- 
den, fo liegt der Bundesverſammlung ob, das YBundesglied, welches die 
Bejchwerde veranlagt hat, zur fchleunigen und genügenden Abhilfe aufzufor- 
dern, und mit diefer Aufforderung, nach Befinden der Umftände, Maßregeln, 
wodurch weiteren friedeitörenden Folgen zu rechter Zeit vorgebeugt werde, 
zu verbinden. 

Art. 37. Wenn ein Bundesftaat, bei einer zwifchen ihm und einer 
auswärtigen Macht entftandenen Irrung, die Dazwiſchenkunft des Bundes 
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anruft, fo Hat tie Bundesverſammlung den Urſprung ſolcher Irrung und 
das wahre Sachverhältniß forgfältig zu prüfen. — Ergibt fih aus diefer 
Prüfung, daß dem Bundesſtaate das Necht nicht zur Seite fteht, fo Hat 
die Bundesverſammlung denfelben von Fortfegung des Streites ernftlich ab- 
zumabnen und die begehrte Dazwiſchenkunft zu verweigern, auch erforder- 
lichen Falles zur Erhaltung des Friedensftandes geeignete Mittel anzuwenden. 
Ergibt fi) das Gegentheil, fo ift die Bundesverſammlung verpflichtet, dem 
verlegten Bundesftaate ihre wirkjamfte Verwendung und Bertretung ange- 
deihen zu laſſen und folche fo weit auszudehnen, als nöthig ift, damit 
bemfelben volle Sicherheit und angemeffene Genugthuung zu Theil werde. 

Arl. 38. Wenn aus der Anzeige eine Bundesftaats, oder aus an⸗ 
dern zuverläffigen Angaben, Grund zu der Beforgniß gefchöpft. wird, daß 
ein einzelner Bundesitaat, oder die Gefammtheit des Bundes, von einem 
feindlichen Angriffe bedroht fei, jo muß die Bundesverfammlung fofort die 
Frage, ob die Gefahr eines folchen Angriffes wirklich vorhanden ift, in 
Berathung nehmen, und darüber in der fürzeftmöglichen Zeit einen Ausfpruc) 
tun. — Wird die Gefahr anerkannt, fo muß,’ gleichzeitig mit dieſem 
Ansſpruche, wegen der in folhem alle unverzüglih in Wirkſamkeit zu 
fegenden Bertheidigungsmaßregeln, ein Beichluß gefaßt werden. Beides, 
jener Ausspruch und diefer Beſchluß, ergeht von der engern Berfammlung, 
die dabei nach der in ihr geltenden abfoluten Stimmenmehrheit verführt. 

Art. 39. Wenn das Bundesgebiet von einer auswärtigen Macht feind- 
ih überfallen wird, tritt fofort der Stand des Krieges ein, und es muß 
in diefem Yale, was auch ferner von der Bundesverjanmlung befchlofjen 
werden mag, ohne weitern Verzug zu den erforderlichen Bertheidigungsmaß- 
regeln gefchritten werden. | | 

Art. 40. Sieht fih der Bund zu einer förmlichen Kriegserklärung 
genöthigt, fo kann ſolche nur in der vollen Berfammlung, nach der für die- 
jelbe vorgefchriebenen : Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen, bejchlofjen 
werden. 

Art. 41. Der in der engern Berfanmlung gefaßte Beichluß über die 
Wirklichkeit der Gefahr eines feindlichen Angriffe verbindet ſämmtliche 
YBundesftaaten zur Theilnahme an den vom Bundestage nothwendig erach⸗ 
teten Bertheidigungsmaßregeln. Gleicherweife verbindet die in der vollen 
Berfammlung ausgefprochene Kriegserflärung ſämmtliche Bundesftaaten zur 
unmittelbaren Theilnahme am gemeinfchaftlichen Kriege. 

-Art. 42. Wenn die Vorfrage, ob Gefahr vorhanden ift, durch die 
Stimmenmehrheit verneinend entſchieden wird, fo bleibt nichts deſto weniger 
denjenigen Bundesftaaten, welche von der Wirklichfeit der Gefahr überzeugt 
find, unbenommen, gemeinjchaftlihe Vertheidigungsmaßregeln untereinander 
zu verabreden. 

Art. 43. Wenn in einem Falle, wo es die Gefahr und Beſchützung 
einzelner Bundesftaaten gilt, einer der ftreitenden Theile auf bie förmliche 
Bermittelung des Bundes anträgt, fo wird derfelbe, in fo fern er ed ber 
Page der Sachen und feiner Stellung angemefjen findet, unter vorausgeſetzter 
Einwilligung des andern Theild, diefe Vermittelung übernehmen; jedoch darf 
dadurch der Beſchluß wegen der zur Sicherheits des Bundesgebiets zu 
ergreifenden Bertheidigungsmaßregeln nicht aufgehalten werden, uoch in ber 
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Ausführung ber bereits befchlofienen ein Stillftand oder eine Berzögerung 
eintreten. 

Art. 44. Bei audgebrochenen Kriege fteht jeden YBundesftaate frei, 
zur gemeinjfamen Bertheidigung eine größere Macht zu ftellen, als jein 
Bımdescontingent beträgt; es kann jedoch in diefer H'nficht keine Forderung 
an den Bund ftattfinden. 

Art. 45. Wenn in einem Kriege zwifchen auswärtigen Mächten, ober 
in anderen Fällen Berhältuiffe eintreten, welche die Bejorgniß der Berleg- 
ung der Neutralität de3 Bundesgebiet veranlafien, fo hat die Bundesver⸗ 
fanımlung ohne Berzug im engern Rathe die zur Behauptung dieſer Neu⸗ 
tralität erforderlichen Maßregeln zu befchliegen. 

Art. 46. Beginnt ein Bundesftaat, der zugleich anferhalb des Bun- 
deögebiet8 Befigungen hat, in feiner Eigenfchaft als europäiſche Macht einen 
Krieg, fo bleibt ein ſolcher, die Berhältniffe und Verpflichtungen des Bundes 
nicht berührender Krieg, den Bunde ganz fremd. 

Art. 47. In den Fällen, wo ein folcher Bundesftaat in feinen außer 
den Bunde belegenen Befigungen bedroht oder angegriffen wird, tritt für 
den Bund die Verpflichtung zu gemeinfchaftlihen Bertheidigungsmaßregeln 
oder zur Theilnahme und Hiffäleiftung nur in fo fern ein, als verfelbe, 
nad vorgängiger Berathung durd Stimmenmehrheit in der engern Berfamm- 
lung, Gefahr für das Bundesgebiet erkennt. — Im lestern Falle finden 
die Borfchriften der vorhergehenden Artikel ihre gleichmäßige Anwendung. 

Art. 48. Die Beltinmung der Bundesafte, verınöge welcher, nad) 
einmal erklärten Bundesfriege kein Mitglied des Bundes einfeitige Unter⸗ 
handlungen mit dem Feinde eingehen, noch einfeitig Waffenftillftand oder 
Frieden fchließen darf, ift für fämmtliche Bundesftaaten, fie mögen außer⸗ 
halb des Bundes Befigungen haben oder nicht, gleich verbindlich. 

Art. 49. Wenn von Seiten des Bundes Unterhandlungen über Ab- 
ſchluß des Friedens oder eines Waffenftillftandes ftattfinden, fo bat die 
Bundesverfammlung zu fpecieller Leitung derfelben einen Ausſchuß zu bes 
ftellen, zu dem Unterhandlungsgefchäft jelbft aber eigene Bevollmächtigte zu 
ernermen, und mit gehörigen Juftructionen zu verfehen. Die Annahme und 
Beftätigung eines Friedensvertrags kann nur in der vollen Verſammlung 
gefchehen. . 

Art. 50. Im Bezug auf die auswärtigen Verhältniſſe überhaupt Tiegt 
der Bundesverfammlung ob: 

1) als Organ der Gefammtbeit des Bundes für die Aufrechthaltung fried- 
licher und freundjchaftlicher Verhältnifie mit den auswärtigen Staaten 
Sorge zu tragen; 

2) die von fremden Mächten bei dem Bunde beglanbigten Gefandten an- 
zunehmen, und, wenn es nöthig befunden werden follte, im Namen 
des Bundes Gefandte an fremde Mächte abzuordnen; 

3) in eintretenden Fällen Unterhandlungen für die Geſammtheit bes 
Bundes zu führen und Berträge für denfelben abzufchliepen; 

»4) auf Berlangen einzelner Bundesregirungen, für diefelbeu die Verwend⸗ 
ung des Bundes bei fremden Regirungen, und, in gleicher Art, auf 
Berlangen fremder Staaten, die Dazwifchentunft des Bundes bei 
einzelnen Bundesgliedern eintreten zu laflen. 
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Art. 51. Die Bundesverfammlung ift ferner verpflichtet, die anf das 
Militärweien des Bundes Bezug babenden organischen Einrichtungen und 
die zur Sicherftellung feines Gebietes erforderlichen Bertheidigungsanftalten 
zu befchließen. 


Art. 52. Da zur Erreihung der Zwede und Beforgung der Ange - 


legenheiten de3 Bundes von der Geſammtheit der Mitglieder Geldbeiträge 
zu leiften find, fo hat die Bundesverſammlung: 

1) den Betrag der gewöhnlichen verfaffungsmäßigen Ausgaben, fo weit 
foldes im Allgemeinen gejchehen kanu, feitzufegen; 

2) in vorkommenden Fällen die zuc Ausführung befonderer, in Hinſicht 
auf anerkannte Bundeszwecke gefaßten Befchlüffe erforderlichen außer- 
ordentlihen Ausgaben und die zur Beitreitung derjelben zu leitenden 
Beiträge zu beftimmen; 

3) das matrilelmäßige Verhältniß, nach welchem von den Mitgliedern 
des Bundes beizutragen ift, feitzujegen; 

4) die Erhebung, Verwendung und Berechnung der Beiträge anzuordnen 
und dariiber die Aufficht zu führen. ") 

Art. 53. Die dur) die Bundesafte den einzelnen Bundesftaaten 
garantirte Unabhängigkeit fchließt zwar tm Allgemeinen jede Einwirkung des 
Bundes in die innere Staatseinrichtung und Staatsvermaltung aus. Da 
aber die Bundesglieder fich in den zweiten Abfchnitte der Bundesakte über 
einige befondere Beſtimmungen vereinigt haben, welche fih theils auf Ge: 
währleiftung zugeficderter Rechte, theils auf beftimmte Verhältniſſe der Unter- 
tbanen beziehen, fo liegt der Bundesverfammlung ob, die Erfüllung der 
durch dieſe Beitimmungen übernommenen Berbindlichkeiten, wenn fich aus 
hinreichend begründeten Anzeigen der Betheiligten ergibt, daß ſolche nicht 
ftattgefunden babe, zu bewirken. Die Anmendung der in Gemäßheit diefer 
Berbindlichkeiten getroffenen allgemeinen Anorbnungen anf die einzelnen Fälle 
bleibt jedoch den Negirungen allein überlaſſen. 

Art. 54. Da nah dem Sinne des dreizehnten Artikels der Bundes» 
afte und den darüber erfolgten fpätern Erklärungen in allen Bundesſtaaten 
landftändifche Verfaſſungen ftattfinden follen, fo hat die Bundesverfanmlung 
darüber zu machen, daß diefe Beftimmung in feinem Bundesftaate uner- 
füllt bleibe. 

Art. 55. Den fouveränen Fitrften der Bundesftaaten bleibt über: 
laſſen, dieſe innere Landesangelegenheit, mit Berückſichtigung ſowohl der 
früherhin gefeglich beftandenen ftändifchen Rechte, als der gegenwärtig ob» 
waltenden Berhältniffe zu ordnen. 


Art. 56. Die in anerkannter Wirkſamkeit beftehenden Tandftändifchen . 


Berfaffungen können nur auf verfaffungsmäßigem Wege wieder abgeändert werden. 
Art. 57. Da der deutfche Bund, mit Ausnahme der freien Städte, 
aus fouveränen Flirten befteht, fo muß, dem hierdurch gegebenen Grund» 


9 Bergl. Klüber, öffentliches Recht. 8. 181. 196. 
Rudhart, S. 9 ff. 
Weiß, Staatsredht. 8. 192 ff. 
G. v. Meyer, Corp. Constitut. Germanie. I. &. 89 ff. 
9. 4. Zahariä, Staatsrecht. I, &. 829, 
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begriffe zufolge, die geſammte Staatsgewalt in dem Oberhanpte des Staates 
vereinigt bleiben, und der Souverän kann durch eine landſtändiſche Verfaſſ⸗ 
ung nur in der Ausübung beftimmter Nechte an die Mitwirkung der Stände 
gebunden werden. Ä 

Art. 58. Die im Bunde vereinten fouveränen Fürften dürfen durch 
feine landftändifche Berfafjung in der Erfüllung ihrer bundesmäßigen Ber- 
pflichtungen gehindert oder beſchränkt werden. 

: Art. 59. Wo die Deffentlichfeit lamdftändifcher Verhandlungen durch 
die Berfafjung geftattet iſt, muß duch die Gefrhäftsordnung dafiir geforgt 
werden, daß die gejeglichen Grenzen der freien Aeußerung, weder bei den 
Verhandlungen felbft, noch bei deren Bekanntmachung durch den Drud, auf 
eine die Ruhe des einzelnen Bundesftaats oder des geſammten Deutſchlands 
gefährdende Weiſe überfchritten werden. 

Art.-60. Wenn von einem Bundesgliede die Garantie des Bundes 
für die in feinem Lande eingeführte Taudjtändifche Verfaffung nachgefucht 
wird, ſo iſt die Bundesverſammlung berechtigt, folche zu übernehmen. Sie 
erhält dadurch die Befugniß, auf Anrufung der Betheiligten, die Berfafjung 
aufrecht zu erhalten, und die über Auslegung oder Aumendung derfelben 
entftandenen Irrungen, fo fern dafür nicht anderweitig Mittel und Wege 
gefeglich porgefchrieben find, durch gittliche Vermittelung oder compromifja- 
riſche Entjcheidung beizulegen. 

Art. 61. Außer dem Falle der übernommenen befondern Garantie 
einer landftändifchen Berfafjung und der Aufrechthaltung der über den dreis 
zehnten Artikel der Bundesafte bier feſtgeſetzten Beſtimmungeu, iſt Die 
Bundesverfammlung nicht berechtigt, in landftändifche Angelegenheiten oder 
in Streitigkeiten zwifchen den Yandesherren and. ihren Ständen einzuwirken, 
jo lange ſolche mit den im ſechs und zwanzigften Artikel bezeichneten Charakter 
annehmen, in welchen Falle die Beltimmungen dieſes, jo wie des fieben 
und zwanzigften ArtifetS auch hierbei ihre Anwendung finden. — Der ſechs 
und vierzigfte Artikel der. Wiener Congreßakte vom Jahre achtzehnhundert 
und fünfzehn, in Betreff der Berfaffung der freien Stadt Frankfurt, erhält 
jedoch hierdurch feine Abänderung. 

Art. 62. Die vorftehenden Beltimmungen in Bezug auf den dreizehn- 
ten Artikel der Bundesakte find auf die freien Städte in fo weit anwendbar, 
als die befondern Berfaffungen und Berhältniffe derfelben es zulaffen. 

Art. 63. Es liegt der Bundesverfammlung ob, auf die genaue und 
volftändige Erfüllung derjenigen Beftimmungen zu achten, welche der vier- 
zehnte Artikel der Bundesakte in Betreff der mittelbar gewordenen ehemaligen 
Neichsftlände und des ehemaligen unmittelbaren Reichsadels enthält. “Die: 
jenigen Bundesglieder, deren Ländern die Befigungen bderjelben einverleibt 
worden, bleiben gegen den Bund zur unverrüdten Aufrechthaltung der durch 
jene Beſtimmungen begründeten ftaatörechtlichen Verhältuiſſe verpflichtet. Und 
wenn gleich die über die Anwendung der in Gemäßheit des vierzehnten 
Artilel3 der Bundesafte erlaffenen Verordnungen oder abgefchloffenen Ber: 
träge entftehenden Streitigkeiten in einzelnen Fällen an die competenten Be- 
hörden des Bundesſtaats, in welchem die Befisungen der mittelbar geivor- 
denen Fürften, Grafen und Herren gelegen find, zur Entfcheidung gebracht 
werden müſſen, fo bleibt denjelben doch, im Falle der verweigerten geſetz⸗ 
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lichen und verfaſſungsmäßigen Rechtshilfe, oder einer einfeitigen zu ihrem 
Nachtheile erfolgten legislativen Erklärung, der durch die Bundesakte ihnen 
zugeficherten Rechte, der Recurs an die Bundesverfanmlung vorbehalten; 
und dieſe ift im einem ſolchen Falle verpflichtet, menn fie die Beſchwerde 
gegründet findet, eine genügende Abhilfe zu bewirken. 

Art.:64. Wenn Vorſchläge zu gemeinnützigen Unorditungen, deren 
Zweck nur durch die zufammenwirkende Theilnahme aller Bundesftaaten er- 
reicht werden Tann; 'von einzelnen Bundesgfiebern an’ dle Bundesverfamnt- 
lung gebracht werden, und diefe fi von der Zwedmäßigkeit und Ausführ- 
barkeit folcher Vorſchläge im Allgemeinen überzeugt, fo liegt ihr ob, die 
Mittel zur Bolführung Dderjelben in forgfältige Erwägung zu ziehen, und 
ihr anhaltendes Beftreben dahin zu richten, die zu dem Ende erforderliche 
freiwillige Vereinbarung unter den ſämmtlichen Bundesgliedern zu bewirken. 

Art. 65. Die in den befondern Beftinmungen der Bundesalte, Ar- 
titel 16, 18, 19, zur Berathung ber Bundesverſammlung geftellten Öegen- 
ftände bleiben berfelben, um durch gemeinfchaftliche Uebereinkunft zu mög- 
lichſt gleichförmigen Verfügungen darüber zu gelangen, zur fernern Bear- 
beitung vorbehalten. 

Die vorftehende Akte wird als das Refultat einer unabänderfichen Ver⸗ 
einbarung zwiſchen den Bundesgliedern, mittels Präſidialvortrags an den 
Bundestag gebracht, und dort, in Folge gleichlautender Erklärungen der 
Bundesregirungen, durch förnilichen Beſchluß zu einem Grundgeſetze erhoben 
werden, welches die nämliche Kraft und Giltigkeit wie die Bundesakte ſelbſt 
haben und der Bundesverfammlung zur unabweichlichen Richtſchnur dienen foll. 

Zur Urkunde deſſen haben ſämmtliche hier verſammelte Bevollmächtigte 
die gegenwärtige Alte unterzeichnet und mit ihren Wappen unterſiegelt. 

So gefchehen zu Wien deu fünfzehnten bes Monats Mai, int 
sehre en taufend acht hundert und zwanzig. 

L. S.) Fürſt von Metternid. (L. S.) Öraf Bernftorff. (L. S.) 
Rrufemart (L. S.) 3. €. von Küfter. (L. S.) Freiherr von Zent— 
ner. (1. S.) Zreiherr von Stainlein. (L. S.) Graf von der Schu- 
tenburg, (L. S.) von Globig. (L. S.) Ernſt Graf von Harden- 
berg. (L. S.) Graf von Mandelslob. (L. S.) Freiherr von Ber- 
fett. (L. S.) Freiherr von Tettenborn. (L. S.) Mündbaufen. . 
(L. S.) du Bos du Thil. (L. S.) 3. Bernftorff. (L. 8S.) A. R. 
Fald. (1. S.) Earl Wilhelm Breiber: F Fritſch. (L. 8.) E. F. L. 
Marſchall von Biberſtein. (L. S.) L. H. Freiherr von Pleſſen. 
(L. S.) von Berg. (L. 8.) J. R. PAR; 


46 Erſtes Buch. 


Zweite Abtheilung. 


Die Bımdesverfaffung als Entwirkelung aus 
den Bundesgrundgefeben. 


I. 
Helhäftsordnung des deutfhen Bundes. 
Vorbemerkung. 


Die Bundesverfammlung hatte Anfangs ihre Gefchäftsorbnung nur 
proviforifch feitgeftellt. Vorläufige Gefchäftsorpnung der Bundesverfamm- 
fung vom 14. November 1816. 

Eine definitive Feltftellung erfolgte auf Anlaß ber Dresdener Con⸗ 
ferenzen unter'm 16. Juni 1854. 

Vergl. biezu bezüglich der Form der Eingaben von Brivaten die 
Bundesbeſchlüſſe vom 5. Dezember 1816, 30. Januar 1817, 11. De- 
zember 1817 und 3. Juli 1823. 

Im Anfchluffe die jegt geltende Gefchäftserbnung. 


Geschäftsoränung des. dentschen Bundes. 


Zu 8. 181. des Protofolls der XVII. Sitzung der beutfhen Bundesverſammlung 
vom 16. Juni 1854. 


Geſchäftsordnung der dentſchen Bundesverſammlung. 
J. Ordnung der Sitzungen. 


8. 1. Die Sitzungen der Bundesverſammlung werden bis auf 
Weiteres im Taxis'ſchen Palafte, mindeftens wöchentlih einmal, und 
zwar regelmäßig Donnerftags, gehalten. 

8. 2. Bei gebäuften Gefchäften, over in befonveren Fällen, ober 
auf den Antrag einzelner Gefandten finden außerordentliche Sitzungen in 
Gemäßbeit vepfallfiger Verabredungen ober einer Anfage des Präſidiums 
ftatt. In der Einladung wirb ber Grund ber außerorbentlihen Sikung 
angegeben. 
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8. 3. Aus der Beſchaffenheit der jebesmaligen Gegenſtände ber Ver- 
banblung geht hervor, ob fich, nach Maßgabe der Bunbesafte, blos bie 
engere Bunbesverfammlung oder auch das Plenum mit benfelben zu be⸗ 
Ichäftigen habe. 

8. 4. Die Sigungen find theils förmlich, theils vertraulich. 

8. 5. Die vertraulichen Sigungen dienen zum Zwecke vorläufiger 
Erörterung und Austaufchung ber Anfichten. Sie find ohne amtliche 
Form und Wirkung. Es wird deßhalb während berjelben fein Protokoll 
aufgenommen, und fein Gejanbter ift an die hierin abgegebenen Aeußer⸗ 
ungen gebunden. 

8. 6. Mit fürmlichen und vertraulichen Beratbungen wird, ben 
Umftänten nah, auch in der nämlichen Sigung abgemechfelt. Insbe⸗ 
fonbere ſoll eine vertrauliche Erörterung und Befprechung jeweils ftattfinven, 
bevor Termin zur Abftimmung über einen Gegenftand angefegt wird, 
oder wo nach erfolgter Abftimmung noch eine Verfchiedenheit der Anfichten 
auszugleichen ift. J 

87 Die Ausſage und, bei eintretender Verhinderung, bie Abſage 
ver Sigung fteht dem Präfibium zu. Der Grund der Abfagung wird 
in dem betreffenten Notificatorium angegebeit, welches am Tage vor ber 
Sigung erfolgt. 

8. 8. Die Abfagezettel enthalten vie Adreſſe ver Gefandten, fo wie 
Zeit und Form der VBerfammlung, und follen mit Ausnahme ganz brin- 
gender Fälle, am Tage vor derſelben, fpüteftens bis drei Uhr Nachmit- 
tags, jedem Geſandten zugeftellt werden. 

8. 9. Die Gegenftände ver Berathung werben in dem Anfagezettel, 
fo weit möglich, angegeben, und muß dies gefchehen, in fe fern eine 
Abſtimmung behufs einer in die Sache felbft eingehenden Schlußfaffung 
oder die Wahl eines Ausſchuſſes ftattfinden ſoll. Ä 

8. 10. Jeder Geſandte bat im Falle feiner Abwefenbeit oder fon- 
jtigen Verhinderung einen andern Gefandten zu fubftituiren, und folches 
dem Vorſitzenden, wo möglih am Tage vor der nächſten Sigung anzu⸗ 
zeigen. Uinterläßt er dieß, fo wird feine Stimme zur Vervollftändigung 
der Mehrheit oder Einftimmigfeit zugezählt. 

8. 11. Zu einer giltigen Beichlußnahme gewöhnlicher Art wird im 
engeren Rathe ver Bunbesverfammlung die abfolute Stimmenmehrheit im 
Plenum die Mehrheit von zwei Drittheilen der Stimmen erforvert. Hier⸗ 
bei kommen fämmtliche zur Abftimmung berechtigte Stimmführer, jedoch 
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ohne Rückſicht auf diejenigen, welche ſich etwa .im einzelnen Falle aus 
genügend befundenen Gründen ber. Abftimmung enthalten, in Betracht. 

8. 12. Wo e8 indeſſen auf Annahme neuer Grundgeſetze over Ab⸗ 
änderung ber beſtehenden, auf organifche Bunbeseinrichtungen, jura sin- 
gulorum, Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund und Religionsange- 
legenheiten ankommt, findet Tein Beſchluß durch Stimmenmehrbeit ftatt. 

8. 13. Bei etwaigen Todesfalle eines Gefandten, in. welchem, in 
Ermangelung einer fonftigen gefandtfchaftlichen Perfon oder ihr gefchebenen 
Subftitution, die Obfignation von dem Präfidium zu beforgen ift, ‚bleibt, 
wenn ber Verſtorbene eine Subftitution ertheilt hatte, dieſe jo lange, bie 
beffen Committent wegen Führung feiner Stimme eine andere Verfügung 
getroffen bat, bei Giltigkeit. Iſt dieß nicht der Ball geweien, fo bat 
die Bunbesverfanmlung zu der Wieberbefegung: der Geſandtſchaftsſtelle 
oder einftweiligen Uebertragung der Stimme an einen andern Geſandten, 
nach Verhältniß der Entfernungen, eine möglichjt kurze Frift zu beftim- 
men, wibrigenfall® die betreffende Bunbesregirung bei allen Bejchlüffen, 
welche fpäterbin zu faffen find, der Mehrheit oder Einftimmenheit bei⸗ 
tretend geuchtet wird. 

$. 14. Der Präfidirende ift befugt, die Sigung zu eröffnen, ſobald 
die beſtimmte Stunde geſchlagen hat. 

$. 15. Die vorläufige Ordnung der Sitze und der Abſtimmungen 
richtet fih in der engeren Bunbesverfammlung nach der Reihenfolge, in 
welcher die Bundesftaaten im vierten Artifel der Bundesakte aufgeführt 
find, fo wie bei den Plenarfigungen nach derjenigen, welche ver echte 
Artikel derfelben angibt, mit Rückſicht auf diejenigen Aenderungen, welche 
fich bierin im Laufe der Zeit ergeben haben und zur Renntniß ver Bun- 
desverfammlung gebracht worden find. 

8. 15. Jeder Gefanbte, welcher die Plenarftimmen mehrerer Bun⸗ 
desſtaaten führt, hat ſolche einzeln und in der gedachten Ordnung ab— 
zugeben. 

8. 17. Die Geſandten derjenigen Bundesſtaaten, welche in ver 
engeren Bundesverſammlung zu einer Geſammtſtimme vereinigt find, und 
unter denen ein Turnus in der Stummführung ftattfindet, dürfen in ven 
Sigungen ber engeren Bundesverfammlung, obgleich daſelbſt jede Gefammt- 
ftimme nur von Einem folcher Gefandten geführt werden kann, gegen- 
wärtig fein, und zum Zwede ber Erörterung und zur Beförverung eines 
allgemeinen Cinverftandniffes ihre befonberen Anfichten und Gründe 
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barlegen. Eben fo können zu allen Commiffionen auch diejenigen Ge- 
fandten ber Guriatftimmen gewählt werben und ihre Arbeiten bei ber 
Commilfion fortfegen, welche zur Zeit der Wahl oder der Fortfegung 
ber Commiffionsarbeiten den Situngen ber Bunbesverfammlung ohne - 
Stimmführung beiwohnen. 


II. Ordnung der Gegenftände der Verhandlung und der Be- 
rathung derfelben. 


8. 18. Die Gegenftände der Verhandlungen der Bunbesverfamm:- 
fung find entweder 

a) bereit8 durch die Bundesakte worgefchrieben, oder 

b) ver Antrag und DBorfchlag derſelben geſchieht durch einzelne 

Bunbesitaaten, ober 

ce) fie werben durch fonftige Anträge an die Verſammlung veranlaßt. 

8. 19. Die Anträge ber einzelnen Bunbesftaaten werben durch de⸗ 
ren Stimmführer felbft an die Verſammlung gebracht und derſelben 
jchriftlich übergeben, nachdem folche dem Präfibium fo zeitig fehriftlich 
mitgetbeilt worden find, daß ter betreffende Gegenftand noch auf bie 
nächite Tagesordnung gefeßt werben kann. Auf Anträge, die fih im 
Berlaufe der Discuffion eines auf ber Zagesorbiung gefeßten Gegen 
ſtandes entwidelten, bat letzteres jedoch keinen Bezug. 

8. 20. Sonftige Anträge, fo wie überhaupt alle an die Bunbes- 
verſammlung eingehenden Schreiben gelangen zunächit in die Hände bes 
Präfivirenden. Diefer wirb diefelben mit der Bemerkung der Empfangs- 
zeit verfehen, fie nach Nummern mit furzer Anführung der Berfonen und 
des Gegenftandes in ein Negifter eintragen laflen, und bavon in ber 
nächften ordentlichen Sitzung die Anzeige und Verzeichnung in's Protocolf 
verfügen. Während drei Tagen nach verfelben werben ſolche Schriftftücke 
zur Einficht der Geſandten in dem Bureau ber anzleibirection aufgelegt. 
Hinfichtlich derjenigen Eingaben, welche vom Praͤſidium nach Form oder 
Gegenftand gänzlich unftatthaft gefunden werben, gejchieht bie Vorlage _ 
behufs deren befinitiver Befeitigung nur vertraulich in ber nächften Situng. 

8. 21. Alle bei der Bunbesverfammlung vorkommenden Anträge 
und Vorfchläge, jo wie überhaupt alle an diefelbe gelangenden, nach Form 
oder Gegenſtand nicht gänzlich unftatthaften Eingaben follen fofort und 
längitens innerhalb vierzehn Lagen nach ihrem Eingange zur gefchäftlichen 
Behandlung in ber Bundesverfammlung gebracht werben. 

Neichlen, Staaterecht. 11. 4 
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8. 22. Die Ausſchnßberichte follen, wo es fih nicht um ganz 
einfache oder befonbers dringende Gegenftänve handelt, und deßhalb ver 
Ausſchuß das Gegentheil bejchließt, fchon vor der Sigung, in welcher 
der Gegenftand zur Verhandlung fommt, gedrudt und ſpäteſtens mit ben 
Anfagezetteln unter die Geſandten vertheilt werben. 

8. 23. Um in allen Fällen vie Schlußfaffung thunlichſt zu be- 
Schleunigen, werben die Regirungen ihre Bevollmächtigten, jo weit möglich, 
Schon im Voraus mit ausreichender Inſtruction verfeben. 

8.24. Wo es der Einholung einer befonderen Inftruction bedarf, 
oder überhaupt ein auf Ausfegung ber Abftimmung gerichteter Antrag 
Unterjtügung findet, ijt in allen nicht fehr bringenden Sachen die Ab- 
ftimmung und Schlußfaffung auszufegen, und zu biefem Zwecke eine 
Frift zu bewilligen, welche in der Kegel nicht weniger als vierzehn Tage 
und nicht mehr als vier Wochen betragen foll. Hierdurch find jedoch 
piejenigen Gefandten, welche ihre Abftimmung fofort oder doch vor dem 
feftgefeßten Termine zu Protocoll geben wellen, daran nicht gehindert. 

Nah Ablauf dieſer Frift erfolgt im Uebrigen bie Abftimmung in 
ber vom Präſidium hierzu anberaumten Sigung; ein weiterer Auffchub 
derfelben ift nur ftatthaft, wenn bie Verfammlung dieß aus befonderen 
Gründen befchliekt. 

8. 25. Die Stimmen derjenigen Bevollmächtigten, welche ven zur 
Abftimmung feitgefegten Termin verfäumen, werben, wenn ihnen nicht 
ein weiterer Auffchub aus von der Bundesverfammlung für erheblich er- 
fannten Gründen bewilligt wird, zur Vervollftändigung der Mehrheit over 
Einftimmigfeit ohne Weiteres zugezählt. 

Daffelbe findet auf diejenigen Anwendung, welche, obfchon anweſend, 
ohne erhebliche, von der Bundesverſammlung für genügend erfannte 
Gründe der Abftimmung fich enthalten. 


II. Ordnung des Gefhäftsganges in ven Sikungen. 


8. 26. Den Anfang ter Situng macht bie Vorlefung, beziehungs- 
weife Berichtigung des Protocolls ber letzten Situng, falls daſſelbe bie 
dahin nicht allfeitig anerfannt und unterzeichnet ift. 

$. 27. Hierauf folgen die vom Präfidium und den einzelnen Ge- 
fandten Namens ihrer Regirungen zu machenden Mittheilungen und ein» 
zubringenven Anträge, nebft vorläufiger Beratbung und Schlußfaffung 
über jebe einzelne derjelben, wodurch bejtimmt wird, ob 
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a) der Gegenſtand ſich ausnahmsweiſe ſofort oder nach Umlauf einer 
zu beſtimmenden Friſt zur Berathung oder Schlußfaſſung eigne, 
oder ob 

b) die vorgängige Verweiſung an einen Ausſchuß erforderlich geachtet 
werde, und letteren Falls 

ec) ob ein bereits vorhantener Ausfhuß damit zu beauftragen, ober 
ein neuer zu wählen fei und and wie viel Mitgliedern dieſer zu 
beiteben babe; bei Ausfchüffen von fünf und mehr Mitgliedern 
werben zugleich zwei, bei Ausfchüffen von weniger Mitgliedern ein 
Stellvertreter gewählt. 

Die Wahl gefchieht in der Art, daß miitteljt geheimer Abſtimmung 
fo viel Namen bezeichnet werden, als ver Ausſchuß Mitgliever enthalten 
fol. Diejenigen Gefandten, auf welche die meiften Stimmen gefallen, 
find Mitglieder, und diejenigen, welche nach ihnen die meiften haben, 
Stellwertreter des Ausſchuſſes. Zritt Stimmengleichheit ein, fo werben 
fich die Betreffenden darüber einigen, wer in den Ausjchuß eintritt; in 
Grmangelung einer deßfallſigen Verftändigung entjcheibet hierüber das 
Präſidium. Die Wahl des Neferenten erfolgt auf Vorſchlag des Vor- 
figenden des Ausſchuſſes, mittelft Vereinbarung oder in Ermangelung 
einer Jolchen durch Abſtimmung des Ausſchuſſes. 

8. 28. Sodann folgt die Vornahme der weiter auf die Zagesorb- 
nung geſetzten, oder fonft, dem Antrage des Präſidiums gemäß, zu ver- 
handelnden Gegenftände, ſei c8 zur Berichterftattung, vorläufigen Ab- 
jtimmung, Crörterung, Vorbereitung verfelben für etwaige Behandlung 
im Plenum, Anfegung eines Termines zur Abjtimmung, envlich die Ab- 
jtimmung over die Schlußzichung und deren Genehmigung, auch Abs 
jtimmung über die etwaige Bekanntmachung des gefaßten Beſchluſſes. 

8. 29. Endlich findet Verabredung bezüglich ver nächjten Zufam- 
menfuuft und vorläufige Anzeige ber Gegenftände ftatt, welche darin vor⸗ 
fommen bürften. 

$. 30. Als allgemeine Beftimmungen über den Geſchäftsgang gelten 
nachfolgende Regeln: 

a) Die drei Hauptftufen, welche für die Behandlung eines jeden Ge- 
genftandes anzunehmen find, nämlich: 

der erite Antrag, „ 
die Erörterung, und 


die endliche Abftimmung barüber 
4* 
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werben in ber Negel in vrei Sigungen vertheilt, wozu unter Um⸗ 
ftänden eine vierte zur Schlußziehung kommt. Die Berathung 
eines Gegenftandes Tann in berfelben Sigung, in welche er einge- 
bracht worden ift, nicht ftattfinden, wenn nicht alle Stimmen 
hiermit einverftanden find. 

b) Das Präſidium kann, um Zweifel über die einzelnen Abſtimmun⸗ 
gen zu heben, wie auch um die Zahl der Abſtimmenden für die 
eine oder andere Meinung zu berichtigen, eine wiederholte Umfrage 
anſtellen. 

c) Deßgleichen kaun ein Mitglied, welches bereits geſtimmt bat, ſei 
es, daß etwa in ſpäteren Abſtimmungen neue Gründe vorgebracht 
werden, die bei der Erörterung nicht vorgekommen und von denen 
es ſich überzeugt fühlt, oder wenn es ſolches ſonſt zur Aufklärung 
von Mißverftändniffen rathſam glaubt, nach beendigter Umfrage 
um Auffchub der Schlußziehung erfuchen, nach deſſen Bewilligung 
ſodann die weitere Erörterung vorgenommen wird. 

d) Die endlichen Abftimmungen über einen Gegenftand werben, ſobald 
zu folchen eine Frift feftgefegt worben, fchriftlih eingegeben ober 
zum Protocoll bictirt. Wird bierbei bie definitive Redaction ver 
Abftimmung vorbehalten, fo muß dieſe fpäteftens am Tage nach 
ber Sigung dem Protocollführer zugeftellt werben. 

e) Die Beröffentlihung ver Bundestagsverhantlungen findet nach 
Maßgabe des Bundesbefchluffes vom 7. November 1851 und der 
Beitimmungen ftatt, welche in Folge ber eingeleiteten Reviſion 
feſtgeſetzt werben. 

f) Auf Eingaben und Schreiben, welche ver Bundesverfammlung zu⸗ 
fonımen, wird burch Zuſendung von Auszügen aus dem Protocolfe 
geantwortet, welche ben deßfallſigen Beſchluß, den Umftänden nach 
mit oder ohne Hinzufügung der Gründe enthalten. Hanbelt es 
fih nur um eine Auskunft über bie Lage einer Sache, fo ift bie 
Canzleidireetion, eine folche zu ertbeilen, ermächtigt. 

Auszug des Protocolls der... . Sigung ber beutfchen Bundesver- 
jammlung vom ꝛc. 


Die deutſche Bundesverfanmlung bat beſchloſſen ꝛc. 
Frankfurt, ben ꝛc. 


(L. 8.) die Bundescanzlei. 


I. Geſchäftsordnung des beutfchen Bundes. 53 


g) In den Sachen, wo an eine Bunbesregirung ein befonveres Er- 
juchen gerichtet oder ein Beichluß in ihrer Angelegenheit gezogen 
wird, ift ein Auszug aus dem Protocol, von dem Präſidium aus- 
gefertigt, unterfchrieben und unterfiegelt, der betreffenden Gefandt- 
Schaft zuzuftellen. 

h) Das Siegel, deſſen fich die Bunbesverfammlung und bie Bundes- 
canzlei bebient, ift der deutſche Reichsadler mit der Umſchrift: 

„Deutjcher Bund“ resp. „Deutſche Bundescanzlei.“ 
Die Adreſſe ‚ver Bundesverfammlung ift: 
An die hohe deutſche Bundesverfammlung. 


IV. Ordnung der Protocollführung, ber Canzlei und des 
Archibs. 


8. 31. Der Canzleidirector, der zugleich mit der Protocollführung 
in ven Bunbestagsfigungen beauftragt ift, fo wie bie übrigen Bundes» 
beamten werben auf ven Vorſchlag des Präſidiums von der Bundesver- 
fammlung ernannt. Die Ernennung gefchieht mittelft geheimer Abftimm- 
ung; nimmt bie Bundesverſammlung ein vorgeſchlagenes Individuum 
nicht an, fo bat dieß einen neuen Vorſchlag zur Folge. Der Gewählte 
wird von dem DVorfigenden, und zwar ber Canzleidirector in ber Bundes⸗ 
verfammlung, in Eid und Pflicht fir ven Bund genommen. 

Im Fall ver Abwefenheit oder Verhinderung bes Canzleidirectors 
trifft die Bundesverfammlung wegen Vertretung beffelben, auf Vorſchlag 
bes Präfidiums, bie erforderlichen Vorkehrungen. 

Die Entlaffung ver Eaffen-, Regiftratur- und Canzleibeamten und 
Diener aus ben Bundesdienſten, fo wie bie Verſetzung auf eine andere 
Stelle Tann nur auf Grund eines Beichluffes der Bunbesverfammlung 
gefcheben. 

Hinfichtlih der Heimaths⸗, Penfions- und Gerichtöbarkeitsverhält- 
niffe diefer Beamten und Diener behält es bei bem Bundesbeſchluſſe vom 
6. Mai 1841 ſein Bewenden. 

F. 32. Das Protocoll enthält die Anzeige ber bei einer Sitzung 
anwefenden ftimmführenden Gefandten und des Protocolfführers, bie Er- 
Hörungen und Anträge, bie Ausjchußvorträge, und die fonft in ben 
Berhandlungen vorgetragenen Hauptgründe, ohne namentliche Anführung 
besjenigen, welcher tiefelben vorgebracht, die Abſtimmung jedes Einzelnen, 
bie Beſchlüſſe, zuletzt das DVerzeichniß ver Eingaben. 
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Scriftlich übergebene oder bictirte Abftimmungen werben wörtlich 
zum Protocoll genommen. 

8. 33. Sobald das Protocell gehörig geordnet ift, und zwar 
regelmäßig vor ber nächften Sitzung, cireulirt daffelbe zur Einficht 
und Unterfchrift ver einzelnen Gefandtfchaften. Wird daſſelbe nicht fofert 
alffeitig anerkannt und unterzeichnet, fo wird e8 nach Hebung ber bep- 
fallſigen Anſtände in der nächſten Situng vollzogen. 

8. 34. Die gedruckten Protocolle, die Erllärungen, Anträge und 
Borträge, deren Vorausdruck befchlaffen worden ift, fo wie bie ver Ber- 
fammlung etwa in hinreichender Zahl zugefanbten Eingaben werben uns 
verzüglich zur Vertheilung gebracht. 

Auf dieſen Aktenftücen wird von der Bunbescanzlei das Datum ber 
Bertheilung bemerkt. 

8. 35. Die Aufficht über die Urkunden und Alten jteht jederzeit 
dem Vorfigenden zu, jedem Bundestagsgefandten aber ber Zutritt zu 
dem Archive, die Einfichtnahme ber einzelnen Aftenftüde und bie Verab- 
folgung begehrter Abfchriften. Wo die Ausfolgung einzelner Driginal- 
bocumente Anftand finden follte, entfcheivet hierüber die Verſammlung. 


V. Bertagung der Bundesverfammlung. 


8. 36. Die Vertagung findet in der Regel innerhalb der Monate 
Juli bis Oktober ſtatt. Der Anfangs- und Endtermin, fo wie bie 
Verlegung der Vertagung auf eine andere Jahreszeit oder deren günzliche 
Ausfegung in einem einzelnen Jahre hängt von dem Stande ber Ge— 
Ichäfte ab. Nach vorgängiger vertraulicher Erörterung befchließt hierüber 
bie Verfamnilung. 

8. 37, Das Bundestagspräfidium und Die Bunbescanzlei werben 
als fortwährend im Amte, daher auch das Einreihungsprotocoll immer 
als eröffnet, betrachtet. Ä 

8. 38. Der präfidirende Gefandte muß jeberzeit, wenn er abgeht, 
alfo auch bei eintretender Vertagung ber Bundesverſammlung, einen an= 
beren Bunbestagsgefandten zu ven Präfidialgefchäften fubftituiren. 

8. 39. Außer dem Präfidialgefandten oder deſſen Stellvertreter 
müffen zum wenigften vier Bunbestagsgefandte fih am Sike des Bun- 
bestags befinden, welche jedoch nur einzig dazu im Vereine mit dem 
Prüfidialgefandten fich zu verfammeln haben, 

a) um in Kenntniß der Eingaben und Gefchäftslage erhalten zu werben; 
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b) um mit dem Präfibium zu ermeffen, ob ein bringender Fall vor- 
handen fei, welcher bie frühere Einberufung ver Herren Geſandten 
erheiſche. Zritt diefer Full ver Eile ein, fo wirb bie Einberufung 
burch den präfidirenden Geſandten gefchehen; und wäre ber Präſi⸗ 
dirende ſelbſt anwejend, fo hat beffen Stellvertreter ihn, er felbft 
aber die Bunbestugsgefandten von dem Orte aus, wo er ſich auf- 
hält, alsbald zur Rückkehr einzuladen; 

ec) um, wenn im Laufe der Ferien Fälle vorfommen, welche auf ber 
einen Seite nicht geftatten, die babei zu ergreifenten Maßregeln 
bis zur Wiedereröffnung der Sigungen zu verfchieben, auf ver an- 
bern aber nicht wichtig genug find, um eine frühere Einberufung 
der Bundestagsgeſandten zu veranlaffen, zufammenzutreten, barauf 
dasjenige zu verfügen, was feinen Auffchub leidet, unter der Ver⸗ 
pflihtung, bei Wiedereröffnung ver Sigungen davon ber Bundes⸗ 
verfammlung Bericht abzuftatten und beren Beftätigung zu bewirken. 

6s verſteht ſich übrigens von felbft, daß alle in Frankfurt anwefen- 
ven Herren Bunbestagsgefandten an dieſen Gefchäften des ſonach aus 
bem Präſidium, oder deſſen Stellvertreter und fammtlichen Anwefenven, 
wenigftend uber aus vier zu wählenden Bundestagsgefanbten beftehenven 
Ausfchuffes, Theil zu nehmen berechtigt find, fomit von felbjt zu dem⸗ 
jelben gehören. 

8. 40. Die Auswahl derjenigen vier Bunbestagsgefandten, welche 
bei dieſem Ausfchuffe zu verbleiben fich verbindlich zu machen hätten, 
gefchieht durch vertrauliche Einigung verfelben unter fich, wobei jeboch, 
erforberlichenfalls, die Stimmenmehrheit entfcheidet. Keiner ber Bundes⸗ 
tagsgeſandten kann gegen feinen Willen zweimal unmittelbar nacheinander 
dazu werbunden fein. 

8. 41. Wenn vor der Vertagung vorbereitende Commiſſionen er- 
nannt find, fo Tann jene die ungehinverte Fortjegung ihrer Arbeiten 
nicht hindern. 

8. 42. Nach wiebereröffnetem Bunbestage hat der Ausſchuß eine 
Anzeige feiner feitherigen etwaigen Geſchäftsthätigkeit zu übergeben. 

Bezüglich des Präſidiums vergleiche: 

Klüber, öffentliches Recht. 8. 135. 

Rudhardt, S. 35. 

Jordan, Staatsredht. 8. 191. 


Weiß, Staatsrat. 8. 41. 
H. A. Zahariä, Staatsredt. I. S. 641. 
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Ueber die Abftimmung in ber Bunbesverfammlung vergleiche: 
Klüber, öffentliches Recht. S. 163. 8. 156. 
Jordan, Staatsrecht. 8. 206. 
Weiß, Staatsredht. 8. 51. 
Archiv für das öffentliche Hecht bes deutſchen Bundes. Heft I. S. 110. 
Gießen, 1850. 
H. U. Zahariä, Staateredht. I. S. 652. 
Bezliglih der Bertagung der Bundesverſammlung vergleiche: 
Klüber, öffentliches Recht. 8. 116 fi. 
Rudhardt, das Recht des beutfchen Buntes. S. 32 ff. 
H. A. Zachariä, Staatsredtt. I, S. 638. 
Siehe in Anfehung ber Ausfchäffe der Bundesverſammlung: 
Klüber, Öffentliches Recht. 8. 152. 
Jordan, Staatsredht. 8. 209 ff. 
v. Drefch, öffentliches Recht. 8. 51 ff. 
Maurenbreder, Staatsredht. 8. 110. 
Weiß, Lehrbud. 8. 58 ff. 
9X Zahariä, Staatsredt. L S. 660. 


II. 
Auſtraͤgalorduung des deuffhen Bundes. 


Berfabren bei Aufftelung ber Aufträgalinftanzen. — Erecutionsorbnung zur Voll⸗ 
ziehbung der Beichlüffe des Bundestages und der Erfenntniffe der Aufträgalinflangen. 


Vorbemerkung. 


Der Zwed bes deutſchen Bundes geht bekanntlich vorzüglich dahin, 
jeden Krieg und alle Selbfthilfe zwifchen ven Bunbesglievern auszu⸗ 
ſchließen. In den über die hiezu dienlichen Mittel gepflogenen Verhant- 
lungen fam man fchließlich bei Berathung der Bundesafte bahin überein, daß 
bie Bunbesverfanmlung, vor welcher die Streitigkeiten der Bundesglieder 
anzubringen feien, burch einen Ausfchuß eine Vermittlung zu verfuchen und, 
im Balle ein Verfuch fehlfchlagen follte, eine richterliche Entſcheidung 
durch eine wohlgeorbnete Aufträgalinftanz zu bewirken habe. 

Auf Grund diefes Inhalts von Art. 11 der Bundesakte entftand 
ber Bunbesbefchluß vom 16. Juni 1817. 

Auf der Wienerminifterialconferenz von 1820 behielt man es fich 
bor, noch einen befonveren Bejchluß iiber das Verfahren bei Aufftellung 
ber Aufträgalinftanz zu faffen. Diefer vorbehaltene Beſchluß kam am 
3. Auguft 1820 zum wirklichen Beſtande. 
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Die am 3. Auguft 1820 angenommene Crecutionsorbnung wurbe 
zugleich für bie Vollziehung aufträgalgerichtlicher Erfenntniffe als an- 
wendbar erflart. 


A. Aufträgalordnung des deutfchen Bundes, 


angenommen in der 35. Situng den 16. Juni 1817. 


Die verbündeten fouveränen Fürften und freien Städte Deutfchlande 
haben vie jchon in der Weſenheit des deutfchen Bundes, als eines, mit 
einem gemeinfchaftlichen Nationalbande verbundenen Staatenvereins, ges 
gründete Verpflichtung durch den 11. Artikel der Bundesakte ausdrücklich 
übernommen, fich unter einander unter feinerlei Vorwande zu befriegen, 
noch ihre Streitiglfeiten mit Gewalt zu verfolgen, fondern fie bei ber 
Bundesverfammlung anzubringen. 

Zur Verfolgung dieſes Bunbeszwedes und zur Erfüllung ber in ver 
Bundesakte hierüber noch befonders übernommenen Pflichten hat bie Bun- 
desverſammlung Folgendes feitgejet: 

1. Die Bundesverfammlung ift diejenige Behörde, bei welcher alle 
und jede Streitigkeiten der Bundesglieder unter ſich anzubringen find. 
Es verfteht fich jedoch von felbft, daß den Bunbesglievern überlaffen 
bleibe, auch ohne Zutritt der Bunvesverfammlung die gütliche Ausgleich» 
ung ihrer Streitigkeiten unter fich zu treffen, und fich einander bie 
Austräge zu gewähren: indem bie Thätigleit der Bunbesverfammlung nur 
bann eintritt, wenn ſich bie Bunbesglieber über einen ftreitigen Gegen⸗ 
ftand auf feine Art unter fich einigen können. 

II. Wenn eine Streitigleit mit gehöriger ‘Darftellung ber Anfprüche 
des Beichwerbe führenden Theils wirklich angebracht worben ift, fo wirb 
bie Bundesverfammlung vor Allem die VBermittelung unter ben ftrei- 
tenden heilen 

a) durch einen Ausfchuß verfuchen, welcher aus zwei, und, nach 
Befinden, auch aus mehreren Bundesgeſandten befteht. 

Dabei wird fie nach Befchaffenheit der jebesmaligen Umftände 
ermeffen, ob und wie fern eine Zeitfrift zur Erledigung des Ver⸗ 
mittelungsgefchäfts von ihr vorgefchrieben werden fol. Jedem ber 
zwiftigen Theile fteht es jeboch frei, bei der Bunbesverfammlung 
auf eine Friftfegung anzutragen. 

Die Bundesverfammlung macht die Ernennung bes Ausfchuffes 
den Barteien befannt. 
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b) Ter Ausſchuß wird hierauf, unter Beſtimmung eines kurzen Ters 
mins, von dem beflagten Theile gleichfalls eine Darftellung ver 
Sache und feiner Einreden begehren, um, in Bergleichung berfelben 
mit ber Darftellung bes Klägers, angemeſſene Vorfchläge zu güt- 
licher Beilegung der entftandenen Streitigkeiten entwerfen zu können. 

ec) Sodann wird derjelbe einen Termin zum Verſuch ber Güte an- 
fegen, und fich bemühen, einen Vergleich zu Stande zu bringen. 
Bei eintretenden Schwierigfeiten wird ber Ausfchuß, fo wie über- 
haupt von dem Erfolge, der Bundesverfammlung Bericht erftatten. 

d) Die Vergleichungsurkunde wird in Urfchrift, vie gegenfeitigen Ra⸗ 
tificationsurfunden aber werben in beglaubter Abfchrift in dem 
Bundesarchive niedergelegt, und ver Bunt übernimmt die Garantie 
bes Vergleiche. 

III. Wenn der Bermittelungsverfuch bei Streitigkeiten der Bundes— 
glieder unter fich ohne Erfolg bleibt, und baher eine richterliche Entſcheid⸗ 
ung erfolgen muß, fo wird vor der Hand feftgefekt, daß, um bem Be— 
bürfniffe des Augenblids abzubelfen, für jeben vorkommenden Fall eine 
Aufträgalinftanz gebilpet werde. Was aber den Borfchlag wegen Erricht- 
ung einer permanenten Aufträgalcommiffien betrifft, fo wird derſelbe nicht 
als aufgegeben betrachtet, ſondern fich vorbehalten, nach dem Gange ber 
Erfahrungen, welche fi) bei Anwendung des gegenwärtigen Beſchluſſes 
im Laufe der Zeit ergeben dürften, ben erften Antrag in erneuerte Pro- 
pofition zu bringen. 

Die Art und Weife der Aufftellung der vor der Hand angenemme- 
nen, erft für jeden vorfommendben Ball zu bildenden Aufträgalinftanz; wird 
folgendermaßen bejtimmt: 

1) Ausgegangen von dem Artikel 11 ver deutfchen Bundesafte und 
dem wiürbevollen Standpunkte fünmtlicher deutfchen Regirungen, Tann 
die deutſche Bundesverſammlung nur fich felbit. und feine auswärtige 
Behörde unmittelbar als Aufträgalinftanz erkennen. 

2. Wenn ber zur VBermittelung der Streitigkeiten angeorbnet gewefene 
Ausfchuß die Anzeige von dem mißlungenen Verfuche bei der Bundesver⸗ 
ſammlung gemacht hat, fo hat binnen vier bis ſechs Wochen, von dem 
Tage der Anzeige an gerechnet, ver Beklagte dem Kläger drei unpar: 
teiifche Bundesglieder vorzufchlagen, aus welchen dieſer eines binnen glei— 
her Frift wählet. 

Geht jene Frift vorüber, ohne daß der Bellagte drei vorjchlägt, fo 
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geht dieſes dreifache Vorfchlagsrecht an die Berfammlung des Bundestags 
über, woraus alsdann der Kläger einen zu wählen hat. 

3) Die dritte oberfte Yuftizftelle des auf eine oder bie anvere Art 
gewählten Bundesgliedes ift hiernächft als die gewählte Aufträgalinftanz 
zu betrachten, welche im Namen und anftatt der Bundesverſamm— 
fung, fo wie vermöge verfelben Auftrags handelt, und die Bundesver⸗ 
fanmlung hat dem gewählten Gerichtshofe dieſe feine Beſtimmung nicht 
nur befannt zu machen, fonbern ihm auch, unter Mittheilung der Ver—⸗ 
gleichsverhandlungen, fürmlichen Auftrag zur Vellziehung der Bunbesafte 
als Aufträgalinftanz zu erteilen. 

Sämntlihe dritte oberfte Juſtizſtellen ver beutfchen Bundesglieder 
find ſonach als folche zu betrachten, aus denen in obiger Weife bie 
Aufträgalinftang gewählt und fobann die beftimmt gewählte von ber 
Bunbesverfammlung förmlich dazu beauftragt wird. 

4) Die Uebernahme des Aufträgalauftrages von der bejtimmten 
britten oberften Juſtizſtelle ift al8 Bunvespflicht anzufehen. "Nur ganz 
befondere, .ver Bundesverſammlung etwa unbekannt gewejene Verhältniffe, 
welche eine völlige Unfähigkeit ver Inftanzübernahme enthalten, können 
zur Entfchulbigung dienen, ſind aber binnen vierzehn Tagen von dem 
Tage des erhaltenen Auftrages bei der Bundesverfammlung vorzubringen. 

Da nach dem Artikel 12 der Bundesakte alle Staaten des Bundes 
fünftig ein eigenes ober gemeinfchaftliches Gericht dritter Inſtanz haben 
müfjfen; fo kann auch jedes Bundesglied erforen werben, welches ein 
eigenes ober auch nur ein gemeinfames Gericht dritter Juſtanz Hat. 

Wenn ein Bundesglied erwählt wird, in deſſen Staate mehrere 
Gerichte dritter Inſtanz beftehen, und der Kläger Hat fich über die Wahl 
ber Gerichtöftelle nicht ausgefprochen, fo wird bie Bundesverſammlung 
dieſe Auswahl treffen. 

5) Der alſo eintretende oberſte Gerichtshof hat ſodann die Anges 
(egenbeit zu inftruiven; befteht berfelbe aus mehreren Senaten, fo bat er 
dieſe Aufträgalfache in pleno zu verhandeln und das Urtheil, es fei ein 
definitive ober ein Zwifchenerfenntniß, zu fchöpfen. — In letzterem alle 
wird die Ipſtruction bei demfelben Gerichtshofe fortgefeßt. In erjterem 
wird aber das gefchöpfte Erfenntniß vor demfelben oberften Gerichtähofe 
ausprüdlih und im Namen und aus Auftrag des Bundes den 
Barteien eröffnet, und ber Gerichtshof überſchickt demnächſt dem Bunbestage 
die Akten und das Erfenntniß, um auf deſſen Befolgung halten zu können, 
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6) Die Ynftruction des Proceffes gefchieht nach der Proceßord⸗ 
nung, welche ver betreffende oberfte Gerichtshof überhaupt beobachtet, 
und ganz in felbiger Art, wie bie fonftigen allvort zu inftruirenden Rechts- 
fachen verhandelt werben. ') 

7) Das Erkenntniß in der Hauptjache felbft aber erfolgt, in Er: 
mangelung befonberer Entfcheivungsquellen, nach den in Deutjchland her- 
gebrachten gemeinen Rechten. 

8) Das Erfenntniß in der Hauptfache muß Tängftens binnen Jah⸗ 
reöfrift, vom Zuge ber überreichten erften Klage oder Beichwerbefchrift, 
erfolgen. 

Sollte es ausnahmeweife nicht thunlich fein, fo hat der oberfte Ge— 
richtshof als Aufträgalinftanz einen Bericht an die Bunbesverfanmlung 
zu erftatten, die Gründe eines nothwendig geglaubten längern Verzugs 


) Die Beftimmungen für das Verfahren der oberften Gerichtshöfe in Auftragal- 
fachen des Bundes wurden ergänzt durch die Beſchlüſſe: 

1) Vom 19. Juni 1823: 

Daß, in allen den Fällen, in welchen ein Verfahren vor einer Aufträgalinftanz 
nach ber Dispofition bes 30, Artikels ber Wiener Schlußalte eingeleitet ift, das 
oberfle Gericht, welches die Aufträgalinftanz bildet, beauftragt und ermächtigt wirt, 
alle Friften von Amtswegen zu beachten, bei Nichtbefolgung einer ergangenen Ber- 
fügung (welche peremtorifhe Eigenſchaft bat), Verzichtleiſtung auf die unterlaffene 
Handlung anzunehmen, und eben das auszufprechen, was fonft, auf Antrag bes 
andern Theile, als Folge ber Unterlaffung, zum Behufe der endlichen Entſcheidung, 
auszufprechen fein würde. 

2) Bom 7. October 1830: 

Sämmtliche allerhöchfte und höchſte Bunbesregirungen werben burdy ihre Ge⸗ 
fandten erfucht, die Oberappellationsgerichte anzuweifen, in allen Fällen, wo fie 
als Aufträgalgerichte eine unmittelbare Zuftellung an Anmälte ber fireitenten Theile 
nicht bewirken Finnen, bavon ihren Regirungen die Vorlage zu machen, damit bie 
felben in den Stand gejettt werben, burch ihre Bunbestagsgefandtfchaften Die geeig- 
nete Mittheilung an jene Regirungen, die es angeht, zu bewirken, 

3) Bom 28. Februar 1833: 

Ein Aufträgalgericht kann zwar mit unbebingten Manbaten, wenn über Neuer: 
ungen während der Rechtshängigkeit einer bei demſelben in gerichtlicher Verhandlung 
ſtehenden Streitfache geflagt wird — vorausgefebt, daß an ben Erforberniffen zu 
einer Berfügung dieſer Art in anderer Beziehung fein Mangel erfcheint — vor⸗ 
fchreiten, jeboch bat ſich das Gericht hierbei der Androhung von Geldſtrafen zu ent- 
halten und die Beranlaffung der Vollfiredung des auf das erlaffene Mandat ergeb- 
enden, an bie Bundesverſammlung einznſenden, fchließlichen Erkenntniſſes dieſer 
lebiglich zu überlaffen. 
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anzuzeigen, und bie Bewilligung oder Mißbilligung vom Bunbestage zu 
empfangen. 

9) Das Erfenntniß ift, gemäß des Artikels 11 der Bunvesafte, für 
bie ftreitenden heile verbindlih. Es wirb jedoch dem Rechtsmittel der 
Reftitution ex capite novorum ftattgegeben, welches von dem Zeitpunkt 
der aufgefundenen Novorum an, binnen vier Jahren anzubringen ift. 

10) Das Reftitutionsmittel ift bei ber Bunbesverfammlung anzu- 
fündigen, und biefe überſendet folches dem oberften Gerichtshofe, an 
welchem die Sache zum erftenmale verhandelt unb entjchieben ward, wo 
ſedann über bie Statthaftigleit oder Unſtatthaftigkeit des Rechtsmittels 
felbft gefprochen wird, und die neu zu verhandelnde Nechtsangelegenbeit 
wieder zu inftruiren und zu entfcheiben ift. 

11) Was übrigens die näheren Beitimmungen bei Anwenbung und 
Ausführung dieſes Rechtsmittel, den Reftitutionsein, jo wie überhaupt 
das ganze Aufträgafverfahren mit Einſchluß der Vollziehungsorbnung und 
des Koftenpunfts u. dgl. betrifft, fo behält fich die Bunbesverfammlung 
vor, demnächſt hierüber einen befonderen Befchluß zu faflen. 


B. Verfahren bei Aufitellung der Aufträgalinftanzen, 
beichloffen in ber Plenarverfammlung am 3. Auguft 1820. ') 


Art. 3. Zur Theilnahme an einem Rechtöftreit unter Bundesſtaa⸗ 
ten fann ein drittes Bundesglied vor das erwählte Aufträgalgericht nur 
dann zugelaffen werben, wenn das Gericht eine weientliche Verbindung 
der Rechtsverhältniſſe deſſelben mit dem anhängigen Nechtsftreit anerkennt. 
Auch eine Wiederflage hat nur in dieſem Falle bei dem erwählten 
Aufträgalgerichte ftatt, und nur, wenn fie fogleich bei der Einlaffung auf 
die Vorklage angebracht wirt. 

Art. 5. Dem im Namen der Bundesverfammlung abzufafjenden 
Erkenntniſſe follen jederzeit die vollftändigen Entſcheidungsgründe bei⸗ 
gefügt werden. 

Ueber ven Koſtenpunkt ſoll das gewählte Auſträgalgericht nach ge— 
meinrechtlichen Grunbfägen erfennen, und bei deren Beſtimmung bie ihm 
vorgefchriebene Taxerbrnung befolgen, ohne weitere Gebühren in Anja 
zu bringen. 


Y Die im Tert fehlenden Artikel 1, 2, 4, 10 find die Artilel 21 bis 24 ber 
Biener Schlußalte. 
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Art. 6. Die Aufträgaferfenntniffe find fofort nach ihrer Eröffnung 
als rechtsfräftig anzufehen und zu befolgen. Jedoch ift die Neftitution 
wegen nen aufgefundener Thatfachen und Beweismittel zuläffig. Sie 
muß aber innerhalb vier Jahren, vom Zage der Auffindung an geredh- 
net, nachgefucht, und e8 Tann dadurch die Vollziehung des Aufträgal- 
erfenntniffes nicht aufgehalten werben. 

Art. 7. Ueber die Zuläffigfeit der Neftitution und über tie Erheb— 
(ichfeit und rechtliche Wirkung der new aufgefundenen Thatfachen uud 
Beweismittel, hat derjelbe Gerichtshof zu erfennen, welcher bie Entfcheit- 
ung in der Sache gefaßt bat. 

Art. 8. Die Ableiftung des Reſtitutionseides gejchieht bei dem 
Aufträgalgerichte, durch den Vorſtand verjenigen Behörde, unter Deren 
Auffiht und Genehmigung die Keftitution nachgefucht wird, und von 
beinjenigen Beamten des bie Reftitution nachfuchenden Theils, welcher bie 
Sache bearbeitet bat, entweder in Perfon, oder durch Specialbevollmäch- 
tigte. Sind mehrere dabei verwendet worven, fo fol dem andern Theile 
frei fteben, den zu benennen, welcher den Reſtitutionseid abzuftatten bat. 

Art. 9. Die Bundesverfammlung verfügt die Vollziehung ver 
Bundes-Aufträgalerkenntniffe, in fo fern denfelben nicht jofert ober nicht 
vollſtändig Folge geleiftet wird. Fallen bei der Vollziehung no Strei- 
tigkeiten vor, welche eine richterliche Entſcheidung erfordern, fo fteht bieje 
dem Aufträgalgerichte zu, welches das zu vollziehende Erkenntniß gefaßt bat. 

Art. 11. Die Bunbesverfammlung wird, in Beziehung über das 
Verfahren bei Streitigkeiten der Bundesglieber unter fih, eine Reviſion 
des Bundestagsbefchluffes vom 16. Juni 1817 vornehmen, wobei jevem 
Bunvesgliede weitere zweckmäßige Ergänzungen in Antrag zu bringen, 
überlafjen bleibt. 


C. Erecutionsordnung zur Vollziehung der Beſchlüſſe des 
‚Bundestags und der Erfenntniffe der Aufträgalinftanzen, 
befinitio feftgeftellt in ber Plenarverfammfung am 3. Auguft 1820. ') 

Art. 2. Zur Erfüllung dieſer Verbindlichkeit wählt die Bunves- 


verfammlung jedesmal für den Zeitraum von ſechs Monaten, mit Ein- 
Schluß der Ferien, aus ihrer Mitte eine Commiffion von fünf Mitgliedern 


) Die im Tert ausgelaffenen Artifel 1, 6, 7, 8 find die Artikel 31 bie 34 
ber Wiener Schußafte. 
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mit zwei Stellvertretern, bergeftalt: daß bei beren jebesmaligen Erneuer- 
ung tvenigftens zwei neue Mitglieder darin aufgenommen werben. An 
biefelbe werben alle der Bundesverſammlung zufommenven Eingaben und 
Anzeigen abgegeben, welche auf die im 1. Artilel bezeichneten Vollzieh⸗ 
ungsgegenſtände Bezug haben. 

Art. 3. Dieſer Commiſſion liegt ob, zuvörderſt zu prüfen, ob der 
bundesmäßigen Verpflichtung vollſtändige oder unzureichende Folge geleiſtet 
worden ſei, und darüber Vortrag an die Bundesverſammlung zu erſtatten. 
Erhält dieſe dadurch die Ueberzeugung, daß in dem gegebenen Falle die 
geſetzlichen Vorſchriften gar nicht, oder nicht hinlänglich befolgt worden 
ſind, ſo hat ſie, nach Beſchaffenheit der Umſtände, einen kurzen Termin 
anzuberaumen, um von den Geſandten der Bundesſtaaten, welche ſolches 
angeht, entweder die Erklärung der hierauf erfolgten Vollziehung, oder 
die genügende und vollſtändige Nachweiſung der Urſachen, welche der 
Folgeleiſtung noch entgegenſtehen, zu vernehmen. 

Nach erfolgter Erklärung, oder, in Ermangelung dieſer, nach Ablauf 
der beſtimmten Friſt, hat die Bundesverſammlung auf das von der 
Commiſſion darüber abzugebende Gutachten zu beurtheilen, in wie fern 
die Sache erledigt, oder der Fall der Nichterfüllung der bundesmäßigen 
Verpflichtung begründet, und ſonach das geeignete Executionsverfahren zu 
beſchließen iſt. 

Art. 4. Ehe die Bundesverſammlung die wirkliche Ausführung 
ihres wegen der Execution und der dabei anzuwendenden Mittel gefaßten 
Beſchluſſes verfügt, wird ſie denſelben der Regirung des betheiligten 
Bundesſtaats durch deſſen Bundestagsgeſandten mittheilen, und zugleich 
an dieſe eine angemeſſene motivirte Aufforderung zur Folgeleiſtung, unter 
Beſtimmung einer nah Lage der Sache zu bemeſſenden Zeitfriſt, er- 
gehen - Tafien. 

Art. 5. Wenn hierauf bie Befolgung angezeigt wirb, fo hat bie 
Sommiffion ihr Gutachten darüber abzugeben, und ber Bundestag zu 
beurtheilen, in wie fern ſolches zur Genüge gefchehen ift. — Ergebt Feine 
folche Anzeige, over wirb felbige nicht hinreichend befunden, jo wirb ohne 
Verzug der wirkliche Eintritt des angedrohten Executionsverfahrens be- 
ichloffen, und zugleich der Bundesſtaat, der zu diefem Befchluffe Anlaß 
gegeben hat, davon nochmals in SKenntniß gefekt. 

Art. 9. Wenn eine Regirung fich weigert, die Ausführung ber ihr 
aufgetragenen Erecutionsmaßregeln zu übernehmen, fo bat bie Bundes» 
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verfammlung über die Erheblichfeit oder Unzulängfichkeit der Weigerungs- 
gründe zu entfcheiden. Erkennt fie diefe Gründe nicht für erheblich, oder 
findet fie jelbft Anftände, das Erecutionsverfahren durch Die früher be- 
zeichnete Regirung vornehmen zu laffen, fo bat fie folches einer andern 
Bunbesregirung zu Übertragen. Daffelbe findet auch ftatt, wenn vie 
zuerft ernannte Negirung, ohne anerkannte binlängliche Entjchulpigungs- 
gründe, auf Ablehnung des Auftrags beharrt, und dieß deßhalb unerfüllt 
laßt; in ſolchem Falle bleibt jedoch legtere zum Schabenerfag gehalten 
und für alle font daraus entjtehenden nachtheiligen Folgen dem Bunte 
verantivortlich. 

Art. 10. Wenn nicht, nach einer bejtimmten Erklärung der Bun- 
desverſammlung, Gefahr auf dem Verzuge haftet, foll vie mit dem 
Erecutionsverfahren beauftragte Regirung ven betheifigten Bundesſtaat von 
bein ihr ertheilten Auftrage benachrichtigen, .mit der Anzeige: daß, wenn 
binnen drei Wochen eine genügende Erfüllung ber Beſchlüſſe, auf welche 
dieſe Maßregeln Bezug haben, nicht nuchgeiviefen fein follte, die wirkliche 
bundespflichtinäßige Vollziehung der legtern unfehlbar erfolgen werte. 

Art. 11. Die obere Leitung der angeorbneten Vollziehung ftebt 
auch in ihrem Fortgange der Bundesverfammlung zu; an dieſe werben 
alle darauf fich beziehenden Berichte und fonftigen Anzeigen gerichtet. — 
Die aus ihrer Mitte gewählte Erecntionscommilfion erjtattet ihr barüber 
nähere Anträge, worauf fie ihre Beichlüffe faßt und an die mit ber 
Erecution beauftragte Regirung die nötbigen Anmweifungen erläßt. 

Art. 12. Die Vollſtreckung der compromiffarifchen und Aufträgal- 
erfenntnifje fanı nur, auf Anrufen der Parteien, von ber Bundesver⸗ 
fammlung veranlagt werben. Dieſe Hat, nach gutachtlicher Vernehmung 
ihrer Commiffion, das Geeignete hierauf zu verfügen. 

Das Erfenntniß felbft darf in feinem Falle der Gegenſtand einer 
Berathung und eines Befchluffes der Yundesverfammlung werden. Wenn 
indeß gegen die Vollziehung noch zuläffige Einreden vworgebracht werben, 
bie ein weiteres rechtliches Verfahren veranlafjen können; jo find viele 
unverzüglich an daſſelbe Aufträgafgericht zu verweilen, von welchem das 
Erfenntniß ausgegangen ift. In Gemäßheit bes hierauf erfolgten wei⸗ 
teren Ausfpruches, ift durch die Bunbesverfammlung das erforverliche 
Erecutionsverfahren nach den gegebenen Vorfchriften zu veranlajfen. Er- 
geben fi ähnliche Gegenftände bei Compromiffen und gütlichen Ber: 
gleichen, fo iſt in gewöhnlicher Art, jedoch mit möglichiter Bejchleunigung, 
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ein Aufträgalgericht zu ernennen, welches fiber die gegen die Vollftredfung 
felbft noch vorfommenten Einreden und Zweifel rechtlich zu erkennen hat. 

Art. 13. Sobald der PVollziehungsauftrag vorfchriftmäßig erfüllt 
ift, hört alles weitere Erecutionsverfahren auf, und bie Truppen müſſen 
ohne Verzug aus dem mit ber Execution belegten Stante zurlidgezogen 
werben. 

Die mit der Bollziehung beauftragte Regirung hat zu gleicher Zeit 
ber Bundesverſammlung davon Nachricht zu geben. 

Entſtehen wegen eines verlängerten Aufenthalts Beſchwerden, ſo hat 
bie Bundesverſammlung über den Grund derſelben, und bie daraus er- 
wachſenden Entfcehädigungsanfprüche zu entjcheiben. 

Art. 14. Die Koften der Execution find auf den wirklichen, nad) 
dem Zwecke zu bemeffenden Aufwand zu bejchränfen. Die Bunbesregir- 
ung, gegen welche tie Execution verfügt worden, bat biefelben, fo weit 
fie liquid fine, ohne Aufenthalt zu berichtigen, ober hinreichende Sicher- 
beit dafür zu ftellen. Einwendungen over Beſchwerden, welche noch da- 
gegen erhoben werben, ſind bei Executionen, die nicht in Folge förmlicher 
Nechtstreitigfeiten verhängt worben, burch die Bundesverfammlung auf 
erftatteten Vortrag der Bundestagscommiffion auszugleichen; bei Execu- 
tionen aujträgalrichterlichen Erfenntniffen aber find diefelben durch das 
Aufträgalgericht, welches Das Erfenntniß erlaffen bat, zu enticheiben. 
Ter Tandesregirung bleibt es im den (im Art. 26. ver Schlußafte) be- 
zeichneten Fällen überlaffen, die Schuldigen zur Bezahlung der durch ihre 
Vergehungen veranlaßten Roften im gefeglichen Wege anzubalten. 

Bergl. bezliglich der Bundesauſträgalinſtanz: 
ben Commifftonsentwurf und Bericht vom 21. Dez. 1820. 
Brotocol der Bundesverſammlung von 1820 8. 214. Beil. 25 und bie barauf 
erfolgten Abftimmungen, zufammengeftellt von Heffter, Beiträge ©. 274 ff. 
v. Leouhardi, das Austrägalverfahbren. S. 120 ff. 
Klüber, dffentliches Recht. 8. 173. 
Heffter, Beiträge. S. 27 ff. 
v. Drefch, Abhandlungen. S. 38 ff. 
9.9. Zachariä, Staatsredht. I. S. 735. 
Siehe im Befonberen: 
Aegidi im Staatswörterbuch a. Bluntſchli, I. 583 ff. 


Zöpft, Staatérecht. 8. 159. 
v. Mohl, Geſchichte der Staatswiffenichaften. IL. S. 279 ff. 
a) über ven Bermittlungswerfuch ber Bundesverſammlung: 
Klüber, öffentlihes Recht. 8. 173. 
Heffter, Beiträge. S. 27 ff. 
Neichlen, Staatöreiht. II. 5 


66 Erſtes Bud. 
v. Drefh, Abhandlung. S. 38 fi. 
H. A. Zachariä, Staateredht. I. S. 735. 


b) iiber das fummarifhe Aufträgalverfahren bei Befißftreitigfeiten : 
Klüber, öffentliches Hecht. 8. 172. 
Mont, die Öffentliche Rechtopflege. S. 85 fi. 
Heffter, Beiträge. S. 192 ff. 
v. Drefh, Abhandlungen. S. 54 ff. 
v. Leonhardi, das Ausfträgalverfahren. S. 96. 
H. %. Zachariä, Staatsredht. I. S. 758. 


Ill. 
Das Rundesſchiedsgericht. 
Vorbemerkung. 


Das Bundesfchiensgericht wurde 1834 errichtet, um eine exeeutorifche 
Dazwiſchenkunft de8 Bundes bei Streitigkeiten zwifchen Regirung und 
Stänvden abzuwenden, fall8 ver Streitpunft eine fpeciell garantirte Ver⸗ 
faffung betrifft oder aber die Streitigkeiten bie im Art. 25 und 26 ver 
Wiener Schlußakte bezeichnete Eigenfchaft an ſich tragen. 


Schiedsgericht, 
Errichtung eine® Schiedsgerichts zur Entſcheidung von Streitigfeiten zwiſchen den 
Regirungen und Ständen, als Refultat erneuerter Wiener Eabinetsconferenzen im 
Sabre 1834; Protocol ber Plenarverſammlung vom 31. October 1834 (uud offtcielle 
Artifel, mit dem Verzeichniß ber Schiedsmänner auf brei Jahre). Zugleih Schieds⸗ 
gericht zwifchen Bunbesgliedern (Artilel 12 als Supplement zu ber Aufträgal- 
| Orduung). 


Sämmtliche Stimmen erklären ſich einverſtanden mit dem Präſidial⸗ 
antrage. Hiernach wurde beſchloſſen: 

Die nachſtehenden, die Errichtung eines Schiedsgerichtes zur Ent- 
ſcheidung der Streitigkeiten zwifchen den Regirungen und ben Ständen 
‚betreffenden zwölf Artikel werben durch einhellige Zuftimmung hiermit 
zum Bundesgefeße erhoben. 

Art. 1. Für den Ball, daß in einem Bundesſtaate zwifchen ver 
Regirung und den Ständen über die Auslegung ber Verfaffung, over 
über die Sränzen der bei Ausübung beftimmter Rechte des Regenten ven 
Ständen eingeräumten Mitwirkung, namentlich durch Verweigerung ver 


II. Das Bundesſchiedsgericht. 87 


zur Führung einer den Bunbespflichten und ber Ranbesverfaffung ent⸗ 
fprechenden Regirung erforderlichen Mittel, Irrungen entftehen, und alfe 
verfaffungsmäßigen und mit ben Gefegen vereinbarlichen Wege zu deren 
genügenden Befeitigung ohne Erfolg eingefchlagen worben fine, verpflich- 
ten fich die Bundesglieder, als folche, gegen einander, ehe fie die Da- 
zwifchenkunft bes Bundes nachjuchen, bie Entfcheivung folcher Streitig- 
feiten durch Schiedsrichter auf dem in ben folgenden Artikeln bezeichneten 
Wege zu veranlaffen. 

Art. 2. Um das Schiebsgericht zu bifden, ernennt jede der fieb- 
zehn Stimmen des engern Rathes der Bunbesverfammlung aus ben von 
ihr repräfentirten Staaten, von brei zu brei Jahren, zwei burch Cha⸗ 
rafter und Gefinnung ausgezeichnete Männer, welche durch mehrjährigen 
Dienft hinlängliche Kenntniffe und Gefchäftsbildung, ver eine im juribi« 
hen, ver andere im abminiftrativen Fache, erprobt haben. Die erfolgten 
Ernennungen werden von den einzelnen Regirungen der Bundesverfanm- 
[ung angezeigt, und von diefer, fobalb die Anzeigen von allen fiebzehn 
Stimmen eingegangen find, öffentlich befannt gemacht. Eben fo werben 
die durch freiwilligen Rücktritt, durch Krankheit oder Tod eines Spruch 
mannes, vor Ablauf der beftimmten Zeit eintretenden Erledigungen von 
ven Regirungen für die noch Übrige Dauer ber dreijährigen Friſt fofort 
ergänzt. — Das Verhältniß biefer vier und dreißig Spruchmänner zu 
den Regirungen, welche fie ernannt haben, bleibt unverändert, und es 
gibt ihnen die Ernennung zum Spruchmann auf Gehalt oder Rang 
feinen Anſpruch. 

Art. 3. Wenn, in dem Art. 1. bezeichneten alle, der Weg einer 
ſchiedsrichterlichen Entſcheidung betreten wird, fo erftattet die betreffende 
Regirung bievon Anzeige an bie Bunbesverfanunlung, und es werben 
aus der bekannt gemachten Liſte der vier und dreißig Spruchmänner in 
der Regel ſechs Schiedsrichter, und zwar brei von ber Negirung und 
drei von den Ständen, auögewählt; bie von ber betbeiligten Regirung 
ernannten Spruchmänner find von der Wahl zu Schiebsrichtern für bei 
gegebenen Fall ausgefchloffen, fo fern nicht beide Theile mit deren Zu- 
laſſung einverftanden find. Es bleibt dem Uebereinkommen beider Theile 
überlaffen, fi auf die Wahl von zwei ober vier Schiensrichtern zu be= 
Schränken, oder veren Zahl auf acht auszubehnen. — Die gewählten 
Schiedsrichter werden von der betreffenden Regirung der Bundedverfamm- 


lung angezeigt. Erfeigt, in dem alle ver Vereinbarung über die Be⸗ 
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rufung an das Schiedögericht, und nachdem die Regirung ben Ständen 
bie Lifte der Spruchmänner mitgetbeilt hat, die Wahl der Schiedsrichter 
nicht binnen vier Wochen, fo ernennt bie Bundesverſammlung bie Teßteren 
ftatt des ſäumigen Theiles. 

Art. 4. Die Schiedsrichter werben von ber Bundesverſammlung, 
mitteljt ihrer NRegirung, von ber auf fie gefallenen Ernennung in Kennt- 
niß geſetzt, und aufgefortert, einen Obmann aus ber Zahl ter übrigen 
Spruchmänner zu wählen; bei Gleichheit ver Stimmen wird ein Obmann 
von der Bunbesverfammlung ernannt. 

Art. 5. Die von der betreffenden Regirung bei der Bunbesver- 
fammlung eingereichten Alten, in welchen bie Streitfragen bereits burch 
gegenfeitige Denffchriften oder auf andere Art feftgeftellt fein müſſen, 
werden dem Obmann liberfenvet, welcher bie Abfaffung ver Relation und 
Correlation zwei Schiebsrichtern überträgt, deren Einer aus ben von ber 
Regirung, der Anbere aus den von ben Ständen Erwählten zu nehmen ift. 

Art. 6. Demnächſt verfammeln fich die Schiebsrichter, einfchließlich 
des Obmannes, an einem von beiden Theilen zu beftimmenven, ober, in 
Crmangelung einer Webereinfunft, von der Bunbesverfammlung zu be- 
zeichnenden Orte, und entfcheiden, nach ihrem Gewiſſen und eigener Ein- 
ficht, den ftreitigen Ball durch Mehrheit ver Stimmen. 

Art. 7, Sollten die Schieberichter zur Füllung bes befinitiven 
Spruces eine nähere Ermittelung ober Aufflärung won Zhatfachen für 
unumgänglich nothwendig erachten, jo werben fie dieß ber Bundesver⸗ 
fammlung anzeigen, welche die Ergänzung ver Aften durch ben Bundes⸗ 
tagsgeſandten ver betbeiligten Regirung bewirken läßt. 

Art. 8. Sofern nicht in dem zulegt bezeichneten Falle eine Ver⸗ 
zögerung unvermeidlich wird, muß bie Entſcheidung fpäteftens binnen vier 
Monaten, von der Ernennung des Obmannes an gerechnet, erfolgen, und 
bei der Bundesverſammlung zur weiteren Mittbeilung an bie betbeiligte 
Negirung eingereicht werben. 

Art. 9. Der fchiebsrichterliche Ausfpruch bat die Kraft und Wirt: 
ung eines aufträgalgerichtlichen Erfenntniffes, und bie bundesgeſetzliche 
Executionsordnung findet bierauf ihre Anwendung. — Bei Streitigkeiten 
über die Anfäge eines Budgets insbeſondere, erftredt fich dieſe Kraft und 
Wirkung auf die Dauer ber Steuerbewilligungsperiode, welche das in 
Frage ftedende Budget umfaßt. 

Art. 10. Sollten fi über den Betrag ber durch Das ſchiedsrich⸗ 
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terliche Verfahren veranlaßten, dem betheiligten Staate in ihrem ganzen 
Umfange zur Laſt fallenden Koften, Anftände ergeben, fo werben biefe 
durch Feitjegung von Seiten ber Bundesverfammlung erledigt. 

Art. 11. Das in den vorftehenden Artikeln 1—10 näher bezeich» 
nete Schiebögericht findet auch zur Schlichtung der in den freien Stäbten 
zwifchen den Senaten und ben verfaffungsmäßigen bürgerlichen Behörden 
berfelben jich etwa ergebenden Irrungen und Streitigkeiten analoge An⸗ 
wendung. — Der 46. Artikel der Wiener Congreßakte vom Jahre 1815 
in Betreff der Berfaffung ber freien Stabt Frankfurt erhält jedoch bier- 
durch Feine Abänderung. | 

Art. 12. Da es ben Mitgliedern des Bundes unbenommen bfeibt, 
fih darüber einzuverftehen, daß bie zwifchen ihnen entftandenen Streitig- 
feiten auf bem Wege des, Art. 2, gebildeten Schiedsgerichtes ausgetragen 
werben, jo wird bie Bundesverſammlung eintretenden Falles, auf die 
hievon von den ſtreitenden Bundesgliedern gleichzeitig gemachte Anzeige, 
nach Maßgabe ver Artikel 3—10, die Einleitung des ſchiedsrichterlichen 
Verfahrens veranlaffen. 


Ueber das Bundesfchiebegericht vergleiche: 
A. Muller's Archiv für die neuefte Gefetgebung. Bd. VI. Heft 2. S. 144 ff. 
S. 154 fl. 
Das neue Schiebegericht für die conftitutionellen Staaten in Deutfchland. Frank⸗ 
furt a. M., 1835. . 
Betrachtungen darüber mit befonberer Rückſicht auf Bayern, fiehe in Zurhein's 
Zeitfehrift für Theorie und Praris des bayerifchen Rechts. Bd. II. Hft. 1. S. 1—40. 
Siehe auch: 
Wurm, kritiſche Verſuche. S. 363 ff.; ferner die Schrift von Arnold, 
S. 178. und: 
v. Leonhardi, das Aufträgalverfahren. Bd. Il. S. 22., woſelbſt auch noch 
andere Literatur. 
H. A. Zachariä, Staatérecht. I. S. 769. 
Meyer, Einleitung in das deutſche Staatsrecht. 1861. S. 201 ff. 


IV. 


Bundeskriegsverfaflung- 
Vorbemerkung. 


Die Kriegverfaffung des deutſchen Bundes hatte Anfangs ihre 
Grundlage in den Bundesbefchlüffen vom 9. und 12. April und vom 
11. Juli 1822, 
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Ergänzt wurde biefelbe durch die Beſtimmungen über vie fogenann- 
ten gemifchten Armeecorps ꝛc. vom 9. Dezember 1830, 14. Dezember 
1830, 17. Februar 1831, 3. März 1831, 25. Aprit 1831 und 
13. Dezember 1832. 

Die Kriegsverfaffung von 1821 hat aber 1855 eine neue Rebaction 
erhalten. Ergänzungen zu dieſer rewibirten Bundeskriegsverfaſſung datiren 
vom 29. März und 15. November 1855, 26. Februar, 12. März und 
29. October 1857, 25. Februar und 9. September 1858. 

Wir laffen im Anfchluffe die revidirte Bundeskriegsverfaſſung folgen. 

Bezüglich der Bundesfeſtungen find die Bunbesbefchlüffe vom 5. Oe⸗ 
tober 1820, 28. Yuli 1825 und 26. März 1841 zu vergleichen. Die 
neueren Verhältniffe der Bunbesfeftungen find durch Sepuratverträge ber 
intereffirten Staaten armirt. 


Bundeskriegswerfassung. 
Beſchluß 


den neuen Entwurf ber näheren Beſtimmungen ber Kriegsverfaſſung bes dentſchen 
Bundes betr., vom 4. Januar 1855, I. Sitzung. $. 6. 


Beſchluß. 


1. Der von der Militärcommiſſion mit dem Separatprotocoll vom 
23. Juni 1854 vorgelegte neue Entwurf der fünf erſten Abſchnitte der 
näheren Beſtimmungen der Kriegsverfaſſung des deutſchen Bundes wird, 
mit Vorbehalt der Entſcheidung über die 88. 15, 18, 19 und 22, in 
der Beilage zu dieſem Protocoll enthaltenen Faſſung genehmigt. 

2. Bis zur erfolgten Entſcheidung, ob die Befreiung der Stellung 
der Reiterei aufgehoben wird, haben diejenigen Staaten, welche dermalen 
Reiterei aufgeſtellt haben, dieſelbe beizubehalten, ſo wie ſelbſtredend hin⸗ 
ſichtlich derjenigen Punkte, welche Gegenſtand der einſtweilen noch zurück⸗ 
geſtellten vier Paragraphen find, die bisherigen bundesgeſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen bis zu anderweiter bundesgeſetzlicher Regelung in Kraft bleiben. 

3. Die höchſten und hohen Regirungen werden erſucht, die erforder⸗ 
lichen Anordnungen zum Vollzug der sub num. 1 angenommenen Be— 
ftinmungen zu treffen. 

4. Der Militärcommiffion ift in Erledigung ihres Berichtes vom 
23. Juni 1854 von dem vorliegenden Befchluffe Kenntniß zu geben. 
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Beilage 
zum Protocol ber Bunbesverfammlung, 1. Sitzung $. 6., vom 4. Januar 1855. 
Aähere Weflimmungen der KAriegsverfafung des deutfchen Bundes. 


Erfter Abſchnitt. 
Stärke des Sundesheeres und allgemeine Befimmungen. 


8. 1. Kriegsmacht, Contingente. 


Die Kriegsmacht bes Bundes ift aus den Contingenten aller 
Bunbesftuaten zufammengefeßt. Jedes dieſer Bunbescontingente befteht 
aus dem Haupt-, dem Reſerve- und dem Erfatcontingente. Die 
beiden erftern find beftimmt, als Beſtandtheile des Bundesheeres in das 
Selb zu rüden und bie Bunbesfeftungen zu befegen, das letztere bleibt 
zur Bildung bes dem Heere nachzufendenden Erfates im eigenen Staate zurüd, 

Diefe Contingente werden nach der im Bunpesbefchluffe vom 
14. April 1842 feftgefegten Matrifel, welche in ver Anlage unter Zif- 
fer 1°) beigefügt ift, berechnet, und betragen für jeven Bunbesftaat an 
ftreitbarer Mannfchaft 

im Hauptcontingent ein und ein Sechſtel (1'/,) 

im Refervecontingent ein Drittel ('/,) 
im Erfagcontingent ein Sechitel ('/,) 


Brocent biefer 
Matrikel. 


8. 2. Aufgebot und Erſatz. 


Das Bundesheer muß in der Stärfe, in welcher daſſelbe vom 
Bunde aufgeboten wirb, in allen feinen Theilen vollftänbig geftellt und 
vollzählig erhalten werben. 

Damit aber bei größeren Verluſten einzelner Bunbescontingente un- 
verhältnigmäßige Leiſtungen vermieben werben, foll ver Erfag an Mann- 
ſchaft für das Heer in einem Kriegsjahre ein halbes Procent der Matrikel 
nicht Überfteigen. 

8.3. Größere Anftrengungen. 

Größere Anftrengungen müffen durch befonbere Bunbesbefchlüffe be⸗ 

ftiimmt werben. 


) Die zu biefen fünf erften Abfchnitten der näheren Beſtimmungen ber Bun- 
bestriegeverfafung gehörigen eilf Beilagen werben erft nach Feftftellung fämmtlicher 
Paragraphen ausgearbeitet und zur Borlage gebracht werben. 
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Sind folche größere Anftrengungen ausnahmsweife auf Erſuchen des 
Bundes von einzelnen Staaten des Bundes geleiftet werben, fo find bie 
dadurch veranlaßten Koften alsbald nach der Matrikel auszugleichen. 


8. 4. Streitbare und nichtftreitbare Mannfchaft. 


In der Zahl der S. 1. erwähnten Contingente ift nur bie ftreit- 
bare Mannfchaft aller Waffengattungen begriffen. 

Zur ftreitbaren Mannfchaft werden gerechnet: die Officiere, Unter: 
officiere, Gemeine, Spiele und Zimmerlente, dann bie Artilleriefuhrwe- 
fensfolpaten, fo weit fie nach 8. 10. hinzugezählt werben dürfen, — 
ferner von Muſikern Höchftens acht bei jedem Bataillon, in fo fern fie 
auch als wirkliche Spiellente (d. i. Signaliften) verwendet werben können. 

Dagegen find über die als Contingente feftgefettten Zahlen zu ftellen: 
alle Beamte und Mannſchaften, welche dem Heere als Geiftlichkeit, als 
Gerichtsperfonal, ferner für das Armeefuhrwefen, für die Verpflegung 
mit Einfluß der Bäderei, fo wie für das Sanitäts- und Lazarethweſen 
zugetheilt worden, beßgleichen diejenigen Schreiber, DOfficierdiener und 
Handwerker, welche nach den Dienftvorfchriften des betreffenden Bunbes- 
contingents nicht in Reihe und Glied einzutreten bejtimmt find. 


8.5, Refervecontingente. 


Die Refervecontingente müſſen den Hauptcontingenten ganz gleich 
organifirt und bereit gehalten werben. 


8. 6. Landwehr, Lanpfturm, Bürgerwehr. 


Es bleibt den Bundesftanten überlaffen, zur Bildung ihrer Bundes⸗ 
contingente au) Landwehr zu verwenden, doch muß Liefelbe gleich ven 
Linientruppen geübt, ausgerüftet, fchlagfertig und mit in ber Linie gebil- 
beten Officieren bejegt fein (vergl. 8. 24.). 

Als Grundfag wird hierbei angenommen, daß fein Bundescontingent 
zum größeren Theile als Landwehr beftehen könne. 

Der Landſturm, bie Bürgerwehr, Miliz und ähnliche Volksbe— 
waffnungen gehören nicht in das geregelte Shftem bes Krieges, ſondern 
find zu den Anftalten zu zählen, welche im Augenblide ver Gefahr ihre 
Beltimmung erhalten und dem eigenen Ermeſſen ver einzelnen Bunbes- 
ſtaaten überlaffen bleiben. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Derhältniß der Waffengatiungen und Chargen. 


8. 7. Reiterei. 


Das numerifche VBerhältniß der Reiterei bes Bundesheeres wirb 
auf ein Achtel der Gefammtzahl eines jeben Contingents angenommen 
(vergl. 88. 18. und 23.). 

Wenigſtens zwei vom Hundert biefer Reiterei wird als Feld— 
gensbarmerie ($. 97.) geftellt und in jener eingerechnet. 


8.8. Feldartillerie. 


Für die Feldartillerie wirb das Verhältniß bergeftalt feftgefekt, 
daß zwei und ein bald Stüd Geſchütz für jedes Taufend Mann des 
Haupt» und Refervecontingents als Deinimum gerechnet werben. 

Die Felbartillerie jebes Bundesarmeecorps foll in ber Regel be- 
ftehen aus | 

einem Biertheil Haubigen, 

einem Biertheil Zwölfpfünpnern, 

zwei Viertheilen Sechspfündnern; 
ein Fünftheil der Geſammtzahl ſoll reitende Artillerie oder Reitereigeſchütz 
ſein (vergl. 88. 18. und 23.). 

Die Stellung ſchwererer Feldgeſchütze, als Zwölfpfündner, oder einer 
größeren Anzahl der letzteren und der Haubitzen, ſo wie der reitenden 
Artillerie wird der Convenienz der betreffenden Staaten überlaſſen, und 
in dieſem Falle von der Zahl der leichten Fuß⸗-(fahrenden)Geſchütze ab- 
gerechnet. Eben fo bleibt es den einzelmen Staaten überlaffen, außer ver 
feftgefeßten Geſchützzahl noch Nafetenbatterien zu ftellen (vergl. 8. 10.). 


8.9. Belagerungspark. 


Außer den Feldgeſchützen wird ein Belagerungspark für dag ge- 
fammte Bundesheer, welcher aus 
100 fchweren Kanonen, 
30 Belagerungshaubigen und 
70 Mörfern 
beftehen foll, nach den unter Ziffer 2 bis 4 beifiegenben Veberfichten ge 
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ftelt und im Falle eines Krieges nach ben Beitimmungen bes Oberfelp> 
berrn auf einem ober mehreren Punkten vereinigt. 

In den gemifchten Armeecorps ift die conventionsmäßig übernommene 
Leiftung der einzelnen Glieder berfelben für ven Belagerungsparf (vergl. 
8. 19.) in den erwähnten Ausweifen aufgeführt. 


8. 10. Artilleriemannfchaft. 


Für die Bedienung ber Feldgefchüte werben im Durchfchnitt 
auf jedes Stüd 30 Mann an Stäben, Bebienungsmannfchaft und Fah⸗ 
tern ber Gefchübe, fo wie der Munitionswagen der Batterien gerechnet. 

Was über diefe Zahl für die Munitionscolonnen und für das fon» 
ftige Artilleriefuhrwefen an Mannſchaften nöthig ift, wird ohne Einrech- 
nung in bie Contingente durchfchnittlich mit 10 bis 15 Dann auf jenes 
Geſchütz geftellt, — Raketeure aber, wo biefe nach 8. 8. erforverlich find, 
können als Streitbare angerechnet werben. 

Die zur Bedienung bes Belagerungsparkes gehörende Artillerie- 
mannfchaft, fo wie die zu den Befagungen ber Bundesfeftungen er- 
forberfiche, wirb außer ver Mannſchaft der Felbartillerie von benjenigen 
Bunbesftaaten als Streitbare geftellt (vergl. $. 13.), welche dieſe Ge⸗ 
fhüße des Belagerungsparles oder bie Befagungen der Bunbesfeftungen 
geben, und zwar beziehungsweife nach ben (ben 88. 9. und 44.) unter 
Ziffer 4 und 11 beiliegenden Tabellen. 


$. 11. Brüdentrain. 


Ein jedes Armeecorps ohne Unterfchied, ob gemijcht oder ungemifcht 
(vergl. S. 15.), ftellt einen Brüdentrain für eine Flußbreite von 400 
Fuß und außerdem für die Avantgarde eine vollftändige Birago’fche 
Brüdenequipage von 150—200 Fuß Lünge (vergl. 8. 19.). 


8. 12. Bionniere, Genietruppen. 


Für PBionniere und PBontoniere wird bas Verhäftniß des ein» 
hunberften Theiles ver Armee feitgefett. 

Aus dieſem hundertſten Theile der Armee werden die nach Anlage 
Ziffer 4 zum Belagerungsparf gehörenden Sappeure und Mineure 
von denjenigen Bunbesftaaten geftellt, bei welchen fich dieſe Truppen 
bereits im Frieden organifirt befinden, ingleichen bie nach Anlage Ziffer 11 
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zu ben Belagungen ber Bunbesfeftungen erforderlichen Pionniere und 
Genietruppen von den dieſe Befagungen gebenden Bunbesftaaten. 


$. 13. Infanterie und Yäger. 

Das numerifche Verhältniß der Infanterie ergibt fich von feldft, 
wenn bie Reiterei, bie Bedienung ber Feldgefchlige, ber etwa geftellten 
Raleten und bes Belagerungsparles, die Yeftungsartillerie, jo wie bie 
Pionniere und ©enietruppen von ber Gefammtzahl des ganzen Heeres 
abgezogen werben. 

Ungefähr ver fünfzehnte Theil der Infanterie fol aus Jägern, 
Büchfenfchügen oder mit gezogenen Gewehren bewaffneten Scharfſchützen 
beſtehen. 


8. 14. Zahlenverhältniß der Chargen, Aerzte ıc. zur ſtreitbaren 
Mannfchaft. 

Bei den Zruppen foll das Zahlenverhältniß der Chargen zur 
ftreitbaren Mannſchaft im Haupt und Reſerve⸗, fo wie im Erfagcontin- 
gent — nach Maßgabe ver verfchiedenen Organifation — als Minimum 
betragen: 


1 Officer auf | 


1 Unterofficier auf! 


45 bis 50 Streitbare bei der Infanterie, 
30 bis 35 Streitbare bei den andern Waffengattungen; 
12 bis 15 Streitbare bei der Infanterie, 
10 bis 12 Streitbare bei den andern Waffengattungen; 
45 bi8 60 Streitbare bei ber Infanterie, ben Pion⸗ 
1 Spielmann = nieren unb Genietruppen, 
40 bis 50 Streitbare bei der Keiterei und Artillerie. 
Die höheren Stäbe bis einfchließlich der Brigabeftäbe, die höheren 
Artillerie und Genieftäbe (das Ingenieurcorps) und ber Generalftab 
(vergl. Rubr. 5, 6 und 7 ber Stanbesüberficht, Anlage Ziffer 5) find 
in den nach vorftehenden Anfägen fich ergebenden Bebarf nicht eingefchloffen. 
Ingleichen find von ben Unterofficieren die Bombarbeure, bie 
Rottmeiſter und Gefreite und von den Spielleuten (Signaliften und Trom⸗ 
petern) fümmtliche Mufifer bei obigen Zeftftellungen ausgefchloffen. 
An geprüften Militärärzten foll minbeften® geftellt werben: 
für die Truppen ein Arzt auf 300 Streitbare, 
fir ftehende und ambulante Feldlazarethe ein Arzt auf 30 Kranke, 
das heißt auf 300 bis 360 Mann des Haupt und Reſervecontingents. 
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Das nah dem Bedarf zu ſtellende höhere ärztliche Perſonal ift in 
biefer Zahl mitbegriffen. 

Für alle Waffengattungen find nach Bebarf der Zruppenabtheilungen 
bie nöthigen Thierärzte, Curſchmiede, Büchfenfchmiebe, Sattler und fon- 
ftigen Handwerker zu ftellen. 


Dritter Abſchnitt. 
Eintheilung des Sundesheeres. 


8. 15. Armeecorps und Ueberſicht. 
(Ausgeitellt.) 


8. 16. Beſtandtheile. 


Mindeſtens foll enthalten 
1 Armeecorpg 2 Divifionen, 
1 Divifion 2 Brigaden, 
1 Brigade 2 NRegimenter oder 4 Bataillone, 
1 Snfanterieregiment 2 Bataillone, 
1 Reiterregiment 4 Schwadronen. 
Der Regel nach muß ſtark fein 


1 Bataillon mindeftens 800, höchftens 1200 Streitbare, 
1 Snfanteriecompagnie mindeftens 120, höchſtens 250 Streitbare, 
1 Schwabron mindeſtens 120, böchftens 180 Streitbare, 
1 Batterie mindeſtens 6, höchſtens 8 Gefchüüge. 


8. 17. Minima in den Waffengattungen. 


Hinfichtlih der einzelnen Waffengattungen beträgt das Minimum 

im Haupt⸗ und Nefervecontingent zufammen: 
bei der Neiterei eine Divifion von 300 Pferben, 
bei der Artillerie 1 Batterie von 6 Geſchützen. 

Die Bunbescontingente, welche in ber Infanterie die Stärke eines - 
Bataillons nicht erreichen, find zu combinirten Bataillonen zu vereinigen, 
letztere müffen ganz gleich organifirt, bewaffnet und gelibt fein. 

Wo die Vereinigung zu combinirten Bataillonen nicht ausführbar 
ift, muß die felbftftändige Organifation der Infanterie den vorerwähnten 
Normen vesjenigen Truppenverbandes entfprechen, welchen fie zuge- 
theilt ift. 
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Die im $. 13. vorgefchriebenen Scharffhügen werben entweber in 
befondere Abtbeilungen formirt ober den Bataillonen zugetheilt. 


$. 18. Vertretung in den Spezialwaffen. 
(Ausgefegt.) 


8. 19. Anzeige von Vereinbarungen und Veränderungen. 
(Ausgefebt.) 


8. 20. Commandoſtellen. 


I) Das aufgeftellte Kriegsheer des Bundes wirb von einem Ober- 
feldherrn befehligt (8. 45 :c.). 

2) Jede Armeeabtheilung, welhe als Theil bes Bundesheeres 
nach 8. 35. aufgeſtellt wird, ſo wie jedes Armeecorps erhält einen 
Commandanten (vergl. SS. 46. und 47 :c.). 

Das Commando ber übrigen taftifchen Körper muß in ber Regel 
kon folgenden Dienftgraden geführt werben: 

3) Der Divifion von einem ©enerallieutenant, mindeſtens von 

einem Generalmajor. 

4) Der Brigade von einen Generalmajor, mindeſtens von einem 

Oberften. 
5) Des Infanterieregiments von einem Oberſten, mindeſtens 
bon einem Öberftlientenant. 
des Reiterregiments) von einem Oberſten, minbeftens von 
ober von ſechs —8 einem Major. 
6) Des Sufanteriebataittong] von einem Major, höchſtens einem 
ber Reiterdiviſion ober von Oberfilieutenant 
zwei Batterien 

7) Der Compagnie, Schwahren ) von einem Hauptmann (Witt- 

oder Batterie | meifter.) 

Bei Zufammenftoffen verfchievener Abtheilungen entfcheibet über die 
Führung des Commando's der Functionsgrad, welcher nach obiger Num- 
mernfolge befleivet wird. Zwiſchen Officieren von gleichem Functions⸗ 
grad entjcheivet der Dienftgrad. Sind fih Funktions- und Dienftgrad 
gleich, dann entjcheidet da8 Datum des Patents, und ſollte zufällig auch 
dieſes gleich fein, bie Reihenfolge der Matrikel (fiehe 8. 1.). 
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Vierter Abſchnitt. 
Kereithaltung im Frieden. 


8. 21. Umfang derſelben. 


Die Heeresmacht des Bundes muß fich ſtets in einem Zuſtande be- 
finden, welcher geeignet ift, allen Wechjelfällen zu genügen und im ein- 
tretenden Falle ven Uebergang aus der Friebens- in bie Kriegsbereitfchaft 
mit ber erforderlichen Befchleunigung zu bewirken. 

Die Frievenshereitfchaft muß daher die Mittel gewähren, in mög- 
fichft kurzer Zeit erforderlichen Falls gleichzeitig 

das Haupt- und Refernecontingent in allen Waffengattungen 
marjch- und fchlagfertig für das Feld und die VBefatung der Bundes⸗ 
feftungen aufzuftellen, 

fo wie die Erfaßtruppen zu formiren. 

Die zur Erreichung dieſes Zweckes für bie Friedensbereitſchaft der 
drei Contingente nachſtehend ertbeilten Beitimmungen find nur als Mi⸗ 
nima ber Bunbesforberungen zu betrachten, unbefchapet besjenigen, was 
über dieſe Contingente und deren Friedensbereitſchaft hinaus für Die be- 
jtehenden Landes und fonftigen Verhältniſſe der betreffenden einzelnen 
Bundesftanten noch weiter geboten und bieferhalb von veren Regirungen 
zur vollftändigen Sicherung ber Bereitichaft, fo wie zur Erhaltung ver 
inneren Orbnung und zur Befegung ber Landesfeſtungen aufge 
ftellt wird, 


8. 22. Dienftverpflihtung, ununterbrodene und Gefammt- 
Präfenz. 
(Ausgefegt.) 


8. 23. Bereithbaltung der Mannfchaft und Pferde. 


Das Haupt: und Refervecontingent des Bunbesheeres muß 
auch im Frieden bis auf bie im 8. 26. geftatteten Vacanzen in ausge⸗ 
bildeter, felddienſtfähiger Mannſchaft und geeigneten Pferben vollſtändig 
erhalten werden. 

Für die Erfatztruppen müſſen im Friedensetat jedes Bundescon⸗ 
tingents die Mittel vorhanden fein, um tie Mannſchaft unverzüglich 
mit ihren Cadres an Öfficieren, Unterofficieren und Spielleuten verjeben 
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zu können, ohne bie $. 14. feftgeftellten Verhättmiffe für das Haupt- und 
Refervecontingent zu beeinträchtigen. Es bürfen dieſe Chargen jedoch 
höchſtens bis zur halben Zahl des Bedarfs, aus auf Wartegeld Ste- 
henden oder Halbinvaliben beftehen. 

An Gemeinen müſſen bei erfter Formation ber Erfagtruppen min- 
beftens jeber Abtheilung der Infanterie der dritte Theil, jeder Abtheil⸗ 
ung ber andern Waffen die Hälfte ihrer Stärke in ausgebildeter Mann- 
Schaft überwieſen werben können, und find diefe daher ſtets evident zu erhalten. 


8. 24. Bräfenzitand. 


Zur Erſparung des Solde® und ber Verpflegung Tann zwar im 
Trieben, fo weit e8 die Qanbeseinrichtungen unbefchabet des Zweckes ges 
ftatten, eine Beurlaubung oder Vacanthaltung (vergl. $. 25. und 26.) 
ftattfinden; ber nachftehend feftgefegte Theil der Mannſchaft und ver 
Pferde muß jeboch bei den Fahnen und im Dienfte gehalten werben, in 
fo weit fich nicht ſchon ein höherer Präfenzftand durch bie Beitimmungen 
bes 8. 22, ergibt. 

J. Für Haupt- und Refervecontingent — e8 mag eine For: 
mation mit ober ohne Landwehr beftehen (vergl. 8. 6.) — find zuſam⸗ 
mengerechnet im Frieden minbeftens präfent zu halten: 

1) bei allen Waffengattungen: 

fünf Sechftel (°/,) per Offlciere; 

2) bei der Infanterie; 

brei Viertel (%/,) der Unterofficiere und Spielleute, 

ein Sechftel (Y/,) der Gemeinen; 

3) bei der Reiterei: 

a) drei Viertel (°/,) bis vier Fünftel (*,,) der Unterofficiere, 
Trompeter und Gemeinen nebft Pferden, wo nach 8. 26. be⸗ 
züglich ein Viertel ('/,) oder ein Fünftel ('/,) der Pferde 
vacant gehalten wird, 

b) zwei Drittel (%/,) ber Unterofficiere, Trompeter und Gemeinen 
nebft Pferden, wo Landwehrreiterei befteht, 

c) ein Drittel (*/,) derfelden, wo eine Beurlaubung mit Pferden 
und mit Sold ftattfindet; 

4) bei der Fußartillerie: 

brei Viertel (?/,) der Unterofficiere und Spielleute, 

ein Drittel (1/,) der Gemeinen und Weitpferbe; 
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5) bei der reitenden Artillerie: 
wie unter 3 bei der Reiterei, und 

6) bei der Feftungsartillerie: 
die Unterofficiere und Spielleute, wie unter 4 bei der Fußartilferie, 
bie Gemeinen wie unter 2 bei der Infanterie; 

T) bei ben Pionnieren und Genietruppen: 

wie unter 4 bei der Yußartillerie angegeben: ift. 

Rekruten dürfen bei ver Infanterie, der Yußartillerie, ben Bion- 
nieren und Genietruppen in ben ſechs Monaten ihrer Ausbildung (vergl. 
8. 29.) nicht in die vorerwähnten PBräfenzftände eingerechnet werben. 

Bei der Artillerie muß außerdem die Fahrmannſchaft, welche zu 
der im Frieden beizubebaltenden Beipannung für drei Achtel ſämmtlicher 
Geſchütze und erften Munitionswagen gehört, in fo weit dieſe Mannfchaft 
nicht ſchon "in den oben unter 4 und 6 feftgeftellten Präſenzſtänden ent⸗ 
halten ift, ftets im Dienfte fein. Die Vertheilung erwähnter präfent zu 
zu baltenver Pferde auf einige oder auf fämmtliche Batterien bleibt 
überlaffen. 

Der Bräfenzftand während ver Uebungen ift 8. 30. angeorbnet. 

II. Für die Erfagtruppen find die Mittel (vergl. 8. 23.) zur 
Stellung mindeftens der Hälfte der nach 8. 14. erforderlichen Officiere, 
Unterofficiere und Spielleute präfent zu halten, — ingleihen eine ange- 
meffene Anzahl von Pferden in denjenigen Bunbesftanten, in welchen vie 
Erlangung bes Pferbebebarfs Schwierigkeiten bietet. 

II. Bon Nichtftreitbaren ift wenigſtens ber dritte Theil ſämmt⸗ 
licher nach 8. 14. erforberlichen Aerzte präfent zu Halten, vie fonftigen 
Nichtftreitbaren in dem Maße, als es der Gefunbheitsbienft, das Ge- 
richtsiwefen, die Verwaltung und das Fuhrweien, insbefondere bei ber 
Artillerie nach 8. 10. erfordert. 


8. 25. Beurlaubung. 


As beurlaubt müfjen diefenigen Mannschaften, fowohl ftreitbare, 
wie nichtftreitbare, ingleichen alle Pferde nachgewiefen werben, welche das 
Haupt- und NRefervecontingent nach feiner den Bunbesanforberungen 
entfprechenben Kriegsformation außer ben Präfentgehaltenen (8. 24.) unb 
ben in 8. 26. geftatteten Vacanzen enthalten foll. 

Auch für die Erfagtruppen find die $. 23. geforderten Mann 
fchaften zu berechnen. 


Die Beurlaubung barf bei feinem Mann früher eintreten, bevor er 
pie $. 22. fertgeftellte Zeit ber ununterbrochenen Präfenz beendigt hat. 

Sie darf in den verfchiedenen Waffengattungen nur in der Art ſtatt⸗ 
finden, daß vie Heinften tactifchen Körper (Compagnien, Schwapronen, 
Batterien) wenigſtens als Stämme beftehen bleiben. 


IV. Bunbestriegsverfaffung. 81 


8. 26. Vacanthaltung. 


Eine dauernde Bacanthaltung ift im Haupt- und Refervecontingent: 

a) bei Officier- und Unterofficierftellen nur in fo weit und 
nur in den nach $. 24. nicht präfent zu haltenden zuläffig, als bie Mittel 
genügend nachgewiefen werben, dieſe Stellen bei bem Eintritte der Mobil⸗ 
machung fofort angemeffen zu befegen. Sie barf fich aber in der Ge⸗ 
fammtzahl höchſtens 

auf den zwölften Theil (*/,,) der Officiere und zwar in ben un- 
terften Stellen, und 
auf den ſechſten Theil ('/,) der Unterofficiere erftreden. 

b) Bei Spielleuten und Gemeinen ift eine ſolche dauernde 
Bacanthaltung nicht zuläffig. Es müſſen dagegen an Gemeinen, refp. 
Unterofficieren fo viele mehr nachgewiefen werben, als bie etwaige Vacanz 
an Unterofficieren over Officieren beträgt. 

e) Bei den Nichtftreitbaren darf ber britte Theil ver Aerzte, 
weiche nach 8. 14. im Ganzen erforberlich find, vacant gehalten werben, 
in fo fern in gleicher Weife, wie unter a erwähnt, ter Gefammtbebarf 
ficher geſtellt ift. 

Die anderweiten Nichtftreitbaren find, jo weit fie nicht unter bie 
PBräfenten oder Beurlaubten bereits zäblen, nach dem Kriegsbedarf zu 
ermitteln und in Lijten zu führen. 

d) Bei den Pferden darf im Frieden nur vacant gehalten werben 
en Fünftel ('/,) bis ein Viertel (Y,) der Reitpferbe der Reiterei 
und der reitenben Artillerie, 

in fo fern eine Lanbwehreinrichtung oder Beurlaubung der Dienft- 
pferde nicht ftattfindet, 

zwei Drittel (*/,) der Neitpferde ver Fußartilferie, 

fünf Achtel (°/;) ver Zugpferpe der Geſchütze und erften Munitions⸗ 
wagen, ferner 

die gauze Beipannung für bie den Batterien nicht unmittelbar 


angehörenden Muniticnswagen, jo wie aller andern Fuhrwerke des Eontingente. 
Neichlen, Staatöret. IL. 6 
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Es find aber die Landeseinrichtungen der Art zu ireffen, daß im 
Falfe ver Mobilmachung des Heeres (Abſchnitt V.) die fänmtlichen 
vacant gehaltenen Pferde rechtzeitig eingeftellt werben Türmen. Hierzu 
wird eine genaue und fortlaufende Controle der in jebem Lanhestheile 
vorhandenen Pferde und ihrer Beichaffenheit nöthig. 


8. 27. Kriegsmaterial. 


Tür ben completen Stanb des Haupt⸗ und Reſervecontingents, ſo 
wie für die Erſatzmannſchaft muß auch im Frieden das erforderliche 
Kriegsmaterial ſtets in gehöriger Anzahl und Eigenſchaft vorhanden ſein. 

Es betrifft dieſes die Waffen, die Munition, die Bekleidung, Equi⸗ 
pirung und Feldgeräthe jeber Art, die geſammte Pferdeausrüſtung und 
Beichirrung für die Neiterei, Artillerie und die Xrains, fo wie bie 
nöthigen Fuhrwerke für biefelben ($. 43.). Insbeſondere muß bei ben 
Bußtruppen eine boppelte Garnitur Stiefel (Schuhe) bereit gehalten 
werben. 

In den Zeughäufern müffen außerdem vie erforberfichen Borräthe 
liegen, um jeden Abgang ſchnell erfegen zu. können. Dahin gehören für 
bie Haupt: und Refervecontingents berechnet, al8 Minimum 

1) an Gefchügen, Munitionswagen und fonftigen Fahrzeugen ein 

- Drittel (/,) der Batterien als Feldreſerve, 

2) an Infanterie gewehren und Jägerbüchſen eine vollftänbige 
zweite Garnitur, von welcher zunächft der erfte Erſatzſtamm bes 
waffnet werben kann. 

3) an Carabinern, Piftolen und blanfen Waffen die Hälfte des zur 
Bewaffnung Erforverliden. Den Bebarf zur erften Ausrüftung 
für die Zeldgefchlige und Feuergewehre zeigt Anlage Ziffer 6. 

Für die Mannfchaft als Tafhenmunition, für die Batterien 
und beipannten Munitionscolonnen find biervon beftimmt: 

für jeden Infanteriſten 150 Schuß, 

für jeden Reiter 60 Schuß, 

für jede 6pfünder Kanone 260 Schuß, 

für jede 12pfünder Kanone. 225 Schuß, 

für jede Haubite 175 Schuf. 

Eine Refervehargirung von gleicher Höhe, für die Depets be 
jtimmt, muß mindeftens zur Hälfte fertig in Material verfügbar fein 
(vergl. $. 40.). 


° 
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Der Meunitionsbebarf für den Belagerungspark ift aus Tabelle 2 
erfichtlich und im Material vorräthig zu Halten. 

Die Arznei, Berbandrequifiten und Hofpitalbebürfniffe find, auf den 
zehnten bis zwölften heil der Stärke des Haupt- und Refervecontingents 
berechnet, jtetS vorräthig zu halten oder müfjen, was bie Arznei betrifft, 
durch Gontracte ficher geftelft fein. 


8. 28. Kaliber. 6 


In Hinfiht der Bewaffnung, des Calibers der Gewehre und Ges 
fhüge foll in jepem Armeecorps eine folche Mebereinftimmung ftattfinden, 
daß die Munition der Artillerie und vorzüglich jene der Feuergewehre 
gegenfeitig gebraucht werben kann. 

Im alle der Neuanfchaffung von den Gefchligen für den Belager- 
ungspark haben ſich Die drei gemifchten Armeegorps in Rückſicht des Cali- 
bers an Oeſterreich, Preußen over Bayern anzufchließen. 


$. 29. Erfte Ausbildung, Felddienſt- und Schießübungen. 


Ein Zeitraum von ſechs Monaten ift als das Minimum anzufehen, 
weiches zur Ausbildung eines eingelbten Soldaten angenommen werben 
muß. Bis zum Ablauf dieſes Zeitraumes ift er als Rekrut zu betrachten. 
(Hinfictlich der Präfenzberechnung besfelben vergleiche 88. 22. und 24.) 

Nächftvem bilden bie Felddienſt- und Schiegübungen einen Ue- 
bungszweig, ber während ber ferneren ununterbrochenen Präfenz vorzugs⸗ 
weiſe in Ausführung zu bringen ift. 

Für die Schiegübungen wird als Norm feftgefegt, daß jährlich bei 
den Jägern und Scharfihügen jever Subalternofficier, Unterofficier 
und Gemeine 90, 

bei der Infanterie jever Dann wenigftens 30 fcharfe Patronen 

verſchießt. 

Rein Mann darf beurlaubt werden, bevor derſelbe die zweite Schieß- 

übung abgehalten hat. j 

Die Artillerie hält alljährlich Uebungen im Scharffchießen und 
war nach Maaßgabe ihrer Beitimmung aus Feld⸗, Belagerungs- und 
Feſtungs⸗ Geſchützen ab, wobei fünmtliche für bie verſchiedenen Geſchütze 
beftimmten Gejchoßarten zur Anwendung fommen müſſen. 

Diefen Uebungen ift eine ſolche Ausdehnung zu geben ‚ baß jeder 

6 
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Mann in ber Bedienung des Gefchüges mit fcharfer Munition bie für 
ben Krieg erforderliche Fertigkeit erlangen Tann. 

Die für die Ergänzung ber Zrainfoldaten, inkbeſondere der Fahrer, 
ausgehobene Mannfchaft ift entiprechenben erften Einübungen zu unterwerfen. 


8. 30. Größere Uebungen. 


In fo fern der in $. 24. feftgefeßte Präſenzſtand nicht ſchon eine 
höhere UebungMärke bebingt, und eine längere Dauer ber Uebungen ge- 
. stattet, find in jedem Bundesſtaate die verſchiedenen Waffengattungen alle 
Sabre wenigftens in ber halben Kriegsftärke des Haupt- und Reſervcon⸗ 
tingents mindeftens vier Wochen Hinburd im Dienfte und im Gebrauche 
ver Waffen zu üben, jedoch ohne bei der Artillerie ven Präfenzftand ber 
Pferre erhöhen zu müſſen. 

Es find Vorkehrungen zu treffen, daß jeder einzelne taftifche Körper, 
insbeſondere jedes combinirte Bataillon jährlich vereinigt und minbeften® 
alfe zwei Fahre abwechfelnd Antheil an Uebungen von Brigaden ober 
Divifionen nehme, und daß jedes Armeecorps fich wenigſtens alle ſechs 
Fahre zu gemeinfchaftlichen Uebungen vereinige. 


8. 31. Anderweitige Bildungsmittel. 


Um ven Heineren Bundescontingenten die Mittel zu erleichtern, ihren 
Erſatz an militärifch gehörig gebifveten Officieren zu fichern, ift burch 
Uebereinfünfte ven Officierafpiranten und Offtcieren ber Zutritt zu ben 
Militärbildungsanftalten und Prüfungen ber größern Bundes⸗ 
ftaaten zu eröffnen. 

Zur Gewinnung tüchtiger Unterofficiere müſſen nicht nur überall 
Bataillons» (Regiments-) Schulen beftehen , ſondern es empfiehlt fich, 
daß auch durch Zulagen an Längerbienende (Capitulanten) und da, wo 
Stellvertretung ftattfindet, durch vorzugsweiſe Berüdfichtigung ges 
vienter Leute obiger Zweck gefördert werbe, 


‘ 8. 32. Reglement®. 


Auf eine möglichfte Uebereinftimmung ber Hauptgrunblagen bes mili⸗ 
tärifhen Dienftes ift in dem ganzen Bundesheer binzuarbeiten. 

Insbeſondere follen in Hinficht der Waffenübungen und des 
Dienftreglements wenigftens in der Hauptſache bei jeben Armeecorps 
gleihe Grundſätze beobachtet werben. 
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$. 33. Standesüberfihten. 

Späteftens am 1. Februar jedes Jahres wird der Bundesverfamm- 
fung von jedem Bundesſtaate eine nach beiliegendem Schema Ziffer 7, 
angefertigte Standesüberficht des Bunbescontingents vorgelegt. 

Aus dieſen einzelnen Standesüberfichten wirb alsdann eine General: 
überficht des Bundesheeres zufammengeftellt. 


$. 34. Mufterung. 


Die Contingente der einzelnen Bunbesftaaten follen minbeftens alle 
fünf Yahre einer durch die Bundesverfammlung angeorbneten Miujterung 
unterworfen werben. 

Die Inſtruction für die zur Meufterung abgeorpneten Generale ift 
in ber Anlage Ziffer 8 enthalten. Diefer generellen Ynftruction find 
nöthigenfalls für einzelne Zwecke fpecielle Zufäge beizufügen. 

In befonderen Fällen behält fich bie Bundesverfammlug auch außer 
pen fünfjährigen Deufterungen in Eurzer Srift zu beftimmende neue In⸗ 
fpieirnungen einzelner Bunvescontingente vor. 

Diejenigen Bunbesglieder, welche zufammen einen gemifchten Tenppen- 
theil bilden, haben fich unter einanber für eine häufiger wieberfehrende 
Mufterung minbeftens in der Divifion zu vereinigen ($. 19.). 


Fünfter Abſchnitt. 
Mobilmachung und SKefakungen der Bundesfeflungen. 


8. 35. Umfang der Mobilmadhung. 


Der Bund wird beichließen, ob von jedem Bundesſtaate nur ein 
Theil oder das Ganze des Hauptcontingents oder ob erforberfichen 
Falls gleichzeitig auch das Nefervecontingent zu ftellen ſei, fo wie auch ob 
nur einzelne Bundescontingente zur Erfüllung beftimmter Bundeszwecke 
anfgeftellt werben follen. 


8. 36. Zeiterforberniß für die Mobilmachung. 


Späteftens vier Wochen nach ber vom Bunde erfolgten Auffor- 
derung müſſen die Eontingente ber einzelnen Bunbesftanten in ber nach 
8. 35. aufgebotenen Stärke volfftändig marfch> und fchlagfertig zur Ver⸗ 
fügung des Oberfelokeren auf den für jedes Armeecorps in feinem Bezirke 
im Voraus zu beftimmenden Sammelplägen aufgeitellt fein. 
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Gleichzeitig werben die Erfaßabibeilungen ($. 39.) gebildet. 

Am vierzehnten Tage nach dem Eingange des Bundesbefchluffes bei 
ben betreffenden Regirungen müffen die zur Kriegsbefagung der 
Bundesfeftungen beftimmten Truppen ($. 44.) zum Abrüden bereit fein. 


8. 37. Stäbe und Truppen. 


Der Oberfeloherr und Generallieutenant des Bundes werben nach 
8. 45. und 51. von ber Bundesverſammlung gewählt. Dasfelbe findet 
mit dem Oberbefehlshaber ſtatt, wenn nur ein Theil des Bundes⸗ 
heeres aufgeboten wird. 

Die Corpscommandanten der zuſammengeſetzten Armeecorps wer⸗ 
ben nach $. 68. ernannt, und die Stäbe des Hauptquartiers, fo wie der 
Armeecorps nach 8. 81. und 74. gebildet. 

Die Eintheilung des Bundesheeres ift in $. 15. angegeben. Dem 
Oberfelvberrn werden Standesüberjichten und Ordres de bataille ver 
verfchiedenen Armeecorps übergeben, in welchen leßteren auf bie Bildung 
einer ftarken Neiter- und Gefchligreferve Nücdkficht genommen wirt. 

In dem bejondern Falle, wenn ausnahmsweiſe ein Truppencorps 
aus Beitandtheilen eines ober mehrerer Armeecorps bes Bundeshceres 
ober aus einzelnen Bundescontingenten zufammengefeßt werben foll, wirb 
burch Bunbesbefchluß auch die Eintheilung dieſes Corps näher vorges 
fchrieben werben. 

Bei Aufitelung des Bundesheeres wird vom Oberfeldherrn für alle 
Bundescontingente ein gemeinſchaftliches Erkennungszeichen vorgeſchrieben. 


8. 38. Abgang. 


Der bei jevem aufgeftellten Bundescontingent ſich ergebente Abgang 
an Mannfchaft, Pferden und Material wird monatlich durch ven Gem: 
manbanten des Armeecorps mittelft einer nach Anlage Ziffer 9 aufzuftell- 
enden Lifte der betreffenden Regirung behufs Veranlaſſung ver Nachien- 
bung bes Erfages mitgetheilt. in Duplicat diefer Lifte wird dem Ober: 
feloherrn zur Kenntnißnahme überſchickt und durch leßteren auch der Bun⸗ 
desverſammlung die erforderliche Anzeige gemacht. 

Unter dem Abgange an Mannſchaft werden verſtanden: 

1) alle Todten, Gefangenen und Deſerteure, gleich nach Eintritt 

des Falles; 

2) alle Vermißten nach einem Zeitraum von vier Wochen; 
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3) alle im Hofpitale befindlichen Verwundeten unb Kranken, welche 
nach brei Monaten als felodienftuntauglich anerkannt werben. 

4) alle übrigen Berwundeten und Kranken nur, wenn fie ben zehn- 
ten Theil des Bundescontingents überfteigen. 


$. 39. Erfagtruppen und Nachſchub. 


Um die Bollftänpigleit des Heeres fortwährend zu fichern, müſſen, 
fobald den Regirungen der Bundesbeſchluß zur Aufftelung von Bunbes- 
truppen zugeht, auch die Erfagtruppen in dem Verhältniß von ein 
Sechſtel Procent der Matrikel (8. 1.), jedoch bei nur theilweifer Auf- 
ftellung des Hauptcontingent® auch nur nach Maaßgabe ver nach 8. 35. wirklich 
aufgebotenen Streitkräfte, fowohl an Mannſchaft (8. 23.), wie an Pfer- 
ten aufgeftellt und unausgefegt vollzählig erhalten werden (vergleiche 8. 2.). 

Rekruten, welche eine geeignete Ausbildung erlangt haben, Können 
ben abrüdenven Truppen belaffen werben; die übrigen find den Erſatztrup⸗ 
pen zu überweiſen. 

Sechs Wochen nach dem Ausrücken des Bundesheeres wird der bis 
dahin angezeigte Abgang an Mannſchaft ſowohl, als an Pferden und 
Material durch eine Nachſendung vollſtändig erſetzt, und weiter mit 
dieſen Nachſendungen nach Maaßgabe des Bedarfes von zwei zu zwei 
Monaten fortgefahren. 

Der Nachſchub iſt — falls der Erſatz nicht durch ältere Truppen⸗ 
körper geleiſtet wird — möglichſt in Marſchbataillone und Marſch— 
ſchwadronen zu formiren, und brigade-, diviſions- oder corpsweiſe der 
Armee nachzuſenden. Bei ver Armee angekommen werben bie Marjch- 
bataillone und Marſchſchwadronen aufgelöft. 


8. 40. Munitionscolonnen. 


Was zur erfien Ausräftung an Munition für die Feldgeſchütze 
und Feuergewehre als erforberlich erachtet worden, ift 8. 27. in ber An: 
lage Ziffer 6 angegeben. 

Bon dieſem Munitionsbedarf wird die Hälfte als Taſchenmunition 
ausgegeben, theils dem Heere fofort mit eigener Beſpannung nachgeführt. 
Die andere Hälfte wird in Depots, welche nicht über 24 Meilen von ber 
erften Aufftellung des Bunbesheeres entfernt fein dürfen, zur Abführung 
bereit gehalten. Für diefen Theil wird eigene Beipannung nicht gefordert. 
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8. 41. Hofpitäler. 


Bon den auf den zehnten ("/,) bis zwölften (’/,.) Theil der Stärke 
bes ausgerückten Bunbesheeres zu berechnenden Felphofpitäler ift vie 
Hälfte zu ftehenden, und bie andere Hälfte zu beweglichen Hofpitälern 
einzurichten ($. 27.), und nach $. 14. mit einem binlänglichen ärztlichen 
und Hofpital- Perfonal zu verfehen. 

Das Bundes-Sanitätsreglement enthält die näheren Beftimmungen. 


8. 42. PBroviantcolonnen. 


Zugleih mit der Aufftellung des Heeres erfolgt die Bildung ber 
PBroviantcolonnen in ber Art, baß bei jebem Armeecorps, außer dem⸗ 
jenigen, was bie Truppen bei fich haben, bie Naturalverpflegung für Die 
Mannfchaft wenigftens auf vier Zuge mit eigener Beſpannung mitge- 
führt werben Tann. 

Bei jedem Armeecorps follen fo viele Backöfen mitgeführt werben, 
daß in 24 Stunden für ben vierten Theil der Mannſchaft gebaden wer- 
ven kann. Das Bäderperfonal ($. 4.), welches militärisch organifirt 
und bewaffnet werben foll, um nöthigenfalls für die Vertheidigung ber 
Magazine verwendet werben zu Lönnen, muß jo berechnet werben, daß auf 
jedes Zaufend Mann vier Bäcker mit Einfchluß der Oberbäder fommen. 

Das nähere ‘Detail ber Verpflegung (vergleiche Abſchnitt IX.), ent» 
hält das Bunbesverpflegungsreglement. 


8. 43. Bagagetrains, Feldpoſt, Pferdevepots und Mederficht 
bes Fuhrweſens. 


Zur Fortfehaffung der übrigen vorfchriftsmäßigen Truppenbedürfniſſe 
müſſen die auf das Nothwendigſte zu befchränfenden Fuhrwerke nebſt Be⸗ 
ſpannung vorhanden fein, bie in Bagagetrains vereinigt werben können. 

Bür den Feldpoſtdienſt ift bei jebem Armeecorps das erforberliche 
Perfonal anzuftellen, das Fuhrwerk und bie Pferde anzufchaffen. 

Zum jchleunigen Erfag der bei dem Heere im Felde abgehenben 
Pferde hat jedes Armeecorps ein Pferdedepots mitzuführen. 

Der Stand an Mannfhaft und an Pferden für das gefammte 
Fuhrweſen des Gepäds, der Munition, ber Lebensmittel, ver Hofpital- 
erforberniffe , der Feldpoſt und bes Pferbebepots ift nach beiliegenbem 
Schema Ziffer 10. für jedes Armeecorps nachzumelfen. 


I. Bundesbeſchluß vom 28. Iuni 1882. 8) 


8. 44. Befakungen der Bunbesfeftungen. 

Die Befatungen ber Bundesfeftungen befteben aus den Truppen, welche 
bie in Anlage Ziffer 11. nambaft gemachten Bundesftaaten, nach ven beftehen- 
den Stantsverträgen und Bundesbeſchlüſſen für dieſen Zweck zu ftellen haben. 

Das Specielle ſowohl Hinfichtlih der Friedensbeſatzung, bes 
Minimums und der vollen Kriegsbefugung und wegen bes nuch bem 
Bedürfniß der Pläße ermittelten VBerhältniffes der verfchievenen Waffen 


gattungen ift aus vorerwähnter Anlage zu erjehen. 
Bezüglich der Kriegs» Berfaffung des deutſchen Bundes vergleiche: 

Klüber, öffentliches Recht. S. 196— 211. 

Rudhardt, das Öffentliche Necht des beutichen Bundes. S. 196 fi. 

Jordan, Staatsrecht. S. 247 fi. 

v. Leonhardy, Berfucd einer Eutwidelung ber Kriegsverfaſſung des deutjchen 
Bundes. Frankfurt a. M., 1835. 

Die Kriegsverfaffung bes beutfchen Bundes nad ben neueften Beſtimmungen. 
Mainz, 1842. 

(Siehe auch Überfichtlihe Zufammenftellung ber bieber gehörigen Bundesgeſetze 
und Einrichtungen in Klüber's Quellenſammlung). S. 310 ff. 

G. v. Mayer, Corp. Const. Germania I. S. 93 ff. 

H. A. Zahariä, Staatiredt. I. S. 800. 

Siebe bezüglich der Bundesfeſtungen: > 

Ueber die Bunbesfeftungen |. Klüber, öffentliches Recht. S. 208 ff. 

Rudhardt, das Recht des beutichen Bundes. S. 181 ff. 

Weiß, Syſtem bes beutfchen Staatsrechts. S. 179 ff. 

9. 2. Zahariä, Staatsrecht. L S. 820. 

Meier, Einleitung S. 187 ff 

Grote fend, Spftem des öffentlichen Rechtes. 8. 152 ff. 


Dritte Abtheilung. 


Bundesbeichlüffe, welche das Berfaflungs- 
weſen der einzelnen Stanten betreffen. 


Vorbemerkung. 
Hieher gehören: 
I. Bundesbefchluß vom 28. Juni 1832, Maßregeln zur Aufrechthal- 
tung ber gefeßlichen Ordnung und Ruhe betreffend. 
11. Befchluß ver deutfchen Bundesverfammlung von 2. April 1848, 
die Aufhebung ver feit tem Jahre 1819 erlaffenen |. g. Ausnahmöges 
fee betreffend. 
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III. Beſchluß vom 23. Auguſt 1851 „die zur Wehrung der öffent⸗ 
lichen Sicherheit und Ordnung im deutſchen Bunde zu treffenden Maß- 
regeln“ betreffend. 

IV. Der Bunbesbefhluß vom 23. Auguft 1851 betreffend vie f. g. 
Grundrechte des beutfchen Volkes. 

V. Bundesbeſchluß vom 6. Juli 1854 in Betreff allgemeiner Be- 
ftimmungen zur Verhinderung des Mißbrauch ber Preffreibeit. 

VI Bundesbeſchluß vom 13. Juli 1854 in Betreff des Vereinsweſens. 


& 


I. 
Bundesbefhluß vom 28. Duni 1832. 


Maßregeln zur Aufrechthaltung ber gefelihen Ordnung und Ruhe in ben Buntes- 
ftaaten betreffend. 


Unter dankbarer Anerkennung der von Ihren Majeftäten dem Kaifer 
von Defterreich und dem Könige von Preußen wiederholt bewährten Fürforge 
für das gemeinfame Beſte des deutfchen Vaterlandes, vereinigen ſich fänmt- 
lihe Bundesregirungen zu folgenden Beſtimmungen: 

I. Da nad Art. 57. der Wiener Schlußafte die gefanmte Staatsge— 
malt in dem Oberhaupte des Staates vereinigt bleiben muß, und der Sou- 
verain durch eine landftändifche Verfaffung nur in der Ausübung beitimm- 
ter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werden Tann, fo ift auch 
ein deutfcher Souverain als Mitglied des Bundes, zur Berwerfung einer 
hiermit in Widerfpruch ftehenden Petition der Stände nicht nur beredtigt, 
fondern die Verpflichtung zu diefer Verwerfing geht aus dem Zwede des 
Bundes hervor. 

U. Da gleihfalls nach dem Geifte des eben angeführten Art. 57. der 
Schlußakte und der hieraus hervorgehenden Folgerung, welche der Art. 58. 
ausfpricht,, keinem deutfchen Souverain durch die Landftände die zur Führ⸗ 
ung einer ben Bundespflichten und der Landesverfaflung entjprechenden Re⸗ 
girung erforderlichen Mittel verweigert werden dürfen, fo werden Fälle, in 
welchen ftändifche Verfammlungen die Bewilligung der zur Führung der Re— 
girung erforderlichen Steuern auf eine mittelbare oder unmittelbare Weife 
duch die Durchſetzung anderweitiger Wünfche und Anträge bedingen wollten, 
unter diejenigen Fälle zu zählen fein, auf welche die Art. 25. und 26. der 
Schlußakte in Anwendung gebracht werden müßten. 

UI. Die innere Gefeggebung der deutſchen YBundesftaaten darf weder 
dem Zmede des Bundes, wie folder in dem Art. 2. der Bundesafte nnd 
in dem Art. 1. der Schlußakte ausgeſprochen ift, irgend einen Eintrag thun, 
noch darf diefelbe der Erfüllung fonftiger bunbeöverfaflungsmäßige: Verbind⸗ 
lichkeiten gegen den Bund, und namentlich der dahin gehörigen Leiſtung von 
Geldbeiträgen, hinderlich fein. - 

IV. Um die Würde und Gerechtſame des Bundes und der den Bund 
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repräfentirenden Berfammlung gegen Eingriffe aller Art ficher zu ftellen, zu- 
gleich aber in den einzelnen YBundesftaaten die Handhabung der zwijchen den 
Regirungen und ihren Ständen beitehenden verfaffungsmäßigen Berhältniffe 
zu erleichtern, foll am Bundestage eine mit diefen Gefchäften beſonders be- 
auftragte Commiſſion, vor der Hand auf fech8 Jahre, ernannt werden, deren 
Beitimmung fein wird, insbefondere auch von den ftändifchen Verhandlungen 
in den deutſchen Bundesftaaten fortdauernd Kenntniß zu nehmen, die mit 
den Verpflichtungen gegen den Bund, oder mit den durch die Bundezver- 
träge garantirten Regirungsrechten in Widerfpruch ftehenden Anträge und 
Beichläffe zum Gegenftand ihrer Aufmerkſamkeit zu machen, und der Bun⸗ 
desverſanmilung davon Anzeige zu thun, welche demnächſt, wenn fie die 
Sache zu weiteren Erdrterungen geeignet findet, folche mit den dabei bethei- 
figten Regirungen zu veranlaffen hat. Nach Verlauf von ſechs Jahren wird 
die Fortdauer der Commiffion weiterer Vereinigung vorbehalten. 

V. Da nad dem Art. 59. der Wiener Schlußalte, da, wo Deffent- 
fichfeit der Tandftändifchen Verhandlungen durch die Berfaffung geftattet ift, 
die Grenzen der freien Aeußerung, weder bei den Verhandlungen felbft, noch 
bei deren Bekanntmachung durch den Drud, auf eine die Ruhe des einzelnen 
Bundesſtaates oder des gejammten Deutfchlands gefährdende Weile über- 
fehritten werden darf, und daflir durch die Gefchäftsordnung geforgt werden 
fol; fo machen auch ſämmtliche Bundesregirungen, wie fie e3 ihren Bundes- 
verhäftniffen fchuldig find, ſich gegen einander anheifchig, zur Verhütung vor 
Angriffen auf den Bund in den fländifchen Berfammlungen und zur Steuer: 
ung derjelben, jede nah Maaßgabe ihrer inneru Landesverfaſſung, die anges 
mefjenen Anordnungen zu erlaflen und zu handhaben. 

VI. Da die Bundesverfammlung ſchon nad) dem Art. 17. der Schluß- 
afte berufen ift, zur Aufrechthaltung des wahren Sinnes der Bundesafte und 
der darin enthaltenen Beftimmungen, wenn tiber deren Auslegung Zweifel 
entftehen follte, dem Bundeszwede gemäß zu erklären, fo verfteht es jich von 
jetbft, daß zu einer Auslegung der Bundes- und der Schlußafte mit recht⸗ 
liher Wirkung auch nur allein und ausfchließend ber deutfche Bund be= 
rechtigt ift, welcher dieſes Recht durch fein verfaffungsmäßige8 Drgan, die 
Bundesverfammlung ausübt. 


II. 
Beſchluß der deuffchen Sundesperfammbung vom 2. Xprif 


Die Aufpebung ber feit dem Fahre 1816 erlaffenen ſ. g. Ausnahmsgeſetze betreffend. 


„Auf den in der 22. Sigung vom 23. März d. 3. $. 176 erfolgten 
Antrag der freien Städte für Frankfurt, daß, da die feit dem Jahre 1816 
erlaffenen fogenannten Ausnahnısgefege des deutfchen Bundes unter veränder- 
ten Umftänden bereits allenthalben außer Wirkfamteit getreten, diefelben auch 
von Seite des deutjchen Bundes förmlich als aufgehoben und befeitigt zu 
erflären feien; befchließt die Bundesverfammlung : 
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daß die gedachten beanftandeten Ausnahmsgeſetze der Beichlüffe für 
fämmtliche Bundesftaaten aufgehoben, mithin als bereit3 völlig befeitigt zu 
betrachten, und wo e8 noch erforderlich befunden werden follte, darüber Die 
nöthigen Bekanntmachungen zu erlaflen ſeien.“ 





. I. 
- Belhluß vom 23. Auguſt 1851, 


bie zur Wahrung ber öffentlichen Sicherheit und Ordnung im beutfhen Bunde zu 
treffenden Maaßregeln betreffend. 

J. Durch Art. 2. der Bundesafte und Art. 1. der Wiener Schlußalte, 
welche als Zweck des Bundes die äußere und innere Sicherheit des Bundes 
poranftellen, und in Erwägung, daß die Sicherheit des ganzen Bundes noth- 
wendig von der Ruhe und Ordnung in den einzelnen Bundesftaaten bedingt 
it, hält ſich die Bundesverfammlung, geftügt auf die Beitimmungen der 
Yundesgrundgefege, für berechtigt und für verpflichtet, dafür Sorge zu tra- 
gen, daß in keinem Bundesſtaate Inſtitutionen und Zuftände beftehen, welche 
für die innere Ruhe und Ordnung desjelben und dadurch flir die allgemeine 
Sicherheit des Bundes bedrohlich find. Die Bundesverfanmlung fordert 
daher die hohen Bundesregirungen auf, die in den einzelnen Bundesftaaten 
namentlich jeit den Fahre 1848 getroffenen ftaatlichen Einrichtungen und er- 
laffenen geſetzlichen Beſtimmungen einer forgfältigen Pritfung zu unterwerfen 
und dann, wenn fie mit den Örundgefegen des Bundes nicht in Einklang 
ftehen, diefe nothwendige Webereinftinimung ohne Verzug wieder zu bewirken. 

Wenn die Bundesverfjammlung nun auch die zuperfichtlihe Erwartung 
begt, daß alle Bundesregivungen diefe unerläßliche Alebereinftimnung durch 
alle gefeglichen Mittel berzuftellen bemüht fein und durch ihr eigenes Ber- 
halten in Fragen der öffentlichen Ordnung den Grundgejegen des Bundes 
volle Genüge leiften werben, fo muß fie fich ihre verfafjungsmäßige Ein- 
wirkung doch für die Fälle vorbehalten, wenn ſolche als nothwendig erlannte 
Abänderungen auf Hinderniffe ftoßen follten, und fie wird hierbei in Er- 
wägung ziehen, welche innerhalb ihrer Competenz liegenden Mittel und Wege, 
namentlich ob die Abfendung von befonder8 zu. inftruirenden Commiſſionen 
zur Erreichung des oben ausgeſprochenen Zweckes in Anwendung zu bringen find. 

Sie beichließt einen Ausſchuß aus ihrer Mitte zu beftellen, welcher 
über die zu einer ſolchen Einwirkung fich eignenden Fälle ohne Berzug Be- 
richt zu erftatten und dabei jedesmal über die Art und Weife derfelben fein 
Gutachten abzugeben haben wird. 

IH. Die Bundesverfammlung beauftragt ferner den am 10. Juli in 
Folge der in Dresden abgehaltenen Minifterial- Conferenzen niedergejegten 
politifhen Ausfhuß mit möglichfter Befchleunigung allgemeine Bundesbe- 
ftimmungen zur Verhinderung des Mißbrauchs der Prepfreiheit in Bor- 
ſchlag zu bringen und fordert die höchften und hohen Bundesregirungen auf, 
auch vor Erlaſſung dieſer Vorfehriften durch alle gefeglichen Mittel die Un⸗ 
terdrüdung der Zeitungen und Zeitfchriften unter Beitrafung der Schuldigen 
Berbeizuführen ‚ welche atheiftifche, foctaliftifche oder communiftifche oder auf 
den Umflurz der Monarchie gerichtete Zwede verfolgen und insbeſondere auch 
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dafiir Sorge zu tragen, da es an ausreichenden gejeglichen Mitteln hierzu in 
den einzelnen Bundesländern nicht fehle. 

Damit den Ausihuffe die Förderung der Bundes⸗Preßgeſetzgebung 
möglih werde, ift die Bundesverfammlung geneigt, demfelben einen oder 
mehrere Fachmänner zur Bearbeitung der Vorlagen beizuordnen umd ficht 
den Anträgen des Ausſchuſſes über die Wahl derfelben entgegen. . 


IV. 
WRundesbeſchluß vom 23. Auguſt 1851, 


betreffenb die f. g. Grundrechte des deutſchen Volks. 


Die in Franffurt umter dem 27. December 1848 erlafjenen, in dem 
Entwurfe einer Berfafjung des deutjchen Reich vom 28. März 1849 wie- 
berholten fogenannten Grundrechte des deutſchen Volks können weder als 
Reichsgeſetz, noch, ſoweit fie nur auf Grund des Einführungsgefeges vom 
27. December 1848 oder als Theil der Reichsverfaſſung in den einzelnen 
Staaten für verbindlich erflärt find, für rvechtögliltig gehalten werden. Sie 
find deßhalb infoweit in allen Bundesftaaten aufgehoben zu erflären. Die 
Regirungen derjenigen Staaten, in denen Beitimmungen der Grundrechte 
durch befondere Geſetze in's Leben gerufen find, find verpflichtet, fofort die 
erforderlichen Einleitungen zu treffen, um diefe Beftimmungen außer Wirt: 
jamleit zu fegen, infofern fie mit den Bundesgejegen oder den ausgeſpro⸗ 
henen Bundeszweden im Widerfpruch ftehen. 


| V. 
Wundesbeſchluß vom 6. Zuli 1854, 


in Betreff allgemeiner Bellimmungen au Berbinderung bes Mißbrauchs ber Preß- 
reiheit, 


Unter Borbehalt der Befugnig der höchften und hohen Bundesregirun- 
gen, nach Bebürfnig eingreifendere Anordnungen zu treffen, werden nad- 
fiehende allgemeine Beftimmungen zur Verhinderung des Mißbrauchs 
der Preife feſtgeſetzt: 

=8. 1. Alles was durch gegenwärtigen Bundesbefhluß in Bezug auf 
Druchkſchriften angeordnet wird, findet nicht bloß auf Erzeugnifie der Buch—⸗ 
druderprefie, jondern auch auf alle anderen durch mechanifche Mittel vorge- 
uommenen Bervielfältigungen von Schriften und bildlihen Darftellungen 
feine Anwendung. 

8. 2. Zur Ausübung des Gewerbes eines Buch- oder Steindruders, 
Buch⸗ oder Kunſthändlers, Antiquard, Inhabers einer Leihbibliothel oder 
eines Lejelabinets ımd Verkäufers von Zeitungen, Flugjchriften und bildlichen 
Darftellungen ſoll in allen Bundesftaaten die Erlangung einer befonderen 
perfönlichen Gonceffion (obrigkeitlihen Bewilligung) erforderlich und nur den- 
jenigen &ewerbetreibenden, welche eine ſolche Conceſſion (obrigkeitliche Be⸗ 
willigung) erlangt haben, die Erzeugung von Drudicriften und der gewerbs⸗ 
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mäßige Verkehr mit denfelben, nach Maaßgabe ber Conceffion (obrigkeitlichen 
Bewilligung), geftattet jein. 

Die Einziehung der Eonceffion (obrigfeitlihen Bewilligung) im Falle des 
Mißbrauchs des Gewerbebetriebe kann nicht nur in Folge gerichtlicher Ber- 
urtbeilung, fondern auch auf adminiftrativem Wege erfolgen; auf legterem 
jedoch nur dann, wenn nad) vorandgegangener wiederholter jchriftliher Ver⸗ 
mwarnung oder nach erfolgter gerichtlicher Beſtrafung die vorerwähnten Ge- 
werbetreibenden ihre‘ Beſchäftigung beharrlich zur Verbreitung von ſtrafbaren, 
inſonderheit ſtaatsgefährlichen Druckſchriften mißbrauchen. 

Conceſſionen, welche in widerruflicher Weiſe ertheilt find, können auch 
ohne derartige vorhergegangene Einſchreitungen auf adminiſtrativen Wege 
eingezogen werden. 

8. 3. Nur mit obrigkeitlicher Erlaubniß und immerhalb der Gränzen 
derfelben darf mit Drudfchriften hauſirt und dürfen diefelben an öffentlichen 
Orten ausgeftreut, angeboten, vertheilt oder angejchlagen werden. 

Dieſe Erlaubniß kann jederzeit zurüdgenommen werden. 

8. 4. Auf jeder im Bundeögebiete erfcheinenden Drudjchrift muß der 
Name und Wohnort des Druckers, und, wenn diefelbe für den Buchhandel 
oder zur öffentlichen Verbreitung auf anderem Wege beſtimmt ift, auch der 
Name und Wohnort desjenigen, bei dem die Drudicrift als Verlags- oder 
Commifjions- Artikel erjcheint, oder beim Selbftbetriebe der Name und Wohn- 
ort des Verfaſſers und Herausgebers genannt fein. 

8. 5. Bon jeder die Prefje verlaffenden Drudichrift fol vor deren Aus- 
gabe, oder mindeftens jobald die Austheilung oder Berfendung beginnt, ein Erem- 
plar der von der Landesregirung dazu beftimniten Behörde überreicht werden. 

Es ift den einzelnen Bundesregirungen überlaffen, Drudfchriften, welche über 
zwanzig Drudbogen und darüber ſtark find von dieſer Beftimmung auszunehmen 
"und die Zeitfriften der Ueberreichung den Zwecke entſprechend feitzufegen. 

8. 6. Bon der Erfüllung der in den SS. 4. und 5. enthaltenen Vor⸗ 
ichriften find blog die den Bedürfniſſen des Verkehrs oder des gefelligen 
Lebens dienenden Drudfachen, als Formulare, Etiquetten, Bifitenfarten und 
und ähnliche diefen gleich zu achtende Kleinere Preferzeugniffe auszunehmen. 

8. 7. Für jede im Bundesgebiete erfcheinende periodifche Druchkſchrift 
(Zeitung, Zeitfhrift), muß ein für deren ganzen Inhalt verantwortlicher Re- 
Dacteur beftellt und deſſen Name auf jedem Blatte oder Hefte (Nummer) 
genannt fein. Eine Ausnahme von diefem Grumdfage ift nur bezüglich 
jener Zeitichriften zuläffig, welche ale politifchen und focialen Fragen von der 
Beſprechung ausjchließen. 

8. 8. Der verantwortliche Redacteur einer periodifchen Druckſchrift 
muß unbedingt dispofitionsfähig fein, im Genufje der ftaatsblirgerlichen Rechte 
fih befinden und bei Zeitfchriften, welche nicht bloß wiflenjchaftlichen , artifti- 
Ichen oder technifchen Inhalts find, in dem Staatögebiete, in melden: die 
Drudfchrift erfcheint, feinen regelmäßigen Wohnfig haben. 

Die Redaction von Zeitfchriften wiflenfchaftlichen, technifchen oder artifti- 
chen Inhalts Tann indefjen ausnahmsweife von den Landesregirungen auch 
Verfonen geftattet werden, welche die vorbezeichneten Eigenfchaften, nament- 
fich die Dispofitionsfähigfeit nicht befigen. 

Perjonen, welche ſich in Straf- oder Unterfuchungsbaft befinden, kann 
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während der Dauer der Haft die Führung der verantwortlichen Redaction 
unterfagt werben. 

8. 9. Für jede im Bundesgebiete erjcheinende periodifche Druckſchrift 
muß eine Caution beftellt werden. Bon diefer Berpflichtung können nad) 
dem Ermeſſen der einzelnen Bundesregirungen nur amtliche und ſolche Blät- 
ter befreit werden, ‚welche alle politifchen und jocialen Fragen von der Be— 
ſprechung ausſchließen. 

$. 10. Die Caution fir eine periodiſch erſcheinende Druckſchrift fol in 
der Regel 5000 Thaler Preußiſch Courant, beziehungsmweife 8000 Gulden 
rheinifch betragen. Es bleibt jedoch den einzelnen Bundesregirungen anheimge- 
geben, die Santionzfumme, unter Berückſichtigung der Bevölferungs- und Ber: 
mögensverhältniffe der Verlagsorte und ihrer nächften Umgebung, ſowie der 
BZeitabfchnitte des Erſcheinens der Drudichriften, auf geringere Beträge feftzuftellen. 

Bei Zeitfchriften, welche wöchentlich öfter al3 dreimal erjcheinen, Tann 
aber dabei nicht unter 1000 Thaler Preußiſch Eourant, beziehungsweife 
1600 Gulden rheinifch, bei ſolchen, die dreimal oder weniger al3 dreimal 
wöchentlich erjcheinen, nicht unter 500 Thaler Preußiſch Courant, beziehungs- 
weile 800 Gulden rheinifch berabgegangen werden. 

8. 11. Die Caution bat für alle aus Anlaß der Drudjchrift, für 
weiche fie beftellt worden ift, zuerfannten Strafen, dann für die Koften der 
Unterfuchnng und der Strafvollftredung, ohne Rüdfiht auf die Perfon des 
Berurtheilten, zu haften. 

Jede Kaution ift im Falle eingetretener Verminderung derfelben fpäte- 
ſtens in vier Wochen wieder auf den vollen Betrag zu ergänzen. 

$. 12. Die Herausgabe einer cautionspflichtigen Drudichrift darf erft 
dann erfolgen, wenn die Bedingungen, am welche das Recht hierzu geknüpft 
if, vollftändig erfüllt find. 

8. 13. Jede periodiſche Drudichrift, welche Anzeigen aufnimmt ſoll 
von den öffentlichen Behörden zur Kundmachung amtlicher Erlafje gegen 
Vergütung der üblichen Einrüdungsgebühren, in fo weit nicht nad) den Lan⸗ 
desgejegen die unentgeltliche Aufnahme gefordert werden kann, in Anſpruch 
genommen werden fönnen. 

8. 14. Gerichtlihe Entfcheidungen und amtliche Verwarnungen, welche 
ans Anlaß einer periodifchen Drudjchrift erlaffen worden find, müſſen von 
dem Herausgeber derjelben auf Anordnung der zuftändigen inländifchen Be⸗ 
börde unentgeltlich und ohne Zufäge und Bemerkungen eingerüdt werden. 

Sind derartige Entfcheidungen durch Ehrenverlegungen veranlaßt, "fo 
find die Betheiligten befugt, deren Veröffentlihung zu beantragen, und es 
hat das Gericht tiber Zuläffigkeit de8 Antrags zu entjcheiden und deſſen 
Bollzug feſtzuſetzen. 

Fr amtliche oder amtlich beglaubigte Berichtigungen oder Widerlegun- 
gen in einer periodifhen Drudichrift vorgebrachter Thatſachen fol der be- 
theiligten Behörde oder Privatperfon mindeften® der Raum des Artikels, der 
zu der Entgegnung Anlaß bot, koftenfrei und in einer der beiden nächften nad) 
erfolgter Aufforderung erjcheinenden Nummern zur Verfiigung geftellt werden. 

8. 15. Bumwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen der vorhergehen- 
den Paragraphen, namentlich wifjentlich falfche Angaben in Erfüllung in den 
88. 4. und 7. enthaltenen Vorſchriften, find mit angemeffener Strafe zu bedrohen. 
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8. 16. In allen Bundesftaaten muß der Mißbrauch der Prefie durch 
Aufforderung, Anreizung oder Berleitung zu Handlungen, welche durch die 
allgemeinen Strafgefege verboten find, mit entfprechender Strafe bedroht fein. 

Insbeſondere muß durch die Strafgejeßgebung Vorſorge getroffen wer- 
den für die Fälle der Aufforderung, Anreizung oder Berleitung 

zum Hoch⸗ und Landesverrathe und zum Aufruhr, jowie der Militär- 
perfonen oder Beamten zum Treubruche oder Ungehorfam; 

zur Widerfegung oder zum gewaltfamen Widerftande gegen die Obrig- 
feit, zu Öewaltthätigleiten, zu ungejeglihen Berfammlungen oder Zuſammen⸗ 
rottungen, zu ungejeglicher Bewaffnung; 

zum Ungehorſam gegen die Gejege und gegen Anordnungen der Obrigfeit, 
zur Verweigerung der Zahlung von Steuern, zu verbotenen Geldſammlungen; 

zu Angriffen auf das Eigenthum oder auf die perjönliche Sicherheit. 

Die Strafbarleit folder durch die Preſſe begangenen Handlungen joll 
auch dann eintreten, wenn die Aufforderung ohne Zufammenhang mit einer 
anderen verbrecherifchen, Handlung fteht und ohne Erfolg geblieben ift. “ 

8. 17. Die Strafgefeggebung jedes Bundesftaates bat gegen nachfol⸗ 
gende Angriffe durch die Preſſe ausreichenden Schuß zu gewähren und folche 
mit angemeflenen Strafen zu bedrohen: ü 

Angriffe auf die Religion oder auf die Lehren, Gebräuche und Gegen- 
ftände der Verehrung einer anerkannten Religionsgeſellſchaft. 

Angriffe auf die Grundlagen des Staates und der Staatseinrichtungen, 
auf die letzteren felbft, auf die Anordnungen der Obrigkeit, auf die zur 
Handhabung derjelben berufenen Perjonen, die Beleidigungen der legteren, 
der Negirungen und des Dberhauptes eines fremden Staates, 

Als ftrafbarer Angriff ift jeder anzufehen, welcher durch Kundgabe er- 
dichteter, oder entftellter Thatſachen, oder durch die Form der Darfiellung den Ge⸗ 
genftand des Angriffs dem Hafle oder der Mißachtung auszufegen geeignet if. 

$. 18. Alle in den SS. 16. und 17. bezeichneten Handlungen jollen 
entweder von Amtswegen oder auf Autrag verfolgt und beftraft werden, fie 
mögen gegen die Staat3einrichtungen, Maafregeln, Behörden oder Perjonen 
des Staates, in welchen die Drudfchrift erfchienen, oder eines andereu Bun- 
desſtaates gerichtet fein. 

Beleidigungen des Oberhauptes eines auswärtigen Staates jollen ver- 
folgt und beftwaft werden, in fo fern der auswärtige Staat den Grundjag 
der Gegenjeitigleit angenoınmen bat. 

8.19. Die Strafen wegen Uebertretung preßpolizeilicher Borfchriften oder der 
von den conıpetenten Behörden erlaffenen bejonderen Verbote find, abgejehen von 
den durch den Inhalt der Drudjchrift etwa fonft verwirkten Strafen, zu erkennen. 

8. 20. Für die durch den Inhalt einer Druckſchrift begangenen ftrafbaren 
Handlungen ift Jeder verantwortlich zu erachten, welcher nach allgemein ftraf- 
rechtlichen Grundfägen als Urheber oder Theilnehmer ftrafbar erfcheint. 

Der Druder, - Verleger oder Commifjionär (in engeren Sinne, d. 5. 
derjenige, welcher ohne Nambaftmachung eines Verlegers auf der Schrift als 
die Perfon benannt ift, durch welche der Betrieb beforgt wird), in fo fern 
fie nicht al8 Urheber oder Zheilnehmer ohnedies zur Strafe gezogen werden, 
find mit angemefjenen Geld⸗ oder Gefängnißftrafen auch für die Fälle zu bedrohen, 

wo der Berfafler nicht genannt, 
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oder nicht im Bereiche der Gerichtsbarkeit eines deutſchen Bundesftaates ift, 

oder wo eine Uebertretung preßpolizeilicher Beſtimmungen verlibt wurde. 

Diefelben können von der desfallfigen Haftung nad dem Ermeffen der 
einzelnen Buntesregirungen nur dann befreit werden, wenn fie bei der erjten 
verantwortlichen Vernehmung den Autor benennen und diefer fih im Bun- 
desgebiete befindet. | 

Der verantwortliche Nedacteur einer periodifchen Drudjchrift ift wegen 
des ftrafbaren Inhalts derjelben in jenen Ausnahmsfällen, wo er nicht ala 
Urheber oder Theilnehmer zur Strafe gezogen werden kann, mit einer bejon- 
deren Geld- oder Gefängnißftrafe zu bedrohen. 

8. 21. Wenn Drudjchriften den Thatbeftand einer ftrafbaren Handlung ent- 
halten, jo ift auf ihre Unterdrüdung oder Bernichtung zu erfennen, auch wenn die 
Berurtheilung einer ftrafbaren Perfon nicht damit verbunden werden fann, oder 
überhaupt eine Perfon, welche gegen eine Anklage gerichtet werden könnte, nicht 
gegeben ift. 

8. 22. Ueber die Zuftändigfeit der Gerichte zur Aburtheilung der 
dur den Inhalt von Drudjchriften begangenen Verbrechen oder Vergeben, 
ſowie über die Zuftändigkeit derjelben oder der Aominiftratiobehörden zu dem 
Erkenntniſſe über Unterdrädung von Drudfchriften entjcheiden die Landesge⸗ 
jege. Eine vorzugsmweife Verweifung der durch die Preffe begangenen ftraf- 
baren Handlungen vor das Gejchwornengericht oder zur öffentlichen Verhand⸗ 
kung fol jedoch nicht ftattfinden. 

S. 23. Die Verwaltungs» und Gerichtäbehörden find befugt, zum Bes 
hufe der Einleitung des hierauf alsbald anzuregenden Strafverfahrens, Drud- 
Ichriften und die zu ihrer Vervielfältigung beftimmten Platten und Formen 
mit Beichlag zu belegen. 

Drudicriften, welche wegen ftrafbaren Inhalts oder wegen Hebertretung 
der 88. 4. und 7. mit Beſchlag belegt wurden, dürfen, fo lange die Be- 
ſchlagnahme nicht wieder aufgehoben ift, weder verbreitet, noch durch ander- 
weiten Abdruck vervielfältigt merden. 

8. 24. Veröffentlihung von Gerichtsakten, Gerichtsverhandlungen und 
Abftimmungen, von Verhandlungen anderer Behörden oder politischen Körper⸗ 
ichaften, dann über Truppenbewegungen und Vertheidigungsmittel des Landes 
oder des deutjchen Bundes in Zeiten von Kriegsgefahr oder inneren Unruhen 
fönnen von der zuitändigen Behörde aus Nüdfichten für den öffentlichen 
Dienft oder die Staats-Intereſſen, unter Androhung angemeffener Strafen, 
verboten oder beichräntt werden. 

Die Namen der Geſchwornen dürfen in Zeitungen nur bei der Mittheil- 
ung über die Bildung des Schwurgericht3 genannt werden. Ebenſo darf die 
Anklagejchrift oder ein anderes Schriftftüd eines Criminalproceffes nicht eher 
veröffentlicht werden, als bis die mündliche Verhandlung ftattgefunden oder 
der Proceß auf anderem Wege fein Ende erreicht hat. 

$. 25. Sämmtliche Bundesregirungen werden dafür Sorge tragen, daß die 
porftehenden allgemeinen Grundfäge in Wirkſamkeit treten, und daß ihre Preß- 
und Strafgejege mit denfelben in Uebereinftimmung gebracht werden; fie werden 
davon, wie dieſes gefchehen, der Bundesverfammlung in möglichft kurzer Frift 
Anzeige erftatten laffen. 
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VI. 
Sundesbeihluß vom 13. Juli 1854, 
in Betreff des Bereinsweſens. 

Da es im Intereſſe der gemeinfamen Sicherheit und Ordnung geboten 
erfcheint, allgemeine Grundſätze fir das Vereinsweſen in den fänmtlichen 
deutfchen Bundesftanten aufzuftellen, jo haben ſich die höchften und hoben 
Bundesregirungen über nachitehende Beftimmungen vereinigt: 

$. 1. In allen deutſchen Bimbesftaaten dürfen nur ſolche Vereine ge- 
duldet werden, die fich darüber genügend auszumeifen vermögen, daß ihre 
Zwede mit der Bundes- und Landesgefeggebung im Einklange ftehen und 
die öffentliche Ordnung und Sicherheit nicht gefährden. 

8.2. Die einzelnen Bundesregirungenmerden demnach dienöthigen Anordnun- 
gen treffen, um von der Einrichtung und den Zweden eines jeden Vereines, ſowohl 
im Beginne al3 im Raufe feiner Eriftenz und Wirkſamkeit, Kenntniß nehmen zu tönnen. 

8. 3. In Beziehung auf politifche Vereine insbefondere muß, fofern 
derartige Bereine nicht nah Maaßgabe der Landesgefeggebung überhaupt 
unterfagt find, oder doch einer fiir jeden Fall bejonders zu ertheilenden obrig- 
feitlihen Genehmigung bedürfen, die betreffende Staatsregirung fi in der 
Lage befinden, nach Maafgabe der Umftände, befondere vorübergehende Be- 
ſchränkungen und Verbote erlaffen zu können. 

$. 4. Allgemein find für politifche Vereine noch folgende Beichränf: 
ungen zur Geltung zu bringen: 

1) Minderjährige, Lehrlinge und Schüler dürfen fi an ſolchen Vereinen 
nicht betheiligen. 
2) Jede Verbindung mit anderen Vereinen ift unftaithaft. 

S. 5. In allen Bundesftaaten muß der Landesregirung nicht nur das 
Recht zufteben, die Berfammlungen foldher Vereine, welche, ohne im Be- 
fige einer befondern ftaatlichen Anerkennung, beziehungsweife Genehmigung 
zu fein, ſich mit öffentlichen Angelegenheiten bejchäftigen, obrigfeitlich über- 
wachen zu laffen, fondern es muß den betreffenden obrigfeitlichen Abgeorb- 
neten auch überall die Befugnig eingeräumt werden, jede Verfammlung eines 
ſolchen Vereines aufzulöfen, fofern entweder bie ihren Zufammentritt bedingen- 
den Förmlichkeiten nicht beobachtet worden find, oder aber der Inhalt der 
Berhandlungen eine in der Nothwendigkeit der Aufrechthaltung der Gefege, 
jowie der öffentlichen Sicherheit und Ordnung begründete Beranlafjung darbietet. 

8.6. Die bewaffnete Macht darf fih nicht anders als auf Befehl 
verſammeln und weder in noch außer dem Dienfte berathichlagen; Verſammlun⸗ 
gen und Bereine jeden Theils der ftehenden Heere und der Landwehr zur Berath- 
ung oder Beichlußfaffung über militärische Befehle und Anordnungen find auch 
dann, wenn dieſelben nicht zufammenberufen find, unterfagt. 

8. 7. Zuwiberhandlungen gegen die aus Anlaß vorftehender Beftimmungen 
in den einzelnen Bundesftaaten getroffenen Anordnungen find mit entiprechenden 
Strafen zu belegen. 

8. 8. Im Intereſſe der gemeinfamen Sicherheit verpflichten ſich fänmt- 
lihe Bundesregirungen ferner, die in ihren Gebieten etwa noch beftehenden 
Ürbeitervereine und Verbrüderungen, welche politifche, foctaliftiihe oder com- 
muniſtiſche Zwecke verfolgen, binnen zwei Monaten aufzuheben, und die Neu- 
bildung folcher Verbindungen bei Strafe zu verbieten. 
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Die 


Berfaffungsgefeke 


der 


deutfchen Staaten. 


Einleitung. 


Artikel 13. ver beutfchen Bunbesafte ſchreibi dor). dab: it ailen Bike: BR 
besitaaten eine landſtändiſche Verfaffung eingeführt werbe. Dieſer Vor⸗ 
ſchrift kamen bis 1820 neun Bundesſtaaten nach, während dreizehn Bun- 
desſtaaten zögerten. 1821 erhielt Coburg eine Conſtitution. 1823 wurde 
in Preußen das Inſtitut. der Provincialſtädte errichtet, 1829 in Meinin⸗ 
gen ein Stuatsgrundgefeg funktionirt. Seit 1830 Tamen mehrere Ber: 
faffungsgefege zu Stande, in Churheflen, Altenburg, Suchen, Braun 
ihweig, Hohenzollern Sigmaringen, Hannover, Lippe: Detmold, Schwarz- 
burg- Sonbershaufen, und Luremburg, 1847 in Preußen. 

1848 und 1849 fam eine Menge von Staatsgrundgefeken zu Stunde, 
welche größtentheils auf demokratiſcher Grundlage berubten. ‘Der deutfche 
Bund veranlaßte deßhalb nach feiner Reactivirung theils die Aufhebung, 
theils die Meodification der beanftandeten Verfaffungen. 1860 trat auch 
Oefterreich in den Kreis der conftitutionellen Staaten ein. 

Die in den einzelnen Staaten gegenwärtig geltenden Stantögrundge: 
fege werben nebft den fie ergänzenden Verfaffungsgefegen bei ven einzelnen 
Ländern von uns erwähnt werben. 
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I. 
Deferreid. 


A. Einleitung. 


In Oefterreich octroirte Kaifer Franz Joſehh am 4. März 1849 
eine Verfaffungsurfunde, welche alle zum SKaiferreich gehörigen Länder um⸗ 
faßte. Die Patente des Kaiferd vom 31. December 1851 befeitigten 
jedoch bie gegebene Conftitution und Defterreich trat erft durch das Pa- 

"jent · vom 20. ‚Bee 1860 wieder in die Reihen der conftitutionellen 
Stinten. a 
F re a ı 

"55er B. Quellen. 

Vergleiche in Anfehung des Staatsrechtes von Oeſterreich: 

1. Allerhöchftes Cabinetfchreiben vom 20. Auguft 1851, bie Ver⸗ 
antwortlichleit des Miniſteriums betreffend. 

2. Allerhöchftes Cabinetfchreiben vom 20. Auguft 1851, ben Reiche: 
rath betreffend. 

3. Allerhöchftes Cabinetfchreiben an den Neichspräfibenten vom 
20. Auguft 1851. 

4. Alterhöchftes Cabinetfchreiben an ven Minifterpräfidenten vom 
20. Augnjt 1851, den Beſtand ber Reichsverfaflung vom 4. März 1849 
betreffend. 

5. Kaiferliches Patent vom 31. December 1851 über bie Aufhebung 
ber Grundrechte u. f. w. 

6. Allerhöchſtes Cabinetfchreiben vom 31. December 1851 an ben 
Minifterpräfidenten, nebft ven Grunbfägen für bie organifchen Einrichtun- 
gen in den Kronlänbern. 

7. Oeſterreichiſche Verfaſſungsurkunde. 

8. Kaiſerliches Diplom zur Regelung der inneren ſtaatsrechtlichen 
Verhältniſſe der Monarchie. 

9. Grundgeſetz über die Reichsvertretung. 

10. Landesordnung und Landtags⸗-Wahlordnung für Das Erzherzog⸗ 
thum Defterreich unter ber Enns. 

11. Lanbesorbnung und Landtags» Wahlordnung für das Erzherzog⸗ 
thum Oeſterreich ob ter Enns. 
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12. Landesorbnung und Landtags-Wahlordnung für die gefürftete 
Grafſchaft Tyrol. 

13. Landesordnung und Landtags-Wahlordnung für bus Herzogthum 
Sulzburg. 

14. Landesordnung und Landtags - Wahlorbnung für das Land 
Vorarlberg. 

15. Lanbesorbnung und Landtags-Wahlordnung für das Herzog- 
thum Stehermarf. 

16. Landesordnung und Landtags-Wahlordnung fir das Herzog. 
thum Kärnthen. 

17. Landesordnung und Landtags-Wahlordnung für das Herzog⸗ 
thum Krain. 

18. Landesordnung und Landtags-Wahlordnung für das Küſtenland, 
d. i. für bie reichsunmittelbare Stabt Trieft mit ihrem Gebiete, für bie 
gefürftete Grafſchaft Görz und Grabisfa und für die Markgrafſchaft Iſtrien. 

19. Landesorbnung und Landtags-Wahlordnung für das Königreich 
Dalmatien. | 

20. Ranbesorbnung und Landtags: Wahlorbnung für das Königreich 
Böhmen. 

21. Landesordnung und Lanbtags-Wahlorbnung für bie Markgraf: 
haft Mähren. 

22. Landesordnung und Landtags» Wahlorbnung für das Herzogthum 
Ober und Nieberfchlefien. 

23. Landesordnung und Lanbtags-Wahlorbnung für das Königreich 
Galizien und Lodomerien fammt dem Großberzogthume Krakau. 

24. Yandesorbnung und Landtage-Wahlorbnung für das Herzog: 
thum Bulowina. 

25. Proteftantengefeg für die deutſch⸗ſlaviſchen Kronlänber. 


A. 
Gefterreichifche Derfaffungsurkunde. 
Kaiferliches Manifeft. 


An Meine Völker! 
Als Ich den Thron Deiner Ahnen beitieg, war die Monarchie gewalt- 
ſamen Erjchütterungen preißgegeben. 
Nach einem Deeinen Iandesväterlichen Gefühlen tief ſchmerzlichen Kampfe 
trat in meinen Sändern, wie faft überall in den gewaltſam erfchlitterten 
Gebieten des europäifchen Feitlandes, vor Allem das Bedürfniß einer ſtren⸗ 
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geren Concentrirung der Regirungsgemalt ein. Das öffentlihe Wohl und 
die Sicherheit der Mehrzahl der ruhigen Bewohner der Monarchie erheiſch⸗ 
ten diefelbe, — die aufgeregten Leidenfchaften und die ſchmerzlichen Erinner- 
ungen der jängften Vergangenheit machten eine freie Bewegung der nod) vor 
Kurzem feindlih Tämpfenden Elemente unmöglid. 

Ich habe von den Wünſchen und Bedürfniffen der verfchiedene Ländern 
der Monarchie Kenntniß nehmen wollen, und demzufolge mittelft ‘Meines 
Patentes vom 5. März I. J. Meinen verjtärkten Reichsrath gegründet und 
einberufen. 

In Erwägung der Mir von demfelben überreichten Vorlagen habe Ich 
Mic bewogen gefunden, in Betreff der ftaatsrechtlichen Geftaltung der Monar- 
hie, ber Rechte und der Stellung der einzelnen Königreihe und Yänder 
eben fowohl, wie der erneuerten Sicherung, Zeftftellung und Vertretung des 
ftaatsrechtlichen Verbandes der Geſammt-Monarchie am heutigen Tage ein 
Diplom zu erlaffen und zu verkünden. 

Ich erfülle Meine Regentenpflicht, indem Sch in diefer Weife die Er- 
innerungen, Rechtsanſchauungen und Rechtsanfprüche Dleiner Länder und Böl- 
ter mit den thatfächlichen Bedirfniffen Meiner Monarchie ausgleichend ver- 
binde, und die gebeihliche Entwidlung und Kräftigung der von Mir gegebenen 
oder wieder erwedten Inſtitutionen mit voller Beruhigung der gereiften Ein- 
fiht und dem patriotifchen Eifer Meiner Völker anvertraue, Ich erhoffe ihr 
fegensreihes Erblühhen von dem Schuge und der Gnade des Allmächtigen, 
in deſſen Hand die Gejchide der Fürſten und Völker ruhen, und der dem 
tiefen und gewiſſenhaften Ernfte Deiner Iandespäterlichen Sorgfalt feinen Se- 
gen nicht verfagen wird. 

Wien, am 20. Oftober 1860. 

Franz Joſeph m. p. 


B 


Raiferliches Diplom zur Regelung der inneren ſtaatsrechtlichen Verhält- 
niffe der Monarchie. 


Wir Franz Joſeph I. von Gottes Gnaden Kaifer von Defter- 
reih, König von Ungarn und Böhmen, König der Yombardei 
und Benedigs, von Galizien, Zodomerien und Illyrien; Erz: 
berzog von Defterreich ıc. ıc. 

thun biemit Jedermann zu wifjen: 


Nachdem Unfere Vorfahren glorreichen Andenkens in weiſer Sorgfalt in 
Unferem durchlauchtigften Haufe eine beitinmte Form der Erbfolge aufzu- 
richten beitrebt waren, hat die von weiland Sr. k. k. apoftol. Maj. Kaifer 
Karl dem VI. am 9. April 1713 endgiltig und unabänderlich feftgefegte 
Succeffiongordnung in dem unter dein Namen der pragmatifchen Sanction 
befannten, von den gefeglichen Ständen Unferer verfchiedenen Königreiche und 
Länder angenommenen in Kraft ftehenden Staats-, Grund- und Hausgeſetze 
ihren Abſchluß gefunden. 

Auf der umerfchütterlichen rechtlichen Grundlage einer beftimmten Exb- 
folgeordnung und der mit den Gerechtſamen und Freiheiten ber obbenannten 
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Königreihe und Länder in Einklang gebrachten Untheilbarkeit und Un- 
zertremmlichkeit ihrer ‚verjchiedenen Beftandtheile hat die in Yolge von flaats- 
und völferrechtlichen Verträgen feither erweiterte und erftarkte öfterreichiiche 
Monardie die auf diefelbe eindringenden Gefahren und Angriffe, geſtützt 
und getragen von der Treue, Hingebung und Tapferkeit ihrer Völker, fieg- 
reich bewältigt. 

Im Intereſſe Unferes Haufes und Unferer Unterthanen ift es Unfere 
Regentenpfliht, die Machtftellung der öfterreichifhen Monarchie zu wahren, 
und ihrer Sicherheit die Bürgfchaften Mar und unzweideutig feftitehender 
Rechtszuftände und einträchtigen Zuſammenwirkens zu verleihen. Nur joldhe 
Inſtitutionen und Rechtszuſtände, welche dem gejchichtlihen Rechtsbemußtfein, 
der beftehenden Berfchiedenheit Unferer Königreiche und Länder, und den An- 
forderungen ihres untheilbaren und unzertrennlichen kräftigen Verbandes gleich— 
mäßig entiprechen, können diefe Bürgfchaften im vollen Maaße gewähren. 

In’ Berüdfihtigung, daß die Elemente gemeinfamer organijcher Einrid)- 
tungen und einträchtigen Zuſammenwirkens durch die Gleichheit Unferer Un- 
terthanen vor dem Geſetze, die Allen verbürgte freie Religionsiibung, die von 
Stand und Geburt unabhängige Aemterfähigkeit, und die Allen obliegende 
gemeinfame und gleiche Wehr- und Steuerpflichtigkeit durch die Befeitigung 
der Frohnen und Aufhebung der Zwiſchenzoll-Linie in Unſerer Monarchie 
fih erweitert und gefräftigt haben; — in Erwägung ferner, daß bei der 
Concentrirung der Staatögewalt in allen Rändern des europäifchen Feſtlandes 
die gemeinfame Behandlung der höchſten Staatsaufgaben fiir die Sicherheit 
Unferer Monarchie und die Wohlfahrt ihrer einzelnen Länder eine unabmweis- 
liche Nothwendigkeit geworden it, — haben Wir, zur Ausgleihung der 
jräher zwiſchen Unferen Königreichen und Ländern beftandenen Berjchtedenhei- 
ten und behufs einer zwedmäßig geregelten Theilnahme Unferer Unterthanen 
an der Gefeggebung und Bermaltung, auf Grundlage der pragmatifchen 
Sandion und kraft Unferer Machtvollkommenheit Nachftehbendes als ein be- 
ftändiges und unwiderrufliches StaatSgrundgefeg zu Unferer eigenen, jo auch 
zur Richtſchnur Unferer gefeglihen Nachkommen in der Regirung zu be- 
Ichließen und zu verordnen befunden: 

I. Das Recht, Gefege zu geben, abzuändern und aufzuheben, wird von 
Uns und Unferen Nachfolgern nur unter Mitwirkung der gejeglich verfam- 
melten YTandtage, beziehungsmweife des Reichsſsraths ausgeübt werden, zu mel: 
hen die Landtage die von Uns feftgefegte Zahl zu entjenden haben. 

1I. Es follen alle Öegenftände der Gefegebung, melche fich auf Rechte, 
Pflichten und Intereſſen beziehen, die allen Unferen Königreichen und Yän- 
dern gemeinfchaftlich find, namentlih die Gefeßgebung über das Münz-, 
Geld- und Creditwefen, über die Zölle und Handelsfachen; ferner über die 
Grundſätze des Zettelbankweſens; die Gefeggebung in Betreff der Grundfäße 
des Poſt⸗, Telegraphen- und Eiſenbahnweſens; über die Art und Weije und 
die Ordnung der Militärpflichtigkeit in Zukunft in und mit dem Reichsrathe 
verhandelt und unter feiner Mitwirkung verfaffungsmäßig erledigt werden, jo 
wie bie Einführung neuer Steuern und Auflagen, dann die Erhöhung der 
beftehenden Steuern und Gebührenfäge, insbejondere die Erhöhung des Salz- 
preiſes und Aufnahme neuer Anlehen, gemäß Unferer Entichliegung vom 
17. Juli 1860; deßgleichen die Convertirung beftehender Staatsfchulden und 


106 Zweites Bud). 


die Veräußerung, Ummandlung oder Belaftung des unbeweglichen Staats- 
eigenthumes nur mit Zuftimmung des Reichsrathes angeordnet werden foll; 
— eudlih die Prüfung und Feſtſtellung der Voranfchläge der Staatsausla- 
gen für das zukünftige Jahr, fowie die Pritfung der Staatsrechnungs- Ab- 
ihläffe und der Refultate der jährlichen Finanzgebahrung unter Mitwirkung 
des Reichsrathes zu erfolgen hat. 

III. Alle andern Gegenftände der Gefetgebung, melde in ben vorher- 
gehenden Punkten nicht enthalten find, werden in und mit den betreffenden 
Landtagen, und in den zur ungarifhen Krone gehörigen Königreichen und 
Ländern im Sinne ihrer früheren Berfaffungen, in Unferen übrigen König» 
veihen und Ländern aber im Sinne und in Gemäßheit ihrer Tandesordnum- 
gen verfaffungsmäßig erledigt werden. . 

Nachdem jedoch, mit Ausnahme der Länder der ungarifchen Krone, auch in Be: 
treff folcher Gegenftände der Geſetzgebung, welche nicht der ausfchließlichen Com⸗ 
petenz des gejammten Reichsrathes zukommen, feit einer langen Reihe von 
Jahren für Unfere übrigen Länder eine gemeinfame Behandlung und Ent- 
ſcheidung ftattgefunden bat, behalten Wir Uns vor, auch ſolche Gegenftände 
mit verfaffungsmäßiger Mitwirkung des Reichsrathes unter Zuziehung der 
Reichsräthe diefer Länder behandeln zu laſſen. 

Eine gemeinfame Behandlung kann auch ftattfinden, wenn eine folche in 
Betreff der der Competenz des Neichrathes nicht vorbehaltenen Gegenftände 
von den betreffenden Landtage gewünſcht und beantragt werden follte. 

IV. Diefes Taiferlihe Diplom fol fofort in den Landesarchiven Unferer 
Königreiche und Länder aufbewahrt, feiner Zeit in die Landesgeſetze im authen⸗ 
tifchen Zerte und im den Landesiprachen eingetragen werden. Unfere Rad) 
folger haben dasjelbe Diplom fogleich bei Ihrer Thronbeſteigung, in gleicher 
Weife mit ihrer Faiferlihen Unterfchrift verfehen, an die einzelnen Königreiche 
und Länder auszufertigen, wo dasfelbe in die Landesgeſetze einzutragen ift. 

Urkund defien haben Wir Unfere Unterfchrift beigefeßt, Unſer katferliches 
Inſiegel beibräden laſſen, und die Aufbewahrung dieſes Diploms in Unferem 
Haus-, Hof» und Staatsarchive anbefohlen. 

Gegeben in Unferer Haupt» und Refidenzftadt Wien, am 20. October 
im intaufend achthundert fechzigften, Unferer Regirung im zwölften Jahre. 


Franz Joſeph m. p. ' 


Auf a. h. Anordnung: 
Graf Rechberg m. p. Schr. v. Ranfonnei m. p. 


©e. k. k. apoft. Maj. haben die nachfolgenden a. b. Handjchreiben zu 
erlaſſen gerubt: 

Lieber Graf Rechberg! Im Nachhange Meines heute veröffentlichten 
Diploms zur Regelung der ſtaatsrechtlichen Berhäftniffe der Monarchie, habe 
Ich die Zahl der von den Randtagen zu entjendenden Reichsräthe auf hun- 
dert zu erhöhen befunden. 

Die Bertheilung derfelben auf bie einzelnen Länder bat im Verhältuifſe 
dev Ausdehnung, Bevölkerung und Befteuerung derfelben zu gejcheben. 

Die hierauf bezüglichen Beftimmungen, eben fo wie alle Veränderungen 
und Modificationen, welche in den früheren, den Reichsrath betreffenden Pa- 
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tenten und Erläſſen durch Meine feither veröffentlichten Entſchließungen ein- 
getreten find, find in einem organifchen Reichsrathsſtatute zufammenzufaffen 
und Meiner Genehmigung zu unterbreiten. 

Wien, am 20. October 1860. 


Franz Joſeph m. p. 
O. 
Mir Franz Joſeph der Erſte, 


von Gottes Gnaden Kaiſer von Oeſterreich, König von Hungarn 
und Böhmen, König der Lombardei und Venedigs, von Dal— 
matien, Kroatien, Slawonien, Galizien, Lodomerien und SI- 

lyrien, König von Jeruſalem; Erzherzog von Oeſterreich ⁊c. x. 

Nachdem Wir in Unſerem zur Regelung der ſtaatsrechtlichen Verhält- 
niffe der Monarchie am 20. Dectober 1860 erlaffenen Diplome, auf Grund- 
lage der pragmatifchen Sanction und Fraft Unferer Machtvollkommenheit, zu 
Unferer eigenen und fo auch zur Richtſchnur Unferer gejeglichen Nachfolger 
in der Regirung, zu bejchließen und zu verordnen gefunden haben, daß das 
Net, Gefege zu geben, abzuändern und aufzuheben nur unter Mitwirkung 
der Landtage, beziehungsmweife des Reichsrathes ausgeübt werden wird, und 
in Erwägung, daß dieſes Recht, um in's Werk geſetzt werben zu können, 
einer beſtimmten Ordnung und Form der Ausübung bedarf, erklären, ver- 
ordnen und verkünden Wir nah Anhörung Unſeres Minifterrathes: 

1. Rückſichtlich der Zufammenfegung des zur Neichövertretung berufenen 
Neichsrathes und des ihm in Unferem Diplome vom 20. October 1860 
vorbehaltenen Rechtes der Mitwirfung bei der Gefeßgebung, genehmigen Wir 
das beiliegende Gefeß über die Reichsvertretung und verleihen ihm biemit für 
die Gefammtheit Unferer Königreihe und Länder die Kraft eines Staats- 
Grundgeſetzes. 

DH. In Bezug auf Unſere Königreiche Ungarn, Kroatien und Slamwo- 
nien, fowie auf Unfer Großfürſtenthum Siebenbürgen, haben Wir in Abftcht 
auf die Wiederherftellungen der früheren Lanbesverfaffungen im Einklange 
mit Unferem erwähnten Diplome und innerhalb der in demfelben feftgefegten 
Gränzen, mittelſt Unferer Handjchreiben vom 20. October 1860 bereit3 die 
geeigneten Berfligungen getroffen. 

HI. Für Unfere Königreihe: Böhmen, Dalmatien, Galizien und Lodo⸗ 
merien mit den Herzogthümern Aufchwig und Zator und dem Großherzog- 
tum Krakau; Unfere Erzberzogthümer: Defterreih unter der Enns, und 
Defterreich ob der Enns; Unfere Herzogthüimer: Krain, Bukowina; Unfere 
Markgraffchaft: Mähren: Unfer Herzogthum: Ober- und Nieder-Schlefien ; Unfere 
Markgrafſchaft Iſtrien fammt den gefürfteten Graffchaften Görz und Gradiska 
und der Stadt Trieft mit ihrem Gebiete; und für das Land Vorarlberg 

finden Wir, um die Rechte und Freiheiten der getreuen Stände diefer 
Königreihe und Länder nach den Berhältniffen und Beditrfniffen der Gegen- 
wart zu entwideln, umzubilden, und mit den Intereſſen der Gefammtmon- 
archie in Einklang zu bringen, die beiliegenden Landesordnungen und Wahl- 
ordnungen zu genehmigen und verleihen jeder einzelnen für das betreffende 
Land die Kraft eines Staatsgrundgeſetzes. 
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Jedoch kann, nachdem Wir über die ftaatörechtliche Stellung Unſeres 
Königreiches Dalmatien zu Unferen Königreihen Kroatien und Slawonten 
noch nicht endgiltig entjchieden haben, die fir Unfer Königreih Dalmatien 
erlaffene Landesordnung dermal noch nicht vollftändig in Wirkfankeit treten. 

IV. Um die, mit den Patenten vom 20. October 1860 für Unfere 
Herzogthlimer Steiermart, Kärnthen und Salzburg, dann für Unfere gefür- 
ftete Grafſchaft Tirof erlaffenen Statute mit jenen Beltimmungen in Ein- 
Hang zu bringen, welche in den am heutigen Tage von Uns genehmigten 
Landesordnungen grundgefäglich aufgenommen find; um den Landesvertretun⸗ 
gen der Eingangs erwähnten Yänder jene ausgedehnteren Befugniffe zu ge- 
währen, die Wir den Vertretern der übrigen Kronländer zu bemilligen Uns 
beftinmt gefunden haben; um endlich Unſere unterm 5. Jänner 1861 über 
das Wahlrecht der erlaffenen Verfügungen auch in Steiermark, Kärnthen, 
Salzburg und Tirol gleihmäßig zur Ausführung zu bringen: haben Wir in 
Erweiterung und Umänderung der bereit3 erlaffenen Landesftatute die bei- 
liegenden neuen LTandesordnungen für Steiermarf, Kärnthen und Salzburg 
und Zirol zu genehmigen befunden. 

V. Indem Wir in Betreff Unferes lombardiſch-venetianiſchen König- 
reiches Unſerem Staatsminifter zugleich den Auftrag ertheilen, Ung eine auf 
gleichen Grundfägen ruhende Landesverfaflung im geeigneten Zeitpuncte vor⸗ 
zulegen, übertragen Wir mittlerweile der Congregation des Königreiches, als 
feiner dermal beftehenden Vertretung, das Recht, die beftimmte Zahl von 
Mitgliedern in den Reichsrath zu entjenden. 

VI. Nachdem theils durch die vorausgängigen Grundgefege, theils durch 
die wieder in's Leben gerufenen, theil3 durch die mittelft der neuen Grund- 
gefege gefchaffenen Berfaffungen das Fundament der flaatsrehtlichen Ber- 
hältniffe Unferes Reiches feftgeftellt, und insbefondere die Vertretung Unferer 
Bölker gegliedert, auch ihre Theilnahme an der Gefeggebung und Berwal- 
tung geordnet ifl, — fo verkünden Wir biemit diefen ganzen Ynbegriff von 
Grundgejegen als die Berfaffung Unferes Reiches, wollen und werden unter 
dem Schuge des Allmächtigen diefe hiemit feierlich verfündeten und angelob- 
ten Normen nicht nur felbft unverbrüchlich befolgen und halten, ſondern ver- 
pflichten auch Unfere Nachfolger in der Regirung fie unverbrüchlich zu befol- 
gen, zu halten, und dieß bei ihrer Thronbeſteigung in dem darüber zu er- 
laffenden Manifefte anzugeloben. Wir erklären biemit auch den feften Ent- 
ſchluß, fie mit all Unferer kaiſerlichen Macht gegen jeden Angriff zu jchir- 
men und darauf zu fehen, daß fie von Jedermann befolgt und gehalten werben. 

VII. Wir befehlen, daß diefes Patent fammt den mittelft deflelben verfünde- 
ten Staat8- Örundgefegen über die Reichs- und Landesvertretung in der Form 
kaiſerlicher Diplome ausgefertigt, in Unferem Haus, Hof» und Staats - Archive, 
ſowie auch feiner Zeit das Grundgejeg über die Reichövertretung nebſt den 
für jedes Land beftimmten befondern Grundgeſetzen in den Archiven Unferer 
Königreiche und Länder niedergelegt und aufbewahrt werden. 

Gegeben in Unferer Haupt» und Refidenzftadt Wien am ſechsundzwan⸗ 
zigften Februar im Eintaufend achthundert ein und fechzigften, Unferer Reiche 


im dreizehnten Jahre. 
(Folgen die Unterſchriften.) 
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D. 
Grundgeſeh für die Reichsvertretumg. 


8. 1. Zur ReichSvertretung ift der Reichsrath berufen. 

Der Reichsrath befteht aus dem Herrenhaufe und dem Haufe der Ab- 
geordneten, 

$. 2. Die Mitglieder des Herrenhaufes find durch Geburt die groß- 
jährigen Prinzen des kaiferlichen Hauſes. 

8. 3. Erbliche Mitglieder des SHerrenhaufes find die großjährigen 
Häupter jener inländifchen, dur ausgedehnten Gutsbeſitz berporragenden 
Adelögefchlechter, denen der Kaiſer die erbliche Reichsrathswürde verleiht. 

8. 4. Mitglieder des Herrenhaufes vermöge bober Kirchenwürde find 
alle Erzbifchöfe, und jene Bifchöfe, welchen fürftlicher Rang zukommt. 

8. 5. Der Kaijer behält ſich vor, ausgezeichnete Männer, welche ſich 
um Staat oder Kirche, Wiſſenſchaft oder Kunft verdient gemacht haben, als 
Mitglieder auf Lebensdauer in das Herrenhaus zu berufen. 

8. 6. In das Haus ber Abgeordneten kommen durch Wahl dreihun- 
dert dreiundvierzig Mitglieder, und zwar in der flir die einzelnen Königreiche 
und Länder auf folgende Art feſtgeſetten Seht: 


für das Königreich Ungen . . . 85 
„das Königreih Böhmen . . een. d4 
„ das lombarbdijch»venetianifche Königreich nenn. 20 
„ das Königreih Dalmatien . . a 5 
„ das Königreich Kroatien und Slawonien . . 9 


„ das Königreich Galizien und Lobomerien mit den Herzogthiimern 
Aufhwig und Zator und dem Großherzogthume Kratau . . 38 
„ das Erzherzogthum Defterreich unter der End . . .. 18 
„das Erzherzogthum Defterreih ob der End . . . . 2.0.10 
„ das Herzogthum Sabung . . . . a  ' 
n da8 Herzogthum Steiermatt . » 2 2 2 2 een. 18 
„das Herzogthum Kärnten . 2 2 2 ren 
„ da8 Herzogthum Kran . 2 2 2 2 2 nen. 6 
„ das Herzogthum Bulominn . . 2 2 2 nenne dd 
„ das Großfürftenthum Siebenbürgen . » > 2 2 2 28 
„ die Markgraffhaft Mähren . nn. 22 
„ das Herzogthum Ober- und Nieder⸗ -Schlefien ..6 
„ die gefürſtete Grafſchaft Tirol und Vorarlberg . . 12 
„ die Markgraffchaft Iſtrien ſammt der gefürfteten Graffchaft Gorʒ 
und Gradiska und der Stadt Trieſt mit ihrem Gebiete. . 

8. 7. Die für jedes Land feftgefegte Zahl der Mitglieder wird von 
jeinem Landtage durch unmittelbare Wahl entjendet. 

Die Wahl hat durch abfolute Stimmenmehrheit in der Art zu geſche⸗ 
ben, daß die nach Maaßgabe der Landesordnungen auf beftimmte Gebiete, 
Städte, Körperfchaften entfallende von Mitgliedern des Abgeordnetenhaufes 
ans den Landtagsmitgliedern derfelben Gebiete, derjelben Städte, derſelben 
Körperſchaften hervorgehen. 

Der Kaifer behält ſich vor, den Vollzug der Wahl unmittelbar durch 
die Gebiete, Städte un Körperichaften anzuordnen, wenn ausnahmsweiſe 
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Berhältniffe eintreten, welche die Beſchickung des Hauſes der Abgeordneten 
duch einen Landtag nicht zum Bollzuge kommen laſſen. 

8. 8. Der Kaiſer ernennt die Präfidenten und Bicepräfidenten aus 
den Mitgliedern jedes Haufeß. 

Die übrigen Yunctionäre hat jedes Haus ſelbſt zu wählen. 

8. 9. Der Reichsrath wird vom Kaifer alljährlich einberufen. 

8. 10. Der Wirkungsfreis des gefammten Reichsrathes umfaßt nad) 
dem Art. II. des Diploms vom 20. October 1860 alle Gegenftände der 
Geſetzgebung, welche ſich auf die Rechte, Pflichten und Intereſſen beziehen, 
die allen Königreichen und Ländern gemeinfchaftlich find. 

Solche find namentlich: 

a) Alle Angelegenheiten, welche ſich auf die Art und Weife, ſowie auf die 
Drdnung der Militärpflicht beziehen; 

b) alle Angelegenheiten, welche die Regelung des Geld⸗, Eredit3-, Münz- 
und Zettelbankweſens, die Zölle und Handelsfachen, die Orundfäge der 
Poft-, Eifenbahn- und Telegraphenweſens betreffen; 

c) alle Angelegenheiten der Reichäfinanzen überhaupt; ingbefondere die 
Boranjchläge des Staatshaußhaltes, die Prüfung der Staatsrechnungs⸗ 
abjchlüffe und der Nefultate der Finanzgebarung, die Aufnahme neuer 
Anleihen, die Convertirung bejtehender Staatsfchulden, die Beräußer- 
ung, Umwandlung, Belaftung des unbeweglichen Staatövermögens, die 
Erhöhung beftehender und die Einführung neuer Steuern, Abgaben 
und Gefälle. 

Die Steuern, Abgaben und Gefälle werden nad) den beftehenden Ge- 
fegen eingehoben, in folange diefe nicht verfafjungsmäßig geändert werden. 

Die Staatsfhuld ift unter die Controle des Reichsrathes geftellt. 

$. 11. Gegenftände der Geſetzgebung, welche allen Königreichen und 
Ländern, mit Ausnahme der Länder der ungarischen Krone, gemeinfam find, 
gehören nach dem III. Artikel des Diplom vom 20. October 1860 zum 
verfaffungsmäßigen Wirkungskreife des Reichsrathes ohne Zuziehung der 
Mitglieder aus den Ländern der ungarischen Krone. 

Zu diefem engeren Reichsrathe gehören demnach, nııt Ausnahme der im 
8. 10. aufgezählten Angelegenheiten, alle Gegenftände der Gefeßgebung, welche 
nicht ausdrüdlich durch die Landesordnungen den einzelnen in engeren Reichs- 
rathe vertretenen Landtagen vorbehalten find. 

Dasjelbe gilt auch rüdtfichtlich folcher den Landtagen vorbebaltener Gegen- 
ftände in dem Falle, wenn die gemeinfame Behandlung von dem betreffen- 
den Landtage beantragt wird. 

Bei vorkommenden Zweifeln vüdfichtlih der Competenz des engeren 
Reichsrathes in gemeinſamen Gefeggebungsangelegenbeiten gegenüber der Com- 
petenz eines einzelnen, im engeren Reichsrathe vertretenen Landtages entſchei⸗ 
det auf Antrag des engeren Reichsrathes der Kaifer. 

8. 12. Geſetzesvorſchläge gelangen als Regirungsporlagen an den Reichsrath. 

Auch diefem fteht das Recht zu, in Gegenftänden feines Wirkungskrei⸗ 
ſes (8$. 10. und 11.) Gefege vorzufchlagen. Zu allen foldden Gejegen if 
die Webereinftimmung beider Häufer und die Sanction des Kaiſers erforderlich. 

8. 13. Wenn zur Zeit, als der Reichsrath nicht verſammelt ift, in 
einem Gegenſtande ſeines Wirkungskreifes dringende Maßregeln getroffen 


L Deſterreich. 111 


werden müſſen, ift da8 Minifterium verpflichtet, dem nächften Reichsrath die 
Gründe und Erfolge der Verfügung darzulegen. 

8. 14. Zu einem giltigen Beſchluſſe des gefammten und beziehungs- 
weife des engeren Reichsrathes ift in jedem Haufe die abfolute Stimmen- 
mebrheit der Anwefenden erforderlich. 

Anträge auf Aenderungen in diefem Grundgejege erfordern in beiden 
Häufern eine Mehrheit von wenigftend zwei Dritteln der Stimmen. 

8. 15. Die Mitglieder des Hauſes der Abgeordneten haben von ihren 
Wählern feine Inſtructionen anzunehmen. 

8. 16. Alle Mitglieder des Neichgrathes haben ihr Stimmrecht per 
ſönlich auszuüben. Ä 

8. 17. Die Function der auß einem Lande in das Haus der Abgeordneten 
entfenbeten Mitglieder erlifcht mit dem Tage des Zufammentrittes eines neuen 
Landtages. 

ie können wieder in das Abgeordnetenhaus gewählt werden. 

Wenn ein Mitglied mit Tod abgeht, die perjönliche Fähigkeit verliert, 
oder dauernd verhindert ift, Mitglied des Reichsrathes zu fein, fo ift eine 
neue Wahl vorzunehmen. 

F. 18. Die BVertagung des Reichsrathes, ſowie die Auflöfung des 
Haufes der Abgeordneten erfolgt über Verfiigung bes Kaifers. Im Falle 
der Auflöfung wird im Sinne des $. 7. neu gewählt. 

8. 19. Die Minifter, Hoflanzler und Chef3 der Eentralitellen find 
berechtigt, an allen Berathungen Theil zu nehmen, und ihre Vorlagen per- 
ſönlich oder durch einen Abgeordneten zu vertreten. 

Sie müſſen auf Verlangen jedesmal gehört werden. 

Das Recht, an der Abftimmung theilzunehmen, haben fie, in foferne fte 
Mitglieder eines Haufes find. 

8. 20. Die Sigungen beider Häufer des Neichrathes find Hffentlich. 

Jedem Haufe flieht das Necht zu, ausnahmsweiſe die Deffentlichleit aus⸗ 
zufchließen, wenn e8 vom Präfidenten oder wenigftens zehn Mitgliedern ver- 
langt und vom Haufe nad Entfernung der Zuhörer befchlofien wird. 

8. 21. Die näheren Beſtimmungen über den Gejchäftsgang, den wechſel⸗ 
feitigen und den Außenverfehr beider Häufer werben durch die Geſchäftsord⸗ 
mung geregelt. 
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I-3. Wien, 1849. 

Kudler, 3, Berfuc einer tabellarifchen Darftellung des Organismus der äfterr. 
Staatöverwaltung. Wien, 1834. 

Bernt, 3., Handbuch des Medicinalweſens nad ben öſterr. Geſetzen. 1. IL. 
Wien, 1819. 

Ko, M. 3. v., die Gefunbheitspolizei bes öſterr. Staates. J. II. Wien, 18292. 

Isfordimk, J M., militäriſche Gefundheitspolizei. 2te Aufl. I. II. 1827. 

Knolz, D. 3, Darftellung der Medicinal - Berfaffung in den Öfterr. Staaten. 
Wien, 1829. 

Mader, M., das Apothelerweien im öfterr. Staate. I. I. Wien, 1846. 

Kraus, A. v., Geift der öſterr. Gefeßgebung zur Ermunterung von Eıfind- 
ungen. Wien, 1838. 

Deffary, R., die Öfterreih. Staatsverwaltung. Wien, 1848. 

Unger, ®., ſyſtematiſche Darftelung ber Geſetze Über höhere Studien. I. IL 
Wien, 1840. 

Hübler, F., Militär Delonomie»Syftem ber öfterreih. Armee. I—XVIl. 
Bien, 1820—23. 

Aust, W. ſyſtematiſche Darftellung ver Mitlitär-Spitäler-Berfaffung. Brag, 1844 

Laug, A, Öfterreid. Militär-Bau- und Bequartirungswefen. I. II. 1844—1845 

Stopfer, M., Erläuterungen Über die Militär-Gränz-Berwaltung. Wien, 1838. 

Neugebauer, J. organifhe Darfielung ber gefammten finanziellen Staats⸗ 
verwaltung. Wien, 1845. Ä 

Tegoborski, L. v., über die Finanzen Oeſterreich's. Aus dem Franzdf. I. II. 
Wien, 1814—45. 

Kremer, A. S. v., Darftelung des öfterr. Steuerwefens. I. I. Wien, 1821. 

Lieden, 3., die Grundſteuer⸗Berfaſſung der deutſchen und italienifchen Provin- 
zen. 1.11. Wien, 1839—40. 

DOberbaufer, Darftellung ber öſterreich. Zollverfaffung. 2te Aufl. von F. v. 
Gotthard. Wien, 1832. 

Megerle v. Mühlfeld, Hanbbud für alle ... Beamten, ober Darftellung 
der ihnen zuſtehenden Rechte und Berbindlichfeiten. II. Bien, 1824—30. . 

Winiwarter, J. ſyſtematiſche Darftellung der in ben altöfterreich. Provinzen 
befichenden die Beamten betreffenden Geſetze. Wien, 1829. 2te Aufl. 1848. 

Koſtetzky, Syſtem der politifchen Gefete Böhmens. I—XI. Prag, 1816—26. 

d'Elwert, Ehr., die Berfaffung und Verwaltung vom öfterr. Schleflen. Brün, 1854. 
(Bb. IE der Beiträge zur Gefchichte und Statiftif Mährens und Öfterr. Schlefiens). 

Ueber die Gemeinbeverfaflung von Tyrof und Borariberg. Innsbruck 1845. 

Bauer, J. v., politifch - ftatiftifche Leberficht der Beränderungen in ber Ber- 
faffung, Apminiftration und dem Haushalte ber fterreih. Monarchie vom 13. März 
1848-51. Bien, 1851. 

Reichlen, Staatsrecht. 1. 8 
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Eine Foriſetzung (Wien, 1852) enthält die Geſchichte bis 1862. 

Beiträge zur Gefchichte der öfter. Finanzen. 1-4. Wien, 1848. 

Eine Fortfeßung hievon: Ueber bie öſterreich. Staatsausgaben und Verwaltung. 
Wien, 1849. j 

Stnbenraud, M. v., Haudbuch der öfterr, Berwaltungsgefegkunde, nah bem 
gegenwärtigen Standpunkte ber Gefetgebung. I. II. Wien, 1851—52. 2te Aufl. 1859. 

Fontana, L., Regolationi amministrative teoricpartice ad uso degli impie- 
gati. Mil. 1851. 

Grundzlige für die Organifation ber polit. Berwaltungsbehörben. Wien, 1855. 

Mayerhofer, ©., Handbuch für den politifchen Verwaltungsdienſt. Wien, 1855. 

Soardi L., Annotationi alle direftive austriache sulle. pensioni , provigioni, 
assegni di quiescenza Venez, 1854. 

Blodig, H., bie öſterreich. Zoll- und Staate-Monopol-Orbnung. Wien, 1855. 

Stenier, S., zur Kenntniß der Staatsfaffe und ihres Organismus, nach dem 
neneften Beflimmungen. Brün, 1851. 


Siehe dazu bezüglich der ftantsrechtlichen Literatur Defterreich’ 8 
— die Kritik von v. Mohl a. a. O., ©. 337. — 

Bezeichnend für die ganze jtantsrechtliche Literatur Oeſterreichs ift 
bie reiche Bearbeitung bes DVerwaltungsrechtes bis in feine Heinjten Ein⸗ 
zeluheiten und bagegen der Mangel aller Erörterungen über Verfaſſungs⸗ 
fragen; ferner die große, für die Benützung im täglichen Gefchäftsleben 
berechnete Ausführfichfeit, bei der Vermeidung jedes Eingehens auf grund- 
Tägliches Nichts ift begreiflicher, als daß dieß ſo war unter dem alten, 
im Sabre 1848 in Staub zerfallenen Syſteme. So wie fidh die Staats» 
gewalt felbft nicht auf die Entwidlung eines freien Fräftigen Bürgertbums 
und auf die Ausbildung der geiftigen Kräfte des Volkes ftübte, ſondern 
auf die Macht des Heeres und auf den überall vorhandenen und bis in 
die innerften Verhältniſſe fühlbaren Befehl des Beamtenthums: fo bulvete 
fie auch in der Wiffenfchaft nur die Auseinanberfegung ber in jedem Le⸗ 
bensverhättniffe zu beobachtenden Pflichten und Formen, nicht aber vie 
Unterfuchung der letzten Gründe, auf welchen alle diefe Befehle berubten. 
Und nicht etwa blos eine abgeneigte Kritit oder eine theoretifche Beftreit- 
ung der von ver Regirung eingenommenen Grundlagen, fondern die. Be- 
fprechung der Gegenftände an fi) war mißliebig. Selbft gefchichtliche 
Unterfuchungen waren nicht frei; wie denn kaum die erften Anfänge einer 
Öfterreichifchen Staats- und NRechtegefchichte auftauchten. : Eine Belehrung 
über ftantsrechtliche Dinge fuchte die Regirung für ſich felbft nicht bei 
der Wiffenfchaft, für die Unterthanen fand fie eine folche fogar bedenklich, 
jeven Falles überflüffig. Eine unerbittliche Cenſur gab aber die Mittel 
zur Lenkung der Literatur auf die allein gewünfchte Bahn. — Weniger 


u 


nothwendig allerdings ift Die Armuth des ftaatsrechtlichen Schriftenthumes 
feit der Verjüngung des Reiches. Wie die Negirung felbft freier und be- 
weglicher geworben ift, und fogar mit ftaunenswerther Kühnheit die völlige 
Neugeftaltung des ganzen Reiches unternommen hat: fo Tann fie jegt 
auch eine unabhängigere Bewegung außerhalb ihrer Kreife ertragen. Ya, 
e8 darf wohl die Anficht ausgefprochen werben, daß fie ihr riefenhaftes 
Unternehmen ver Befeitigung des alten Rechtes und alten Unfuges, und 
bie Gründung eines ganz neuen einheitlichen Volks- und Staatslebens 
überhaupt ur unter ver VBorausfegung durchzuführen im Stande fein 
wird, wenn fie die ganze Thätigfeit aller ihr geneigten Kräfte zu beleben 
und zu benügen weiß. Nimmermehr wird fie namentlich die Anbänglich- 
feit an frühere NRechtszuftände überwinden und an beren Stelle einen 
lebendigen und weitverbreiteten Eifer für bie neuen Grundfäge und Yor- 
men fegen können, als wenn dieſe letztern in ber willfürlichen Weberzeug- 
ung aller gebilveten Schichten der bunten Bevölkerung Grund fallen und 
als bejjer, denn da8 Alte war, anerkannt werden. Hierzu ift denn aber 
eine lebhafte unb freie Erörterung der Grundlagen und der Folgen uner- 
läßlich. Wenn alfo die Thätigfeit in dem dfterreichifchen Staatsrechte 
immer noch eihe fehr geringe ift, fo muß bieß der lingewißheit des Ueber⸗ 
gangszuftandes ber bisherigen Ynvollftändigfeit des neuen Baues, ben 
Nachwirkungen gemwaltfamer Erjchütterungen, endlich auch wohl Reſten 
alter Gewohnheit und Beforgniß, ſowohl bei Regirenden als bei Regirten 
zugejchrieben werben. 


H. Preußen. 115 


II. 
Yrenunpßen 


A. Einleitung. 


In Preußen follte eine durch Geje vom 8. April 1848 berufene 
Berfanmlung die fünftige Staatsverfaffung durch Vereinbarung feitgeftellt 

- werben. Cine Vereinbarung gelang aber nicht. Der König verkündete 
im December 1848 eine proviforifch gegebene Verfaffung, die 1849 von 
den Ständen revidirt und am 31. Januar 1851 als Verfaffungsurkunde 


des preußifchen Staates publicirt wurde. 
8* 


116 Zweites Buch. 


B. Quellen. 


Bergleiche in Anfehung des Stautsrechtes von Preußen: 

1. Die Berfaffungsurkfunte vom 31. Januar 1850. 

2. Verordnung über die. Ausführung der Wahl der Abgeorbneten zur 
zweiten Sammer vom 30. Mai 1849. 

Reglement zu Verordnung vom 30. Mai. 

3. Geſetz betreffend die Abänderung bes Art. 69. und bie Ergänzung 
der Artitel 66. und 115. der Berf.-Urf. vom 30. April 1851. 

4. Interimiſtiſches Wahlgefeß für die Wahlen zur zweiten Kammer 
in den Fürſtenthümern Hohenzollern. 

5. Gefeß, betreffenn die Abänderung der Artifel 94. und 95. ver 
Verf.-Urf. vom 21. Mai 1852. 

6. Geſetz, betreffend die Abänderung der Art. 40. und 41. der Ber- 
faffungs-Urfunde vom 5. Juni 1852. 

7. Geſetz, betreffend die Bildung der erften Kammer vom 7. Mai 1853. 

8. Geſetz, betreffend die Aufhebung des Art. 105. der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde vom 24. Mai 1853. 

9. Geſetz, betreffend die Declaration ber Verfaſſungs⸗Urkunde in Be- 
zug auf die Rechte der mittelbar gewordenen deutſchen Reichsfürſten und 
Grafen, vom 10. Juni 1854. 

10. Verorbnung wegen Bildung der erften Kammer vom 12. Oct. 1854. 

11. Reglement über die Wahl ver zu präfentirenden Mitglieder ver 
erften Kammer. 

12. Nachweifung ver Landfchaftsbezirfe zur Wahl der Mitglieder ver 
erjten Kammer. 

13. Nachweifung ver Städte, die in der erften Kammer vertreten find. 


A. 
Die Derfaffungsurkunde für den prenßifhen Stant vom 31. Jannar 1850. 


Wir Sriedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen x. x. 


thun fund und fügen zu willen, daß Wir, nachdem die von Uns unterm 
5. December 1848 vorbehaltlich der Revifion im ordentlichen Wege der Ge: 
ſetzgebung verkündigte und von beiden Kammern Unſeres Konigsreichs aner- 
kannte Berfaffung des preußiſchen Staates der angeordneten Revifion unter- 
worfen ift, die Verfaffung in Webereinftimmung mit beiden Kammern end- 
gültig feitgeftellt haben. 

. Wir verkünden demnach diejelben als Staatsgrundgeſetze wie folgt: 
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Titel L 
Bom Staatögebiete. 


Art. 1. Alle Landestheile der Monarchie in ihrem gegenwärtigen Um- 
fange bilden das preußifche Staatsgebiet. 

Art. 2. Die Gränzen dieſes Staatögebietes können nur durch “ein 
Geſetz verändert werden. 


T titel II: 
Bon den Rechten der Preußen. 


Art. ?. Die Berfafjung und das Geſetz beftimmen, unter welchen Be- 
dingungen die Eigenfchaft eines Preußen und bie ftaatöbitrgerlichen Rechte 
erworben, auögelibt und verloren ‘werden. 

Art. 4. Alle Preußen find vor dem Gefege gleih. Standesvorrechte 
finden nicht flatt. Die öffentlichen Aemter find, unter Einhaltung der von den 
Gefegen feftgeftellten Bedingungen, für alle dazu Befähigten gleich zugänglich. 

Art. 5. Die perjönliche Freiheit ift gewährleiftet. Die Bedingungen 
und Formen, unter welchen eine Beſchränkung derfelben, insbejondere eine 
Berhaftung zuläffig ift, werden durch das Gefeg beftimmt. 

Art. 6. Die Wohnung ift unverleglih. Das Eindringen in diefelbe 
und Hausſuchungen, fowie die Beichlagnahme von Briefen und Bapieren, find 
nur in den gefeglich beſtimmten Fällen und Formen geftattet. 

Art. 7. Niemand darf feinem gefeglichen Wichter entzogen werden. 
Ausnahınd- Gerichte und außerordentliche Kommiffionen find unftatthaft. 

Art. 8. Strafen können nur in Gemäßheit des Geſetzes angebroht 
oder verhängt werden. 

Art. 9. Das Eigenthum ift unverleglih. Es kann nur aus Gründen 
des Öffentlichen Wohles gegen vorgängige in dringenden Fällen wenigftens 
vorläufig feftzuftellende Entihädigung nah Maßgabe des Geſetzes entzogen 
oder bejchränft werden. 

Art. 10. Der bürgerlihe Tod und die Strafe der Bermögend-Ein- 
zie hung finden nicht ftatt. 

Art. 11. Die Freiheit der Auswanderung kann von Staatswegen nur 
in Bezug auf die Wehrpflicht beſchränkt werben, 

Abzugsgelder dürfen nicht erhoben werden. 

Art. 12. Die Freiheit des veligiöfen Belenntniffed, der Vereinigung 
zu Religionsgefellfchaften (Art. 31. und 32.) und der gemeihfamen häus- 
lichen und öffentlichen Religionsübung wird gewährleiftet. ‘Der Genuß der 
bürgerlichen und ftaatZbürgerlichen Rechte ift unabhängig von dem religiöjen 
Bekenntniſſe. Den bürgerlihen und ftaatSbürgerlichen Pflichten darf durch 
die Ausübung der Neligionsfreibeit fein Abbruch gejcheben. 

Art. 13; Die Religions-Gefellfchaften, fo wie die geiftlichen Geſell⸗ 
ſchaften, welche feine Corporationsrechte haben, können diefe Rechte nur durch 
befondere Geſetze erlangen. 

Art. 14. Die hriftliche Religion wird bei denjenigen Einrichtungen 
de3 Staats, welche mit der Religionsübung im Zuſammenhange ftehen, un⸗ 
beichadet der im Art. 12. gemwährleifteten Religionsfreiheit, zu Grunde gelegt. 

Art. 15. Die evangelifhe und die römijch-Tatholifche Kirche, jo wie 


118 Zweites Buch. 


jede andere Religionsgefellihaft, ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
felbftftändig und bleibt im Befig und Genuß der für | ihre Kultus-, Unter- 
richts- und Wohlthätigkeitäzwede beſtimmten Anftalten, Stiftungen und Fonds. 

Art. 16. Der Verkehr der Religions Gefellichaften mit ihren Oberen 
ift ungehindert. Die Bekanntmachung firchliher Anordnungen iſt nur den⸗ 
jeuigen Beichräntungen unterworfen, weldyen alle übrigeu Beröffentlihungen 
unterliegen. 

Art. 17. Weber das Kirchenpatronat und die Bedingungen, unter wel: 
hen dasfelbe aufgehoben werden kann, wird ein beſonderes Geſetz ergehen. 

Art. 18. Das Ernenuungs-, Vorſchlags-, Wahl- und Beftätigungs- 
recht bei Beſetzung Firchlicher Stellen ift, fomweit e8 dem Ztaate zufteht und 
nicht auf dem Patronat oder befonderen Rechtstiteln beruht, aufgehoben. 

Auf die Anftellung von Geiftlihen beim Militär und an öffentlichen 
Anftalten findet diefe Beftimmung keine Anwendung. 

Art. 19. Die Einführung der Eivil-Ehe erfolgt nad) Maaßgabe eines 
befondern Geſetzes, was auch die Führung der Bivilftandsregifter regelt. 

Art. 20. Die Wiffenfchaft und ihre Yehre ift frei. 

Art. 21. Für die Bildung der Jugend fol dur öffentliche Schulen 
genügend gejorgt werben. 

Aelterr und deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder oder Pflegebefoh- 
lenen nicht ohme den Unterricht laffen, welcher für die öffentlichen Volksſchu⸗ 
len vorgefchrieben ift. 

Art. 22. Unterricht zu ertheilen und Unterrichts - Anftalten zu grün- 
.den und zu leiten ſteht Jeden frei, wenn er feine fittliche, wifjentlihe und 
technifche Befähigung den betreffenden Staatsbehörden nachgewieſen hat. 

Art. 23. Alle Hffentlihen und Privat-Unterriht3- und Erziehungs- 
Anftalten ftehen unter der Aufficht vom Staate ernannter Behörden. 

Die öffentlichen Lehrer haben die Nechte und Pflichten der Staatsdiener. 

Art. 24. Ber der Einrichtung der öffentlichen Volksſchulen find die 
confefjionellen Verhältniſſe möglichft zu berüdfichtigen. 

Den religiöfen Unterricht in der Volksſchule leiten die betreffenden Re⸗ 
ligionsgeſellſchaften. 

Die Leitung der äußeren Angelegenheiten der Volksſchule ſteht der Ge- 
meinde zu. Der Staat ftelt, unter geſetzlich georbneter Betheiligung der 
Gemeinden, aus der Zahl der Befähigten die Lehrer der öffentlichen Bolfs- 
ſchulen an. 

At. 25. Die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung und Erweiterung 
der öffentlichen Volksſchule werden von den Gemeinden und, im alle des 
nachgewiefenen Unvermögens, ergänzungsmweife vom Staate aufgebradt. Die 
auf befonderen Nechtstiteln beruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben beftehen. 

Der Staat gewährleiftet demnach den Volksſchullehrern ein feftes, den 
Lolalverhältuiffen angemefjenes Einkommen. 

In der öffentlichen Volksſchule wird der Unterricht unentgeltlich ertbeilt. 

Art. 26. Ein befonderes Gejeg regelt das ganze Unterrichtömwefen. 

Art. 27. Leder Preuße hat das Recht, durch Wort, Schrift, Drud 
und bildliche Darftellung feine Meinung frei zu äußern. 

Die Cenſur darf nicht eingeführt werden; jede andere Beſchränkung der 
Preßfreiheit nur im Wege der Geſetzgebung. 
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Art. 28. Vergehen, welche durch Wort, Schrift, Druck oder bild⸗ 
liche Darſtellungen begangen werden, ſind nach den allgemeinen Strafgeſetzen 
zu beſtrafen. 

Art. 29. Alle Preußen find berechtigt, ſich ohne vorgängige obrigfeit- 
liche Erlaubniß friedlih und ohne Waffen in gefchloffenen Räumen zu ver- 
fammeln. 

Dieje Beftinnmung bezieht fich nicht auf Verſammlungen unter freiem 
Himmel, melde auch in Bezug auf vorgängige obrigkeitlihe Erlaubniß ber 
Verfügung de3 Geſetzes unterworfen find. 

Art. 30. Alle Preußen haben das Recht, ſich zu ſolchen Zmeden, 
welche den Strafgefegen nicht zumwiderlaufen, in Gefellfchaften zu vereinigen. 

Das Gefeg regelt insbefondere zur Aufrechthaltung der öffentlichen 
Sicherheit, die Ausübung des in diefem und in dem vorjtehenden Artikel 
(29) gewährleifteten Rechts. 

Bolitifhe Vereine können Beichränkungen und vorübergehenden Verboten 
im Wege der Gefeggebung unterworfen werden. 

Art. 31. Die Bedingungen, unter welchen Corporationgrechte ertheilt 
oder verweigert werden, bejtimmt das Geſetz. 

Art. 32. Das Petitionsredht fteht allen Preußen zu. Petitionen unter 
einem Geſammtnamen find nur. Behörden und Corporafionen geftattet. 

Art. 33. Das Briefgeheimmiß iſt unverleglih. Die bei ftrafgericht- 
lichen Unterfuchungen und in Kriegsfällen nothwendigen Beſchränkungen find 
durch die Gefeggebung feitzuftellen. 

Art. 34. Alle Preußen find mwehrpflihtig, Den Umfang und die Art 
diefer Pflicht beftimmt das Geſetz. 

At. 35. Das Heer begreift alle Abtheilungen des ftehenden Heeres 
und der Landwehr. 

Im Falle des Krieges kann der König nad) Maßgabe des Geſetzes 
den Yanbfturm aufbieten. 

Art. 36. Die bewaffnete Macht kann zur Unterdrüdung innerer Un- 
ruhen und zur Ausführung der Gefege nur in den von dem Geſetze be- 
ftimmten Fälen und Formen und auf Requifition der Civil⸗Behörde verwen- 
det werden. In letzterer Beziehung hat das Geſetz die Ausnahmen zu 
beftimmen. 

Art. 37. Der Militär-Gerichtöftand des Heeres bejchränkt ſich auf 
Straffahen und wird durch das Gefeg geregelt. Die Beftimmungen über 
die Militär» Disciplin im Heere bleiben Gegenftand befonderer Verordnungen. 

Art. 38. Die bewaffnete Macht darf weder in noch außer dem Dienfte 
beratbichlagen oder fi anders, als auf Befehl, verfammeln. Berfammlun- 
gen und Vereine der Landwehr zur Berathung militärifcher Einrichtungen, 
Befehle und Anordnungen find auch dann, wenn biefelbe nicht zufammenbe- 
rufen iſt, unterfagt. 

Art. 39. Auf das Heer finden ſich die in den Artikeln 5., 6., 29., 30. 
und 32. enthaltenen Beſtimmungen nur infoweit Anwendung, ald die mili- 
tärifchen Geſetze und Disciplinar-Vorfchriften nicht entgegenftehen. 

Art. 40. Die Einrichtung von Lehen und die Stiftung von Yamilien- 
Fideitommiſſen ift unterfagt. Die beftehenden Lehen und Familien-Fideikom⸗ 
miffe follen durch gejeglihe Anordnung in freie® Eigenthum umgeſtaltet 
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werben. Auf amilien- Stiftungen finden diefe Beſtimmungen Yeine An⸗ 
wendung. 

rn 41. Borftehende Beftimmungen (Art. 40.) finden auf die Thron⸗ 
leben, das Königlihe Haus: und Prinzliche Fidercommiß, fo wie auf die 
außerhalb des Staates belegenen Tehen und .die ehemals reichSunmittelbaren 
Befisungen und Fideicommiſſe, infofern leßtere durch das deutiche Bundes- 
recht gemährleiftet find, zur Zeit feine Anwendung. Die Rechtöverhältniffe 
derfelben follen durch befondere Geſetze geordnet werden. 

Art. 42. Das Recht der freien Verfügung über das Grundeigenthbum 
unterliegt feinen anderen Beſchränkungen, al3 denen der allgemeinen Gefe- 
gebung. Die Theilbarfeit des Grundeigenthums und die Ablösbarfeit der 
Grundlaften wird gemährleiftet. Ä 

Für die todte Hand find Beſchränkungen des Rechts, Liegenfchaften zu 
zu erwerben und über fie zu verfügen, zuläffig. 

Aufgehoben ohne Entſchädigung find: 

1) Die GerichtSherrlichkeit, die gutsherrliche Polizei und obrigfeitliche Ge⸗ 
mwalt, fowie die gewiſſen Grundftüden zuftehenden Hoheits-Rechte und 
Privilegien; 

2) die aus diefen Befugniffen, aus der Schugherrlichkeit, der friiheren 
Erbunterthänigkeit, der früheren Stener- und Gewerbe-Verfaſſung her⸗ 
ſtammenden Berpflichtungen. 

Mit den aufgehobenen Rechten fallen auch die Gegenleiftungen und 
Laſten weg, melche den bisherigen Berechtigten dafiir oblagen. 

Bei erblicher Ueberlafjung eines Grundftüds ift nur die Webertragung 
des vollen Eigenthums zuläffig; jedoch Tann aud hier ein fefter ablösbarer 
Zins vorbehalten werben. 

Die weitere Ausführung diefer Beftinmungen bleibt befonderen Gejegen 
vorbehalten. 


Titel III. 
Bon dem Könige. 


Art. 43. Die Berfon des Königs ift unverleglich. 

Art, 44. Die Minifter des Königs find verantwortlih. Alle Regir- 
ungsakte des Königs bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung eines 
Minifter8, welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt. 

Art. 45. Dem Könige allein fteht die vollziehende Gewalt zu. Er 
ernennt umd entläßt die Miniſter. Er befiehlt die Verkündigung der Geſetze 
und erläßt die zu deren Ausführung nöthigen Verordnungen. 

Art. 46. Der König führt den Oberbefehl tiber das Heer. 

Art. 47. Der König befebt alle Stellen im Heere, jowie in den 
übrigen Zweigen des Staats- Dienftes, fofern nicht das Geſetz ein Anderes 
verordnet. 

Art. 48. Der König hat das Recht, Krieg zu erflären und Frieden zu 
fchließen, auch andere Verträge mit fremden Regirungen zu errichten. Letztere 
bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zuftimmung der Kammern, fofern e8 Han⸗ 
delöverträge find, oder wenn dadurch dem Staate Yaften oder einzelnen 
Staat» Bürgern Verpflichtungen auferlegt werben. 
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Art. 49. Der König hat das Recht der Begnadigung und Etrafmilderung. 

Zu Gunſten eine wegen feiner Amtshandlungen verurtheilten Minis 
ſters kann dieſes Recht nur auf Antrag derjenigen Kammer ausgeübt wer⸗ 
den, von welcher die Anklage ausgegangen iſt. 

Der König kann bereits eingeleitete Unterſuchungen nur auf Grund 
eines beſonderen Geſetzes niederſchlagen. 

Art. 50. Dem Könige ſteht die Verleihung von Orden und anderen 
mit Vorrechten nicht verbundenen Auszeichnungen zu. 

Er übt das Münzrecht nach Maaßgabe des Geſetzes. 

Art. 51. Der König beruft die Kammern und ſchließt ihre Sitzungen. 
Er kann ſie entweder beide zugleich oder auch nur eine auflöſen. Es müſſen 
aber in einem ſolchen Falle innerhalb eines Zeitraums von ſechzig Tagen 
nach der Auflöſung die Wähler und innerhalb eines Zeitraums von neunzig 
Tagen nach der Auflöſung die Kammern verſanmelt werden. 

Art. 52. Der König kann die Kammern vertagen. Ohne deren Zu— 
fimmung darf diefe Vertagung die Frift von dreißig Tagen nicht überfteigen 
und während derfelben Seſſion nicht wiederholt werden. 

Art. 53. Die Krone ift, den Königlichen Hausgefegen gemäß, erblich 
in dem Mannsftamme des Königlichen Haufes nach den Rechte der Erfige- 
burt und der agnatifchen Yinealfolge, 

Art. 54. Der König wird mit Vollendung des achtzehnten Yebens- 
jahres volljährig. 

Er leiſtet in Gegenwart der vereinigten Kammern das eidliche Gelöb⸗ 
niß, die Verfaſſung des Königreichs feſt und unverbrüchlich zu halten und in 
Uebereinſtimmung mit derſelben und den Geſetzen zu regiren. 

Art. 55. Ohne Einwilligung beider Kammern kann der König nicht 
zuglein Herrſcher fremder Reiche ſein. 

Art. 56. Wenn der König minderjährig oder ſonſt dauernd verhin⸗ 
dert iſt, ſelbſt zu regiren, fo übernimmt derjenige volljährige Agnat (Art. 53.) 
weicher der Krone am nächften fteht, die Regentſchaft. Er hat fofort die 
Kammern zu berufen, die in vereinigter Sigung über die Nothmwendigfeit der 
Regentſchaft beſchließen. 

Art. 57. Iſt kein volljähriger Agnat vorhanden und nicht bereits vor⸗ 
ber geſetzliche Fürſorge für dieſen Fall getroffen, fo hat das Staats-Mini⸗ 
fterium die Kammern zu berufen, welche in vereinigter Sigung einen Regen- 
ten erwählen. Bis zum Antritt der Negentfchaft von Seiten desjelben führt 
das EtaatSminifterium die Regirung. 

Art. 58. Der Regent übt die dem Könige zuftehende Gewalt in deſſen 
Namen aus. Derjelbe ſchwört nah Einrichtung der Regentſchaft vor den 
vereinigten Kammern einen Eid, die Verfaſſung des Königreichs feit und un- 
verbrüchlich zu halten und in Uebereinftimmung mit derſelben und ben Ge— 
jegen zu regiren. 

Bis zu diefer Eidesleiftung bleibt in jedem Falle das beftehende ge- 
fammte Staat3-Minifterium für alle Negivungshandlungen verantwortlich. 

Art. 59. Dem Kron-Fideilommiß- Fonds verbleibt die durch das Ge⸗ 
jeg vom 17. Januar 1820 auf die Einkünfte der Domainen und Forſten 
angewieſene Rente. 
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Titel IV. 
Bon den Miniftern. 


Art. 60. Die Minifter,, fo wie die zu ihrer Vertretung abgeordneten 
CStaat3beamten haben Zutritt zu jeder Kammer und miffen auf ihr Verfau- 
gen zu jeder Zeit gehört werden. 

Jede Kammer kann die Gegenwart der Minifter verlangen. Die 
Miniſter haben in einer oder der anderen Kammer nur dann Stimmrecht, 
wenn fie Mitglieder derjelben find. 

Art. 61. Die Minifter können duch Beſchluß einer Kammer wegen 
bed Berbrechens der Berfaflungs -Verlegung , der Beitehung und des Ber- 
raths angellagt werden. Leber ſolche Anklage entſcheidet der oberſte Ge⸗ 
richtshof der Monarchie in vereinigten Senaten. So lange noch zwei oberſte 
Gerichtshöfe beſtehen, treten dieſelben zu obigem Zwecke zufannıen. 

Die näheren Beſtimmungen über die Fälle der Verantwortlichkeit, über 
das Verfahren und über die Strafen werden einem beſondern Geſetze vorbehalten. 


Titel V. 


Bon den Kammern. 


Art. 62. Die gefeßgebende Gewalt wird gemeinjchaftlih durch den 
König und durch zwei Kammern ausgeübt. 

Die Uebereinftimmung des Königs und. beider Kanımern ift zu jedem 
Geſetze erforderlich. 

Finanzgeſetz⸗ Entwürfe und Staatshaushalts-Etats werden zuerft der 
zweiten Kammer vorgelegt; legtere werden von der erften Kammer im Gan- 
zen angenommen oder abgelehnt. 

Art. 63. Nur in dem Falle, wenn die Aufrechthaltung ber öffent- 
lichen Sicherheit, oder die Befeitigung eined ungewöhnlichen Nothftandes es 
dringend erfordert, können, in fo fern die Kammern nicht verſammelt find, 
unter Verantwortlichkeit des geſammten Staats-Miniſteriums, Berordnungen, 
die der Verfaſſung nicht zuwiderlaufen, mit Geſetzeskraft erlaſſen werden. 
Dieſelben ſind aber den Kammern bei ihrem nächſten Zuſammentritt zur 
Genehmigung ſofort vorzulegen. 

Art. 64. Dem Könige, ſo wie jeder Kammer, ſteht das Recht zu, 
Geſetze vorzuſchlagen. 

Geſetzesvorſchläge, welche durch eine der Kammern oder den König ver- 
worfen worden find, Können in derjelben Sigungsperiode nicht wieder vorge- 
bracht werden. 

Art. 65. Die erfte Kammer beitebt: 

a) aus den großjährigen Königlichen Prinzen; 

b) aus den Häuptern der ehemals unmittelbaren veihsftändifchen Häufer in 
Preußen — und aus den Häuptern derjenigen Familien, welchen durch 
königliche Verordnung dad nad) der Erftgeburt und Linealfolge zu ner- 
erbende Reht auf Sig und Stimme in der erften Kammer beigelegt 
wird. In diefer Verordnung werden zugleich die Bedingungen feftge- 
jet, durch melche dieſes Recht an einen beftimmten Grundbefts geknüpft 
ift. Das Recht kann durch Stellvertretung nicht ausgeübt werden und 
ruht während der Minderjährigkeit oder während eines Dienftverhält- 
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niffes zu der Regirung eines nichtdeutfchen Staates, ferner auch fo 
lange der Berechtigte feinen Wohnfig außerhalb Preußen hat; 

c) aus folden Mitgliedern, welche der König auf Lebenszeit ernennt. 
Ihre Zahl darf deu zehnten Theil der zu a. und b. genannten Mit- 
glieder nicht überfteigen; 

d) aus neunzig Mitgliedern, welche in Wahlbezirten, die das Geſetz feit- 
ftellt, durch die dreißigfache Zahl derjenigen Urwähler (Art. 70.), 
welche die höchften direkten Staatöftenern bezahlen, durch direkte Wahl 
nah Maaßgabe des Geſetzes gewählt werden; 

e) aus dreißig, nah Maaßgabe des Geſetzes von den Gemeinderäthen 
gewählten Mitgliedern aus den größeren Städten des Landes. 

Die Geſammtzahl der unter a. bis c. genannten Mitglieder darf die 

Zahl der unter d. und e. bezeichneten nicht tüberfteigen. 

Eine Auflöfung der erften Kammer bezieht ſich nur auf die aus Wahl 
hervorgegangenen Mitglieder. 

Art. 66. Die Bildung der erſten Kammer in der Art. 65. beftinmm- 
ten Weife tritt am 7. Auguft des Jahres 1852 ein. 

Bis zu diefem Zeitpunkte verbleibt es bei dem Wahlgefege für die erfte 

Kammer von 6. December 1848. 

Art. 67. Die Legislatur - Periode. der erften Kanımer wird auf fechs 

Jahre ngelekt. 

. 68. Wählbar zum Mitgliede der erſten Kammer iſt jeder Preuße, 
der he vierzigfte Lebensjahr vollendet, den Bollbefig der bürgerlichen Rechte 
in Folge rechtskräftigen richterlichen Ertenntniffes nicht verloren, und bereits 
fünf Jahre lang dem preußifchen Staatöverbande angehört hat. 

Die Mitglieder der erften Kammer erhalten weder Reifekoften nod) Diäten. 
Art. 69. Die zweite Kammer beftehbt aus 350 Mitgliedern. Die 
Wahlbezivte werden durch das Geſetz feitgeftellt. Sie können aus einen 
oder mehreren Kreifen oder aus einer oder mehreren der größeren Städte beftehen. 
Art. 70. Jeder Preufe, welcher das fünfundzwanzigſte Yebeusjahr 
vollendet bat, und in der Gemeinde, in welcher er feinen Wohnfig hat, die 

Befähigung zu den Gemeindewahlen befigt, ift ſtimmberechtigter Urmäbler. 

Wer in mehreren Gemeinden an den Gemeindewahlen Theil zu nehmen 
berechtigt ift, darf das Recht als Urwähler nur in ciner Gemeinde ausüben. 
Art. 71. Auf jede Vollzahl von zweihundert und fünfzig Seelen der‘ 

Bevölkerung ift ein Wahlmann zu wählen. Die Urmwähler werden nad) 

Maaßgabe der von ihnen zu entrichtenden direkten Staatsſteuern in drei Ab- 

theilungen getheilt, und zwar in der Art, daß auf jede Abtheilung ein Drit- 

teil der Geſammtſumme der Steuerbeträge aller Urmähler fällt. 
Die Gefammtjumme wird berechnet: 

a) gemeindemeife, fall8 die Gemeinde einen Urwahl- Bezirk für ſich bildet; 

b) bezirksweiſe, falls der Urwahl-Bezirk aus mehreren Gemeinden zu- 
fammengejegt ift. 

Die erfte Abtheilung befteht aus denjenigen Urwählern, auf welche Die 
fien Steuerbeträge bis zum Belaufe eine® Drittheil® der Gefammtt- 

" Rener fallen. 

- Die dritte Abtheilung befteht aus den am niebdrigften befteuerten Ur⸗ 

wählern, auf welche das dritte Drittheil fällt, 
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Jede Abtheilung wählt befonders und zwar ein Drittheil der zu wäh- 
lenden Wahlmänner. 

Die Abtheilungen können in mehrere Wahlverbände eingetheilt werden, 
deren feiner mehr als fünfhundert Urmwähler in fich ſchließen darf. 

Die Wahlmänner werden in jeder Abtheilung aus der Zahl der ftinumberech- 
tigten Urmwähler des Urmahlbezirts ohne Rüdficht auf die Abtheilungen gewählt. 

Art. 72. Die Abgeordneten werden durch die Wahlmänner gewählt. 

Das Nähere über die Ausführung der Wahlen beftimmt das Wahlge- 
feß, welches auch die Anordnung für diejenigen Städte zu treffen bat, in 
denen an Stelle eines Theild der direkten Steuern die Mahl- und Schladht- 
fteuer erhoben wird. 

Art. 73. Legislaturs Periode der zweiten Kammer wird anf drei Jahre 
feftgefegt. 

Art. 74. Zum Abgeordneten der zweiten Kammer ift jeder Preuße 
wählbar, der das dreißigſte Lebensjahr vollendet, den Vollbeſitz der bürger- 
lichen Rechte in Folge rechtskräftigen richterlichen Erfenntniffes nicht verloren 
und bereit3 drei Jahre dem preußifchen Staatöverbande angehört hat. 

Art. 75. Die Kammern werden nad) Ablauf ihrer Legislatur- Periode 
ueugewählt. in Gleiches gefchieht im Falle der Auflöfung. In beiden 
Fällen find die bisherigen Mitglieder wieder wählbar. 

Art. 76. Die Kammern werden durch den König regelmäßig im Mo- 
nat November jeden Jahres, und außerdem, fo oft es die Umſtände erhei- 
fchen, einberufen. 

Art. 77. Die Eröffnung und die Schliegung der Kammern gefchieht 
dur den König in Perfon oder dur einen dazu von ihm beauftragten 
Minifter in einer Sigung der vereinigten Kammern. 

Beide Kanımern werden gleichzeitig berufen, eröffnet, vertagt und gejchloffen. 

Wird eine Kammer aufgelöft, fo wird die andere gleichzeitig vertagt. 

Art. 78. Jede Kammer prüft die Legitimation ihrer Mitglieder und 
entjcheidet darüber. Sie regelt ihren Gefchäftsgang und ihre Disciplin durch 
eine Gefchäft3- Ordnung und ermählt ihren Präfidenten, ihre Vicepräfidenten 
und Schriftführer. 

Beamte bedirfen keines Urlaubs zum Eintritt in die Kammier. 

Wenn ein Kammer- Mitglied ein bejoldetes Staatsamt annimmt oder 
im Staat8dienfte in ein Amt eintritt, mit welchem ein höherer Rang oder 
ein höherer Gehalt verbunden tft, jo verliert e8 Sig und Stimme in der Kam- 
mer und Tann feine Stelle in derfelben nur durch neue Wahl wieder erlangen. 

Niemand Tann Mitglied beider Kammern fein, 

Art. 79. Die Sigungen beider Kammern find öffentlih. Jede Kam- 
mer tritt auf den Antrag ihres Präfidenten oder von zehn Mitgliedern zu 
einer geheimen Sigung zufanmen, in welcher dann zunächft über diefen An- 
trag zu beſchließen ift. 

Art. 80. Keine der beiden Kammern kann einen Beichluß faſſen, wenn 
nicht die Mehrheit der gefeglichen Anzahl ihrer Mitglieder anweſend tft. Jede 
Kammer faßt ihre Befchlüffe nach abfoluter Stimmenmehrheit, vorbehaltlich 
der durch die Gefchäftsordnung für Wahlen etwa zu beftinmenden Ausnahmen. 


Art. 81. Jede Kammer hat für fi) das Hecht, Adrefien an den König 
zu richten. 
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Niemand darf den Kammern oder einer derſelben in Perfon eine Bitt⸗ 
fchrift oder Adreſſe überreichen. 

Jede Kammer Tann die an fie gerichteten Schriften an die Minifter 
überweifen und von benfelben Auskunft über eingehende Beichwerden verlangen. 

Art. 82. Eine jede Kammer bat die Befugniß, behufs ihrer Infor⸗ 
mation, Kommiſſionen zur Unterjuchung von Thatſachen zu ernennen. 

Art. 83. Die Mitglieder beider Kammern find Vertreter des ganzen 
Bolles. Sie ftinmen nach ihrer freien Ueberzeugung und find an Aufträge 
und Inſtruktionen nicht gebunden. 

Art. 84. Sie können für ihre Abftimmungen in der Kammer yiemals 
für ihre darin ausgefprochenen Meinungen nur innerhalb der Kammer auf 
den Grund der Gejchäftsordnung (Art. 78.) zur Nechenjchaft gezogen werben. 

Kein Mitglied einer Kammer kann ohne deren Genehmigung während der 
Sigungsperiode wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Unterſuch⸗ 
ung gezogen und verhaftet werden, außer wenn es bei Ausübung der That 
oder im Laufe des nächftfolgenden Tages nach derjelben ergriffen wird. 

Gleiche Genehmigung tft bei einer Verhaftung wegen Schulden nothwendig. 

Jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied der Kammer und eine jede 
Unterfuhungs - oder Civilhaft wird für die Dauer der Sigungsperiode auf- 
gehoben, wenn die betreffende Kammer es verlangt. 

Art. 85. Die Mitglieder der zweiten Kammer erhalten aus der Staats- 
kafje Reifeloften und Diäten nach Maaßgabe des Gefeges. Ein Verzicht hierauf 
ft unftatthaft. 

Zitel VL 


Bon der richterlihen Gewalt. 

Art. 86. Die richterliche Gewalt wird im Namen des Königs durch 
unabhängige, keiner anderen Autorität als als der des Geſetzes unterworfene 
Gerichte ausgeübt. “ 

Die Urtheile werden im Namen des Königs ausgefertigt und vollftredt. 

Art. 87. Die Richter werden vom Könige oder in deflen Namen auf 
ihre Lebenszeit ernannt. 

Sie können nur duch Richterfpruh aus Gründen, welche die Geſetze 
vorgeſehen haben, ihres Amtes entſetzt oder zeitweife enthoben werden. Die 
vorläufige Amtsſuspenſion, welche nicht kraft des Gefeges eintritt, und die 
uufreiwillige Verſetzung an eine andere Stelle oder in den Ruheſtand können 
nur aus den Urfachen und unter den Formen, welche im Geſetze angegeben 
And, ımd nur auf Grumd eines rvichterlichen Bejchlufies erfolgen. 

Auf die Berfegungen, welche durch Veränderungen in der Organifation 
der Gerichte oder ihrer Bezirke nöthig werden, finden dieſe Beftimmungen 
feine Anwendung. \ 

Art. 88. Den Richtern dürfen andere befoldete Staatsämter fortan 
nicht übertragen werden. Ausnahmen find nur auf Grund eines Gefetes zuläffig. 

Art. 89. Die Organifation der Gerichte wird durch das Geſetz beftimmt. 

Art. 90. Zu einen Nichteramte darf nur der berufen werden, welcher 
ſich zu demfelben nach Vorſchrift der Geſetze befähiget hat. 

Art. 91. Gerichte für befondere Klaffen von Angelegenheiten, ingbe- 
fondere Handels- und Gemwerbögerichte follen im Wege der Gefeggebung an 
den Orten errichtet werden, wo das Bedürfniß ſolche erfordert. 
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Die Organifation und Zuſtändigkeit ſolcher Gerichte, Das Verfahren bei 
denſelben, die Ernenmung ihrer Mitglieder, die befondern Berhältnijfe der 
legteren ımd die Dauer ihres Amtes werden durch das Geſetz feftgeftellt. 

Art. 92. Es fol in Preußen nur Ein oberfter Gerichtshof beftehen. 

Art. 93. Die Berhandlungen vor dem erfennenden Gerichte in Civil⸗ 
und Straffachen follen öffentlich fein. Die Oeffentlichkeit kann jedoch durch 
einen öffentlich zu verfündenden Beſchluß des Gerichts ausgejchloffen werden, 
wenn fie der Ordnung oder den guten Zitten Gefahr droht. 

In anderen Fällen kann die Deffentlichkeit nur durch Geſetze be- 
ſchränkt werden. 

Art. 94. Bei den mit fehweren Strafen bedrohten Verbrechen, bei al- 
len den politifchen Verbrechen und bei allen Preßvergehen, welche das Geſetz 
nicht ansdrüdlih ausnimmt, erfolgt die Entfcheidung über die Schuld des 
Angeklagten durch Gefchworene. 

Die Bildung des Gefchmornengericht3 regelt das Geſetz. 

Art. 95. Es Tann durch ein mit vorheriger Zuftimmung der Nam- 
mern zu erlaſſendes Geſetz ein befonderer Schwurgerichtshof errichtet werden, 
defien Zuftändigkeit die Verbrechen des Hochverraths und diejenigen ſchweren 
Berbrechen gegen die innere und äußere Sicherheit des Staates, welche ihm 
durch das Geſetz überwiefen werden, begreift. Die Bildung der Gefchmo- 
renen bei dieſem Gericht regelt das Geſetz. 

Art. 96. Die Kompetenz der Gerichte und Verwaltungsbehörden wird 
durch das Geſetz beftimmt. Ueber Kompetenzlonflifte zwijchen den Bermal- 
tungs- und Gerichtsbehörden entfcheidet ein durch das Geſetz bezeichneter 
Gerichtshof. 

Art. 97. Die Bedingungen, unter welchen öffentliche Civil- und Milt- 
tärbeanıte wegen durch Weberfchreitung ihrer Amtsbefugniſſe verlibter Rechts⸗ 
verlegungen gerichtlich in Anſpruch genommen werden können, beftinmt das 
Geſetz. Eine vorgängige Genehmigung der vorgejeßten Dienftbehörde darf 
jedoch nicht verlangt werden. 


Zitel VIL 
Bon den nicht zum Kichterftande gehörigen Staats - Beamten. 


Art. 98. Die befonderen "Rechtsverhältniffe der nicht zum Richterftande 
gehörigen Staats-Beamten, einjchließlich der Staats- Anwälte, "follen durch 
ein Geſetz geregelt werden, welches, ohne die Negirung in der Wahl der 
ausführenden Organe zwedwidrig zu bejchränfen, den Staat3- Beamten gegen 
willfürliche Entziehung von Amt und Einkommen angemefjenen Schuß gewährt. 


Zitel VII. 
Bon ben Finanzen. - 


Art. 99. Alle Einnahmen und Ausgaben des Staates müſſen für je- 
des Jahr im Voraus veranfchlagt und auf den StaatShaushalts-Etat ge- 
bracht werden. 

Letzterer wird jährlich durch ein Geſetz feftgeftellt. 

Art. 100. Steuern und Abgaben für die Staatskaſſe dürfen nur, fo 
weit fie in den Staatshaushalts- Etat aufgenommen oder durch befondere 
Geſetze angeordnet find, erhoben werden. 
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Art. 101. In Betreff der Steuern können Bevorzugungen nicht ein« 
geführt werden. 

Die beftehende Steuergefeßgebung wird einer Reviſion unteriworfen und 
dabei jede Bevorzugung abgefchafft. 

Art. 102. Gebühren können Staat3- oder Kommunal-Beamte nur auf 
Grund des Gejeges erheben. 

Art. 103. Die Aufnahme von Anleihen für die Stahtsfaffe findet 
nur auf Grund eines Geſetzes ftatt. Dasfelbe gilt von der Uebernahme von 
Garantien zu Laften des Staat$: 

Art. 104. Zu Etats-Ueberſchreitungen ift die nachträgliche Genehmig- 
ung der Kammern erforderlich). 

Die Rechnungen über den Staathaushalts- Etat werden von der Ober- 
Rechnungstammer geprüft und feftgeftellt. Die allgemeine Rechnung über den 
Staatshaushalt jedes Jahres, einjchlieglich einer Weberficht der Staatsſchul⸗ 
den, wird mit den Bemerkungen der Ober-Nechnungsfammer zur Entlaftung 
der Staatsregirung den Kanımern vorgelegt. 

Ein bejondered Gefeg wird die Einrichtung und die Befugniffe der 
Ober-Rechnungskanmer beftimmen. 


Titel IX. 
Bon den Gemeinden, Kreis-, Bezirks- und Provinzial» Verbänden. 


Art. 105. Die Vertretung und Verwaltung der Gemeinden, Kreife, 
Bezirfe und Provinzen des preußifchen Staates wird durch befondere Ge- 
fege unter Zefthaltung folgender Grundſätze näher beftimmt. 

1) Ueber die inneren und befonderen Angelegenheiten der Provinzen, Be⸗ 
zirfe, Kreife und Gemeinden befchließen aus gewählten Vertretern be- 
ftehende Verſammlungen, deren Befchlüffe durch die Vorfteher der Pro- 
vinzen, Bezirke, Kreife und Gemeinden ausgeführt werden. 

Das Gefeg wird die Fälle beftimmen, in welchen die Beſchlüſſe 
dieſer Vertretungen der Genehmigung einer höheren Vertretung oder 
der Staatsregirung unterworfen find. 

2) Die Vorſteher der Provinzen, Bezirke und Kreife werden von dem 
Könige ernannt. 

Ueber die Betheiligung des Staates bei der Anftellung der Ge⸗ 
meinde-Borfteher und über die Austibung des den Gemeinden zufte- 
henden Wahlrecht wird die Gemeinde- Ordnung dag Nähere beftinnmen. 

3) Den Gemeinden insbefondere fteht die felbftftändige Verwaltung ihrer Ge⸗ 
meinde-Angelegenheiten unter gefeglich geordneter Oberaufficht ded Staats zu. 

Ueber die Betheiligung der Gemeinden bei Berwaltung der Orts⸗ 
polizei beftimmt das Geſetz. 

Zur Aufrechthaltung der Drdnung Tann nad näherer Beſtimmung 
des Geſetzes durch Gemeindebeſchluß eine Gemeindefehug- oder Bür- 

gerwehr errichtet werden. 

4) Die Berathungen der Provinzial-, Kreis- und Gemeinde- Vertretungen 
find öffentlih. Die Ausnahmen beftinmt das Gefeg. Ueber die Ein- 
nnd Ausgaben muß wenigftens jährlich ein Bericht veröffenlicht werden. ') 


t) Diefer ganze Art. 105. ber Berf.-Urf. ift dur das Gefe vom 24. Mai 
1853 für aufgehoben erklärt. " . 
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Allgemeine Befimmungen.') 


Art. 106. Geſetze und Verordnungen find verbindlich, wenn fie in der 
vom Geſetze vorgefchriebenen Form befannt gemacht worden find. 

Die Prüfung der Rectsgültigkeit gehörig verkündeter Königlicher Ber- 
ordnungen fteht nicht den Behörden, fordern nur den Kammern zu. 

Art. 107. Die Berfaffung Tann auf dem ordentlichen Wege der Ge- 
ſetzgebung abgeändert werden, wobei in jeder Kammer die gewöhnliche abfo- 
Iute Stimmenmehrheit, bei zwei Abftimmungen, zwijchen welchen ein Zeit⸗ 
raum von menigftens einundzwanzig Tagen liegen muß, genügt. 

"Art. 108. Die Mitglieder der beiden Kammern und alle Staatöbe- 
amten leiften dem Könige den Eid der Treue und des Gehorfams und be- 
ſchwören die gewiflenhafte Beobachtung der Berfaflung. 

Eine Vereidigung des Heeres auf die Verfaſſung findet nicht ftatt. 

Art. 109. Die beftehenden Steuern und Abgaben werden forterhoben 
und alle Beitimmungen der beftehenden Geſetzbücher, einzelnen Gefege und 
Verordnungen, welche der gegenwärtigen Verfaſſung nicht. zuwiderlaufen, bie‘: 
ben in Kraft, bis fie durch ein Gefeg abgeändert werden. 

Art. 110. Alle durch die beftehenden Geſetze angeordneten Behörden 
bleiben bis zur Ausführung der fie betreffenden organischen Gefege in Thätigkeit. 

Art. 111. Für den Fall eines Krieges oder Aufruhr können bei 
dringender Gefahr für die öffentliche Eicherheit die Artikel 5., 6., 7., 27., 
28., 29., 30. und 36. der Verfaſſungs-Urkunde zeit- und diſtriktsweiſe 
außer Kraft gejegt werden. Das Nähere beftimmt das Geſetz. 


Uebergangs: Beftimmungen. 


Art. 112. Bis zum Erlaß des im Artikel 26. vorgefehenen Geſetzes 
bewendet es binfichtlich des Schul- und Unterrichtsweſens bei den jetzt gel⸗ 
tenden geſetzlichen Beſtimmungen. 

Art. 113. Vor der erfolgten Reviſiou des Strafrechts wird über Ber- 
gehen, melde duch Wort, Schrift, Drud oder bilbliche Darftellung began- 
gen werden, ein befonderes Geſetz ergehen. 

Art. 114. Bis zur Emanirung der neuen Gemeinde-Ordnung bleibt 
es bei den bisherigen Beſtimmungen Hinfichtlih der Polizei-Berwaltung. 

Art. 115. Bis zum Erlaſſe des im Artikel 72. vorgejehenen Wahl- 
- gejeges bleibt die Verordnung vom 30. Mat 1849, die Wahl der Abgeord- 
neten zur zweiten Kammer betreffend, im Kraft. 

Art. 116. Die noch beftehenden beiden Gerichtähöfe follen zu einem 
Einzigen vereinigt werden. Die Organifation erfolgt Durch ein befonderes Gefeg. 

Art. 117. Auf die Anſprüche der vor Verkündigung der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde etatsmäßig angeftellten Staatsbeamten fol im Staatsdienergeſetz be- 
fondere Rüdficht genommen werben. 

Art. 118. Sollten durch die für den dentfchen Bundesftaat auf Grund 
des Entwurf von 26. Mai 1849 feitzuftellende Verfaffung Abänberungen 


) Zn den allgemeinen Beftinnmungen gebört jet auch Das Geſetz rom 10. Juni 
1854, die Declaration der Berfaffungs-Urhunde in Bezug auf Die Rechte ber mittel- 
bar gewordenen deutſchen Reichsfürſten und Grafen betr. 
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der gegenwärtigen Berfaflung nöthig werden, fo wird der König diefelben 
anordnen und diefe Anordnungen den Kammern bei ihrer nächſten Verſamm⸗ 
lung mittheilen. 

Die Kammern werden dann Beſchluß darüber faſſen, ob die vorläufig 
angeordneten Abänderungen mit der Verfaſſung des deutſchen Bundesſtaates 
in Uebereinſtimmung ſtehen. 

Art. 119. Das im Art. 54. erwähnte eidliche Gelöbniß des Königs, 
fo wie die vorgefchriebene Vereidigung der beiden Kammern unk aller Staats- 
beanıten, erfolgen jogleih nad der auf dem Wege der Geſetzgebung vollen- 
deten gegenmwärtigen Revifton diefer Verfaſſung. (Art. 62. und 108.) 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrud: 
tem königlichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 31. Januar 1850. 
(L. S.) Sriedrid Wilhelm. 
Graf von Brandenburg. von Radenberg. von Dantenffel. von Strotha. 
von der Heydt. von Nabe. Simons. von Schleinitz. 


B. 
Gefeh, betreffend die Abänderung des Artikel 69. und die Ergänzung 
der Art. 16. und 115. der Verfoffungsurkunde vom 30. April 185H. 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ıc. x. 
verordnen, mit Zuftimmung der Kammern, was folgt: 
Art. 1. Die zweite Kammer befteht fortan aus 352 Mitgliedern. 
Art. 2. Den Wahlgefegen vom 6. December 1848 und vom 30. Mai 
1849 treten die Geſetze vom 30. April 1851 Binzu.!) 
Urkundlih unter Unferer Höchfteigenen Unterfchrift und beigedrudten 
königlichem Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 30. April 1851. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
von Mantenffel. von der Heydt. von Rabe. Simons. von Stodhanfen. 
von Raumer. von Weſtphalen. _ 


C. 
Geſeh, betreffend die Abänderung der Artikel 94. und 95. der Ver- 
faffungsurkunde vom 31. Iannar 1850. Vom 21. Mai 1852. 


Bir Zriedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. x. 


verordnnen, mit Zuftimmung der Kammern, was folgt: 
Art. 1. Die Artifel 94. und 95. ber Berfaffungsurtunde vom 31, 
Januar 1850 find aufgehoben. 


', Das erfle biefer Geſetze vom 30. April 1851, betreffend die Wahlen zur er- 
fin Kammer in den Filrftentbilmern Hohenzollern bleibt in gug der inzwiſchen er⸗ 
iaſſenen kgl. Verordnung vom 12. October 1854 über die Bildung ber erſten Kam⸗ 
mer bier weg. 


Neichlen, Staatsrecht. U. 9 
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An deren Stelle treten folgende Beftimmungen: 

Art. 2. Bei Verbrechen erfolgt die Entſcheidung über die Schuld 
des Angellagten durch Geſchworene, infoweit ein mit vorheriger Zuftimm- 
ung der Kammern erlafienes Gejeg nicht Ausnahmen beftimmt. Die Bil 
dung des Geſchwornengerichts regelt dad Geſetz. 

Art. 3. Es kann durch ein mit vorheriger Zuftinnmung der Kammern zu erlaf- 
fendes Geſetz ein befonderer Gerichtöhof errichtet werden, defien Zuftändigleit die 
Berbrechen des Hochverraths und diejenigen Berbrechen gegen die inmere und äußere 
Sicherheit des Staats, welche ihm durch das Gejeg überwiejen werden, begreift. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beige: 
drucktem königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 21. Mai 1852. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
von Mantenffel. von ber Heydt. Simond. von Naumer. von Weitphalen. 
von Bodellhwingh. von Vonin. 


. D. 
Geſetz, betreffend die Abänderung der Artikel 40. und Al. der Ver- 
faflungsurkunde vom 31. Iannar 1850. Dom 5. Inni 1852. 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen x. x. 


verordnen mit Zuftimmung der Kammern, was folgt: 
Art. 1. Die Artikel 40. und 41. der DBerfaflungsurfunde vom 
31. Januar 1850 werden aufgehoben. 
An ihre Stelle treten folgende Beftimmnngen : 
Art. 2. Die Errichtung von Leben ift unterfagt. 
Der in Bezug auf die vorhandenen Lehen noch beftehende Lehensverband 
ſoll vr gejegliche Anordnung aufgelöft werden. 
Art. 3. Die Beltimmungen des Artikels 2. finden auf Thronlehen und 
auf die außerhalb des Staats liegenden Lehen keine Anwendung, 
Urkundlich unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrud- 
tem königlichen Inſiegel. 
Gegeben Bellevue, ben 5. Juni 1852. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
von Mantenffel. von der Heydt. Simons. von Raumer. von Weltphalen. 
von Bodelſchwingh. von Vonin. 


E. 
Gefeh, betreffend die Aufhebung des Artikels 105. der Verfaffungs- 
Urkunde vom 31. Iannar 1850. Dom 24. Mai 1853. 
Bir Sriedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen x. x. 


verordnen, unter Zuftimmung beider Kammern, was folgt: 
Der Ürtifel 105. der Berfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850 ift 
aufgehoben und tritt an die Etelle desfelben folgende Beſtimmung: 
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„Die Vertretung und Berwaltung der Gemeinden, Kreife und Provin- 
zen des preußifhen Staates wird durch befondere Gefege näher beſtimmt.“ 

Urfundlih unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrud- 
tem königlichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, 24. Mai 1853, 

(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
von Mantenffel, von der Heydt. Simons. von Ranmer. von WBeftphalen. 
von Bodelſchwingh. von Bonin. 
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Siehe dazu bezüglich ber ftaatsrechtlichen Literatur Preußen's 
die Kritit von v. Mobl a. a. O., ©. 345.: 

Es find oben bereits Wahrjcheinlichkeits-Gründe angedeutet, warum 
auch in Preußen die Ausbildung des Stuntsrechtes nicht gleichen Schritt 
gehalten bat mit der fonftigen Blüthe der Wiflenfchaften, namentlich aber 
mit dem glüclichen Gedeihen ber meiften übrigen Zweige ber Rechtöge- 
Yehrfamkeit; und warum namentlich Die gegenwärtige Orbnung des Staa⸗ 
tes noch gar feine ausführliche Darftellung gefunden bat. Welches aber 
immer bie Urfache fein mag: die Thatfache ift unzweifelhaft. Und wenn 
auch allerdings bie Literatur des preußifchen Staatsrechtes nicht auf gleich 
tiefer Stufe mit ben öfterreichifchen Schriften diefer Gattung fteht: fo ift 
fie doch weit unter dem wünfchenswerthen Maaße geblieben. 
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II. 
Bayern 


A. Einleitung. 


In Bayern wurde eine Verfaffungsurfunde am 26. Mai 1818 fan: 
tionirt, welche Durch verfchiedene andere Gefege vor und nach 1848 theils 
abgeändert, theils ergänzt wurde. 


B. Quellen. 


Vergleiche in Anfehung des Staatsrechts von Bayern: 

1. Die Berfaffungsurfunde vom 26. Mai 1818. 

Anhang: Erklärung die Gültigkeit der Verfaſſungsurkunde in ver 
Pfalz betreffend. 

2. Geſetz, die Bildung der Kammer ber Reichsräthe betreffend vom 
9, März 1828. 

3. Gefeß, die Beſtimmung des $. 2. Ziffer 7. des Tit. III. ver 
Berfaffungsurfunde Das Staatsgut betreffend vom 9. März 1828. 

4. Verfaſſungs-Geſetz, eine permanente Civillifte betreffend vom 
1. Zuli 1834, 

5. Geſetz, die bürgerlichen und politifchen Nechte ber griechifchen 
Slaubensgenoffen betreffend vom 1. Yuli 1834. 

6. Das fogenannte Verfaſſungsverſtändniß, das Steuerbewilligungs⸗ 
recht der Stände betreffend, nach dem Landtagsabſchiede von 1843. 

7. Geſetz, die ſtändiſche Initative betreffend von 4. Yunt 1848. 

8. Verfaffungsgefeß, die Wahl der Landtags-Abgeordneten betreffend 
vom 4. Yuni 1848. 

9. Geſetz, die DVerantwortlichleit der Meinifter betreffend vom 4. 
Juni 1848, 

10. Geſetz, den Geſchäftsgang des Landtages betreffend vom 
25. Juni 1850. 

11. Geſetz, die Ernennung bes erften Präfidenten der Kammer ber 
Neichsräthe betreffend vom 28. Mai 1852. 

12. Gefeß, die Landräthe betreffend von 28. Mai 1802. 
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A. 
Die Derfaffungenrkunde vom 26. Mai 1818. 


Marimilian Joſeph, von Gottes Gnaden König von Bayern. 


Bon den hohen Wegentenpflichten durchdrungen und geleitet — haben 
Mir Unfere bisherige Regirung mit folhen Einrichtungen bezeichnet, welche 
Unfer fortgefegtes Beitreben, das Geſammtwohl Unferer Unterthanen zu be- 
fördern, beurkunden. — Zur feftern Begründung deffelben gaben Wir fchon 
im Sabre 1808 Unferm Reiche eine feinen damaligen äußern und innern 
Perhältuiffen angemefjene Verfaffung, in welche Wir ſchon die Einführung 
einer ftändifchen Verſammlung, al3 eines mwefentlichen Beſtandtheiles, aufge- 
nommen haben. — Saum hatten die großen, jeit jener Zeit eingetretenen 
Weltbegebenheiten, vor welchen kein deutjcher Staat unberührt geblieben ift, 
und während welcher das Volk von Bayern gleich groß im erlittenen Drude, 
wie im beftandenen Kampfe fich gezeigt hat, in der Alte des Wiener -Eon- 
greſſes ihr Ziel gefunden, als Wir fogleih das nur duch die Ereigniffe der 
Zeit unterbrochene Wert, mit unverrüdtem Blide auf die allgenıeinen und 
befonderen Forderungen des Staatszweckes zu vollenden fuchten; — die im 
Jahre 1814 dafür angeordneten Vorarbeiten und dag Decret vom 2. Febr. 
1817 beftätigten Unfern jchon früher gefaßten feften Entſchluß. — Die ge- 
genmwärtige Akte ift, nach vorgenommener reifer und vielfeitiger Berathung, 
und nad Bernehmung Unſeres Staatsrathe8 — das Werk linferes eben fo 
freien als feften Willens. — Unfer Bolt wird in dem Inhalte desjelben, 
die fräftigfte Gemwährleiftung Unferer Iandesväterlichen Gefinnungen finden. 

Freiheit der Gewiſſen, und gemiffenhafte Scheidung und Schügung bef- 
fen, wa8 des Staates und der Kirche ift. 

Freiheit der Meinungen, mit gejeglihen Befchränlungen gegen den 
Mißbrauch. 

Gleiches Recht der Eingebornen zu allen Graden des Staatsdienſtes 
‚und zu allen Bezeichnungen des Verdienſtes. 

Gleiche Berufung zur Pflicht und zur Ehre der Waffen. - 

Gleichheit der Gefege und vor dent Gefeße. 

Unpartbeilichkeit und Unaufbaltbarfeit der Rechtspflege. 

Gleichheit der Belegung und der Pflichtigfeit ihrer Leiftung. 

Drdnung durch alle Theile des Staat3haushaltes, rechtlicher Schug des 
Staatscredits, und geficherte Verwendung der dafür beftimmten Mittel. 

Wiederbelebung der Gemeindekörper durch die Wiedergabe der Verwal— 
tung der ihr Wohl zunächlt berührenden Angelegenheiten. . 

Eine Standfchaft — bervorgehend aus allen Klaſſen der im Staat 
anfäffigen Staatsbürger, — mit der Rechten des Beirathes, der Zuftimm- 
ung, der Willigung, der Wünfche und der Beichwerbeführung wegen verleg- 
ter verfaffungsmäßiger Rechte, — berufen, um in öffentlichen Verſammlun⸗ 
gen die Weisheit der Berathung zu verftärken, ohne die Kraft der Regirung 
zu ſchwächen. 

Endlich eine Gewähr der Verfaſſung, fihernd gegen willtürlichen Wech⸗ 
I aber nicht Hindernd das Fortfchreiten zum Beſſern nach geprüften Er- 
ahrungen. 
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Bayern! — Dies ſind die Grundzüge der aus Unſerm freien Ent⸗ 
ſchluſſe euch gegebenen Verfaſſung, — ſehet darin die Grundſätze eines Kö— 
nigs, welcher das Glück ſeines Herzens und den Ruhm ſeines Thrones nur 
von dem Glücke des Vaterlandes und von der Liebe ſeines Volkes empfan⸗ 
gen will! — 

Wir erklären hiernach folgende Beſtimmungen als Verfaſſung des Kö— 
nigreichs Bayern: 
Titel J. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


8. 1. Das Königreich Bayern in der Gefammtvereinigung aller ältern 
und neuern Gebietstheile, ift ein fouveräner monarchifcher Staat nad) den 
Beftimmungen der gegenwärtigen Berfaflungsurkunde. 

$. 2. Für das ganze Sönigreich befteht eine allgemeine in zwei Kam⸗ 
mern abgetheilte Ständeverfanmlung. 


Titel II. 
Bon dem Könige und ber Thronfolge, dann ber Reichsverweſung. 


8. 1. Der König ift das Oberhaupt des Staates, vereinigt in fich 
alle Rechte der Staatsgewalt, und übt fie unter den von Ihm gegebenen in 
der gegenwärtigen Berfaffungsurfunde feftgefegten Beſtimmungen aus, 

Seine Perjon ift heilig und unmerleglich. 

8. 2. Die Krone ift erblihd in dem Mannsſtamme des Löniglichen 
Haufes, nach dem Rechte der Erftgeburt und der agnatifchlinealifchen Erbfolge. 

$. 3. Zur Succeffionsfähigfeit wird eine rechtmäßige Geburt aus einer 
ebenbürtigen — mit Bewilligung des Königs gefchloffenen Ehe erfordert. 

$. 4. Der Mannsftamm bat vor den meiblihen Nachlommen den 
Vorzug, und die Prinzeffinnen find von der Regirungsfolge in fo lange aus— 
geichloffen, als in dent königlihen Haufe noch ein fucceffionsfähiger männ- 
liher Sproffe, oder ein durch Erbverbrüberung zur Ihronfolge berechtigter 
Prinz vorhanden ift. 

8. 5. Nach gänzlicher Erlöſchung des Mannsſtaumes und in Erman⸗ 
gelung einer mit einem andern fürftlichen Haufe aus dem deutfchen Bunde 
für diefen Fall gefchlojfenen Erbverbrüderung , geht die Thronfolge auf die 
weibliche Nachlommenfchaft nach eben der Erbfolgeordnung, die fiir den 
Mannsſtamm feftgefegt ift, über, fo, daß die zur Beit des Ableben des 
letztregirenden Königs lebenden bayerischen Prinzefjinnen oder Abkömmlinge 
von denjelben, ohne Unterfchied des Gefchlechtes eben fo, als wären fie Brins 
zen des wrjprünglihen Mannsſtammes des bayerifchen Hauſes, nach dem 
ErftgeburtSrechte und der Tinealerbfolge-Orbnung, zur Thronfolge berufen werden. 

Wenn in dem vegirenden neuen königlichen Haufe wieder Abkönmlinge 
des erften Grades von beiderlei Gefchlecht geboren merben, tritt alddann der 
Vorzug des männlichen Geſchlechts vor dem weiblichen wieder ein. 

8. 6. Sollte die bayerifhe Krone nah Exlöfchung des Mannsftanı- 
med an den Regenten einer größern Monarchie gelangen, welcher feine Reſi— 
denz im Konigreiche Bayern nicht nehmen könnte, oder wiirde, fo foll die— 
jelbe an den zmweitgebornen Prinzen dieſes Haufes übergehen und in deſſen 
Linie ſodann diefelbe Erbfolge eintreten, wie fie oben verzeichnet ift. 
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Kömmt aber die Krone an die Gemahlin eines auswärtigen größern 
Monarchen, ſo wird fie zwar Königin, fie muß jedoch einen Vicekönig, der 
feine Refidenz in der Hauptftadt des Königreich zu nehmen hat, ernennen, 
und die Krone geht nach ihrem Ableben an ihren zweitgebornen Prinzen über. 

8. 7. Die Volljährigkeit der Prinzen und Prinzeffinnen des königlichen 
Haufes tritt mit dem zurüdgelegten achtzehnten Jahre ein. 

8. 8. Die übrigen Berhältniffe der Mitglieder des königlichen Haufes 
richten fich nach den Beſtimmungen des pragmatifchen Familiengefeges. ') 

8. 9. Die Neichsverwefung tritt ein: 

3) während der Minderjährigfeit des Monarchen; 

b) wenn derjelbe an der Ausübung der Regirung auf längere Zeit ver- 
hindert ift, und für die Verwaltung des Reiches nicht felbft Vorſorge 
getroffen bat, oder treffen kann. 

8. 10. Dem Monarchen fteht e8 frei, unter den volljährigen Prinzen 
des Haufes, den Neichöverweier für die Zeit der Minderjährigkeit feines 
Nachfolgers zu mählen. 

In Ermangelung einer ſolchen Beftimmung gebührt die Reichsverweſung 
denjenigen volljährigen Agnaten, welcher nach der feftgefegten Erbfolgeord- 
nung der Nächſte if. 

Wäre der Prinz, weldem dieſelbe nach obiger Beftimmung gebührt, 
felbft noch minberjährig , oder durch ein fonftiges Hindernig abgehalten, die 
Regentfchaft zu übernehmen, fo fällt fie auf denjenigen Agnaten, welcher nad 
ihm der Nächſte ift. 

8. 11. Sollte der Monarch durch irgend eine Urfache, die in ihrer 
Wirkung länger als ein Jahr dauert, an der Ausübung der Negirung ge- 
hindert werden, und für diefen Fall nicht jelbft Borfehung getroffen haben, 
oder treffen können, fo findet mit Zuftimmung der Stände, welchen die Ber: 
hinderungsurfachen anzuzeigen find, gleichfalls die für den Fall der Minder» 
jährigkeit beftimmite gefegliche Regentſchaft ftatt. 

8. 12. Wenn der König nah $. 10. den Reichsverweſer für den 
Fall der Minderjährigkeit ernennt, fo wird die darüber ausgefertigte Urkunde 
durch denjenigen Miniſter, welchen die Berrichtungen eines Miniſters des 
föniglihen Hauſes übertragen find, im Hausarchive bis zum Ableben des 
Monarchen aufbewahrt und dann dem Gejammt - Staatminifterium zur Ein» 
fiht und öffentlichen Bekanntmachung vorgelegt. Dem Reichsverweſer wird 
die über feine Ernennung ausgefertigte Urkunde zugleich mitgetheilt. 

8. 13. Wenn fein zur Reichsverweſung geeigneter Agnat vorhanden 
ift, der Monarch jedoch eine vermittwete Königin binterläßt, fo gebührt die 
jer die Reichsverweſung. 

In Ermanglung derjelben aber übernimmt fie jener Kronbeamte, wel- 
hen der legte Monarch hierzu ernennt, und wenn von demfelben feine ſolche 
Beſtimmung getroffen ift, jo geht fie an den erften Kronbeamten über, wel 
chem kein gefegliches Hinderniß entgegen fteht. 

8. 14. In jedem Falle gebührt einer verwittweten Königin unter der 


) Jetzt das Fönigliche Gamizientatut vom 5. Auguft 1819, bei Pözl, Samm- 
fung ber bayer. Berf. Geſ. ©. 7. fi. 
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Auffücht des Reichsverweſers die Erziehung ihrer Kinder, nach den in dem 
Familiengeſetze hierüber enthaltenen näheren Beftimmungen. 
8. 15. In ben im $. 9. a und b bezeichneten Fällen wird die Re- 
girung im Namen des minderjährigen, oder in der Ausübung der Negirung 
gebinderten Monarchen geführt. 
Alle Ausfertigungen werden in feinem Namen und unter dem gewöhn- 
lichen königlichen Siegel erlaffen, alle Münzen mit feinem Bruftbilde, Wap- 
pen und Zitel geprägt. 
Der Regent unterzeichnet ald „bes Stönigreih8 Bayern Verweſer“. 
8. 16. Der Prinz des Haufes, die vermittmwete Königin, oder der- 
jenige Kronbeamte, welchem die Reichsverweſung übertragen wird, muß gleich 
nad dem Antritte der Regentjchaft die Stände verfammeln und in ihrer 
Mitte und in Gegenwart der Staatsminifter, fowie der Mitglieder des 
Staatsrathes nachftehenden Eid ablegen: 
„sh ſchwöre, den Staat in Gemäßheit der Berfaffung und der 
„Geſetze des Reichs zu verwalten, die Integrität des Königreichs 
„und die Rechte der Krone zu erhalten, und dem Könige die Ge- 
„walt, deren Ausübung mir anvertraut ift, getreu zu übergeben, fo 
„wahr mir Gott helfe und fein heiliges Evangelinm;“ 

worüber eine befondere Urkunde aufgenommen wird. 

$. 17. Der Regent übt während feiner Reich3verwefung alle Regir- 
ungsrechte aus, welche duch die Berfaflung nicht beſonders ausgenommen find. 

$. 18. Ale erledigten Aemter, mit Ausnahme der Juſtizſtellen, kön⸗ 
nen während der Reichsverweſung nur proviforifch befeßt werden. Der 
Reichsverweſer kann weder Krongüter veräußern, noch heimgefallene Lehen 
verleihen, noch neue Aenıter einführen. 

8. 19. Das Geſamnit⸗ Staatäminifterium bildet den Regentichaftsrath, 
und der Reichsverweſer ift verbunden, in allen wichtigen Angelegenheiten das 

Öutachten desjelben zu erholen. 

$. 20. Der Neichöverwefer bat während der Dauer der Regentſchaft 
ſeine Wohnung in der königlichen Reſidenz, und wird auf Koſten des Staats 
unterhalten; auch werden ihm nebſtdem zu ſeiner eigenen Verfügung jährlich 
zweimalhunderttauſend Gulden in monatlichen Raten auf die Staatskaſſe 
angewieſen. 

8. 21. Die Regentſchaft dauert in den im 8. 9. bemerkten zwei Fäl⸗ 
len — im erften bis zur Großjährigkeit des Königs, und im zweiten — 
bis das eingetretene Hinderniß aufhört. 

$. 22. Nachdem die Regentſchaft beendigt ift und der in die Regir⸗ 
ung eintretende neue König den feierlihen Eid (X. $. 1.) abgelegt hat, 
werden alle Verhandlungen der Regentfchaft geichloffen, und der Regirungs⸗ 
antritt des Königs wird in der Refidenz und im dem ganzen Königreiche 
feierlich Fund gemacht. 


Titel IH. 
Bon dem Staatögute. 


8. 1. Der ganze Umfang des Königreichs Bayern bildet eine einzige 
untheilbare unveräußerliche Geſammtmaſſe aus ſämmtlichen Beitandtheilen an 
Landen, Yeuten, Herrichaften, Gütern, Regalien und Renten mit allem Zubehör. 
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Auh alle neuen Ermwerbungen aus Privattiteln, an unbeweglichen 
Gütern, fie mögen in der Haupt- oder Nebenlinte gefchehen, wenn der erfte 
Erwerber während ſeines Lebens nicht darüber verfügt hat, kommen in den 
Erbgang des Mannsſtammes, und werden als der Geſammtmaſſe einverleibt 
angefehen. 

$. 2. Zu dem unveräußerlicden Staatsgute, welches im Falle einer 
Sonderung des StaatZvermögend von der Privatverlafienfchaft in das In— 
ventar der leßtern nicht gebracht werden darf, gehören: 

1) Alle Archive und Regiftraturen. 

2) Alle öffentlichen Anftalten und Gebäude mit ihrem Zugehör. 

3) Alles Geſchütz, Munition, alle Militärmagazine und was zur Landes- 
wehr nöthig ift. 

4) Alle Einrichtungen der Hofcapellen und Hofämter mit allen Mobilien, 
welche der Aufficht der Hofftäbe und Hofintendanzen anvertraut, und 
zum Bedarf oder zum Glanze des Hofes beftimmt find. 

5) Alles was zur Einrichtung oder zur Zierde der Refidenzen und Luft- 
ſchlöſſer dienet. 

6) Der Hausfhag und was von dem Erblaffer mit demfelben bereits 
vereiniget worden ift. 

7) Ale Sammlungen fir Künfte und Wiffenfchaften, als: Bibliotheken, 
phufifalifche, Naturalien= und Meiinzcabinete, Antiquitäten, Statuen, 
Sternwarten mit ihren Inftrumenten, Gemälde- und Kupferftihfamm- 
lungen und fonftige Gegenftände, die zum öffentlichen Gebrauche, oder 
zur Beförderung der Künfte und Wilfenfchaften beftimmt find. 

8) Alle vorhandenen Vorräthe an baarem Gelde und Capitalien in den 
Staat3faffen oder an Naturalien bei den Aemtern, ſammt allen Aus» 
ftänden und Staatsgefällen. 

9) Alles, was aus Mitteln des Staats erworben wurde. 

8. 3. Sämmtliche Beftandtheile des Staatsguts find, wie bereits in 
der Pragmatit vom 20. October 1804 beſtimmt mar, aus welcher die nach 
den veränderten Verbältniffen hierüber noch geltenden Beftunmungen in ge- 
genwärtige Berfaffungsurfunde übertragen find, auf ewig unveräußerlich, vor- 
bebaltlich der unten folgenden Modificationen. 

Vorzüglich follen, ohne Ausnahme, alle Rechte der Souveränetät bei der 
Primogenitur ungetheilt und unveräußert erhalten werden. 

8. 4. AS Beräußerung des Staatsguts ift anzufehen, nicht nur jeder 
wirkliche Verkauf, fondern auch eine Schenkung unter den Lebenden, oder 
eine Vergebung durch eine legte Willensverordnung, Verleihung neuer Lehen, 
oder Beſchwerung mit einer ewigen Laft, oder BVerpfändung oder Hingabe 
durch einen Vergleich gegen Annahme einer Summe Geldes. 

Auh Tann keinem Staatöbürger eine Befreiung von den öffentlichen 
Laſten bewilligt werden. 

$. 5. Die bisher zu Belohnung vorzüglicher dem Staate geleifteter Dienfte 
verliehenen Leben, Staatsdomänen und Renten find vom obigem Perbote 
ausgenonmen. 

Auch fteht dem Könige die Wiederverleihung heimfallender Lehen jeber- 
zeit frei. 

Zu Belohnung großer und beftimmter dem Staate geleifteter Dienſte 
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körmen auch andere Staatsdomänen oder Renten, jebod mit Zuftimmung der 

Stände, in der Eigenfhaft als Mannlehen der Krone verliehen werden. 
Anwartfchaften auf fünftige der Krone heimfallende Güter, Renten und 

Rechte können ebenfo wenig als auf die Aemter oder Würden ertheilt werden. 
8. 6. Unter dem Beräußerungsverbote find ferner nicht begriffen: 

1) Alle Staatshandlungen des Monarchen, welche innerhalb der Grenzen 
des Ihm zuftehenden Regirungsrechts nach dem Zmwede und zur Wohl- 
fahrt des Staats mit Auswärtigen oder mit Untertbanen im Lande 
über Stamm= und Staatsgüter vorgenommen werden; insbefondere mas 

2) an einzelnen Gütern und Gefällen zur Beendigung eines anhängigen 
Nechtöftreit8 gegen Erhaltung oder Erlangung anderer Güter, Renten 
oder Rechte, oder zur Grenzberichtigung mit benachbarten Staaten, 
gegen andern angemefienen Erſatz abgetreten wird. 

3) Was gegen andere Realitäten und Rechte von gleichen Werthe ver- 
taufcht wird. 

4) Alle einzelnen Veräußerungen oder Veränderungen, welche bei den 
Staatsgütern den Staatszwecke gemäß, und in Folge der bereits er- 
laſſenen Vorſchriften nach richtigen Grundfägen der fortchreitenden 
Staatswirtbichaft, zur Beförderung der Tandescultur oder fonft zur 
Wohlfahrt des Landes, oder zum Beften des Staat8- Areard, und zur 
Aufhebung einer nachtheiligen Selbftverwaltung für gut gefunden werben. 

$. 7. In allen diefen Fällen ($. 6.) dürfen jedoch die Staatsein- 
fünfte nicht gefchmälert, jondern e3 fol als Erſatz entweder eine Dominical- 
vente — mo möglich in ®etreide, dafür bedungen, oder der Kauffchilling zu 
neuen Erwerbungen oder zur zeitlihen Aushilfe des Schuldentilgungsfonds, 
oder zu andern das Wohl des Landes bezielenden Abfichten verwendet werden. 

Mit dem unter dem Staatsgute begriffenen beweglichen Vermögen (8. 2.) 
kann der Monarch nad Zeit und Umftänden zwedmäßige Veränderungen und 
Berbefierungen vornehmen. 


Titel 1V. 
Bon allgemeinen Rechten und Pflichten. 


$. 1. Bun vollen Genuffe aller bürgerlichen, öffentlichen und Privat- 
rechte in Bayern, wird das Indigenat erfordert, welches entweder durch die 
Geburt oder durch die Naturalifirung nach den nähern Beftimmungen des 
Edictes über das Indigenat erworben wird. (Beilage 1.) 

8. 2. Das bayerifhe StaatSbürgerrecht wird durch Das Indigenat 
bedingt, und geht mit demfelben verloren. 

$. 3. Nebſt diefem wird zu deſſen Ausiibung noch erfordert: 

a) die gefetliche Volljährigkeit ; 

b) die Anſäßigkeit im Königreiche, entweder durch den Beſitz befteuerter 
Gründe, Renten oder Rechte, oder durch Ausübung beftenerter Ge- 
iwerbe, oder durch den Eintritt in ein öffentliches Amt. 

8. 4. Kronämter, oberjte Hofämter, Eivilftaatsdienfte und oberfte Mi⸗ 
fttärftellen, wie auch Kirchenämter oder Pfründen können nur Eingebornen 
oder verfafjungsmäßig Naturalifirten ertheilt werden. 

8. 5. Geber Bayer ohne Unterfchied kann zu allen Eivil-, Militär 
und Kirchenämtern oder Pfründen gelangen. 
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8. 6. In dem Umfange des Reichs kann keine Leibeigenfchaft beftehen, 
nah den nähern Beitimmungen des Edicte8 vom 3. Auguft 1808. 

8. 7. Alle ungemefjenen Frohnen follen in gemefjene umgeändert wer- 
den, und auch dieje ablösbar fein. 

8. 8. Der Staat gewährt jedem Einwohner Sicherheit feiner Perſon, 
jeineg Eigenthums und feiner Rechte. 

Niemand darf feinem ordentlichen Richter entzogen werden. 

Niemand darf verfolgt oder verhaftet werden, als in den durch die Ge- 
jege beftimmten Fällen, und in der gefetlichen Form. 

Niemand darf gezwungen werden, fein Privateigentdun felbft fir öffent: 
fihe Zwecke abzutreten, al3 nach einer förmlichen Entjcheidung des verfam- 
melten Staatsraths, und nach vorgängiger Entſchädigung, wie ſolches in der 
Verordnung vom 14. Auguſt 1815 beftimmt ift. 

8. 9. Jedem Einwohner des Reichs wird vollkommene Gewiſſensfrei⸗ 
heit gefichert; die einfache Hausandacht darf daher Niemanden, zu welcher 
Religion er fich befennen mag, unterfagt werden. 

Die in dem Königreiche beftehenden drei chriftlichen Kirchengefellfchaften 
genießen gleiche bürgerliche und politifche Rechte. 

Die nicht hriftlihen Glaubensgenofien haben zwar vollkommene Ge- 
wiffengfreibeit; fie erhalten aber an den ftaatZbürgerlihen Rechten nur im 
dem Maaße einen Antheil, wie ihnen derfelbe in den organifchen Edicten 
über ihre Aufnahme in die Staatsgefellfchaft zugefichert ift. 

Allen Religionstheilen, ohne Ausnahme, ift das Eigenthun der Stift- 
ungen und der Genuß ihrer Renten, nach den urjprünglichen Stiftungsurkun- 
den und dem rechtmäßigen Befige, fie feien für den Cultus, den Unterricht 
oder die Wohlthätigkeit beftimmt, vollftändig gefichert. 

Die geiftlihe Gewalt darf im ihrem eigentlichen Wirkungstreife nie ge— 
hemmt werden, und die weltliche Regirung darf in rein geiftliche Gegen- 
ftände der Religionslehre und des Gewiſſens fich nicht einmifchen, als in fo 
weit das oberfthoheitlihe Schug- und Auffichtsrecht eintritt, monad feine 
Verordnungen und Gejege der Kirchengewalt ohne vorgängige Einſicht und 
das Placet des Königs verkündet und vollzogen werden dürfen. 

Die Kirchen und Geiſtlichen find in ihren bürgerlichen Handlungen und 
Beziehungen — mie auch in Anſehung des ihnen zuftehenden Vermögens 
den Gefeßen des Staat? und den weltlichen Gerichten untergeben; auch kön⸗ 
nen fie von öffentlichen Staatslaften Feine Befreiung anfprechen. 

Die übrigen nähern Beitimmungen über die äußern Rechtsverhältniſſe 
der Bewohner des Königreichs in Beziehung auf Religion und kirchliche Ge 
felichaften find in dem der gegenwärtigen Berfaffungsurkunde beigefügten be= 
fondern Edicte enthalten. (Beilage II.) 

$. 10. Das gefammte StiftungSvermögen nad den drei Zweden des 
Cultus, des Unterriht3 und der Wohlthätigkeit, wird gleichfalls unter den 
bejondern Schuß des Staates geftellt; es darf unter feinem VBorwande zu dem 
Finanzvermögen eingezogen, und in der Subftanz fiir andere, als die drei genann⸗ 
ten Zwecke ohne Zuftinnmung der Betheiligten, und bei allgemeinen Stiftungen, 
ohne Zuftimmung der Stände des Reiches veräußert oder verwendet werden. 

8. 11. Die Freiheit der Preffe und des Buchhandels ift nach den 
Beſtimmungen des hierüber erlaſſenen befondern Edictes gefichert. (Beilage ILL.) 


DIL Bayern. 143 


8. 12. Ale Bayern haben gleiche Pflichtigkeit zu den: Kriegsdienſte 
und zur Landwehr nach den diesfallß beftehenden Gefegen. 

8. 13. Die Theilnahme an den Staatslaften ift für alle Einwohner 
des Reiche allgemein, ohne Ausnahme irgend eine® Standes und ohne Nüd- 
fiht auf vormals beftandene bejondere Befreiungen. 

8. 14. Es ift den Bayern geftattet, in einen andern Bundesftaat, 
welcher erweislich fie zu Unterthanen annehmen will, außzumandern, auch in 
Civil⸗- und Militärdienfte desfelben zu treten, wenn fie den gejeßlichen Ver⸗ 
bindlichkeiten gegen ihr bisheriges Vaterland Genüge geleiftet haben. 
| Sie dürfen, fo lange fie im Unterthansverbande bleiben, ohne ausdrückliche 
Erlaubnig des Monarchen von einer auswärtigen Macht weder Gehalte noch 
Ehrenzeichen annehmen. 


Titel V. 
Bon bejondern Rechten und Borzügen. 


$. 1. Die Kronämter werden als oberfte Würden des Reichs, ent- 
weder auf die Xebenszeit der Würdeträger oder auf deren männliche Erben, 
nah dem Rechte der Erftgeburt und der agnatifchlinealifchen Erbfolge als 
Thronlehen verliehen. 

Die Kronbeamten find durch ihre Reichswürden Mitglieder der erften 
Kammer in der Ständeverfammlung. 

$. 2. Den vormals veichsftändifchen Fürften und Grafen werden alle 
jene Vorzüge und Rechte zugefichert, welche in dem ihre Verhältniffe beftim- 
menden befondern Edicte ausgefprochen find. (Beilage IV.) 

$. 3. Die der bayerifchen Hoheit untergebenen ehemaligen unmittel- 
baren Reichsadeligen genießen diejenigen Rechte, welche in Gemäßheit der 
töniglichen Declaration durch die conftitutionellen Edicte ihnen zugefichert werden. 

8. 4. Der gefammte übrige Adel des Reichs behält, wie jeder 
Butseigenthümer, feine gutsherrlichen Rechte nach den gefeglichen Be- 
ftimmungen. (Beilage V.) 

Vebrigens hat derfelbe folgende Vorzüge zur genießen: 

1) ausfhlieglih das Recht, eine gutSherrliche GerichtSbarkeit ausüben zu 

können; (Beilage VI.) 

2) Familien - Fideicommiffe auf Grundvermögen zu errichten; (Beilage VII.). 

3) einen von dem landgerichtlichen befreiten Gerichtäftand in bürgerlichen 
und ftrafrechtlichen Fällen ; 

4) die Rechte der Siegelmäßigfeit unter den Beſchränkungen der Geſetze 
tiber das Hypothekenweſen; (Beilage VIII) und endlich 

5) bei der Militärconfcription, die Auszeichnung, daß die Söhne der Ade- 
ligen als Cadetten eintreten. 

8. 5. Einige diefer Vorzüge theilen für ihre Perfonen die geiftlichen 
md die wirklichen Collegialräthe, und die mit diefen im gleicher Eategorie 
ftehenden höhern Beamten. 

Die Geiftlichen genießen dinfelben befreiten Gerichtöftand in bürger- 
fihen und ftrafrechtlichen Fällen, — die Collegialräthe und höhern Beanı- 
ten außer diefent auch die Rechte der Siegelmäßigfeit und die obige Aus- 
zeichnung bei der Militärconfcription. 

8. 6. Die Dienftesverhältnifje und Penfionsanfprüche der Staatsdiener und 
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öffentlichen Beamten richten fich nad den Beftimmungen der Dienftesprag« 
matif. (Beilage XI.) 


Zite VL 
Bon der Stänbeverfammlung. 


$. 1. Die zwei Kammern der allgemeinen Berfammlung der Stände 
des Reichs find: 

a) die der Reichsräthe, 

b) die der Abgeordneten. 

8. 2. Die Kammer der Reichsräthe ift zuſammengeſetzt aus: 

1) den volljährigen Prinzen des königlichen Haufe; 

2) den Kronbeamten des Reichs; 

3) den beiden Erzbifchöfen; 

4) den Häuptern der ehemals reichsftändifchen — fürftlichen und gräf- 
lichen Familien, als erblihen Neichsräthen, jo lange fie ım Befite 
ihrer vormaligen veichsftändifchen im Königreiche belegenen SHerrichaf- 
ten bleiben: 

5) einem vom Könige ernannten Bifchofe und dem jedesmaligen Präfiden- 
ten des proteftantifchen Generalconfiftoriums ; 

6) aus denjenigen Perfonen, welche der König entweder megen ausgezeich⸗ 
neter dem Staate geleifteter Dienfte, oder wegen ihrer Geburt, oder ihres 
Bermögend zu Mitgliedern diefer Kammer entweder erblich oder lebensläng— 
lich beſonders ernennt. 

8. 3. Das Recht der Vererbung wird der König nur adeligen Guts⸗ 
beſitzern verleihen, welche im Königreiche das volle Staatsbürgerrecht, und 
ein mit den Lehenfideiconimiſſariſchen Verbande belegtes Grundvermögen 
beſitzen, von welchem ſie an Grund- und Dominicalſteuern in simplo drei⸗ 
hundert Gulden entrichten, und wobei eine agnatiſch-linealiſche Erbfolge nach 
dem Nechte der Erftgeburt eingeführt ift. 

Die Würde eines erblihen Reichsraths geht jedesmal mit den Gütern, 
worauf das Fideicommiß gegründet iſt, nur auf den nach diefer Erbfolge 
eintretenden Befiger über. — . 

8. 4. Die Zahl der lebenslänglichen Reichsräthe kann den dritten Theil 
der erblihen nicht überjteigen. 

8. 5. Die Neichsräthe haben Zutritt in die erfte Kammer nach erreich- 
ter Volljährigkeit; eine entjcheidende Stimme aber kömmt den Prinzen des 
föniglichen Hauſes erſt mit dem einundzmwanzigften, den übrigen Reichsräthen 
mit dem fünfundzwanzigften Lebensjahre zu. 

$. 6.2) Die Kanımer der Reichsräthe kann nur dann eröffnet werden, 
wenn wenigſtens die Hälfte der ſämmtlichen Mitglieder anmejend ift. 

8. 7. Die zweite Kammer der Ständeverfammlung bildet fich: 

a) aus den Grundbeſitzern, welche eine gutsherrliche Gerichtsbarkeit aus⸗ 
üben, und nicht Sig und Stimme in der erften Kammer haben; 


) Die 88. 6—12., 14 und 15. werden erſetzt durch die neuern Berfaflungsbe- 
fimmungen in dem Geſetze die Wahl der Landtags» Abgeordneten betr. vom 4. ya 
us gind durch das Geſetz über den Geſchäftsgang des Landtags vom 25. Juli 

rt. 3. und 4. 
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b) aus Abgeordneten der Univerfitäten ; 

ce) aus Geiftlichen der Fatholifchen und proteftantiichen Kirche; 

d) aus Abgeordneten der Städte und Märkte; 

e) aus den nicht zu a gehörigen Yandeigenthümern. 

8. 8. Die Zahl der Mitglieder richtet fich im Ganzen nad) der Zahl der 
Familien im Königreiche, in dem Berhältniffe, daß auf 7000 Familien ein 
Abgeordneter gerechnet wird. 

8. 9. Bon ber anf folde Art beftinmten Zahl ftellt: 

a) die Claſſe der adeligen Gutsbeſitzer ein Achttheil; 

b) die Claſſe der Geiftlichen der fatholifchen und proteftantifchen Seide 
ein Achttheil; 

c) die Claſſe der Städte und Märkte ein Biertheil; und 

d) die Claſſe der übrigen Yandeigenthümer, melde feine gutsherrliche Ge⸗ 
richtsbarkeit ausliben, zwei Viertheile der Abgeordneten; 

e) jede ber drei Univerſitäten ein Mitglied, 
8. 10. Die jede einzelne Claſſe treffende Zahl von Abgeordneten wird 

nach den Beftunmungen des über die Ständeverfanmlung hier beigefügten 
befondern Edictes auf die einzelnen Regirungsbezirke vertheilt. 

F. 11. Jede Claſſe wählt in jedem Regirungsbezirke die fie dafelbft 
treffende Zahl von Abgeordneten nach der in dem angeführten Edicte vorge- 
ihriebenen Wahlordnung für die fechsjährige Dauer der Verſammlung. Die 
während berjelben erledigten Stellen werden aus denjenigen erfegt, welche 
den Gewählten in der Stimmenzahl zunächſt kommen. 

8. 12. Jedes Mitglied der Kammer der Abgeordneten muß ohne 
Rückſicht auf Standes- oder Dienftverhältniffe ein felbftftändiger Staatsbür— 
ger fein, welcher das dreißigſte Lebensjahr zurücgelegt hat, und den freien 
Genuß eines folchen im betreffenden Bezirfe oder Drte gelegenen Vermögens 
beſitzt, welches ſeinen unabhängigen Unterhalt ſichert, und durch die im Edicte 
(Beilage X.) feſtgeſetzte Größe der jährlichen Verſteuerung beſtimmt wird. 

Er muß fi) zu einer der drei chriftlichen Religionen befennen und darf 
niemal3 einer Specialunterfuhung, wegen Verbrechen oder Vergehen unter- 
legen haben, wovon er nicht gänzlich freigefprochen ift. 

8. 13. Alte ſechs Jahre wird eine neue Wahl der Abgeordneten vor- 
genommen, und font nur in dem Yalle, wenn die Kammer von dem Könige 
aujgelöfet wird. 

Die austretenden Mitglieder find wieder wählbar. 

8. 14. Der Austritt eine bereit3 ernannten Mitgliedes erfolgt wäh- 
rend der Dauer der Verſammlung: 

1) Wenn dafjelbe die Realität, dag Gericht, Gewerbe oder die geiftliche 
Pfründe, welche feine Wahl für ben betreffenden Regirungsbezirk, oder 
die Claſſe befonders begründeten, aus was immer für Serantafungen 
zu befigen aufhört, ohne einen gleichen Erjag in demjelben Bezirke, 
Drte, oder in derjelben Claſſe zu erwerben; 

2) wenn das Mitglied unter der Beit eine der oben ($. 12.) zur pajfi- 
ven Wahlfähigkeit wejentlich erforderlichen. Eigenfchaften verliert. 

In diefen Fällen hat die Kammer der Abgeordneten auf die gefchehene 
Anzeige und nach Vernehmung des Betheiligten zu entjcheiden. 

8. 15. Zur giltigen &onftitwirung der Kammer der Abgeordneten 

Reichlen, Staaterecht. 11. 10 


146 Zweites Bud. 


wird die Anmwefenheit von wenigſtens zwei Drittheilen der gewählten Mit- 
glieder erfordert. 

8. 16. Die Kanımer der Reichsräthe wird gleichzeitig mit jenen der 
Abgeordnieten zufammenberufen, eröffnet und gejchloflen. 

8. 17. Kein Mitglied der erften oder zweiten Kammer darf ſich in 
der Sitzung durch einen Berollmächtigten vertreten laflen. 

8. 18. Die Anträge über die Staatsauflagen gefchehen zuerft in der 
Kanımer der Abgeordneten, und werden dann durch dieſe an die Kammer 
der Reichsräthe gebradt. 

Alle übrigen Gegenftände können nach der Beitinnmung des Königs der 
einen oder der andern Kammer zuerit vorgelegt werden. 

8. 19. Kein Gegenftand des den Ständen des Reichs angemwiejenen 
gemeinfchaftlichen Wirfungskreife® Tann von einer Kammer allein in Berath- 
ung gezogen merden, und die Wirkung einer gültigen Einwilligung der 
Stände (Kammern) erlangen. 

Titel VIL 
Bon dem Wirkungsfreife der Ständeverſammlung. 


8. 1. Die beiden Kammern können nur über jene Gegenftände in Be- 
rathung treten, die in ihren Wirfungsfreis gehören, welcher in den SS. 2. 
bi3 19. näher bezeichnet ift. 

8. 2. Ohne den Beirath und die Zuftimnumg der Stände des König- 
reichs fann fein allgemeines neues Geſetz, welches die Freiheit der Perſonen 
oder das Eigenthum der Staatsangehörigen betrifft, erlaffen, noch ein ſchon 
beftehendes abgeändert, authentifch erläutert oder aufgehoben werden. 

8. 3. Der König erholt die Zuftimmung der Stände zur Erhebung 
aller directen Steuern, fowie zur Erhebung neuer indirecten Auflagen, oder 
zu der Erhöhung oder Veränderung der beftehenden. 

8. 4. Den Ständen wird daher nad ihrer Eröffnung die genaue Ue— 
berficht de3 Staatsbedürfniſſes, ſowie der geſammten Staatseinnahmen (Bud⸗ 
get) vorgelegt werden, welche dieſelbe durch einen Ausſchuß prüfen, und fo 
dann über die zu erhebenden Steuern in Berathung treten. 

8.5. Die zur Dedung der ordentlichen, beftändigen und beftimmt 
vorherzufehenden Staatsausgaben, mit Einfluß des nothiwendigen Reſerve⸗ 
fonds, erforderlichen directen Steuern werden jedesmal auf 6 Fahr bewilligt. 

Um jedoch jede Stodung in der Staat3hanshaltung zu vermeiden, wer- 
den in dem Etatsjahre, in welchen: die erſte Ständeverfammlung einberufen 
wird, die in dem vorigen Etatsjahre erhobenen Staatsauflagen fortentrichtet. 

8. 6. Ein Jahr vor dem Ablaufe des Termins, für welchen die firen 
Ausgaben feſtgeſetzt find, fomit nad) Verlauf von 6 Jahren, läßt der König 
für die 6 Jahre, welche diefem Termine folgen, den Ständen ein neue 
Budget vorlegen. ") " 

8. 7. In den Yale, wo der König durch außerordentliche äußere 


8.6. des Tit. VII. iſt durch das Gefe nom 15. April 1840 aufgehoben und 
durd tolgenbe Beſtimmung erſetzt: 
„Späteſtens neun Monate vor dem Ablanf des jehsjährigen 
„Termins, für welden die firen Ausgaben feftgefest find, (äßt 
„ber König für bie ſechs Jahre, welde dieſem Termine folgen, 
„den Ständen ein neues Budget vorlegen,” 
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Berhältniſſe verhindert ift, in diefem legten Jahre der ordentlichen Steuer: 
bewilligung die Stände zu verfammeln, kömmt Ihm die Befugniß einer Fort: 
erhebung der lettbewilligten Steuer auf ein halbes Jahr zu. 

8. 8. In Fällen eines außerordentlichen und unvorhergeſehenen Be- 
dürfniſſes und der Unzulänglichfeit der beftehenden Staatseinfünfte zu deſſen 
Dedung, wird diefes den Ständen zur Bewilligung der erforderlichen außer- 
ordentlichen Auflagen vorgelegt werden. 

8. 9. ‚Die Stände können die Bewilligung der Steuern mit feiner 
Bedingung verbinden. 

8. 10. Den Ständen des Reichs wird bei einer jeden Berfammlung eine 
genaue Nachweifung über die Berwendung der Staatseinnahmen vorgelegt werden. 

8. 11. Die gefammte Staatsſchuld wird unter die Gewährleiftung der 
Stände geftellt. 

Zu jeder neuen Staatsſchuld, wodurch die zur Zeit beftehende Schulden⸗ 
maſſe im Capitalsbetrage oder der jährlichen Verzinſung vergrößert wird, ift 
die Zuftinnmung der Stände bes Reichs erforderlich. 

$. 12. Eine ſolche Vermehrung der Staatsjchulden hat nur für jene 
dringenden und außerordentlichen Staatsbedürfniſſe Statt, welche weder durch 
die ordentlichen noch durch außerordentliche Beiträge der Unterthanen, ohne 
deren zu große Belaftung bejtritten werden fünnen, und die zum wahren 
Nutzen des Landes gersichen. 

8. 13. Den Ständen wird der Schuldentilgungsplan vorgelegt, und ohne 
ihre Zuftimmung fann an dem von ihnen angenommenen Plane feine Abän- 
derung getroffen, noch ein zur Schuldentilgung beftimmtes Gefäll zu irgend 
einem andern Zwecke verwendet merden. 

8. 14. Jede der beiden Kammern hat aus ihrer Mitte einen Com⸗ 
mifjär zu ernennen, welche gemeinfchaftlich bei der Schuldentilgungs- Com- 
miffion von allen ihren Verhandlungen genaue Kenntniß zu nehmen, und auf 
die Einhaltung der feftgejegten Normen zu wachen haben. 

8. 15. In auferordentlihen Fällen, wo drohende äußere Gefahren 
die Aufnahme von Eapitalien dringend erfordern und die Einberufung der 
Etände durch äußere Verhältniſſe unmöglich gemacht wird, fol diefen Com⸗ 
mifjären die Befugniß zuftehen, zu diefen Anleihen im Namen der Stände 
vorläufig ihre Zuftimmung zu ertbeilen. 

Sobald die Einberufung der Stände möglich wird, ift ihnen die ganze 
Berbandlung über diefe Capitalsaufnahme vorzulegen, um in dag Staats⸗ 
fchuldenverzeichniß eingetragen zu werben. 

8. 16. Den Ständen wird bei jeder Berfanmlung die genaue Nach— 
weifung des Standes der Staat3- Schuldentilgungscafie vorgelegt werden. 

8. 17. Die Stände haben das Recht der Zuftimmung zur DBeräußer- 
ung oder Verwendung allgemeiner Stiftungen in ihrer Subftanz für andere 
als ihre urſprünglichen Zwecke. 

8. 18. Ebenſo ift ihre Zuſtimmung zur Verleihung von Staatsdo— 
mänen oder Staatörenten zu Belohnung großer und beftinimter dem Staate 
geleijteter Dienſte erforderlich. 

8. 19. Die Stände haben das Recht, in Beziehung auf alle zu ihrem 
Wirkungstreife gehörigen Gegenftände dem Könige ihre gemeinſamen Wünfche 
und Anträge in der geeigneten Foru vorzubringen. 

10* 


% 
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8. 20. Geber einzelne Abgeordnete hat das Recht, in diefer Beziehung 
feine Wünſche und Anträge in feiner Kammer vorzubringen, welche darüber, 
ob diefelben in nähere Ueberlegung gezogen werden follen, durch Mehrheit 
der Stimmen erfennt, und fie im bejahenden Yalle an den betreffenden 
Ausſchuß zur Prüfung und Würdigung bringt. 

Die von einer Kammer tiber ſolche Anträge gefaßten Bejchlüffe müſſen 
der andern Kammer mitgetheilt, und können erft nach deren erfolgten Bei- 
ftimmung dem Könige vorgelegt werden. 

8. 21. Jeder einzelne Staatsbürger, ſowie jede Gemeinde, Tann Be- 
ſchwerden über Verlegung der conftitutionellen Rechte an die Ständeverfamnt- 
(ung, und zwar am jede der beiden Kammern bringen, welche fie durdy den 
hierüber beftehenden Ausſchuß prüft, und findet diefer fie dazu geeignet, in 
Berathung nimmt. ' 

Erkennt die Kammer durh Stimmenmehrheit die Beſchwerde flir ge- 
gründet, jo theilt fie ihren diesfalls an den König zu eritattenden Antrag 
der andern Kammer mit, welcher, wenn diefe demſelben beiftimmt, in einer 
gemeinfanen Vorftellung den Könige übergeben wird. 

8. 22. Der Stönig wird wenigſtens alle drei Jahre die Stände zu- 
fammenberufen. 

Der König eröffnet und fchließt die Verfammlung entweder in eigener 
Perfon oder durch einen beſonders hiezu Bevollmächtigten. 

Die Sigungen einer ſolchen Berfammlung dürfen in der Negel nicht 
länger als zwei Monate dauern und die Stände find verbunden, in ihren 
Sitzungen die von dem Könige an fie gebrachten Gegenftände vor allen übri- 
gen in Berathung zu nehmen. 

$. 23. Dem Könige fteht jederzeit das Recht zu, die Sigungen der 
Stände zu verlängern, fie zu vertagen, oder die ganze Berfanmlung aufzulöfen. 

In dem legten Falle muß wenigftens binnen drei Monaten eiue neue 
Wahl der Kammer der Abgeordneten vorgenommen werden. 

8. 24. Die Staat3ninifter können den Sigungen der beiden Kammern 
beiwohnen, wenn fie auch nicht Mitglieder derjelben find. 

S. 25. Jedes Dlitglied der Ständeverfammlung bat folgenden Eid 
zu leiften: 

„Ich ſchwöre Treue dem Könige, Gehorſam dem Gefete, Beobacht⸗ 
„ung und Aufrechthaltung der Staatsverfafiung und in der Stände- 
„verſammlung nur des ganzen Landes allgemeines Wohl und Beſte 
„ohne Rüdficht auf befondere Stände oder Claſſen nach meiner inmern 
„Weberzeugung zu berathen; — fo wahr mir Gott helfe und fein 
„beilige8 Evangelium.” 

8. 26. Nein Mitglied der Ständeverfammlung fann während der Dauer 
der Sitznugen ohne Einwilligung der betreffenden Kammer zu Berhaft 
gebracht werden, den Fall der Ergreifung auf frifcher That bei begangenen 
Verbrechen ausgenommen. 

$. 27. Kein Mitglied der Ständeverſammlung fan für die Ztinmme, 
welche e8 in feiner Kammer geführt hat, anders als in der Folge der Ge 
ſchäftsordnung Durch die Verſammlung felbit zur Rede geftellt werden. 

S. a8. Ein Gegenitand, über welchen die beiden Kammern fi) wicht 
pereinigen, fan in derjelben Zigung nicht wieder zur Berathung gebracht werden. 
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8. 29. Die königliche Entſchließung auf die Anträge der Reichsftände 
erfolgt nicht einzeln, fondern auf alle verhandelten Gegenftände zugleich bei 
dem Sclufje der Berfammlung. 

8. 30. Der König allein fanctionirt die Geſetze und erläßt diejelben 
mit feiner Unterfchrift und Anführung der VBernehinung des Staatsraths und 
des erfolgten Beiraths und der Zuftinimung der Lieben und Getreuen, der 
Stände des Reichs. 

$. 31. Wenn die Verſammlung der Reichsftände vertagt, förmlich ge- 
ihloffen oder aufgelöft worden ift, Fünnen die Kammern der Reichsftände 
nicht "mehr gültig berathfchlagen, und jede fernere Verhandlung ift ungejeglich. 


Titel VIIL 
Bon ber Rechtspflege. 


8. 1. Die Gerichtsbarkeit geht vom König aus. — Sie wird umter 
feiner Dberauffiht durch eine geeignete Zahl von Aemtern und Obergerichten 
in einer gejeglich beftinmten Fuftanzen- Ordnung verwaltet. 

8. 2. Alle Gerichtzftellen find verbunden, ihren Urtheilen Entſcheid⸗ 
ungsgriünde beizufügen. 

F. 3. Die Gerichte find innerhalb der Grenzen ihrer amtlichen Be- 
fugniß unabhängig, und die Richter können nur durch einen Rechtsſpruch von 
ihren Stellen mit Verluſt des damit verbundenen Gehaltes entlaffen — oder 
derfelben entſetzt werden. 

8. 4. Der König kann in ftrafrechtlihen Sachen Gnade ertheilen, bie 
Strafe mildern oder erlaffen; — aber in feinen Falle irgend eine anhängige 
Streitfadhe, oder angefangene Unterfuchung hemmen. Ä 

8. 5. Der königliche Fiscus wird in allen ftreitigen Privatrecht3-Ber- 
hältnifien bei den königlichen Gerichtshöfen Recht nehmen. 

$. 6. Die Bermögens - Confiscation hat in feinem alle, den der De» 
fertion ausgenommen, ftatt. 

8. 7. Es ſoll für das ganze Königreich ein und dasfelbe bürgerliche 
und Straf- Gefegbuch beftehen. 


Titel IX, 
Bon der Militär-Berfaffung. 


F. 1. Jeder Bayer ift verpflichtet, zur Vertheidigung feines VBaterlandes, 
nach den hierüber beftehenden Gefegen mitzumirken. 

Bon der Pflicht, die Waffen zu tragen, ift der geiftliche Stand ausge— 
nonmen. 

$. 2. Der Staat hat zu feiner Bertheidigung eine ftehende Armee, 
melche durch’ die allgemeine Militär-Confcription ergänzt, und auch im Frie- 
den gehörig unterhalten wird. 

S. 3. Meben Ddiefer Armee beftchen noch Referve-Bataillong und die 
Landwehr. 

8. 4. Die Reſerve-Bataillons ſind zur Verſtärkung des ſtehenden 
Heeres beſtimmt, und theilen im Falle des Aufgebots alle Verpflichtungen, 
Ehren und Vorzüge mit demfelben. 

Im Frieden bleibt fänmtliche in den Reſerve-Bataillons eingereihte 
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Mannſchaft, die zu den Waffenübungen erforderliche Zeit ausgenommen, in 
ihrer Heimath, frei von allen militärifchen Zwange, blos der bürgerlichen 
Gerichtsbarkeit und den bürgerlichen Gefegen unterworfen, ohne an der Ber- 
änderung des Wohnſitzes, der Anfäffigmahung oder Verehelihung gehindert 
u fein. 

’ 8. 5. Die Landwehr kann in Kriegszeiten zur Unterftügung der ſchon 
durch die Neferve-Bataillons verftärkten Armee anf befonderen königlichen 
Aufruf, jedoch nur innerhalb der Grenzen des Reichs, in militärifche Thätig- 
feit treten. 

Zur zwedmäßigen Benügung diefer Maſſe wird diefelbe in zwei Ab- 
theilungen ausgefchieden, deren zweite die zur Mobilifirung weniger geeigneten 
Individuen begreift, und in feinem Falle außer ihrem Bezirke verwendet 
werden joll. 

In Friedenszeiten wirkt die Landwehr zur Erhaltung der innern Eicher: 
heit mit, in fo fern es erforderlih ift, und die dazu beftimmten Truppen 
nicht hinreichen. 

8. 6. Die Armee handelt gegen den äußetn Feind und un Innern 
nur dann, wenn die Militärmacdht von der competenten Civilbehörde förmlich 
dazır aufgefordert wird. 

8. 7. Die Militär-Perfonen ftehen in Dienftfachen, dann wegen Ber- 
brechen oder Vergehen unter der Militär-Gerichtsbarkeit, in Real- und ge- 
gemijchten Nechtsjachen aber unter den bürgerlichen Gerichten. 


Titel X. 
Bon der Gewähr ber Berfaffung. 


8. 1. Bei dem Regirungs- Antritte ſchwört der König in einer feier- 
lichen Berfammlung der Staatsminifter, der Mitglieder des Staatsratbs, und 
einer Deputation der Stände, wenn fie zur Zeit verfammelt find, folgenden Eid: 

„sh ſchwöre nach der Verfaſſung und den Geſetzen des Reichs zu 
„zegieren, jo wahr mir Gott helfe, und fein heiliges Evangelium.“ 

Ueber diefen Akt wird eine Urkunde verfaßt, in das Reichsarchiv hinter: 
legt, und eine beglaubigte Abfchrift davon der Ständeverfanmlung mitgetheilt. 

$. 2. Der Reichsverweſer leiftet in Beziehung auf die Erhaltung der 
Berfaffung den Tit. II. 8. 16. vorgefchriebenen Eid. 

Sänmtlihe Prinzen des königlichen Haufes leiften nach erlangter Voll» 
jährigfeit ebenfalls einen Eid auf die genaue Beobachtung der Berfaflung. 

8. 3. Ale Staatsbürger find bei der Anſäſſigmachung und bei der 
allgemeinen Yandes-Huldigung, fo wie alle Staatödiener bei ihrer Anftelung 
verbunden, folgenden Eid abzulegen: „Ich ſchwöre Treue dem Könige, Ge: 
Horfam dem Gefege und Beobachtung der Staatöverfaffung; fo wahr mir 
Gott helfe, und fein heilige Evangelium!" 

8. 4. Die königlichen StaatSminifter und fänmtliche Ctaatsdiener find 
für die genaue Befolgung der Verfaſſung verantwortlich. ") 

8. 5. Die Stände haben das Recht, Beſchwerden über die durch die 
königl. Staatöminifterien oder andere Staatsbehörden gejchehene Verlegung 


) Die nähern Beftimmungen hierliber enthält das Geſetz die Verantwortlich⸗ 
feit der Minifter betreffend, vom 4. Juni 1848. 
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der Verfafjung in einen gemeinfamen Antrag an den König zu bringen, wel- 
cher denfelben auf der Stelle abhelfen, oder, mern ein Zweifel dabei obmalten 
follte, fie näher nach der Natur des Gegenftandes durch den Staatörath oder 
die oberfte Juftizftelle unterfuchen und darüber entfcheiden laffen wird. 

8. 6. Binden die Stände ſich durch ihre Pflichten aufgefordert, gegen 
einen höheren Staatöbeanıten wegen vorfäglicher Verlegung der Staatöver- 
faffung eine förmlihe Anklage zu ftellen, jo find die Anklagspunkte beftimmt 
zu bezeichnen, und in jeder Kammer durch einen befondern Ausschuß zu prüfen. 

Bereinigen ſich beide Kanımern hierauf in ihren Beſchlüſſen über die 
Anklage, fo bringen fie diefelbe mit ihren Belegen in vorgefchriebener Form 
an den König. 

Diefer wird fie fodann der oberften Juſtizſtelle — in welcher in Falle 
der nothwendigen oder freiwilligen Berufung auch die zweite Inſtanz durch 
Anordnung eined andein Senat3 gebildet wird — zur Entſcheidung fiber- 
geben, und die Stände von dem gefällten Urtheile in Kenntniß jegen. 

$. 7. Abänderungen in, dem Beſtimmungen der Verfaſſungsurkunde, oder 
Zufäge zu derfelben, fünnen ohne Zuftinmung der Stände nicht geſchehen. 

Die Vorſchläge hiezu gehen allein vom Könige aus, und nur wenn Der- 
felbe fie an die Stände gebracht hat, bürfen diefe darüber berathfchlagen. 

Zu einem gültigen Beichluffe in dieſer höchſt wichtigen Angelegenheit 
wird wenigften® die Gegenwart von drei Viertheilen der bei der Berfanm- 
lung anmefenden Mitglieder in jeder Kammer und eine Mehrheit von zwei 
Dritttbeilen der Stimmen erfordert. 

Indem Wir diefes Staatögrundgefeg zur allgemeinen Befolgung und 
genauen Beobachtung in feinem ganzen Inhalte, einjchlüffig der dasfelbe er- 
gänzenden und in der Haupfurfunde als Beilage bezeichneten Edicte, hier- 
durch fund machen, fo verordnen Wir zugleih, daß die darin angeordnete 
Berfammlung der Stände zur Ausübung der zu ihrem Wirkungsfreije gehö- 
rigen Rechte am 1. Januar 1819 einberufen, und inzwifchen die hiezu er- 
forderlihe Einleitung veranftaltet werde. 

Gegeben in Unferer Haupt: und Refidenzitadt München, am fech3und- 
zwanzigften Tage des Monats Mai im Eintaufendadhthundertundachtzehnten 
Jahre, Unferes Reichs im dreizehnten. 

(L. S.) Aaximiliau Iofeph. 
Graf v. Neigeröberg. Fürſt v. Wrede. Graf v. Triva. Gr. v. Rechberg. 
Gr. v. Thürheim. Freih. v. Nerchenfeld. Graf v. Törring. 
Nah dem Befehle 
Seiner Majeftät des Königs: 


Egid v. Kobell. 
königl. Staatsẽrath und General⸗Selretär. 


B 


Erklärung, die Gültigkeit der verfaſſungsurkunde in der Pfalz 
betreffend. 


In der Pfalz wurde die Verfaſſungsurkunde begleitet von der folgen- 
den Erklärung der königl. Kreiöregirung v. 12. Juni 1818 (Amtsblatt 
©. 717) verkündet: 


⁊ 
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„Seine königliche Majeftät haben durch allerhöchfte Refcripte von 22. 
und 24. Mai allergnädigft beichlofien, daß die Berfaflungsurfunde des 
Königreih8 Bayern and) auf den Rheinkreis ausgedehnt, und die Gemein— 
den und Emmohner desfelben ebenfo an den Wohlthaten und Bortheilen der- 
ſelben Theil nehmen follen, als die übrigen Theile des Königreichs. 

Da jedoch mehrere Beſtimmungen, vorzüglich in dem Tit. V. von $. 2. 
bi8 5 einschließlich mit den fich Darauf beziehenden Edicten, ſowie eutige in 
dem Titel VI. fomeit fie die Claffe des Adels mit einer grundberrlichen 
Gerichtsbarkeit betreffen , mit den im Rheinkreis beftehenden bejonderen von 
Sr. königlihen Majeftät dem Lande geficherten Inftitutionen nicht vereinbar- 
fi find, jo ift der ausdrückliche föniglihe Wille, daß die Vollziehung der 
Berfaffung nur mit den Modifikationen gejchehen folle, welche jene befoudern 
Anftitutionen erfordern. — 

Mit diefer Erklärung Sr. königlichen Majeftät wich hiemit die vor- 
ftehende neue Berfaffungsurfunde, welche bereit von fänmtlichen Angeftellten 
beſchworen worden ift, allen Unterthanen und Angehörigen des Rheinkreiſes 
fund gemacht. 


C. 
Gefeh, die Bildung der Kammer der Reichsräthe betreffend. 
Dom 9. Alärz 1828. 


!udmig, von Gottes Gnaden König von Bayern :c. x. 


Wir haben Uns von der Nothwendigkeit überzeugt, die in dem Tit. VI. 
8. 2. Ziff. 6.; dann $. 4. der PVerfaffungsurfunde enthaltenen Beitimmungen 
über die Bildung der Kammer der Reichsräthe zu erläutern, und durch Zus 
fäge zu ergänzen, und verordnen demzufolge nach Vernehmung Unfres Staat: 
rathe3 mit Beirath und Zuſtimmung Unferer Vieben und Getreuen,, der 
Stände des Neiches, unter Beobachtung der in dem Tit. X. 3. 7. der Ber- 
faffungsurfunde vorgefchriebenen Formen, mie folgt: 

Art. I. Bei der Bemeffung des in dem Titel VI. 8. 4 der Ber: 
faſſungsurkunde feftgefegten Zahlenverhältniſſes zwiſchen den erblichen und 
lebenslänglichen Neichsrätgen, find bei den erftern außer den Häuptern ber 
ehemals reichsftändifchen fürftlihen und gräflichen Familien und den vom 
Könige mit Verleihung des Vererbungsrechtes ernannten Neichsräthen (Ber: 
fafjungsurtunde Tit. VI. 8. 2. Ziff. 4 und 6) dann noch zu zählen: 

1) die beiden Erzbiſchöfe; 

2) der aus der Zahl der Bifchöfe von Könige ernannte Reichsrath, und 
der jedesmalige Präfident des proteftantifchen Ober-Confiftoriums. 
Dagegen find 
a. die volljährigen Prinzen des königlichen Haufes und 
h. die Kronbeamten, welche nicht zugleih wegen ihrer Befigungen 

Neichsräthe find, — 
weder zu den erblichen noch zu den lebenslänglichen Reichsräthen zu rechnen. 

Art. II. Der König wird die von ihm zu ernennenden erbliden und 
febenstänglichen Reichsräthe aus jenen Perfonen auswählen, die entweder 
dem Staate ausgezeichnete Dienfte -geleiftet haben, oder von adeliger Geburt 
find, oder Vermögen befigen. 
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Hinfichtlih der Verleihung des Bererbungsrechtes hat es außerdem bei 
den Beſtimmungen des Titel3 VI. 8. 3. der Serfaffungsurkunde zu verbleiben. 

Art. III. Gegenmärtiges Sefet fol! als ein Grundgeſetz des Rei— 
ches und als ergänzender Beſtandtheil der Verfaſſungsurkunde angeſehen werden. 

Dasſelbe tritt mit dem Tage der Bekantmachung durch das Geſetzblatt 
in Wirkſamkeit, und kann nur in der durch den Titel X. 8. 7. der Ver— 
faffungsurfunde vorgefchriebenen Weiſe wieder abgeändert werden. 

Gegeben München, ben 9. März 1828. 

Yudwig. 
(Folgt die Gegengeichmung der Miniſer, wie beim folg. Geſet) 


D. 
Geſetz, die Beſtimmung des 8. 2. Ziff. 7. des Tit. III. der verſaſunge— 
Urknunde das Stantsgut betr. vom 9. März 1828. 


Ludwig, von Gottes Gnaden König von Bayern :c. 


Wir haben Uns von der Nothwendigkeit überzeugt, die Beſtimmung 
des 8. 2. Ziff. 7. des III. Titels der Verfaſſungsurkunde, das Staatsgut 
betreffend, zu mehrerer Deutlichkeit und Genauigkeit derſelben zu erweitern, 
und verordnen deßhalb, nach Vernehmung Unſres Staatsrathes und mit 
Beirath und Zuſtimmung Unſrer Lieben und Getreuen, der Stände des 
Reiches, unter genauer Beobachtung der im 8. 7. Tit. 10. der Verfaſſungs— 
Urkunde vorgejchriebenen Formen, wie folgt: 

Art. I. Gegenftände, welche ſich in den im $. 2. Ziff. 7. des III. Titels 
der VBerfaffungsurfunde gedachten Sammlungen befinden, aber weder aus 
Staat3mitteln noch durch Staatöverträge, noch in fideicommiffarifcher Eigen- 
Schaft, fondern aus den dem Monarchen zur Privatdispofition geftellten Ein- 
nahmen oder aus fonftigen Privattiteln erworben, und dent Vermögen des 
Staates und der Krone nicht förmlich einverleibt wurden, fohin zu der Privat: 
verlafjenfchaft des Monarchen gehören, und als deſſen Privateigenthum unter 
der Fertigung derjenigen Staatsbeamten, welchen die Auflicht über die tref- 
fenden Sammlungen anvertraut ift, in den BVerzeichniffen vorgemerkt find, 
gehen in das Privateigenthum der Erben über, und verbleiben auch dann in 
ſolchem, wenn dieſelben fie ferner, jedoch mit der geeigneten Bemerkung in 
den Verzeichniffen, bei diefen Samnilungen belaſſen. 

Art. II. Gegenwärtiges Geſetz ſoll als ein Grundgeſetz des Reiches 
angeſehen werden; es hat vom heutigen Tage anfangend, die Kraft, als 
ſtände es wörtlich. in der Berfaffungsurkunde felbft, und kann nur in der 
durch den 8. 7. Tit. X. der Verfaſſungsurkunde vorgefchriebenen Art ver: 
ändert werden. 

Gegeben in Unferer Haupt= und Refidenzftadt Miinchen, den neunten 
März, im Jahre Eintaufendahthundertundachtundzmangig. 

Cudwig, 
Fürft v. Wrede. Graf v. Thürheim. Freiherr v. Zentner. dv. Maillot. 
Graf v. Armansperg. 
Nach dem Befehle Seiner Majeftät des Königs: 


Egid v. Kobell. 
Königlicher Staatsrath und General⸗Secretär. 
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Vergleiche in Anfehung der Literatur des Staatsrechts von: 


3. Bayern. 


v. Kreitmayer, Grundriß des allgemeinen und bayer. Staatsrchtee. Mün- 
chen, 1770. 3 Thle. 

3. ©. Feßmaier, Grundrif des bayer. Staatsrechtes. 1801. 

G. Döllinger, Berfaflung d. Königreihs Bayern, III. Th. München, 1818, 1819. 

Repertorium ber Staatsverwaltung des Königreich Bayern. I4PXXIX. Münden, 
1814—35, 8. " 

Die Verfaſſung und Bermaltung ter Gemeinden in Bayern. 1.1]. Minden, 1819. 

Schmelzing, Staatsrecht des Königreich Bayern. II Bde. Leipzig, 1820. 

Schunl, Staatsredht des Königreihe Bayern. Crlangen, 1824. 

C. Cueumns, Staatsrecht der conflitut. Monarchie Bayerne. Würzb., 1825. 

v. Drefh, Grundzüge des bayer. Staatsrechts. 1823. 2te Ausg. 1835. 

v. Moy, Lehrbuch des bayer. Staatsrechte. II Th. Hegensburg, 1810--1843 
(unvollendet.) 

3. Pözl, bayer. Staatsverfaffungsredt. Würzburg, 1847. 

Lehrbuch des bayer. Verfaſſungsrechts. Miinchen, 1851. 

v. Spiea, Beleuchtungen der Verfaffungsurkunde. TH. I. Erlangen, 1812. 

Bayerns permanente Civilliſte. Minden, 1835. 

Freyberg, M. v., Über ben bifter. Gang ver bayer. Laudesgeſetgebung bie 
auf Darimilian J. Münden, 1834. 

Muffinan, 9. v., Bayerns Gefehgebung. München, 1835. 

Lerchenfeld, ©. v., Geſchichte Bayerns, unter König Marimiltan Joſeph J. 
Mit befonderer Beziehung auf die Entftehung der Berfaffungsurkumde. Berlin, 1854. 

Ders, pragmatifche Geſchichte der bayer. Gefeßgebung und Etaatswerwaltung 
feit Maximilian. I. I—IV., 1. Augsburg, 1836—39. 

Bayern auswärtige Berhältniffe feit dem Anfange bes jechszehnten Jahrhunderts. 
Bd. 1. Baffan, 1839. | 

Sammlung der im Gebiete der inern Verwaltung beftehenten Verordnungen. 
I-XX. Münden, 1835—38. (Fortgefett von F. v. Strauß) 

Maier, F., gefchichtlihe Darftelung bes Staatsſchuldenweſens in Bayern. 
Erlangen, 1839. 

Aretin, C. M. v., chronologifchee Verzeichniß der bayer. Staatsverträge von 
1503 - 1819. Paſſau, 1838. 

Krätzer, A., Über Urſprung und Eigenthum der Domänen iu Deutſchland. 
Münden, 1845. 

Gotthelf, J., die Rechtsverhältniſſe der Juden in Bayern. München, 1852. 

Siebenpfeiffer und Luttringshauſen, Handbuch der Berfaſſung Rhein⸗ 
bayerus. I-VII. Neuſtadt und Speyer 1851—46. 

Bruckbräu, F. W., Handbuch für die Staatsdiener in Bayern. 2te Anflage. 
Sulzbach, 1838. 

Barth, v., Handbuch für Magiftratsperfenen. I. II. Augsburg, 1820. 

Weber, F. ©., die Berfaffung und Verwaltung ber Landgemeinden. in Bayern. 
2te Ausg. Augsburg, 1852. 

Mayerbofer, Th., Handbuch zur Verwaltung des Stiftungs - und Kommunale 
Bermögens. L I. 2te Aufl. Regensburg, 184344. 
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Wunder, ©. 8. F., Handbuch für die Diſtrikts⸗ und Lofal-Bolizeibehörten. 
Erlangen, 1844. 

Handbuch der gefammten Rolzeiverwaltung im Königreich Bayern. Bambg., 1853. 

Freudel, A. H., abminiftrative Wirkſamkeit der fgl. Landgerichte in Bavern. 
I—IV. Bayrentb, 1845 —51. 

Kleinſchrod, 2. Th., Beiträge zu einer beutfchen Gewerbe-Ordnung mit ber 
fonderer Rüdficht auf tie Geſetzgebung. Angsburg, 1840. 

Beisler, H., Betradhtungen fiber Gemeindeverfaffung und Gewerbweſen. Augs- 
burg, 1831. 

Geret, 2. H., Materialien zu einem Kaffen-, Bermaltungs- und Rechnunge- 
Geſetz, over Rechnungsrecht für das Königreich Bayern. 2te Aufl. Frankfurt, 1825. 

Seiffert, F., Handbuch zur Rentamts⸗Adminiſtration. II. Nördlingen, 
1839 —43. 

Nivet, %., Handbuch der Malzauffchlags-VBerwaltung in Bayern. Heidelbg. 1849. 

Siehe dazu bezüglich der ftaatsrechtlichen Literatur Bayerns — 
bie Kritil von v. Mohl, a. a. O., S. 357—359.: 

Mit Bayern beginnt die Reihe der Staaten, welche eine Verfaffung 
mit Bolfsvertretung fchon feit längerer Zeit befigen, in welchen alfo 
meiner Seit8 der Geift dieſes ftaatlichen Zuſtandes fehon tiefere Wurzel ge- 
faßt und allgemeine Verbreitung gefunden bat, anberer Seits hinreichenve 
Zeit war, um ten Bebürfniffen einer wiffenfchaftlichen Erörterung der 
neuen Yormen und Grundſätze ausreichend zu genügen. Allerdings hat 
fih diefe Regirungsform nicht in allen deutſchen Ländern gleichmäffig 
entwidelt; un wir müſſen leider zugeben, daß viefelbe Durch die ihr all: 
gemein zu Theil gewordene Auffaffung, nämlich die conftitutionelle im 
engern Sinne und im Gegenfate der parlamentarifchen, viel Gutes, wel: 
ches möglich war, nicht gebracht, und viele Uebel, welche zu vermeiden 
geweſen wären, veranlaßt hat. Es find auch wohl nur Wenige unter 
allen Bartheien, welche den guten Glauben noch fefthalten, daß durch eine 
möglich treffliche Ordnung des einzelnen beutfchen Staates allein Die ge: 
rechten Wünsche und dringenden Bepürfniffe ver Nation befrietigt werben 
fönnen. Dieß Altes kann nun aber doch nicht hindern anzuerlennen, baß 
in der ftantsrechtlichen Literatur biefer älteren conftitutionellen Staaten 
ein ganz anderer Geift weht, als in der des DOftens und Nordens. Weit 
entfernt , daß fie aus lauter Meifterwerfen beftünde, oder auch nur, daß 
alle Staaten diefer Art bereits eine tüchtige Bearbeitung ihres öffentlichen 
Nechtes beſäßen: fo ift doch wirklich in einem Menſchenalter Vieles und 
Gutes geleiftet worden. Namentlich fpringt es bei einem Vergleiche als- 
bald in die Augen, daß hier feine Scheue ift, auch Figliche Fragen zu er- 
Örtern; und daß nicht nur für die Begränzung ber Staatsgewalt bie 
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Grundfäge Har und offen ausgefprochen werben, Auch ift offenbar eine 
größere Neigung, die Geſammtheit des jtautlichen Yebens ſyſtematiſch dar⸗ 
zuftellen, welche wohl darin ihre Begründung findet, daß der Volksvertreter, 
ja der einfache Bürger Aufforderung und Beruf bat, über alle Theile ver 
öffentlichen Einrichtungen ein Urtheil zu bilden und die rechtlichen Ver⸗ 
hältniffe derfelben zu fennen. Es wäre unbillig und unverftändig, im 
Heineren Staaten eine fo zahlreiche und purchgebilvete Literatur des Staats- 
rechtes zu erlangen, als dieſe in einem großen Reiche bejtchen kann. 
Weder die Schriftiteller noch die Lefer, noch die als Stoff dienenden Fülle 
ber Geſetzesanwendung find zahlreich genug vorhanden. .Ym Ganzen mag 
aber auf diefen Theil der deutfchen ftnatsrechtlichen Natur mit Befriedig- 


ung geblidt werden. 


Was nun aber Bayern insbeſondere betrifft, fo tritt uns gleichlam 
bier eine gejteigerte Thätigfeit entgegen. Es fehlt nicht an umfaffenden Syite- 
men, an manchfachen gefchichtlichen Arbeiten, an critiſchen Beleuchtungen 
ber ftaatlichen Zuftände und Vorgänge, an fehr zahlreichen, nach Richtung 
und Zon fehr verfchiedenartigen Gelegenheitsfchriften; die Bänbereihen ber 
ftändigen Arbeiten find endlos. Kurz, es hat die conftitutionelle Form 
ber Regirung ihre Folgen gehabt, wenn ſchon Bayern wohl nicht der: 
jenige unter den deutſchen Staaten fein möchte, in welchen der Geijt der 
neuen Verfaſſungsart am lebendigſten ergriffen ward. Ueber den Werth 
biefer Literatur ein Urtheil zu füllen, ift jedoch nicht ganz leicht. Am 
entfchiedenften möchte vielleicht noch fein, daß biefelbe eine gewiſſe Groß: 
artigleit in der Auffaffung der vaterländifchen Verhältniffe Hat, wie dieß 
denn überhaupt in Babern der Fall ift, faft felbft über die eigentlichen 
Verhültniffe des Landes hinaus. Die Häufig gebrauchten Ausdrücke 
„Reich“ „Nation“ find nicht bloß eitle Redeweiſe, fondern das Ergebniß 
eines wirklich vorhandenen Gefühles, welches namentlich auch im Gegen: 
jage mit anderen beutfchen Ländern auffällt. Dagegen hat die bayerifche 
jtaatsrechtliche Literatur weniger, als vielleicht die irgend eines anderen 
beutfchen Landes, einen beftändigen Fortfchritt und Charakter. Dieß gilt 
fowohl von der quantitativen Yeiftung, als von der politifchen Richtung 
der Schriften. Wenn nämlich in der erften Zeit nach der Gründung ber 
neuen Verfaſſung die Thätigfeit im Gebiete des Stantsrechtes ſehr be- 
deutend war, fo trat in der Mitte der zwanziger Jahre ein auffallenber 
Stillſtand ein, und erft in fpäterer Zeit ift wieder veges Leben erwacht. 
Und ebenfo ijt eine große Verſchiedenhelt in der politifchen Richtung dies 
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Schriften zu bemerfen. In der erfteren Zeit führte bauptfächlich vie 
liberale Parthei das Wort, und einige ihrer Stimmenführer gingen ficher- 
lich weit genug. Später trat eine Reaction ein in hierarchifchem und 
Streng monarchiſchem Sinne. Deßhalb entbehrt das Ganze einer beftimm- 
ten Haltung und macht einen unklaren Eindrud. Doch feheint ſchließ⸗ 
lich wieder eine Wendung in der Richtung eingetreten zu fein, indem 
man fich beitrebt, unter Vermeidung äußerfter Meinungen, das vaterlän- 
bifche Staatsrecht in feinem wahren Geifte aufzufaffen, Jedem feinen ge- 
ſetzlich gebührenden Rechtskreis rückſichts- und abſichtslos zuzutheilen, Die 
Folgen aus den Grundſätzen zu ziehen, und ſomit dem Rathbedürftigen 
eine ehrliche Hülfe, den Partheien ein Hemmniß zu bereiten. 


IV. 
Sachſen. 


A. Quellen. 


Vergleiche in Anſehung des Staatsrechtes von Königreich 
Sachſen: 

1. Die Verfaſſungsurkunde vom 4. September 1831, nebſt 

Geſetz, die Wahl der Abgeordneten betreffend vom 24. Sept. 1831. 

2. Geſetz, das Abtreten der Miniſter u. ſ. w. bei der Abſtimmung 
in den Kammern betreffend vom 19. Juni 1846. 

3. Geſetz, eine Ergänzung und theilweiſe Abänderung der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde betreffend vom 5. Mai 1851. 

4. Geſetz, die Aufhebung der deutſchen Grundrechte betreffend vom 
12. Mai 1851. 

Vergl. auch: Geſetz, die Wahlen der Vertreter des Handels und 
Fabrikweſens betreffend vom 7. März 1839. 


A. 
Die Verfaſſungsurkunde vom 4. September 1331. 


Wir Anton, von Gottes Gnaden König von Sadfen x. x. und 
Friedrih Auguft, Herzog zu Sadjen ıc. 

thun hiermit fund, daß Wir, in Zolge der von Unjern getreuen Ständen 

wiederholt ausgeſprochenen Wünſchen und mit Rückſicht auf die in andern 
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Staaten des deutſchen Bundes bereit3 getroffenen und durch die Erfahrung 
bewährt gefundenen Beftimmungen die Berfaffung Unferer Yande mit Bei- 
rath und Zuftimmung der Stände in nachfolgenden Maße geordnet haben. 


I. 
Bon dem Königreiche und deffen Regirung int Allgemeinen. 


8. 1. Das Königreih Sachſen ift einunter einer Berfaffung vereinig- 
ter, untheilbarer Staat des deutjchen Bundes. 

8. 2. Kein Beitandtheil des Königreih8 oder Recht der Krone kann 
ohne Zuftimmung der Stände auf irgend eine Weife veräußert werden. 

Grenzberichtigungen mit benachbarten Staaten jind bierunter nicht be- 
griffen, wenn nicht dabei Unterthanen abgetreten werden, welche unzmeifelhaft 
zu dem Sönigreiche gehört haben. 

8. 3. Die Negirungsforn ift monardifh, und es befteht dabei eine 
landftändifche Verfaſſung. 

. Der König ift das fouveräne Dberhaupt des Staats, vereinigt 
in ſich alle Rechte der Staatögewalt und übt fie ımter den durch die Ver⸗ 
faffung feitgefegten Beitimmungen aus. Seine Perſon ift Heilig und un- 
verleglich. 

8.5. Der König kann, ohne Zuftimmung der Stände, weder zugleich 
Oberhaupt eines andern Staats werden, Erbanfälle ausgenommen, noch fei= 
nen wefentlichen Aufenthalt außerhalb des Landes nehmen. 

8. 6. Die Krone ift erblich in dem Mannsſtamme des ſächſiſchen Für- 
ftenhaufes nach den: Rechte der Erftgeburt und der agnatifchen Linealfolge, 
verinöge der Abftammung aus ebenbiürtiger Che. 

8. 7. In Ermangelung eines duch Verwandtſchaft oder Erbverbrü- 
derung zur Nachfolge berechtigten Prinzen geht die Krone auf eine aus ebeubürtiger 
Ehe abftammende weibliche Linie ohne Unterfchied des Gefchlecht3 über. Hier- 
bei entjcheidet die Nähe der VBerwandtichaft mit dem zufegt vegirenden Kö— 
nige, bei gleicher Nähe das Alter der Linie, und in felbiger das Alter der 
Perfon. Nach dem Uebergange gilt wieder der Vorzug des Mannsſtammes 
in der Primgenitur- Ordnung. 

8. 8. Der König wird volljährig, fobald er dag achtzehnte Jahr zu- 
rüdgelegt bat. 

8. 9. Eine Negirungsverweiung tritt ein während der Minderjährig- 
feit des Königs, oder wenn derjelbe an der Ausübung der Regirung auf 
läugere Zeit verhindert ift und für die Verwaltung des Landes nicht jelbft 
Vorforge getroffen hat oder treffen Tann. 

In beiden Füllen wird die Negirungsverwefung von den der Thron⸗ 
folge nächſten volljährigen Agnaten geführt. 

Sie beftehbt nur auf fo lange, als der König an der Ausübung der 
Regirung behindert ift, und deren Eintritt und Schluß wird geſetzlich be⸗ 
fannt gemacht. 

8. 10. Sollte ſich bei einem zunächſt nach dem Könige zur Throne 
folge beftimmten Zamiliengliede ein Hinderniß zeigen, welches demfelben die 
eigene Verwaltung des Yandes unmöglich machen würde, fo ift noch unter 
der Regirung des Königs durch ein Staatsgeſetz liber den fünftigen Eintritt 
der Regirungsperwejung zu entjcheiden. 
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8. 11. Witrde der König während feiner Regirung oder bei dem 
Anfalle der Tbronfolge durch ein ſolches Hinderniß von der eigenen Ver⸗ 
waltung des Yandes abgehalten fein, ohne daß früher die oben beftimmte 
Verfügung getroffen wäre, fo fol längſtens binnen ſechs Monaten in einer 
von der oberjten Staatsbehörde ($. 41.) zu veranlaffenden VBerfammlung 
fämmtlicher im Königreiche anmejenden nad zurüdgelegtem einundzwanzigften 
Jahre volljährigen Prinzen des königl. Haufes, mit Ausſchluß des zunächft 
zur Regentfchaft berufenen Agnaten, auf vorgängiges Gutachten jener Behörde, 
über den Eintritt der Negirungsvermefung nach abfoluter Stimmenmehrheit 
ein Beichluß gefaßt, und ſolcher den verjammelten oder außerordentlich zu- 
fammen zu berufenden Ständen zur Genehmigung vorgelegt werden. 

Sind nicht mindeſtens drei Föniglihe Prinzen zur Faſſung eines dies⸗ 
fallfigen Beſchluſſes gegenwärtig, fo werden die den Jahren nach älteften 
regivenden Häupter der Erneftinifchen Linie bis zu Erfüllung diefer Zahl 
zu der Verſammiung eingeladen. 

8. 12. Der Regirungsverweſer übt die Staatsgewalt in dem lm- 
fange, wie fie dem Könige zufteht, unter deſſen Namen verfaffungsnäßig aus. 

Veränderungen in der Berfaffung dilrfen von dem Wegirungsvermefer 
weder in Antrag gebradt, noch, wenn fie von den Ständen beantragt wer- 
den, genehmigt werden, als wenn folche8 von ihm unter Beirath des nach 
8. 11. conftituirten Familienraths und in Folge eines in der dafelbft vor- 
gefcehriebenen Maße gefaßten Beſchluſſes gefchieht. Dergleichen Veränderungen 
erhalten aber fodanı bleibende Gültigkeit. 

8. 13. Der Regirungsverwefer hat, in fo fern er nicht ein auswär⸗ 
tiger Regent ift, feinen mejentlichen Aufenthalt im Lande zu nehmen. 

Der Aufwand desfelben wird von der Civillifte ($. 22.) beftritten. 

$. 14. Die oberfte Staat3behörde ($. 41.) bildet den Regentſchafts⸗ 
rath des Regirungsverweſers, und dieſer iſt verbunden, in allen wichtigen 
Angelegenheiten da8 Gutachten derfelben einzuholen. 

8. 15. In Ermanglung einer von den Könige getroffenen Anordnung 
gebührt die Erziehung des minderjährigen Könige der Mutter, und wenn 
diefe nicht mehr lebt, oder fich anderweit vermählt, der Großmutter von 
väterlicher Seite, jedoch kann die Ernennung der Erzieher und Lehrer und 
die Feftfegung des Erziehungsplanes nur nach Rückſprache mit dem Negir- 
ungöverwefer und dem Regentfchaftsrathe gejchehen. Bei einer VBerjchieden- 
beit der Anſichten hat der Regirungsverweſer mit dem Negentichaftsrathe 
die Entjcheidung; auch liegt diefen nach dem Abfterben oder der andermweiten 
Bermähluug der Mutter oder der Großmutter die Sorge für die Erziehung 
des minderjährigen Königs allein ob. 

Die dießfallfigen Berathungen des Regentſchaftsrathes werden unter 
dem Vorſitze des Regirungsverweſers gepflogen, welcher bei dem zu faflen- 
den Beichluffe nur eine Stimme, jedoch, im Falle der Stimmengleichheit, die 
Entfcheidung bat. 


II. 

Bon dem Staatögute, fo wie von dem Bermögen und ben Geblhrniffen des köonig⸗ 
lichen Hauſes. 

8. 16. Das Staatsgut beſteht, als einzige untheilbare Geſammtmaſſe, 

aus dem, was die Krone an Territorien, Aemtern, Kammergütern, Domainen, 
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den dazu gehörigen Fluren, Gebäuden und Fuventarien, Grumdftüden, 
Forften und Mühlen, Berg- und Hüttenmwerten, Kuren, Regalien, Amtscapi⸗ 
talien, Einkünften, nugbaren Rechten, öffentlichen Anftalten, Beftänden, Außen- 
ftänden und Vorräthen jeder Art und fonft befist und erwirbt, und es geht 
dasfelbe in feinem ganzen Umfange auf den jedesmaligen Thronfolger über. 
Neben demfelben befteht das Fideicommiß des Föniglihen Haufe. Bon 
beiden ijt das Privatvermögen des Königs und der königlichen Familie zu 
unterfcheiden. 

S. 17. Das Staatdgut wird dur eine, den Grundfägen der Ber- 
faffung gemäß conftituirte, Finanzbehörde verwaltet und lediglich zu Zwecken 
des Staats bemugt. Sein Ertrag bleibt den Staatscaffen überlaſſen. 

Vebrigens ift dem Könige unbenoumen, eine oder die andere Domaine, 
gegen Abzug einer nach dem Durchſchnittsertrage der legten zehn jahre be- 
ftimmten Summe von der Cinillifte (3. 22.), auf Lebenszeit zu eigner Ber: 
waltung und Benugung zu übernehmen, auch bleiben die in der Beilage 1. 
verzeichneten Schlöfjer , Paläfte, Hofgebäude, Gärten und Räume zu der 
jreien Benugung des Königs. 

Sp lange der Lehensverband zwijchen dem Könige, als Oberlehnsherrn, 
und feinen Vaſallen noch beſteht, wachſen die heimfallenden Lehen dem Staats— 
gute zu; es bleibt aber dem Könige das Recht, Erbverwandlungen zu be: 
willigen, Lehnspardon zu ertheilen, auch alle andere aus der Oberlehnsherr⸗ 
lichfeit fliegende Befugniffe auszuüben. Yehnsanwartichaften werden jedoch 
nicht ertheilt werden. 

$. 18. Dos Staatsgut ift ftet3 in feinen mejentlichen Beftandtheilen 
zu erhalten, und kann daher ohne Einwilligung der Stände weder dur) 
Beräußerungen vermindert, noch mit Schulden oder andern Yaften bejchiwert 
werden. 

Unter dem Beräußerungdverbote find jedoch diejenigen Veränderungen 
nicht begriffen, welche bei einzelnen Parcellen zu Beförderung der Yandes- 
eultur, oder zu Entfernung wahrgenommener Nachtheile, durch Verkauf, Aus- 
tauſch oder Ablöfung , fowie in Folge eined gerichtlichen Urtheils, oder zu 
Berichtigung zweifelhafter Grenzen, nöthig oder gut befunden werden jollten, 

Die Kaufgelder find, fobald fich eine vortheilhafte Gelegenheit findet. 
zu Erwerbung inländijchen Grundeigenthumsg anzuwenden, inzwifchen aber auf 
eine andere zwedinäßige Weife werbend anzulegen. Was durch eine jolche 
Beräußerung an Grundeigenthum, Rechten, Einkünften oder Kaufgeldern er- 
langt wird, nimmt die Eigenfchaft des veräußerten Gegenftandes an und tritt 
an deilen Stelle. 

Den Ständen ift bei jeden ordentlichen Landtage (8. 115) nachzuweiſen, 
was jeit dem legtvorherigen vom Staatögute veräußert, warum die Beräußer- 
ung bewirkt, wa8 dabei erlangt und in welcher Maſſe das erlangte Kaufgeld 
vorſchriftmäßig angewendet worden ſei. 

19. Alle Beſtände, Forderungen und Anſprüche des königlichen 
Fiskus gehen auf die allgemeinen Staatscaſſen über. Dagegen werden die 
auf erſterm haftenden Schulden und Anſprüche aller Art von legtern zu 
alleiniger Vertretung übernommen. 

Die Rechte der Gläubiger bleiben unverlegt. 

8. 20. Das füniglide Fideicommiß befteht: 
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a) auß alledem, was zu der Einrichtung oder Zierde der in der Beilage 
unter I. verzeichneten föniglichen Schlöſſer, Paläfte, Hofgebände und 
Särten dient, dem Mobiliar, welches der Aufficht der Hofämter und 
Hofintendanten anvertraut und zum Bedarfe oder Glanze des Hofs 
beftimmt ift, den Ställen, an Pferden, Wagen und fonftigem Inven⸗ 
tario, den Fagderforderniffen, den in dem grünen Gewölbe und andern 
föniglichen Sammlungen befindlichen Koftbarfeiten, Gold- und Silber: 
geräthen und Porcellanen, der Gemäldegallerie, den Kupferftich-, Na- 
turalien-, Münz- und andern Cabinetten, der Bibliothek, der Kunſt⸗, 
Rüſt- und Gewehrlammer. 

Demjelben wächst 
alles dasjenige zu, was der König während feiner Regierung aus ir- 
gend einem Privatrechtstitel oder durch Erſparniſſe an der Civillifte 
erworben , und morüber derfelbe unter den Lebenden nicht disponirt, 
ingleichen dasjenige Vermögen, welches der König vor feiner Gelangung 
zum Throne befeflen, jo wie das, was er mit diefem Vermögen nad)- 
ber erworben bat, in fo fern von ihm über dieſes Vermögen weder 
unter den Lebenden, noch auf den Todesfall verfügt worden ift. 
Dasjelbe ift Eigenthum des königlichen Haujes, deſſen Befig geht aber 
nach der 88. 6 und 7 für die Krone beftimimten Succeffionsordnung und 
fonft auf den jedesmaligen vechtmäßigen Regenten des Königreich8 Sachfen 
über. Dasfelbe ift von den Lande unzertrennbar und unveräußerlih. Unter 
dem Beräußerungsverbote find jedoch diejenigen Veränderungen nicht begrif- 
fen, welche durdy Verkauf oder Austaufch einzelner Gegenftände für gut be- 
funden werden follten. Was durd) Veräußerung an Gegenftänden oder Kauf. 
geldern erlangt wird, nimmt die Eigenfchaft des veräußerten Gegenftandes 
an und tritt an deſſen Stelle. 

Die Kaufgelder find, jobald fich eine vortheilhafte Gelegenheit findet, zu 
Bermehrung des Hausfideicommifjes anzuwenden. Auch fteht dem jedesmali- 
gen Regenten lediglide unter Zuftimmung der Stände die Befugniß zu, die 
zu demjelben gehörigen Koftbarkeiten bis zur Höhe einer Million Thaler in 
außerordentlichen Nothfällen zu Staatszwecken zu verpfänden. Es ift jebod 
der verpfändete Theil desfelben, jobald als möglich, wieder einzulöfen.“ 

Nur in den 8. 105 erwähnten außerordentlichen dringenden Fällen, wo 
die Einberufung der Stände durch die Umffände unmöglich gemacht wird, 
kann eine Berpfändung desjelben vom Könige unter Verantwortlichkeit ber 
ihn hierbei berathenden Minifter auch ohne Zuftimmung der Stände verfitgt 
werden, und e3 treten alsdann die Beſtimmungen des gedachten $. in Kraft. 

8. 21. BPrivateigentbum des Königs ift alles dasjenige, was derſelbe 
vor der Gelangung zum Throne bereit® bejefjen hat und mit diefen Vermögen 
ferner erwirbt; es fteht ihm daritber die freie Dispofition unter den Leben- 
digen und auf den Todesfall zu. 

Hat der König über dieſes Vermögen nicht disponirt, fo wächst dasſelbe 
bei feinen Ableben dem Hausfideicommiſſe zu. 

Ueber dasjenige Vermögen, was der König fonft während feiner Regir- 
ung aus irgend einem Privatrechtstitel oder durch Erfparniffe an der Eivil- 
liſte erwirbt, ſteht demjelben die freie Dispofition unter den Lebenden zu, 
bei feinen Ableben aber fällt es ebenfall® dem Hausfideicommifje anheinm. 

Reichlen, Staatsrecht. 11, 11 


b 
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8. 22. Der König bezieht jährlich eine mit den Ständen auf die 
Dauer feiner NRegirung verabjchiedete Summe aus den StaatScaffen als Ei« 
pillifte zu feiner freien Dispofition in monatlichen Raten im Voraus zahlbar. 

Diefe Summe ift als Aequivalent für die den StaatScaffen auf die 
jedesmalige Dauer der Regirungszeit des Königs überwieſenen Nugungen 
de3 füniglichen Domainengutes zu betrachten, und kann während der Regirungs- 
zeit des Königs weder ohne deſſen Zuftimmung vermindert, noch ohne die 
Bewilligung der Stände vermehrt, auch als wefentliches Bedürfniß zur Er- 
haltung der Würde der Krone zu Feiner Zeit und auf feine Weiſe mit 
Scuiden belaftei werden. 

Diefe Nugungen folen auh den Staatscaffen fo lange überwiefen 
bleiben, als eine Civillifte bewilligt wird, welche der jegt mit Flinfmalhundert- 
taufend Thaler — — verabfehiedeten an Höhe menigftend gleich fonımt. 

Die Civillifte des mit Tode abgegangenen Königs befteht fort, bis die 
feines Nachfolger verabfchiedet ift, jedoch längſtens nur biß zur Bereinigung 
über ein neues Budget. 

Von felbiger werden beftritten: 

Die Chatullengelder des Königs und feiner Gemahlin, die Unterhalt: 
ungs- und Erziehungstoften feiner Kinder, die Gehalte aller königlichen Hof- 
beamten und Diener, die fünftig auszujegenden Penfionen derfelben, fo wie 
ihrer Wittwen und Kinder, der gefanımte Aufwand für die Hofhaltung, den 
Stall, die Hofjagd und die dazu gehörigen Inventarien, den Fatholifchen und 
evangelifchen Hofgottesdienft, für leßteren nach der Höhe des zeitherigen Bei— 
trags, die Hoflapelle und Hoftheater, die Unterhaltunggkoften der nach 8. 17 
den Könige zur freien Benugung bleibenden Schlöffer, Paläfte, Hofgebäude 
und Gärten, endlih alle hier nicht erwähnte ordentliche oder außerordentliche 
Hofausgaben, deren Beftreitung nicht ausdrücklich anf das Staat3budget ge- 
wiejen ift. 

8. 23. Die den dermaligen Gliedern des königlichen Haufes ausgefeß- 
ten Apanagen, Witthümer und andern vertragamäßigen Gebührnifie, Hand- 
und Garderobengelder bleiben, unter Beobachtung der wegen der Gecundo- 
genitur beftehenden Beftimmungen, auf deren Yebenszeit unverändert und 
werden in da3 Budget aufgenommen. 

Ueber die fünftig unter Anrechnung der Secundogenitur zu gewährenden 
Apanagen, Witthümer, Heirathsgüter und andere dergleichen Gebührniſſe ift 
mit den Ständen eine feftftehende Bestimmung zu verabfchieden, weldher nad: 
mals in jedem einzelnen alle nachzugehen ift, und welche in das Hausgefeg 
aufgenommen werden fol. 

Ohne Einwilligung der Stände können diefe Gebührnifje nicht verän- 
Ba und nie durch Ueberweifung von Grundftüden zur Benugung gewährt 
werden. 

Die Entrihtung derjelben erfolgt aus den EtaatScaffen ohne Zurech—⸗ 
nung auf die Civillifte. 

III. 
Bon den allgemeinen Rechten und Pflichten der Unterthanen. 


8. 24. Der Aufenthalt innerhalb der Grenzen des Staat3 verpflichtet zu 
Beobachtung der Gejege desfelben und begründet dagegen den gefeglichen Schuß. 
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$. 25. Die Bellimmungen tiber das Heimathsrecht und Staatsbürger: 
recht bleiben einem befendern Geſetze vorbehalten. 

$. 26. Die Rechte der Yandeseinwohner ftehen für alle in gleichem 
Maaße unter dem Schuge der Berfafjung. 

8. 27. Die Freiheit der Perfonen und die Gebahrung mit dei Eigen- 
thume find feiner Beſchränkung unterworfen, als welche Geſetz und Recht 
vorſchreiben. 

$. 28. Jeder iſt daher berechtigt, ſeinen Beruf und fein Gewerbe nad 
eigener Neigung zu wählen und fich dazu im In- und Auslande auszu- 
bilden, ſoweit nicht hierbei außdrüdliche Gefege oder Privatrechte bejchrän- 
kend entgegenftehen. 

S. 29. Jedem Unterthane fteht der Wegzug aus dem Lande ohne Er- 
fegung einer Nachfteuer frei, ſoweit nicht die Verpflichtung zum Kriegsdienfte oder 
ſonſt Verbindlichkeiten gegen den Staat oder Privatperfonen entgegenjtehen. 

$. 30. Die Berpflihtung und Bertheidigung des VBaterlandes und die 
Berbindlichfeit zum Waffendienfte ijt allgemein; es finden dabei feine andern, 
als die durch die Gefege bejtimmten Ausnahmen ftatt. Ä 

S. 31. Niemand kann gezwungen merden, fein Eigenthum oder fon- 
ftige Gerechtigkeiten zu Staatszwecken abzutreten, als in den gefeglich be- 
ftimmten oder durch dringende Nothwendigkeit gebotenen, von der oberiten 
Staat3behörde zu bejtimmenden Fällen und gegen Entjchädigung, welche ohne 
Anftand ermittelt und gewährt werden fol. 

Entfteht ein Streit über die Summe der Eutſchädigung, und der Ei- 
genthümer oder der Berechtigte will ſich bei der Entfcheidung der Verwal⸗ 
tungsbehörde nicht beruhigen, jo bleibt ihm unbenommen, die Sache im .or- 
dentlichen Nechtswege zur Erledigung zu bringen, es ift aber einftweilen die 
Abtretung zu bewirken und die von jener Behörde feftgefegte Summte ohne Ber- 
zug zu bezahlen. 

8. 32. Jedem Landeseinwohner wird völlige Gewiſſensfreiheit und in 
dem bisherigen oder dem künftig gefetlich feftzufegenden Maße Schuß in der 
GSottesverehrung feines Glaubens gewährt. 

8. 33. Die Mitglieder der im Königreiche aufgenonmenen dhriftlichen 
Ktirchengejellichaften genießen gleiche bürgerliche und politifche Rechte. Alle 
andern Glaubensgenoſſen haben an den ftaatsbürgerlichen Rechten nur in dem 
Maafe einen Antheil, wie ihnen derjelbe vermöge befonderer Gejege zufonmt. 

8. 34. Die Berfchiedenheit des Standes und der Geburt begründet 
feinen Unterjchied in der Berufung zu irgend einer Stelle im Staatsdienfte. 

8.35. Die Angelegenheiten der Preffe und des Buchhandels werden durch 
ein Geje geordnet werden, welches die Freiheit derfelben, unter Berückſich— 
tigung der Vorfehriften der Bundesgefege und der Sicherung gegen Miß- 
brauch, als Grundſatz feſtſtellen wird. 

8. 36. Jeder hat das Recht, über gefeg- und ordnungswidriges Ver⸗ 
fahren einer Behörde, oder Verzögerung der Entſcheidung, bei der zunächſt 
vorgeſetzten, ſchriftliche Beſchwerde zu führen. 

Wird ſelbige von der vorgeſetzten Behörde ungegründet gefunden, ſo iſt 
dieſe verpflichte, den Beſchwerdeführer über die Gründe ihres Urtheils zu 
belehren. Glaubt derſelbe ſich auch bei der Entſcheidung der oberſten Staats⸗ 
behörde nicht beruhigen zu können, ſo darf er die Beſchwerde den Ständen 

11* 
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mit der Bitte um Verwendung fchriftlih vortragen, welche dann zu beur⸗ 
theilen haben, ob die Sache geeignet fei, von ihnen am Throne bevorwortet 
. zu werden. 

Uebrigens bleibt auch jedem unbenommen, feine Wünjche und Beichwer- 
den bei dem Negenten unmittelbar anzubringen. 

8.37. Kein Unterthan foll mit Abgaben oder audern Leiftungen be- 
jchmert werden, wozu "®r nicht vermöge der Gefege oder Kraft befonderer 
Rechtstitel verbunden ift. 

8. 38. Alle Untertbanen haben zu den Staatslaſten beizutragen. 

8. 39. Es foll ein neues Abgabenſyſtem feftgeftellt werden, wobei die 
Segenftände der divecten und indirecten Beſteuerung nad möglichft richtigen 
Berhältniffe werden zur Mitleidenheit gezogen werden. 

Die bisher beftandenen Realbefreiungen follen, gegen eine angemefjene 
Entfhädigung,, deren Modalität unter Vernehmung mit den Ständen Durch 
die fünftige Geſetzgebung näher zu beftimmen ift, aufgehoben werden. 

8. 40. Neue bleibende Befreiungen von Staatslaften fünnen in feiner 
Weife verglinftigt oder erworben werden. 


IV. 
Bon dem Staatsdienfte. 


8. 41. Es beftehen die Minifterialdepartements der Yuftiz, der Finan⸗ 
zen, des Innern, des Kriegs, des Cultus und der auswärtigen Angelegen- 
beiten, deren Vorſtände den Ständen verantwortlich find. 

Diefe Borftände bilden das Gefammtminifterium, als die oberfte colle- 
giale Staatsbehörde. 

Auf den Borftand des Minifteriuns des Eultus, welches ftet3 der evan- 
gelifchen Confeffion zugethan fein muß, in Gemeinfchaft mit menigftens zwei 
anderen Mitgliedern des Gefammtminifteriums derfelben Confeffion, geht der 
bisherige Auftrag in Evangelicis über. Zu feinem Wirkungskreiſe gehören 
die 8. 57. bezeichneten Angelegenheiten aller Confeifionen. 

Es kann ein Staatsrath gebildet werden, zu weldhem, außer den Bor- 
ftänden des DlinifterialdepartementS, diejenigen Perfonen gezogen werben, 
welche der König geeignet findet. | 

8. 42. Alle Staat3diener find für ihre Dienftleiftung verantwortlich. 

$. 43. Alle Verfügungen in Regirungsangelegenheiten, welche der Kö— 
nig unterzeichnet, müſſen von dem Borftande eines Minifterialdepartements, 
welcher bei der Beſchlußnahme wirkſam geweſen ift, in der Reinjchrift, zum 
Beichen feiner Berantwortlichkeit, für die Zweckmäßigkeit und Uebereinftimmung 
derjelben mit den Geſetzen und der Berfaflung des Landes, contrafignirt werden. 

Eine ſolche mit der erforderlichen Contrafignatur nicht bezeichnete Ver⸗ 
fügung ift al8 erfchlichen zu betrachten und daher unverbindlich. 

8. 44. Die Berhältniffe der Staatsdiener, worunter jedoch der Hof- 
dienft nicht mit begriffen ift, follen durch ein befonderes Gejeß!) näher be⸗ 
ſtimmt werden, in welchem vorzüglich die nöthige Unabhängigkeit des Richter⸗ 
amts berücfichtigt werden wird. 


') Dasſelbe it erlaffen und vom 7. März 1885 Datirt. 
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V. 
Bon ber Rechtspflege. 

8. 45. Die Gerichtsbarkeit wird in einer gefeglich beftimmten Inſtan⸗ 
zenordnung !) verwaltet. " 

8. 46. Alle Gerichtöftellen haben ihren Entfcheidungen Gründe bei- 
zufügen. j _ 

8. 47. Sie find bei Ausübung ihres richterlichen Amtes innerhalb der 
Grenzen ihrer Competenz von den: Einfluffe der Regirung unabhängig. Ue- 
ber Competenzzweifel zwifchen den Juſtiz⸗ und Verwaltungsbehörden entfchei- 
det in legter Inſtanz eine befondere Behörde, deren Organifation durch ein 
Geſetz beftimmt wird.?), und deren Mitglieder zur Hälfte aus Räthen des 
obersten Juſtizhofes beftehen müſſen. 

F. 48. Kein Unterthan darf feinem ordentlichen Richter entzogen wer⸗ 
den, außer in den von den Geſetzen vorausbeftimmten Fällen. 

$. 49. Jedem, der fi durch einen Act der Staatövermwaltung in fei- 
nen Rechten verlegt glaubt, fteht der Rechtsweg offen. 

Ein befonderes Gejeg wird die nöthigen Ausnahmen und Beftimm- 
ungen treffen, damit durch die Ausübung dieſes Befugniffes der freie Fort- 
gang der Verwaltung nicht geheinmt werde. 

" 8. 50. Der Fiscus nimmt in allen ihn betreffenden Rechtsftreitigeiten 
Recht vor den ordentlichen Landesgerichten. 

8. 51. Niemand darf ohne gefeglichen Grund verfolgt, verhaftet oder 
beftraft und über vierundzwanzig Stunden, und über die Urſache feiner 
Verhaftung in Ungewißheit, gelaffen werden. ’ 

8. 52. Der König bat in frafrechtlihen Fällen das Recht der Abo- 
lition, fo wie der Verwandlung, Minderung oder des Erlaffes der Strafe, 
kann aber zuerfannte Strafen nicht fchärfen. 

8. 53. Die Confiscation kann Fünftig nur bei einzelnen Sachen, welche 
als Gegenftand oder Werkzeug einer Vergebung gedient haben, Statt finden. 
Eine allgemeine VBermögensconfiscation tritt in feinem Falle ein. 

8. 54. Moratorien birfen von Staatswegen nicht eriheilt werden. 

8. 55. Die Rechtspflege wird auf eine der &leichheit vor dem Geſetze 
entfprechende Weife in dem Maße eingerichtet werden, daß die privilegirten 
Gerichtsftände aufhören, fomweit nicht einzeln auf Verträgen oder bejondern 
Berhältniffen beruhende Ausnahmen noch ferner nothwendig bleiben. 

Die nähern Beftinnmungen hierüber werden durch ein Geſetz getroffen 
werden. 


VL 
Bon den Kirchen, Unterrichteanftalten und milden Stiftungen. 
8. 56. Nur den im Königreiche aufgenommenen oder künftig mittelft 
befondern Geſetzes aufzunehmenden chriftlihen Confeffionen fteht die freie 
öffentliche Religionsübung zu. 


') Bergi. Geſetz vom 28. Januar 1835. 
2), Dieß Gefeb ift erlaffen am 13. Juni 1840. — Ueber tie Competenzverbält- 
niffe felbft ſ. Gefeß vom 28. Januar 1825 und 80. Januar 1835. 
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E3 dürfen weder neue Klöfter errichtet, noch Jeſuiten oder irgend ein 
anderer geiftliher Orden jemals in Yande aufgenonmmen werden. 

8. 57. Der König übt die Staat3gewalt über die Kirhen jus circa 
sacra), die Auffiht und das Schugrecht über dieſelben nach den diesfallſi— 
gen gefeglichen Beftinmungen aus, und ed find daher namentlid, auch Die 
geiftlichen Behörden aller Confefjionen der Oberaufſicht des Miniſteriuns 
des Eultus untergeordnet. 

Die Anordnungen in Betreff der innern kirchlichen Angelegenheiten blei- 
ben der befondern Kirchenverfaffung einer jeden onfeffion überlaſſen. Ins— 
befondere wird die landesherrlihe Kirchengewalt (jus episcopale) über die 
evangelifhen Glaubensgenoſſen, fo lange der König einer andern Gonfeffion 
zugethan ift, von der $. 41. bezeichneten Minifterralbehörde ferner in dem 
zeitherigen Maße ausgeübt. 

8. 58. Beſchwerden über Mikbraud der kirchlichen Gewalt können 
auch bis zu der oberften weltlichen Staatsbehörde gebracht werden. 

$. 59. Die Kirchen und Schulen und deren Diener find in ihren 
bürgerlichen Beziehungen und Handlungen den Gefepen des Staat3 unterworfen. 

F. 60. Alle Stiftungen ohne Ausnahme, fie mögen für den Cullus, 
ben Unterricht, oder die Wohlthätigkeit beſtimmt fein, ftehen unter dem be- 
ſondern Schuge des Staat, und das Vermögen oder Einfonmen derfel- 
ben darf unter feinem Borwande zum Staatövernögen eingezogen oder 
für andere ald die ftiftunggmäßigen Zwede verwendet werden. Nur in dem 
Valle, wo der ftiftungsmäßige Zwed nicht mehr zu erreichen fteht, darf eine 
Verwendung zu andern ähnlichen Zmeden mit Zuſtimmung der Betheiligten, 
und in fo fern allgemeine Sandesanftalten in Betracht kommten, mit Bewil- 
gung der Stände, erfolgen. 


vn. 


Bon den Ständen. 


1. Organifation der Ständeverfammlung. 

$. 61. Für das ganze Königreich Sachſen befteht eine allgemeine, in 
zwei Kammern abgetheilte Ständenerfammlung. 

Neben felbiger wird die beiondere Provinzial-Pandtagsverfafjung in der 
Dberlaufig und die Kriegstagsverfaffung in den alten Erblanden, vorbehält: 
ih der in NAücdficht beider nöthig werdenden Modificationen fortbeitehen. 

$. 62. Beide Kammern find im ihren Rechten und Befugniffen ein- 
ander gleich. 

Zeit und Ort der Sigungen beider find jederzeit diefelben. 

5. 63. Bu der erften Kammer gehören folgende Mitglieder: 

1) die volljährigen Prinzen des königlichen Haufes; 

2) das Hochſtift Meißen durch einen Deputirten feines Mittels; 

3) der Beſitzer der Herrfchaft Wildenfels; 

4) die Befiger der fünf jchönburgifchen Receßherrſchaften, Glaucha, Wal- 
denburg, Lichtenftein, Hartenftein und Stein, durch einen ihres Mittels; 

5) ein Abgeordneter der Univerſität Yeipzig, welder von felbiger aus 
dem Mittel ihrer ordentlichen Profefforen gewählt wird; 

6) der Befiger der Standesherrichaft Königsbrüd; 
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7) der Befiger der Standesherrfchaft Reibersdorf; 

8) der evangelifche Oberhofprediger; 

9) der Decan des Domftift3 St. Petri zu Yudiffin, zugleich in feiner 
Eigenfchaft als höherer Tatholifcher Geiftlicher, und im Falle der Be- 
Binderung oder der Erledigung der Stelle, einer der drei Capitularen 
des Stifts; 

10) der Zuperintendent zu Yeipzig; 

11) en Abgeordneter des Eollegiatftiftes zu Wurzen, aus dem Mittel des 
Sapitelg; 

12) die Befiger der vier fchönburgifchen Lehnsherrſchaften, Rochsburg, Wech— 
felburg, Penig und Remiſſen, Durch einen ihres Mittels; 

13) zwölf auf Lebenszeit gewählte Abgeordnete der Rittergutsbefiger; 

14) zehn vom Könige nach freier Wahl auf Lebenszeit ernannte Rittergutsbefiger; 

15) die erfte Magiftratzperjon der Städte Dresden und Leipzig; 

16) die erſte Magiftvatsperfon in ſechs vom Könige, unter möglichfter Berüd- 
fihtigung aller Theile des Laudes, nach Gefallen zu beftinnmenden Städten. 

8. 64. Für die $. 63. unter 3, 4, 6, 7 und 12 benannten Befiger 
der Herrichaften Fan im alle dev Meinderjährigkeit, oder wenn fie aus Ur- 
ſachen, welche die Kaumer als ftatthaft anerkennt, an dem Landtage perjön- 
ih Theil zu nehmen nicht vermögen, derjenige nächfte Nachfolger in die 
Kammer eintreten, welcher nah 8. 74. für die Berfon dazu geeignet ift. 
Den Befigern der Herrſchaft Wildenfel3 und der jchönburgifchen Receßherr- 
haften ift jederzeit nachgelafjen, wegen ihrer erblichen Stimmen Bevollmäch— 
tigte in die Kammer eintreten zu laffen, welche die nad 8. 74. erforderlichen 

Eigenſchaften Haben, und im Königreiche Sachſen mit einem Nittergute ange- 
ſeſſen find. 

8. 65. Die zmölf Abgeoroneten der Rittergutsbefiger werden in Kreis— 
und Oberlaufiger- Provinzialverfanmlungen gewählt. 

' An der Wahl nimmt jeder Befiger eines der im Wahlgefege für ftimm- 
berechtigt erklärten NRittergüter Theil. Sie wird nad den Beltimmungen 
des Wahlgeſetzes bewirkt. 

Wählbar ſind nur diejenigen Rittergutsbeſitzer, deren Gut mindeſtens 
jährlich zweitauſend Thaler reinen Ertrag gewährt. Ein unter Concurrenz 
der Rittergutsbeſitzer ſelbſt auf SKreistagen oder Provinziallandtagen gefer⸗ 
tigtes, von Zeit zu Zeit zu revidirendes Verzeichniß der ſowohl zu der erſten, 
als zu der zweiten Kammer wählbaren Rittergüter iſt bei der Wahl jederzeit 
zum Grunde zu legen. 

Jeder der vom Könige zu ernennenden zehn Rittergutsbeſitzer muß von 
einem ader mehrern im: Königreiche Sachſen gelegenen Rittergütern einen 
jährlichen Neinertrag von mindeftens viertaufend ZThalern beziehen. Der 
König kann bei der Ernennung aud) auf Befiger fehönburgifcher Receß- und 
Lehnherrſchaften Rüdfiht nehmen, doch find hier in diefen Herrfchaften ſchon 
zuflommenden erblichen Stimmen jedenfalls in Abzug zu bringen. 

Minifter im activen Dienfte und brfoldete Hofbeamte können nicht er- 
nannt werden. Die Zahl von zehn muß ftetS vorhanden fein. 

8. 66. Diejenigen Mitglieder der erften Kanımer, welche, dermöge 
ihres Amtes, in felbiger eine Stelle haben, behalten folche fo lange, als fie 
dieſes Amt befleiden. | 
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Die Abgeordneten der Stifter und der Univerfität, fo wie die Bevoll⸗ 
mäcdhligten der Herrihaft Wildenjeld und der ſchönburgiſchen Receßherrfchaf- 
ten, behalten ihre Stelle, bis fie ein Nachfolger legitimirt. 

Die gewählten, jo wie die vom Könige ernannten Rittergut3befiger blei- 
ben fo lange Mitglieder der Kammer, als fie diejenigen Eigenfchaften be- 
halten, vermöge deren letztere ernannt und erſtere ſowohl im Allgemeinen, 
als in dem betreffenden Bezirke erwählt werden können. Ueberdies treten 
jedoch die gewählten RittergutSbefiger aus, wenn fie während ihrer ftändifchen 
Function zu einem StaatZdienfte ernannt, oder im Staatsdienfte befördert 
werden, oder ein bejoldetes Hofamt annehmen, können aber dann von Neuem 
gewählt werben. 

Beiden Claſſen der Nittergut3befiger ift die Refignation geftattet, we⸗ 
gen Krankheit, welche das Individuum auf längere Zeit zu Gefchäften un⸗ 
tauglich macht und durch Ärztliche Zeugniſſe belegt wird, wegen folcher häus⸗ 
lichen Familten oder Dienftverhältnifie, melche die perfönliche und beftän- 
dige Anmwefenheit nach beizubringender genüglicher Bejcheinigung weſentlich 
erfordern, ferner wegen 6Ojährigen Alters, oder wenn fie bereit3 drei ordent- 
lichen Landtagen ($. 115.) beigewohnt haben. 

8. 67., Der Präfident der erften Kammer wird von dem Könige aus 
der Mitte der Herrfchafts- oder NittergutSbefiger in felbiger zu jedem Land⸗ 
tage befonder8 ernannt und darf nicht im Auslande wohnen. 

Bu der Funktion eines Stellvertreters des Präfidenten jchlägt die Kammer 
durch Wahl drei Berfonen aus ihrer Mitte vor, von denen der König Eine ernennt. 

Die Wahl erfolgt nach abfoluter Stimmenmehrheit. Sollte bei drei- 
maliger Abſtimmung eine foldde nicht erlangt werden, fo entfcheidet bei der letzten 
Abftimmung die relative Stimmenmehrheit. 

Uebe die amtlihe Stellung und Gefchäftsführung des Präfidenten und 
feines Stellvertreterd, jo wie über die Protocollfführung und Leitung der Canz- 
leigefchäfte, enthält die Landtagsordnung die näheren Beſtimmungen. 

8. 68. Die zweite Kammer befteht ans 

1) zwanzig Abgeordneten der RittergutSbefiger ; 

2) fünfundzwanzig Abgeordneten der Städte; 

3) fünfundzwanzig Abgeordneten des Banernftandes, und 
4) fünf Vertretern des Handels und Fabrikweſens. 

8. 69. Für jedes Mitglied der zweiten Kammer wird ein Stellvertreter 
gewählt. Diefer tritt in Fällen zeitiger Abmejenheit oder Behinderung des 
Mitglieds, ein in Falle des Todes oder gänzlichen Austrittö aber für die 
Dauer des Landtags nur dann, wenn ein folcher Fall erft mährend des 
Landtags, oder fo kurz vor demfelben ftattgefunden hat, daß zu einer neuen 
Wahl feine Zeit übrig ift; außerdem iſt eine neue Wahl ſowohl eines Abge- 
ordneten, als eines Stellvertreter8 vorzunehmen. 

Ueber die Einberufung des Stellvertreters entjcheidet die Kammer. 

$. 70. Die Wahl der Abgeordneten der Rittergutsbefier zu der zweiten 
Kammer und ihrer Stellvertreter erfolgt in Kreis- und Oberlaufiger- Provinzial: 
Berfammlungen. 

Wahlberechtigt find die Befiger der durch das Wahlgefeg hierzu befähig- 
ten Güter, mählber aber nur diejenigen von ihnen, melche ein Gut von 
mindefteng jährlich Sechshundert Thalern reinem Ertrage befigen. 
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Die Wahlen der Abgeordneten der NittergutSbefiger, der Städte und 
des Bauernftandes und der Stellvertreter für felbige, erfolgen nach den Vor⸗ 
fchriften des Wahlgeſetzes. 

Ueber die Wahlen der Bertreter des Handels und Fabrikweſens und 
ihrer Stellvertreter wird befondere gejetliche-Beftimmung erfolgen. . 

8. 71. Alle drei Jahre, am Schluffe eines ordentlichen Landtages 
(8. 115.) tritt ein Theil der Abgeordneten zu der zweiten Kammer aus. 

Um diefen auf einander folgenden Austritt zu ordnen, wird bei dem erſten 
Landtage eine Looſung vorgenommen. In Folge deren treten nach dem erften 
Landtage aus: ſechs Abgeordnete der Nittergutsbefiger, acht Abgeordnete 
ber Städte, acht Abgeordnete des Bauernſtandes und ein Bertreter des 
Handels⸗ und Yabrikftandes, welche die niedrigften Nunımern gezogen haben; 
nach dem zweiten Yandtage fieben Abgeordnete der Nittergutsbefiger, acht 
Abgeordnete der Städte, acht Abgeordnete des Bauernftandes und zwei Ver- 
treter des Handeld- und Fabrikſtandes, welche die nächft niedrigen Nunımern 
gezogen haben, und nach dem dritten Yandtage alle übrigen Abgeordneten, 

Die fpäter gewählten Abgeordneten treten nach dem dritten ordentlichen 
Landtage feit ihrer Wahl aus. 

Die Austretenden können fofort wieder gewählt werden. 

Die Abgeordneten der zweiten Kammer hören auch früher auf, Mit- 
glieder derfelben zu fein, 

a) wenn fie die Wählbarkeit, entweder im Allgemeinen, oder für die Claſſe 

. oder den Bezirk, für welchen fie gewählt worden, verlieren; 

b) wenn fie während der Dauer ihrer ftändifchen Funktion im Etaats- 
dienfte angeftellt oder befördert werden, oder in ein bejoldetes Hofamt 
treten, oder 

ec) wenn der König die Kammer auflöst. " 

In den Fällen unter b und c fünnen jedoch felbige wieder gemählt werben. 

$. 72. Der Präfident der zweiten Kammer und deſſen Stellvertreter 
werden von dem Könige ernannt. 

Zu Anfange jeden Landtags find von der Kanımer vier ihrer Mitglieder 
durch geheime Stimmgebung zu wählen und vorzujchlagen, von denen ber 
König eins als Präfidenten und eins als deſſen Stellvertreter beftellt. 

Die Wahl wird nad) den Beſtimmungen des $. 67 bewirkt. 

Die Landtagsordnung bejtimmt die Funktion beider. 

8. 73. Zur Xheilnahme an einer auf die Ständeverfammlung fich be- 
ziehenden Wahl wird das erfüllte fünfundzwanzigſte, und zur Wählbarfeit 
das erfüllte dreißigſte Altersjahr erfordert. 

8. 74. Weder zur Theilnahme an einer Wahl berechtigt, noch wähl- 
bar find diejenigen, welche 

a) unter Curatel ftehen, Ä 

b) zu deren Vermögen ein Schuldenwefen entftanden ift, es mag dasſelbe 
zum förmlichen Concurs gediehen, oder der Weg der außergerichtlichen 
Erledigung desfelben eingefhlagen worden fein, fo lange nicht ihre 
Gläubiger vollftändige Befriedigung erhalten zu haben, erklären, 

e) diejenigen, welche wegen folcher Vergehen, die nad) allgenteinem Begriffe 
für entehrend zu halten find, vor Gericht geftanden haben, ohne von 
der Anfchuldigung völlig frei gefprochen zu jein. 
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Ob ein Vergehen nach allgemeinen Begriffe für entehrend zu halten fei, 
entjcheidet binfichtlih eines Wahlmannes die Wahlverfammlung, und binficht- 
lich eines Abgeordneten die Kammer. 

, $ 75. Bird ein Staat3diener zum Abgeordneten oder Stellvertreter 
zu einer der beiden Kanımern gewählt, fo bat derjelbe ſolches der vorgejegten 
Dienftbehörde anzuzeigen, damit diefe ermefje, ob die Annahme der Wahl 
genehmigt werden könne, und nöthigen Falls wegen einftweiliger Verſehung 
des Anıt3 Vorſorge treffe. Die Genehmigung kann ohne erhebliche, in dem 
Weſen des Amts beruhende und den Ständen zur Nachricht mitzutheilende, 
Gründe nicht verfagt werden. 

Gerichtsdirectoren und gutöherrliche Beanıte haben die Zuſtimmung ihrer 
Principale, ftädtifche Beamte die Zuftinimung der Stadträthe einzuholen, dieſe 
fann aber une aus denfelben Urſachen verweigert werden, wie die landes- 
herrliche Erlaubniß für die Staatsdiener. 

Ueber Neclamationen wegen vermweigerter Genehmigung entjcheidet Die 
Regirung. 

8. 76. Die Sigordnung in der erften Kammer richtet fich ‚bei den 
$. 63. unter 1 bi3 wit 12 benannten Mitgliedern nad der angegebenen 
Reihefolge, bei den übrigen aber, fo wie in der zweiten Stanımer, nad) dem 
Looſe, melches bei jedesimaliger Eröffnung der Kammer gezogen wird. Für 
die hierbei noch nicht anmefenden Mitglieder zieht der Prafident die Looſe. 

Die Bevollmächtigten und Stellvertreter nehmen die Pläge derer, die fie 
vertreten, ein. 

8. 77. Ueber das Wahlverfahren für beide Kanımern und die Wahl- 
bereshtigung für die zweite Stanımer enthält dag Wahlgefeg die nähere Be- 
ſtimmung. Dasfelbe ift zwar fein integrivender Theil der Berfaffung , kann 
aber ohne ftändifche Zuſtimmung nicht verändert werden. 


2. Wirkſamkeit der Stände. 


$. 78. Die Stände find das geſetzmäßige Organ der Gefanmitheit der 
Staat3bürger und Unterthanen, und als folches berufen, deren auf der Ber: 
faſſung beruhende Rechte in dem durch felbige beftinnmten Verhältniſſe zu der 
Staat3regirung geltend zu machen und das unzertrennliche Wohl des Königs 
und des Yandes mit treuer Anhänglichkeit an die Grundfäge der Berfaffung 
möglichft zu befördern. 

8. 79. Die Angelegenheiten, welche vor die Ständeverfammlung ge> 
hören, find in diefer Verfaflungsurfunde beſtimmt vorgezeichnet. “Dergleichen 
Angelegenheiten können in feinem Falle zur Erledigung an ftändifche Aus- 
ihüffe, an die Kreisftände oder an einzelne ſtändiſche Corporationen ge- 
bracht werden. 

Die Ständeverfamnlung darf aber auch wieder ihrerjeit3 ſich nur mit 
diefen ihr zugewiejenen Angelegenheiten oder den von Könige befonder8 an 
fie gebrachten Gegenſtänden befchäftigen, 

8. 80. Die Stände find verbunden, die von dem Könige an fie ge: 
brachten Gegenftände vor allen übrigen in Berathung zu ziehen. 

8. 81. In beiden Kammirn fünnen die Mitglieder derjelben, mit Aus- 
nahme der 8. 64 in Rückſicht der Herrichaftsbefiger bemerften Fälle, nur 
perfönlich erjcheinen und dürfen Niemanden beauftragen, in ihrem Namen zu 
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ftimmen. Die Abgeordneten haben eine Inftruction von ihren Committenten 
nicht anzunehmen, fondern nur ihrer eigenen Ueberzeugung zu folgen. 

Uebrigens bleibt jedem Mitgliede überlaffen, die an felbiges für Die 
Ständeverfanmlung gelangenden befondern Anliegen weiter zu befördern und 
nach Befinden zu bevorworten. u 

8. 82. jedes Mitglied der Ständeverfammlung leiftet bei feinem erjten 
Eintritte in die Kammer folgenden Eid: 

Ich ſchwöre zu Gott zc. die Staatsverfaffung treu zu bewähren und 
in der Ständeverfammlung das ungertrennliche Wohl des Königs und 
Baterlande8 nad meinem beften Wiffen und Gewiſſen bei meinen 
Anträgen und Abſtimmungen allenthalben zu beobachten. Co wahr 
mir Gott helfe ꝛc. on 

Diefen Eid legen die Präfidenten beider Kammern in die Hände des 
Königs und die Übrigen Dlitglieder der Kammer in der Verfammlung an 
den Borftand derfelben ab. oo 

Üenn ein gemwefener Abgeordneter durch neue Wahl als folcher in eine 
Kanımer eintritt, fo leiftet er die Pflicht bios mittelft Handſchlags unter Ver: 
weifung auf den früher abgelegten Eid. 

$. 83. Jedes Mitglied der Stände kann in der Kammer feine Mein- 
ung frei äußern. Ein Mitglied, welches bei dent Gebraucdhe -Diejes Rechtes 
den Gang der Gefchäfte unftatthafterweife aufhält, oder fich die Mißbilligung 
der Kammier erregende Aeußerungen erlaubt, kann von dem Präfidenten zur 
Ordnung verwiefen werden. 

Die Mitglieder der Kanımer haben fich bei ihren Discuffionen aller Per- 
jönlichkeiten, aller unanftändigen und beletdigenden Ausdrüde, fo wie aller 
Abweichungen von dent vorliegenden Berathungsgegenftande zu enthalten, 
widrigen Falls der Präfident fie zur Ordnung zu verweilen und im Weiger- 
ungsfalle felbft die fernere Wortführung zu unterfagen das Necht hat. Soll⸗ 
ten fie fich felbft perfünliche Ausfälle gegen den Negenten, die königliche Fa— 
milie, die Kammern oder einzelne Mitglieder der Kanımern erlauben und 
obngeachtet der Erinnerung des Präſidenten, hiermit fortfahren, fo ift derfelbe 
berechtigt und verpflichtet, die Zigung für diefen Tag auf der Stelle zu 
ſchließen und in der folgenden Sigung über die Beſtrafung des betreffenden 
Mitgliedes der Kammer vorzutragen, welche entjcheiden wird, ob dasſelbe 
zum bloßen Widerruf oder zum zeitlichen oder gänzlichen Ausſchluß aus der 
Kamnter zu verurtheilen fei. 

Wenn die gerligte Aeußerung ein befonderes Verbrechen oder eine per- 
ſönliche Beleidigung in fich begreift, fo kann das fraglihe Mitglied der Kam- 
mer, es mag nun deilen Ausfchliegung erfolgt fein oder nicht, deßhalb noch 
bor feinem ordentlichen Richter belangt werden. 

Berlangt es der Ausgeſchloſſene, fo ift die Entjeheidung, ob derſelbe 
bei einer künftigen Ständeverfammlung wieder wählbar fein jolle, an den 
Staatsgerichtshof (8. 142.) zu verweifen, fonft ift derfelbe künftig nicht wieder 
wählbar. 

$. 84. Die Stände genießen, ſowohl in ihrer Geſammtheit, als ein- 
zeln , völlige Lnverleglichfeit der Perjon während der Dauer des Landtags. 
Daher darf in3befondere, außer dem Falle der Ergreifung auf frifcher That 
bei einem begangenen peinlichen Verbrechen und dem Falle des Wechjelver: 
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fahrens, fein Mitglied der Ständeverfammlung während ihrer Dauer, ohne 
ausdrädliche Zuftinnmung der Kammer, der felbiges angehört, verhaftet werden. 

$. 85. Geſetzentwürfe kömen nur von dem Könige am die Stände, 
nicht von den Ständen an den König gebracht werden. 

Die Stände fünnen aber auf neue Geſetze, fo wie auf Abänderung oder 
Aufhebung beftehender, antragen. 

Jedem Gefegentwurfe werden Motive beigefügt werden. 

8. 86. Kein Gefeg kann ohne Zuftimmung der Stände erlaffen, ab- 
geändert oder authentifch interpretirt werden. 

8. 87. Der König erläßt und promulgirt die Geſetze mit Bezug auf 
die erfolgte Zuſtinmung der Etände und ertheilt die zu deren Bollziehung 
und Handhabung erforderlichen, fo wie die aus dem Auffichts- und PVermal- 
tungsrechte fließenden, Verfügungen und Verordnungen. 

$. 88. Der König erläßt auch folche, ihrer Natur nach der ftändifchen 
Zuftimmung beditrfende, aber durch das Staatöwohl dringend gebotene Ver- 
prdnungen, deren vorübergehender Zweck durch Verzögerung vereitelt werden 
würde, mit Ausnahme aller und jeder Abänderungen in der Berfafiung und 
dem Wahlgefee. 

Daflir, daß das Staatswohl die Eile geboten, find ſämmtliche Miniſter 
verantwortlich.“ Sie haben deßhalb insgeſammt die Verordnungen zu contra- 
figniren, auch müſſen lettere den Ständen bei der nädjften Zufammenfunft 
zur Genehmigung vorgelegt werden. 

8. 89. In Ausführung der vom Bundestage gefaßten Befchlüffe kann 
die Regirung durch die ermangelnde Zuftimmung der Stände nicht gehindert 
werden. Sie treten fofort mit der vom Könige verfügten Publication in Kraft. 
Es müſſen daher auch die zur Ausführung derfelben erweislich erforderlichen 
Mittel aufgebracht werden; wobei jedoch die Mitwirfung der Stände in An- 
fehung der Art und Weife"der Aufbringung diefer Mittel, in fo weit dieſelbe 
verfaffungsmäßig begründet ift, nicht ausgejchlofien wird. 

8. 90. Der König kann einen an die Kammern gerichteten Geſetzvorſchlag 
noch während der ſtändiſchen Discuffion darüber zurüdnehmen. Dasfelbe kann 
geichehen, wenn ein Geſetzvorſchlag zwar von der Mehrheit der Kammern 
angenommen wird, dabei aber die in 8. 129. erwähnte Abjonderung der Ab- 
geordneten eine8 Standes eingetreten ift. 

8. 91. Wenn die Kammern über die Annahme eines Geſetzvorſchlags 
getheilter Meinung find, jo haben fie vor der Abgabe ihrer Erflärung das 
$. 131. vorgefchriebene Vereinigungsmittel zu verfuchen. 

8. 92. Bleiben auch dann noch die Euriatftinnmen beider Kamnıern 
getheilt,, fo ift zu der Verwerfung des Geſetzvorſchlags erforderlich, dag in 
einer der beiden Kammern wenigſtens zwei Dritttheile der Anmefenden für 
die Verwerfung geftimmt haben. | | 

8. 93. Die ftändifche Erklärung, wodurd entweder ein Geſetzvorſchlag 
ganz abgelehnt wird, oder Veränderungen dabei beantragt werden, muß die 
Angabe der Beweggründe enthalten. 

$. 94. Wird ein von den Ständen mit Abänderungen angenommener 
Gejegentwurf vom Könige nicht genehmigt, fo kann felbiger entweder ganz 
zurüdgenommen, oder vorher noch einmal während desſelben Landtages, mit 
Widerlegungsgründen, in dem vorigen Maße, oder auch mit von der 
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Regirung felbft vorzufchlagenden Abänderungen, an die Stände gebracht 
werden. In beiden legtern Fällen fteht der Regirung frei, die unbedingte 
Erklärung über Annahme oder Ablehnung desjelben zu verlangen. 

$. 95. Ein von den Ständen ganz abgelehnter Gefegentwurf kann zwar 
bei einem folgenden Landtage andermeit unverändert, an fie gebracht werden, 
während desjelben Landtags aber nur in verändertem Maße. 

8. 96. Ohne Zuftimmung der Stände künnen die beftehenden directen 
und indirecten Landesabgaben nicht verändert, auch Dürfen dergleichen Abga- 
ben ohne ihre Bewilligung, mit Ausnahme des in 8. 103 bemerkten Falls, 
nicht ausgefchrieben und erhoben werden. 

$. 97. Die Stände haben die Verpflichtung, fir Aufbringung des 
ordentlichen und außerordentlihen Staatsbedarfs durch Ausjegung der hierzu 
erforderlichen Dedungsmittel zu forgen. Sie haben dagegen die Befugnig, 
hierbei die Nothwendigfeit, Zwedmäßigfeit und Höhe der Anfäte zu prüfen, 
und deghalb Erinnerungen zu machen, auch fich ſowohl wegen der Annahme 
der angejegten Summe, als über die Art der Dedung,, die Grundfäge und 
Berhältniffe, nach welchen die Abgaben und Teiftungen auf PBerfonen und 
Gegenftände zu legen und zu vertheilen find, fo wie über die Dauer und 
Erhebungsweiſe zu entfchließen. 

8. 98. Bei jedem ordentlichen Yandtage ($. 115.) wird den Ständen 
eine genaue Berechnung der in den vorhergegangenen drei Jahren ftattgefun- 
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folgenden drei Jahre, nebft den Borjchlägen zu deſſen Dedung, möglichft bald 
na Eröffnung des Landtags witgetheilt. 

8. 99. Um Beides beurtheilen zu können, werden ihnen ſowohl von 
der oberjten Staat3behörde, als auch auf ihren Antrag, von den betreffenden 
Departementschef3 die nöthigen Erläuterungen gegeben, fo wie Rechnungen 
und Belege mitgetheilt werden. 

Anfäge für geheime Ausgaben können dabei nur in fo weit vorfommen, 
ala eine fchriftliche, von mindeſtens drei verantwortlichen Minifterialvorftänden 
contrajignirte Verſicherung des Königs bezeugt, daß die Verwendung zum 
wahren Beſten des Landes ftattgefunden habe oder ftattfinden werde. 

8. 100. Nah pflichtmäßiger genauen Prüfung der gedachten Berech— 
nungen, Meberfichten und Unterlagen, haben die Stände über den darnad) 
aufzubringenden Bedarf ihre Erklärung an den König gelangen zu laflen. 
In fo fern fie hierbei auf Verminderung der verlangten Summen antragen, 
muß dieſes unter beftimmter und ausführlicher Nachweifung der Gründe dazu, 
fo wie der Gegenftände, bei welchen, und der Art und Weife, wie ohne Hint- 
anfegung des Staatszwecks Erſparniſſe gemacht werden können, geſchehen. 

$. 101. Sind die beiden Kammern bei der Abſtimmung über die 
Bewilligung getheilt, jo tritt zum Zwede einer Vereinigung das in $. 131. 
vorgefchriebene Berfahren ein. 

$. 102. Die ftändifche Bewilligung von Abgaben darf nicht an Be- 
dingungen geknüpft werden, welche nicht das Weſen, oder die Verwendung 
derfelben unmittelbar betreffen. 

8. 103. Die von den Ständen nad $. 100. an die Regirung ges 
langenden Anträge und die Gründe, auf welchen fie beruhen, werden auf das 
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reiflichfte erwogen, auch, fo weit e8 nur immer mit dem Staatswohle ver- 
einbar ift, jederzeit berüdjichtigt werden. 

In dem Falle aber, daß fie unannehmbar befunden würden, die Stände 
hingegen, auf dephalb ihnen gejchehene Eröffnung und andermweite Berathung, 
die Bewilligung in dem verlangten Maße wiederholt ablehnen wollten, Täßt 
der König die Auflagen für den Staat3bedarf, im fo fern fie nicht ausdrück⸗ 
(ih nur für einen vorübergehenden bereit3 erreichten Zweck beftimnt find, 
nach Ablauf der Berilligungszeit durch die oberfte Staatsbehörde, mitteljt 
einer in die Geſetzſammlung aufzunehmenden Verordnung, noch auf ein Jahr 
ausfchreiben und forterheben. In dem zu erlaffenden Ausfchreiben wird der 
befonderen Natur desfelben gedacht und Beziehung auf diefen $. der Ver— 
faffungsurfunde genonmen. Ein folches verlängertes Ausfchreiben kann jedoch 
nur auf ein Jahr erlaffen werden, weßhalb der König längitens ſechs Monate 
por Ablauf diefer Frift eine außerordentliche Ständeverfanmmlung einberufen 
wird. Die Bewilligung wird übrigend nur dann ald abgelehnt betrachtet, 
wenn in einer der beiden Kammern mindeftens zwei Dritttheile der Anweſen⸗ 
den für die Ablehnung geftinnmt haben. 

8. 104. Mit Ausnahme des in 8.103. erwähnten Falles, fol in den 
Ausſchreiben, welche Tandesabgaben betreffen, die ftändifche Bewilligung be- 
fonder8 erwähnt werden, ohne welche weder die Einnehmer zur Einforderung 
berechtigt, noch die Unterthanen zur Entrihtung verbunden find. 

8. 105. Ohne Zuftimmung der Stände kann fein Anlehen gültig ge 
macht werden. 

Wenn in außerordentlichen, dringenden und unvorbergejehenen Fällen 
fchleunige finanzielle Maßregeln erfordert werden, zu welchen an ſich die Zu- 
ftimmung der Stände nothwendig ift, jo ift eine außerordentliche Ständever⸗ 
fammfung einzuberufen. 

Sollten jedoch äußere Verhältniffe eine folde Einberufung durchaus un⸗ 
möglid machen, fo darf der König, unter Verantwortlichfeit der ihn biebei 
berathenden Borftände der Meinifterialdepartenıents, das zu Dedung des 
anßerordentlichen Bedürfniffes unumgänglich Nöthige proviforifch verfügen, auch 
erforderlichen Falles ausnahmsweiſe ein Aulehn aufnehmen ; es find aber die 
getroffenen Mafregeln fo bald, als irgend möglich, der Ständeverfammlung, 
und fpäteften® bei dent nächften ordentlichen Yandtage, vorzulegen, um Deren 
verfaffungsmäßige Genehinigung zu bewirken, auch ift felbiger tiber die Ber- 
wendung der erforderlich gewejenen Summen Nachweiſung zu geben. 

8. 106. Um die Regirung für unvorhergejehene Ereigniffe mit den er: 
forderlichen außerordentlichen Hilfsmitteln zu verſehen, ift ein Reſervefond zu 
bilden, welcher in da8 Budget angenommen und jedesmal bewilligt wird. 

8. 107. Zu Berzinfung und Tilgung der Staatsfchulden beiteht eine 
befondere Staatsfchuldencaffe, welche unter die Berwaltung der Stände geftellt ift. 

Diefe Verwaltung wird durch einen ftändifchen Ausſchuß mit Hülfe der 
von ihm ernannten und vom Könige beftätigten Beamten geführt. Er hat 
auch bei erfolgender Auflöfung der zweiten Kammer feine Geſchäfte bis zur 
Eröffnung der neuen Ständeverfanmlung und erfolgter Wahl eines neuen 
Ausſchuſſes fortzufegen. 

Der Regirung fteht vermöge des Oberauffichtsrechtes frei, von dem 
Zuflande der Kaffe zn jeder Zeit Einfiht zu nehmen. 


IV. Sachſen. 175 


Die Jahresrechnungen tiber @iejelbe werden von der oberften Rechnungs- 
behörde geprüft, und bei jedem ordentlichen Yandtage ($. 115.) den Ständen 
zur Erinnerung und Juftification vorgelegt. Nach erfolgter Fuftification wird 
das Refultat der Rechnungen im Namen der Stände durch den Drud be: 
fannt gemadt. | 

$. 108. Die Stände find verpflichtet und berechtigt, über die Erhalt- 
ung des Staatsguts und des königlichen Hoffideicommiffed in den 8. 18. und 
20. angegebenen Maße zu wachen. 

$. 109. Die Stände haben das Recht, in Bezug auf alle zu ihrem 
Wirkungskreiſe gehörigen Gegenftände dem Könige ihre gemeinfamen Wünſche 
und Anträge in der geeigneten Form vorzulegen. 

Hierzu gehören auch Anträge auf Abftellung wahrgenommener Gebrechen 

in der Landesverwaltung oder Rechtspflege. 
Eben fo ift jedes einzelne Deitglied der Stände befugt, feine auf der- 
gleichen Gegenftände fich beziehenden Wünſche und Anträge in feiner Kammer 
vorzubringen. Diefe entfcheidet, ob und auf welche Weife felbige in nähere 
Erwägung gezogen werden follen, Nimmt fie fich in Folge der gejchehenen 
Erörterung der Sache an, fo Hat.fie den Beitritt der andern Kammer zu 
veranlaflen, indem felbige nur in Webereinftimmung beider Kammern an den 
König gebracht werden ann. 

8. 110. Befchwerden gegen die oberfte Staatsbehörde und einzelne 
Borftände von Minifterial-Departementd ($ 41.) Über die Anwendung der 
Gefege in der Landesverwaltung und Rechtspflege kann, infofern fich deßhalb 
nicht beide Kammern zu vereinigen vermögen, auch jede Kammer allein anbringen. 

Zu Begründung folder Bejchwerden ift in 8. 43. die Contrafignatur 
aller Berordnungen und andern Ausfertigungen in Negirungsangelegenbeiten, 
weiche der König eigenhändig unterzeichnet, angeordnet. 

Unerlaubte Handlungen oder grobe Bernachläffigungen der den Miniſterial⸗ 
Departement8 untergeordneten Staatödiener können nur dann Gegenftand 
ftändifcher Befchwerde werden, wenn der dadurch unmittelbar Verlegte bei dem 
betreffenden Departement vergebend Klage geführt oder fonft die gejeglichen 
Borjchritte gethan hat. 

8. 111. Die Stände können fchriftlihe Beſchwerden der Unterthanen, 
nicht aber Depntationen von Körperfchaften, annehmen. Findet fich, daß eine 
ſolche Beſchwerde noch nicht auf dem verfaffungsmäßigen Wege bis zu dem 
betreffenden Minifterial-Departement gelangt und dafelbft ohne Abhilfe geblieben 
fei, jo bleibt fie unberückſichtigt. Im entgegengefegten Falle, und wenn den 
Ständen die Beſchwerde begründet erfcheint, bleibt ihrem Ermeſſen iberlaffen, 
felbige entweder an das betreffende Departement, oder die oberfte Staatsbe⸗ 
börde abzugeben, oder zu ihrer eigenen Sache zu machen und, nach vorgängiger 
Discuffion in beiden Kammern, dem Könige zur geeigneten Berückſichtigung 
zu empfehlen. Die erfolgte Abftellung folder Befchwerden, oder das Ergeb- 
niß der Erörterung wird ihnen eröffnet werden. 

8. 112. Alle ftändifchen Beichlüffe, welche auf eine Angelegenheit des 
Landes Bezug haben, bedürfen um wirkſam zu werden, der ausdrücklichen 
Sanction des Königs. 

8. 113. Auf jeden von den Ständen an den König gebrachten Antrag 
wird ihnen eine Entjchließung , und zwar im Ablehnungsfalle unter Angabe 
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der Gründe, wo möglich noch während der Ständeverfammlung estheilt werden. 
Died gilt ingbefondere auch, wenn der Antrag auf Erlafjung, Aufhebung 
oder Abänderung eines Geſetzes gerichtet war. 

8. 114. Die Ständeverfammlung darf mit Königlicher Genehmigung 
zu Borbereitung beſtimmt anzuzeigender Berathungsgegenftände und zu Aus- 
führung von Befchlüffen in ftändifchen Angelegenheiten, welche die königliche 
Sanction erhalten haben, Deputationen ernennen, welche zu diefem Zwecke in 
der Zwifchenzeit von einen Landtage zum andern zufammentreten und thätig 
fein können. 


3. Landtag und Gewerbsbetrieb bei felbigem. 


8. 115. Der König wird längftens alle drei Jahre einen ordentlichen 
Landtag einberufen, und außerordentliche, fo oft es Gefeggebungs- oder an- 
dere dringende Angelegenheiten erfordern. 

Eine außerordentlihde Zuſammenkunft der Stände ift jedesinal nöthig, 
wenn ein Regirungswechſel eintritt; die inberufung erfolgt dann biunen 
der nächſten vier Monate. 

Der Ort des Königreichs, wo ber, Lawbtag gehalten werden fol, hängt 
von der jedesmaligen Beſtimmung des Königs ab. 

Zu jedem Landtage werden die Stäude mittelft einer von der oberiten 
Staatsbehörde ausgehenden Bekanntmachung in der Gefegfammlung und durch 
an jeden zu erlaffende Meiffiven einberufen. 

8. 116. Der König ordnet den förmlichen Schluß der Ständeverſamm⸗ 
lung an, kann auch ſolche vertagen und die zweite Kanımer auflöjen, wodurch 
zugleich die erfte für vertagt erklärt wird. 

Die Vertagung darf nicht über ſechs Monate dauern. 

Im Falle der Auflöfung der zweiten Kammer fol die Wahl neuer Ab- 
geordneter zu jelbiger und die Einberufung der Stände ebenfalld innerhalb 
der nächſten ſechs Monate erfolgen. 

$. 117. Der König eröffnet und entläßt die Ständeverſammlung ent 
weder in eigener Perfon, oder durch einen dazu bevollmächtigten Commiſſär. 

8. 118. Eigenmächtig dürfen die Kammern weder jich verfammeln, 
noch nach dem Schluffe oder der Vertagung des Landtags, oder Auflöjnng 
der zweiten Kammer, verfammelt bleiben und beratbichlagen. 

8. 119. Die definitiven Refultate des Landtags werden in eine fürm- 
liche Urkunde, den Yandtagsabfchied, zufammengefaßt, welche die königliche 
Erklärung über die Verhandlungen mit den Ständen enthält, von dem Kö— 
nige eigenhändig vollzogen, den Ständen bei ihrer Entlafjung urjchriftlich 
ausgehändigt und in die Geſetzſammlung aufgenommen wird. 

$. 120. Die Stände mit Ausnahme derjenigen Mitglieder der erften 
Kanımer, welche Kraft erblihen Rechts, oder als Abgeordnete der Capitel 
und der Univerfität, auf Landtagen erjcheinen, befommen, in jo fern jie nicht 
an den Orte, wo der Yandtag gehalten wird, beitändig wohnen, al3 Ent—⸗ 
ſchädigung für dei erforderlichen außerordentlichen Aufwand Tage- und Reije- 
gelder, in dem in der Yandtagsordiuung beftimmten Maße. 

8. 121. Jede Kammer verhandelt getrennt von der andern und hat 
bei den an den König zu bringenden Erklärungen eine Guriatitimme. 

8. 122. Von den föniglichen Deittheilungen au die Kammern ergehen 
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diejenigen, welche auf Abgaben- und Bewilligungsgegenftände Bezug haben, 
zuerft an die zweite Kammer. Bei andern Gegenftänden hängt e3 von dem 
Ermefien des Königs ab, an welche der beiden Kammern folche zuerft gelan- 
gen follen. 

8. 123. Alle königlichen Anträge müfjen, ehe fie bei einer Kammer 
zur Discuffion und Abftunmung gelangen fünnen, von einer befondern aus 
dem Mittel der Kammer beftellten Deputation erörtert werden, welche dar⸗ 
über an die erjtere Vortrag erftattet. 

8. 124. Dergleihen Deputationen werden auch für andere Berath- 
ungögegenftände ernannt. 

$. 125. Diefen Deputationen (88. 123, 124.) werden, jo oft die 
Deputationen ſelbſt darauf antragen, durch königliche Commiſſſarien die nö- 
tbigen Erläuterungen gegeben werden. Es muß jedoch jede “Deputation, vor 
Abgabe ihres Gutachten? an die betreffende Kammer, die ihr von dem könig⸗ 
lichen Commifjär in ihrer Sigung mündlich wmitzutheilenden Bemerkungen 
bören, auch diefelben in Erwägung ziehen und nach Befinden berüdjichtigen. 

8. 126. Jedem Mitglieve der Kammer und königlichen Commiſſär 
fteht frei, der Deputation feine Anficht über den zu berathenden Gegenftand 
ſchriftlich vorzulegen. 

8. 127. DBerathungen der Kamnmiern können nur bei der Anweſenheit 
von mindeſtens der Hälfte der durch die Berfafjung beſtimmten Zahl der 
Mitglieder Staat finden. 

8. 128. Beſchlüſſe können von der erften Kammer nur, wenn minde- 
ſtens die Hälfte, und von der zweiten nur, wenu mindeftens zwei “Dritttheile 
der verfajlungsmäßigen Zahl der Mitglieder in der Sigung anweſend find, 
gefaßt werden. 

Bei der Abjtimmung bat jedes Mitglied, auch der Präſident eine 

Stimme. 

Die Beſchlüſſe werden, außer den 88. 92. 103. und 152. beſtimmten 
Fällen, nach abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt. 

Wenn Gleichheit der Stimmen eintritt, fo iſt die Sache in einer fol⸗ 
genden Sigung wieder zum Bortrage zu bringen. Würde auch in Ddiefer 
Sigung eine Stimmenmehrheit nicht erlangt, jo gibt die Stimme des Prä— 
jidenten den Ausſchlag. 

Iſt der Gegenftand der Berathung ein folcher, wo bles ein Gutachten 
der Stände zu eröffnen ift, jo kann legterem auf Berlangen jebe abweichende 
Meinung beigefügt werden. 

8. 129. Die Abftimmungen geſchehen von den einzelnen Mitgliedern ohne 
Rückſicht auf die Verfchiedenheit der Stände. Es iſt jedoch den Abgeordneten der 
RittergutSbefiger, der Städte und des Bauernſtandes in der zweiten Kammer er⸗ 
laubt, wenn wenigſtens drei Viertheile der Anmwejenden ihren Stand in feinen 
befondern ‚Rechten oder Intereſſen durch den Befchluß der Mehrheit fiir be- 
ſchwert achten, eine Separatſtimme abzugeben» Eine ſolche Zeparatilimute 
muß in die Erklärung der Ständeverfamnlung neben dem Bejchluffe der 
Mehrheit aufgenommen und mit an die Negirung gebracht werden. 

8. 130. Die von einer Kammer an die andere gebrachten Anträge, 
Sejegentwürfe und Erklärungen fünnen erſterer niit Berbefjerungsvorjchlägen, 
welche durch eine ‘Deputation erörtert werden müjjen, zurüdgegeben werben. 
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8. 131. Kömen ſich beide Kammern in Folge der erſten Berathung 
über den betreffenden Gegenftand nicht fogleich vereinigen, fo haben fie aus 
ihrem beiderfeitigen Mittel eine gemeinfchaftlihe Deputation zu ernennen, 
welche unter den beiden Borftänden der Kammern über die Bereinigung der 
getheilten Meinungen zu berathichlagen hat und deren Mitglieder hierauf das 
Refultat ihrer Verhandlungen den Kammern zu anderweiter Berathung vor- 
zutragen haben. Dafern fich diefelben auch dann nicht vereinigen, jo treten 
bei Geſetzgebungs- und Berwilligungsgegenftänden die 8. 128. enthaltenen 
Borfchriften ein. Bei bloßen Berathungdgegenjtänden aber wird alsdann 
von jeder Kanımer eine durch ihren Borjtand im Namen derjelben unterzeich- 
nete befondere Schrift bei der oberften Staatsbehörde eingereicht. 

8. 132. Die Anträge und Beſchlüſſe, tiber welche beide Kammern 
fich vereimigt haben, werden in eine gemeinfchaftliche ftändifche Schrift zu⸗ 
fammengefaßt, welche, von den Vorftänden beider Kammern im Namen der 
Ständeverfammlung unterzeichnet, bei der oberſten Staatsbehörde einge- 
reicht wird. 

8. 133. Nur die oberfte Staatsbehörde ift zur Communication zwifchen 
der Negirung und den Ständen beftimmt; auch die einzelnen Kanımern ftehen 
nur mit diefer Staatsbehörde in unmittelbarer Gefchäftsbeziehung. 

8. 134. Die Mitglieder de8 Miniſterii und die königlichen Com⸗ 
miffarien haben den Zutritt zu den Sigungen der Kammern, Tönnen an 
Discnffionen Antheil nehmen und haben das Recht, zu verlangen, nach dem 
Schluſſe derjelben nochmals gehört zu werden, treten aber, wenn, foviel die 
Commiſſarien betrifft, diefe nicht felbft Mitglieder der Kammer find, bei der 
Anftimmung ab. Nach ihrem Abtritte darf die Discuffion nicht von Neuem 
aufgenommen werden. 

8. 135. Die Situngen beider Kammern find öffentlich. Cie werben 
geheim auf den Antrag der königlichen Commifjarien bei Eröffnungen, für 
welche fie die Geheimhaltung nöthig achten, und auf das Begehren von drei 
Mitgliedern , denen nach dem Abiritte der Zuhörer wenigftens ein Viertheil 
der Mitglieder der Kammer über die Nothwendigkeit der geheimen Berathung 
beitreten muß. . 

8. 136. Die über die Berhandlungen in den Kammern aufgenom- 
menen Protocolle werden durch den Druck befannt gemacht, wenn nicht die 
Geheimhaltung in einzelnen Fällen dur die Kammer befchloffen wird. lm 
die Neaction in angemeflener Weiſe zu beforgen, ijt eine befondere verant- 
wortlihe Deputation zu ernennen. 

8. 137. Die nähern Beitimmungen über den Landtag ımd den Ge- 
jchäftsbetrieb bei jelbigen enthält die Landtagsordnung. 


VIII. 
Gewähr der Verfaſſung. 


8. 138. Der Thronfolger bat bei dem Antritte der Regirung in Ge⸗ 
genwart des Gefammtminifterii und der beiden Präfidenten der legten Stänbe- 
verfammlung bei feinem fürftlichen Worte zu verfprehen, daß er die Ber- 
faffung des Landes, wie fie zwifchen dem Stönige und den Ständen verab- 
ſchiedet worden ift, in allen ihren Beftinmungen während feiner Regirung 
beobachten, aufrecht erhalten und bejchügen wolle. 
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Ein Gleiches ift auch von dem Negirungsverwejer (8. 9.) zu bewirken. 

Die hierüber zu ertheilende Urkunde, wovon ein Abdrnd, in die Gefep- 
fammlung aufgenonmen wird, ift den beiden Präfidenten der Kammern aus- 
zuhändigen, welche fie der nächſten Ständeverfanmlung zu libergeben und 
inmmittelft im ftändifchen Archive beizulegen haben. 

8. 139. Der Unterthaneneid - und der Eid der Eivilftaatsdiener und 
der Geiftlichen aller Confeffionen ift, nächft dem PVerfprechen der Treue und 
des Gehorſams gegen den König und die Geſetze des Yandes, auch auf die 
Beobachtung der Yandesverfaflung zu richten. 

8. 140. Die Stände haben da8 Recht, Beichwerden tiber die durch 
die königlichen Minifterien oder andere Staatsbehörden geſchehene Verlegung 
der Berfaffung in einem gemeinjchaftlichen Antrage an den König zu bringen. 

Diefer wird den Befchwerden fofort abhelfen, oder, wenn ein Zweifel 
dabei obwaltet, jelbige nad) der Natur des Gegenftandes durch die oberfte 
StaatSbehörde oder die oberfte Juſtizſtelle erörtern laſſen. 

Wird die Erörterung der oberjten StaatSbehörde übertragen, fo bat diefe 
ihr Gutachten dem Könige zur Eutfcheidung vorzulegen; wird jelbige aber an - 
bie oberjte Juſtizſtelle verwiefen, jo hat legtere zugleich die Sache zu ent- 
ſcheiden. Der Erfolg wird in beiden Fällen den Ständen eröffnet. 

$. 141. Die Stände haben insbefondere auch das Necht, die Vor- 
jtände der Miniſterien, welche ſich einer Verlegung der Berfajjung ſchuldig 
machen, förmlich anzullagen. 

Finden fie fich durch ihre Pflichten aufgefordert, eine ſolche Anklage zu er- 
hebert, jo find die Anklagepuncte beſtimmt zu bezeichnen, und in jeder Kam- 
mer durch eine befondere Deputation zu prüfen. 

Bereinigen ſich hierauf beide Kammern in ihren Beichlüjjen über die 
Anklage, fo bringen fie diefelbe mit ihren Belegen an den nadjtehenden 
$. 142. bezeichneten Staatsgerichtshof. 

8. 142. Zum gerichtlichen Schuge der Berfafjung wird ein Staats⸗ 
gerichtshof begründet. Diefe Behörde erkennt über Handlungen der Vor— 
Hände der Minifterien, welche auf den Umfturz der Verfafjung gerichtet find, 
oder die Verlegung einzelner Puncte der Verfaſſung betveffeit. 

Ueberdies kann auch noch in den 88. 83. und 153. bemerften Fällen 
an felbige der Recnrd genommen werden. 

8. 143. Der Staatsgerichtshof befteht aus einen Präjidenten, wel- 
der von den Könige aus den erften Vorſtänden der höhern Gerichte ernannt 
wird, und aus zwölf Nichtern, wovon der König ſechs aus den Mitgliedern 
jener Gerichte, und jede Kammer drei, nebft zwei Stellvertretern außerhalb 
der Mitte der Ständeverfammlung, wählt. Unter den von den Ständen ge- 
wählten Mitgliedern müſſen mindeſtens zwei Rechtsgelehrte jein, welche auch, 
mit Vorbehalt der Einwilligung des Königs, aus den Staatsdienern gewählt 
werden können. 

Die Stelle des Präſidenten vertritt im Verhinderungsfalle der erſte der 
vom Könige beſtellten Richter. 

Die Ernennung der Mitglieder erfolgt für die Periode von einem 
ordentlichen Landtage zum andern, und zwar jederzeit am Schluſſe deſſelben. 
Im Falle einer Vertagung des Landtags oder der Auflöſung der zweiten 
Kammer, bleibt der am Schluſſe des vorigen ordentlichen Landtags beſtellte 
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Gerichtshof bis wieder zum Schlufie der nädften Ständeverfammlung 
fortbeftehen. | 

8. 144. Der Präfident und jänmtliche Richter werden für diefen 
ihren Beruf befonder3 verpflichtet und in Bezug auf felbigen ihres Unter- 
thanen- und fonftigen Dienfteides entbunden. 

Weder der König noch die Stände fünnen die Ernennung der Mitglie- 
der während der Zeit, auf welche fie ernannt find, zurücknehmen. 

Nimmt jedoh ein von den Ständen gewählter Richter ein Staatsamt 
an, jo hört er dadurd) auf, Mitglied des Staatsgerichtöhofes zu fein, kann 
aber von der betreffenden Kammer fofort wieder gewählt werden. 

8. 145. Das Gericht verſammelt fih auf Einberufung durch den 
Fräfidenten, welche von diefem fogleich gefchehen muß, wenn er dazu einen 
von den Borftande des Yuftizminifterii contrafignirten Befehl des Königs, 
oder eine von den Präfidenten beider Kammern unterzeichnete Aufforderung, 
mit Angabe des Gegenftandes, erhält. Die Function des Gerichts hört auf, 
wenn der Proceß geendigt ift. 

Der Präſident hat für die Vollziehung der Beſchlüſſe zu jorgen und 
im alle eined Anftandes das Gericht zu verfammeln. 

8. 146. Der Präfident beftellt zur Leitung der vom Staatsgerichts⸗ 
Hofe zu führenden Unterfuhung ein von Könige ernanntes und ein vechts- 
fundiges von den Ständen gewähltes Mitglied. 

Zu jeder hauptjächlichen Entjcheidung werden von ſämmtlichen Mitglie- 
dern, mit Einfluß des Präfidenten, nah Etimmenmehrheit zwei Referenten 
gewählt. Iſt der erfte Neferent ein vom Könige ernanntes Mitglied, fo 
muß der Correferent ein von den Ständen gewähltes fein, und umgelehrt. 
Im Falle der Stimmengleichheit bei diefer Wahl entfcheidet die Stimme des 
Präfidenten. 

8. 147. Bei jedem Beſchluſſe muß eine gleiche Anzahl vom Könige beftellter 
und von den Ständen gewählter Mitglieder anmwefend fein. 

Sollte durch Zufall eine Ungleichheit der Zahl eintreten, welche nicht 
fogleich durch andermweite Ernennung oder durch Eintritt eines Stellvertreter 
gehoben werden kann, fo tritt das legte Mitglied von der überzählenden 
Seite auß; doch darf die Zahl der Richter nie unter zehn fein. 

Den Bräfidenten fteht außer den 88. 146. und 153. bemerften Fällen 
keine Stimme zu. 

Im Falle der Stimmengleichheit entjcheidet die für den Angeflagten 
günftigere Meinung. 

Die Alten des Staatsgerichtshofes werden durch den Druck befannt 
gemacht. 

8. 148. Das Strafbefugnig des Staatsgerichtshofs erftredt fih nur 
auf ausdrückliche Mipbilligung des Verfahrens oder Entfernung vom Amte. 

Wenn felbiger die in feiner Competenz liegende Strafe erkannt bat, 
ohne eine weitere ausdrüdlich auszuſchließen, jo bleibt nicht nur den ordentlichen 
Richter vorbehalten, gegen den Perurtheilten ein weitere® Verfahren von 
Amtswegen eintreten zu laffen, jondern der Staatsgerichtshof hat auch die⸗ 
jem Nichter von dein Ausgange der verhandelten Anklage Nachricht zu geben. 

8. 149. Gegen den Ausſpruch des Staatögerichtshofs findet feine 
Appellation, wohl aber die Berufung auf ein anderweites Ertennmiß Statt. 
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In diefem Falle find zwei andere Mitglieder als Referent und Correferent 
dergeftalt zu wählen, daß, wenn bei dem erſten Erkenntniſſe der Referent 
ein vom Könige beftelltes Mitglied war, der nunmehrige Referent ein von 
den Ständen gewähltes fein muß, und umgelehrt. Auch ift zu einem fol- 
hen anderweiten Verſpruch der Gerichtshof noch um zwei Mitglieder zu ver- 
mehren und daher königlicher Seits noch ein Mitglied eines höhern Gerichts 
außerordentlich zuzuordnen, ftändifcher Seits aber einer der nach $. 143. 
vorher beitimmten Stellvertreter einzuberufen. 

8. 150. Der König wird nicht nur Die Unterfuchung niemal8 hem⸗ 
men, fondern auch das ihm zuftehende Begnadigungsredht nie dahin aus» 
dehnen, daß ein von den Staatögerichtähofe in die Entfernung vom Amte 
verurtheilter Staatsdiener in feiner bisherigen Stelle gelaffen, oder in einem 
andern Juſtiz- oder Staat3verwaltungsamte angeftellt werde, dafern nicht in 
Rückſicht der Wiederanftellung das Erkenntniß einen ausdrüdlichen Vorbe- 
halt zu Gunſten des Berurtheilten enthält. 

8. 151. Die Refignation des Angeflagten hat auf das gegen ihn ein- 
geleitete Verfahren und den Urtheilsipruch feinen Einfluß. 

8. 152... Anträge auf Abänderungen oder Erläuterungen in den Be- 
ſtimmungen der Berfaffungsurfunde, oder auf Zufäge zu derfelben, können 
ſowohl von dem Könige an die Stände, als von den Ständen an den Kö— 
nig gebracht werden. 

Zu einem gültigen Beſchluſſe in diefer Angelegenheit wird die Weberein- 
ſtimmung beider Kammern und in jeder Kammer die Anmwefenheit von drei 
Biertheilen der verfaflungsmäßigen Zahl der Mitglieder, ſowie eine Stim- 
menmehrheit von zwei Drittheilen der Anmefenden erfordert; auch fann von 
den Ständen ein folcher Antrag nicht eher an den König gebracht werden, 
al8 bis in zwei ordentlichen, unmittelbar auf einander folgenden Ständever- 
fammlungen deßhalbe übereinftimmende Bejchlüffe gefaßt worden find. Bei 
dem erften nach Publication der Berfaffungsurkunde zu haltenden Landtage 
kann aber eine Abänderung oder Erläuterung der Berfaflung, oder ein Zu- 
fat zu felbiger, in der Ständeverfanunlung weder beantragt noch bejchlof- 
fen werden. 

8. 153. Wenn über die Auslegung einzelner PBuncte dev Berfaffungs- 
Urkunde Zweifel entjteht, und derſelbe nicht durch Webereinkunft zwiſchen der 
Regirung und den Ständen beſeitigt werden kann, ſo ſollen die für und 
wider ſtreitenden Gründe ſowohl von Seiten der Regirung als der Stände, 
dem Staatsgerichtshofe zur Entſcheidung vorgelegt werden. 

Zu dieſem Behufe iſt von jedem Theile eine Deduction dem Gerichts⸗ 
Hofe zu übergeben, ſolche gegenfeitig mitzutheilen und in einer zweiten Schrift 
zu beantworten, fo daß jedem Theile zwei Schriften freiftehen. Bei der Ent- 
ſcheidung gibt im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Präfidenten 
den Ausſchlag. 

Der hierauf ertheilte Ausſpruch ſoll als anthentifche Intenfion ange- 
jehen und befolgt werben. 

8. 154. Ale Gefege, Verordnungen und Übfervanzen, welche mit 
einer ausdrüdlichen Beſtimmung der gegenwärtigen Verfaſſungsurkunde im 
Widerſpruche ftehen, find in ſoweit ungültig. 

Indem Wir die vorjtehenden Beſtimmungen für dag Staatögrundgefeg 


182 Zweites Buch. 


Unferes Königreich8 hiermit erklären, ertheilen Wir zugleich bei Unferm fürft- 
lichen Horte die Verſicherung, daß Wir nicht nur die darin enthaltenen Zufagen 
felbft genau erfüllen, fondern auch diefe Verfaffung gegen alle Eingriffe und 
Berlegungen kräftig ſchützen wollen. 
Bu deffen Urkund haben Wir gegenwärtige Staatsgrundgeſetz eigen- 
händig unterfchrieben und mit Unferm königlichen Siegel verfehen laſſen. 
So gefchehen und gegeben zu Dresden, am Vierten September, im 
Jahre nah Ehrifti, Unfers Erlöfers und Seligmachers Geburt, Eintaufend 
Achthundert und Einunddreißig. 
Anton 
Friedrih Auguſt, 9. 3. ©. 
(L. S.) Eottlob Adolf Ernft Roftiz und Jänlendorf. 
Dr. Johaun Daniel Merbach. 


B. 


Geſetz, eine Ergänzung und theilweife Abänderung der Paragraphen 
89, 96,98, 102, 103,104 and 105. der Verfaffungsurkunde vom 4. September 
1831 betreffend; vom 5. Mai 1851. 


Wir Friedrih Auguft, von Gottes Gnaden König von Sad: 
jen x. x. x. | 


thun hiermit fund, dag Wir, mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände, 
beſchloſſen haben, die 88. 89, 96, 98, 102,103, 104 und 105 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde vom 4. September 1831 hiermit aufzicheben und an ihre Stelle 
von jest an folgende acht neue Paragraphen zu fegen: 


8. 1. (Berfaffungsurfunde $. 89.) Ausführung der Bundes» 
bejchlüjfe. 

In Ausführung der vom deutjchen Bunde gefaßten Bejchlüffe kann Die 
Regirung durch die ermangelnde Zuftimmung der Kammern nicht gehindert 
werden. Cie treten fofort mit der vom Könige verfügten Publication in 
Kraft. Es müſſſen daher auch. die zur Ausführung derfelben erweislich erforder- 
lichen Mittel aufgebracht werden, mobei jedoch im Uebrigen die Mitwirk- 
ung der Kammern nah 8. 97. der Verfaſſungsurkunde nicht ausgejchloffen ift. 


8. 2. (Berfafjungsurkunde 8.96.) Wirkſamkeit der Stände im Finanz- 
wejen. Zuftimmung Dderjelben zu Beränderung und Erhebung 
der Abgaben. 


Mit Ausnahme der SS. 1, 5, 6 und 8 dieſes Geſetzes bemerkten 
Fälle können und dürfen die beftehenden directen und indirecten Landesabga- 
ben ohne Zuftinmung der Kammern weder verändert noch ausgefchrieben 
oder. erhoben werden. 

Diejenigen Abgaben, welche zu Folge der unter Zuſtimmung der Kam⸗ 
mern mit andern Ztaaten abgefchloffenen Zoll-, Steuer- uud Handelöver- 
träge zu erheben find, fowie die in Gemäßheit dieſer Verträge zu bewir⸗ 
tende Erhöhung oder Herabſetzung derjelben beditrfen keiner befondern Be- 
willigung der Kammern. 
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8. 3. (Berfaflimgsurkunde $. 98.) Staatshanshaltsplan und Rech— 
nungsablegung. 

Bei jeden ordentlichen Landtage (8.115. der Berfaffungsurfunde) wird 
den Ständen eine genaue Berechnung über Einnahme und Ausgabe in der vorlek- 
ten Finanzperiode und ein VBoranfchlag des Staatsbedarfs für die drei nächft« 
folgenden Jahre nebft den Vorſchlägen zu deſſen Dedung möglichft bald nad) 
Eröffnung des Landtags mitgetheilt. 


8. 4. (Verfaſſungsurkunde 8. 102.) DBerbot, die Bewilligung an 
fremde Bedingungen zu fnüpfen. 


Die ftändifche Bewilligung darf nicht an Bedingungen gefnüpft werden, 
welche nicht das Weſen oder die Verwendung der Bewilligung unmittel- 
bar betreffen. 


8. 5. (Berfaffungsurfunde $. 103.) BVBerfahren, wenn über die Be- 
willigung eine Bereinigung mit den Ständen nit erfolgt. 


Die von den Ständen nah $. 100. der Berfaffungsurfunde an die 
Negirung gelangenden Anträge und die Gründe, auf welchen fie beruben, 
werden auf daß reiflichfte erwogen, auch, ſoweit e8 nur mit dem Staats⸗ 
wohle vereinbar ift, jederzeit berüdjichtigt werden. 

Sn dem Falle aber, daß fie unannehmbar befunden würden, die 
Stände hingegen auf dephalb ihnen gejchehene Eröffnung und andermeite 
Berathung die Bewilligung in dem verlangten Maße wiederholt ablehnen 
wollten, nicht minder in dem alle, wenn der Yandtag noch vor erfolgter 
definitiver Erklärung über die Bewilligung aufgelöft wird, läßt der König 
die Auflagen für den nothwendigen StaatSdedarf, infofern fie nicht ausdrüd- 
lich nur für einen vorübergehenden, bereitS erreichten Zweck beftimnt find, 
nach Ablauf der Bewilligungszeit durch die oberfte Staatsbehörde mittelft 


-einer in das Geſetz⸗ und Verordnungsblatt aufzunehmenden Verordnung auf 


ein Jahr ausfchreiben und erheben. 

In dem zu exlaflenden Ausfchreiben wird der befondern Natur desjel- 
‚ben gedacht und Beziehung auf biefen Paragraphen des Geſetzes genommen. 

Ein folche8 verlängertes Ausjchreiben kann jedoch nur auf ein Jahr 
erlaffen werben, weßhalb der König längftens 6 Monate vor Ablauf diefer 
Frift einen anderweiten Landtag einberufen wird... 

Die Bewilligung wird übrigens nur dann als abgelehnt betrachtet, 
wenn in einer der beiden Kammern mindeſtens zwei “Dritttheile der Anweſen⸗ 
den für die Ablehnung geftimnt haben. 


8. 6. (Berfafiungsurkunde 8. 103.) Berfahren bei verjpätigter oder 
verzögerter Bemilliguug. 

Geht die Bewilligungsfrift noch vor erfolgter neuer Bewilligung zu 
Ende, ohne daß einer der 8. 5. vorgefehenen Fälle eingetreten uud ohne 
daß von der Staatäregirung die Einberufung der Stände, oder die Vorlage 
des Budgets, gegen die Beſtimmungen 8. 3. dieſes Gejeged und 5. 115. 
der Berfaffungsurkunde verzögert worden ift, fo werden bie beftehenden 
Steuern und Abgaben noch auf ein Jahr, vorbehättlich der Bewilligung des 
Ausgabebudgets, in der bisherigen Weiſe forterhoben, 


% 
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8. 7. (Berfaffungsurkunde 8. 104.) Form der Ausfhreiben. 


Mit Ausnahne der in den 88. 1, 2, 5, 6 und 8 diefes Gefeges erwähn⸗ 
ten Fälle fol in den Ausjchreiben , welche Landesabgaben betreffen, die Be- 
willigung der Kammern bejonder8 erwähnt werden, ohne welche weder die 
Einnehmer zur Einforderung berechtigt, noc die Unterthanen zur Entrichtung 
verbunden find. 


8. 8. (Berfaffungsurkunde S. 105.) Berfahren, wenn fhlennige 
financielle Maßregeln erforderlid find. 

Ohne Zuftinnmung der Stände kann Fein Anlehn gültig gemacht werden. 

Wenn in außerordentlichen, dringenden und unvorbergefehenen Fällen 
ichleunige financielle Maßregeln erfordert werden, zu welchen an ſich die Zu- 
ſtimmung der Stände nothwendig ift, jo ift eine außerordentliche Stände- 
verſammlung einzuberufen. 

Sollten jedoh die Berhältniffe cine rechtzeitige Einberufung oder 
den Zufamnmentritt der Kammern durchaus unmöglich machen, fo darf der 
König, unter Verantwortlichleit der ihn hierbei berathenden Borftände der 
Miniſterialdepartements, das zur Dedung des außerordentlichen Bedürfniffes 
unumgänglich Nöthige proviforifch verfügen, auch erforderlichen Falls aus⸗ 
nahmsweife ein Anlehn aufnehmen; es find aber die getroffenen Maßregeln 
fobald als irgend möglich der Ständeverfammlung, und fpäteftens bei dem 
nächſten ordentlichen Yandtage, vorzulegen, un deren verfaffungsmäßige Ge- 
nehmigung zu bewirken, auch ift felbiger über die Verwendung der erforder- 
fi gewejenen Summen Nachweiſung zu geben. 

Sämmtliche Minifterien find mit der Ausführung diefes Gejeges, das 
al8 ein integrivender Theil der Verfaſſungsurkunde anzufehen ift, und wor- 
auf die Beſtimmungen des 8. 152. der Tegtern Anwendung zu leiden haben, 
beauftragt. 

Urkundlih haben Wir dafjelbe eigenhändig vollzogen und Unſer könig⸗ 
liches Siegel betdruden laſſen. 


Gegeben zu Dresden am 5. Mai 1851. 


Friedrich Augafl. 


(L. 8.) Dr. Ferdinand Zſchinsty. 


B. Literatur. 
Vergleiche in Anſehung ber Literatur des Staatsrechtes von: 
4. Sachſen. | 

v. Römer, Staatsreht und Statiſtik des Churfürſtenthums Sadfen. DI Tb. 
Halle und Wittenberg, 1787—1192. 

Weiße, Lehrbuch des königl. ſächſiſchen Staatsrechts. Br. T. Leipzig, 1824. 
Bd. 11. 1827. 

Fr. Bülau, Tarftelung dev Berfaffung und Verwaltung des Königreihe Sach 
fen. (8b. I. Berfaffung). Seipzig, 1833. 

Fr. Milhaufer, das Staatsrecht dee Könige. Sachſen. Br. I. Leipzig, 1839. 

3 Grünler, Beiträge zum Staatarecht des Königreihs Sachſen. (Auswär- 
tiges Staatsrecht.) Dresden und Leipzig, 1838. 
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Juſt, H., Geſchichte der ſächſiſchen Verfaffung. Zittau, 1832. 

Krug, W. T., Berhandlungen bes erften Landtages im Königreih Sachſen. 
Leipzig, 1833. 

3.9 H., das Wirken ber Staateregirung und Stände im Königreich Sachſen. 
Leipzig, 1834. 

Biedermann, R., Sachſens Landtag 1844—46. Leipzig, 1846. 

Ders, Die Wiebereinberufung der alten Stände in Sachen. Leipzig, 1250. 

Sünbdenregifter der fächfifhen Kammern von 1849. Grimma, 1849. 
» Helmsborf, E, bie Berfaffungsurkunde für das Königreid Sachſen mit ben 
fie erläuternden Beltimmungen zufammengeftellt. Leipzig, 1839. 

Freimund-Reimar, die Berfaffung des Königreichs Sachſen für den Bür— 
ger und Laudmann. Leipzig, 1831. 

Richter, M. A., Erklärung ber Berfaſſungsurkunden Zwickan, 1832. 

Sporſchil, Bemerkungen über bie Berfaffungsurfunden des Königreihe Sach 
fen. Leipzig, 1832. 

(Wiefand, ©. F.,) Beiträge zur gründlichen Beurtheilung ber befondern ſtaato⸗ 
rechtlichen Berhäftniffe der kgl. ſächſiſchen Oberlaufit: 1832. 

Märder, T., diplomatijch-Fritifche Beiträge zur Gefchichte und zum Staats- 
rechte von S. Bd. I. Leipzig, 1848. 

Sitori, K. Geichichte der Juden in Sachſen mit befondberer Rüdficht auf ihre 
Hechtenerhältniffe. Leipzig, 1848. 

Flath, ſyſtematiſche Darſtellung des im Königreich Sachfen geltenden Polizei⸗ 
rechtes. I—IIE. Leipzig, 1841 -42. 

Heckel, F. E., Sachſens Polizei. Dresden und Leipzig 1810. 

Salza und Lichtenau, C. v., Handbuch des Polizeirechtes. 2te Auflage. 
Leipzig, 1842. 

Herold, E. das Recht der Handwerker und ihrer Innungen. 2te Auflage 
Leipzig, 1811. 

Das Brandverfiherungswefen in den fächfiichen Erblanden. Leipzig, 1843. 

Meinert, F. W., Grundfäge des im Königreih Sachſen geltenden öffentlichen 
Straffenbaurechtes. Leipzig, 1844. 

Büttner, ©. %., die Poftverfaffung des Königr. Sachen. Leipzig, 1819. 


Siehe dazu bezüglich der ftaatsrechtlichen Literatur des Königreichs 
Sachſen — die Kritik von v. Mehl a. a. O., ©. 363. — 

Länger, als die meiften übrigen beutfchen Etaaten hatte Sachjen 
feine alten Einrichtungen beizubehalten vermocht. Selbft ber alte Riß 
von 1815 hatte fie nicht im Wefentlichen erfchüttern können. Wollte 
man ein möglichft getreue® Bild der Zuftände im dentſchen Reiche feben, 
fo bot jre Sachſen par nach ihrer gefchichtlichen Begründung, ihrer gründ- 
lichen juriftifchen Ausbildung, ihrer Schwerfälfigkeit, endlich nach ihrer 
völligen Verſchiedenheit von den Zeitanfichten. Es Klingt faft fabelbaft, 
daß was Römer in feinem Stantsrechte lehrte und fchilberte, noch im 
Sabre 1831 zum großen Theile gültiges Recht war; noch fabelhafter 
vielleicht, daR noch im Jahre 1827 Weiße fein Handbuch des füchfifchen 
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Staatsrechts ſchrieb. Es ift ein vortreffliches Buch; allein welch’ altehr- 
würdigen Hausrath bat es zu fchilvern! 

Dieß ift freilich jett anders geworben. Sachfen ift durch feine Ber- 
faffung von 1831 in eine uene Bahn gelommen, und es find mächtige 
Beränderungen in dem bergebrachten Staatsweſen eingetreten. Freilich 
bis jegt nicht in jtätigem, gemeſſenen Fortſchritte; vielmehr bald fchwer- 
fällig zögernd, bald in finnlofer Weberjtürzung. Somit denn auch weder 
zu allgemeiner Befriedigung, nech als fchließliche Feftftellung. Vielmehr 
haben zweierlei Wahrheiten durch den Verlauf der Dinge in Sachſen 
eine merfwürbige Beftätigung gefunden. Einmal der Satz, daß es weit 
Ichwieriger ift, eine Berwaltung verfaffungsgemäß umzugeſtalten, als dem 
Staate eine neue Verfaffung zu geben, und baß zwifchen beiten vielmehr 
ber Unterfchied von Gedanken und Ausführung ift. Zweitens aber bie 
Lehre, Daß eine die menfchliche Geduld über Gebühr beläftigende Zöger: 
ung bei der Einführung verftändiger und nothiwendiger Berbefferungen 
leicht in die Gefahr einer maaßloſen Ueberforderung und Webertreibung 
ftürzt. Der Unverftand von 1848 und ber Aufftand von 1849 haben 
vorangfichtlih auf lange eine harmoniſche Ausbildung ber Gefege und 
Einrichtungen geftört. 

Dieſem unfertigen und unbefriedigenden Zuftande ver ftaatlichen 
Zuſtände entſpricht denn auch in der That die Literatur über dieſelbe. 
Sie iſt unzweifelhaft weit zurück hinter dem, was bie allgemeine geijtige 
Regſamkeit und insbefondere Die gründliche gelehrte Bildung des Volks— 
ſtammes erwarten Laffen könnte. Es hat fich nur eine fteßweife und dem 
Umfange nach geringe Thätigfeit gezeigt; und Manches ift nicht einmal 
volleundet worden. 


V. 
Hannover. 


A. Einleitung. 


In Hannover wurde eine das ganze Königreich umfaſſende Ber- 
faffungsurfunde in dem Staatsgruntgefege vom 26. Septeinber 1833 
publicirt. König Ernft Auguft befeitigte dieſelbe 1837 und functionirte das 
Berfaffungsgefeg vom 6. Auguft 1840, welches durch das Geſetz vom 
5. September 1348 wejentlich modificirt wurde, 
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B. Quellen. 


Vergleiche in Anfchung des Stautsrchts von Hannover: 

1. Das Landesverfaſſungs Geſetz vom 6. Auguft 1840. 

2. Geſetz, die Aufhebung des 8. 180. des Landesverfaſſungs-Geſetzes 
betreffend vom 10. April 1848. 

3. Geſetz, verfchiedene Aenderungen des Landesverfaſſungs-Geſetzes 
betreffend vom 5. September 1848, | 

4. Geſetz, das Schatcollegium betreffend vom 12. Eeptember 1848. 

5. Geſetz, über bie Wahlen zur allgemeinen Ständeverſammlung 
vom 26. October 1848. 

6. Geſchäftsordnung für bie allgemeine Ständeverſammlung vom 
T. Februar 1850. 

7. Geſetz, die Wahl der Abgeordneten des Standes der Rechtsge⸗ 
lehrten betreffend vom 9. Mai 1858. 

8. Proclamation vom 1. Auguft 1855. 

9. Minifterial-Ansfchreiben vom 1. Auguft 1855. 

10. Proclamation vom 7. September 1856. 

11. Königliche Verordnung vom 16. Mat 1855. 

12. Königlihe BVeroronung vom 1. Auguft 1855, die Abänderung 
des Berfuffungsgefeges vom 5. September 1848 betreffend nebſt Anlage: 
Auszug ans dem Berichte des Bundestags Ausfchuffes vom 22. Mär; 
1855, die hannoverſche Verfaffungs - Angelegenheit betreffend. 

13. Minifteriele Bekauntmachung vom 27. September 1855 nebjt 
dem wieberbergeftellten Patent und Geſetz, die Wahlen ver Deputirten 
zur allgemeinen Ständeverfanmlung betreffend vom 6. November 1840. 

14. Königliche Verordnung betreffend bie Umgeftaltung des Stuats- 
ratbes vom 26. Januar 1856. 

15. Königliche Verorenung vom 7. September 1856. 

16. Gefeg, die Abänderung bes 8. 171. des Landesverfaffungs- 
Geſetzes betreffend vom 7. September 1856. 

17. Königliche Verordnung, die Umgeftaltung des Stuntsrathes Te- 
treffend vom 7. September 1856. 

18. Königliche Verordnung, die Unterordnung penfionirter Löniglicher 
Diener vom 14. Januar 1857. 

19. Geſetz, die Einführung des neuen Finanzcapitel® betreffend von 
24, März 1807: 
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A. 
Das Eandeoverfaffungs-Gefeh vom 6. Auauf 1840. 


Wir Ernft Auguft, von Gottes Gnaden König von Hannover, 
Königlicher Prinz von Großbritannien und Jrland, Herzog 
von Sumberland, Herzog zu Braunfchmweig und Yüneburg x. 


bringen hiedurch zu öffentlichen Kunde, daß, nachdem Wir mit Unferer ge- 
treuen allgemeinen Ständeverjanndung des Königreich auf deren Wunſch, 
nach vorgängiger freien Berathung mit derfelben, eine Berfaffungsurfunde 
für Unfer Königreih unterm 1. d. M. errichtet haben, Wir munmehr in 
vollen Einverftändniffe mit Unfern getrenen Ständen die nachfolgenden 
Beltimnungen al3 das Yandesverfaffungsgefeg "für Unfer Königreich hiemit 
feftfegen und verordnen. 


Erftes Capitel. 
Bon dem Kinigreiche, dem Könige, ber Thronfolge und Regentidaft. 


8. 1. Das Königreich Hannover bildet einen unter demfelben Ber- 
faffungsgefege vereinigten, untheilbaren Staat. 

Kein Beftandtheil desfelben kann ohne Zuftimmung der allgemeinen 
Ständeverſammlung veräußert werden. Briedensfchliffe und Berichtigungen 
der Yandesgränzen begründen hievon eine Ausnahme. 

8. 2. Das Königreich Hannover macht einen Theil des deutichen Bun⸗ 
des aus und theilt al8 folcher alle aus der Bundesverfaſſung entjtehenden 
Rechte und Verbindlichkeiten. Diefe können durch die innere Landesver⸗ 
fafjung nicht abgeändert werden. 

Alle Bejchlüffe der deutfchen YBundesverfanmlung haben, fobald fie vom 
Könige verkiindigt find, verbindliche Kraft für das Königreich. 

Die Mittel zur Erfüllung der hiedurch begründeten Berbindlichkeiten 
werden, unter verfaflungsmäßiger Mitwirkung der allgemeinen Stände, in fo 
weit es deren bedarf, beſtimmt. 

8. 3. Die Regirungsform des Königreichs ift die erblich monardifche. 

Ss. 4. (8 befteht im Königreiche eine landftändifche Verfaffung. 

$. 5. Der König vereinigt als Somverän die gefammte Staatsgewalt 
ungetheilt in Sich, und wird durch die landftändifche Berfafjung nur in der 
Ausübung beftinimter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden. 

8. 6. Im Innern des Staates geht alle Regirungsgewalt allein 
von dem Könige aus. 

Die Behörden, fie mögen vom Könige unmittelbar beftellt fein oder 
nicht, üben diefelbe nur kraft der ihnen von Ihm verliehenen Gewalt aus, 
und verwalten jie unter feiner Oberauſſicht. 

8. 7. Kein Yandesgejeg hat vor der, vom Könige vorgenommenen 
Verkündigung Gültigkeit. 

8. 8. Die bewaffnete Macht und deren Einrichtung, wie auch alle 
in Beziehung auf diefelbe vorzunehmenden Anftellungen,, zu machenden An- 
ordnnungen und zu erlaffenden Befehle hängen allein vom König ab. 

5.9. Der König ijt die Onelle aller Gerichtsbarkeit. 
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Diefelbe wird auf verfafiungsmäßige Weife von den ordentlichen Ge⸗ 
richten des Landes, unter Oberaufficht des Königs, ausgeübt. 

Der König kann den geraden Yauf der Nechtöpflege nicht hemmen. 

In ganz außerordentlihen Fällen fann Er nad Anhörung des Staat3- 
rathes, Moratorien ertbeilen. 

Der König kann Straferkeuntniffe nicht ſchärfen; aber Er bat das 
Recht, erkannte Strafen un Wege der Gnade gänzlich aufzuheben oder zu 
mildern, auch das Strafverfahren wider einen Angefchuldigten einzuftellen 
oder völlig niederzufchlagen. ' 

8. 10. Der König bat allein das Recht, Titel, Rang, Würden 
und Ehrenzeihen zu verleihen und Standeserhöhungen vorzu- 
nehmen. Ausnahmen hievon können nur vermöge erworbenen Rechtes 

| ftattfinden. 

| 8. 11. Der König vertritt das Königreih in allen Berhältniffen zu 
| ben deutfchen Bunde, den einzelnen Bundesftaaten und den auswärtigen 
| Staaten. 

Nur Er ordnet die Sefandtichaften an, fchließt Verträge mit andern 
Staaten ab und erwirbt dadurch nicht nur Rechte dem Königreiche, jondern 
verpflichtet aud dadurch dasfelbe zur Erfüllung der vertragsmäßigen Ver⸗ 
bindlichkeiten. 

Erfordert die Ausführung der Verträge die Bewilligung von Geldwitteln 
| aus der LTandescaffe oder follen die Verträge eine Abänderung beftehender 
| Zandesgejege herporbringen, fo bedarf es biezu der verfaffungsmäßigen Mit« 

wirtung der Stände. 

8. 12. Das Recht der Thronfolge in dem untheilbaren Königreiche 
gebührt dein Mannsftamme aus vechtmäßiger, ebenbürtiger und hbausgefeg- 
lider Ehe. 

Die Ordnung der Thronfolge wird durch die reine Liuealfolge nach 
den Rechte der Erftgeburt beftimnit. 

Erlifcht der Mannsſtamm ber gegenwärtigen föniglichen Linie, jo geht 
die Thronfolge auf den Mannsſtamm der jegigen Braunfhmweig-Wol- 
jenbüttelfchen Linie und, nach deſſen Erlöſchen, auf die weiblide 
Linie, ohne Unterjchied des Sefchlechtes, über, und zwar dergeftalt, daß die 
Nähe der Verwandtſchaft mit dem zulegt vegivenden Könige und, bei gleichem 
Berwandtihaftsgrade, das Alter der Linie, in der Linie aber daS natürliche 
Alter den Borzug verfchafft. 

Dei der Nachkommenſchaft des neuen regirenden königlichen Haufes fritt 
der Borzug des Mannsftammes mit dem Exfigeburtsrechte und der reinen 
Linealfolge wieder ein. 

8. 13. Der König ift volljährig mit dem zurüdgelegten achtze hn= 
ten Jahre. 

8. 14. Nah erledigten Throne tritt der Ihronfolger die Regirung 
des Königreichd unmittelbar an, ohne daß es dazu irgend einer meitern 
Handlung bedarf. 

Der König verkündet Seinen Regirungsantritt durch ein Patent. 

Er verſpricht darin bei Seinem königlichen Worte die unverbrüchliche 
Feithaltung der Berjafjung des Königreichs. 

Die Ürfchrift des mit der Unterſchrift des Könige und dem Regirungs-, 
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Siegel verfehenen Patentes fol in dem Archive der allgemeinen Stände nie- 
dergelegt werden. 

Der König beftimmt, zu welcher Zeit und auf welche Weife Ihm die 
Unter hanen die Huldigung leiſten ſollen. 

Der Sitz der Landesregirung kann außerhalb des Königreichs 
nicht —* werden, falls nicht die Umſtände dieſes dringend erfordern. 

8. 16. Bei längerer Abmejenheit des Königs aus dem Königreiche 
hat derjelbe das Recht, eine Stellvertretung anzuordnen und deren Befug- 
niffe zu beſtimmen. 

Bom Könige hängt es ab, ob Er die Stellvertretung einem Minifter- 
Rathe, oder Einer Perſon anvertrauen will. 

Im letztern Falle gelten Hinfichtlich der perjönlichen Erforderniffe des 
Stellvertreter die Beftimnungen des zweiten Abſatzes des 8. 18. 

Der König Tann dem Stellvertreter Teine ausgedehnten Rechte übertra- 
tragen, als einem Regenten in Gemäßheit der nachfolgenden Borfchrif- 
ten zufteben. 

8. 17. Eine Regentſchaft (NRegirungsverwefung) tritt sin, wenn der 
König minderjährig ift, oder in einen folchen geiftigen Zuftande Sich befin- 
det, welcher Ihn zur Führung der Negirung unfähig mad. 

$. 18. Der König ift zur Anordnung einer Regentjchaft für den 
Thronfolger auf den Fall berechtigt, daß diefer beim Anfalle der Thronfolge 
in einem der beiden, im $. 17. angeführten Fälle fich befinden follte. 

Der König hat zum Regenten einen Seiner regirungsfähigen Agnaten 
zu ernennen; findet fich aber ein folcyer nicht, oder jollte der König Gründe 
haben, von dem, Seinen Agnaten zuftehenden Borzuge abzuweichen, jo kann 
Er einen nichtregivenden Prinzen aus den, zum deutfchen Bunde gehörenden 
fonveränen Fürftenhäufern, welcher das fFünfundzwanzigfte Yebensjahr 
zurücgelegt bat, zum Regenten ernennen. 

8. 19. Hat der König eine foldhe Anordnung für den Thronfdlger 
nicht getroffen, fo gebührt die Regentſchaſt in dem Falle, daß dieſer beim 
Anfalle der Krone minderjährig ift, dem in der Ordnung der Thronfolge 
zunächft ftehenden Agnaten, welcher daB achtzehnte Jahr vollendet hat, auch 
ſonſt regirungsfähig ift. 

Iſt fein regirungsfähiger Agnat vorhanden, fo geht die Regentſchaft 
über auf die Königin, Gemahlin des Königs, fo fern diefe das fünfund- 
zwanzigjte Jahr vollendet hat, nach diefer, auf die leibliche Mutter und end- 
ih auf die Großmutter vwäterlicher Seite. 

Iſt die Thronfolge auf die weibliche Linie übergegangen, jo gebührt die 
Regentſchaft für die dazu nad Erlöfchung des Mannsſtammes zuerft beru- 
fene Königin dem Gemahle derfelben, fall3 diefer das einundzwanzigfte Jahr 
vollendet hat, jodann Ihrer leiblihen Mutter und endlich Ihrer Großmutter 
päterlicher Seite. 

Zu der Negentichaft für den Sohn oder die Tochter einer regirenden 
Königin (Erbtochter), ift zunächſt die Gemahlin oder der Gemahl nach den 
obigen Beſtimmungen, und nad dieſen, die Großmutter miitterlicher Seite 
berechtigt. 

Durch andermweite Bermählung oder Ehefcheidung werden die meiblichen 
Afcendentinen von der Regentichaft ausgeſchloſſen. 


| 
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8. 20. Wenn der König, in Ermangelung einer vorher von Deffen Vof- 
gänger gemachten Anordnung, (8. 18.), nicht wegen Meinderjährigfeit, fon- 
dern wegen Seines geiftigen Zuſtandes zu Führung der Regirung für un- 
fähig gehalten wird, fo haben die vereinigten Minifter binnen drei Mo- 
naten alle volljährigen Agnaten zu einer Zujammenkunft zu berufen, um 
einen Beſchluß darüber zu faflen, ob eine Regentſchaft wirklich nothwendig fei. 

Der in der Ordnung der Thronfolge zuerft zur Regentſchaft berufene 
Agnat nimmt an der Verſammlung feinen Antheil. 

Halten die Agnaten die Anordnung einer Regentjchaft für nothmendig, 
jo theilen die Minifter diefen Beichluß den allgemeinen Ständen zum Zwecke 
ihrer Zuſtimmung mit. So bald dieſe erfolgt, oder eine Friſt von vier 
Wochen nach der Mittheilung ohne eine Erwiederung abgelaufen iſt, tritt der 
in der Ordnung der Thronfolge zunächſt ſtehende Agnat, welcher das acht⸗ 
zehnte Jahr vollendet hat und ſonſt regirungsfähig iſt, als Regent ein. 

8. 21. Iſt ein ſolcher nicht vorhanden, fo iſt von den vereinigten 
Miniftern und den allgemeinen Ständen die deutfche Yundeöverfammlung 
um die Benennung dreier Bundesfürften zu erfuchen, welche einen Prinzen 
aus den zum deutſchen Bunde gehörenden fonveränen Fürftenhäufern zum 
Negenten ernennen. Diefer muß das fünfundzwanzigfte Lebensjahr zurückge⸗ 
legt haben und feinen Aufenthalt um Königreiche nehmen. 

Die Borfchriften dieſes Paragraphen gelten auch fiir den Fall, wenn 
der Zhronfolger minderjährig, eine Anordnung feine Vorgängers nicht ge- 
troffen und ein zur Negentfchaft berechtigtes Mitglied des königlichen Hauſes 
(8. 19.) nicht vorhanden ift. 

8. 22. Der beftellte Regent Teiftet bei Uebernahme der Negentichaft 
einen Eid auf die unverbrüchliche Aufrechthaltung der Yandesverfaffung. 
Sämmtliche Diinifter , der Erblandmarfhall, die Präfidenten uud Bicepräfi- 
denten der allgemeinen Ständeverſammlung follen geladen werden, diefer 
Feierlichkeit beizumohnen. Nach der Eidesfeiftung bringt der Regent den 
Antritt der Regentfchaft durch ein Patent zur allgemeinen Kenntniß. 

8. 23. Der Regent übt, im Namen des Königs, die Staatsgewalt, 
auf diejelbe Weife wie der König aus. 

Der Regent darf jedoch eine Schmälerung der Rechte des Königs, fo 
wie eine Aenderung in dem Grundſyſteme und in den verfaflungsmäßigen 
Rechten der allgemeinen Ständeverjanmlung und der Provincialftände überall 
nicht vornehmen oder geſtatten. 

Auch darf der Regent keine Standeserhöhungen vornehmen. 

$. 24. Die NRegentfchaft hört auf, wenn der König das Alter der 
Volljährigkeit erreicht, oder’ der, an der Ausübung der Regirung Ihn bin- 
dernde geiftige Zuftand aufgehört hat. Weber die letztere ift auf dem im 
8. 20. angegebenen Wege zu enticheiden. Der Regent nimmt an den Ber- 
fammlungen der Agnaten feinen Antheil. Er darf das Berfahren der ver- 
einigten Minifter nicht hindern. 

8. 25. Die Erziehung des minderjährigen Königs gebührt, wenn der 
porige König deßhalb keine Anordnung getroffen hat, der Mutter, und nad 
ihr, der Großmutter väterlicher Seite, falls diefe fich nicht wieder vermählt 
haben; in Ermangelung diefer aber, dem beftellten NRegenten, jedoch mit Bei- 
rath der vereinigten Minifter. 
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° - Der Negent fteht den zur Erziehung des minderjährigen Königs be- 
rechtigten Perjonen zur Seite und ihm gebührt die Entfcheidung, wenn deren 
Anfichten über die Wahl der Erzieher oder über den Erziehungsplan von 
den feinigen abweichen. 

Die Auffiht über die Perfon des durch Geiftesfrantheit an der Aus- 
itbung der Regirung verhinderten Königd und die Sorge für Denjelben darf 
der Regent nicht übernehmen. 

8. 26. Der König al3 Oberhaupt der Familie hat das Recht, durch 
Hausgejege die innern Berhältnifje des königlichen Haufes zu beitimmen. In⸗ 
deß dürfen dadurch die Rechte der Regirungsnachfolger wicht gekränkt werden. 

Die Häusgejege bedürfen der Zuflimmung der allgemeinen Stände 
niht. Durch diefelben können jedoch die Borfchriften der gegenwärtigen 
Berfaffungsurkfunde nicht abgeändert werden. 


Zweites Capitel. 
Bon den Rechten und Berbindlichkeiten der Untertbanen im Allgemeinen. 


8. 27. Die Eigenfchaft eine Landesunterthaus wird nad Geſetz 
und Herkommen erworben und dauert fo lange fort, bis fie auf rechtsbeſtän⸗ 
dige Weije verloren gebt. 

Nur die Pandes-Unterthanfchaft befähigt zu dem vollen Genuſſe der 
bürgerlihen und politifchen Rechte. 

Straferfenntniffe können nicht nur Beſchränkungen, jondern auch jelbit 
den Berluft gedachter Nechte nach jich ziehen. 

Wer nur vorübergehend im Königreiche fich aufhält, ohne in den 
Landesunterthanen- Verband getreten zu fein, ift fir die Dauer feined Auf- 
enthaltes, infofern nicht vechtsgültige Ausuahmen beftehen, den Yandesgejegen 
unterworfen und fteht unter deren Schuße. 

8. 28. Die Freiheit der Perfonen und des Eigeuthums ijt Feiner an- 
dern Einfhränfung unterworfen, al3 welche Gefege und Rechte beſtimmen. 

8. 29. Eine allgemeine Confiscation des Vermögens ift unftatthaft. 

$. 30. Niemand darf verhaftet werden, als in den durch Recht und 
Geſetz beftinnmenden Fällen. 

Der Berhaftete muß binnen vierundzwanzig Stunden vernommen 
und ihm von der Urſache feiner Verhaftung in Allgemeinen Kenntuiß ge- 
geben werben. " 

8. 31. Sowohl in Civil» als auch in Criminalfachen darf Niemand 
feinem ordentlichen Richter entzogen werden, außer in den im Proceßgange 
begründeten, oder von den Gefegen im Boraus beftimmten Fällen, oder wenn 
der König aus befondern Gründen, nad) Anhörung Seines Staatsraths, die 
Sompetenz auf ein anderes ordentliches Gericht zu übertragen für nothwen- 
dig erachten follte. 

$. 32. Feder Landeseinwohner genießt völlige Glaubens» und Ge- 
wiffensfreiheit und ift zu Religiongübungen mit den Seinigen in feinen 
Haufe berechtigt. 

Die Mitglieder der evangeliichen und römiſch-katholiſchen Kirche genie- 
gen gleiche bürgerliche und politijche Hechte. 

Hat ver König chriſtliche Secten aufgenommen, fo genießen fie tie 
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bürgerlichen Rechte. und haben das Recht zum Privatgottesdienfte. Der 
Genuß der politifhen Rechte muß ihnen aber dur ein bejonderes Gefeg 
verliehen werden, und die Befugniß zur öffentlichen Neligionsübung fteht ihnen 
nur in dem Falle zu, wenn der König fie ausdrädlich ihnen eingeräumt hat. 

Auch die Mitglieder folder Sekten dürfen ſich durch Berufung auf 
Glaubensſätze ihren ftaat3bürgerlichen Pflichten nicht entziehen. 

$. 33. Alle Yandesunterthanen find zum Kriegsdienfte gleichmäßig 
verpflichtet, und es jollen feine andere Befreiungen ftattfinden, als welche in 
den Gejegen beſtimmt find. 

$. 34. Alle Yandesunterthanen find nah gleichmäßigen Grundjägen 
zur Tragung der allgemeinen Staat3lajten verbunden. 

Zu diefen Staatslaften gehören auch die Unterhaltung des Heeres ohne 
Unterschied der Waffengattungen und die Striegerfuhrleiftungen. — Für die 
bisherigen Befreiungen von diefer Ztaat3laft erfolgt eine Entfehädigung nicht. 

Jedoch verbleibt denjenigen, welchen nach den an die allgemeine Ständes 
verfanmmlung erlaffenen föniglichen Weferipte von 18. Januar 1822 die 
Befreiung von der Einguartirung und Verpflegung zugefichert worden ift, diefe 
Befreiung, fo weit davon die Artikel 75. und 76. der Militärverordnung 
von 14. Julius 1820 feine Ausnahmen enthalten, ohne daß diejelben zu 
diefer Staatslajt auf andere Art concuriren, als durch ihren Beitrag zu den 
Yandesmitteln, aus welchen für das Naturalquartier eine Bergütung geleijtet wird. 

Ebenſo foll es mit dev Naturalleiftung der ordinären Kriegerfuhren ge- 
alten werden. 

Die nad) den oben genannten Refcripte außerdem noch beftehenden Real- 
ereintionen von allgemeinen Staatslaſten follen ebenfalls ohne Entſchädigung 
mwegfirllen, jedoch verbleibt den bisher Exemten das Recht, die künftig auf fie 
fallenden Naturalleiftungen durch billige Geldbeiträge zu reluiren. 

Die den Mitgliedern der königlichen Familie und den Standesherren zu- 
ftehenden Befreinngen von allgemeinen Staatslaften, wie auch die zum Bor: 
theil der königlichen umd ftandesherrfihen Schlöffer und Gärten in Rüchkſicht 
allgemeiner Staatslaften gemachten Ausnahmen bleiben, mie bisher, in Kraft. 

Dasfelbe gilt von den in diefer Hinficht zum Beten der Sirchen, 
Pfarren, Pfarrwitwenthümer, Schulen und milden Stiftungen gemachten 
Ausnahmen, und zwar folange, big gefjeglich eine Abänderung erfolgt. 

Die den Garnifonsorten etwa obliegenden Nebenleiftungen behuf der 
Sarnijon und der fih daranf beziehenden militärifchen Inſtitute gehören zu 
den in Vorftehenden gedachten allgemeinen Staatlaften nicht. 

8. 35. Niemand kann, abgefehen von privatrechtlihen VBerbindlichkei- 
ten, gezwungen werden, fein Eigenthum oder andere Rechte und Gerechtig⸗ 
keiten zu Staats- oder .andern öffentlihen Zwecken abzutreten, es ſei denn 
gegen vorhergehende vollftändige Entjhädigung, und daß ein Ges 
jet die Abtretung vorfchreibt, oder eine dringende Nothwendigkeit dieſelbe gebietet. 

Iſt die Abtretung durch ein Geſetz vorgefchrieben, fo muß nicht nur 
die Frage, ob jene Abtretung gefchehen fol, jondern auch fiber den Betrag 
der Entihädigung lediglich nad) Vorfchrift der Gefege und zwar von ben 
nach diefen zuftändigen Behörden entjchieden werden. 

Beiteht dagegen über die Abtretung fein außreichendes Geſetz, jo hat 
die obere Berwaltungsbehörde jowohl über die Frage der Abtretung, als ber Die 
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Größe der Entihädigung nad) vorgängiger Vernehmung der Betheiligten zu 
entfcheiden. Gegen dieſe Eutſcheidung ift der Recurs an das Minifterium 
des Innern und gegen die Entfcheidung des Letztern eine Beichwerde an 
den König geftattet, welcher darüber vor Abgabe Seiner Verfiigung das Gut- 
achten des Staatsrath8 erfordern wird. Der Recurs gleichwie die Beſchwerde 
muß binnen dreißig Tagen, von der Meittheilung oder Eröffnung der frü- 
heren Entjcheidung an gerechnet, eingebracht und gerechtfertigt werden. Be⸗ 
zieht fich jedoch der Widerſpruch der Betheiligten auf die Größe der Ent- 
ſchädigung und will er fich in dieſer Hinſicht bei der, von der obern Ber- 
rwaltungsbehörde abgegebenen Entjcheidung nicht beruhigen, jo fteht es ihm frei, 
diefe Sache im ordentlichen Rechtswege zur Erledigung zu bringen. Die Ab- 
tretung felbft darf durch den Rechtsſtreit über die Größe der Entſchädigung richt 
verzögert werden; e8 fann aber der zur Entſchädigung Berechtigte auch in diefem 
Falle vor der Abtretung die Auszahlung der von der Berwaltungsbehörde aus- 
gemittelten Entfchädigung verlangen. ‘ 

Iſt ummiederbringlicher Nachtheil mit dem Verzuge verbunden, fo ent- 
icheidet die höchfte zur Stelle befindliche Nermwaltungsbehörde über Die 
Abtretung. In diefem Falle hält der Recurs das Verfahren nicht auf und 
folgt die Entſchädigung — rüdjichtlich deren übrigens die obigen Grundfäge 
gelten — in möglichft kurzer Friſt nad). 

8. 36. Sämmtliche Landesuntertbanen find den Gerichten erfter 
Inſtanz, der Regel nad, auf gleiche Weife unterworfen. 

Die davon bis jegt beftehenden Ausnahmen follen durch ein zu erlaf 
jendes Gefeß beſchränkt werden: 

1) in Hinfiht des perfönlich befreiten Gerichtsſtandes: 
auf die höheren königlichen und ftändifchen Behörden, die Beſitzer 
landtagsfähiger Nittergüiter, den landfäjfigen Adel, die Officiere, die 
höheren königlichen und ftändifchen Diener, die höhere Geiftlichkeit, 
die gegenwärtig canzeleifäjligen Magiftrate und Städte und wichtige 
Inſtitute; 

2) in Hinſicht des dinglich befreiten Gerichtsſtandes: 
auf die königlichen Schlöſſer, Gärten und Gebände, wie auch auf 
die Domanial-, Stifts- und Kloſter-Guüter, auf die landtagsfähigen 
Rittergüter und die zu dieſen und den ſämmtlichen vorbenannten 
Gütern gehörenden Grundftüde. 

Bis zur Verkündigung des vorgedachten Geſetzes wird in den gegen- 
wärtig beftehenden Gerichtsftands- Privilegien hiedurch nichts geändert. 

Die für gemwiffe Sachen oder Claſſen von Untertanen angeordneten 
Gerichte bleiben bis zu erfolgter Abänderung in ihrer Wirkjamteit. 

Der Gerichtsſtand der nicht vegirenden Mitglieder des königlichen Hau- 
jes richtet ſich nach hausgeſetzlichen Borfchriften. 

8. 37. Hinfichtlih der Trennung der gefammten Criminal-Gerichtsbar⸗ 
feit von allen PBatrimonial-Gerichten der Geiftlichkeit und Gutsbefiger , be- 
bält e8 bei der Beitimmung des 8. 23. des Geſetzes vom 13. März 1821 
fein Bewenden. 

$. 38. Werden Anſprüche aus einem Privatrechte gegen den Fiſcus 
oder von demfelben geltend gemacht, fo gehört die Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung der hieraus entftehenden Nechtöftreitigfeiten zur Competenz der 
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der ordentlichen Gerichte und zwar, fo weit dies nach den bisherigen Ge- 
fegen noch nicht der Fall gewefen, rüdjichtlih der, nach den Tage der Pub- 
lication diefer Verfaſſungsurkunde entftehenden Forderungen. 

Daher follen aud die, al® ammnier-Meierangelegenbeiten durch die 
SGöhrder Eonftitution vom 19. October 1719 der gerichtlichen Cognition 
entzogenen Abmeierungsfachen und Streitigleiten über den modum servi- 
tiorum den ordentlihen Gerichten durch ein unverzüglich zu erlaſſendes Ge- 
feg wieder überwieſen werden. 

Die Vollziehung der gerichtlichen Erfenntniffe findet gegen die in den« 
jelben bezeichnete Behörde oder Kaffe ftatt. 

8. 39. Glaubt Jemand durch einen Staatsvertrag oder durch die 
Gejeggebung in feinen mwohlerworbenen Rechten fich verlcht, fo Tann er 
deßhalb einen Rechtsanſpruch weder wider die Krone, noch wider eine Ver- 
waltungsbehörde bei den Gerichten des Landes geltend machen. 

8. 40. Die Frage über Nothmwendigfeit und Zweckmäßigkeit des von 
einer Verwaltungsbehörde innerhalb ihrer Zujtändigfeit beobachteten Ver⸗ 
fahrens, kaun nicht zum Gegenftande eines Nechtöftreite® gemacht werden. — 
Zind aber durch unrichtige oder unbefugte Anwendung oder Auslegung 
ter Staatöverträge oder Geſetze, oder auf fonftige Weiſe von einer Verwal⸗ 
tung3behörde widerrechtlich Privatrechte verlegt und zugleich die Erforderniffe 
einer Entihädigungsverbindlichfeit und privatrechtlihen Grundjägen vorhan- 
den, fo kann die Permwaltungsbehörde auf Schadenserjag belangt werden. 
Die Gerichte dürfen indeg eine folche Klage nur dann annehmen, wenn der 
Kläger nachgewiefen bat, daß er bereitS bis zur höchften Verwaltungsbehörde 
un Abhilfe feiner Befchwerde vergeblich uachgefucht habe 

8. 41. Die Ablöslichkeit der grund- und gut3herrlichen Nechte und die 
Grundfäge über die dafür zu leiftende Entſchädigung, wie ſolche durch die 
Ablöfungsgefege vom 10. November 1831 und 23. Julius 1833 beftinmit 
worden, bleiben als ein verfaffungsmäßiges Necht ſowohl der Berechtigten 
al3 der Berpflichteten in Kraft. Cine Abänderung der Beſtimmungen über 
die Ablöjung rer Erbpadhten in Oftfriesland im gejeglichen Wege, bleibt je- 
doch vorbehalten. 

8. 42. Jeder Pandesunterthan hat dag Recht, in angemefjener Form 
und unter Beobachtung rer darüber erlaffenen oder noch zu erlaffenden Bor- 
Schriften, Gefuche oder Bitten an den König, an die allgemeine Ständever- 
jammlung, (cf. 8. 127.) an die Provincial-Tandichaften und an die Yandes- 
bebörden zu bringen. 

Auch kann Jeder in feinen Angelegenheiten über geſetz⸗ und ordnungs⸗ 
widriges Verfahren einer Behörde, oder über Verzögerung einer Entſcheidung 
bei der unmittelbar vorgefegten Behörde Beſchwerde führen und diefelbe bis 
zur höchſten Behörde verfolgen. 

Mehrere Gemeinden oder Corporationen dürfen tiber Angelegenheiten, 
in Rückſicht deren fie nicht in einem verfafjungsmäßigen Verbande‘ mit ein- 
ander ftehen, keine gemeinfchaftlihen Geſuche übergeben. ’ 

8. 43. Jedem Landeinwohner fteht das Recht zu, unter Beobachtung 
der gejeglicden Beſtimmungen auszumandern. 

8. 44. Die befondern Rechte der Standesherren, namentlich des Her⸗ 
3098 von Arenberg, des Herzogs von Looz-Corswaaren, des Fürften 
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von Bentheim, der Grafen von zu Stolberg-Werningerode und 
Stolberg-Ztolberg find durch Verordnungen und königliche Zuficherumgen 
feftgeftellt. 
| Drittes Capitel. 
Bon den Gemeinden und Körperjchaften. 


8. 45. Jeder Pandeseinwohner, jedes Grundftüd und jedes Haus muß 
in Beziehung auf die öffentlihen Verhältniffe, einer Gemeinde oder einem 
Berbande mehrerer Gemeinden, oder aber einem für ſich beftehenden bebau- 
ten Domanial- oder fonftigen Gute angehören. 

Größere unbebaute Grundbefigungen, deren Vereinigung mit Gemeit- 
den, Gemeinde-VBerbänden oder Gütern nach ihrer Belegenheit unzweckmäßig 
ift, können von der obern Berwaltungsbehörde von diefer Beſtimmung aus- 
genommen merden. 

846. Die in Folge polizeilicher Einrichtungen erforderlichen Ausga— 

ben und Yeiftungen find fowohl die Gemeinden, al3 auch die flir ſich beftehen- 

den Domänen und Güter und unbebauten Grundbefigungen zu tragen ver- 
pflichtet, foweit folhe nicht Dritten, vermöge Gefeges, Herkommens oder Ver— 
trag3 obliegen. - 

8. 47. Jedes Mitglied einer Gemeinde, jo wie jedes zu folcher ge- 
hörige Haus oder Grundſtück muß zu den aus den öffentlichen Verhältniſſen 
der Gemeinde entjpringenden Laſten verhältnigmäßig beitragen. 

Wenn ein Anſchluß von Domänen, Gütern, Häujern oder fonftigen 
Befigungen an eine Gemeinde oder an einen Gemeinde-Berband ftattfindet, 
jo können gegenfeitig, ohne vorgängige Vereinbarung unter den Betheiligten 
über Ausgleihung oder Entfhädigung, feine Laſten übertragen werden, welche 
lediglich zur Erfüllung früherer, aus der Zeit vor der Bereinigung berrühr- 
enden Berbindlichfeiten dienen. Dagegen haben die Hinzutretenden zu den 
übrigen Laften der‘ Gemeinde, fo meit diefe aus deren öffentlichen Verhält- 
niffen entfpringen, verhältnigmäßig beizutragen. 

8. 48. In den privatrechtlichen Berhältniffen der einzelnen zu einen 
Gemeinde-Verbande bereit® gehörenden, oder in denfelben künftig anfzuneh- 
menden Mitglieder, Güter und Grundftüde, wird an ſich durch die Beitinun- 
ungen der vorftehenden Paragraphen nicht3 verändert. 

8.49. Die neue Erwerbung einer Eremtion von Gemeindelaften ift unftatthaft. 

Was die beftehenden Eremtionen von Gemeindelaften anbelangt, jo follen 

a) Nealeremtionen auf Antrag der Gemeinden und zwar fo meit fie recht: 

lid) begründet find, nur gegen die vorgängige Entſchädigung aufgebo- 

ben merden. Nur allein die königlichen und flandesherrlihen Schlöffer 

und Gärten bleiben unbedingt, die Grundftüde der Kirchen, Pfarren, 

Pfarrwitwenthimer, Schulen und milden Stiftungen aber bis zu wei- 

terer gejeglicher Beſtimmung im der rechtlich Heftehenden Ausdehnung 

pon der Concurrenz zu Gemeindelaften befreiet. 

.b Perfönliche Befreiungen von Gemeindelaften follen nicht ferner ftatt- 
finden, jedoch bleibt die gefegliche Beftimmung der Fälle, in welchen 
ausnahmsweiſe ein perſönliches Recht auf Befreiung von Gemeinde- 
laften beizubehalten fein möchte, vorbehalten. Bis zur Erlaſſung diefer 
Geſetze bleiben die bisherigen Orundfäge in Kraft. 
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8. 50. Haben Einzelne ſowohl im Falle des Anſchluſſes ihrer bisher 
nicht zur Gemeinde gehörenden Befigungen, als auch bei Aufhebung der 
Realeremtionen in der Gemeinde allein oder vorzugsweiſe Ausgaben und 
Laften für die öffentlichen Zmede oder für die Bedürfniffe einer Gemeinde 
getragen, jo fol, auf der Erjtern Antrag denfelben eine folche Ausgabe oder 
Laſt verhältuigmäßig gegen eine von ihnen zu leiftende Entſchädigung abge- 
nommen oder bei Uebernahme anderer Gemeindelaſten angerechnet werden. 

$. 51. Die Bejiger derjenigen bisher eremten Güter und Höfe, welche 
entweder durch Anfchluß ihrer Befigung in eine Gemeinde neu eintreten oder 
deren rechtlih begründete Erention von Genieindelaften aufgehoben wird, 
jollen befugt fein, die ihnen dadurch zufallenden Naturaldienfte und Leiftun- 
gen durd) billige, der Gemeinde dafür zu leiſtende Geldvergütungen zu re- 
luiren, injofern nicht dringende Gefahr im Verzuge ift,. oder nicht Paften in 
Frage kommen, welche von den Eintretenden ſchon vorher in natura zu tra⸗ 
gen waren. 

8. 52. Denjenigen, welche durch den Anſchluß an eine Gemeinde oder 
burch Aufhebung der Eremtionen in die Laſten der Gemeinde mit eintreten, 
fol ein ihrer Concurrenz zu diefen Yaften, ihrem Intereſſe an den Gemcinde- 
Angelegenheiten und ihren Berhäftniffen zu andern Mitgliedern der Gemeinde 
entiprechendes Stimurecht beigelegt werden. Auch follen die Befiger ganzer 
Güter befugt fein, folches durch Bevollmächtigte auszuüben. 

Die etwaige Befugniß anderer Gemeindeglieder, inSbefondere der Be- 
figer der oben erwähnten Güter in ihrer Eigenfchaft als Befiger pflichtiger 
Befigungen, das Stimmrecht in der Gemeinde durch Bevollmächtigte aus— 
üben zu lafjen, wird durch die vorftehenden Beſtimmungen nicht verändert. 

$. 53. Seine Gemeinde fann mit Ausgaben oder Yeiftungen befchmert 
werden, wozu fie nicht durch Recht oder Geſetz verbunden ift. 

Dafjelbe gilt von mehreren in Einem Berbande ftehenden Gemeinden. 

$. 54. Zur Bildung einer Gemeinde, wie überhaupt einer jeden Cor- 
poration, wenn dieje auch nicht von der Regirung ausgeht, gehört die Ge- 
nehmigung der zuftändigen obern Dermwaltungsbehörde. Ohne dieje kann 
auch eine beftehende Gemeinde ihren Gemeinde-Verband meder durch Auf- 
nahıne anderer Gemeinden erweitern, noch durch Bildung neuer Genteinden 
verändern, noch ihre Gemeindeverfafjung eigenmächtig abändern. Ä 

$. 55. Die Bulaffung neuer Mitglieder in eine Gemeinde kann gegen 
den Willen der Yegtern nur aus einem in den beftehenden oder noch zu er= 
laflenden Geſetzen beftimmten Grunde ftattfinden. . 

Bei Befegung von An- und Abbauern, welche der Gemeinde bereits 
angehören, in welcher fie bauen wollen, ift die Gemeinde jedesmal mit ihren 
etwaigen Einwendungen zu hören. 

Ss. 56. Den Öemeinden und den Berbänden niehrerer Gemeinden fteht 
das Recht zu, ihre Vermögen jelbft zu verwalten. 

Die Oberaufficht der Verwaltungsbehörde über diefe Vermögensverwal⸗ 
tung, fo wie über die Bertheilung und Berwendung der Gemeinde - Abgaben 
und Yeiftungen darf fich nicht weiter erftreden, al3 dahin, dag das Vermö— 
gen erhalten, dejien Einkünfte ihrer Beſtimmung und den Velten der Ge- 
meinde gemäß verwandt und bei Anordnung und Vertheilung der Gemeinde⸗ 
Abgaben angemefjene, auch die Rechte der Übrigen Landeseinwohner und das 
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allgemeine Wohl nicht verlegente Grundfäge befolgt werden. And fleht der 
Berwaltungsbehörde die Entjeheidung von Beſchwerden zu, welche gegen die 
Gemeindevermaltung erhoben werden möchten. 

Die Einführung neuer oder die Abänderung beftehender Beitragsver- 
hältniffe in Beziehung auf Abgaben und Leiftungen der Gemeinden oder Ge- 
meindeverbände, kann, unter Beobachtung der darımter beftehenden Recht3- 
grundfäge, durch Gemeindebeſchluß, jede nur unter Veftätigung der obern 
Berwaltungsbehörde gefchehen. 

8. 57. Die Verbindlichkeiten der Gemeinden, fowte überhaupt aller 
Corporationen verpflichten die NRegirung nicht. Das Vermögen und Ein- 
kommen derfelben und ihrer Anftalten darf nie al8 Staatsvermögen behan- 
delt und nicht mit den Staatseinnahmen vereinigt werden. 

8. 58. Die ftädtifchen Ubrigfeiten und deren Mitglieder, wie and) 
die Beamten der Landgemeinden find zur Verwaltung Ter Gemeindejachen, 
fowie zur Beforgung der ihnen durch Gefeg, Verfaffung oder Herlommen 
oder von den höheren Behörden übertragenen Landesangelegenheiten in ihrer 
Gemeinde verpflichtet. In Fallen, wo ein Gemeinde- Beanıter die Erfüllung 
diefer Berpflichtungen vermöge feiner Eigenfchaft al3 Gemeinde - Beanıter ab» 
lehnen zu können vermeint, entjcheidet hierüber die Regivung. 

F. 59. Die Verfaſſung und Verwaltung der Städte wird nad) vor: 
gängiger Verhandlung mit denfelben, durch zu verfündigende, vom Könige 
zu vollzichende Urkunden oder Neglements nach folgenden Grundſätzen ge- 
ordnet werden: , 

1) die Bürgerfchaften ernennen durch freie Wahl ihre Vertreter, jedoch 
nicht auf deren Lebenszeit; 

2) die Stände haben das Net, ihre Magiſtrate und übrigen Ge- 
meindebeanıte jelbjt zu erwählen. An den Wahlen nehmen die Bürgerfchaf- 
ten mit den Magiftraten, erftere durch ihre Vertreter Theil. Die höhere 
Beitätigung ift nur bei den Wahlen der ftimmpführenden Meitglieder des Ma— 
giftrat3 und des Stadtgericht3, fowie bei dem Stadt-Rechnungsführer er: 
forderlich. ‘ 

Uebrigens follen bhierunter etwaige nähere Beitimmungen, theils über 
ein fernes Aufrüden der einmal Angeftellten, theils über die Präfentation 
mehrerer Perſonen zur Auswahl der Regirung nicht ausgefchloffen werden. 

3) die Vertreter der Dürgerfchaft nehmen wenigftens an allen Angelegen: 
beiten Autheil, welche da8 Vermögen der Stadt, deren Rechte und Öerechtig- 
keiten, wie auch deren Berbindlichkeiten betreffen, namentlich) an der Veran- 
lagung und Bertheilung neuer und der abermaligen Prüfung bejtehender Ge- 
meindeabgaben, Yaften und Leitungen. 

4) Ihrer Controle ift die Verwaltung des ftädtijchen Vermögens und 
die Rechnungsablage Über diefelbe unterworfen. 

5) Gemeinſchaftliche oder übereinftimmende Befchlüffe des Meagiftrats 
und der Bertreter der Bürgerfchaft über die Verwendung der laufenden 
Einnahme aus dem Genmeindevermögen bedürfen in der Negel der höhern 
Beitätigung nicht. 

Indeß muß der Magiftrat im Anfange eines jeden Rechnungsjahres 
einen von den Vertretern der Bürgerſchaft genehmigten, der ftädtiichen Ber: 
waltung als Vorſchrift dienenden Haushaltsplan, und nah Ablauf des 
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Rechnungsjahres einen Auszug aus den von den Bertretern geprüften und 
von dem Magiftrate abgenonmenen ftädtifchen Rechuungen der Bürgerfchaft 
befannt machen und der die Cheraufficht führenden Regirungsbehörbe einfenden. 

Auch hat die obere Verwaltungsbehörde alljährlich eine Euperrevifion 
der Rechnungen vorzunehmen. Ueber die aus diefer Superrevifion hervor- 
gehenden monita hat der Magiftrat unter Zuziehung der Vertreter mit den 
Rehnungsjührern zu verhandeln, die alsdann verbleibenden Differenzen ent- 
jcheidet die obere Berwaltungsbehörde. 

6) Die Regirung kann unter den Mitgliedern der Magijtrate die Per- 
jon bejtimmen, welche die ſtädtiſche Polizei beforgen fol. Auch kann fie, 
wo bejondere Umftände ſolches erforderlich machen, eine eigene Polizeibehörde 
anordnen. Die dadurch verurſachten außerordentlihen Koften trägt die 
Regirung. Aber auch in dieſem Falle foll den Magiftraten die Beforgung 
Deſſen verbleiben, was die Gewerbeverhältniſſe, die Einrichtung, Verwaltung 
und Beauffichtigung der ftädtifchen Güter und Anftalten, und der fir ge- 
meinfame ſtädtiſche Zwede beftimmten Privatanftalten zum Gegenftande hat. 

Schon beftehende Verfafjungsurfunden einzelner Städte werden bei Re- 
vidirung derfelben, unter Berückſichtigung der Yocalverhältniffe, fowie unter 
Zuziehung von Vertretern der Bürgerjchaft mit den vorftehenden Grunbfägen 
in Uebereinjtimmung gebracht werden. 

Diefe Grundjäge find gleichfalls bei Feſtſetzung der Berfaflung der 
Flecken, jedoh unter dem duch die Verhältuifie gebotenen Befchränkungen 
und Ausnahmen, zur Anwendung zu bringen. 

S. 60. Den Yandgemeinden fteht unter Aufficht der VBerwaltungsbe- 
hörden die eigene Verwaltung ihres Vermögens und die Negulirung der 
ihnen obliegenden Gemeindeabgaben und Yeiftungen zu. 

Es follen die Yandgemeinden in der Regel das Recht haben, ihre Ge— 
meindebeamte mit Vorbehalt obrigkeitliher Beftätigung zu wählen. Ausnah- 
men von diefer Regel finden auf den Grund vorhandener Berechtigungen 
ftatt; fie können aber auch wegen befonderer Berhältniffe in den Gemein- 
den befteben. 

8. 61. Die behufs Einrichtung der Landgemeinden zu erlaffenden ge: 
jeglichen Beftimmungen,, in fomweit es deren bedarf, find in Wege der Pro- 
vinziabgeſetzgebung zu treffen. 

F. 62. Den in den verjchiedenen Provinzen beftehenden ritter- 
ſchaftlichen Corporationen verbleiben ihre ftatutenmäßigen Rechte. 

Den Ritterfchaften fteht die Befugniß zu, ihre Statuten mit königlicher 
Genehmigung abzuändern oder neue Statuten einzuführen. Auch find Die» 
felben insbejondere befugt, mit Föniglicher Genehmigung Vereine zur Erhal» 
tung ihrer Güter zu errichten. 

Bierte3 Capitel. 
Ben ten Kirchen, Unterrichtsunftalten und milden Stiftungen. 

8, 63. Der evangelifchen und römiſch-katholiſchen Kirche werden freie 
öffentliche NReligiongübung und ihre verfaſſungsmäßigen Rechte 


zugeſichert. 
8. 64. Dem Könige gebührt, kraft der ihm zuſtehenden Staatsgewalt, 
über beide Kirchen das Oberaufjichts- und Schugredt. 
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8. 65. Die Anordnung der geiftlichen Angelegenheiten bleibt, unter 
Dberauffiht des Königs, der in der Verfaffung einer jeden dieſer Kirchen 
gegründeten Kirchengewalt überlafien. “ 

8. 66. In der evangelifchen Kirche werden die Rechte der Kirchen: 
gewalt vom Könige in Gemäßheit der beftehenden Kirchenverfafiung unntittel- 
bar oder mittelbar durch die Confiftorial» oder Presbyterialbehörden , melche 
aus evangelifchen Geiftlichen und weltlichen Perſonen beitehen follen, unter 
königlicher Oberaufſicht ausgeübt. Jedoch find Fünftig etwa zu tveffende 
nähere Beftimmungen über die innere Organifation und den Gefchäftäfreis 
diefer Behörden nicht ausgeſchloſſen. 

Dur ein Geſetz kann die ftreitige und freiwillige Gerichtsbarkeit der 
Confiftorien den weltlichen Gerichten beigelegt werden. 

Den Gemeinden und Einzelnen follen die in Hinfiht der im eriten 
Abfage diefes Paragraphen erwähnten Verhäftniffe ihnen zuftehenden Rechte 
ungekränkt erhalten werden. 

Sollten für das Königreich oder ganze Yandestheile neue Kirchenordnun- 
gen erlaffen oder in weſeutlichen Grundſätzen derfelben, und namentlich in 
der Liturgie Veränderungen gemacht werden, jo ift darüber mit einer von 
Könige zufammenzuberufenden Verſammlung von geiftlihen und weltlichen 
Perjonen, welche theils vom Könige beftimmt, theils von den Geiftlichen und 
Gemeinden in den betreffenden Pandestheilen auf die fodann durch die Ber- 
ordnung zu beftimmende Weife gewählt werden, zu berathen. ” 

8. 67. Bekennt fih der König oder der Regent nicht zur evange- 
liſchen Kirche, fo werden die Rechte von der Kirchengewalt einjtweilen von 
den vereinten evangelifchen Staat3miniftern ausgeübt. Zur Sicherſtellung 
des Rechtszuſtandes der evangelifchen Kirche follen fodann über die Art und 
Weiſe der Ausübung der Kirchengemwalt die erforderlichen Anordnungen, mit 
Zuſtimmung der allgemeinen Ständeverfammlung, getroffen werden. - 

8. 68. In der vömisch-Fatholifchen Kirche gebührt den Bifchöfen 
oder Adminiftratoren der Diöcefen Hildesheim und Osnabrück die Ausübung 
der Kirchengewalt in Gemäßheit der Verfaſſung diefer Kirche. 

Die im $. 64. namhaft gemachten Rechte der Staatsgewalt werden 
auch in Hinficht der Verwaltung des Vermögens der einzelnen römifch-katho- 
liſchen Kirchen und der Ffirchlichen und milden Stiftungen vom Stönige un- 
mittelbar, oder mittelbar durch die von Ihm dazu beftellten Behörden ausgeübt. 

S. 69. Alle allgemeinen Anordnungen der römiſch-katholiſchen Kirchen— 
Behörden, welche nicht rein geiftliche Gegenftände betreffen, Können nur 
nach vorher erfolgter ausdrüdlicher Königliher Genehmigung verfündigt 
und vollzogen werden. 

Detreffen jene Anordnungen veine Ölaubens-, kirchliche Lehr— 
und Disciplinarfachen, fo find fie vor Deren Bekanntmachung, behuf 
Ausübung des Oberaufſichtsrechts ($. 65.) dem Könige zur Einficht vorzulegen. 

S. 70. Ale amtlichen Commmmicationen mit den päpftlichen Stuhle 
und mit ausmärtigen Kirchenverfammlungen müſſen dem Könige zur Einficht 
porgelegt werden. 

Die vom päpftlihen Etuhle oder von auswärtigen Kirchenverfammlun: 
gen an die römifch=Fatholifche Kirche im Königreiche, an ganze Kirchengemein- 
den oder am einzelne Perfonen in vdenjelben zu erlafjenden Bullen, Breven 
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Reſcripte, Beichlüffe oder fonftige Schreiben bebürfen vor ihrer Verkündigung oder 
Behändigung des königlichen Placet, wenn fie nicht rein geiftliche 
Gegeuftände betreffen. Wenn diefelben rein geijtliche Gegenftände be- 
treffen, jo find fie, behuf Ausübung des Dberauffichtsrecht3 (8. 64.) dem 
Könige zur Einficht vorzulegen. 

Ausgenommen von den Beltimmungen dieſes Paragraphen find die 
Communicationen in Gewiffensfachen einzelner Perſonen. 

$. 71. Beichwerden über Mißbrauch der Kirchengewalt können auch 
bis an den König gebracht werden, welcher nach Anhörung des Staatsrathes, 
darüber entfcheiden wird. 

Sind diefe Befchwerden von der Befchaffenheit, daß fie verfafiungs- 
mäßig an die Stirchenobern gelangen können, fo find fie zunächſt an Diefe 
und erft alsdann, wenu hier feine Abhilfe erfolgt, an die weltliche Negir- 
ungsbehörde und zulegt an den König zu bringen. 

$. 72. Die nicht unmittelbar von Könige oder Deſſen Behörden, fondern 
von Dritten ernannten oder präfentirten Prediger oder Pfarrer und andern 
höhern SKirchendiener der evangelifchen und römiſch-katholiſchen Kirche be- 
dürfen der Beftätigung des Königs oder der dazu von Ihm beftunmten Be— 
börden, welche jedoch ohne erhebliche Gründe nicht verweigert werden wird. 

Ueber die canonischen Eigenfchaften des zu Beftätigenden entjcheidet die 
geiftliche Behörde allein. 

Bor erfolgter Beftätigung hat der Ernannte oder Präfentirte kein Recht 
auf die Ausübung der Amtsgefchäfte und auf den Genuß der Amtseinkünfte. 
Die einftweilige Bejorgung der Gefchäfte eined erledigten Kirchenamt3 hat 
die geiftliche Behörde allein anzuordnen, vorbehältlih der auch bei einft- 
mweiligen Anftellungen von Öeiftlichen der Regirung zuftehenden Betätigung. 

8. 73. Der König gewährt durch Seine Behörden ſämmtlichen Kirchen- 
dienern jede zur ordnungsmäßigen Ausübung ihrer Amtsgefchäfte erforderliche 
gefeglihe Unterftügung und fügt fie in der ihnen zulommenden Amtswürde. 

Sämmtliche Kirchendiener find in Hinficht ihrer bürgerlichen Berhält- 
niffe und Handlungen, wie aud) ihres Vermögens den Gejegen des Laudes 
unterworfen. 

8. 74. Die Eutlaſſung der Kirchendiener von ihrem Ante, wie auch 
deren Euspenfion vom Amte, verbunden mit der vom Gehalte, Tann im 
Disciplinar-Berfahren nicht anders ftattfinden, als nachdem die Kirchen— 
Behörde eine gehörige Unterfuchung angeftelit und die Kirchendiener mit ihrer 
Bertheidigung hinreichend gehört hat. 

In Hinfiht der Prediger oder Pfarrer und der übrigen höhern Geift- 
lichen ift in folhen Fällen die Beftätigung des zuftändigen Departements: 
Minifterd oder des Königs erforderlich. ' 

Bloße Amts: Suspenfion kann beim Anfange einer wider einen Kirchen- 
diener angeftellten Unterfuchtng fofort von der geiftlichen Behörde verfügt werden. 

8. 75. Das gegenwärtige und zukünftige Vermögen aller Stiftungen 
ohne Ausnahne darf unter keinem Vorwande zum Staatsvermögen gezo- 
gen oder zu anderen, als den gefeß- ober ftiftungSmäßigen Zwecken ver- 
wandt werden. Ueber die Befugniß, eine Privatftiftung mit Bewilligung 
aller Betheiligten aufzuheben, entfcheiden die Vorfchriften der echte. 

Dem Könige gebührt das Dberauffichtsrecht über alle für kirchliche 
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Zwede, für den Unterricht oder für andere öffentliche Zwecke beſtimmten 
Stiftungen. 

Auf Stiftungen, melche nicht für öffentliche Zwecke beftimmt find, er- 
ftredt fi) das Oberauffichtsrecht nicht anders, als wenn fie der Dberauf- 
fiht der Regirungsgewalt beſonders anvertrauet find und foldhe von diefer 
übernommen: ift. 

Iſt durch den Stifter oder durch die dabei beiheiligten Perfouen für 
die Verwaltung der Stiftungen eine Beitimmung getroffen, jo beredhtigt das 
Oberaufſichtsrecht nicht zu einer Einmifchung in die Verwaltung felbft. 

Eine Abänderung der im zweiten Abfage diejed Paragraphen bezeichne- 
ten Stiftungen kann von der Regivungsgewalt nur nad vorgängiger Ber: 
nehmung - der zur Verwaltung und Aufficht etwa Berechtigten und nur dann 
vorgenonmen werden, wenn der Zweck der Stiftung anf die vorgefchriebene 
Weife nicht mehr zu erreichen ift. Indeß muß das Vermögen, unter thun- 
lichfter Berücfichtigung der Wünſche der zur Verwaltung und Auflicht etwa 
Berechtigten, zu gleichen oder möglichſt ähnlichen und der muthmaßlichen Ab- 
fiht des Stifters am meiften entfprechenden Zwecken wieder verwandt werben. 

Wenn bei der Entſcheidung der zuftändigen obern Berwaltungsbehörde 
über die Nothwendigkeit der Abänderung, oder über die künftige Verwen⸗ 
dung des Vermögens einer Stiftung die zur Aufjicht oder Verwaltung ewa 
Berechtigten fich nicht beruhigen wollen, jo fteht es ihnen zu, ſich dieferhalb 
an den betreffenden Departements-Minifter und erft dann, wenn bier feine 
Abhilfe erfolgt, an den König zu menden, welcher nad Anhörung des 
Staatsraths entfcheidet. Für beide Fälle gelten die im $. 35. beftinum- 
ten Friften. 

Dei Abänderung von geiftlihen Stiftungen muß die den Kirchenobern 
zuftehende Mitwirkung eintreten. 

Auch bleiben die Beftimmungen des $. 35. des Reichsdeputations⸗ 
Hauptſchluſſes vom 25. Februar 1803 in Rückſicht der in demſelben be- 
zeichneten Gitter, infofern eine endlihe Verfügung darüber noch nicht getrof- 
fen worden ift, ausdrücklich vorbehalten. 

8. 76. Inſofern die Berwalter des Vermögens der einzelnen Kirchen 
und der dazu gehörenden Stiftungen und Armenanftalten den bisherigen Ein- 
richtungen gemäß nicht von der Kirchengemeinde gewählt werden und dieſe 
an der Verwaltung einen größeren Antbeil nicht gehabt, jollten Verwaltern 
dieſes Vermögens in jeder Sticchengemeinde nach den darüber zu erlaflenden 
befonderen Verfügungen einige von der Kirchengemeinde zu erwähleude Bor- 
fteher ımter Mitwirkung der Pfarrgeiftlichen zur Seite ftehen, welche bei al: 
-Ien wichtigen, auf die Verwaltung fich beziehenden Maßregeln, bei Beräußer- 
ungen einzelner Theile dieſes Vermögens, wie auch der zur Dotation der 
Kirchenämter und der zu PBfarrwitwenthümern gehörenden Grundſtücke oder 
Gerechtigkeiten, ferner bei Werfen, die zu Tirchlichen oder geiftlichen Zwecken 
unternonmen, nicht weniger bei Yeiftungen die zu folchen Zweden ausge 
Ichrieben werden und endlich bei der Rechnungsablage gehört werden müſſen. 
Die jollen jedoch jo wenig die Rechte der Kirchenpatronen in Anfehung 

Wahl von Regirungsführern, Stirchenvorftehern, Juraten zc. verändert 
Babe, als die diefen Perjonen felbft etwa zuftehenden Rechte. 
In denjenigen Fällen, in welchen der Stirchenpatron die Ausgaben aus- 


V. Sannover, 203 


ſchließlich beftreitet, tritt die Beftimmung diefes Paragraphen nicht ein. Auch 
fol diefe Beſtimmung den in einzelnen Yandestheilen beitehenden Einrichtun- 
gen, nad) welchen die Boriteher der Kirchengemeinden auf andere Weiſe vor- 
gejchlagen oder ernannt werden, nicht entgegen ftehen. 

$. 77. Der Unterridt in den Volksſchulen bleibt der Aufficht der 
Pfarrer und der zuftändigen firhlichen Behörde, unter Oberaufficht des 
Königs, überlaffen. 

$. 78. Die im dritten Capitel diefer Berfaffungsurtunde enthaltenen 
Beſtimmungen über Gemeindelaſten finden, als ſolche, keine Anwendung auf 
diejenigen Grundſätze, nach welchen die Ausgaben für Kirchen und Schulen, 
namentlich für Unterhaltung von Kirchen, Pfarr- und Schulgebäuden aufzu⸗ 
bringen find oder für foldhe Zwecke Dienfte geleiftet werden müſſen. 

8. 79. Das von den vormaligen Klöftern und andern ähnlichen Ctif- 
tungen in den verfchiedenen Theilen des Königreich8 herrührende, zu einer 
abgefonderten Mafje vereinigte Vermögen foll von den übrigen öffentlichen 
Caſſen gänzlich” getrennt bleiben, und allein zu Zufchüfien für die Yandes- 
Univerfität, für Kirchen und Schulen, auch zu milden Zwecken aller Art ver: 
wandt werden. 

Die Verwaltung diefes Vermögens gebührt allein der vom Könige dazu 
‚beftellten Behörde. 

Den allgemeinen Etänden fol im Anfange eines jeden Landtags eine 
Meberficht der daraus ftattgehabten Verwendungen und der mit der Subftanz 
desfelben vorgegangenen Veränderungen zur Nachricht mitgetheilt werden. 

Beräußerungen einzelner Theile diefes Kloftervermögens find, der Regel 
nah, unzuläffig und können nur unter denfelben Bedingungen und Voraus— 
fegungen ftattfinden, unter welchen eine Veräußerung von Domänen und Re- 
galien zufolge $. 131. diefer Verfaffungsurfunde erlaubt ift. 


Fünftes Capitel. 
Bon den Landftanben. 
Titel I. 
Von den Landſtänden überhaupt. 


8. 80. Für die einzelnen Provinzen des Königreichs ſollen Provin— 
zia llan dſchaften, für das ganze Königreich aber joll eine allgemeine 
Ständeverſammlung beſtehen. 

8. 81. Provinzial-Landſchaften ſollen beſtehen: 

1) für die Fürſtenthümer Calenberg, Göttingen und Grubenhagen, 
nebſt den vormals heſſiſchen Aemtern im Fürſtenthume Göttingen 
und dem diesſeitigen Eichsfelde; 

2) für das Fürſtenthum Lüneburg, mit Einſchluß der diesſeitigen Theile 
des Herzogthums Sachſen-La nenburg; 

3) für die Grafſchaften Hoya und Diepholz, mit den vormals heſſi— 
ſchen Aemtern in dieſen Provinzen; 

4) für die Herzogthümer Bremen und Verden; 

5) für das Fürſtenthum Osnabrück; 

6) für das Fürſtenthum Hildesheim nebſt der Stadt Goslar; 

7) file das Fürſtenthum Oftfriesiand und das Harlingerland,. 


204 Zweites Bud. 


Inwiefern in andern Landestheilen auch Provinzial-Pandfchaften einge- 
richtet, oder Jene andern Provinzial-Landichaften angefchloffen werden follen, 
wird weiteren Verhandlungen der Regirung mit den Betheiligten vorbehalten. 

8. 82. Den Provinzial-Yandfchaften verbleiben ihre Rechte, jo meit 
ſolche nicht auf die allgemeine Ständeverfanmlung übergegangen find. 

Die Provinzial: Landfhaften haben das Recht der Zuftimmung zur Er- 
lafjung, Wicederaufhebung, Abänderung und authentifchen Interpretation aller 
Provinzialgefege, durch welche die perjönliche Freiheit, das Privateigenthum, 
oder fonftige wohlerworbene Rechte der Unterthanen entzogen oder bejchränft 
werden. 

Inzwiſchen ift die Zuſtimmung der Provinzial: Tandfchaften nicht erfor- 
derlich bei folhen Provinzial- Verordnungen, welche allein die Ausführung 
und Handhabung beftehender Geſetze ($. 121.) oder die Erlaffung vor: 
übergebender gejegliher Verfügungen außerordentlider Natur 
($. 122.) bezweden, oder in Anordnung der Sicherheit3- oder Wohlfahrts- 
polizei befteben. 

Größere Rechte, wo fie beftehen, follen hiedurdy ebenjo wenig ausge: 
Ihloffen werden al3 das rathfame Gutachten bei anderen Prorinzialgejegen. 

Provinzielle Abgaben und Laften bedürfen der Bewilligung der Pro: 
vinzialftände. 


Titel II. 
Bon den allgemeinen Ständen. 
(8. 83—128.) 


Sechtes Lapitel. 
Bon den Fiuauzen. 
(8. 129—167.) 


Siebentes Capitel. 
Bon den obern Landesbehörden und ber königlichen Dienerſchaft. 


8. 168. Unter dem Könige führen die Minifter die oberſte Bermal- 
tung des Königreihe. Die Minifter find, jeder in Hinficht des ihm ange: 
wiefenen Wirkungskreiſes, allein den Stönige für die Vollziehung der Geſetze 
und Berordnungen und der königlichen Befehle verantwortlid. (Vergleiche 
jedod $. 40.) 

Der König kann Ceine Minifter nach Gefallen entlaflen. 

$. 169. Es fol ein Staatsrath beftehen, welcher mindeſtens eine 
Abtheilung für die Juſtiz und eine Abtheilung für das Innere enthält. 

Der Zweck desjelben ift, wichtige Regirungsangelegenheiten, vorzüglich 
die vom Könige zu verfündigenden Geſetze ud Verordnungen, nad der bar: 
tiber vom Könige zu treffenden Beftinmung, und die Entlafjung vom Dienite 
folcher königlicher Diener, welche nicht lediglich zur Claſſe der Richter ge: 
bören (8. 177.), zu berathen, und die zwifchen den Gerichten ımd Ber- 
waltungsbehörden entftandenen Eompetenztveitigleiten zu entjcheiden. 


V. Hannover. 205 


Die Einrichtung des Staatsrathes hängt allein von der Beftimmung 
des Königs ab. (Vergleiche jedoch $. 171.) 

8. 170. Die Gerichte find innerhalb der Grenzen ihrer vichterlichen 
Eompetenz unabhängig, jedoch bleiben fie der obern Aufficht des Landesheren 
und der obern Behörden unterworfen. 

Die Bermaltungsbehörden als folhe, verfahren innerhalb ihres Wirk— 
ungsfreijes unabhängig von den Gerichten. 

Beide entſcheiden zunächft felbft über ihre Zuftändigkeit, und es dürfen 
die Berfligungen oder Entjcheidungen der Gerichte von den Verwaltungsbe- 
hörden und die der Xegtern von den Gerichten weder abgeändert noch bejeitigt 
werden, e3 fei denn auf den Grund einer durch den Staatsrath erfolgten 
Entſcheidung. 

$. 171. Entſteht ein durch wechſelſeitige Darlegung der verſchiedenen 
Anſichten nicht zu beſeitigender Competenzſtreit zwiſchen den Gerichten und 
Verwaltungsbehörden, ſo entſcheidet nach Anhörung beider Behörden der 
Staatsrath. 

Die Entſcheidung muß in einer Berfanunlung des Staatsrathes gefällt 
werden, welche aus dem Borfigenden und aus. einer gleichen Anzahl von 
mindeftens ſechs Mitgliedern jeder der Abtheilungen für die Juſtiz und fir 
das Innere befteht. Die Mitglieder ſind für dieſe Function im Voraus 
dauernd zu beſtellen. 

Bis zu dieſer Eutſcheidung iſt dem Verfahren in der betreffenden An- 
gelegeubeit einftweilen Anftand zu geben, e3 fei denn, daß mit dem Berzuge 
Gefahr verbunden wäre. 

Hat eine Behörde als Berwaltungsbehörde gehandelt, fo hat fie zu dem 
Zwecke der Erledigung des Competenzſtreites an die ihr vorgejegte Verwal⸗ 
tungsbehörde zu berichten. 

Hat eine Unterbehörde, welcher die Juftizpflege und die Berwaltung in 
erfter Inſtanz zugleich obliegen, in der erftern Eigenſchaft gehandelt und wird 
deren Competenz von der in dem andern Gefchäftszweige ihr vorgejeßten 
Oberbehörde in Zweifel gezogen, jo ift die Competenzfrage zwiſchen ihr und 
diefer Oberbehörde zur Erledigung zu bringen. 

Erachten fich weder Gerichte noch VBerwaltungsbehörden für competent, 
jo ift diefe Frage auf die oben vorgefchriebene Weiſe zu erledigen. Jedoch 
fann in dieſem Falle auch von den betheiligten Privatperfonen, nachdem bie 
betreffenden Dberbehörden zuvor vergebens angegangen find, durch ein Ge- 
juh an den König die Entjcheivung des Staatsraths herbeigeführt werden. 

8. 172. Die Ernennung und Entlaſſung der königlichen Diener ge- 
hört, unter Beobachtung der verfaſſungsmäßigen Beftimmungen zu den Rech— 
ten des Königs. 

Der König übt diefes Recht entweder Selbft, ober durch die von Ihm 
beftellten Behörden aus. 

Die Rechte der Corporationen und Einzelner in Beziehung auf Präfen- 
tation, Wahl, Ernennung und Entlaffung der öffentlihen Beamten werden 
durch die gegenwärtige Berfaffungsurfunde nicht verändert. 

8. 173. Bei Befegung der Staatsänter fol, infoforn nicht bei ein- 
zelnen Dienftftellen eine ausdrückliche, geſetzlich beſtimmte Ausnahme befteht, 
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der Unterfchied der Geburt durchaus fein Recht auf Vorzüge irgend einer 
Art begründen. \ 

8. 174. Werden "Dienftentlaffungen wegen Veränderung der Yandes- 
Behörden nothwendig, fo hat der außer Thätigkeit geſetzte königliche Diener 
Anſpruch auf ein feinen bisherigen Verhäftniffen angemefjened Wartegeld. 

Bei nothwendigen Dienftverfegungen hat der Fönigliche Diener ein Recht, 
auf feinen bisherigen Gehalt und Rang. 

8. 175. Diejenigen königlichen Diener, welche wegen Aiterbſchwaͤche 
oder anderer körperlichen oder geiſtigen Gebrechen ihren Dienſtpflichten nicht 
mehr Genüge leiſten können, und daher in den Ruheſtand verſetzt werden 
müſſen, ſollen eine ihren Dienſtjahren und ihrer Dienſteinnahme angemeſſene 
Penſion erhalten. 

F. 176. Keinem königlichen Civildiener ſoll die nachgeſuchte Entlaſſung 
vom Amte verweigert werden. Indeß muß er ſich vor dem wirklichen Aus: 
tritte aus dem Dienfte, auf Verlangen feiner vorgejegten Behörde, aller ihm 
deßhalb obliegenden Verbindlichkeiten vollſtändig entledigen. 

8. 177. Kein königlicher Civildiener — er mag vom Könige oder 
Defien Behörden, von Corporationen oder Einzelnen präfentirt, erwählt oder 
ernannt fein — kann feines Amts willkürlich entſetzt werden. 

Kein königlicher Diener, welcher lediglich ein Richteramt bekleidet oder 
welcher Mitglied eines Obergerichts iſt, kann aus irgend einem Grunde 
ohne richterliches Erkenntniß feines richterlichen Amts eutſetzt, ent⸗ 
laſſen, oder auf ein minder einträgliches Aut verſetzt oder mit Entzieh⸗ 
ung des Gehalts fuspendirt werden. 

Dasfelbe finder in Rückſicht der übrigen königlichen Diener flatt, wenn 
dieje wegen Amts- oder gemeiner Verbrechen ihres Amts eutſetzt wer: 
den ſollen. 

Wenn königliche, nicht Tediglich zur Clafje der Richter gehörende Die: 
ner, nach fruchtlos vorhergegangener Warnung und Dikciplinarftrafe, ihren 
Dienjtpflichten fein Genüge leiften, oder wenn fie durch ihr Betragen ein 
öffentliche8 Aergerniß geben, oder wegen eined gemeinen Verbrechens mit 
einer Criminalftrafe bereit3 belegt worden find, jo kann der König, nachdem 
Er das Gutachten des Staatsrathes darüber vernommen bat, nad) Be: 
finden der Umftände, die Amts3- S uspenfion mit Entziehung des Dienft- 
einfommens, die Berfegung auf ein eine geringere Einnahme gewähren: 
des Amt und felbft die Entlaffung vom Amte verfügen. 

8. 178. Die Juſtiz- und Berwaltungsbehörden find befugt, wider bie 
ihnen untergebene Dienerfchaft Dizciplinarftrafen zu verfügen. 

Die höhern Behörden find befugt, wider diefe Dienerfchaft, ſoweit fie 
bon ihnen angeftellt ift, eine Suspenfion vom Amte und Gehalte, welche je- 
doch die Dauer eines Monats nicht überfchreiten darf, zu verfügen. Es 
fann ihnen auch eine gleiche Befugniß rückſichtlich derjenigen ihnen unterge- 
benen Dienerfchaft übertragen werden , welche eine andere, oder eine höhere 
Behörde angeftellt hat. 

8. 179. Die Dienftfündigung foll nur bei der untern fönig- 
lichen Dienerfchaft vorbehalten, dieſelbe jedoch nur von dem zuitändigen 
Staats- und Departementsminijter zur Ausübung gebracht werden. 
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Achtes Capitel. 
Bon der Gewähr der Berfaffung. 


8. 180. Abänderungen der Berjaffungsurkunde können nur unter Zu- 
ſtimmung des Königs und der allgemeinen Ständeverfjammlung getroffen werden. 

Es kann dariiber in der allgemeinen Ständeverſammlung nur bei An- 
wejenheit von wenigftend drei Viertheilen der zum regelmäßigen Erfcheinen 
verpflichteten Mitglieder jeder Kammer abgeſtimmt werden. 

Eiu ftändifcher Beſchluß, durch welchen die Verfaffungsurkunde abge- 
ändert werden fol, iſt nur dann gültig, wenn devjelbe entweder in der fchlieg- 
lichen Abftimmung einhellig gefaßt, oder wenn derfelbe auf zwei nach ein- 
ander folgenden Landtagen jedesmal von wenigſtens zwei “Drittheilen der an- 
wejenden Mitglieder jeder Kammer in jchließlicher Abftimmung genehmigt wird. 

Abänderungen des Wahlgefeges und der Geſchäftsordnung der allgemeinen 
Ztändeverfammlung können unter den für andere Gejege beitehenden Formen, 
jedod nur unter Zuſtimmung der allgemeinen Ständeverfammlung, getrof- 
fen werden. 

8. 181. Die Rechte des Landes auf die Unverleglichkeit dieſer Ber: 
faſſung find von der allgemeinen Ständeverfanmilung bei dem Könige noch 
nöthigenfalls bei der deutjchen Bundesverfammlung wahrzunehmen. 

MWenn aber die in diefer Berfafjungsurfunde begründete Verfaſſung 
auf verfaffungswidrige Art ($. 180.) aufgehoben wiirde, wozu namentlich 
auch der Fall gehört, wenn die Ständeverfammlung nicht zu der Zeit, wo 
dieß verfaffungsmäßig gefchehen muß ($. 106.), zufanmenberufen witrde, fo 
ift das Schagfollegium berechtigt und verpflichtet, den König um Anfrecht- 
baktung jener Berjaffung oder um jchleunige Berufung der in Gemäßheit 
derjelben beftehenden Ständeverſammlung zu bitten, und wenn diefer Schritt 
fruchtlos bleiben follte, den Schug des deutfchen Bundes für die aufgehobene 
landftändifche Veriaſſung anzurufen. 

An der Ausübung diejer Anıtspflicht des Schagcollegiums nehmen die 
von Könige ernannten Mitglieder desjelben feinen Antheil, umd die Func- 
tionen des Präfidenten werden dabei von dem in Dienftalter am höchſten 
jtehenden, von Ständen erwählten Schagrathe verſehen. 


Schlußbeſtimmung. 


8. 182. Alle Geſetze, Verordnungen, Obſervanzen und Einrichtungen, 
welche mit den Beitimmungen der gegenwärtigen Berfaffungsurfunde in Wider: 
jpruch ſtehen, werden hiemit für ungültig erklärt. 


Indem Wir nun bei Unferm königlichen Worte die Verficherung erthei- 
len, daß Wir die vorftehenden Beftimmungen Allerhöchftfelbit unverbrüchlich 
beobachten wollen, erklären Wir diefelben damit für das Landesverſaſſungs⸗ 
geſetz Unſeres Königreichs. 

Wir verordnen hiedurch, daß ſelbes für alle Theile Unſeres Königreichs 
mit feiner Verkündigung in Kraft treten ſolle, und Wir gebieten und befeh— 
fen, daß es auf das Genaueſte gehalten und befolgt werde. 

Wir werden nicht allein dafür räftigft Sorge tragen, daß dieſem Ge- 
jege auf feine Weife entgegengehandelt werde, fondern Wir befehlen auch 
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insbefondere allen Behörden und öffentlichen Dienern Unfers Königreichs, daß 
fie ſowohl felbft den Beitimmungen gebührend nachkommen, al3 auch ernft- 
lichſt darüber wachen, daR ihnen nachgelebt werde. 

Wir verordnen hiedurch ferner ausdrücklich, daß die bisher beftehenden 
Geſetze, Anordnungen und Verfügungen der Behörden deßhalb, weil die 
nunmehr vorgejchriebenen Formen bei denjelben etwa nicht beachtet find, ihre 
Gültigkeit nicht verlieren follen, fondern daß die Gültigkeit lediglich darnach 
zu ermeflen ift, was zu der Zeit ihrer Erlaffung der Verfaſſung oder dem 
Herfonımen gemäß war. Nach demſelben Grundſatze foll auch durch die 
Verkündigung dieſes Landesverfaſſungsgeſetzes fein Hinderniß eintreten, die 
mit der am 3. d. Mts., aufgelöften allgemeinen Ständeverhandlung Unferes 
Königreichs berathenen und Uns zur endlichen Beſchlußnahme vorliegenden 
Gefegesentwürfe zu feiner Zeit, je nachdem die hiezu noch erforderlichen wei⸗ 
teren Vorbereitungen vollendet fein werden, alle Geſetze zur öffentlichen Kunde 
zu bringen. 

Die förmliche Trennung Unferer königlichen Caſſe von der Landescaſſe 
foll nach der Reconſtitnirung des Schagcollegiumg nit dem erſten Julius 
1841 ausgeſührt werden. 

Schließlich bleiben alle zur vollſtändigen Ausführung dieſes Yandesver- 
faſſungsgeſetzes erforderlichen befondern VBorjchriften und Berfügungen biemit 
ausdrüdlich vorbehalten. 

Gegenwärtiges Geſetz ift durch die erfte Abtheilung der Geſetzſammlung 
befannt zu machen. 

Gegeben Hannover den 6. Auguft des Jahres 1840, Unferes Reiches 


im Bierten. m N 
rm uguſt. 
n 8 N Georg Freiherr von Schele. 


Erklärung des Kronprinzen. 


Nachdem Wir, Georg Friedrich Alerander Carl Ernſt Auguft, 
Kronprinz des Königreichs Hannover, mit dem Uns genau bekannt gemachten 
Inhalte der Berfafjungsurkunde, die, wie obfteht, von des Königs Unſeres 
vielgeliebten Herrn Vaters Mäjeſtät gnädigft beliebt und nach erfolgter Zu- 
ftunmung der allgemeinen Ständeverfanmlung des Königreichs unter dem 
heutigen Dato errichtet worden ift, vollkommen einverftanden find; jo bezeus 
gen und geloben Wir durch diefe Unfere ausdrüdfiche Erklärung vermittelt 
Eigenhändiger Unterfchrift und beigedrudten Wappens, daß es Unjer fefter 
unwandelbarer Wille ift, auch Wir, Uns jederzeit angelegen fein lajjen wer⸗ 
den, die alfo feitgeitellte Yandesverfafiung des Königreichs Hannover in allen 
Puncten unmangelhaft aufrecht zu erhalten. 

Gegeken Hannover, den 1. Anguft 1840, 

(I. S.) Georg. 

Des Kronprinzen, Unferes vielgeliebten Herrn Sohnes königliche Hoheit 
hat die obige Erflärung, nachdem ihm folche deutlich vorgelefen worden, 
genehmigt und mie vorfteht, Eigenhändig unterzeichnet. 

Gegeben Hannover 1. Auguft 1810. 


Era Auguſi. 
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Daß Seine Majeftät der König, Unfer allerguädigfier Herr, und des 
Kronprinzen königliche Hoheit in Folge fchließlicher Erwägung und Geneh- 
migung der von der allgemeinen Ständeverfanunlung des Königreich remit- 
tirten vorftehenden Berfaffungsurkunde, diefe Urkunde nebft den obigen Erffär- 
ungen, nach vorgängig gefchehener deutlicher Vorleſung derfelben, in unſerer 
Anweſenheit Allerhöhft und Höchfteigenhändig unterzeichnet haben, urfunden 
und bezeugen wir biemit. 

Haunover, ben 1. Angnſt 1840. 


(L. 8.) Carl Wilhelm Anguft Schr. v. Stralenheim, Staats - und Yuftizminifter. 
Caspar Edulte, Staats: und Fmanziminifter. Joh. Casp. v. der Wiſch, 
Staats» und Departementaminifter des Innern. Georg Victor Friedr. 
Frhr. v. Schele, Staats- und Cabinetsminifter. Georg Friede. Frhr. 
v. Salde, Scheimer Cabinetsrath. Eduard Chriftian v. Lütden, Cabinets⸗ 
Ratb. Ednard Auguft Friedr. Frhr. v. Schele, Legationsrath. 


B 


Gefeh, die Aufhebung des 8. 180. des Landesverfaſſungs -Geſetzen 
beireffend, vom 10. April 1848. 


Ernft Auguft, von Gottes Gnaden König von Hannover x. x. 


Nachdem es nothwendig erachtet ift, die Beſtimmungen bes $. 180. des 
Landesverfaffungsgejeges von 6. Auguft 1840 abzuändern , jo verordnen 
Wir, auf einhellig befchlofjene Zuftimmung Unferer getrenen Stände, wie folgt: 

1. Der $. 180. des Yandesverfaffungsgejege3 von: 6. Auguſt 1840 
und der $. 68. der Gefchäftsorduung für die allgemeinen Stände des König- 
reich8 vom 4. September 1840 werden biemit aufgehoben. 

2. Abänderungen der Verfaſſungsurkunde, des Wahlgefeges und ber 
Seichäftsordnung können in Zukunft unter den für andere Geſetze beftehen-' 
den Formen, jedoch nur unter Zuſtimmung der allgemeinen Ständeverſamm⸗ 
lung getroffen werden. 

Segenmwärtiges Gejeg ift durch die Gefegfammlung zu verkünden. 

Gegeben, Hannover den 10. April 1848. . 


Eruſt Anguſt. 


x 


&tüve, Dr. 
C 


Gefeh, verſchiedene Acnderungen des Landesnerfalungs-Gefehes 
betreffend, vom 5. September 1848. 


Ernft Auguft, von Gottes Gnaden König von Hannover x. x. 


Wir erlajien hiemit, unter Zuflimmung der getreuen allgemeinen Stände 
des Königreichs, unter Bezugnahme anf das Gefeg vom 10. April d. J., 
die Aufhebung des $. 180. des Yandesverfajjungsgefeges betreffend, daß 
folgende Geſetz: 
Car. IL) 8. 1. Zu 8. 8. des Landesverfaſſungsgeſetzes. 
Der Paragraph wird durch folgende Beitimmung erjegt: 
Reichlen, Staatsrecht. 11. 14 


d 
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Die bewaffnete Macht und deren Einrichtung, wie auch alle in Be- 
ziehung anf diejelbe vorzunehmenden Anftelungen, zu macenden Anorduun⸗ 
gen und zu exlafjenden Befehle hängen allein vom Könige ab. ©. 8. 102. 
dieſes Geſetzes. 

$. 2. Zu 8. 14. Der Paragraph wird durch folgende Beſtimmun⸗ 
gen erfegt: 

Nach Erledigung des Thrones tritt der Thronfolger die Regirung des 
Königreichs mitteljt eines Patent3 an, durch welches er bei jeinem Föniglichen 
Worte die umverbrüchliche Fefthaltung der Yandesverfafjung verjpridht. 

Nach Beröffentlihung dieſes Patents beſtimmt der König gleihmäßig 
für das ganze Yand, zu welcher Zeit und anf welche Weiſe ihm die Unter- 
thanen die Huldigung leiften jollen. 

Tie Urfchrift des mit der Unterjchrift des Königs und dem Regirungs- 
fiegel verfehenen Patent? fol in dem Archive der allgemeinen Ztändever- 
ſammlung niedergelegt werden. 

(Sap. II) 8. 3. Es fol Freiheit dev Preſſe unter Beobachtung der 
Geſetze ftattfinden. 

84. Es ſoll freies Bereinigungs- und Berfammlungsreht unter Beob- 
achtung der Geſetze ftattfinden. 

8. 5. Zu 8. 31. Der Paragraph wird durch folgende Beltimm- 
ung erjegt: 

Sowohl in Civil- als Criminalſachen darf Niemand jeinem ordentlichen 
Richter entzogen werden, außer in den im Proceßgange begründeten oder von 
den Geſetzen im Voraus beſtimmten Yällen. 

8.6. Zu $ 32. Der Paragraph wird durch folgende Beltimmun- 
gen erjegt: 

Jeder Landeseinwohner genicht völlige Glaubens- und Gemwifjens- 
freiheit und ift zu Neligiensübungen mit den Seinigen in feinem Haufe 
berechtigt. 

Die Ausübung der politifchen und bürgerlichen Rechte ijt von dem 
Glaubensbekenntniſſe unabhängig; jedoch kann durch Berufung anf Glaubens- 
füge ji Niemand feinen ftaatsbürgerlichen Pflichten entziehen. Die Befug- 
niß der Geiftlihen, Amtshaudlungen mit bürgerlicher Wirkſamkeit zu ver- 
richten, jet eine Ermächtigung von Seiten der Ztaatsbehörde voraus, 

$. 7. Alle Vorzüge der Geburt, unbefchadet der Frrivatrechte, werden 
aufgehoben. 

8.8. Zu 8. 34. Der VBaragraph wird durch folgende Beitimur- 
ung erjeßt: 

Alle Landesunterthanen find nach gleichmäßigen Grnndfägen zur Trag- 
ung der allgemeinen Staatslaſten verbunden. 

Ale Real- und Perjonalbefreiungen von allgemeinen Staatslaften 
fallen ohne Entfhädigung hinweg. Ausgenommen find die Befreiungen der 
Mitglieder der füniglichen Familie und der föniglichen Schlöſſer und Gärten; 

ferner der Ztandesherren, ſowie der ftandesherrlichen Schlöſſer und Gär- 
ten, ſoweit folhe Ausnahme gegenwärtig beſteht und in der Berfaflung 
Deutſchlands begründet it. 

8. 9. Zu $. 36. Der Paragraph wird durd folgende Beſtimm⸗ 
ung erjegt: 
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Die Gerichtsverfaſſung fol nach den Grundfägen 
der Trennung der Rechtspflege von der Verwaltung, 
der Aufhebung des bevorzugten Gerichtsſtandes, 
der Mindlichfeit und Oeffentlichkeit in bürgerlichen und peinlichen 
Sachen, 
der Einführung von Schwurgerichten in letzteren geſetzlich geregelt 
werden. 

8. 10. Zu 8. 40. Dieſer Paragraph wird durch folgende Beftimnt- 
ungen erjegt: 

Die Gerichte jind befugt, fiber die Gränzen ihrer Zuftändigfeit felbft 
zu entſcheiden. 

Berwaltungsmaßregelu, welche von den VBerwaltungsbehörden inner- 
halb der (Hrenzen ihrer Zujtändigfeit vorgenommen worden find, können von 
den Gerichten nicht aufgehoben werden. Es kann aber in einem folchen 
Falle der etwaige Anfprucd auf Entſchädigung bei den Gerichten geltend ge: 
macht werden. 

Berwaltungsmaßregeln, welche von den Berwaltungsbehörden außer - 
halb der Grenzen ihrer Zuftändigfeit vorgenommen find, können auf Antrag 
de3 dadurch in jeinen Rechten VBerlegten durch die Gerichte aufgehoben wer- 
den. Daneben kann von denſelben geeigneten Falls auf Schadenserſatz er- 
kannt werden. Ber Entjcheidung über die Zuftändigkeit fol für die Berufs 
ung an die Obergerichte eine Apellationsjunmme nicht erforderlich fein. 

Ss. 11. Zu 8. 42. Der legte Abjag des Paragraphen (gemeinschaft 
liche Gejuche mehrerer Gemeinden betreffend) wird aufgehoben. 

(Gap. III.) 8. 12. Zu 8 45. Diefer Paragraph wird durch fol- 
gende Beſtimmungen erſetzt: 

Jeder Landeseinwohner, jedes Grundſtück und jedes Haus muß in Be— 
ziehung auf die öffentlichen Verhältniſſe einer Gemeinde angehören. 

Solche größere Domanial-, Kloſter- und fonflige Güter, welche jich mit 
einer einzelnen Gemeinde zweckmäßig nicht verbinden laſſen, können, jojern von 
den Betheiligten ein tbereinjtinnmender Antrag daranf geftellt wird, durch die 
obern Vermaltungsbehörden von diefer Beſtimmung angenommen werden, 
find aber jedenfall3 einem Verbande mehrerer Gemeinden beizulegen , falls 
ein folcher vorhanden tft, oder zweckmäßig gebildet werden kann. 

Gleiches gilt von größeren unbebauten Grundbefigungen. 

Tas Stimmverhältniß der Mitglieder der Gemeinden joll durd Die 
Gejeggebung jeftgejtellt werden. 

$. 13. Zu 8. 47. Ter Paragraph wird durch folgende Beſtimm⸗ 
ungen erjeßt: 

Jedes Mitglied einer Gemeinde, forwie Jedes zu ſolcher gehörige Haus 
oder Grundſtück, muß zu den and den öffentlichen Verhältniſſen der Ge— 
meinde entjpringenden Yaften verhältuigmäßig beitragen. 

Wenn ein Anſchluß von Domänen, Gittern, Hänſern oder fonftigen 
Beſitzungen an cine Gemeinde oder am einen &emeindeverband ftattfindet, jo 
können gegenfeitig, ohne vorgängige Vereinbarung unter den Betheiligten über 
Ausgleihung oder Eutihädigung, feine Yalten übertragen werden, welche 
lediglich zur Erfüllung früherer, aus der Zeit vor der Vereinigung herrühr- 
enden Berbindlichkeiten dienen und deren Vortheile den nen eintreten\en 

14* 


212 , Zweites Buch. 


Mitgliedern nicht zu Statten fonımen. Kommt jedoch unter den Betheilig- 
ten über dieſe Ausgleihung oder Entfhädigung feine Vereinbarung zu 
Stande, fo erfolgt ſchiedsrichterliche Entjcheidung. Dagegen haben die Hin- 
zutretenden zu den übrigen Laſten der Gemeinde, jomeit diefe aus deren 
öffentlichen Verhältniſſen entjpringen, verbältnigmäßig beizutragen. 

8. 14. Zu 8. 49. Tiefer Paragraph wird durch folgende Beitimm- 
ung erjegt: 

Alle Real- und Perfonal-Befreiungen von Gemeindelaſten fallen 
ohne Entſchädigung hinweg, mit Ausnahme der Befreinngen der Mitglieder 
der föniglichen Familie und der föniglihen Schlöffer und Gärten; 

ferner der Standesherren, fowie der ftandesherrlichen Echlöffer und Gär- 
ten, foweit foldhe Ausnahme gegenwärtig befteht und in der Berfaflung 
Deutſchlands begründet if. Was jedoch für den Erwerb einer ſolchen Be— 
freiung erweislich der Genteinde gezahlt oder ſonſt geleiftet worden, muß von 
derfelben erjtattet werden, fojern die Yeiftung nicht die Natur einer fort⸗ 
dauernden Nente hatte. Wo letteres der Fall ıft, hört mit der Befreiung 
aud die dafür übernommene Gegenleiftung auf. 

8. 15. Zu 8. 50. Der Paragraph wird durch folgende Beſtimm⸗ 
ung erſetzt: 

Haben die Befreiten oder Hinzugetretenen gewiſſe Laften zu Gunften 
der Gemeinde getragen oder die Pflichtigen in Rüdjiht auf die von ihnen 
getragene Laft den Genuß von Vortheilen gehabt, jo ſoll eine Ausgleichung 
der Laften und Vortheile eintreten. 

8. 16. Zu $. 51. Diefer Paragraph wird aufgehoben. 

8. 17. Zu 8. 56. Diefer Paragraph wird durch folgende Beftimm- 
ungen erjegt: 

Den Gemeinden nnd Verbänden mehrerer Gemeinden fteht das Recht 
zu, ihr Vermögen felbit zu verwalten. 

Die Oberauffiht der Berwaltungsbehörde über dieſe Vermögensverwal⸗ 
tung, fowie über die Vertheilung und Berwendung der Gemeindeabgaben 
und Leiſtungen darf ſich nicht weiter erftreden, als dahin, daß das Vermögen 
erhalten und bei Anordnung und Bertheilung der Gemeindeabgaben ange- 
mefjene, auch die Nechte der übrigen Yandeseinwohner und das allgemeine 
Wohl nicht verlegende Grundjäge befolgt werden. 

Auch fteht der Vermaltungsbehörde die Entfcheidung von Beichwerden 
zu, welche gegen die Gemeindeverwaltung erhoben werden. 

Die Einführung neuer und die Abänderung beftehender Beitragäver- 
häftniffe in Beziehung auf Abgaben und Leiſtungen der Gemeinden oder 
Genieindeverbände kann, unter Beobachtung der darliber beftehenden Rechts- 
grundjäge, duch Gemeindebeſchluß, jedod nur unter Betätigung der obern 
"Bermwaltungsbehörden gejchehen. 

Die Oberaufjicht der Verwaltungsbehörden ſoll Foftenfrei gefchehen. 

8. 18. Bu 8. 58, Der Baragraph wird durch folgende Beftinm- 
ung erjeßt: 

Die ftädtifchen Obrigfeiten und deren Mlitglieder, wie auch die Beam- 
ten der YTandgemeinden find zur Verwaltung der Gemeindejachen, ſowie zur 
Beforgung der ihnen durch Gefeg, Verfaſſung oder Herfommen oder von 
den höheren Behörden übertragenen Tandesangelegenheiten in ihrer Gemeinde 
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verpflichtet. Die Fälle, wo ein Gemeindebeamter die Erfüllung diefer Ber- 
pflihtungen vermöge feiner Eigenſchaft al3 Gemeindebeamter abzulehnen be— 
fugt ift, jollen in dem zu erlaffenden Staatsdienergefege beftimmt werden. 

8. 19. 3u 8. 59. Der Paragraph wird durch folgende Beſtimm⸗ 
ungen erjegt: 

Die Verfaffung und Verwaltung der Städte und derjenigen Flecken, 
welche ihnen gleichzuftellen find, fol durch eine allgemeine Etädteordnung 
geregelt werben. 

Es foll dabei die Polizeiverwaltung den Magiftraten,’ 

den Städten und den gedachten Fleden die freie Wahl ihrer Beamten 
überlaflen, 


und . 

das Erforderniß der Beltätigung auf die ftimmführenden Mitglieder 
des verwaltenden MagiftratS und des Stadtgerichts befchränft werben , der- 
geftalt, daß die Veltätigung nur aus gefeglich zu beftimmenden Gründen foll 
verweigert werden Dürfen. 

Genen ſoll dag Oberauffichtsrecht in ftädtifchen Angelegenheiten beichränft 

un 
die Defugniß zur öffentlichen Verhandlung über diefelben eingeränmt werden. 

8. 20. Zu 8. 60. Der Paragraph wird durch folgende Beftimm- 
ungen erſetzt: 

Den Yandgemeinden ftcht, unter Oberaufſicht der Verwaltungsbehörden, 
die eigene Verwaltung ihres Vermögens, die Regelung ihrer übrigen inneren 
Gemeindeverhättniffe und der ihnen obliegenden Gemeindelaſten, ſowie eine 
Theilnahme an der Handhabung der Polizei, namentlich auch die Ausitbung 
der Flur- und Feldmarkspolizei zu. 

Die Yandgemeinden find berechtigt, ihre Gemeindebeanten mit Vorbe- 
halt obrigkeitlicher Bewilligung zu wählen, welche Veftätigung ohne — nod) 
zu beftimmende — gejeglihe Gründe nicht zu verfagen ift. 

Größere hergebracdhte Rechte der Landgemeinden jollen jedoch hiedurch 
nicht beeinträchtigt werden. 

s. 21. Sind Ausgaben von einem Berbande mehrerer Gemeinden 
aufzubringen, fo jollen zur Prüfung der Ausgaben und zur Vertheilung der- 
felben gewählte Mitglieder des Verbandes zugezogen werden. Diefen  ift 
auch über tie Verwendung Rechnung abzulegen. 

Zomeit jolhe Verbände als mirkliche Gemeinden fich darftellen, follen 
denfelben gleiche Befugniſſe wie den einzelnen Gemeinden zuftehen. 

8. 22. Zu 8. 61. und 62. Diefe PBaragraphe werden aufgehoben. 

(Cap. IV.) $. 23. Zu 8. 66. Der Paragraph wird durch folgende 
Beſtimmungen erſetzt: 

In der evangeliſchen Kirche werden die Rechte der Kirchengewalt 
vom Könige, ſoweit es die Kirchenverfaſſung mit ſich bringt, unmittelbar 
oder mitte'bar durch die Conſiſtorial- oder Presbyterialbehörden, welche aus 
evangelifchen .geiftlichen und weltlichen Perſonen bejtehen, unter königlicher 
Dperaufficht ausgeübt, vorbehältlich der den Gemeinden und Einzelnen dabei 
zuftehenden Rechte. 

Ueber Abänderungen in der beftehenden Nirchenverfaflung wird der 
König mit einer von ihm zu berufenden Verfanmlung von geiftlichen und 
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weltlichen Perfonen, welche theil3 won Ihm beftimmt, theil3 von den Geift- 
lichen und Gemeinden auf die ſodann durch Verordnung zu beſtimmende 
Weiſe erwählt werden, berathen. 

Einer ſolchen Berathung bedarf es auch dann, wenn vor Einrichtung 
von Synoden für das ganze Königreich oder einzelne Landestheile neue Kir— 
henordnungen erlaſſen oder in weſentlichen Grundſätzen derſelben, und nament— 
lich in der Liturgie Veränderungen vergenommen werden ſollen. 

Den Kirchengemeinden ſoll eine allgemeinere Betheiligung bei der An— 
ſtellung ihrer Prediger eingeräumt werden, ſo weit ſolches von der allgemeinen 
Landesgeſetzgebung abhängt. 

8. 24. Zu 8. 70. Der erfte Abſatz dieſes Paragraphen (die anıt: 
lichen Zonmuntcationen mit dem päpftlichen Stuhle betreffend) wird aufgehoben. 

25. Zu $. 71. Der erfte Abjag des Paragraphen wird durch fol- 
gende. —— "erfet: 

Beſchwerden über Mißbrauch der Nirchengewalt können zur Entfcheidung 
auch big an den König gebracht wer en. 

$. 26. Zu 8. 72. Dem Abſatz 1. (die Betätigung von Predigern ꝛc. 
betreffend) wird hinzugeſetzt: 

Die Gründe jollen jederzeit mitgetheilt werden. 

8. 27. 30 8.75. Der ſechſte Abſatz des Paragraph (Berufungen wider 
Eutfeeidungen über Abänderung von Ztiftungen 2c. betreffend) fällt weg. 

$. 28. Zu 8. 76. Dev Paragraph wird durch folgende Beſtimm— 
ung erſetzt: 

Es follen Nirchenvorftände gebildet werden, welche aus den Predigern 
uud von den Gemeinden gewählten Mitgliedern derjelben beſtehen. Tiefe 
Ntirchenvorftände jollen die unmittelbare Verwaltung des Vermögens der ein— 
zelnen Kirchen und der dazu gehörenven Ztiftungen ımd Armenanftalten 
führen. Das Nähere darüber wird unter Beritcfichtignng der Patronen ge- 
ſetzlich beſtimmt werden. 

$. 29. Zu 8. 77. Der Paragraph wird durch folgende Beſtimm— 
ung erſetzt: 

Zum Zwecke der Theilnahme an der Aufſicht über den Unterricht in 
den Volksſchulen ſoll in der Regel in jeder Schulgemeinde ein Schulvorſtand 
beſtehen, die oberſte Aufſicht aber unter dem Miniſterium von anzuorduenden 
Schulbehörden geführt werden. 

8. 30. Zu 8. 78. Dem Paragraph wird folgender Zuſatz gegeben: 

Jedoch finden die Beſtimmungen dieſes Gefeges zum dritten Capitel 
des Landesverfaſſungsgeſetzes über die Befreiung von Gemeeindelaſten eben- 
falls anf Yeiftungen oder Laſten der Kirchen-, Pfarr- und Schulgemeinden 
zu Kirchen-, Pfarr- und Schulzwecken Anwendnng. 

$. 31. Zu 8. 79. Der Paragraph enthält am Schluß folgenden Zuſatz: 

Die ſechs Mannsſtifter: 

St. Petri et Pauli zu Bardowieck, 

St. Alexandri zu Einbeck, 

Beatae Mariae Virginis zu Einbed, 
St. Bonifacii zu Hameln, 

Ramelsloh und 

St. Cosmae et Damiani zu Wunftorf 
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ſollen aufgehoben und das Vermögen derſelben ſoll, unbeſchadet der den vor⸗ 
handenen Pfrundnern und Beanwarteten daraus gebührenden Einkünfte, fo: 
wie der etwaigen Privatrechte Anderer, mit dem allgemeinen Kloſtervermögen 
vereinigt werden. 

Neue Erpectanzen dürfen keine ertheilt werden. 

(Sap. V. Tite 1) 8. 32. Zu & 80. Der Paragraph wird durch 
folgende Beſtimmung erſetzt: 

Für das ganze Königreich ſoll eine allgemeine Ständeverſamm— 
lung beſtehen. 

8. 33. Zu 8. 82. Der Paragraph erhält folgenden Zuſatz: 

Die Berhältniffe der Provinziallandfchaften, deren Zuſammenſetzung und 
Wirkungskreis follen nach vorgängiger Verhandlung mit den beflehenven 
Provinziallandfchaften durdy allgemeine Gejeßgebung geregelt merden. 

Dis zu folder Regelung bleiben die Provinziallandjchajten in ihrer gegen- 
wärtigen Einrichtung beftehen. 

$S. 34. Der Titel II. des Cap. V. des Yandesverfafiungsgejcges 
8. 83. bis 128. von den allgemeinen Ständen wird aufgehoben und 
turch folgende Beſtimmungen erſetzt: 

$. 35. Die allgemeine Ständeverſammlung beftcht ans zwei Kammern. 


J. 
Erſte Kammer. 


8. 36. Die erſte Kammer ſoll beſtehen aus: 

1) den königlichen Prinzen, Söhnen des Königs, und den übrigen Prinzen 
der königlichen Familie. 

Der Kronprinz iſt nad) dem zuriidgelegten 18. Yebensjahre, jeder der 
übrigen Prinzen nach zurüdgelegtem 21. Jahre einzutreten berechtigt; 

2) dem Herzoge von Arenberg, dein Herzoge von Looz-Corswaaren und 
dem Fürſten von Bentheim, jo lange fie im Bejige ihrer Standes— 
herrſchaften fich befinden ; 

3) dem Erblandmarfchall des Königreichs; 

4) den Grafen von Etolberg = Wernigerode und von Stolberg -» Stolberg 
wegen der Grafſchaft Hohnftein ; 

5) vier vom Könige zu ernennenden Mitgliedern, wovon wenigfteng zwei 
Minifter jein müſſen (vergl. 8. 57.); 

6) dem von der erften Kammer ernannten Conmiffhrins fir das Schulden- 
und Rechnungsweſen; 

7) dreiunddreißig Abgeordneten der größeren Grundeigenthümer, welche nach 
dem Grundſteuerertrage auf die verjchiedenen Provinzen zu vertheilen 
find. Es werten für die Erwählung diefer Abgeordneten 33 Wahl: 
bezirfe gebildet, in denen je ein Abgeordneter gewählt wird. 

Die Wahl gefchieht in jedem Wahlbezirke in der Regel von 150 Grund— 
eigenthümern, und zwar vou denjenigen welche die höchſte Grundſtener zahlen. 
Befinden ſich jedody in einem Wahlbezirke mehr als 150 Örunteigenthümer, 
welche 50 Thaler Grundftener und darüber jährlich zahlen, fo find alle 
diefe Grundeigenthümer mahlberehtigt. Befinden ſich dagegen in einem 
Wahlbezirfe nicht 150 Grundeigenthümer, welche mindeſtens 30 Thaler Grund⸗ 
ſteuer jährlich zahlen, jo wird die Zahl der Wahlberechtigten bis zu der Zahl 
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der in dem Bezirke vorhandenen Grundeigenthümer vermindert, welche wenig⸗ 
ſtens 30 Thaler an jährlicher Grundſtener zahlen. Würde damit indeſſen 
die Zahl der Wahlberechtigten unter 100 herabſinken, fo werden von den 
unter 30 Thaler Grundſteuer zahlenden Grundeigenthümern die in dem Be- 
trage der Gruudſteuerzahlung zunächft ftehenden ſoweit hinzugezogen, als zur 
Herftelung einer Zahl von 100 Wahlberechtigten erforderlich find. 

8) Zehn Abgeordneten für Handel und für Gewerbe, welche über das 
ganze Yand unter thunlichfter Berückſichtigung der provinziellen Bezirke 
zu vertheilen find. 

9) Zehn Abgeordneten der Kirche und Schule. 

Davon erwählen: 
bie Evangeliſche Geiftlichkeit . . . . . 
deren Vertheilung auf das Yand der Negirung überlaffen bleibt, 
die Katholiſche Geiftlichkeit des Hildesheim’schen Sprengel . . einen, 
die Katholifche Geiftlichfeit des Osnabrüd’schen Sprengel . . einen, 


vier, 


die Univerfität Göttingen . . . . . einen, 
die Vehrercollegien der höheren Schulanftalten . . . . einen, 
die Lehrer ter Bürger: und Voltsfhulen . . .z3wei. 


10) Vier Abgeordneten des Standes der Rechtsgelehrten, welche von den 
Richtercollegien und den Rechtsbeiſtänden gewählt werden ſollen. 

Die unter Nro. 7. bis 10. aufgeführten Abgeordneten ſind auf die 
Dauer von ſechs Jahren zu erwählen. 

$. 37. Wählbar als Abgeordnete der größeren Grundbefiger find nur 
diejenigen, welche felbft, wenngleidy in einem andern Wahlbezirke oder in einer 
andern Provinz, als größere Grundbeſitzer mahlberechtigt find. 

Dagegen brauchen die von den Gewerbtreibenden, den Geiftlichen, der Uni- 
verfität, den Lehrern und Nechtögelehrten zu wählenden Abgeordneten, wenn fie 
überhaupt nur die Erfordernifffe zur Wählbarkeit in die erſte Kammer bejigen, 
dem bejondern Stande, von welchen: fie gewählt werden, nicht anzugehören. 

8. 38. Bon dem Wahlrchte und der Wählbarkeit ausgejchloflen find 
alle Diejenigen, welche noch nicht 25 Jahre alt find, oder unter päterlicher 
Gewalt oder Curatel ftehen, oder nad) gefeglichen Beſtimmungen nicht im 
vollen Befige der politifchen Nechte fi) befinden , oder wegen eines nad) der 
öffentlichen Meinung entehrenden Verbrechens beftraft, oder wegen eines folchen 
Verbrechens in Unterfuchung geweſen find, ohne völlig freigefprochen zu fein. 

8. 39. Bon den®gewählten Mitgliedern der erften Ranımer fiheidet, je 
um das Dritte Jahr die Hälfte aus und wird durch nene Wahlen erſetzt. 

Eind die Stände beim Ablauf der Zeit, fiir welche die Wahl geichehen 
ift, verfanmtelt, fo erfolgt der Austritt erft nach Beendigung der Diät. 

Der Austritt beftimmt ſich das erſte Mal durch das Yoos, demnächſt 
durch die Zeit der Wahl. 

8. 40. Im Uebrigen find die Rechte beider Kammern gleich. 


II. 
Zweite Kammer. 
8. 41. Die zweite Kammer ſoll beſtehen: 
1) aus zwei vom Könige zu ernennenden Mitgliedern, welche Miniſter 
ſein müſſen (vergl, 8. 57.); 
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2) aus dem von der zweiten Kammer ernannten Sommiffarius für das 

Schulden» und Rechnungsweſen; 

3) aus neunundſiebzig Abgeordueten der Stadt und Landgemeinden des 

Königreichs; und zwar aus: 

a) achtunddreigig Abgeordneten nachfolgender Städte und Fleden: 
zwei Abgeordneten der Reſidenzſtadt Hannover, einem Abgeordneten 
der Stadt Göttingen, einem Abgeordneten der Stadt Northein, 
einem Abgeordueten der Stadt Hameln, einem Abgeordneten der 
Stadt Einbed, einem Abgeordneten der Stadt Ufterode, einen 
Abgeordneten der Stadt Dubderftadt, einem Abgeordneten der 
Städte Moringen, Uslar, Hardegfen, Dransfeld und KHedemün- 
den, einem Abgeordneten der Stadt Münden, einem Abgeordneten 
der Städte Münder, Pattenjen, Neuftadt a. R., Springe, Wun- 
ftorf, Eldagfen, Bodenmwerder und Nehburg, einen Abgeordneten 
der Etädte Clausthal und Zellerfeld, einen Abgeordneten der übri- 
gen fünf Bergftädte, mut Einfchlug von Herzberg, Elbingerode und 
Lauterberg, einem Abgeordneten der Stadt Yüneburg, einen Abge- 
ordneten der Stadt Ulzen, einem Abgeordneten der Stadt Celle, 
einem Abgeordneten der Ztadt Harburg, einem Abgeordneten der 
Städte Lüchow, Daunenkerg und Hitader, einem Abgeordneten der 
Städte Soltau, Walsrode, Burgderf und Gifhorn, einem Abgeord- 
neten der Stadt Stade, einem Abgeordneten der Stadt Burtehide, 
einem Abgeordneten der Stadt Verden, einem Abgeordneten der 
Stadt Nienburg, einem Abgeordneten der Hoya’jchen Flecken, einen 
Abgeordneten der Diepenholz'ſchen Tleden, einem Abgeordneten der 
Stadt Osnabrüd , einem Abgeordneten der Städte Quackenbrück, 
Fürflenau, und der Fleden Melle und Branche, einem Abgeordneten 
der Städte Meppen, Yingen und Hafelline, eınem Abgeordneten der 
Stadt Goslar, einem Abgeordneten dev Stadt Hildeshein, einem 
Abgeordneten der Städte Alfeld, Peine und Bockenem, einem Ab- 
geordneten der Städte Elze, Gronau, Sarſtedt und Dajfel, einem 
Abgeordneten der Stadt Emden, einem Abgeordneten der Ztädte 
Aurich und Eſens, einem Abgeordneten der Stadt Norden, einen . 
Abgeordneten der Stadt Yeer, einen Abgeordneten dev Ztädte 
Schüttdorf, Nordhorn und Neuenhaus, wie auch des Fleckens Bent: 
heim, einem Abgeordneten der Gemeinde Papenburg. 

Eine jernere gefegliche Beftimmmmg darüber, welche Gemeinden außerdem 
noch in dieſer Abtheilung zu vertreten, und wie die Abgeordieten auf die- 
felben zu vertheilen find, bleibt vorbehalten. 

b) einundvierzig Abgeordnete der Landgemeinden und der unter a. nicht 

aufgeführten Städte und Flecken, nämlich: 
fünf Abgeordneten aus den Fürſtenthümern Calenberg, Göttingen 
und Grubenhagen, einem Abgeordneten der Grafſchaft Hohnftein, 
ſechs Abgeordneten aus dem Yürftenthume Lüneburg, fünf Abgeord- 
neten aus den Bremenjchen Marſchen, drei Abgeordneten aus der 
Bremenfchen Geeft und dem Herzogthume Verden, zwei Abgeord- 
neten ans den Pande Hadeln mit Einjchluß der Stadt Otterndorf, 
vier Abgeordneten aus den Graffchaften Hoya und Diepholz, welche 
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gleichmäßig auf die Provinz vertheilt werden, drei Abgeordneten 
aus dem Fürftenthume Dsnabrüd, zwei Abgeordneten ans dem 
Herzogthune Arenberg » Meppen und der Niedergraffchaft Yingen, 
vier Abgeordneten aus den Fürſtenthume Hildesheim, fünf Abge- 
ordnieten ans dem Fürſtenthume Oftfriesland , einem Abgeordneten 
aus der Sraffchaft Bentheint. 
Eine fernere gejegliche Beſtimmung tiber die Bertheilung der Abgeord- 
neten auf die Yandgeneinden wird vorbehalten. 
$. 42. An den Wahlen der Stadt: und Yandgemeinden nehmen alle wohn⸗ 
berechtigten männlichen Einwohner der Gemeinde Theil, mit Ausnahme derer, 
welche noch nicht 25 Jahre alt find, 
in väterlicher Gewalt, 
unter Curatel, 
oder 
in Koft und Lohn eines Andern 
ftehen, 
wegen eines nach der öffentlichen Meinung entehrenden Berbrecheng 
beftraft worden, oder in Unterfuchung gemefen find, ohne völlıg 
freigefprochen zu fein, 
nach gefeglichen Beftimmungen nicht im vollen Befige der politifchen 
Rechte find, 
zu den directen Landesfteuern nicht beitragen, 
oder 
den ihnen obliegenden Betrag dazu im letzten Jahre nicht entrichtet 
haben ., 
8. 43. Wählbar zur zweiten Kammer der allgemeinen Ständeverſamm⸗ 
lung find alle wahlberechtigten Yandeseinwohner. 
Gemeinſchaftliche Beſtimmungen für beide Kammeru. 
F. 44. Niemand kann Mitglied der Ständeverſammlung fern, wenn 
eines der in 8. 42. bezeichneten Hinderniſſe bei ihm eintritt. 
8. 45. Alle Mitglieder der Ständeverſammlung müſſen tm König— 
reiche wohnen. 
Bon diejer Beftinmung find ausgenommen: 
1) die im 8. 36. Nro. 2. und 4. aufgeführten Meitglieder der erſten 
Kammer; 
2) die dort unter Nro. 7. aufgeführten Abgeordneten der größeren Grund— 
eigenthümer, wenn fie in einem andern deutſchen Lande wohnen 
und dafelbft ein Gleiches beobachtet wird. 
8S. 45. Perfonen, über deren Berniögen während ihrer Bermaltung 
Concurs ausgebrochen ift, können vor Befriedigung ihrer Gläubiger weder zu 
Mitgliedern der Ständeverſammlung erwählt werden, noch, wenn fie zur Zeit 
des Anshruches des Concurſes Mitglieder find, in derjelben bleiben. 

$. 47. Die Wahlverfanmlungen müſſen ji) von dem Borhandenfein 
der vorgefchriebenen Eigenjchaften der zu erwählenden Abgeordneten gebührend 
überzeugen. 

8. 48, Seinem im öffentlichen Dienjte Angeftellten, einfchließlich der 
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Gemeindebeamten, darf der zur Theilmahme au der allgemeinen Ständever- 
ſammlung erforderliche Urlaub verweigert werden, wenn für die Verſehung des 
Tienftes von ihm auf eine andere Weiſe angenteffen gejorgt wird. 

F. 49. Abgeordnete, die während der Dauer ihres Mandat3 cin be- 
foldetes Staatsamt oder eine Beförderung im Staatsdienſte annehmen, geben 
damit ihren Sig in der Ständeverſammilung auf; in folchem Falle wird nicht 
der Erſatzmann einberufen, fordern muß jedesmal eine nene Mahl eintreten. 

8. 50. Sänmitliche Mitglieder der allgemeinen Ständeverſanunlung 
müſſen bei ihren Verhandlungen das Wohl des ganzen Königreichs vor Augen 
haben und dürfen ſich durch Inſtructionen nicht binden Laffen. 

$. 51. Tie Mitglieder der Ständeverjammlung dürfen ihre Stimme 
nicht cuf ein anderes Mitglied übertragen. 

Jedoch fönnen die im 8. 36. Nro. 2. und 4. aufgeführten Mitglieder 
der erjten Kammer dur ihre volljährigen älteften Söhne oder durch dazu 
bevollmächtigte Agnaten ihres Hauſes fich vertreten laſſen. 

$. 52. Die Minifter haben, wenn fie auch nicht Mitglieder der Stände— 
verſammlung find, das Recht des Zutritt8 und der Theilnahme an den Be— 
vathungen in beiden Kammern. 

Jede Kammer kann die Gegenwart‘ von Miniftern verlangen. 

Der König ift berechtigt, in jede Kammer Commiſſarien zu ſchicken, um 
den Zigungen beizuwohnen und an den Berathungen theilzunehmen. 

Die Lommiffarien haben fein Stinimrecht. 

8. 53. Jede Aeußerung eines Mitgliedes in der Verſammlung über 
ſtändiſche Angelegenheiten ſoll immer die günftigfte Auslegung erhalten. 

8. 54. Ein gerichtliches Verfehren gegen Mitglieder wegen der von 
ihnen in den Zigungen der Kammern, Commmiffionen oder Gonferenzen ge: 
machten Aeußerungen ijt nur dann zuläfjfig, wenn legtere hochverrätheriſchen 
Inhalts find, oder eine Beleidignug oder Verläumdung enthalten. In allen 
übrigen Fällen find die Kammern nach den in der Gefchäftsordnung enthal- 
tenen Deftimmungen die alleinigen Richter über die in jenen Zigungen ge- 
machten Aeußerungen ihrer Mitglieder. 

8. 55. Während der Dauer einer Berfanmlung der allgemeinen Ztäude 
joll Fein ammejendes Mitglied verhaftet werden, es fei denn, daß in dem 
Falle eines Criminalverbredens eine ſchleunige Verhaftung nothwendig fein 
joltte, welcher Fall jedoch den Kammern ohne Aufſchub anzuzeigen it. 

8. 56. Die Veröffentlihung der ftändifchen Verhandlungen ſell unter 
den in der Geſchäftsordnung ‘der allgemeinen Ztändeverjannulung enthaltenen 
Beſtimmungen ftattfinden. 


IV. 
Yandtag. 


8. 57. Ein Yandtag dauert ſechs Jahre vom Tage der Eröffnung 
an gerechnet, infofern nicht früher eine Auflöfung der zweiten Kammer erfolgt. 

Die Wahlen der Abgeordneten der zweiten Kammer gelten für die ganze 
Tauer desjelben und können von den Vollmachtgebern nicht widerrufen werde. 

Die von Könige ernannten Mitglieder der Kammern, melde Minifter 
find (S. 36. Nro. 5. ımd 8. 41. Nro. 1.), verlieren ihren Zig, wenn fie 
aufhören, Deinifter zu fein. 
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Der König kann zu jeder Zeit die zweite Kanmer auflöjen und einen 
neuen Landtag berufen. (Bergl. $. 39.) 

$. 58. Der König wird die allgemeinen Stände alle Fahr zujanmen- 
berufen, fo daß während der Dauer eines Landtags fech3 ordentliche Diäten 
ftattfinden. 

Sollten indeß dringende Angelegenheiten es erfordern, fo kann der König 
auch außerordentliche Diäten anordnen. 

8. 59. Zu den ordentlichen Diäten wird die Ständeverſammilung in der 
Regel fo berufen werden, daß die Eröffnung derſelben ſpäteſtens bis zum 
1. Februar jeden Jahrs ftattfindet. 

Den Anfang und Schluß jeder ordentlichen oder außerordentlichen Land⸗ 
tagsdiät beſtimmt der König. 

8. 60. Der König kann die allgemeine Ständeverſammlung zu jeder 
Beit vertagen und die Dauer der VBertagung beſtimmen. (Bergl. jedod) 
8. 109.) 

Jede Kammer kann fi auf drei Tage vertagen. Zu ciner längern 
Bertagung einer oder beider Kammern hat die allgemeine Ständeverfammlung 
die Königliche Genehmigung zu beantragen. 

$. 61. Eigenmädjtig dürfen die Kammern ſich nicht verfammeln, aud) 
nach der Bertagung, dem Schluffe oder der Auflöjung der Verſammlung nicht 
ferner verfammelt bleiben. (Vergl. jedoch $. 109.) 

8. 62. Die allgemeinen Stände find verpflichtet, vorzugsweiſe die von 
der Regirung au fie gebrachten Anträge, namentlich das Budget und zwar, 
* es von der Regirung verlangt wird, jederzeit zuerſt in Berathung zu 
nehmen. 


V. 


Wirkſamkeit der allgemeinen Stäudeverſammlung. 


8. 63. Die allgemeine Ständeverſauiung iſt berufen, die ihr durch die 
Berfaffung beigelegten Rechte wahrzunehmen. 

8. 54. Ueber alle daS ganze Königreich betreffende, zur ſtändiſchen 
Mitwirtung gehörende Gegenftände wird nur nit der allgemeinen Stände: 
verſamnilung verhandelt. 

Provinzielle Angelegenheiten, welche zur ftändijchen Mitwirkung geeignet 
find, werden an die betreffenden Provinziallandichaften gebracht werden. Bei 
einen Zweifel darüber, ob ein Gegenftand zur Mitwirkung der allgemeinen 
Stände oder der Brovinziallandjchaften gehöre, entjcheidet der König. 

S. 65. Landesgeſetze werden vom Könige nur unter Zuftimmung der - 
allgemeinen Ständeverjanunlung erlaffen, wieder aufgehoben, abgeändert und 
authentijch interpretirt (vergl. jedoch 8. 72.). 

Die Zuſtimmung der Stände beſchränkt ſich auf den weſentlichen Inhalt 
der Geſetze. Tie Bearbeitung der Gefege nah Maßgabe der ftändijchen 
Beſchlüſſe verbleibt der Regirung. 

Bei Verkündigung der Gejege ift zu erwähnen, daß dabei die verfafjungs- 
mäßige Zuftinunung dev Stände ftattgefunden habe. 

8. 66. Werden zu einem Gejegentwurfe Zufäge oder Aenderungen von 
den Ständen befchloffen, die der König zu genehmigen Auftaud nimmt, und 
findet fi der König bewogen, den Gefegentwurf entweder unverändert, oder 
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unter Berüdfichtigung genehmigter ftändifcher Anträge, vollftändig redigirt, 
anderweit an die Stände gelangen zu lafien ; fo find Legtere verpflichtet, das 
Geſetz nach zmweimaliger Berathung bei der legten Abftimmung im Ganzen 
anzunehmen oder abzulehnen. Anträge auf Abänderungen und Zufäge oder 
Bedingungen fünnen alsdann von den Ständen nicht mehr vorgebracht werden. 

8. 67. Die Mitwirkung der Stände ift nicht erforderlich bei denjenigen 
Verfügungen , welche der König über das Herr, deſſen Formation, Disciplin 
und den Dienft tiberhaupt erfäßt (vergl. 8. 1.). 

Der Kriegsminifter ift dafiir verantwortlich, daß diefe Verfügungen feine 
Verfaſſungsverletzungen enthalten, und daß die ftändifchen Bewilligungen nicht 
überſchritten werden. 

Die Militär -, Straf- und Aushebungsgefege, ſowie die Nechte und 
Pflichten der fbrigen Unterthanen in Beziehung auf das Heer und die auf 
deflen bürgerliche Verhältniſſe bezliglichen Gefege können nur unter verfaflungs- 
mäßiger Mitwirkung der Stände ($. 65. u. ff.) feitgefegt werden. 

8. 68. Der König ift befirgt, ein den Ständen zu verfafiungsmäßiger 
Mitwirkung vorgelegtes Geſetz bis zu deſſen Verkündigung zurüdzunehmen. 

8. 69. Gejegentwürfe gelangen von der Regirung an die Stände, 
jedoch haben: auch diefe das Recht, auf Erlaffung von Gefegen anzutragen 
und Öejegentwürfe vorzulegen. 

S. 70. Die Anträge des Königs an die Stände werden an die allge 
meine Ständeverfanmlung gerichtet. 

Die Bitten, Erwiederungen und Vorträge der allgemeinen Stände können 
nur von beiden Kammern gemeinfchaftlich ausgehen; jeder Kammer 
ſteht jedoch frei, auf die Thronvede einjeitig eine Adreſſe an den König zu richten. 

$. 71. Verorduungen werden von der Negirung ohne Mitwirkung der 
Ztände erlaffen. 

Sie dürfen nur zur Vollziehung beftehender Gefefege dienen und nichts 
enthalten, was feiner Natur nach der ftändifchen Mitwirkung bedarf. 

Sie miſſen im Eingange das Geſetz bezeichnen, zu deſſen Bollziehung 
jie dienen. ' 

8. 72. Außerordentliche, ihrer Natur nach der ftändifchen Zuftimmung 
bedürfende, aber durch das Staatswohl, die Sicherheit des Landes oder die 
Erhaltung der ernitlich bedrohten Drdnung dringend gebotene gefegliche Ver— 
jügungen, deren Zweck durch Verzögerung vereitelt werden würde, gehen vom 
Könige allein aus; diefelben dürfen jedoch eine Abänderung der Verfaſſung 
nicht enthalten und müſſen außer Kraft gefegt werden, fobald die Gefahr be- 
fertigt ift, welche das Gefeg veranlaßt hat. 

Bei Verkündigung derfelben ift der Grund ihrer Ausnahme von der 
ftändifchen Mitwirkung zu erwähnen. Cie find den allgemeinen Ständen bei 
ihrer nächſten Zufammenfunft, behufs Wahrnehmung ihrer verfaffungsnäßigen 
Rechte, vorzulegen und, falls die Zuſtimmung nicht erfolgt, wieder aufzuheben. 

8. 73. Alle Sefege und Verordnungen werden vom Könige unter Be- 
obadhtung der vorgefchriebenen Form (SS. 65., 71. und 72.) verfindigt, und 
erhalten dadurch für alle Untertanen und alle Behörden verbindliche Kraft. 

Entſtehen Zweifel darüber, ob bei einem gehörig verfündigten Gefege die 
verfafjungsmäßige Mitwirfung der Stände hinreichend beobachtet fei, fo fteht 
nur diefen zu, Anträge deshalb zu machen, 
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8. 74. Bon den vom Könige mit anderen Staaten abgejchloffenen Ber- 
trägen fol der allgemeinen Ständeverjanmlung, fobald die Verhältniife es 
erlauben, Kenntniß gegeben werden (vergl. jedoh S. 11. des Yandesverfaf- 
jungsgefege®). 

8. 75. Die allgememeine Ständeverſammlung ift berechtigt , in Be— 
ziehung auf alle Pandesangelegenheiien, insbefondere Über Mißbräuche und 
Mängel in der Nechtöpflege oder Verwaltung ihre Beſchwerden und Wünſche 
dem Könige vorzutragen. 

Weiter darf ſie aber in die Landesverwaltung ſich nicht einmiſchen. 

8. 76. Die allgemeinen Stände können ſchriftliche Geſuche, Beſchwerden 
und Vorſtellungen, nicht aber Deputationen von Körperſchafteu, annehmen, 
darüber Beſchlüſſe faſſen und den Bittſtellern von den Beſchlüſſen durch 
Protocollauszüge Kenutniß geben. 

Anträge oder Petitionen können jedoch nie an eine Kammer, ſondern nur 
an die allgemeine Ständeverſammlung gerichtet werden. 

8. 77. Das Capitel VI. des Landesverfaſſungsgeſetzes von den Fi— 
nanzen (8. 129. — 167.) wird aufgehoben. 

Es treten dafür die folgenden Beſtimumngen ein: 

S. 78. Zänmmtliche zu dem Königlichen Domanium gehörenden Gegen— 
ftände, namentlih Schlöſſer, Gärten, Güter, Gefälle, Forſten, Bergwerke, 
Salinen und Activcapitale machen das feinen Geſammibeſtande nach ftet3 zu 
erhaltende Krongut aus, 

Dem Nönige und dejjen Nahfo/gern in der Regirung verbleiben nuter 
den folgenden Beſtimmungen alle Rechte, welde dem Yandesherru darın 
bisher zugeftanden haben, _ 

$. 79. Das Krongnut und die Einkünfte aus den Wegalen können 
ohne Zuſtimmung der Stände rechtsgültig nicht verpfändet werden, mit Aus— 
nahme des im 8. 97. bezeichneten alles einer außerordentlichen Anleihe. 

Veräußernugen der Suſtanz können nur in Folge geſetz!icher Beſtimm— 
ungen oder wegen ihrer Nützlichkeit eintreten. Das Aequivalent ſoll mit dem 
Krongute wieder vereinigt und dejlen Anlegung oder Verwendung , weldye 
jedoch für die Dauer im Königreiche gefchehen muß, auf eine fichere und 
einträgliche Art fofert bejchafft werden. 

lleber Veränderungen dieſer Art joll der allgemeinen Ztändeverjonm- 
lung in jeder Diät eine Nachweiſung mitgetheilt werden. 

Freiwillige Beränßerungen ganzer Domanialgüter oder bedeutender Forſten 
dürfen nicht ohne Einwilligung der allgemeinen Ständeverſammlung gejcheben, 
und es find fofort Gegenftände von möglichſt gleicher Einträglichfeit verzugs- 
weile und, jo weit es zwedinäßig gejchehen kann, Yandgüter oder Forſten, 
an deren Stelle zu ſetzen. 

$. 80. Die Auffünfte des Rronguts follen verwandt werden: 

zur Bezahlung der Zinſen der auf dem Domanium haftenden 
Schulden und zum allmähligen Abtrage diefer Schulden ; 

zum Unterhalte und zur SHofhaltung des Königs, der Königin, des 
minderjährigen Nronprinzen und der übrigen minderjährigen 
Prinzen und Prinzefjinnen, Söhne und Töchter des Ktonigs; 

zu dem ftandesmäßigen Auskommen dev verwittweten Königin und 
der verwittweten Kronprinzefjin, zu den Jahrgeldern, Apanagen 
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und Ausftattungskoften für den Kronprinzen , die Prinzen und 
Prinzeſſinnen des königlichen Hauſes (vergl. 8 

endlich aber das Uebrige, ſowie die bisher mit er Domaniatoer- 
waltung vereinigt gemwejenen Einfünfte von den Wegalen zur 
Beitreitung andermeiter Staat3ausgaben. 

8. 81. Zur Dedung der für den Unterhalt und die Hofhaltung des 
Königs, der Königin, fowie der minderjährigen Prinzen und Prinzeſſinnen, 
Söhne und Töchter des Königs, erforderlichen Ausgaben dienen als Kron— 
dotation 

1) die Binfen eines in den Jahren 1784 bis 1790 in englifchen drei- 
procentigen Stocks belegten, aus Einkünften der föniglichen Kammer 
erwachfenen Capital3 von <f 600,000, welches Capital unzertreunlich 
mit der Krone vereinigt und vererblich jein fol; 

2) eine Summe von 500,000 =f Conventions-Münze (513,888 4 
21 Gr 4 Courant), melde aus dem Ertrage des Krongutes 
jährlich zu bezahlen ijt. . 
8. 82. Außerdem verbleiben dem Könige und feinen Nachfolgern in 

der Negirung die in einem der Ständeverſammlung mitzutheilenden Ver- 
zeichniſſe aufgeführten Königlichen Schlöſſer und Gärten, die zur Hofhaltung 
beftimnten föniglichen Gebäude, Ameublements, das Silbergeräth nebft dem 
Zilbercapitale und fonftigen Koſtbarkeiten, alle zur Hofhaltung gehörenden 
Inventarien, die Bibliothek und die königlichen Jagden im gauzen Umfange 
des Königreichs, wogegen derjelbe die Damit verbundenen Ausgaben übernimmt. 

Vorgedachte Gegenftände dürfen nienmals verpfändet und nur unter Ge— 
genzei men eines verantwortlichen Miniſters veräußert werden. 

. 83. Di m $. 81. aufgeführten Einkünfte und die im $. 82. 
genannten Gegenftände bleiben der eigenen Verwaltung des füniglichen Hau— 
jes vorbehalten. 

8. 84. Die and der Strondotation zu beftreitenden Ausgaben find die 
Koften des Hofetats, des Marftalls, die Bejoldungen und Penfionen der Hof- 
dienerſchaft, die Koften des Hojtheaters , die Unterhaltung der füniglichen 
Schlöſſer und Gärten und die Koſten der königlichen Orden. 

8. 85. Tritt eine Regentſchaft ein, jo müſſen die mit derſelben ver- 
bundenen Koften aus der Krondotation bejtritten werden. Dasjelbe findet 
wegen der Koften einer etwaigen CStellvertretung des Königs ftatt. 

8. 86. Alle ans dem Krongute und aus den Regalen auffonımenden 
Einnahmen, mit alleiniger Ausnahme der Einnahme ans den der ummittel- 
baren Verwaltung des königlichen Haufes vorbehaltenen Gegenftänden ($. 82.) 
jolfen mit den Yandesabgaben, dem Ertrage der Eifenbahnen, den Chanfjee- 
geldern, Sporteln, Yehnsauffünften und fonftigen Yandeseinnahmen in eine 
einzige Generalcafje fließen, aus welcher Caſſe ale Ausgaben beftritten wer- 
den, fojern dieſelben nicht auf der Krondotation ruhen. 

$. 87. Ueber Apanagen, Jahrgelder und Deputate der Prinzen und 
Prinzeſſinnen, über Mitgaben für Prinzeſſinnen, über Witthüner, tiber das 
Privatvermögen des Königs und der Miitglieder des königlichen Hauſes, fo 
wie über das Familien- Hausfibeiconmmiß gelten die Beftunmungen des Tönig- 
liden Hausgejeges vom 19. November 1836. 

Das Witthum ber Königin fol jährlih 60,000 4 Gold betragen und 
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die geringfte Apanage eines zur Apanage berechtigten volljährigen Prinzen 
der Föniglihen Haufes aus 6000 =? Gold beftehen. 

$. 88. Ueber die Verwendung der zur Krondotation, zu Apanagen oder 
Witthümern der Mitglieder der königlichen Familie ausgefegten Eiunahmen 
fteht den Ständen feine Controfe zu. 

8. 89. Das Vermögen der jesigen Schatullcafje bleibt getrennt von 
den Staatscaſſen und zur ausschließlichen Verfügung des Königs. 

Das Privatvernögen des Königs, der Königin, der Prinzen und Prin⸗ 
zeflinnen, wohin namentlich auch dasjenige gehört, was aus den ihnen zu- 
jtehenden Einkünften erworben worden; verbleibt nach Maßgabe der Haus- 
gejege, oder fo weit dieſe darliber nicht entfcheiden, der Yandesgefege, der 
völlig jreien Verfügung der Berechtigten. 

S. 90. Ueber die Ausgaben, melche die Verwaltung des Landes und 
deffen jonftige aus der Generalcaffe zu beftreitenden Bedürfniſſe erfordertich 
wachen, joll der allgemeinen Ständeverjanumfung ein Budget vorgelegt und 
nit den nöthigen, auf Antrag der Stände zu vervollftändigenden Etats und 
- Erlänternngen begleitet werden. 

8. 91. Die allgeneine Ständeverſammlnng hat die Verpflichtung, für 
die Dedung der flir den öffentlichen Dienft nothmwendigen Ausgaben in fo 
meit zu forgen, als fie ans den Einkünften ded Krongnts und der Negale 
nicht beftritten werden können. 

Dagegen fteht ihr das Necht zu, das Budget zu prüfen und zu bewilligen. 

Ausgaben, welche anf beftinmmten bimde?:- oder landesgefeglichen oder 
auf privatrechtlichen Verpflichtungen beruhen, darf die allgemeine Stände- 
verſammlung nicht verweigern. 

$. 92. Die Erfparumgen, welche bei dein Ausgabe-Etat des Kriegs: 
miniſteriums gemacht werden, follen fo lange baar in den Echag niedergelegt 
werden, bi3 die gefammelten Summen die Hälfte des ganzen Militäretats 
erreichen. Ueberſteigt die Erſparung diejen Betrag, fo fol über den weitern 
Ueberſchuß mit Einwilligung der Ständeverſammlung, welcher bei jeder Zu> 
ſammenkunft eine Nachweije über den Beitand des Nriegsfchages vorzulegen 
ift, anderweit verfügt werden. 

Die Vorräthe des Kriegsſchatzes find für die Ausgaben des Kriegs- 
miniſteriums zu verwenden, fobald letztere die ordentlichen Mittel überfteigen. 

$. 93. Für außerorbentliche, während der Bertagung der allgemeinen 
Ständeverfammlung eintretende Yandesbedürfniffe, welche bei Yeitftellung des 
Budgets nicht beriidfichtigt werden konnten, und welche gleichwohl (namentlich) 
im ale eintretender Landescalamitäten, Nriegsrüftungen oder innerer Un- 
ruhen) fchleunige Maßregeln oder Koftenverwendungen erfordern, fol ein in 
dem jährlichen Budget nicht bejonders anfzuführender Neferverredit beitehen, 
welcher 5 Procent des ganzen Ansgabebudget3 ausmacht. 

Die Verfiigung über diefen Refervecredit fteht dem Gefanmtminifterium 
anf deffen Verantwortung zu, die Verwendung aber foll der allgemeinen 
Ständeverfanmlung bei ihrer nächſten Zuſammenkunft nachgewiefen werden. 

8. 94. Gleichzeitig mit dem Anfchlage der Ausgaben fol der allge- 
meinen Ständeverfammlung ein Anfchlag der zu deren Beftreitung erforder- 
Iihen Einnahmen vorgelegt werden, welcher alle oben (8. 86.) bezeichneten 
Einnahmen umfaßt. 
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8. 95. Die zur Beftreitung der Landesausgaben außer der Einnahn:e 
von dem Krongute und den Regalen erforderlichen Steuern und Abgaben 
bedürfen der Bemilligung der allgemeinen Ständeverfammlung. 

In dem erforderlichen Ausfchreiben fol die ftändifche Bewilligung er- 
wähnt werden. 

8. 96. Sollten die von der Regirung in Antrag "gebrachten, zu den 
Bedürfniſſen des Yandes erforderlichen Steuern und Abgaben bei Auflöfung 
einer Ztändeverfammlung nicht bewilligt fein, fo können die beftehenden 
Steuern und Abgaben, fo weit fie nicht zu einem vorübergehenden, bereits 
errichteten Zwecke ausgefchrieben worden, noch ſechs Monate vom Ablaufe 
der legten Bewilligungszeit an unverändert forterhoben und zu den: Ende 
in Beziehung auf diefen Paragraphen ausgejchrieben werden. 

8. 97. Anlehen behufs der aus der Generalcafie zu beftreitenden 
Angaben fünnen nur nad) erfolgter Bewilligung der allgemeinen Ständever⸗ 
fammlung gemadt werden. 

Sollte jedod) wegen außerordentlicher Uıinftände die ordentliche Ein- 
nahn:e der Caſſe fo bedeutende Ausfälle erleiden, daß die bewilligten Aus⸗ 
gaben nicht beftritten werden können , oder ſollten ſchleunige Kriegsrüſtungen 
nothwendig werben, der im 8. 92. feſtgeſetzte Kriegsſchatz aber in der erfor⸗ 
derlihen Größe nicht vorhanden fein, oder follte der oben 8. 93. beſtimmte 
Nefervecredit benugt werden müſſen und dazu die Vorräthe und Einnahmen 
der Caſſeg nicht hinreichen: fo hat der König, wenn die Stände nicht ver- 
ſammelt find, das Recht, auf den Bericht des Gejammtminifterinms, nad) 
Anhörung der jtändifchen Commiſſarien (F. 100.), zu beſtimmen, daß eine 
Anleihe auf den Credit der Generalcaffe zu Dedung der bewilligten, oder 
aus dem Kriegsſchatze zu beftreitenden, oder auf den Reſervecredit anzumei- 
jenden Ausgaben, höchftens bis zu dem Belaufe von Einer Million Thaler 
gemacht werden darf. 

Inſofern Anleihen für Kriegsräftungen nöthig werden, ft der jedesmalige 
Beſtand des Kriegsſchatzes (8. 92.) davon in Abſatz zu bringen. 

Die Berhandinngen über ſolche außerordentliche Anleihen jollen jetod) 
der allgemeinen Ständeverjanunlung bei ihrer nächften Zufammenfunft vorge- 
legt, und es ſoll derjelben nachgeiwiefen werden, daß die gemachte Anfeihe 
nothwendig gewejen und zum Velten des Landes verwandt ift. Der Be⸗ 
trag ſoll in die Landesſchuldenetats aufgenommen werden. 

8. 98 Ohne Einwilligung der allgemeinen Ständeverfammlung darf 
fein Papiergeld ausgegeben werden. 

$. 99. Die Rechnungen der Generalcaffe und aller dazu gehörenden 
Nebencafien ſollen der allgemeinen Ständeverſammlung zur Prüfung vorge- 
legt werden. 

8. 100. Es jollen von der allgemeinen Ständeverfammlung zwei Come 
mijjarien auf Lebenszeit ernannt werden, welche gemeinjchaftlih mit den 
Generale Serretarien jeder Kammer, unter dem Borjige des Präfidenten der 
Steuerverwaltung, 

die vorgedachten Rechnungen zu prüfen und den Gang des Staats- 
haushalts zu überwachen; 
an der Verwaltung des Staatsjchuldenweiens Theil zu nehmen, 
und 
Heilen, Staaterecht. II. ' 15 
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bei der Verwaltung der Steuern mitzuwirken 

ben. 

” Außerdem haben die Commifjarien nebft den General- Secretarien dies 
jenigen Befugnifje auszuüben, welche durch 8. 181. des Yandesverfaflungs- 
gejeges dem Schatcollegium beigelegt find. 

Die Commiffarien follen als folhe Mitglieder der Ständeverſamm⸗ 
lung jein. 

Das bisherige Schagcollegium lol aufgehoben werden. 

(Cap. VII) $. 101. Bu $. 168. Der Paragraph wird durch 
folgende Beſtimmungen erſetzt: 

Die oberſte Leitung der Regirung unter dem Könige geht von dem 
Gejammtminifterium aus, deſſen Mitglieder der König nach eigener Wahl er⸗ 
nennt und nad) Gefallen entläßt. 

Für die einzelnen Verwaltungszweige bejtehen befondere Minifterien. 

8. 102. Alle von Könige ausgehende NRegirungsverfügungen bedür⸗ 
fen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des Miniſters oder Vorſtandes 
des betreffenden Miniſteriums. 

Dies gilt auch von den Verfügungen, welche für die bewaffnete Macht 
erlaſſen werden, ſoweit fie nicht Ausfluß des Oberbefehls über das Heer find. 

Feder Minifter oder Borftand eines Minifteriums ift dem Könige und 
dem Yande dahin verantwortlich, daß feine von ihm contrafiguirte oder aus⸗ 
gegangene Berfligung eine Gejegverlegung enthalte. 

Die allgemeine Ständeverfamnlung ift befugt, diefe Berantwortlichteit 
durch eine an den König felbjt gerichtete Bejchwerde geltend zu machen, welche 
die Entlaffung der Minifter oder des betreffenden Minifters zur Folge haben fol. 

Wegen abfichtliher Berlegung des Verfaſſungsgeſetzes kann die Stände⸗ 
verſammlung eine förmliche Anklage erheben. 

103. Zur Unterſuchung und Entſcheidung über die im vorigen 
Baragraphe gedachte förmliche Anklage ift nur das Dberapellationsgericht in 
Plenarverfammlung zuftändig. 

Die Ständeverfanmlung muß den Könige vier Wochen vor Anftellung 
der Anklage von derjelben Anzeige machen. Die Anflage jelbft wird von 
Ceiten der Stände unmittelbar an das Gericht gebracht. Der König ver- 
jpricht, eine von der Ständenerfammlung bejchlofjene Anklage nie zu hindern. 

Die Entjcheidung des Gericht kann nur dahin gehen, daß der Ange- 
ſchuldigte der abfichtlichen Verlegung des Yandesverfafjungsgejeges, deren er 
angellagt worden, jchuldig ſei oder nicht. 

. Im erſtern Falle iſt er durch den Ausſpruch des Gerichts von felbft 
feiner Stelle verluftig und kann auch in einem andern Amte nicht wieder 
angeftellt werden. 

Gegen die Entfcheidung des Gerichts in ſolchen Fällen finden feine 
Rechtsmittel ftatt, auch find Abolition und Begnadigung ausgeſchloſſen. 

Die Urtheile über ſolche Auklagen werden mit ihren Entſcheidungsgrün⸗ 
ben durch den Drud öffentlich befannt gemacht. 

Hinſichtlich der gemeinrechtlichen Folgen behält e8 bei der ordentlichen 
Rechts- und Gerichtsverfaſſung fein Bewenden. 

$. 104. Bu $. 169. Der Paragraph wird durch folgende Beftinm- 
ung erjegt: 
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Es foll ein Staatsrath beitehen, um wichtige Regirungsangelegenbeiten, 
namentlih Gefege und Berordnungen nad der darüber vom Gefammt- 
Minifterium zu treffenden Beftinnmung, zu berathen und 

die Dienftentlaflung folder Staatsdiener, melde nicht lediglich zur 
Claſſe der Nichter gehören ($. 177. des Sandeöverfaffungögefeges), 

zu begutachten. 

8. 105. Zu 8. 170. und 171. Dieje Paragraphe werden aufgeho- 
ben. (Bergl. 8. 5.) \ 

8. 106. Zu 8. 172. Das Wort „Löniglihe Diener” in diefem Pa- 
graphe gleichwie in anderen Paragraphen des Yandesverfaflungsgejeßes (8. 174, 
175, 176, 177, 179.) wird in „Etaat3diener” verwandelt, 

8. 107. Zu 8. 173. Diefer Paragraph fällt hinweg, in Folge des 
Grundfages im $. 7. dieſes Geſetzes. 

8. 108. Zu 8. 177. Der zweite Abjag des Paragraphen wird durch 
folgende Beſtimmung erſetzt: 

Ein Staatsdiener, welcher lediglich ein Richteramt bekleidet oder Mit- 
glied eines Obergerichts ft, kann ohne ridhierlihes Erkenutniß feines 
richterlichen Ant weder entjett noch entlaſſen, noch auf ein minder einträg- 
liches Amt oder auf eine Vermwaltungsjtelle wider feinen Willen verfett, noch 
nit —— Gehalts ſuspendirt werden. 


I.) 8. 109. Zu 8. 181. Der Paragraph enthält folgen⸗ 
den Aufan: 


Im Falle des Thronwechſels wird der König die Stände fofort, ſpäte⸗ 
ſtens binnen vierzehn Tagen, berufen. 

Sollte diefe3 unterlaffen werden, fo find die zulett zufammenberufen 
geweſenen Stände berechtigt und verpflichtet, ſich felbit zu verfanunehn und 
die Rechte des Landes wahrzunehmen. 

In dieſem Falle kann die Ständeverfammlung innerhalb vier Wochen 
von Zeit ihres Zufammentritt3 ohne deren Antrag weder aufgelöjet noch 
vertagt werden. ($. 57. und 60.) 

Eollten die Stände zur Zeit eines Thronwechſels verfammelt fein, fo 
können jie gleichfalls innerhalb der nächften vier Wochen nur auf ihren Au- 
trag aufgelöfet oder vertagt werden. 


Gegenwärtiges Geſetz ift durch die Gefegfanımlung zu verkünden. 
Gegeben, Hannover ben 5. September 1848. 


Eruſt Anguſt. 


Bennigfen. Prott. Stüve, Dr. Braunn. Lehzen. During. 


C. Literatur. | 
Bergleiche in Aufehung ber Literatur bes Staatsrechts von: 


b. Hannover. 
3. J. Moſer. Eintheilung in das Kurf. und Fürſtl. Braunſchw. Lünedurg. 
Staatereht 1765. Aumerkungen u. Zuſätze dazu von Scheid. Gbttingen, 1757. 
Codex diplomaticus dazu von demſ. Göttingen, 1859. 
15* 
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1819 — 1850. 
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VI. 
DBürtemberg. 


A. Quellen. . 


Vergleiche in Anfehung bes Staatsrechtes vom Königreich 
Würtemberg: 
1. Verfaffungsurfunte vom 25. September 1819. 
2. Nönigliche Verordnung über die Auflöfung der Landesverſammlung 
vom 6. November 1850. 
3. Königliche Verordnung , die Nechtöverhältniffe der Iſraeliten be- 
treffend v. 5. Oltober 1851. 


Derfaffungsurknnde vom 25. September 1819. 


Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Würtemberg 


thun fund und zu willen für Uns und Unfere Nachfolger in der Regirung: 

Unferes in Gott ruhenden Herrn Vaters Majeſtät und Gnaden haben 
fhon im Jahr 1815 auf die Errichtung einer Staats-Grundverfaſſung für 
das gefammte Königreih Würtemberg ernftlihen VBedacht genommen, und zu 
diefenn Ende mit den zu einer Ständeverfammlung eimberufenen Fürſten, 
Grafen, Edelleuten, Geijtlichen beider Hauptconfeffionen und den von einigen 
Städten, auch fämmtlichen Dberamtsbezirten gewählten Abgeordneten Unter- 
handlungen eröffnen laffen, welche unter Unferer Regirung bis in. das Jahr 
1817 fortgejegt murden. 

Wiewohl damald der gewünſchte Zweck nicht zu erreichen geweſen, fo 
haben Wir denjelben dennoch unverrüdt im Auge behalten, und um eines- 
theil8 den Uns, als einem Gliede de3 deutfchen Bundes, obliegenden Ber- 
bindlichkeiten zu Erfüllung des XIII. Artifel® der Bundesalte, anderntheils 
den Wünfchen and Bitten Unferer getreuen Unterthanen um endliche Begründ- 
ung des öffentlichen Nechtszuftandes, übereinftinmend mit Unſerer eigenen 
Ueberzeugung, zu entiprechen, eine neue Ständeverfammlung auf den 13. Juli 
gegenwärtigen Jahres in Unfere Refidenzitadt Ludwigsburg berufen. 

Nachdem nun über den Entwurf einer den früheren vertragd - und ge- 
jegmäßigen Rechten und Freiheiten Unſeres alten Stammlandes, fowie der 
damit vereinigten neuen Yandestheile, zugleich aber auch den gegenwärtigen 
Berhältniffen möglichſt angemejjenen, Grundverfaſſung die von der Stände- 
verſammlung hiezu beſonders gewählten Mitglieder fih mit den von Uns 
ernannten Commiſſarien vorläufig beredet haben, und die hierüber erftatteten 
Berichte einerjeitd von Uns in Unſerem Geheimenrathe, amderfeit3 von der 
vollen Ständeverjanmilung vollftändig und forgfältig geprüft und erwogen, 
fodann die gefammten Wünfche Unferer getreuen Stände Uns vorgelegt wor- 
den find; fo iſt emdlich durch höchſte Entſchließung und allerunterthänigfte 
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Gegenerklärung eine volllommene beiderfeitige Bereinigung ubet folgende 
Punkte zu Stande gekommen: 


Erſtes Kapitel. 
Bon dem Königreiche. 


8. 1. Sämmtliche Beitandtheile des Königreich find und bleiben zu 
einem unzertrennlichen Ganzen und zur Theilnahme an eier und berfelben 
Berfaflung vereinigt. 

8. 2. Würde in der Folgezeit das Königreich einen neuen Yandeszu- 
wach? durh Kauf, Tauſch, oder auf andere Weife erhalten, fo wird derjelbe 
in die Gemeinjhaft der Verfaſſung des Staates aufgenommen. 

Als Landeszuwachs ift Alles anzujehen , was der Nönig nicht bloß für 
feine Perfon, joudern durch Anwendung ber Staatskräfte, oder mit der aus— 
drücklichen Beftimmung, daß es einen Beſtandtheil des Königreichs ausmachen 
fol, erwirbt. 

Sollte ein unabmwendbarer Nothfall die Abtretung eines Landestheiles 
unvermeidlich machen, fo ift wenigftens dafür zu ſorgen, daß den Eingeſeſſenen 
des getrennten Yandestheiles eine Hinlängliche Zeitfrift geftattet wird, um ſich 
anderwärts im Königreiche mit ihrem Eigenthume niederlajjen zu können, 
ohne in Veräußerung ihrer Yiegenfchaften übereilt,, oder durch eine auf das 
mitzunehpiende Vermögen gelegte Abgabe, oder fonft auf andere Weiſe be- 
läftigt zu werden. 

8. 3. Das Königreih Würtemberg ift ein Theil des deutfchen Bun— 
des; daher haben alle organischen Befchlüffe der Bundesverſammlung, welche 
die verfaffungsmäßigen Verhältuiſſe Deutjchlands, oder die allgemeinen Ber- 
hältniffe deutſcher Staatsbürger betreffen, nachdem fie von dem Könige ver⸗ 
kündet find, auch für Würtemberg verbindende Kraft. Jedoch tritt in An⸗ 
ſehung der Mittel zu Erfüllung der hiedurch begründeten Verbindlichleiten 
die verfaſſungsmäßige Mitwirkung der Stände ein. 


Zweites Kapitel. 
Bon tem Könige, der Thronfolge und ter Reichsnermeinng. 


8. 4. Der König ift das Haupt des Staates, vereinigt in fich alle 
Rechte der Etaatsgewalt, und übt fie unter den durch die Verfaffung feft- 
gefegten Beſtimmungen aus. 

Seine Perfon ift heilig und unverletzlich. 

8. 5. Der König bekennt ſich zu einer der chriſtlichen Kirchen. 

8. 6. Der Sig der Regirung kann in feinen alle außerhalb des 
Königreich verlegt werden. 

8. 7. Das Net der Thronfolge gebührt dem Mannsſtamme des 
königlichen Haufes; die Ordnung derfelben wird durch die Yincalerbfolge 
nah dem Erftgeburtsredhte beftimmt. Erlifcht der Mannsftanım, jo gebt 
die Thronfolge auf die weibliche Yinie, ohne Unterfchied des Gefchlechtes, 
über, und zwar fo, daß die Nähe der VBermandtfchaft mit dem zulegt re⸗ 
girenben Könige, und bei gleichen Verwandtſchaftsgrade das natürliche Alter 
den Borzug gibt. Jedoch tritt bei der Dejcendenz des ſodann regierenden 
tönigliden Hauſes das Vorrecht des Mannsſtammes wieder ein. 
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8. 8. Die Fähigkeit zur Thronfolge, ſetzt vechtmäßige Geburt ans 
einer ebenbürtigen, mit Bewilligung des Königs gefchloffenen Ehe voraus. 

8. 9. Die Volljährigkeit de3 Königs tritt mit zurückgelegtem achtzehn⸗ 
ten Fahre ein. \ | 

$. 10. Der Huldigungseid wird dem Thronfolger erft dann abgelegt, 
wann Er in einer den Ständen des Königreichs auszuftellenden feierlichen 
Urkunde die unverbrüchliche Feithaltung der Yandesverfaffung bei Seinem 
Königlichen Worte zugefichert hat. 

8. 11. Iſt der König minderjährig, oder aus einer anderen Urſache 
an der eigenen Ausübung der Regirung verhindert, fo tritt eine Reichsver⸗ 
wejung ein. 

8. 12. In beiden Fällen wird die NeichSverwefung von dem, der 
Erbfolge nad, nächſten Agnaten geführt. Sollte fein dazır fähiger Agnat 
vorhanden fein, jo fällt die Negentjchaft an die Mutter, und nach diefer an 
die Großmutter des Königs von väterlicher Seite. 

8. 13. Sollte ſich bei einem. zunächſt nach den regirenden Könige 
zur Erbfolge. beſtimmten Familiengliede eine folche Geiftes- oder körperliche 
Deichaffenheit zeigen, welche demfelben die eigene Verwaltung des Reiches 
unmöglid) machen würde; jo ift noch unter der Regirung des Königes durch 
ein förmliches Staatsgejeg über den fünftigen Eintritt der gefegmäßigen 
Reichsverweſung zu entjcheiden. 

Würde der König während feiner Regirung oder bei dem Anfalle der 
Thronfolge duch ein ſolches Hinderniß von der eigenen Verwaltung des 
Neiches abgehalten fein, ohne daß jchon früher die oben beftimmte Vorſehüng 
getroffen wäre, fo foll längftens binnen Jahresfrift in einer von dem Ge⸗ 
heimenrathe zu veranlaffenden Berfanmlung fänntliher im Königreiche an« 
wejenden volljährigen nicht niehr unter väterlider Gewalt ftehenden “Prinzen 
des königlichen Hauſes, mit Ausschluß des zunächſt zur Megentfchaft berufenen 
Agnaten, auf vorgängige8 Gutachten des Geheimenrathes, durch einen nad 
abjoluter Stimmenmehrheit zu faffenden Beichluß, mit Zuftimmung der Stände 
über den Eintritt der gefegmäßigen Negentjchaft entjchieden werden. 

8. 14. Der Neichövermejer hat ebenjo, wie der König, den Ständen 
die Beobachtung der Yandesverfafjung feierlich zuzufichern. 

8. 15. Der Reichsverweſer übt die Staatsgewalt in dem Umfange, 
wie fie dem Könige zufteht, in Nomen des Königes verfafiungsmäßig aus; 
daher fteht auch der Geheimerath zum Reichsverweſer in denselben Berhält- 
niffe, wie zu dent regirenden Stönige. 

Es kann aber der Neichöverweier feine Standeserhöhungen vornehmen. 
feine neuen Ritterorden und Hofämter errichten, und fein Mitglied des Ge- 
heimenrathes anders als in Folge eines gerichtlichen Erkenntniſſes, entlaffen. 
Jede während einer Reichsverweſung verabfchiedete Abänderung eines Vers 
faſſungspunctes gilt nur anf die Dauer der Negentichaft. Auch fünnen bie 
dem Reiche heimgejallenen Lehen während der Regentſchaft nicht wieder ver« 
lieben werden. 

8. 16. In Ermanglung einer von den Könige getroffenen, und bem 
Geheimenrathe bekannt gemachten Anordnung gebührt die Erziehung des 
minderjährigen Königes der Mutter, und, mern dieſe micht mehr lebt, der 
Großmutter von väterlicher Seite; jedoch kann die Ernennung der Erzieher 
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und Lehrer und die Feſtſetzung des Erziehungsplanes nur unter Rückſprache 
nit dem Vormundſchaftsrathe gefchehen, melcher ſich aus den Mitgliedern 
des Geheimenrathes unter den Vorfige des Reichsverweſers bildet, jo, daß 
Pegterer bei den deßhalb zu faflenden Befchlüffen eine mutzuzählende, und im 
Falle einer Stimmengleichheit eine entjcheidende Stinne hat. Bei einer 
Verfchiedenheit der Anfihten hat der Vormundſchaftsrath die Entjdeidung ; 
auch liegt dieſem, nach dem Ableben der Mutter und der Großmutter, die 
Sorge für die Erziehung des minderjährigen Königes allein ob. 

8. 17. Die Reihöverweiung hört auf, fobald der König das Alter 
der Volljährigkeit ‚erreicht hat, oder ſonſt das bisherige Hinderniß feiner 
Selbftregirung gehoben ift. 

$. 18. Die Berhältniffe der Mitglieder des königlichen Hauſes zum 
Könige als Oberhaupt der Familie, und unter ſich, werden in einem eigenen 
Hausgeſetze beſtimmt. 


Drittes Capitel. 
Bon den allgemeinen Rechtsverhältniſſen ber Staatsbürger. 


8. 19. Das Staatsbürgerrecht wird- theil3 durch Geburt, wenn bei 
chelid) Gebornen der Vater, oder bei Unehelichen die Mutter das Ztaatg- 
bürgerrecht hat, theil8 durch Aufnahme erworben. Letztere fest voraus, daß 
der Aufzunehmende von einer beftimmten Gemeinde die vorläufige Zuficher- 
ung des Bürger- und Befigrechtes erworben babe. Außerdem erfolgt Durch 
die Anftelang in dem Staatsdienfte die Aufnahme in das Ztaat3bürger: 
vecht, jedoch nur auf die Dauer der Dienftzeit. . 

8. 20. Der Huldigungseid ift von jedem gebornen Wilrtemberger nad) 
zurüdgelegtem 16ten Jahre, und von jedem nen Aufgenoinmenen bei der Auf: 
nahme abzulegen. 

8. 21. Alle Würteniberger haben gleiche ftaatsbürgerliche Rechte, und 
ebenjo find fie zu gleichen ſtaatsbürgerlichen Pflichten und gleicher Theilnahme an 
den Staatslaften verbunden, foweit nicht die Berfaffung eine ausdrückliche Aus- 
nahme enthält; auch haben fie gleichen verfafjungdmäßigen Gehorſam zu leiſten. 

8. 22. Kein Staatsbürger kann wegen ſeiner Geburt von irgend einem 
Staatsamte ausgefchloffen werden. 

8. 23. Die Berpflihtung zur Vertheidigung des Vaterlandes, und die 
Verbindlichkeit zum Waffendienfte ift allgemein; es finden in leterer Hinficht 
feine andere, als die duch die Bundesafte und die beftehenden Geſetze be⸗ 
gründeten Ausnahmen statt. 

Ueber das Recht, Waffen zu tragen, wird ein Gejeg die nähere Be— 
jtimmung geben. 

$. 24. Der Staat fichert jedem Bürger Freiheit der Perſon, Gewiſſeus— 
und Denkfreiheit, Freiheit des Eigenthums und Auswanderungs- Freiheit. 

8. 25. Die Leibeigenfchaft bleibt für immer aufgehoben. 

$. 26. Niemand darf feinen ordentlichen Richter entzogen, und anders 
als in den durch das Geſetz beftimmten Fällen, und in den gejeglichen Formen 
verhaftet und beitraft, no länger al3 Einmal 24 Stunden über die Urſache 
jeiner Verhaftung in Ungemwißheit gelajjen werden. 

8. 27. Jeder, ohne Unterſchied der Meligion, genießt im Slönigreiche 
ungeftörte Gewiſſensfreiheit. 
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Den vollen Genuß der ftaatSbürgerlichen Mechte gewähren die drei 
hriftlichen Glaubensbekenntniſſe. Andere chriftliche und nicht chriftliche Glau⸗ 
bensgenoflen fünnen zur Theilnahme an den bürgerlichen Rechten nur in dem 
Verhältniſſe zugelaffen werden, als fie durch die Grundfäge ihrer Religion an 
der Erfüllung der bürgerlichen Pflichten nicht gehindert find. 

$. 28. Die Freiheit der Preſſe und des Buchhandels findet in ihrem 
vollen Unifange ftatt, jedoch unter Beobachtung der gegen den Mißbrauch 
beftehenden oder fünftig zu erlaffenden Geſetze. 

8. 29. Jeder hat das Recht, feinen Stand und fein Gewerbe nad) 
eigener Neigung zu wählen, und ſich dazu im In⸗ und Auslande auszubil- 
den, mithin auch auswärtige Bildungsanftalten in Gemäßheit der gejetlichen 
Vorſchriften zu befuchen. 

8. 30. Niemand kann gezwungen werden, fein Eigenthun und andere 
Rechte für allgemeine Staat3 » oder Corporationdzwede abzutreten, al3 nach⸗ 
den der Geheimerath über die Nothwendigkeit entjchieden hat, und gegen vor: 
gängige volle Entjchädigung. Eutſteht aber ein Streit über die Summe der 
Entſchädigung, und der Eigenthümer will fich bei der Entfcheidung der Ver: 
waltungsbehörde nicht beruhigen; fo iſt die Sache im ordentlichen Rechtswege 
zu erledigen, einftweilen aber die von jener Stelle feftgefegte Summe ohne 
Berzug auszubezahlen. 

8. 31. Ausſchließliche Handels- und Gewerbäprivilegien fünnen nur 
zufolge eines Gejeges, oder mit befonderer, fir den einzelnen Fall giltiger, 
Beiſtimmung der Stände ertheilt werden. J 

Dem Ermeſſen der Regirung bleibt überlaſſen, nützliche Erfindungen 
durch Patente zu deren ausſchließlichen Benutzung bis auf die Dauer von 
10 Jahren zu belohnen. 

$. 32. Jedem Staatsbürger fteht frei, aus dem Königreiche, ohne Be- 
zahlung einer Nachfteuer, auszumandern, fobald er dem ihm vorgefegten Be⸗ 
aniten von jeinem Vorſatze die Anzeige gemacht, feine Echulden und andere 
Obliegenheiten berichtigt, und hinreichende Verfiherung ausgeftellt hat, daß er 
innerhalb Jahresfrift gegen König und Vaterland nicht dienen, und ebenjo 
(lange in Hinfiht auf die vor feinem Wegzuge erwachjenen Anjprüche vor 
den Gerichten des Königreichs Recht geben wolle. 

$. 33. Durch den Wegzug verliert der Ausmandernde fein Staats- 
bürgerrecht für ſich und feine mit ihm wegziehenden Kinder. 

Das Vermögen derjenigen Kinder, welche nicht mit den Eltern aus: 
wandern, wird im Lande zurüdbebalten. 

8. 34. Wer ohne einen ihm zugeſtandenen Vorbehalt des Staatsbür⸗ 
gerrechte3 in auswärtige Staatsdienfte tritt, wird desſelben verluftig. 

8. 35. Wer im einem fremden Staate feine bleibende Wohnung nimmt, 
kann fein wiirtembergifches Staatsbürgerrecht nur mit Fönigliher Bewilligung 
und unter der Vedingung beibehalten, daß er den ihm obliegenden ſtaats— 
bürgerlichen Pflichten in jeder Hinficht Genlige leiſte. 

8. 36. Jeder hat das echt, über geſetz- und ordnungswidriges Ver⸗ 
jahren einer Staatsbehörde oder Verzögerung der Entſcheidung bei der un— 
mittelbar vorgejegten Stelle jchriftliche Beſchwerde zu erheben, und nöthigen« 
falls ftufenmweife bis zur höchſten Behörde zu verfolgen. 

8. 37. Wird die angebrachte Beſchwerde von der vorgejegten Behörde 
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ungegrindet gefunden, fo ift letztere verpflichtet, den Beſchwerdeführer über die 
Gründe ihres Urtheils zu belehren. 

8. 38. Glaubt der Beichmerdeführer ſich auch bei der Entfcheidung 
der oberften Staatsbehörde nicht beruhigen zu können; fo darf er die Be- 
fhwerde den Ständen mit der fchriftlichen Bitte um Verwendung vortragen. 
Haben ſich diefe überzeugt, daß jene Stufenfolge beobachtet worden, und 
die Beſchwerde eine Berüdfichtigung verdiene; fo ift ihnen auf ihr Berlangen 
von dem föniglichen Geheimrathe die nöthige Auskunjt über den Gegenftand 
zu ertheilen. 

8. 39. Der ritterfchaftliche Adel des Königs bildet zum Behufe der 
Wahl feiner Abgeordneten in die Ständeverfammlung und der Erhaltung 
feiner Familien in jedem der vier Kreife eine Körperfchaft. 

8. 40. Die Aufnahme in eine diefer Körperfchaften hängt von ihrer 
Zuftinnmung und der Genehmigung des Königs ab. In Beziehung auf die 
Aufnahme adeliger Befiger immatriculirter Rittergitter fol jedoch durch die 
Statute diefer Körperfchaften das Nähere feitgefetst werden. 

8. 41. Gedachte Statuten erhalten auf eben die Art, wie andere Lan- 
desgefege verbindliche Kraft. 

S. 42. Den Mitgliedern der Ritterfchaft ftehen alle allgemeinen ftaat3» 
‚bürgerlichen Rechte zu. 

Die näheren Beſtimmungen über die Ausübung der im 14. Artikel 
der Bundesakte der Nitterfchaft zugeficherten echte werden den Ständen 
mitgetheilt. 


Viertes Capitel. 
Bon ben Staatébehörden. 
1. Allgemeine Beftimmungen. 


8. 43. Die EtaatSdiener werden, fofern nicht Verfaſſung oder befon- 
dere Rechte eine Ausnahme begründen, durch den König ernannt, und zwar 
die Collegialvorftände ausgenommen — auf Vorſchläge der vorgejegten Col- 
legien, mobei jedesmal alle Bewerber aufzuzählen find. 

8. 44. Niemand kann ein Staat3amt erhalten, ohne zuvor gefegmäßig . 
geprüft und für tüchtig erkannt zu fein. Yandeseingeborne find bet gleicher 
Tüchtigkeit vorzugsweiſe vor renden zu berüdjichtigen. 

8. 45. In den Dienfteid , welchen fänmtliche Staat3diener dem Kö⸗ 
nige abzulegen haben, ijt die Verpflichtung aufzunehmen, die Berfaflung ge- 
wiffenhaft zu wahren. 

5. 46. Nein Staatödiener, der ein Nichteramt bekleidet, kann aus 
irgend einer Urfache ohne richterliches Erkenntniß feiner Stelle entfegt, ent- 
laffen, oder auf eine geringere verjegt werden. 

8. 47. Gin Gleiches hat bei den übrigen Staatsdienern ftatt, wenn 
die Entfernung aus der bisherigen Stelle wegen Berbrechen oder gemeiner 
Verbrechen gefchehen fol. Es kann aber gegen biefelben wegen Unbraud)- 
barkeit und Dienftverfehlungen, auch, auf Sollegiatanträge der ihnen vorge⸗ 
jegten Behörden und des Semeinberathes, die Entlafjung oder Verſetzung 
auf ein geringeres Amt durch den König verfügt werden; jedoch hat in einem 
ſolchen Falle der Geheimrath zuvor die oberſte Zuftigftelle gutachtlich zu ver: 
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nehmen, ob in rechtlicher Hinficht bei dem Antrage der Collegiatftelle nichts 
zu erinnern fei. 

Nach dieſem Grundfage find auch die Vorfteher und übrigen Beamten 
der Gemeinden und anderer Körperfchaften zu behandeln. 

5. 48. Die nämlichen Beſtimmungen, wie bei Entlaffungen und Ber: 
fegungen auf eine geringere Stelle, treten bei Suspenfionen ein, welche mit 
Berluft des Amtsgehaltes verbunden find. 

$. 49. Berfegungen der Etaat3diener ohne Berluft an Gehalt und 
Rang können nur ans erheblihen Gründen und nad) vorgängigem Gutachten 
des Departementschef3 verfügt werden. 

Staatsdiener, welche ohne ihr Anſuchen verſetzt werden, erhalten für die 
Umzugskoſten die geſetzliche Entſchädigung. 

8. 50. tler die Staatsdiener, welche durch Krankheit oder Alter zu 
Führung ihres Amtes unfähig geworden find, ſowie für die Hinterbliebenen 
der Etaatödiener, ift durch ein Geſetz gejorgt. 

8*8. 51. Alle von dem Könige ausgehenden Verfügungen, welche die 
Staatöverwaltung betreffen, müſſen von den Departementsminifter oder Chef 
contrafignirt jein, welcher dadurch für ihren Inhalt verantwortlich wird. 

$. 52. Außerdem ift jeder Departementsininifter oder Chef für da3=- 
jenige verantwortlich, was er flir fich verfiigt, oder was ihm vermöge des 
ihm zugewieſenen Geſchäftskreiſes zu thun oder zu verfligen obliegt. 

S. 53. Auf gleiche Weije ($. 52.) find auch die Übrigen Staatsdiener 
und Behörden in ihren Sejchäftsfreife verantwortlich; fie haben bei eigener 
Berantwortlichfeit nur die ihnen von den geeigneten Stellen in der ordnnungs- 
mäßigen Zorn zukommenden Anmeifungen zu beobachten. 

Sind fie im Zweifel, ob die Stelle, welche ihnen einen Auftrag er- 
theilte, dazıı competent fei; fo haben fie dariiber bei ihrer vorgefetten Be— 
börde anzufragen, ſowie ihnen auch obliegt, wenn fie bei dem halte einer 
höhern Verfügung Anitände finden, foldhe auf geziemende Weife, und unter 
Bermeidung jeder nachtheiligen. Verzögerung, der verfügenden Stelle vorzu- 
tragen, im alle eines beharrenden Beſcheides aber die Verfügung zu befolgen. 


2. Bon den Geheimenrathe insbefondere. 


S. 54. Der Geheinerath bildet die oberfte, unmittelbar unter dem Könige 
ftehende, und feiner Hauptbeftimmung nach blog berathende Staatsbehörde. 
$. 55. Mitglieder des Geheimenraths find tie Minifter oder die 
Chefs der verfchiedenen Departements und diejenigen Räthe welche der Kö— 
nig dazu ernennen wird. 
$. 56. Die Vermaltungsdepartements, an deren Spite die verſchie⸗ 
denen Minifter ftehen, find folgende: 
das Minifteriunm der Juſtiz; 
das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten ; 
dag Minifterium des Innern; das des Kirchen- und Schulweſens; 
das Minifterium des Kriegsweſens, und Ä 
das Minifterium der Finanzen. 
8. 57. Der König ernennt und entläßt die Mitglieder des Geheimen⸗ 
rathe8 nach eigener freier Entſchließung. 
Wird ein Mitglied des Geheimenrathes entlafjen, ohne daß Dienſtent⸗ 
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fernung gegen dasfelbe gerichtlich erkannt wäre, fo behält ein Diinifter 4000 
Gulden als Penfion; und ein anderes Mitglied des Geheimenrathes die 
Hälfte feiner Befoldung, fofern dem einen oder dem andern nicht durch Ber- 
trag eine andere Summe, welche jedoch zwei Drittel des Gehaltes nicht über⸗ 
fteigen wird, zugejichert worden tft. 

8. 58. Alle dem Könige vorzulegenden Vorſchläge der Miniſter im 
wichtigen Angelegenheiten, namentlich) in ſolchen, welche auf die Staatsver- 
fafjung, die Urganifation der Behörden und die Abänderung der Territorial- 
Eintheilung, oder auf die Staatöverwaltung im Allgemeinen und die Normen 
derfelben fich beziehen, wie auch in Gegenftänden der Geſetzgebung und all- 
gemeiner Verordnungen, ſoweit e8 fich von deren Entlaffung, Abänderung, 
Aufhebung oder authentifhen Erklärung handelt, müſſen, fofern nicht bei Ge⸗ 
genftänden des Departement der auswärtigen Angelegenheiten oder des 
Kriegsmweiens die Natur der Sache eine Ausnahme begründet, in dem Ge⸗ 
heimenrathe zur Berathung vorgetragen, und mit deſſen Gutachten begleitet 
an den König gebracht werden. 

8. 59. Uebrigens gehören zu dem Gefchäftskreife des Geheimenrathes 
als berathender Behörde: 

1) alle ftändifchen Angelegenheiten; 

2) Anträge anf Entlafjung oder Zurüdjegung eines Staatsdieners nad) 8.47.; 

3) Competenzftreitigkeiten zwifchen den Juſtiz- und Verwaltungsbehörden; 

4) die Verhältuiffe der Kirche zum Staate oder auch Streitigkeiten ein- 
zelner Kirchen unter einander, wenn die Gentralftellen tiefer Kirchen 
fich nicht vereinigen können; 

5) Alles, was dem Geheimenrathe von den Könige zur Berathung be- 
ſonders aufgetragen wird. 

8. 60. As entjheidende und verfügende Behörde wirkt der 
Geheimerath: 

1) bei Recurfen von Verfügungen der Departementsminifter, wobei jedes- 
mal die Borftände des Obertribunals zuzuziehen find; 

2) bei Recurſen von Straferkenntniſſen der Adminiftrativftellen, wobei 
ſechs Nechtögelehrte zugegen fein müfjen, deren Zahl erforderlichen 
Falls durch Mitglieder des OÜbertribunal3 vom Präfidenten abwärts 
zu ergänzen ift; 

3) im Falle des $. 30. 
$. 61. Sein Mitglied des Geheimenrathes kann außer dem alle, 

wenn der Gegenftand dasſelbe perjönlih angeht, von der Theilnahme an 
den collegialifchen Berathſchlagungen ausgefchloffen werden. 


Fünftes Sapitel. 
Bon den Semeinden und Amtskörperfchaften. 


8. 62. Die Gemeinden jind die Grundlage des Staatsvereins. Jeder 
Staatsbürger muß daher, fofern nicht gefeglich eine Ausnahme befteht, einer 
Gemeinde als Bürger oder Beifiger angehören. 

8. 63. Die Aufnahme der Gemeindebürger uud Beiliger hängt von 
der Gemeinde ab, unter Vorbehalt der gefegmäßigen Entfcheidung der Staats- 
behörden in ftreitigen Fällen. Indeſſen jegt die Ertheilung des Bürger- 
und Beifigrechted die vorgängige Erwerbung des Staatsbürgerrechtes voraus. 
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8. 64. Gämmtliche zu einem Oberamte gehörige Gemeinden bilden 
die Amtskörperſchaft. Veränderung der Oberamtsbezirke iſt Gegenftand der 
Geſetzgebung. 

8. 65. Die Rechte der Gemeinden werden durch die Gemeinderäthe 
unter gefeginäßiger Mitwirkung der Bürgerausſchüſſe, die Nechte der Amts⸗ 
förperichaften dur die Amtöverfammlungen verwaltet, nach Vorjchrift der 
Sefege und unter der Aufficht der Staatshehörden. 

8. 66. Keine Staatsbehörde ift befugt, über das Eigenthbum der 
Gemeinden und Amtstörperfchaften ınit Umgehung oder Hintanfegung der 
Borfteher zu verfügen. 

8. 67. Weder die Amtstörperfchaften, noch einzelne Gemeinden follen 
- mit Leiftungen und Ausgaben befchwert werden, wozu fie nicht vermöge der 
allgemeinen Geſetze, oder kraft der Lagerbücher oder anderer befondern Nechts- 
titel, verbunden find. 

S. 68. Was nicht auf örtliche Bebürfniffe der Gemeinden oder Amts⸗ 
förperichaften, fondern zur. Erfüllung allgemeiner Landesverbindlichteiten zu 
verwenden ift, fann nur auf das gefammte Land vertheilt werden. 

8. 69. Sänmtliche Borfteher der Gemeinden umd Amtskörperſchaften 
find ebenjo, wie die Staatsdiener, auf Feſthaltung der Berfaffung, und ins— 
befondere au) auf Wahrung der dadurch begründeten Nechte der Gemeinden 
und Körperfchaften zu verpflichten. 


Sechſtes Capitel. 


Von den Verhältniſſen der Kirchen zum Staate. 


$. 70. Jeder der drei im Königreiche beſtehenden chriſtlichen Confeſ— 
ſionen wird freie öffentliche Religionsübung, und der volle Genuß ihrer 
Kirchen⸗, Schul- und Armenfonds zugefichert. 

8. 71. Die Anordnungen in Betreff der inneren kirchlichen Angelegen- 
heiten bleiben der verfaflungsmäßigen Autonomie einer jeden Kirche überlaffen. 

8. 72. Dem Könige gebührt das oberjthochheitlihe Schuß» und Auf- 
jichtsrecht über die Kirchen. Vermöge bdesjelben können die Verordnungen 
der Kirchengewalt ohne vorgängige Einficht und Genehmigung des Staats- 
oberhaupted weder verkündet, noch vollzogen werben. 

8. 73. Die Kirchendiener ſind in Auſehung ihrer bürgerlichen Hand- 
lungen und Verhältniſſe der weltlichen Obrigkeit unterworfen. 

8. 74. Kirchen- und Schuldiener, welche durch Altersſchwäche oder 
eine ohne Hoffnung der Wiedergenefung andauernde Kränklichkeit zur Ver- 
fehung ihres Amtes unfähig werden, haben Anſpruch auf einen angemeſſenen 
lebenslänglichen Ruhegehalt. 

8. 75. Das Kirchenregiment der evangelijch- lutheriſchen Kirche wird 
durch das königliche Conſiſtorium und den Synodus nach den beſtehenden, 
oder künftig zu erlaſſenden verfaſſungsmäßigen Geſetzen verwaltet. 

8. 76. Sollte in künftigen Zeiten ſich der Fall ereignen, daß der 
König einer andern, als der evangelifchen Confeſſion, zugethan wäre; fo treten 
alsdann in Hinficht auf deſſen Episcopalrechte die dahin gehörigen Veftimn- 
ungen der früheren Weligionsreverfalien ein. 

8. 77. Die abgefonderte Verwaltung des evangeliſchen Kirchenguts 
des vormaligen Herzogthums Würtemberg wird wieder hergeftellt. Zu dem 
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Ende mird ungefäumt eine gemeinfchaftliche Commiffion niedergefett, welche 
zubörderft mit der Ausfcheidung des Eigenthums diefer Kirche in dem alten 
Sande und mit Beitinunung der Theilnahme der Kirche gleicher Confeſſion 
in den neuen Yandestheilen fich zu befchäftigen, nud fodann über die künf- 
tige Verwaltungsart deſſelben Vorſchläge zu machen hat. 

$. 78. Die Peitung der innern Angelegenheiten der fatholijchen Kirche 
fteht dem Yandesbifchofe nebft dein Domcapitel zu. Derfelbe wird in diefer 
Hinfiht mit dem Capitel alle diejenigen Rechte ausüben, welche nach den 
Gründſätzen des katholiſchen Kirchenrechts mit jener Würde weſentlich ver- 
bunden jind. 

8. 79. Die in der Staatsgewalt begriffenen Rechte über die fatho- 
lifche Kirche werden von dem Stönige durch eine aus katholiſchen Mitgliedern 
beftehende Behörde ausgeübt, welche auch bei Belegung geiftlicher Aemter, 
die von dem Könige abhängen, jedesmal um ihre Borfchläge vernommen wird. 

8. 80. Die katholifchen Kirchendiener genießen eben diejelben perſön⸗ 
lichen Vorrechte, welche den Dienern der proteftantifchen Kirche eingeräunit find. 

8. 81. Auch wird daranf Rückſicht genomen werden, daß fatholifche 
Geiftliche, welche fi) durch irgend ein Vergehen die Entfegung von Anıte 
zugezogen haben, ohne zugleich ihrer geiftlichen Würde verluftig geworden zu 
fein, ihren binreichenden Unterhalt finden. 

8. 82. Die fatholifche Kirche erhält zur Beftreitung rerjenigen kirch⸗ 
lichen Bedürfniſſe, wozu feine örtlichen Fonds vorhanden find, oder die vor- 
handenen nicht zureichen, und bejonder3 für die Koften der höhern Yehran- 
ftalten, einen eigenen, diefen Zmeden ausſchließlich gewidmeten Kirchenfond. 
Zum Behufe der Ausfcheidung desfelben von Ztaatögute, und der näheren 
Beſtimmung der künftigen Verwaltungsweiſe, wird auf gleiche Art, wie oben 
($. 77.) bei dem altwürtembergifchen Stivchengute feitgefeßt ift, eine Com⸗ 
miffion niedergefett werden. 

8. 83. Was die im dem Slönigreiche befindlichen reformirien Kirchen⸗ 
gemeinden betrifft, fo wird ſowohl auf Verbeſſerung ihrer kirchlichen Einrich- 
tung und befonders ihrer Unterrichtanftalten, als auch auf Ausmittlung hin: 
reihender Einkünfte zum Unterhalte ihrer Kirchen- und Zchuldiener, und 
zur Beftreitung der übrigen firhlichen Bedürfniffe gejorgt werden. 

8. 84. Für Erhaltung und Vervollfommmung der höheren und nie 
deren UnterrichtSanftalten jeder Art und namentlich) der Yandesuniverjität 
wird auch künftig auf das zwedmäßigfte geforgt. 


Siebentes Capitel. 
Bon Ansübung der Staatsgewalt. _ 


8. 85. Der König vertritt den Staat in allen feinen Verhältniſſen 
gegen auswärtige Etaaten. Es kann jedoch ohne Einwilligung der Stände 
durch Verträge mit Auswärtigen fein Theil des Staatsgebietes und Staatd- 
eigenthums veräußert, keine neue Vaſt auf das Königreid) und deilen Ange- 
börige übernommen, und fein Yandesgejeg abgeändert oder aufgehoben, feine 
Verpflichtung, welche den Rechten der Staatsbürger Eintrag thun würde, 
eingegangen, namentlich) auc fein Handelsvertrag, welcher eine neue gefegliche 
Einrihtung zur Folge hätte, und kein Subjidienvertrag zu Berwendung der könig⸗ 
lihen Truppen, in einem Deutſchland nicht betreffenden Kriege gefchloffen werden. 
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8. 86. Der König wird von den Zractaten und Bundniſſen, welche 
von ihn mit auswärtigen Mächten angefnüpft werden, die Stände in Kennt⸗ 
niß fegen, ſobald es die Umftände erlauben. 

8. 87. Alle Eubfidien und Kriegscontributionen, fo wie andere ähn- 
liche Entjchädigungsgelder und ſonſtige Erwerbungen, melde dem Könige zu- 
folge eine8 Staatövertrages, Bündniſſes oder Krieges zu Theil werden, find 
Staatseigenthunt. 

F. 88. Ohne Beiftinmung der Stände kann kein Gefeß gegeben, auf- 
gehoben, abgändert, oder authentifch erläutert werden. 

8. 89. Der Lönig bat aber das Recht, ohne die Mitwirkung der 
Stände die zur Bolftredung und Handhabung der Gejege erforderlichen Ber- 
ordnungen und Anftalten zu treffen, und in dringenden Fällen zur Zicher- 
heit des Staates das Nöthige vorzufehren. 

8. 90. Eben diefe Beltimmungen ($$. 88. und 89.) finden aud) bei 
den Geſetzen, Verordnungen und Anftalten im Landespolizeiweſen ſtatt. 

8. 91. Alle Geſetze und Verordnungen, welche mit einer ausdrücklichen 
Beſtimmung der gegenwärtigen Berfaflungsurfunde im Widerfpruche ftehen, 
find hiedurch aufgehoben. Die übrigen find der verfaffungsmäßigen Reviſion 
unterworfen. 

8. 92. Die Gerichtöbarfeit wird im Namen des Königes und unter 
deſſen Oberaufficht durch collegialifch gebildete Gerichte in gefeglicher Inſtan— 
zenordnung verwaltet. 

8. 93. Die Gerichte, ſowohl die bürgerlichen als die peinlichen, ſind 
innerhalb der Grenzen ihres Berufes unabhängig. 

$. 94. Der königliche Fiscus wird in allen Privatrechtsſtreitigkeiten 
bei den ordentlichen Gerichten Recht geben und nehmen, 

$. 95. Seinem Bürger, der fi durch einen Akt der Staatsgewalt in 
jeinem auf einem befondern Titel beruhenden Privatrechte verlegt glaubt, kann 
der Weg zum Richter verfchloffen werden. 

8. 96. Die Erfenntniffe der Criminalgerichte bedürfen, um in Rechts⸗ 
kraft überzugehen, feiner Beftätigung des Regeuten. 

8. 97. Dagegen fteht dem Könige zu, Straferkenntniffe vermöge des 
Begnadigungsrechtes auf erforderten und erftatteten Bericht des erkennenden 
Gerichte aufzuheben oder zu mildern. Es find daher die Eriminafgerichte 
uicht num verbunden, in ſchweren Fällen die Alten fanınt ihrem Erfenntuifje 
vor der Eröffnung desſelben durch das föniglihe Juftizminifterinm dem 
Könige zum Behufe einer etwaigen Begnadigung vorzulegen ; jondern es kann 
auch nach Eröffnung des Erkenntniſſes der Verurtheilte fich an die Önade 
des Königes wenden. 

Auf gleiche Weiſe kann auch, wenn nach dem Gutachten des ksniglichen 
Juſtizminiſteriums hinlängliche Gründe dazu vorhanden ſind, vermöge des dem 
Könige zuſtehenden Abolitionsrechtes, noch ehe das Verbrechen oder Ber- 
gehen unterſucht, oder über die Beſtrafung erkannt worden iſt, alles Verfahren 
gegen den Beſchnuldigten eingeſtellt und niedergeſchlagen werden. 

Der König wird jedoch bei Ausübung ſowohl des einen, als des andern 
Rechtes darauf Rüdjicht nehmen, daß dem Anfehen und” der Wirfjamfeit der 
Strafgejege dadurch nicht zu nahe getreten werde. 

8. 98. Die Strafe der Bermögensconfigcation iſt für unmer aufgehoben. 
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8. 99. Was die Militärverfaffung betrifft, jo wird die Zahl der zu 
Ergänzung des königlichen Militärs jährlich erforderlichen Mannfchaft mit 
den Ständen verabjchiebet. 

8. 100. Die Auswahlordnung, die nähere Bezeichnung der übrigen 
Pandesvertheidigungsanftalten und der Verbindlichkeit der Staatsbürger, fich 
außerhalb des regulären Militärs zu dem Waffendienfte tüchtig zu machen, 
die bürgerlichen Berhältniffe der unter dem Militär befindlichen Staatsange- 
hörigen, die militärischen Strafgefege, wie auch die Beſtimmung der Fälle 
in welchen das königliche Militär ausnahmsweife bei den Bürgern einquartirt 
werden kann, find Gegenftände der Geſetzgebung und Gejetrevijion. 

8. 101. Jür die Unterftügung der Militärperfonen, melde im Dienite 
des Baterlandes, ihre Kräfte anfgeopfert haben, jo wie ihrer Hinterlaffenen, 
ift durch ein Geſetz gejorgt. 


Achtes Kapitel. 
Don dem Finanzw.fen. 


$. 102. Sämmtlihe zu dem vormaligen herzoglich - würtembergifchen 
Familienfideicommiffe gehörigen, fowie die von dem Könige neu erworbenen 
Grundftüde, Gefälle und nugbaren Rechte, bilden, mit Ausſchluß des foge- 
nannten Hofdomänen-Kammergutes, das königliche Kammergut. 

8. 103. Auf demſelben haftet die Verbindlichkeit, neben den perſön⸗ 
lichen Bedürfniſſen des Königs als Staatsoberhauptes und der Mitglieder 
des königlichen Hauſes, auch den mit der Staatsverwaltung verbundenen 
Auſwand, jo weit es möglich iſt, zu beſtreiten; es kommt ihm daher die 
Eigenſchaft eines von dem Königreiche unzertrennlichen Staatsgutes zu. 

8. 104. Für den Aufwand, welchen die Bedürfniſſe des Königs und 
der Hofſtaat erfordern, wird auf die Regirungszeit eines jeden Königs, eine 
theils in Geld, theils in Naturalien beſtehende Civilliſte verabſchiedet, deren 
Betrag in beſtimmten Raten an die von dem Könige zu benennende Ver— 
waltungsftele abgegeben wird. 

$. 105. Die Apanagen, Witthume, Heirathsgüter und andere derglei- 
hen Yeiftungen, welche die Mitglieder des königlichen Hanſes in Anſpruch zu 
nehmen haben, werden an dieje von der Staatscafje unmittelbar entrichtet. 

$. 106. Die Koften der Hofhaltung des Reichsverweſers werden ans 
den Mitteln der Civilliſte bejtritten; die Apanage desjelben wird bis zum 
Betrage der einem Kronprinzen gebührenden erhöht. 

8. 107. Das Kammergut ift in feinem wefentlihen Beitande zu er- 
halten, und kann daher ohne Einwilligung der Stände meder durch Veräu— 
Berung vermindert noch mit Schulden oder fonft mit einer bleibenden Paft be> 
ſchwert werden. 

ALS eine Verminderung des Kammergutes iſt es jedoch nicht anzujehen, 
wenn zu einer entfchieden vortheilhaften Erwerbung ein Geldanlehen aufgenons 
men, oder zum Bortheile des Ganzen eine Veräußerung oder Austauſchung 
einzelner minder bedeutender Beſtandtheile dejjelben vorgenemmen wird. Es 
muß aber den Ständen in jedem Jahre eine genaue Berechnung über den 
Erlös aus folhen VBeräußerungen und über deſſen Wiederverwendung zum 
Grugdftode vorgelegt werden. 

Aud iſt unter Veräußerung der Fall nicht begriffen, wenn vom Könige 
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ein beimfallendes Leben zur Belohnung ausgezeichneter Verdienfte um ven 
Staat wieder verliehen wird. 

8. 108. Das oben ($. 102.) erwähnte Hofdomänen⸗Kammergut iſt 
ein Privateigenthun der königlichen Familie, deffen Verwaltung und Benug: 
ung dem Könige zufteht, der Grundſtock darf nicht vermindert werden; es 
gelten jedoch, was die Aufnahme von Geldanlehen zu einer vortheilhaften Er: 
werbung und die Veräußerung oder Austaufchung einzelner minder bedeutenden 
Beftandtheile zum Vortheile des Ganzen betrifft, die in dein vorigen Para- 
graph bei dem Kammergute angegebenen Berwaltungsgrundfäge. Zu den allge- 
meinen Landeslaften Liefert das Hofdomänen- Kammergut feinen Beitrag, und 
zwar, fo weit e8 bisher ftenerfrei war, gleich andern früher ftenerfreien Gittern. 

8. 109. Soweit der Ertrag des Kammergutes nicht zureicht, wird der 
Staatöbedarf durch Steuern beftritten. Ohne VBerwilligung der Stände kann 
weder in Kriegs- noch in Friedenszeiten eine directe oder indirecte Steuer 
außgefchrieben oder erhoben werden. 

8. 110. Dem Anſinnen einer Steuervermwilligung muß jedesmal eine 
genaue Nachweiſung tiber die Nothmwendigfeit oder Nüglichfeit der zu machen- 
den Ausgaben, über die Verwendung der friiheren Staatseinnahmen und 
fiber die Unznlänglichkeit der Kammereinfünfte vorangehen. 

8. 111. Bu dem Ende hat der Finanzminifter den Hauptetat den 
Ständen zur Prüfung vorzulegen. Die einzelnen Minifter haben die Aus- 
gaben für ihre Minifterien zu erläutern. 

8. 112. Der von den Ständen anerkannte und angenommene Haupt: 
etat ijt in der Regel auf 3 Jahre gültig. , 

8. 113. Die Bermilligung der Steuern darf nicht an Bedingungen 
gelnüpjt werden, welche die Verwendung diejer Etenern nicht unmittelbar 
betreffen. 

$. 114. Die auf einen gewiffen Zeitraum vermwilligten Jahresſteuern 

werden nach dem Ablaufe dieſes Zeitraumes, in gleihem Maße, auch im 
erjten Drittel des folgenden Jahres auf Nechnung der neuen Verwilligung 
eingezogen. 
ı 8. 115. Die verwilligten Steuern werden auf die Amtskörperſchaften 
ausgefchrieben, und von dieſen ſowohl auf die einzelnen Gemeinden, al3 auch 
anf die in feinen Gemeindeverbande ftehenden Güterbefiger vertheilt. Letztere 
liefern ihre Steuerantheile unmittelbar an die Amtspflege. | 

8. 116. Bon den Amtspflegern, fowie von den Obereinbringern der 
indireeten Etenern, werden die Steuergelder theild an die Staatscaſſe, theils 
an die Schuldenzahlungzcafie, nach der dephalb bei der Verwilligung zu tref- 
enden Berabjchiedung, eingeliefert. Die erwähnten Steuereinnehmer find dafür 
verantwortlich, daß fie die eingehenden Stenergelder unter feinem Vorwande 
an eine andere, als an die durch die Verabjchiedung beitimmte Caffe, oder 
auf eine von derjelben im gefeglichen Wege ausgeftellte Anmeifung verabfolgen. 

8. 117. Die höhere Yeitung des Einzuges der directen und indirecten 
Steuern ift einer Gentralbehörde tibertragen. Diefe hat die Accorde über 
indirecte Steuern zu fchließen, die Repartition der directen zu entwerfen, fir 
deren Beitreibung zu forgen, tiber Etenernachläffe nad) verabjchiedeten Grund- 
fägen Anträge zu machen, und diefe, ſowie die Steuerrepartitionen, dem 


- Finanzminifterium vorzulegen. 
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8. 118. Das Finanzminifterium hat den Ständen die ihm vorgelegte 
Steuerrepartition, ſowie monatlich den Kaffenbericht über die eingegangenen 
Steuern und etwaigen Ausftände, mitzutheilen. 

8. 119. Die Staatsjchuld, worumter auch diejenige begriffen ift, welche 
derzeit noch auf den neuen Yandestheilen haftet, ift unter die Gemwährleiftung 
der Stände geftellt. 

8. 120. Die Schuldenzahlungscaffe wird nad den Normen eines zu 
verabjchiedenden Statutes von ftändifchen, durch die Regirung beftätigten Br- 
amten, unter Yeitung und Verantwortlichkeit der Stände, verwaltet. 

8. 121. Es werden dem ftändifchen Ausfchuffe monatliche Caffenberichte 
gedoppelt ansgefertigt übergeben, und jener hat jedesmal ein Eremplar dem 
Finanzminifterium mitzuteilen. 

8. 122. Der Regirung fteht vermöge des Oberaufſichtsrechts frei, von 
dem Zuftande diefer Caſſe zu jeder Zeit Einflcht nehmen zu laſſen. 

8. 123. Die Jahresrechnung über dieſelbe wird von einer königlichen 
und ſtändiſchen Commiſſion abgehört, das Reſultat aber öffentlich durch den 
Druck bekannt gemacht. 


Neuntes Capitel. 
Bon den Lanpdſtänden. 


8. 124. Die Stände find berufen, die Nechte des Yandes in bem 
durch die Verfafiung beſtimmten Verhältniffe zum Regenten geltend zu machen. 
Vermöge dieſes Berufes haben fie bei Ausübung der Gejetgebungsgemalt 
dur ihre Einwilligung mitzuwirken, in Beziehung auf Mängel oder Mip- 
bräuche, die fi bei der Staatsverwaltung ergeben, ihre Wünſche, Borftell« 
ungen und Bejchmerden dem Könige vorzutragen , auch wegen verfaſſungswi⸗ 
driger Handlungen Klage anzuftellen, die nach gewillenhafter Prüfung für 
nothwendig erkannten Steuern zu verwilligen, und überhaupt da8 ungertrenn- 
lihe Wohl des Königes und des Baterlandes mit treuer Anhänglichkeit an 
die Grundfäge der Verfaſſung zu befördern. 

8. 125. Angelegenheiten, welche, der ($. 124.) angegebenen Beſtimmung 
zufolge vor die geſammten Stände gehören, werden in keinem Falle, weder von 
dem Könige und der Regirung, noch von den Landſtänden und dem ſtändiſchen 
Ausichuffe, an einzelne Stände gebracht, oder die Erklärungen einzelner ftändi- 
ſcher Mitglieder, Städte oder ©heramtöbezirfe darüber eingefordert werden. 

8. 126. Der Geheimerath ift die Behörde, durch welche ſowohl der 
König feine Eröffnungen an die Stände erlaffen wird, als auch Letztere ihre 
Erklärungen, Bitten und Wünſche an den König zu bringen haben. 

Der Geheimerath hat diefelben jedesmal dem Könige vorzulegen, wenn 
er nicht Anftände dabei findet, welche ihn veranlaffen, vor der Vorlegung an 
den König mit den LTandftänden Rückſprache zu nehmen. 

Die Anträge der Stände find von ihm mit feinen auf die Verfafiung 
gegründeten Berichten und Gutachten zu begleiten. 

8. 127. Der König wird alle 3 Jahre die Verſammlung der Stände 
(Landtag) einberufen: und außerordentlicherweife, fo oft e3 zur Erledigung 
wichtiger oder dringender Yandesangelegenheiten erforderlich ift. 

Auch werden bei jeder Negirungsveränderung die Stände innerhalb 
der erften vier Wochen verfammelt werden. 
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8. 128. Die Stände theilen ſich in zwei Kamniern. 

8. 129. Die erfte Kammer (Hammer der Standesherrn) befteht: 

1) aus den Prinzen des königlichen Haufes; 

2) aus den Häuptern der fürftlichen und gräflicden Familien, und den Ber: 
tretern der ftandesherrlichen Gemeinjchaften, auf deren Befigungen vor- 
mals eine Reichs- oder Kreistagsſtimme geruht hat; 

3) aus den von dem Könige erblih oder auf Lebenszeit ernannten Mit- 
gliedern. | 
$. 130. Zu erblichen Mitgliedern wird der König nur ſolche Gutöbe- 

figer aus dem ftandeäherrlichen oder ritterfchaftlichen Adel ernennen, melde 
von einem mit Fideicommiß belegten, nach dem echte der Erftgeburt ſich 
vererbenden Örundvermögen im Stönigreiche, nach Abzug der Zinfen aus den 
darauf haftenden Schulden , eine jährliche Rente von fechstaufend Gulden 
beziehen. 

8. 131. Die lebenstänglichen Meitglieder werden vom Könige, ohne Nid- 
fiht auf Geburt und Bermögen, aus den würdigften Staatsbiirgern ernannt. 

8. 132. Die Zahl fämmtlicher von dem Könige erblich oder auf lebens- 
lang ernannten Mitglieder kann den dritten Theil der übrigen Mitglieder der 
eriten Kammer nicht liberfteigen. 

$. 133. Die zweite Kammer (Kammer der Abgeordneten) ift zuſam⸗ 
mengejegt: 

1) aus dreizehn Mitgliedern des ritterfchaftlichen Adels, welche von diefem 
aus feiner Mitte gewählt werden; 

2) aus den fech8 proteftantijchen General-Superintendenten; 

3) aus dein Yandesbifchofe, einen: von dem Domcapitel aus defjen Mitte 
gewählten Mitgliede, und dem der Amtszeit nach älteften Decan katho— 
liſcher Confeſſion; 

4) aus den Kanzler der Landesuniverſität; 

5) aus einem gewählten Abgeordneten von jeder der Städte Stuttgart, 
Tübingen, Ludwigsburg, Ellwangen, Ulm, Heilbronn und Reutlingen ; 

6) aus einem gewählten Abgeordneten von jedem Dberanıt3bezirke. 

8. 134. Der Eintritt in die erfte Kammer gefchieht bei den Prinzen 
des königlichen Haujed und den übrigen erblichen Mitgliedern nach zurlidge- 
fegtem Alter der Diinderjährigfeit, deren Dauer bei den Erſtern von der 
hausgeſetzlichen, bei den Yegtern von der gemeinrechtlichen Beftinunung abhängt. 

In die zweite Kammer fanı feiner gemählt werden, welcher noch nicht 
das dreikigfte Lebensjahr zurüdgelegt hat. 

8. 135. Die allgemeinen Erfordernijje eines Mitgliedes der Stände- 
verſammlung find folgende: 

1) dasſelbe muß einen der drei chrijtlichen Glaubensbekenntniſſe angehören, 
und das würtembergiſche Staatsbürgerrecht haben; 

2) dasfelbe darf weder in eine Criminalunterſuchung verflocdhten, noch durch 
gerichtliches Erkenntniß zur Dienſtesentſetzung, zur Zeftungftrafe mit 
Zwang zu Öffentlichen Arbeiten oder angenefjener Beichäftigung, oder 
zun Zuchthaufe verurtheilt worden, oder wegen eines angejchuldigten 
Verbrechens blo8 von der Inſtanz entbunden fein; 

3) es darf fein Concurs gegen dasjelbe gerichtlich eröffnet fein; und felbit 
nach geendigtenm Concursverfahren dauert feine Unfähigkeit fort, wenn 
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es wegen Bermögenszerrüttung geftraft worden ift. “Jedoch werden die 

erblihen Mitglieder der erften Kammer durch die Erkennung einer 

Debitconmifjion von der Stimmführung nicht ausgejchloffen, wenn 

ihnen eine Sompetenz von wenigften® zmweitaufend Gulden audgefegt 

ft. Endlich 
4) darf ein Mitglied der Etändeverfammlung weder unter päterlicher Gewalt, 
noch unter Bormundjchaft, noch unter Privat-Dienftherrichaft ftehen. 

$. 136. Die dreizehn ritterfchaftlichen Mitglieder der zweiten Kammer 
werden von den immatriculirten Beligern oder Theilhabern der Nittergüter 
nach den vier Kreiſen des Königreichs, in den Kreisftädten, unter der Leitung 
des betreffenden Negirmmgspräjidenten mit Zuziehung zweier Mitglieder der 
Ritterfchaft, aus fänntlihen Mitgliedern ritterfchaftlicher Familien gemählt. 

8. 137. Die Abgeordneten von den Städten, die eigened Yandftand- 
Ichaftsvecht haben, und von den Oberamtsbezirken, werden durch die befteuerten 
Bürger jeder einzelnen Gemeinde gewählt. 

8. 138. Tie Zahl der Wählenden verhält fi) zur Zahl der ſämmtli⸗ 
chen Bürger einer Gemeinde, wie eins zu fieben, fo daß 3. B. auf 140 Bürger 
(ungefähr 700 Einwohner) zwanzig Wahlmänner kommen. 

8. 139. Zwei Drittheile der Wahlmänner beftehen aus denjenigen 
Bürgern, welche im nächftoorhergegangenen Finanzjahre die höchſte ordentliche 
directe Etener, fei e8 aus eigenen oder aus nugnießlichem Vermögen, an 
den Staat zu entrichten hatten. Tiefe werden jedesmal vor Anftellung einer 
Wahl von dem Urtsvorfteher nebft dem Steuereinbringer, dem Obmann des 
Bürgerausſchuſſes und tem Rathsſchreiber, oder, wenn deſſen Amt nıit der 
Stelle eine Ortsvorfteherd vereinigt ift, dem erften Genteinderathe, aus dem 
Stenerregifter, al3 Wahlmänner ausgezeichnet. . 

8. 140. Das legte Drittheil der Wahlmänner wird von den übrigen 
Steuercontribuenten, unter der Yeitung des Ortsvorſtehers mit Zuziehung der 
($. 139.) erwähnten Perfonen gewählt. Die Stimmen müffen einzeln (im 
Durchgang) abgegeben werden. 

8. 141. Die Yifte der Wahlmänner, fowohl derjenigen, welche wegen 
der Größe ihres Ztemerantheiles von felbft zur Wahl berechtigt find, als der 
gewählten, wird der Gemeinde bekannt gemacht. 

8. 142. Zur Anstibung des MWahlrechtes jeder Art werden eben die 
perfönfihen Eigenjchajten erfordert, welche nad $. 135. der Abzuordnnende 
—* haben muß, nur mit der Ausnahme, daß das Alter der Volljährigkeit 
inreicht. 

8. 143. Eine gültige Wahl kommt nur durch die Abſtimmung von 
wenigſtens zwei Dritttheilen der Wahlberechtigten zu Stande. 

Die Ausübung des Wahlrechtes kann nicht durch einen Bevollmächtigten 
gefchehen,, den Fall ausgenommen, wenn der Wahlberechtigte durch Tiienit- 
verhältniffe verhindert ift, fih am Wahlorte einzufinden. 

8. 144. Die Wahlen gefchehen nad) relativer Stimmenmehrheit ; jedoch 
darf diefe niemals weniger al3 den dritten Theil der abgegebenen Stimmen 
betragen. Nur. in dem Falle des 8. 140. findet die legtere Beſchränkung 
nicht ftatt. 

Im Falle der Etimmengleichheit zwifchen zwei Gewählten gebt der 
Aeltere dem Yüngern vor, — seien 3 geh 
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Niemand Tann fich felbft die Stimme geben. 

$. 145. Ber in mehreren Kreiſen als Nittergutöbefiger, oder in mehreren . 
Orten als Gemeindebürger befteuert wird, fann in mehreren Kreifen oder Ge- 
meinden das Wahlrecht ausüben. 

8. 146. Wählbar ift jeder, welchem die oben ($. 134. und 135.) 
porgejchriebenen Eigenfchaften nicht fehlen. Jedoch können StaatSdiener 
nicht innerhalb des Bezirkes ihrer Amtsverwaltung und Sirchendiener nicht 
innerhalb des Oberanitsbezirks, in melden fie wohnen, gewählt werden, 
und eine anderwärts auf fie gefallene Wahl nur mit Genehmigung der ihnen 
vorgefegten höchiten Behörde annehmen. 

Auch können weder die Häupter der jtandesherrlichen Familien, noch 
die NittergutSbefiger ($. 136.) gewählt werden, 

8. 147. Die Wahlmänner eines Streifes, eines Oberamits oder einer 
Stadt, find in Anjehung der Perfon des Abgeordneten nicht auf ihren Wahl- 
bezirt beſchränkt; fie können auch einem anderswo im Königreiche wohnenden 
Etaatöbürger ihre Stimme geben. Wer aber an mehreren Orten gewählt 
worden ift, Tann nur Eine der auf ihn gefallenen Wahlen annehnen. 

8. 148. Tritt der Fall ein, daß Bater und Sohn zugleich Mitglieder 
der Ztändeverfanmilung werden, fo wird, wenn der Vater nicht aus eigener 
Entſchließung zurüdtritt, der Cohn durch denſelben ausgeſchloſſen. 

$. 149. Was das Wahlverfahren betrifft, fo müſſen von den Städten 
und Oberamtsbezirken längftens binnen acht Lagen von der Zeit au, da das 
Einberufungsrefcript zu ihrer amtlichen Kenntniß gefonmen ift, die Liften fämmt- 
licher Wahlmänner an das Oberamt eingefchidt werden; morauf fodann von 
legterer Behörde längftens binnen zehn Tagen, von dem Empfange jenes 
Refcript3 an gerechnet, ein Wahlternin zu beftimmen ift, deſſen Belannt- 
madhung acht Tage vor den Eintritte gefchehen muß. | 

8. 150. Die Wahl gefchieht in der Anisſtadt durch die perjönlich 
anmejenden Wahlmänner, vermitteljt der Uebergabe eines von ihnen gejchrie- 
benen oder wenigſtens unterfchriebenen, oder, wenn der Wahlmann nicht 
fchreiben kann, mit deſſen beglaubigten Handzeichen, ftatt der Unterfchrift, 
verjehenen Stimmzettels. 

8. 151. Die Leitung der Wahl fteht dem Oberanıtmanne zu, bei den 
zu eigenen Yandftandfchaften bercchtigten Städten, unter Zuziehung eined aus 
werfigftens vier Perſonen beftehenden Ausjchuffes, von dem Ztadtrathe und 
dem Bürgerausfchuffe; bei den Oberamtsbezirken befteht diefer Ausſchuß aus 
vier Mitgliedern der Antsverſammlung, nebft einen Mitgliede des Bürger- 
ausjchuffes von der Stadt und einem von dem Yande; dag Protocol hat 
der betreffende Aktuar zu führen. S 

Die Mitglieder dieſes Ausſchuſſes find nicht wählbar in ihren Be— 
zirke, und eben fo wenig bei den Wahlen der Ritterfchaft die zur Leitung der 
Wahlhandlung zuzuziehenden ritterfchafrlichen Mitglieder. ($. 136.) 

S. 152. Die Wahlhandlung darf nicht über drei Tage dauern, welche 
fih in ununterbrochener Reihe folgen müſſen. 

8. 153. Kann oder will der Gewählte die Wahl nicht annehmen, fo 
kann der nächſte in der Stimmenzahl für ihn eintreten, vorausgejegt, daß 
diefer nicht weniger als den dritten Theil der abgelegten Stimmen erhalten _ 
‚ bat; außerdem muß eine neue Wahl vorgenommen werben. 
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Das Letztere muß auch dann gefchehen, wenn nach bereit angenom- 
mener Wahl die Etelle des Abgeordneten wieder erledigt wird. 

8. 154. Nah dem Schluſſe der Mahlhandlung muß für Den Ge- 
wählten zu deſſen Yegitimation eine Wahlurfunde mit der Unterſchrift fänmt- 
(iher zur Leitung und Beurkundung der Wahl äugegen gemejenen Perjonen 
ausgefertigt werden. - 

8. 155. Der Gemählte ift als Abgeordneter, nicht des einzelnen Wahl: 
bezivfes, fondern des ganzen Yandes anzufchen. 

E3 kann ihm daher auch keine Juftruction, an welche er bei feinen Einf: 
tigen Abjtimmungen in der Ständeverſammlung gebunden wäre, ertheilt werden. 

8. 156. Die Mitglieder beider Kammern haben ihr Stimmrecht in 
Perfon auszuüben; nur den erblichen Mitgliedern der erften Kammer ift ge- 
ftattet,, ihre Stimme einem andern in der Verſammlung ammejenten Mit: 
gliede diefer Kammer oder einen Sohne, oder dem fonftigen präfumtiven 
Nachfolger in der Standesherrichaft zu übertragen. 

Diefes bejondere Recht der Stimmübertragung kann auf gleiche Weife 
auch für einen wegen Mlinderjährigleit oder anderer perfönlichen Unfähigkeit 
unter Bormundfchaft ftehenden Standesherrn von defjen Vormunde ausgeübt 
werden. 

In jeden Falle aber kann ein Mitglied der erften Kammer oder ein 
Stellvertreter desfelben niemals mehr als eine übertragene Stimme führen. 

8. 157. Alle ſechs Jahre muß eine neue Mahl der Abgeordneten, 
welche nicht amtshalber Si und Stimme in der zweiten Kammer haben, 
vorgenommen werden; die bisherigen find wieder wählbar. 

8. 158. Während dieſes fechsjährigen Zeitraumes erfolgt der Austritt 
eines Mitgliedes der Kammer, außer dem Yalle des freiwilligen Entjchluffes 
oder der gerichtlich erkannten Ausfchliegung (F. 199.), nur dann, wenn 

1) ein Mitglied das Grundpermögen, den Stand oder das Anit, worauf 
deffen Befähigung beruht, zu befigen aufhört; 

2) wenn da8 Mitglied in der Zmwifchenzeit eine der oben ($. 135.) feft- 
gefegten Eigenfchaften verliert. 

Sn folhen Fällen wird, wenn das außstretende Mitglied ein gewählter 
Abgeordneter war, eine neue Wahl von einem neuen Wahlcollegium vor- 
genonmen, 

8. 159. Die Mitglieder beider Kammern haben ſich vor Eröffnnng 
des Landtages zu legitimiren, und zu dem Ende einige Tage vor dem in 
dem Einberufungsrefcripte vorgejchriebenen Termine an dem beftimmten Drte 
der Berfanunlung ſich einzufinden. Die Yegitimation gefchieht für den erften 
künftigen Landtag auf die bisher übliche Weife, in der Folge aber bei dem 
ftändifchen Ansſchuſſe (F. 187.) durch Borlegung des Einberufungsfchrei- 
bens, welches in dem (8. 156.) erwähnten Falle der Ztimmübertragung 
mit dev hierauf gerichteten Vollmacht begleitet fein muß, und vermittelft der 
Wahlurkunde. 

Die zur Verſammlung aufs neue gewählten Mitglieder des Ausſchuſſes 
ſelbſt werden zur Prüfung ihrer eigenen Legitimation durch die zuerſt legiti⸗ 
mirten Abgeordneten erſetzt. 

Es hängt von dein Könige ab, zu den Legitimationsgeſchäfte Commif- 
jarien abzuorduen. 
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8. 160. Die erfte Kammer wird dur die Anmwefenbeit der Hälfte, 
die zweite Kammer durd) das Erfcheinen von zwei Drittheilen ihrer Glieder 
als vollftändig befegt angefehen. 

Der ftändiihe Ausfhuß hat anı Tage vor dem in dem Einberufilngs» 
fchreiben beftimmten Termine den Geheimenrathe von dem Erfolge des Yegiti- 
mationsgefchäftes Anzeige zu machen. 

Der König wird hierauf, wenn jene Zahl durch folche Abgeordnete er- 
füllt ift, bei deren Legitimation fi Fein Auſtand gefunden hat, den Landtag 
in den für dieſen Fall vereinigten Kammern eröffnen, wobei der von Kö— 
nige ernannte Präfident der erften Kammer, oder, wenn noch feiner ernannt 
ijt, derjenige, welcher c8 bei der vorigen Berfanunlung war, die Stelle des 
Borftandes vertritt. " 

Die Legitimation der etwa fpäter eintreffenden Mitglieder, fo mie bie 
Erledigung der noch übrigen Legitimationsanftände, gejchieht bei der betreffen- 
den Kammer. Das Nejultat muß dent Geheinienrathe vorgelegt werden; 
auch ift der andern Kammer davon Nachricht zu ertheilen. 

$. 161. Sollte bei Einberufung eines Yandtag3 eine der beiden Kam⸗ 
mern micht in der nach $. 160. erforderlichen Anzahl zuſammen kommen, fo 
wird fie als eimmilligend in die Bejchlüffe der andern angejehen. Jedoch 
fteht e3 in dieſem alle den erſchienenen Mitgliedern der unvollzähligen Kam- 
mern frei, den Sigungen der andern mit Stimmrecht beizumohnen. 

8. 162. In der erſten Sammer nehmen die Prinzen des königlichen 
Haufes den erften Plag ein; auf fie folgen die Standesherren, beide unter 
ſich nach ihren font beftehenden Range; fodann die übrigen erblichen und 
die auf Yebenszeit vom Könige ernannten Mitglieder, nad) der Zeit ihrer 
Ernennung. 

In der zweiten Kammer figen die verfchiedenen Elajjen, woraus fie zu- 
jammengefeg ift, in der F. 133. angegebenen Ordnung; unter den Öliedern 
jeder einzelnen Claſſe enticheidet, je nach Beichaffenheit derfelben, das Anıtd- 
oder Yebensalter, und unter den Geiftlihen katholiſcher Gonfeffion der Vor⸗ 
zug der Amtswürde. 

Die Abftimmungen gefchehen nach der Sitzordnung, jedoch fo, daß in 
der zweiten Kammer bei dem Stimmenaufrufe immer zwijchen den vier erften 
und den zwei librigen Claſſen gemwechjelt wird, bis jene erſchöpft find. 

$. 163. Jedes Mitglied der erjten und zweiten Kammer bat bei 
feinem erftinaligen Cintritte in diefelbe den Ztändeeid abzulegen. Dieſer 
‚lautet alfo: - 

Ich ſchwöre, die Berfafjung heilig zu halten, und in der Stände: 
verfammlung das unzertrennliche Wohl des Königs und ded Vater 
[gudes, ohne alle Nebenrückſicht nad) meiner eigenen Ueberzeugung, 
und gemijjenhaft zu berathen. So wahr mir Gott helfe! 

Der Ständeeid wird von einem bei Eröffnung eined Yandtages neu 
eintretenden Mitgliede in die Hände des Königs felbft, oder des zur Eröff- 
nung bevollmächtigten Miniſters, außerdem in die Hände des Präfidenten 
einer jeden Kammer abgelegt. 

8. 164. Der Borftand der Ztändeverfanmlung befteht aus einem 
Präfidenten und einem PVicepräfidenten in jeder ber beiden Kammern. Das 
Amt desjelben dauert bis zum Ablaufe des jehsjährigen Zeitraums ($. 157.) 
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Den Präfidenten der erften Kammer ernennt der König ohne Borfchlag; 
für die Stelle des Bicepräfidenten werden von der eriten Kammer drei ftan- 
desherrliche Mitglieder durch abjolute Stimmenmehrheit gewählt, aus welchen 
der König eins ernennt. 

Ebenſo mählt die zweite Kammer aus ihrer Mitte, obne Unterſchied 
der Claſſen, drei Mitglieder zur Stelle ihres Präfidenten, und wenn hierauf 
die königliche Ernennung erfolgt ift, auf gleiche Art zu dein Amte des Bice- 
präfidenten, welchen der König ebenfall3 aus den hiezu vorgefchlagenen Drei 
Mitgliedern ernennt. 

Kommt Nah Ablauf des fechsjährigen Zeitraums die zweite Kammer 
zum Erftenmale zufammen, oder follte fonft der Fall eintreten, daß bei der— 
jelben beide Präfidialftellen zugleidy erledigt wären, fo vertritt bis zur Er- 
nennung des Präfidenten das ältefte rechtögelehrte Mitglied die Stelle des 
Borftandes. 

Jede der Kammern mwählt auf die Dauer eines Landtages einen oder 
‚mehrere Cecretäre aus ihrer Mitte. 

$. 165. Der Präfident einer jeden Kammer forgt für die Aufrecht- 
haltung der Ordnung, beftimmt die Sigungstage, eröffnet und fchließt die 
Sitzungen, ordnet den Gang der Verhandlungen und leitet die Berathungen 
und Abjtimmungen. 

8. 166. Die Mitglieder der Kanımern find verbunden, jeder Sitzuug 
beizumohnen; im alle eines gegründeten Hindernifje haben fie ſolches dem 
Präfidenten anzuzeigen. 

Während der Dauer der Verfammlung dürfen fie fich nicht ohne Erlaubniß 
des Präfidenten entfernen, und bei einer über acht Tage dauernden Abweſenheit 
nicht ohne Bewilligung der Kanımer; jedody kann der Präfident in befonders 
dringenden Fällen aud) einen folchen längern Urlaub ertheilen, hat aber da- 
von der Kanımer in der folgenden Sigung Kenntniß zu geben. 

$. 167. Die Eigungen der zweiten Kammer find öffentlich; auch hat 
fie ihre Verhandlungen durch den Drud befannt zu machen. Bon der eriten 
Kanımer muß menigftend das Letztere gefchehen. 

Die Zuhörer, die ein Zeichen des Beifalls oder der Mißbilligung ge- 
ben, werden unverzüglich entfernt. 

8. 168. Die Sigungen werden geheim, theil8 anf das Begehren der 
Minifter und königlichen Conmiſſarien bei Vorträgen, die jie, ihrer Erklär⸗ 
ung nah, im Namen des Königs zu machen haben, und welche nur im 
Galle einer folhen Erklärung für amtliche Aeußerungen zu halten find; teils 
auf den Antrag von menigjtens drei Mitgliedern, wenn dieſen, nach vor- 
läufigem Abtritte der Zuhörer, die Mehrheit der Kammer beiftimmt. 

8. 169. Die Miniſter find befugt, den Verhandlungen der beiden 
Kammern beizumohnen und an den Berathichlagungen Theil zu nehmen. Sie 
können fi) auch von andern Staatsdienern begleiten lafjen, welche etwa den 
vorliegenden Gegenſtand befonder3 bearbeitet haben, oder fonft vorzügliche 
Kenntniß davon befigen. An den Zisungen der ftändifchen Commiſſionen 
fteht ihnen im Falle einer ausdrücklichen Einladung gleichfalls Theilnahme zu. 

$. 170. Deputationen fann die Ztändererfammlung weder annehmen, 
noch ohne Erlaubniß des Königs abordnen. 

$. 171. Nur den Miniftern oder königlichen Commiſſarien, den Be- 
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richterftattern der ftändifchen Commiſſionen und den Mitgliedern, welche einen 
Gegenftand zur Berathung in Antrag zu bringen (eine Motion zu machen) 
baben, fteht die Befugniß zu, fchriftliche Reden in der Verſammlung abzu- 

lefen. Außerdem finden blos mündliche Vorträge ftatt. | 

8. 172. Geſetzesentwürfe können nur von den Könige an die Stände, 
nicht vorm den. Ständen an den König gebracht werden. Den Ständen ift 
aber unbenommen, im Wege der “Petition auf neue Gefege ſowohl, ala auf, 
Abänderung oder Aufhebung der beftehenden anzutragen. 

Der König allein fanctionirt und verfündet die Gefege unter Anführung der 
Bernehmung des Geheimenrathes und der erfolgten Zuftimmung der Stände. 

8. 173. In der Regel foll kein Gegenftand der Berathung in der: 
felben Sigung, worin der Antrag dazu gemacht wird, zur Verhandlung und 
Abftimmung gebracht werden. Wenn jedoch drei Biertheile der Mitglieder 
einftimmen, fanı ein Gegenftand für jo dringend oder fo unmichtig erklärt 
werden, daß von jener Regel abgegangen werden darf. 

Königlihe Anträge find, ehe fie zur Berathung in der Verſammlung 
kommen können, an Commiſſionen zu verweiſen, welche über deren Inhalt 
Vortrag zu erftatten haben. 

8. 174. Dei der Abftimmung ift der Antrag, mit den während der 
Berathichlagung in Vorwurf gekommenen Modificationen, in einzelne, einfache 
Fragen fo aufzulöſen, daß jedes Mitglied durch bloße Bejahung oder Ver- 
neinung feine Stimme abgeben kann. 

8. 175. Zu Fallung eines giltigen Befchluffes wird in jeder Kanımer 
die zur vollftändigen Beſetzung derfelben (F. 160.) nothwendige Anzahl von 
Mitgliedern erfordert. 

8. 176. Die Beichlüffe werden nah der Stimmenmehrheit, welche 
nah Befchaffenheit des Gegenftandes eine abjolute oder relative fein kann, 
abgefaßt, jo daß im alle der Stinnmengleichheit der Präfident den Ausfchlag 
gibt. Wenn jedoh von Abänderung irgend eines Punctes der Verfaffung 
die Rede ift, fo ift die Beiſtimmung von zmei Dritttheilen der anmwejenden 
Mitglieder in beiden Kammern nothiwendig. 

8. 177. Die zum Wirkungskreife der Stände gehörigen Angelegen- 
heiten werden in jeder Kammer bejonders verhandelt. Doch können, um 
eine Ausgleichung verjchiedener Anfichten zu verfuchen,, beide Kammern fich 
mit einander zu vertraulichen Beiprechungen, ohne Protocolführung und Bes 
ſchlußnahme, vereinigen. 

8. 178. Es hängt von dem Könige ab, die Gefjegesentwürfe oder 
andere Borjchläge an die erfte oder an die zweite Kammer zu bringen, auß» 
genommen wenn fie Verwilligung von Abgaben betreffen; in welchem Yalle 
folche immer zuerft an die zweite Kammer gelangen. 

8. 179. Die von der einen Kammer gefaßten Beſchlüſſe werden der 
andern zu gleihmäßiger Berathung mitgetheilt. Nur zur Ausübung des 
Necht3 der Petitionen und Beſchwerden, fo wie zu einer Anklage wegen ver- 
legter Berfaffung (8. 199.), ift jede Kammer auch einzeln berechtigt. 

8. 180. Die Kammer, an welche die Mittheilung gefchieht, Tann den 
Antrag der Mittheilenden verwerfen oder annehmen, und zwar entweder 
unbedingt, und mit beigefügten Modificationen. Die Verwerfung muß aber 
jederzeit mit Anführung der Gründe gejchehen, 
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5. 181. Don der bevorſtehenden Regel ($: 180.) macht die Abgas 
benvermwilligung eine Ausnahme in folgenden Puncten: 

1) Eine Abgabenverwilligung wird in der zweiten Stanınter, nad) der von 
ihr in Gemäßheit der $. 110. vorgenommenen Unterfuhung, in Be- 
rathung gezogen, und nad) vorgängiger vertraulicher Beiprechung mit 
der erften Kammer ($. 177.), Beſchluß darüber in der zweiten gefaßt; 

2) diefer Beſchluß wird fodann der erften Kammer mitgetheilt, welche 
denfelben nur im Ganzen, ohne Acnderung annehmen oder vermwer- 
fen kann; 

3) erfolgt das Yestere, fo werden die bejahenden und die verneinenden 
Stimmen beider Kanımern Zufammengezählt, und nad der Mehrheit 
ſämmtlicher Stimmen wird alsdanu der Ständebeſchluß abgefaßt. 
Würde in dieſem Falle Stinmengleichheit eintreten, fo hat der Präſi⸗ 
dent ter zweiten Sammer die Entjcheidung. 

$. 182. In allen andern Fällen gilt der Grundfag, daß nur foldhe 
Beichlüffe, worüber beide Kammern, nach gegenfeitiger Mittheilung, einver- 
ftanden find, an den König gebradht und von dem König beftätigt werden 
fönnen. 

8. 183. Der von der einen Kammer vermworfene Antrag der andern 
fann auf demfelben Pandtage nicht wiederholt werden. Wird aber ein fol- 
cher Antrag bei der nächſten Ständeverfammfung erneuert und abermals ver⸗ 
worfen, jo treten die zwei Kammern zu einer vertraulichen Beſprechung - über 
den Gegenftand zufammen. Sollte auch hiedurch die Verſchiedenheit der 
Anfichten nicht ausgeglichen werden, fo haben die Kammern, wenn die Frage 
einen ihnen von dem Könige zugelommenen Gegenftand betrifft, ihre Nicht: 
übereinjtinmung dem Könige blo8 anzuzeigen, wofern fie nicht mit einander 
übereinfommen, die Entjcheidung dem Könige zu überlaflen. 

$. 184. Nein Mitglied der beiden Kammern kann während der Dauer 

der Ständeverfammlung ohne Einwilligung der betreffenden Kammer zu Ber» 
haft gebracht werden, den Fall der Ergreifung auf frifcher That wegen eines 
Berbrechend ausgenommen. In legterem Falle ift aber die Kanımer von der 
gejchehenen Berhaftung , mit Angabe des Grundes, unverzüglich in Kenntniß 
u ſetzen. 
’ $. 185. Niemand Tann wegen feiner in der Ständeverſammlung ge⸗ 
haltenen Borträge und gegebenen Abftimmungen zur Verantwortung gezogen 
werden. Jedoch jind Beleidigungen oder Verläumdungen der Regirung, der 
Ständeverſammlung oder einzelner Perſonen der Beſtrafung nad) den beſte⸗ 
benden Geſetzen in dem ordentlichen Wege des Rechtes unterworfen. 

Berfehlungen gegen die Geſetze des Anftandes oder der innern Polizei, 
oder gegen die Geſchäftsvorſchriften, hat der Präſident zu bemerken, und, wenn 
fie bedeutend find, folche zur Stenntnig der Kammer zu bringen, welche nad) 
Beichaffenhenheit der Umſtände ihre Migbilligung ausdrüden, Verweis erthei- 
len, oder auch Widerruf verlangen kann. 

8. 186. Der König eröffnet und entläßt die Ständeverfammlung ent⸗ 
weder in eigener Perfon, oder durch einen dazu bevollmächtigten Miniſter. 

Dem Könige fteht auch das Recht zu, die Verſammlung zu vertagen 
oder ganz aufzulöfen. 

Im Falle der Auflöfung wird jpäteftens binnen ſechs Monaten eine 
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neue Verſammlung einberufen werben; es ift hiezu eine neue Wahl der Ab- 
geordneten nöthig, bei welcher jedoch die vorigen Mitglieder wieder gewählt 
werden können, | 

8. 187. Solange die Stände nicht verſammelt find, befteht, als Stell— 
vertveter derſelben, ein Ausſchuß für diejenigen Gefchäfte, deren Beforgung 
von einem Landtage zum andern zur ununterbrochenen Wirkſamkeit der Ne- 
präjentation des Landes nothwendig ift. 

8. 188. In dieſer Hinficht liegt dem Ausſchuſſe ob, die ihm, nach der 
Verfaffung, zur Erhaltung derfelben zuftehenden Mlittel in Anwendung zu 
bringen, und hievon bei wichtigen Angelegenheiten die in dem Stönigreiche 
wohnenden Etändemitglieder in Kenntniß zu fegen, in dem geeigneten Fällen 
bei der höchften Staatsbehörde VBorftellungen, Verwahrungen und Bejchwerden 
einzureichen, und nach Erforderniß der Umſtände, bejonders wenn e3 fi) von 
der Anklage der Minifter handelt, um Einberufung einer 'anßerordentlichen 
Ständeverſammlung zu bitten, welche im legteren Falle nie verweigert werden 
wird, wenn der Grund der Auflage und die Dringlichkeit derjelben gehörig 
nachgeiwiefen  ift. 

Außerdem Hat der Ausfhug am Ende der in die Zmifchenzeit fallenden 
Finanzjahre nah Maßgabe deffen, was 8.110. feftgefegt ift, die vichtige, der 
Verabſchiedung angemefjene Verwendung der verwilligten Steuern in dem 
verfloffenen Jahre zu prüfen, und den Etat des fünftigen Jahres mit dein 
dinanzminifteriun zu berathen. Arch fteht dem Ausfchuffe die Aufficht über 
die Verwaltung der Staatsjchuldenzahlungscafje zu. 

Insbeſondere gehört e3 zu feinem Wirkungskreiſe, die fir eine Stände- 
verjanmlung jich eignenden Gejchäftsgegenftände, namentlich die Erörterungen 
vorgelegter Gefegentwürfe, zur künftigen Berathung vorzubereiten, und für die 
Bollziehung der landſtändiſchen Beichlüffe Sorge zu tragen. 

$. 189. Dagegen kann fi) der Ausfhuß auf ſolche Gegenftände, welche 
verfaflungsmäßig eine Berabfchiedung mit den Ständen erfordern, namentlich 
auf Oefeggebungsanträge, Steuerverwilliguigen, Schuldenübernahmen und 
Militäraushebungen, nicht anders als auf eine vorbereitende Weife einlaffeı. 

8. 190. Der ftändifche Ausschuß befteht aus zwölf Perfonen, nämlich 
den Präfidenten der beiden Kammern, zwei Mitgliedern aus der erften und 
acht Mitgliedern aus der ‚zweiten Kanımer. Die Wahl Dderjelben gejchteht 
von den zu diefem Zwecke vereinigten Kammern nach relativer Stimmenmehr⸗ 
heit auf die Zeit von einem ordentlichen Yandtage zum -andern (auf drei 
Fahre), und ift jedesmal den Könige anzuzeigen. 

Ein in der Zmifchenzeit abgehendes Ausjhußmitglied wird von der näch— 
ften Verſammlung der Stände wieder definitiv erſetzt; bis dahin rüdt an 
defien Stelle dasjenige Ständemitglied ein, welches bei der legten Ausſchuß⸗ 
wahl die meiften Stimmen nach) den Gemählten erhalten hatte. 

In Verhinderung der Präfidenten treten die Bicepräfidenten für fie ein; 
find letztere ſchon Mitglieder des Ausſchuſſes, fo werden deren Stellen auf 
die foeben feſtgeſetzte Weiſe befest. 

Sechs Mitglieder des Ausichufles, die Präfidenten der beiden Kanımern 
mit eingefchloffen, müfjen in Stuttgart anmefend fein. “Die übrigen ſechs 
Mitglieder können außerhalb Stuttgart ihre Wohnungen haben, und merden, 
fo oft es die Umftände erfordern, von den Anmwejenden einberufen. 
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8. 191. Bei jeder Ständeverfammlung hat der Ausſchuß über das- 
jenige, wa3 von ihm in der Zwifchenzeit verhandelt worden ift, in einem Zu⸗ 
jammentritte beider Kammern Rechenjchaft abzulegen. 

8. 192. Die Berrihtungen des Ausfchuffes hören mit der Eröffnung 
eines neuen Landtages auf, und werden nad) einer bloßen Bertagung des- 
jelben , oder nad Beendigung einer außerordentlihen Ständeverfammlung 
wieder fortgejegt. 

Ber der Auflöfung eines jeden Landtags und bei der Entlafjung eines 
ordentlichen muß ein neuer Ausfchuß gewählt werden, wobei die vorigen Mit- 
glieder wieder wählbar find. Zu diefer Wahl wird den Ständen jedesmal, 
audy bei einer Auflöfung der Verſammlung, die erforderlihe Eigung noch 
geftattet. 

Eollten außerordentliche Umftände es ihnen unmöglich wachen dieſe 
Eigung noch zu halten, fo haben die bisherigen Mitglieder oder deren Stell: 
pertreter ($. 190.), foferne fie zugleich Ständemitglieder find, die Verrichtungen 
des Ausſchußcollegiums wieder zu übernehmen. 

8. 193. Das ftändifche Amtsperſonal befteht, außer den Beaniten der 
Eduldenzahlungscaffe, für beide Kammern aus einem Archivar, für jede 
Kammer aus einen Regiftrator und den erforderlichen Canzeliften; die Regi— 
ftratoren haben zugleich bei den Ausfchuffe das Secretariat zu verjehen. 

Jede Kammer wählt ihren Regiftrator und Canzeliften; die Beamten der 
Schuldenzahlungscaffe, ſowie der Archivar, werden von den hiezu vereinigten 
Kammern gemählt. 

Den Könige ift die Beitellung der Lafjenbeamten, des Archivars und 
der Regiffratoren zur Beftätigung vorzulegen, und von der Wahl der Canze- 
liften Anzeige zu machen. 

Die Dienftentlaffung diefer Beamten gefchieht auf gleiche Art, wie deren 
Anftellung, durch die einzelnen oder durch die vereinigten Kammern, und 
vihtet fi im Uebrigen nach den defhalb bei den königlichen Beamten gel- 
tenden Gefegen. , 

Die Annahme und Eütlaffung der ftändifchen Canzleidiener hängt von 
den Präfidenten ab. 

Das gefammte Amts- und Dienftperjonal fteht bei nicht verſammeltem 
Landtage unter der Aufficht und den Befehlen des Ausſchuſſes, welcher auch 
in der Zwiſchenzeit die erforderlichen Amtsverweſer zu beftellen, und ungetreue 
oder fonft fich vergehende Diener in den gefeglichen Fällen den Gerichten zu 
übergeben hat. 

$. 194. Eine eigene ftändifche Caſſe, welche die für jie jedesmal zu— 
gleich mit dem Yinanzetat zu verabjchiedende Summe aus der Staatscafle in 
beftimmten Raten erhält, beftreitet den ftändifchen Aufwand. 

Hieher gehören die Taggelder und Reifetoften der Mitglieder der Stände— 
verſammlung, die Bejoldungen der ftändifchen Ausihußmitglieder, Beamten 
und Diener, die Belohnungen derjenigen, welche durch bejondere Aufträge ber 
Stände oder des ftändifchen Ausfchuffes bemüht geweſen find, die Unterhalt- 
ung einer angemefjenen Bücherfammlung, die Canzleikoften überhaupt, und 
andere mit der Gefchäftsführung verbundene Ausgaben. 

Die jährlihe Caffenrechnung, welche mit Angabe aller einzelnen Ein- 
nahmen und Ausgaben zu führen ift, wird von einer befondern ftändifchen 
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Commiſſion probirt, in der Ständeverfammlumg zum Bortrage gebracht, und 
von dieſer juftificitt. Jedes Mitglied der Verſammlung kann die eigene Ekn⸗ 
ficht diefer Nechnufig verlangen. | 

Die Bejoldungen der Mitglieder und der Beamten des Ausfchuffes, fo 
wie die Taggelder umd Reiſekoſten der Ständemitglieder, werden durch Ver— 
abjchiedung beitimmt werden. 

Die nicht in Stuttgart anmwejenden Mitglieder des Ausfchuffes erhalten, 
wenn fie einberufen. werden, gleiche Diäten und Reifegelder, wie die Stände- 
mitglieder, und beziehen folche aus der ftändifchen Caſſe. 


Zehntes Capitel. 
Bon dent Staatsgerichtshofe. 


8. 195. Zum gerichtlichen Schuge der Berfaffung wird ein Staats- 
gericht Shof errichtet. Dieſe Behörde erfennt über Unternehmungen, melde 
auf den Umfturz der Verfaſſung gerichtet find, und über Verlegung einzelner 
Puncte der Berfafjung. 

8. 196. Der Staatsgerichtshof befteht ans einem Präfidenten, welcher 
von dem Könige aus den erjten Vorſtänden der höheren Gerichte ernannt 
wird, und aus zwölf Richtern, wovon der König die Hälfte aus den Mit- 
gliedern jener Gerichte ernennt, die Ständeverfammlung aber die andere 
Hälfte nebit drei Stellvertretern im Zufammentritte beider Stamımern aufer- 
halb ihrer Mitte mählt. 

Unter den ftändifchen Mitgliedern müſſen wenigſtens zwei Rechtsgelehrte 
jein, welche auch, .mit Vorbehalt der Einwilligung des Königes, aus fönig- 
lichen StaatSdienern gewählt werden können. Anßerdem mitjfen die Mitglieder 
alle zur Stelle eines Ständemitgliedes erforderlichen Eigenfchaften haben. 

Das Sanzleiperfonal wird aus dent Obertribunale genommen. 

8. 197. Sämmtliche Richter werden für diefen ihren Beruf befonders 
verpflichtet, und können gleich den übrigen Suftizbeamten nur durch Urtheils- 
ſpruch ihrer Stelle als Mitglieder diefes Gerichtshofes entjegt werden. Nimmt 
jedoch ein ftändifcher Richter ein Staatsamt an, jo hört er dadurch auf, 
Mitglied diefer Stelle zu fein, kann aber von der Ständeverfammlung wieder 
gewählt werden. Ebenſo tritt ein vom König ernanntes Mitglied aus dem 
Gerichte, wenn e8 aufhört, fein richterliches Hauptamt zu beffeiden. 

8. 198. Das Gericht verfammelt fi) auf Einberufung durch den Präfi- 
denten, welche von diefem fogleich gejchehen muß, wenn er dazu einen von 
dem Juſtizminiſter contrafignirten Befehl des Königes oder eine Aufforderung 
mit Angabe des Gegenftandes von einer der beiden Kammer durch deren 
Präfidenten erhält. 

Das Gericht löst fi) auf, wenn der Proceß beendigt if. Der Präfi- 
dent hat für die Vollziehung der Befchlüffe zu forgen, und in Anftandefällen 
das Gericht wieder zu verfammeln. 

8. 199. Eine Anklage vor dem Staatsgerichtshofe, megen der oben 
(8. 195.) erwähnten Handlungen, kann gefchehen von der Regirung gegen 
einzelne Mitglieder der Stände und des Ausjchuffes, und von den Ständen 
fowohl gegen Miniſter und Departementschef3 al3 gegen einzelne Mitglieder 
und böhere Beamten der Ständeverfammlung. Andere Staat3diener, als 
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Minifter und Departementöchef3, können vor diefem Gerichte nicht angeflagt 
werden, außer wegen Uebertretung der in $. 53. enthaltenen Vorſchrift. 

Anklage und Bertheidigung gefchieht öffentlih. Die*Protocolle werden 
mit den Abftinnmungen uud Bejchlüffen durch den Drud befannt gemadt. 

8. 200. Wenn es erforderlich ift, Inquirenten zu bejtellen, fo wählt 
der Gerichtshof diefelten aus den Räthen der Criminalgerihte. “Der Unter- 
fuchung hat jedesmal ein königliches und ein ftändifches Diitglied des Gericht3- 
hofes beizumohnen. 

8. 201. Es werden jedesmal zwei Referenten beftellt. Iſt der erfte 
Referent ein königlicher Richter, jo muß der Eorreferent ein ftändijcher fein, 
und umgelehrt. 

8. 202. Bei jedem Beſchluſſe muß eine gleiche Anzahl von königlichen 
und ftändifchen Richtern ammefend fein. Sollte durch Zufall eine Ungleich- 
heit der Zahl eintreten, welche nicht ſogleich durch anderweitige Ernennung 
oder Eintritt eines Stellvertreters gehoben werden fünnte, fo tritt der Jüngſte 
im Dienfte von der überzählenden Seite aus; doc darf die Zahl der Richter 
nie unter zehn fein. 

Im Berhinderungsfalle vertritt die Stelle des Präjidenten der erfte 
königliche Richter. 

Dem Bräfidenten fteht feine Stimme zu; im alle der Stinmengleidh- 
heit entfcheidet die für den Angellagten günftigere Meinung. 

8. 203. Die Strafbefugniß des Gerichtshofes erftredt fih nur auf 
Bermeife und Geldftrafen, auf Suspenfion und Entfernung vom Amte, auf 
zeitliche oder immerwährende Ausſchließung von der Landſtandſchaft. 

Wenn dieſes Gericht die höchſte in feier Competenz liegende Strafe 
erfannt hat, ohne eine weitere ausdrüdlich auszufchließen, jo bleibt den ordent- 
lihen Gerichten vorbehalten, gegen den Berurtheilten ein weitere® Verfahren 
von Anıtöwegen eintreten zu lafjen. 

$. 204. Gegen den Ausſpruch des StaatSgerichtshofes findet keine 
Appellation ftatt, jondern nur dag Rechtsmittel der Revifion und der Wieder: 
einfegung in den vorigen Stand. 

8. 205. Der König wird nicht nur die Unterſuchung niemals hemmen, 
fordern auch das ihm zuftehende Begnadigungsredht nie dahin ausdehnen, 
daß ein von dieſem Gerichte in die Entfernung von Amte verurtheilter Staats⸗ 
diener in feiner bisherigen Stelle gelafjen, oder daß derfelbe in einen andern 
Juſtiz- oder Stautsverwaltungsamte angeftellt wiirde, es wäre denn, daß in 
Rückſicht auf MWiederanftellung das gerichtlihe Erlenntniß einen ausdrüdlichen 
Vorbehalt zır Gunften des BVernrtheilten enthielte. - 

Wie nun die vorftehenden alten er von nım an die Staat3grund- 
verfaflung Unſeres Königreichs enthalten, fo geloben Wir hiemit bei Unferer 
töniglihen Würde für Uns und Unſere Nachfolger in der Negirung, den 
gegenwärtigen Vertrag feit und unverbrüchlich nicht nur für Uns Selbft zu 
halten und zu erfüllen, jondern auch gegen alle Eingriffe und Berlegungen zu 
ichügen und bei Kräften zu erhalten. 

Zu deſſen Urkunde haben Wir denfelben eigenhändig unterzeichnet, und 
mit Unferem großen königlichen Inſiegel verfehen laſſen. 

So gefchehen in Unferer Haupt» und Nefidenzftadt Stuttgart an dem 
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fünfundzwanzigften Tage de Monats September im eintaufendacdhthundert- 
undneunzehnten Jahre, Unferer königlichen Regirung im dritten. 


(Unterzeichnet) Wilhelm. 
(L. S.) Auf Befehl des Königs: 


Der Staatsjecretär: 
(Unterzeichnet:) Bellnagel. 


B. Literatur. 


Vergleiche in Anfehung ber Literatur des Staatsrechts von: 
6. Würtemberg. 


J. G. Breyer, Elementa juris publ. Wirtemb. ac ducum privati, ed. 2. 
Tubing 1787. 

Eine von Mofer hinterlaffene Einfeitung in das wilrtembergifche Staatsrecht ift 
noch Manuſeript. 

R. Mohl, Staatsrecht bes Königreichs Würtemberg. Il Thle. Tübingen, 1829. 
1831. 2te Ausg. 1840, nach welcher dieſes vorzügliche, und auch für Nicht⸗Wür⸗ 
temberger ſehr belehrendes Werk hier citirt werben wird. Zuſätze und Berichtigun⸗ 
gen zur erfien Ausgabe fiehe in Reyſcher's pulic. Berfuhen. Nr. III. ©. 250. fi. 

Geſchichte der Rechtögefeßgebung und Rechtsordnung unter König Wilhelm. 
Stuttgart 1841. 

Geſchichte der würtemberg. Verfaffung von 1819. 

Köftlin, 8., Wilhelm I. König Würtemberg und bie würtemberg. Verfaffung. 
Stuttgart, 1839. ' 

Gmelin, bie Wirffamfeit der Berfaffung in ihrer 25jährigen Dauer. Stutte 
gart, 1844, " 

Eiſenlohr, Th., Einleitung in bie proteftant. Kirchengefete. (Thl. IX.) 

Lang, J. J., Einleitung in die katholiſchen Kirchengefebe feit 1803. (Theil.X.) 

Hirzel, K., Einleitung in die Gefeße über die Mittelfchulen. (Thl. XI. Bd. 2.) 

Mayer, F. F., Einleitung in die Regirungsgefete. (Tb. XV. Bb. 5.) Samm- 
fung der wilrtembergifchen Geſetze in Betreff der Iſraeliten. Tübingen 1847. 

Das Strafverfahren der Adminiftratinbehörben in Wlrtemberg. lfm, 1842. 

Mofer, R., Einleitung in bie Finanzgeſetze. (Th. XVII. Bd. 2.) 

Die bäuerlichen Laften der Wilrtemberger. Stuttgart, 1832. 

Shronologifche Zufammenftellung ber Gejeßgebung Wilrtembergs 1835. 

Kapff, S., Einleitung in die Kriegsgefebe. (Th. XIX. Bb. 1. und 3.) 

Berfaffungsurfunden. für das Königreich Würteniberg. Rotten, 1832. 

Kuhn, W. S., Handbuch fiber das Staatsrecht des Königreichs Würtemberg. 
I. II. Ulm, 1831. 

Ehrmann, Grundriß des wilrtembergifhen Rechtes. Stuttgart, 1834. 

Stump, Ueberſicht ber Rechte uud Pflichten des würtembergifchen Bürgers. 
Stuttgart, 1824. 

Bfaff, 8., Verf. Katehismus. Eslingen, 1831. 

Scholl, Berf. Katehismus. Gmiünden, 1832. 

Das würtembergifche Poftwejen. Stuttgart, 1838, 

Ders, Verſtändigung Über die Berfafjungsurkunden. Ulm, 1846. 

Abhandlungen über Revifion ber Rechnungen. Rottenburg, 1831. 
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Das Gefets über leibeigenschaftliche Leiftungen. — Das Geſetz Über Befeitigung 
der auf deu Boden rubeuden Laften 1. ſ. w. Stuttgart, 1844. 

Chriſtlieb, Belehrung der Würtemberger über ibre Rechte und Pflichten. 
Ulm, 1834. 

Die würtembergifche Mebicinafverfaffung. Ulm, 1834. 

Handbuch Über Handels. und Gewerbsredte in Wilrtemberg. Gmünden, 1837. 

Kapff, G. F., Borfehriften für die Landſtandswahlen der Stüdte und Ober- 
amtsbezirke. Tübingen, 1840. 

Wangenheim, K. v., die Wahl bes Freiherrn von Würtemberg. Tüb. 1832, 

Pfizer, P. A., das Recht der Steuerverwilligung. Stuttgart, 1836. 

Gos, Ueber den Umfang und die Grenzen bes ſtändiſchen Steuerverwilligungs- 
rechtes. Stuttgart, 1836. 

Georgii, das Recht ber Stenerverwilligung in Würtemberg. Tübingen, 1845. 

Scheuerlen, K., der Staatsgerichtshof in Wilrtemberg. Tübingen, 1835. 

Anklage gegen den Freiherrn v. Wächter - Spittler. Stuttgart, 1850. 

Wail, K., über die Zuläffigleit der Juden zum Bürgerrechte. Stuttgart, 1827. 

Mayer, M. ©., die öffentlihen Berhättniffe der Juden. Stuttgart, 1827. 

Zahn, J., Bemerkung über den föniglihen Geſetzentwurf. Stuttgart, 1828. 

"Lindner, Berbandlung in der K. db. A. Über die Öffentlichen Nechtsverhältnifie 
der Iſraeliten. Stuttgart und Tilbingen, 1828. 

Hoffmann, €. H. L., Das gefammte würtemberg. Polizeiredt. Bd. I. 1. 
Tübingen, 1847. 

Die Domaniafverwaltung bes mürtemberg. Staates. Tübingen, 1842. 

Roller, ©., das würtemberg. Polizeireht. 2te Aufl. Stuttgart, 1841. 

Shumm, ®., das Polizeirecht des Königreihs Wilrtemberg. Stuttgart, 1841. 
2te Aufl. LI. Reutlingen, 1847. 

Piſtorius, Handbuch der im Königreiche Würtemberg geltenden Geſetze: über 
Mebicinafpolizei. Stuttgart, 1811. 

Hegel, Weberfiht der die Gewerbe betrefienden Gefeke nnd Verordnungen. 
Heilbron, 1839, 

Richter, H., der Handeleconfulent in Würtemberg. Stuttgart, 1846. 

Die wlrtemberg. Baupolizei. Tübingen, 1834. 

Bauer, bie wlrtemberg. Bau- und Fenerpolizeigefete. Blaubeuren, 1838. 

Schütz, E., die Gemeindeorduung Würtembergs. Stuttgart, 1837. 

Kübel, H. A., die Dienftpflichten der Gemeinde- und Stiftungsbiener. 
Stuttgart, 1845. 

Fiſcher, A., Zujammenftellung ber zu erftattenden Berichte. Nottenbg., 1812. 

Infruction zur Haltung der Rug- Gerichte. Rottenburg, 1845. 

Reyſcher, %. ©. L., die Wirkſamkeit und Behandlung der Kirchenconvente. 
Stuttgart, 1826. 

Handbuch der Amtspraris eines kgl. würtemb. Kamerafbeanten. Reutl. 1814. 

Herbegen, Ch., Würtemberg’® Staatshaushalt. Stuttgart, 1848. 

Shmidlin, I. ©., Handbuch ber würtemberg. Forfigefeßgebung. I. II. Stmtt- 
gart, 1822. Portgefebt von Meyger 1834 und von Tſcherning 1842. Auch ale 
7. und 8. Heft von Wiedemann’s forftlichen Blättern. 

Handbuch des Kaffen-, Etats- und Rechuungsweſen der würtemb, Finanzver⸗ 
waltung. Stuttgart, 1823. 

Klotz, Abhandlungen über das Rechnungs⸗ und Steuerweſen. Rottenbg., 1831. 
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MWieft, Über Abloſung der Zehnten u. f. w. Ulm, 1838. 

Das Frohnablöſungsgeſetz. Ulm, 1836. 

Reuter, Ablöfungsgefebe Über Beeden, Frohnen u. f. w. Stuttgart, 1838. 

Baumann, Gefeh Über Ablöſung der Zehnten. Stuttgart, 1849. 

Schwarz, Zehntablöfungsgefeß. I. IL. Stuttgart, 1850. 

Werner, ©., bie neueften Ablöfungsgefege für das Königreich Würtemberg. 
Stuttgart, 1850. 

Stablinger, v, Militärhandbuch des Königr. Wilrtemberg. Stuttgart, 1845. 

Siehe dazu bezüglich der ftaatsrechtlichen Literatur Würtemberg’s 

die Kritif von v. Mohl a. a. O., ©. 370.: | 

Wiürtemberg gehört zu denjenigen deutſchen Ländern, in welchen viel 
örtlicher Vaterlands- und Staatsfinn ift, mit allen Fehlern und Schäden, 
aber auch mit allen Zugenden eines folchen begränzten Lebens. Daher 
ift denn auch die Literatur über das Land und feine Cinrichtungen eine 
fehr große, und namentlich find feine Rechtszuſtände vielfach bearbeitet. 
Und wenn fih auch in früherer Zeit die Thätigkeit bauptfüchlich dem 
Privatrechte zuwendete, fo ift dieſe Fülle der wiffenfchaftlichen Behand- 
fung jegt auch dem Staatsrechte zu Theil geworden. 


VII. | 
Baden. 
A. Quellen. 


Bergleihe in Anfehung des Staatsredhtes von. Großherzog- 
tbum Baden: 

1. Die Berfaffungsurkfunde vom 22. Auguft 1818. 

2. Wahlordnung vom 23. Deceniber 1818. . 

3. Geſetz, über die Aufhebung ver Beichränfung ftaatsbürgerlicher 
Rechte aus Rüdfichten der Confeſſion. 

4. Geſetz, die Aufhebung ver befreiten Gerichtsſtände betreffend vom 
15. Februar 1851. 

A. 
Verfaffungsurkunde vom 22. Auguft 1818. 


Carl von Gottes Gnaden Großherzog zu Baden, Herzog zu 
Zähringen, Landgraf zu Nellenburg, Graf zu Hanau x. 
As Wir bereit? im Jahre 1816 Unfern Unterthanen wiederholt be- 
kannt machten, dem Großherzogthune eine landftändiiche Verfafjung geben 
Wieuplen, Staatsarecht. A. 17 
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zu wollen, fo begten Wir den Wunſch und die Hoffnung, daß ſämmiliche 
Bundesglieder über eine unabänderliche, wefentlihe Grundlage dieſer aller 
deutfchen Bölfern zugefiherten Einrichtung übereinkommen und mir in Ent- 
widlung der aufgeitellten Grundfäge ein einzelner Staat feinen befonderen 
DBedürfniffen, mit Rüdficht auf beftehende Berhältniffe, folgen möchte. 

Da fih jedoch, nad den lesten, über diefen Gegenftand bei dem Bun- 
destage abgelegten Abftimmungen der Zeitpunkt noch nicht beftinmt voraus- 
ſehen läßt, in welchem die Geſtaltung der ftändifchen Verfaſſung einen Ge⸗ 
genſtand gemeinſchaftlicher Berathungen bilden dürfte, fo ſehen wir uns nun- 
mehr veranlaßt, die Unſeren Unterthanen gegebene Zuſicherung auf die Art 
und Weiſe in Erfüllung zu ſetzen, wie ſie Unſerer inneren, freien und feſten 
Ueberzengung entſpricht. 

Bon dem aufrichtigſten Wunſche durchdrungen, die Bande des Ver—⸗ 
trauens zwiſchen Uns und Unſerem Volke immer feſter zu knüpfen, und auf 
dem Wege, den Wir hierdurch bahnen, alle Unſere Staatseinrichtungen zu 
einer höheren Vollkommenheit zu bringen, haben Wir nachſtehende Berfaflungs- 
urlunde gegeben, und verfprechen feierlich für Uns und Unfere Nachfolger, 
fie treulih und gewifjenhaft zu halten und halten zu lafjen. 


I. 
Bou dem Großherzogthbume und ber Regirung im Allgemeinen, 


$. 1. Das Großherzogthum bildet einen Beſtandtheil des deutjchen 
Bundes. 

8. 2. Alle organifchen Beichlüffe der Bundesverſammlung, welche die 
verfafjungsmäßigen Berhältniffe Deutjchlands oder die Berhältniffe deutfcher 
Staatsbürger im Allgemeinen betreffen, machen einen Theil des babdifchen 
Staatsrechts aus, und werden für alle Claſſen von Yandesangehörigen ver- 
bindlih, nachdem fie von dem StaatSoberhaupte verkündet worden find. 

8. 3. Das Großherzogthum ift untbeilbar ımveräußerlih in allen 
feinen Teilen. 

8. 4. Die Regirung des Landes ift erblih in der großherzoglichen 
Familie nach den Beitimmungen der Declaration vom 4. October 1817, die 
als Grundlage des Hausgeſetzes einen weſentlichen Beſtandtheil der 
Verfaſſung bilden und als wörtlich im gegenwärtiger Urkunde aufgenonmen 
betrachtet werden fol. 

8. 5. Der Großherzog vereinigt in Sich alle Rechte der Staatäge- 
walt, und übt fie unter den in dieſer Verfaſſungsurkunde feſtgeſetzten Ve⸗ 
flimmungen aus. 

Seine Perſon ift heilig unverletzlich. 

8. 6. Das Großherzogthum hat eine ftändifche Verfaſſung. 

II. 
Staarsbürgerliche und politiiche Rechte Der Babener, und beſondere Zufichernngen. 

8. 7. Die ftaatSbürgerlihen Rechte der Badener find gleich in jeder 
Hinficht, wo die Berfafiung namentlich und ausdrüdlich eine Ausnahme begründet. 


Die großherzoglihen Staatsminiſter und fänmtliche Staatsdiener find 
für die genaue Befolgung der Berfafjung verantwortlich). 
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8. 8. Alle Badener tragen ohne Unterfchied zu allen öffentlichen La⸗ 
ften bei. Alle Befreiungen von directen oder indirecten Abgaben bleiben 
aufgehoben. 

8. 9. Alle Staatöbürger von den drei chriftlichen Confefflonen 
haben zu allen Eivil- und Militärftellen und Kirchenämtern gleiche Anfpriche. 

Alle Ausländer, welchen Wir ein Staatsamt conferiren, erhalten durch 
diefe Berleihung unmittelbar das Indigenat. 

8. 10. Unterſchied in der Geburt und der Religion begründet, mit 
der für die ftandesherrlichen Familien durch die Bundesakte gemachten Aus- 
nahme, feine Ausnahme der Militärdienftpflicht. 

$. 11. Für die bereits für ablöslich erflärten Grundlaften und Dienft- 
pflichten und alle ans der aufgehobenen Yeibeigenfchaft herrübrenden Ab- 
gaben fol durch ein Geſetz ein angemefjener Abkanfsfuß vegulirt werden. 

8. 12. Das Geſetz von 14. Auguft 1817, über die Wegzugsfreiheit, 
wird als ein Beftandtheil der Berfaffung angefehen. 

8. 13. Eigenthum und perfönliche Freiheit der Badener ftehen für 
alle auf gleiche Weife unter dein Schuße der Verfaffung. 

F. 14. Die Gerichte find unabhängig innerhalb der Grenzen ihrer 
Competenz. 

Alle Erkenntniſſe in bürgerlichen Rechtsſachen müſſen von den ordent⸗ 
lichen Gerichten ausgehen. 

Der großherzogliche Fiscus nimmt in allen aus privatrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſen entſpringenden Streitigkeiten Recht vor den Landesgerichten. 

Niemand kann gezwungen werden, fein Eigenthum zu öffentlichen Zwe⸗ 
en abzugeben, als nach Berathung und Entjcheidung des Staatsminiſteriums, 
und nach vorgängiger Entjchädigung. 

$. 15. Niemand darf in Eriminalfachen feinem oröentlichen Richter 
entzogen werden. 

Niemand kann anders als in gefeglicher Form verhaftet und länger als 
zweimal 24 Stunden im Gefängniffe feftgehatten werden, ohne über den 
Grund feiner Verhaftung "vernonmen zu fein. 

Der Großherzog kann erfannte Strafen mildern oder ganz nachlaſſen, 
aber nicht fchärfen.- 

8. 16. Alle Bernögensconfiscationen follen abgefchafft werden. 

8. 17. Die Prefreiheit wird nad den fünftigen Beſtimmungen der 
Bundesverfanmlung gehandhabt werden. 

— 8. 18. Jeder LTandeseinwohner genießt der ungeftörten Gemiflensfrei- 
beit und in Anfehung der Art feiner Gottesverehrung des gleichen Schugeß. 

8. 19. Die politifhen Rechte der drei chriſtlichen Neligionstheile 
find gleich. 

8. 20. Das Kirhengut und die eigenthlimfichen Güter und Einkünfte 
der Stiftungen, Unterrichts⸗ und Wohlthätigkeitsanftatten dürfen ihrem Zwede 
nicht entzogen werden. 

8. 21. Die Dotationen der beiden Landesuniverfitäten und anderer höherer 
Pehranftalten, fie mögen in eigenthümlichen Gütern und Gefällen oder in Bu- 
Schiffen aus der allgemeinen Staatscafje beftehen, ſollen ungeſchmälert bleiben. 

8. 22. Jede, von Seiten bed Staats gegen feine Gläubiger über: 
nommene Verbindlichkeit ift unverleglich. 
17* 
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Das Inſtitut der Amortifationscaffe wird in feiner Verfaſſung aufrecht 
erhalten. 

’ 8. 23. Die Berechtigungen die durch das Edict vom 23. April 1818 
den dem Großherzogthume angehörigen, ehemaligen Reichsftänden und Mit- 
gliedern der vormaligen unmittelbaren ReichBritterfchaft verliehen worden find, 
bilden einen Beftandtheil der Staatsverfaflung. 

8. 24. Die Nechtöverhältniffe der Staat3diener find in der Art, wie 
fie da8 Geſetz vom heutigen Tage feftgeftellt hat, durch die Berfaffung 
arantirt. 

’ 8. 25. Die Yuftitute der weltlichen und geiftlihen Wittiwencaffe und 
der Brandverfiherung follen in ihrer bisherigen Berfafjung fortbeftehen, und 
unter den Schutz der Verfaſſung geftellt fein. 


III. 
Ständenerfommfung. Rechte und Pflichten der Stäubeglieber. 


8. 26. Die Landftände find in zwei Kammern abgetheilt. 
8. 27. Die erfte Kammer befteht: 

1) au8 den Prinzen de großherzoglichen Haufes; 

2) aus den Häuptern der ftandesberrlichen Familien; 

3) aus dem Landesbifchofe und einem vom Großherzoge lebenslängfich 
ernannten proteftantiichen Geiftlihen mit dem Range eines Präfaten; 

4) aus acht Abgeordneten des grundberrlichen Adels; 

5) au8 zwei Abgeordneten der Yandes-Univerfitäten; 

6) aus den vom Großherzoge, ohne Nüdfiht auf Stand und Geburt, 
zu Mitgliedern diefer Kammer ernannten Perjonen. 

8. 28. Die Prinzen des Hauſes und die Standesherren treten, nad 
erlangter Volljährigkeit, in die Ständeverſammlung ein. Bon denjenigen 
ftandesherrlihen Familien, die in mehrere Zweige fich theilen, ift das Haupt 
eines jeden Yamilienzweigs, der im Befige einer Standesherrichaft fich befin- 
det, Mitglied der erftien Kammer: 

Während der Miinderjährigleit des Beſitzers einer Standesherrfchaft 
ruhet deflen Stimme. 

Die Häupter der adeligen Familien, welchen der Großherzog eine Würde 
des hoben Adels verleihet, treten, gleich den Standesherren, als erbliche 
Landftände in die erfte Kammer. Sie müfjen aber ein nad dem Rechte 
der Erftgeburt und der Yinealerbfolge erbliches Stamm- oder Lehngut be- 
figen, das in der Grund» und Gefällfteuer, nach Abzug des Lajtencapitals, 
wenigftend zu 300,000 Gulden angejchlagen ift. | 

8. 29. Bei der Wahl der grundherrlichen Abgeordneten find fämmt- 
liche adelige Befiger von Grundberrfchaften, die das einundzwanzigfte Yebens- 
jahr zurüdgelegt und im Lande ihren Wohnfig haben, ſtimmfähig. Wähl- 
bar find alle ftimmfähige Grundherren, die das fünfundzwanzigſte Yebensjahr 
zurüdgelegt haben. Jede Wahl gilt für 8 Jahre. Alle vier Jahre tritt 
die Hälfte der grundberrlichen Deputirten aus. 

Adeligen Güterbefigern Tann der Großherzog die Stinmfähigleit und 
Wählbarkeit bei der Grundherrenmwahl beilegen, wenn fie ein Stamm- oder 
Lehngut befigen, das in der Grund- und Gefällftener, nach Abzug des 
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Laftencapitals , wenigftens auf 60,000 Gulden angefchlagen ift, und nad) 
dem Rechte der Erftgeburt nach der Tinealerbfolge vererbt wird. 

8. 30. In Ermangelung des Yandesbifchofs tritt der Bisthumsver- 
weſer in die Ständeverfammlung. 

$. 31. Jede der beiden Yandesuniverfitäten wählt ihren Abgeordneten 
auf vier Jahre aus der Mitte der Profefforen, oder aus der Zahl der Ge- 
lehrten oder Staatsdiener des Yandes nah Willkür. Nur die ordentlichen 
Profefforen find ftinmfähig. 

$. 32. Die Zahl der vom Großherzoge ernannten Mitglieder der 
erften Kammer darf niemals acht Perſonen überfteigen. 

8. 38. Die zweite Kammer befteht aus 63 Abgeordneten der Städte 
und Aemter, nach diefer Verfaſſungsurkunde angehängten Bertheilungstifte. 

8. 34. Diefe Abgeordneten werden von erwählten Wahlmännern erwählt. 

F. 35. Wer wirkliches Mitglied der erften Kammer, ober bei der 
der Wahl der Grundheren ftunnfähig oder wählbar ift, kann weder bei Er» 
nennung der Wahlınänner ein Stunmrecht ausüben, noch als Wahlmann oder 
Abgeordneter der Städte und Aenıter gewählt werden. 

8. 36. Alle übrigen Staatsbürger, die das fünfundzmanzigfte Tebens- 
jahr zurüdgelegt haben, im Wahldiftricte als Bürger angeſeſſen find, oder 
ein öffentliches Amt bekleiden , find bei der Wahl der Wahlmänner ſtimm⸗ 
fähig und wählbar. 

$. 37. Zum Abgeordneten Tann ernannt werden, ohne Rückſicht auf 
Wohnort, jeder durch den 8. 35. nicht auSgefchloffene Staatsbürger, der 

1) einer der drei hriftlihen Eonfejfionen angehört; 

2) das bdreißigfte Lebensjahr zurüdgelegt hat, und 

3) in dem Grund-, Häufer- und Gewerbsſteuer-Kataſter wenigftens mit 
einem Capital von 10,000 Gulden eingetragen ift, oder eine jährliche 
lebenslängliche Rente von wenigſtens 1500 Gulden von einem Stamm⸗ 
oder Lehngutsbeſitze, oder eine fire ftändige Beſoldung oder Slirchen- 
pfründe von gleichen Betrage al3 Staats» oder Kirchendiener bezieht, 
auch in diefen beiden letztern Fällen menigftend irgend eine directe 

Steuer aus Eigenthume zahlt. 

Pandes-, Standes- und grundherrliche Bezirfsbeamte, Pfarrer, Phy- 
fict und andere geiftliche oder weltliche Yocaldiener können als Abgeordnete 
nicht von den Wahlbezirken gewählt werden, wozu ihr AnıtSbezirk gehört. 

8. 38. Die Abgeordneten der Städte und enter werden auf acht 
Fahre ernannt, und fo, daß die Kanımer alle zwei Jahre zu einem Viertel 
erneuert wird. 

8. 39. Jede neue Wahl eines Abgeordneten, die wegen Auflöfung der 
Verſammlung, oder wegen de regelmäßigen Austritt? eines Mitgliedes 
nöthig wird, zieht eine neue Wahl der Wahlmänner nad) fid). 

8. 40. Jeder Austretende ift wieder wählbar. 

8. 41. Jede Kanımer erkennt fiber die ftreitigen Wahlen der ihr an⸗ 
gehörigen Mitglieder. 

8. 42. Der Großherzog ruft die Stände zufammen, vertagt fie und 
kann fie auflöjen. 

8. 43. Die Auflöfung der Stände bewirkt, daß alle durch Wahl er- 
nannte Mitglieder der erjten und zweiten Kammer, die Abgeordneten der 
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Grundherren, der Univerfitäten und der Stäbte und Aemter ihre Eigenfchaft 
verlieren. 

8. 44. Erfolgt die Auflöfung, ehe der Gegenftand der Berathung er- 
ſchöpft ift, fo muß längftens innerhalb drei Monaten zu eier neuen Wahl 
gefchritten werben. 

8. 45. Der Großherzog ernennt für jeden Landtag den Präfidenten 
der erften Kammer; die zweite Kammer wählt für die Präfidentenftelle drei Ean- 
didaten, wovon der Großherzog für die Dauer der Verſammlung einen beftätigt. 

8. 46. Alle zwei Jahre muß eine Ständeverfanmlung ftattfinden. 

8. 47. Die Mitglieder beider Kammern können ihr Stimmenrecht 
nicht anders, als in Perfon ausüben. 

8. 48. Die Stänbdeglieder find berufen, über die Gegenftände ihrer 
Berathungen nad) eigener Ueberzeugung abzuftinmen. Sie birfen von ihren 
Eonimmittenten keine Inſtructionen annehnten. 

8. 49. Kein Ständeglied kann während der Dauer der Berfammlung, 
ohne ausdrückliche Erlaubniß der Kammer, wozu es gehört, verhaftet werden; 
den Fall der Ergreifung auf frischer That bei begangenen peinlichen Ber- 
brechen ausgenommen. 

8. 50. Die Stände können fih nur mit den nad gegemmwärtigem 
Orundgefege zu ihrer Berathung geeigneten, oder von Großherzoge befon- 
ders an fie gebrachten Gegenftänden bejchäftigen. 

8. 51. Es befteht ein ftändifcher Ausſchuß aus dem Präfidenten der 
festen Sigung und drei andern Mitgliedern der erften und ſechs Mitglie— 
dern der zweiten Sammer; deſſen Wirkſamkeit auf den namentlich in dieſer 
Urfunde ausgedrücdten Fall, oder auf die von dem legten Yandtage mit Ge— 
nehmigung des Großherzogs an ihn gemwiefenen Gegenftände bejchränkt ıft. 

Diefer Ausſchuß mird vor dem Schluſſe des Landtags, auch bei jeder 
Bertagung desjelben, in beiden Kammern durch relative Stimmenmehrheit 
gewählt. Jede Auflöfung des Landtags zieht auch die Auflöfung des, wenn 
gleich ſchon gewählten Ausſchuſſes nach fich. 

$. 52. Die Kammern können fi) weder eigenmächtig verfammeln, noch) 
nach erfolgter Auflöfung oder Bertagung beifanımen bleiben und berathfchlagen. 


IV. 


Wirkſamkeit der Stände. 


8. 53. Ohne Zuftunmung der Stände Tann keine Auflage ausgefchrie- 
ben und erhoben werden. 

8. 54. Das Auflagengefeg wird in der Regel für zwei Jahre gegeben. 
Solche Auflagen jedoch, mit denen auf längere Zeit abgefchlofiene Verträge 
in unmittelbarer Verbindung ftehen, können vor Ablauf des betreffenden Con- 
tracts nicht abgeändert werben. 

$. 55. Mit den Entwurfe des Auflagengeſetzes wird das Gtaats- 
budget und eine detallivte Ueberficht über die Verwendung der vermwilligten 
Gelder von den früheren Etatsjahren übergeben. Es darf darin Fein Boften 
für geheime Ausgaben vorkommen, wofür nicht eine fehriftlihe, von einem 
Mitgliede des Staatöminifteriums contrafignirte, Verfiherung des Großher- 
3098 beigebracht wird, daß die Summe zum wahren Beten des Landes ver- 
wendet worden fei, oder verwendet werden folk. 
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8. 56. Die Stände können die «Bewilligung der Steuern nicht an 
Bedingungen Inüpfen. 

5. 57. Ohne Zuftimmung der Stände Tann fein Anlehen giltig ge- 
macht werden. Ausgenommen find die Anlehen, woburd etatsmäßige Ein- 
nahmen zu etat3mäßigen Ausgaben nur anticipirt werden, fo mie die Geld- 
aufnahmen und Amortifationscaffe , zu denen fie, vermöge ihre® Fundations⸗ 
gejeges, ermächtigt ift. 

Für Fälle eines außerordentlichen, unvorhergefehenen dringenden Staats- 
bebürfniffes, deflen Betrag mit den Koften einer anßerordentlichen Verſamm⸗ 
fung der Stände nicht im Verhältniſſe fteht, und wozu das Crediwotum der 
Stände nicht reiht, ift die Zuftimmung der Mehrheit des Ausfchuffes hin- 
reihend, eine Geldaufnahme gültig zu machen. Dem nächſten Landtage wer- 
den die gepflogenen Berhandlungen vorgelegt. 

8. 58. Es darf keine Domäne ohne Zuftimmung der Stände ver- 
äußert werden. Ausgenonmen find Die zu Schuldentilgungen bereit3 be- 
ichloffenen Beräußerungen, Ablöfungen von Lehen, Erbbeftänden, Gülten, 
Zinſen, Frohndienften, Verkäufe von entbehrlichen Gebäuden, Gütern und 
Sefällen, die in benachbarten Staaten gelegen find, und alle Beräußerungen, 
die aus ftaatöwirthichaftlichen Rüdfichten zur Beförderung der Landescultur 
oder zur Aufhebung einer nachtheiligen eigenen Verwaltung gefchehen. Der 
Erlös muß aber zu neuen Ermwerbungen verwendet oder der Schuldentilg- 
ungscaffe zur Berzinfung übergeben werden. ' 

Ausgenommen find auch Zaufche und Veränßerungen zum Zwecke der 
Beendigung eines über Eigenthums- oder Dienftbarfeitsverhältnifje anhäng- 
igen Rechtsſtreits; ferner die Wiedervergebung heimgefallener Thron-, Nit- 
und Stammerlehen, während der Zeit der Negivuug des Regenten, dem fie 
ſelbſt heimgefallen find. 

Da durch dieſen und den 8. 57. der Zweck der pragmatiſchen Sanction 
über Staatsſchulden und Staatsveräußerungen vom 1. October 1806 und 
vom 18. November 1808 vollftändig erreicht ift, fo hört die Verbindlichkeit 
derfelben mit dem Tage auf, wo die landftändifche Berfaffung in Wirkfam- 
feit getreten fein wird. 

8. 59. Ohngeachtet die Domänen nad) allgemein anerkannten Grund- 
jägen des Staatd- und Fürftenrechts unftreitiges Patrimonialgut des Re- 
genten und feiner Familie find, und Wir fie auch in diefer Eigenjchaft, ver- 
möge obhabender Pflichten, als Haupt der Familie, hiermit ausdrüdlich bes 
ftätigen, fo wollen Wir dennoch den Ertrag derfelben, außer der darauf 
radicirten Givillifte und außer andern darauf haftenden Laften, jo lange als 
Wir Uns nicht durch Herftelung der Finanzen in dem Stande befinden 
werden, Unfere linterthanen nach Unferm innigften Wunjche zu erleichtern, — 
der Beitreitung der Staatslaſten ferner Taflen. 

Die Eivillifte Tann, ohne Zuftimmung der Stände, nicht erhöhet, und 
ohne Bewilligung des Großherzogd, niemals gemindert werden. 

8. 60. Geber die Finanzen betreffende Gefegesentwurf geht zuerft an 
die zweite Kanımer, nnd fann nur dann, wenn er von dieſer angenommen 
worden, vor die erfte Kammer zur Abftimmung über Aunahme oder Nicht 
anmahme im Ganzen ohne alle Abänderung gebracht werden. 

8. 61. Tritt die Mehrheit der erften Kammer dem Beſchluſſe der 
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zweiten nicht bei, fo werden die bejahenden und verneinenden Stimmen beider 
Kammern zufammengezählt, und nad der abjoluten Mehrheit ſämmtlicher 
Stimmen der Ständebefchluß gezogen. 

8. 62. Die alten aucd nicht ftändigen Abgaben dürfen nad) Ablauf 
der Bermilligungszeit no 6 Donate fort erhoben werden, wenn die Stände- 
verjammlung aufgelöfet wird, che ein neues Budget zu Stande fommt, oder 
wenn fich die ftändifchen Berathungen verzögern. 

8. 63. Bei NRüftungen zu einem Kriege und während der Dauer eines 
Krieges, Tann der Großherzog, zur fchleunigen und wirkſamen Erfüllung 
feiner Bundespflichten, auch vor eingchofter Zuftimmung der Stände, gültige 
StaatSanlehen machen, oder Kriegsſteuern ausfchreiben. Für dieſen Fall 
wird den Ständen eine nähere Einfiht und Mitwirlung in der Bermwaltung 
in der Art eingeräumt: 

1) daß der alsdann zufanmen zu berufende Ausſchuß zwei Mitglieder an 
die Minifterien der Finanzen und de3 Kriegs und einen Commiſſär 
zur Triegscıffe abordnen darf, um darauf zu wachen, daß die zu 
Kriegszwecken erhobenen Gelder auch wirklich und ausſchließlich zu dieſem 
Zwecke verwendet werden, und daß derfelbe 

2) zu der jeweild, wegen Sriegspräftationen aller Art aufzuitellenden 
Kriegscommiſſion ebenfo viele Mitglieder abzugeben hat, als der Groß» 
herzog, ohne den Borftand zu rechnen, zur Leitung des Marjch-, Ber- 
pflegungs⸗ und Lieferungsmejens ernennt. Auch ſoll der Ausihuß das 
Recht haben, zu gleichen Zwecke einer jeden Provinzialbehörbe, aus der 
Zahl der in dem Provinzbezirfe wohnenden Ständeglieder, zwei Abge⸗ 
ordnete beizugeben. 

64. Kein Geſetz, das die Verfaſſungsurkunde ergänzt, erläutert 
oder abändert, darf ohne Zuſtimmung einer Mehrheit von zwei Drittel der 
anmefenden Ständeglieder einer jeden der beiden Kammern gegeben werben. 

8. 65. Zu allen andern, die Freiheit der Perfonen oder das Eigen⸗ 
thum der StaatSangehörigen betreffenden allgemeinen neuen Landesgeſetzen, 
oder zu Abänderung oder authentifchen Erklärung der beftehenden, ift die Zu- 
ftinnmung der abfoluten Mehrheit einer jeden der beiden Kammern erforderlich. 

8. 66. Der Großherzog beftätigt und promulgirt die Geſetze, erläßt 
die zu deren Bollzug und Handhabung erforderlichen — die aus dem Auf- 
ſichts⸗ uud Verwaltungsrechte abfließenden — und alle für die Sicherheit des 
Staates nötbigen Verfügungen, Neglements und allgemeinen Berordnungen. 
Er erläßt and, foldhe, ihrer Natur nach zwar zur ftändifchen Berathung ge- 
eignete, aber durch das Staatswohl dringend gebotene Verordnungen, deren 
vorübergehender Zwed durch jede Verzögerung vereitelt würde. 

8. 67. Die Kammern haben das Recht der Vorftellung und Bejchwerde ; 
Verordnungen, worinnen Beftimmungen eingefloffen, wodurch fie ihr Zuftimm- 
ungsrecht für gefränkt erachten, jollen auf ihre erhobene gründliche Beſchwerde 
fogleih außer Wirkſamkeit gefegt werden. Cie künnen den Großherzog unter 
Angabe der Gründe um den Borfchlag eines Geſetzes bitten. Sie haben 
da3 Recht, Mißbräuche in der Verwaltung, die zu ihrer Kenntniß gelangen, 
der Negirung anzuzeigen. Sie haben das Recht, Miniſter und die Mit- 
glieder der oberften Staatsbehörden megen Berlegung der Berfaflung oder 
anerkannt verfafjungsmäßiger Rechte förmlich anzullagen. Ein bejonderes 
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Geſetz fol die Fälle der Anklage, die Grade der Ahndung, die urtheilende 
Behörde und die Procedur beftimmen. 

Beichwerden einzelner Staatsbürger über Kränkung in ihren verfaflungS- 
mäßigen Gerechtfamen können von den Kammiern nicht anders als ſchriftlich, 
und nur dann angenommen werden, wenn der Bejchwerdeführer nachmeist, 
daß er fich vergebeus an die geeigneten Landesftellen, und zulegt an das 
Staatöminifterium um Abbülfe gewendet. 

Keine Borftellung,, Beichwerde oder Anklage kaun an den Großherzog 
gebracht werden, ohne Zuftimmung der Mehrheit einer jeden der beiden 
Kammern. 


V. 
Eröffnung der ſtändiſchen Sitzungen, Formen der Berathungen. 


8. 68. Jeder Landtag wird in den für dieſen Fall vereinigten Kam- 
mern von Großherzoge in Perfon, oder von einem von Ihm ernannten 
Commiſſäre eröffnet und geichloffen. 

8. 69. Sämmtliche neu eintretende Mitglieder fchmören bei Eröffnung 
des Landtages folgenden Eid: 

Ich jchwöre Treue dent Großherzoge, Gehorſam den Geſetze, 
Beobachtung und Aufrechthaltung der Staatsverfaſſung, und in der 
Ständeverſammlung nur des ganzen Landes allgemeines Wohl und 
Beſtes, ohne Rückſicht auf beſondere Stände oder Claſſen, nach 
meiner inneren Ueberzeugung zu berathen: So wahr mir Gott helfe 
und fein heilige Evangelium. 

8. 70. Kein landesherrliher Antrag kann zur Discuffion und Ab⸗ 
ſtinmmung gebracht werden, bevor er nicht in befondern Commiſſionen erörtert, 
und darüber Vortrag erjtattet worden ift. 

$. 71. Die landeöherrlihen Commiffarien treten zur vorläufigen Er— 
örterung ber Entwürfe mit ftändifchen Commifjarien zuſammen, fo oft e8 von 
der einen oder andern Seite für nothwendig erachtet wırd. Seine mejentliche 
Abänderung in einem Gefegentwurfe kann getroffen werden, die nicht mit den 
landesherrlichen Commiſſarien in einem ſolchen gemeinſchaftlichen Zuſammen⸗ 
tritte erörtert worden iſt. 

8. 72. Die Kammern könuen einen zum Vortrage gebrachten Entwurf 
nochmals an die Commifjionen zurüdweijen. 

8. 73. Ein von der einen Kammer an die andere gebrachter Geſetz⸗ 
entwurf oder Borjchlag irgend einer Art kann, wenn er nicht Finanzgegen- 
Hände betrifft, mit Verbefjerungsporfchlägen , die in einer Commiffion nad) 
8. 71. erörtert worden, an die andere Kammer zurüdgegeben werden. 

8. 74. Jeder gültige Beſchluß einer Kammer erfordert, wo nicht aus—⸗ 
drüdlich eine Ausnahme feftgefegt worden ift, abfolute Stimmenmehrheit bei 
vollzähliger Berfanmlung. Bei gleicher Stimmenmehrheit gibt die Stimme 
des Präfidenten die Entſcheidung. Tritt der Fall ein, daß in Finanzjachen 
die Stinnmen beider Kammern zufammengezählt werden müſſen, fo entjcheidet 
bei Stimmmengleichheit die Stimme des Präjidenten der zweiten Kanımer. 

Man ftimmt ab mit lauter Stimme und mit den Worten: 

Einverftanden! oder: Nichteinverftanden! Nur bei der Wahl der Can- 
didaten für die Präfidentenftelle der zweiten Kammer — der Ausjchußglieder 
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und der Glieder der Commiſſionen, enticheidet relative Stimmenmehrheit bei 
geheimer Stinmmgebnug. 

Die erfte Kammer wird durch die Anmefenheit von 10, die zmeite durch 
die Anwefenheit von 35 Mitgliedern, einfchlieglich der Präfidenten, vollzählig. 
Zur gültigen Berathfchlagung über die Abänderung der Verfaſſung wird in 
beiden Kanımern die Anmefenheit von drei Viertel der Mitglieder erfordert. 

F. 75. Die beiden Kammern können meder im Ganzen no durch 
Commiſſionen zufanımentreten ; fie beſchränken fich in ihrem Berhältuiffe zu ein- 
ander auf die gegenfeitige Mittheilung ihrer Beſchlüſſe. 

Sie ftehen nur mit dem großherzoglichen Staatsminiſterium in uumittel- 
barer Gefchäftsberührung ; fie können keine Verfügungen treffen, oder Bekanut⸗ 
machungen irgend einer Art erlaffen. 

Deputationen dürfen fie nur, jede befonders, nad) eingeholter Erlaubniß, 
an den Großherzog abordnen. 

8. 76. Die Minifter und Mitglieder des Staatsminifteriums und der 
großherzoglihen Commiſſarien haben jederzeit bei öffentlicher und geheimer 
Eigung Zutritt in jeder Stamımer, und müffen bei allen Discufjionen gehört 
werden, wenn fie e8 verlangen. Nur bei der Abſtimmung treten fie ab, wenn 
fie nicht Dlitglieder der Kammer find. Nach ihren Abtritte dürfen die Dis: 
cuffionen nicht wieder aufgenommen werden. 

8. 77. Nur den landesherrlihen Commiffarien und den Mitgliedern 
der ftändifchen Commiſſionen wird geftattet, gefchriebene Reden abzulefen: 
allen übrigen Mitgliedern find blos mündliche Vorträge geftattet. 

8. 78. Die Situngen beider Kammern find öffentlih. Cie werden 
geheim auf das Begehren der Regierungscommiffarien bei Eröffuungen, für 
welche fie ‚die Geheimhaltung für nöthig erachten, und auf das Begehren von 
drei Mitgliedern, denen nad) dem Abtritte der Zuhörer aber mwenigftens ein 
Viertel der Mitglieder über die Nothmwendigfeit der geheimen Berathung beı- 
treten muß. 

8. 79. Die Reihenfolge, wornah die Abgeordneten der Grundherren 
und der Städte und Aemter aus der Verſammilung austreten, wird auf dem 
eriten Yandtage für die einzelnen Wahlbezirke ein für allemal durch das Loos 
beftimmt. Die Hälfte der grundherrlichen Abgeordneten tritt in Jahre 1823 
aus, und- dann alle vier Jahre wieder die Hälfte Im Jahre 1821 tritt 
ein Viertel der Abgeordneten der Städte und Aemter und dann alle 2 Fahre 
wieder ein Viertel aus. 

8. 80. Bei der erften Wahlhandlung erkennt über alle, wegen Gültig: 
keit der Wahlen entftehenden Streitigkeiten die landesherrliche Sentralcommif- 
fion, die mit der erften Vollziehung des Eonftitutionsgejeges beauftragt wer: 
den wird. 

8. 81. Die Zeit der Eröffming des erften Yandtages wird auf den 
1. Februar 1819 feftgejest. 

8. 82. Der zur Zeit der Eröffnung des erjten Landtages, wo bie 
Eonftitution in Wirkſamkeit tritt, beftehende Zuftand in allen Zweigen der 
Bermwaltung und Geſetzgebung dauert fort, bis die erfte Verabfchiedung mit 
dem Yandtage in den Gegenftänden, die ſich dazu eignen, getroffen fein wird. 

Jusbeſondere wird das erfte Budget bis zur Vereinbarung mit den 
Ständen proviforifh in Vollzug geſetzt. 
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$. 83. Gegenwärtige Verfaſſung wird unter die Garantie des deutſchen 
Bundes geſtellt. 


Gegeben unter Unſerer eigenhändigen Unterſchrift und dem beigedrudten 
größern Staatsſiegel. 


Griesbach, den 22. Anguſt 1818. 


Carl. 
(L. S.) 

Vdt. 5. 9. Wielandt. 

Auf Befehl Seiner königlichen Hoheit: 

Weiß. 

B. 

Wahlordnung vom 23. December 1818. Zur Verfafungsurkunde des 
Großherzogthums. 


Zum Vollzug der, über die Wahl der Abgeordneten für die erfte und 
zweite Kammer in der Verfaffungsurfunde gegebenen, allgemeinen grundgefeß- 
lichen Beſtimmungen werden folgende nähere Vorſchriften ertheilt. 


I. 
Wahl der grundherrlihen Abgeordneten in Die erfte Kammer. 


S. 1. Das Großherzogthum ift in zwei grundherrlihe Wahlbezirke 
eingetheilt, welche die Murg fcheidet. Ein jeder der beiden Bezirke wählt 
vier Abgeordnete. 

8. 2. CStimmfähig find alle adeligen Befiger von Grundherrfchaften, 
die im Yande wohnen, und rad 21fte Lebensjahr zurüdgelegt haben. 

Wählbar ift jeder im Lande wohnende Grundherr, der das 25. Lebens» 
jahr zurüdgelegt hat. 

Der Belig mehrerer Grundherrjchaften gibt kein Recht auf mehrere 
Stimmen. 

Bon mehreren Theilhabern an einer Grundherrſchaft ift jeder ſtimm⸗ 
fähig und wählbar. 

Grundherren, melde in beiden Bezirken Herrfchaften befiken, üben ihr 
Stimmrecht nur in demjenigen Bezirke aus, wo ber größere Theil ihrer 
fteuerbaren Güter und Gefälle gelegen iſt. 

$. 3. Das Minifterium des Innern wird, vor Vornahıne jeder Wahl, 
eine Liſte der ftimmfähigen und wählbaren Grundherren in jedem Bezirke be- 
fannt machen. Weclamationen dagegen follen, wenn fie nicht ſogleich als ge- 
gründet erfcheinen, in dem geeigneten Wege erörtert imd entjchieden werden. 
Die Entſcheidung hat feine Rückwirkung anf die Gültigkeit früherer Wahlen. 

8. 4. Jeder Bezirk wählt feine Abgeordneten aus der Mitte der ihm 
angehörigen wählbaren Grundherren durch relative Stimmenmehrheit, 

8.5. Ter Wahlort ift fiir den Bezirk oberhalb der Murg Freiburg, 
für den untern Beirt Mannheim. 

8. 6. Der Öroßherzog ernennt aus der Zahl der höheren Staatsdiener 


268 Zweites Bud). 


oder der Grundherren des Bezirks einen Commiffär zur Leitung der Wahl 
in einem jeden der beiden Bezirke. 

8. 7. Diejenigen ftimmfähigen Grundherren, die, aus welch’ immer 
einer Urfache, bei der Wahl zu erfcheinen verhindert find, können einen an- 
dern zur Abgabe ihrer Stimme bevollmächtigen. 

Die Vollmacht muß von dem Aussteller eigenhändig unterzeichnet, und 
mit deſſen Fantilienfiegel verjehen fein. 

Wer weder perfönlich erjcheint, noch einem andern ftimmfähigen Grund» 
beren feine Stimme überträgt, wird dafür angejehen, daß er für dieſen Fall 
auf fein Stimmrecht verzichtet babe. 

8. 8. Bor den am Tage der Wahl verfanmelten Grundherren werden 
die zwei Aelteften , unbejchadet ihres Stimmrechts, zur Leitung des Wahl- 
geihäfts dem Tandesherrlichen Commiſſär beigegeben. 

Diefer wählt einen Secretär aus der Zahl der im Wahlorte angeftellten 
Canzleiperfonen. 

8. 9. Bei der Abftimmung muß jeder Stimmende ebenfo viele Ab- 
geordnete in Vorſchlag bringen, ald der Bezirk zu wählen bat, 

8. 10. Die Abftimmung gefchieht durch Uebergabe eines Wahlzettels. 

Der Wahlz ettel muß anf der innern Seite, welche den Vorſchlag ent- 
hält, mit einem "elebigen Wahlfpruche, oder einer andern ſchicklichen Bezeich⸗ 
nung verſehen ſein. 

8. 11. Wer zur Ausübung des Stimmrechts für einen Abweſenden 
bevollmächtigt ift, übergibt für die übertragene Stimme einen befondern Wahl- 
zettel, deſſen Bezeichnung von derjenigen verfhieben fein muß, die er feinem 
eigenen Wahlzettel gegeben hat. 

8. 12. Die Wahlzettel find in Briefform fo zufammenzufegen, daß 
der Vorfchlag die innere Seite bildet. Jeder Wahlzettel ift mit einem Um⸗ 
ſchlage zu verfehen, dem der Etimmende die Aufichrift feines Namens eigen- 
bändig beizufegen hat. Die Wahlzestel der Abmefenden, ſowie die Auffchriften 
der Umfchläge, worin ihre Abftimmung enthalten. ift, können fomohl von den 
Vollmachtgebern, als den Bevollmächtigten gefchrieben jein. 

8. 13. Die mit diefen Auffchriften verjehenen und gejanmelten Ab- 
ftimmungen find mit der Fifte der Anmefenden und der, dur Boll: 
machten vertreten Grundherren zu vergleichen. 

F. 14. Ergibt fich dabei kein Anftand, fo find ſämmtliche Wahlzettel, 
in Gegenwart aller erjhienenen Grundherren, aus den Umſchlägen herauszu- 
nehmen. Che die mit jeder einzelnen Abftimmung gefchieht, hat jedesmal 
derjenige Grundherr, der diejelbe übergeben hat, die Namensauffchrift zu re» 
cognofciren. 

Sämmiliche Wahlzettel werden in einer Urne gefammelt und gemijcht. 

8. 15. Ohne Unterbrechung des Aktes werden die einzelnen Wahlzettel 
von dem landeöherrlichen Commifjär eröffret, und die Porjchläge mit der Be- 
zeichnung der Zettel von dem Zecretär in eine Lifte getragen. Einer der, dem 
Ianbeöherrlichen Commiſſär beigegebenen Grundherren führt die Gegenlifte. 

$. 16. Diejenigen vier Grundherren, welche unter allen Borgeichlagenen 
die meiften Stimmen erhalten haben , werden als ernannte Abgeordnete in 
das Protecoll eingetragen. 

5. 17. Bei Stimmengleichheit enticheidet das Loos, zu deſſen Ziehung 
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zwifchen den Betheiligten fogleich gefchritten wird. Fuür Abweſende, die be- 
theiligt find, zieht ihr Bevollmächtigter, und wenn fie keine Vollmacht gegeben 
haben, oder ihr Bevollmächtigter felbft betheiligt ift, ernennt der landesherr⸗ 
liche Commifjär zur Ziehung des Looſes einen Stellvertreter. 

8. 18. Wahlzettel, die unleferlich gefchrieben find, oder die Perſon des 
Borgefchlagenen nicht binlänglicy bezeichnen, werden den anmwefenden Stimm⸗ 
gebern vorgelegt. Wenn fich der Ausfteller zu dem zweifelhaften oder un- 
leferlihen Vorſchlag bekennt, jo kann die Berichtigung noch gültig nachgetragen 
werden. Geſchieht dieſes nicht, fo wird hierauf bei Erhebung der Stimmen- 
Bringen feine Rüdfiht genommen. 

. 19. Beim Schluffe der Wahlhandlung werden alle Wahlzettel ver- 
richte mit Ausnahme der beanſtandeten, die dem Protocoll beizulegen ſind. 

8. 20. Der landesherrliche Commiſſär und ſämmiliche anweſende 
Grundherren unterzeichnen das abgehaltene Protocoll, das, unter Anſchluß 
der übergebenen Vollmachten und übrigen Beilagen, an die landesherrliche 
Centralcommiſſion einzuſenden iſt. 

Es iſt jedem, der in Perſon, oder durch einen Bevollmächtigten abge- 
ftimmt bat, geftattet, eine e Abſchrift vom Protocol zu nehmen, oder nehmen 
zu lafien. 


I. 


Wahl der Abgeordneten ber Landesuniverſitäten in bie erſte Kammer. 


8. 21. Die Wahl der Abgeordneten der Landesuniverfitäten wird von 
einer jeden der beiden IUniverfitäten in einer vollftändigen Verſammlung der 
ordentlichen Profefjoren vorgenommen. 

8. 22. Sie kann ‚nicht gültig vor ſich gehen, wenn nicht menigftens 
drei Biertel der aktiven ordentlichen Profefforen erfcheinen, oder durch Bevoll⸗ 
mächtigte vertreten find. 

Kein Stimmbereihtigter Tann fein Stinmmrecht anders, als in Berfon 
ausüben, wenn er nicht erweislich, zu erſcheinen, ohne eigene Schuld, ver⸗ 
hindert iſt. 

In diefem alle vertritt, bei allen vorfommenden Handlungen, der Be⸗ 
vollmächtigte die Perjon des VBollmachtgebers. 

8. 23. Der jeweilige Proreftor ift landesherrlicher Commiſſär bei der 
Wahlverſammlung, unbejchadet feines Stimmredt3. 

8. 24. Der Abgeordnete wird nad Willkür aus der Mitte der Pro- 
fefforen, oder aus der Zahl der Gelehrten oder Staatsdiener des Landes 

ewählt. 
’ 8. 25. Die Wahl gefchieht durch abfolute Stimmenmehrheit. 

8. 26. Die Abftimmung erfolgt durch Uebergabe von Wahlzetteln, 
welche den Borjchlag des Botanten enthalten. Es gelten hierüber -die Vor- 
fchriften, welche in den SS. 10. bis 15. fir die Abftimmung der Grundherren 
bei der Wahl der grundherrlichen Deputirten gegeben find. 

8. 27. Wenn bei der erften Abftimmung für die Stelle des Abgeord- 
neten auf eine Perfon nicht menigftens eine Stimme weiter, als die Hälfte 
der Stimmen aller Anweſenden und Bollmachtgeber gefallen ift, fo wird zu 
einer zweiten Abftimmung gefchritten. 

8. 28. Nur in dem Falle, daß nur zwei Perfonen vorgefchlagen wur⸗ 
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den, deren jede eine gleiche Stimmenzahl, alfo jede die Hälfte fänımtlicher 
Stimmen erhielt, tritt zwifchen diefen Beiden fogleih die Entfcheidung durch 
das Loos ein. 

8. 29. Bei einer zweiten Abftimmung darf nur zwifchen den drei Bor- 
gefchlagenen, welche bei der erften Abftimmung die meiften Stimmen erhalten 
haben, gewählt werden. Wenn außer einem oder zweien, welche die meiften 
Stimmen zählen, noch mehrere gleich viele Stimmen erhalten haben, jo 
findet die Wahl unter allen ftatt, welche nach dem erften, oder nad) den zwei 
erjten, zumächft die meiften und gleich viel Stimmen erhalten haben. 

$. 30. Wenn bei diefer zweiten Abftimmung wiederum feine abjolute 
Mehrheit vorhanden ift, und aud) der im 8. 28. vorgefehene Fall nit ein- 
tritt, jo wird zur dritten Abſtimmung gefchritten, wobei nur zwijchen den- 
jemigen zwei Vorgefchlagenen gewählt wird, die bei diejer zweiten Wahl die 
meisten Stimmen erhalten haben, infofern nicht wiederum eine Stimmengleich— 
heit ſich auf Mehrere erftredt, in welchen Yalle die Wahl unter allen ftatt« 
findet, die nach dem einen, der etwa die höchfte Stimmenzahl erhalten hat, 
zunächft die meiften und gleich viele Stimmen zählen. 

8. 31. Wenn fi in dieſem legtern Falle, bei der dritten Abftimmung, 
feine abfolute Stimmenmehrheit ergibt, fo entjcheidet relative Stimmenmehr- 
beit, und bei &leichheit der Stimmen das Yoo8, wobei nad 8. 17. ver- 
fahren wird. 

8. 32. Bei unleferlihen Abſtimmungen oder unvollftändiger oder un⸗ 
richtiger Bezeichnung des Borgejchlagenen wird nad $. 18. verfahren. Wenn 
der Anſtaud nicht gehoben wird, fo ift zwar der Borfchlag nicht zu beachten, 
die Stimme aber, bei Berechnung der Stimmenzahl, die zur abjoluten Mehr⸗ 
heit erforderlich ijt, mitzuzäblen. 

8. 33. Die Beſtimmungen, welche in den 88. 19. und 20. über die 
Wahl der grundherrlihen Abgebröneten enthalten jind, gelten aud) für die 
Wahlen der Landesuniverfitäten. 


III. 
Wahlen der Abgeordneten ber Städte und Aemter. 


S. 34. Das Großherzogthum ift, unter Ausschluß nachbenannter Städte, 
in 41, mit Rüdjicht anf die directe Steuerlaſt der verfchiedenen Aemter zu- 
fammengefegte Wahlbezirfe eingetheilt, deren jeder einen Deputirten ernennt. 

8. 35. In Berückſichtigung theils ihrer commerciellen Bedeutung, theils 
ihrer früheren Verhältniſſe, theils und vorzüglich aber in Betrachtung ihres 
ftärferen Beitrages zu den indirecten Abgaben, haben die Städte Karls- 
ruhe 3, Mannheim ebenfalls 3, Heidelburg, Freiburg, Pforzheim, Yahr, jede 
2 Abgeordnete, Ueberlingen, Conftanz, Offenburg, Raftadt, Baden, Durlach, 
Bruchfal und Wertheim, eine jede Einen Abgeordneten zu ernennen. 

8. 36. Die Abgeordneten der Städte und Aemter werden von ge- 
wählten Wahlmännern ernannt. 


1. Wahl der Wahlmänner. 
a) Eintheilung der Wahlbezirke in Wabfpiftricte. 


8. 37. Die Wahlbezivfe der Aemter werden, zum Bollzug der Wahl 
der Wahlmäuner, in Wahldiftricte eingeteilt. 
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8. 38. Jeder Ort mit eigenem Gericht, der menigftens 250 Einwohner 
und darüber zählt, bildet einen eigenen Wahldiftrift, und ernennt wenigſtens 
einen Wahlnann. 

8. 39. Größere Orte, die wenigſtens 750 Einwohner oder darüber 
zählen, wählen je auf 500 einen, und auf den Reſt der Bevölkerung, info- 
fern er 250 erreicht, einen weitern Wahlmann. 

Es follen aber in feinem Aemterwahlbezirt weniger al3 32 Wahlmänner 
esmannt werden. In Wahlbezirfen von geringerer Bevölkerung ift darnach 
die Bertheilnng der zu ftellenden Wahlmänner nad) Verhältniß der Einwohner- 
zahl der einzelnen Orte zu treffen. 

8. 40. Kleinere Orte, die nicht 250 Einwohner haben , werden mit dem 
zunächft gelegenen Orte in einen Wahldiftrict vereinigt. Die Zahl der Wahlmänner 
wird in diefem Falle nach der vereinigten Einwohnerzahl beider Orte beftimnit. 

8. 41. In den Etädten, welche eigene Abgeordnete zu ernennen haben, 
wird je auf 300 Einwohner ein Wahlmann, und wenn der Ueberſchuß 150 
erreicht, ein weiterer ernannt. Jedoch follen ebenfall® nie weniger als 32 Wahl- 
männer erwählt, und darnach für die kleineren Städte, die eigene Abgeord- 
nete zu ernennen berufen find, die Zahl der zu mählenden Wahlmänner 
erhöht werden. 

Zur Erleichterung diefer Wahlen find alle folde Städte nach Quartieren, 
mindeftens in jo viele Wahldiftricte einzutheilen, daß fein einzelner Diftrict 
über 8 Wahlmänner zu ernennen hat. Die Bertheilung richtet ſich nach der 
Einwohnerzahl der Quartiere. 

8. 42. Die mit der Yeitung der Wahlen der Abgeordneten beauftrag- 
ten landesherrlihen Commiſſarien haben gemeinfchaftlih mit den Wentern 
die Eintheilnng der Aemterwahlbezirke in Wahldiftricte zu entwerfen, und die 
von den Stadtmagiftraten entworfenen Abtheilungen der Städte zu prüfen 
und zu genehmigen. 

Die erftmals getroffene Eintheilung gilt bis zur gefeglichen Anoronung 
einer allgemeinen Revifion. 


b) Stimmrecht und Wählbarkeit bei Ernennung der Bahlınänner. 


8. 43. Bei Ernennung der Wahlmänner find ohne Unterfchied der 

Religion ftimmfähig und wählbar alle Staatsbürger, die 
1) das 25fte Lebensjahr zurücdgelegt haben; 
2) nicht Mitglieder der erften Kammer und bei der Wahl der grundherr- 

(then Abgeordneten nicht ftimmfähig und nicht wählbar, und 

3) im Wahlorte al3 Bürger angefeffen find, oder dafelbft ein öffentliches 

Anıt befleiden. | 

Ansgefchloffen find alfo blos Hinterfaffen, Gewerbsgehilfen, Gefinde, 
Bediente u. |. w. 

8. 44. In Wahldiftricten, die ans zwei Orten beftehen, kann jeder, 
in einem der beiden Orte wohnende, wählbare Staatsbürger von allen Stimn- 
berechtigten des Diftrict3, ohne NRüdjicht des Wohnorts, gewählt werden. 

8. 45. In den Städten, die in mehrere Wahldiftricte abgetheilt find, 
fönnen die Bewohner einer Abtheilung , die einen oder mehrere Wähler zu 
ernennen haben, jeden wählbaren Stadteinmohner wählen, ohne Rückſicht auf 
das Duartier, das er bewohnt. 
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ec) Anordnung und Leitung der Wahl ter Wahlmänner. 


3. 46. Das Bezirksamt hat auf die, von der landesherrlichen Central- 
commiffion ergebende Werfung die Wahl der Wahlmänner anzuordnen. 

8. 47. Zur Beforgung des Wahlgefchäfts wird in jedem Wahldiftrict 
eine Wahlcommiffion niedergefegt, deren Mitglieder ihr Stimmrecht durch 
diefe Function nicht verlieren. 

Diefe Wahlcommilfion befteht: . 

1) aus dem erften Ortsvorgeſetzten al8 Borftand ; 

2) aus der älteften Gerichts- oder Rathsperſon, und bei deren Berbin- 
derung aus der im Alter zunächſt folgenden; 

3) aus zwei meitern Mitgliedern und Urkundsperſonen, die vom Gericht 
oder Stadtrat aus der Zahl der 10 höchftbeitenerten Bürger des Wahl- 
diftrict8 zu ernennen find; 

4) aus dem Raths- oder Gerichtzfchreiber , als Protocollführer und Mit- 
glied. 

In Diftricten, die aus zwei Orten gebildet find, treten der Vorgeſetzte 
und Gerichtsfchreiber des größern Drtes als Borftand und rejp. Protocoll- 
rühren, und der Borgefegte des Eleinen als Gerichtöperfon ein. 

Wahlort ift der größere Ort des Diftrictd. In Städten, welche in 
mehrere Diftricte eingetheilt find, hat jeder Diftrict befondere Urkundsper⸗ 
fonen, die ebenfalls aus der Zahl der 10 im abftimmenden Diftrict höchſt 
befteuerten ftimmfähigen Staatsbürger zu wählen find. 


d) Berfahren bei Ernennung der Wahlmäuner. 


8. 48. Die Wahlcommifſion eines jeden Diſtricts hat, wenn wegen 
Anzahl der Stimmberechtigten die Abſtimmung nicht in einem halben Tage 
vollbracht werden kann, auf jede halbe Tagſitzung deren ſo viele durch ſpe⸗ 
cielle Umſagen zur Abſtimmung einzuladen, als in einer Sitzung ihre Stimme 
abgeben können. 

Diefe Einladung muß jedesmal dem Abſtimmungstermin wenigſtens zwei 
Tage vorausgehen. 

8. 49. Die Abſtimmung geſchieht vor vollſtändig verſammelter Wahl- 
commiffion in dem Berfammlungszimmer der Gemeinde. 

8. 50. Die Regifter über ſämmtliche wahlfähige Ortseinwohner müſſen 
zur beliebigen Einfiht der Stimmenden aufgelegt fein. 

8. 51. Jeder Stimmfähige, der fein Stimmrecht ausüben will, muß 
perfönlich erfcheinen. Abweſende oder auf andere Weife VBerhinderte werben 
zur Abftimmung durch Bevollmächtigte nicht zugelafien. 

8. 52. Jeder Stimmende bat fo viele Wahlmänner in Borfchlag zu 
bringen, als der Dijtrict, wozu er gehört, zu ernennen hat. Wenn aber 
einer oder der andere der Stimmberedhtigten auch nicht fo viele Perfonen 
porjchlägt, al8 der Dijtrict ernennt, fo ſchadet dies der Gutigteit der Wahl⸗ 
handlung nicht. 

8. 53. Die Abſtimmung wird vollzogen, indem der Etimmgeber in 
das zu eröffnende Regiſter die Namen der in Vorſchlag gebrachten Perſonen 
mit der erforderlichen Bezeichnung ihres Standes oder Gewerbes einträgt, 
und feine Namensunterſchrift beifügt. Wer nicht ſchreiben kann, gibt ſeinen 
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Vorſchlag mündlih ab. Der Gerichtsfchreiber beſorgt in dieſem Falle, in 
Gegenwart des Stimmenden, den Eintrag in das Negifter, und der Vor⸗ 
ftand und eine der Urkundsperfonen unterzeichnen ftatt des Votanten. 

In dem Protocoll wird hierüber das Nöthige bemerkt. 

8. 54. In Wahldiftricten, die mehrere Wahlmänner zn ernennen ba» 
ben, kann die Einrichtung getroffen werden, daß die Stimmenden ihren Bor- 
ſchlag auf befondere Wahlzettel zu Haufe oder im Wahlzimmer aufzeichnen, 
denjelben unterjchreiben, und der Wahlcommiffion perfönlich übergeben. Wo 
dies gefchieht, haben die Stimmgeber nur ihren eigenen Namen in das zu 
eröffuende Negifter einzutragen. Jeder Namenseintrag erhält im Regiſter die 
Ordnungszahl, und jeden übergebenen Wahlzettel bezeichnet der Commiffions- 
porftand mit der nmämlichen Nummer, welche der Name des Botanten in 
diefem Negifter erhalten hat, und mit feinem Vidit. Ein weiteres Vidit 
jet eine der Urkundsperſonen bei. | 

Für Berfonen, die des Schreibens unerfahren find, beforgt der Ger 
richtöfchreiber den Namenzeintrag in das Wegifter, und, nad) der mündlichen 
Abſtimmung der Votanten, die Ausfertigung des Wahlzettel3, der eben fo 
das Vidit des VBorftandes und einer Urkundsperjon erhält. 

Nah jeder Sigung werden die während derfelben überreichten Wahl⸗ 
zettel zufanunengeheftet, und an die beiden Ende des Bandes dag Ortsfiegel 
umd das Privatfiegel einer Urkundsperſon angelegt. 

$. 55. Ötreitigleiten über die Stinmmfähigkeit der, zum Abftinmen 
erfcheinenden, Perſonen entjcheidet die Wahlcomniffion dur Stimmenmehr: 
beit. Die Entfcheidung ift nur für den einzelnen Fall giltig, und es fteht dem 
Betheiligten frei, über die, in Zweifel gezogenen, jtaat3bürgerlichen Rechte 
den Anfpruch der ordentlichen Staatsbehörden zu veranlaffen, der jedoch 
nicht rückwirken kann. 

8. 56. Die Wahlcommiffion darf weder durch Empfehlung oder Vor⸗ 
fchläge, noch auf fonft irgend eine Weife fich erlauben, die Wahlfreiheit der 
Abftimmenden zu befchränten. 

Sie hat die gefeglichen Eigenfchaften eine® Wahlmanns nur im Allge- 
meinen anzugeben, die Abftimmenden, die da, mo mehrere Wahlmäuner er- 
nannt werden, "weniger Perjonen vorfchlagen, als ernannt werden follen, zu 
erinnern, ihren Borjchlag zu ergänzen; diejenigen aber, die etwa aus Ber- 
ſehen mehr vorfchlagen, al3 der Diftrict zu wählen berechtigt ift, anzumeifen, 
ihren Vorſchlag auf die feitgefegte Zahl zu beichränfen. 

Sie hat bei unvollftändigen oder unrichtigen Bezeichnungen, welche über 
die Perſon des Vorgefchlagenen einen Zweifel laffen, den Stinmgeber fogleich 
zur Bervollftändigung oder Berichtigung zu veranlaffen. 

8. 57. Wer, nad) Ablauf des Abftimmungsternind, die relative 
Stimmenmehrheit erhalten hat, iſt Wahlmann. 

Wo mehrere Wahlmänner ernannt werden, find e8 diejenigen, die unter 
allen übrigen die meiften Stimmen zählen, und zwar ebenfo viele, als ber 
Diftrict zu wählen bat. 

Bei eintretender Stinnmengleichheit entfcheidet das Loos, deilen Ziehung 
die Wahlcommiffion anorbnet, indem fie die Betheiligten dazu einladet, und 
für die etwa Abwefenden, oder nicht Erjcheinenden Bevollmächtigte aufftellt. 

Reichlen, Staatsrecht. 11. — 18 


274 | Zweites Buch. 


Eine freimillige Abtretung eines oder des andern Betheiligten wird nicht 
angenonnnen, 

8. 58. Die Annahme des Wahlamt3 kann von feinem Staatsbürger, 
ohne hinlängliche Urfache; als: Krankheit, nothwendige Abweſenheit, verwei⸗ 
gert werden. 

8. 59. Wenn in der Bmifchenzeit bis zur Abgeorbnetenwahl ein er- 
nannter Wahlmann mit Tode abgeht, fo fteht e8 dem Diftrict frei, eine neue 
Wahl vorzunehmen, infofern es bis zur Vornahme der Abgeordnetenwahl 
noch gefchehen kann. Diefe letztere darf aber dadurch nicht aufgehalten werden. 

Die Ergänzung der Wahlmänner, die ihre Eigenfchaft bi zum regel= 
mäßigen Austritt des Abgeordneten, oder biß zu einer etwaigen Auflöjung 
der Kammern, nad) Art. 39. der Berfafjungsurfunde, behalten, muß in dem 
Falle vorgenommen werden, wenn in der Zwiſchenzeit von der erſten Wahl 
des Abgeordneten bis zu dem regelmäßigen Außtrittstermine eine nene Ab- 
georbnretenwahl wegen Abgang des Gewählten nothwendig wird, und die An- 
zahl der noch lebenden, und im Wahlbezirf noch wohnenden Wahlmänmer die 
Zahl 32 nicht mehr erreicht. 

8. 60. Die Wahlcommiffion hat dem Bezirksamt das Wefultat der 
Wahl anzuzeigen, und zur öffentlichen Bekanntmachung derjelben die ſtimm⸗ 
fähigen Einwohner des Diftrict3 einzuladen, denen auch auf dem Rathhauſe 
die Einficht der Wahlverhandlungen auf Verlangen geftattet werden muß. 

Die ernannten Wahlmänner erhalten eine, von fämmtlichen Mitgliedern 
der Wahlcommiffion unterfchriebene, und mit dem Ortsfiegel verjehene, Ur- 
funde fiber ihre Ernennung zugeftellt. 

8. 61. Im den Städten, welche in mehrere Wahldiftricte abgetbeilt 
find, müſſen die in einem Diftricte gewählten Wahlmänner fogleich, und ebe 
zur Wahl in einem andern Quartier gefchritten wird, befannt gemacht, und 
ihre Namen in dem GSigungszimmer der Commiſſion angefchlagen werden, 
damit die von einem Diſtrict Ernannten nicht noch einmal von einem der 
jpäter abſtimmenden Diftricte gewählt werden. 

8. 62. Die Wahlprotocolle find von ſämmtlichen Mitgliedern der 
Commiſſion zu unterfchreiben , ebenfo die Regifter und die Zufammenftellun- 
gen der Wahlftimmen, Die Protocolle werden in der Gemeinderegiftratur 
aufbewahrt, die Abftimmungszettel aber von der Wahlcommilfion vertilgt. 


2. Wahl der Abgeordneten ir. den Städten und Aemtern. 


8. 63. Der Großherzog ernennt Commiffarten zur Leitung der Wahl 
ber Abgeordneten in den Städten und Aemtern. Die Aemter überfenden 
denfelben, fogleich nach vollzogener Ernennung der Wahlmänner in allen zum 
Amtsbezirk gehörigen Diftricten, ein Verzeichniß der Ernannten. 

8. 64. Sämmtliche Wahlmänner eines jeden Yemterwahlbezirts mwäh- 
len einen Abgeordneten; fämmtlihe Wahlmänner einer jeden derjenigen 
Städte, die befondere Wahlen halten, wählen die im $. 35. feftgejegte An- 
zahl von Abgeordneten, — aus der Zahl der wählbaren Staatsbürger, mit- 
telft abſoluter Stimmenmehrheit. . 

8. 65. Nach Art. 37. der Verfaſſungsurkunde ıft wählbar, ohne Rüd- 
fiht auf Wohnort, jeder Staatsbürger, der 
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1) weder wirkliches Mitglied der eriten Kammer, noch bei der Wahl der 
grundherrlichen Abgeordneten wählbar oder ftimmfähig. ift; 

2) einer der drei chriftlichen Confeſſionen angehört; 

3) das dreißigfte Lebensjahr zurücdgelegt hat, und 

4) wenigftend mit einem Capital von 10,000 Gulden in dem Grund-, 

Häufer- und Gemerbiteuerlatafter zufammengenommen eingetragen ift, 

oder eine lebenslängliche jährliche Rente von wenigftend 1500 Gulden 

von einem Stamm⸗ oder Lehngutöbefige, oder eine fire fländige Be— 
joldung oder FKirchenpfründe von gleichem Betrage, als Staats- oder 

Kirchendiener bezieht, auch in diefen beiden legten Fällen, wenigfteng 

irgend eine directe Steuer aus Eigentum, d. i. von Grundſtücken, 

fteuerbaren Gefällen oder Gebäulichkeiten zahlt. 

Landes -, Standes- und grumdherrliche Bezirksbeamte, Pfarrer, Phyſici 
und andere geiftliche oder weltliche Localdiener können al3 Abgeordnete von 
den Wahlbezirken gewählt werben, wozu ihr Amtsbezirk gehört. 

Wer an mehreren Orten in die Güter-, Häufer- und Gemwerbfteuer- 
Katafter eingetragen ift, darf die Bapitalien, die er an dieſen verfchiedenen 
Drten verftenert, zufammenrechnen. 

Dem Gatten werden die Capitalien, die feine Frau zu verfteuern hat, 
eingerechnet , aber nicht die Steuercapitalien der beigebrachten Kinder feiner 
Frau, die Wittme war. 

Dem Bater werden die Capitalien feiner minderjährigen Kinder, ohne 
Rüdficht, wie lange, von der Zeit der Wahl an, die Minderjährigkeit noch 
dauert, eingerechnet. 

Wer die Nutznießung eines Vermögens, Traft ehelichen Rechts oder -kraft 
Teftaments, befigt, rechnet die Steuercapitalien dieſes Vermögens ein. 

Eingerechnet darf dem Eigenthlimer fonft nicht werden das Kapital des 
Vermögens, deſſen Befis und Nutznießung, kraft ehelichen Rechts oder kraft 
Zeftaments , feinem Vater oder Mutter, oder refpective irgend einem Drit⸗ 
ten zufteht. 

Als Gehalt werden die fignaturmäßigen fixen, ftändigen Bezüge, und 
zwar die Naturalien, nad der herrfchaftlichen Aufrechnungstare, und die 
Wohnungen und Benusungsgüter nach dem herkömmlichen Anjchlag berechnet. 

Zufällige Emolumente, Tantiemen ꝛc. werden nicht berüdfichtigt. 

Für die Kirhenpfründen werden die Anfchläge angenommen, welde zum 
Zwede der Befteuerung der Pfarrgüter gemacht worden find. Die SKirchen- 
biener find auch, ohne Rückſicht auf die Größe ihrer Pfründe, wählbar, wenit 
fie von den, ihnen zu Nutzung überlaffenen Pfarrgütern, Gefällen und Bes 
benten ein Capital von wenigftend 10,000 Gulden wirklich verjtenern. 

8. 66. Der zur Leitung des Wahlgefchäfts ernannte landesherrliche 
Commiſſär hat ſämmtliche Wahlmänner des Bezirks oder der wählenden 
Stadt mittelft Nequifition der Aemter, durch die Ortsvorgefegten zur Abge- 
ordnetenwahl auf einen beftimmten Tag, und zwar menigftens ſechs ‘Lage 
früher, al3 fie vor fich gehen fol, fchriftlich einzuladen. 

In dem Einladungsjcreiben find die gefeglichen Eigenschaften eines 
Abgeordneten kurz auseinanderzufegen. 

Jeder Vorgeladene hat einen Inſinuationsſchein über die an ihn ergan- 
gene Einladung ſogleich beim Empfange derjelben auszuftellen. 

18* 
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Bornahme ber Abgeorbnetenwahl. 


8. 67. Es kann nur dann zur Wahl der Abgeordneten gefchritten 
werden, wenn wenigftens drei Biertel der Wahlmänmer, die der Bezirk, nad) 
den Beitimmungen der 88. 38. bis 41. zm ftellen hat, gegemwärtig find. 

8. 68. Kein Wahlmann kann feine Stimme einem andern übertragen. 

8. 69. Wenn auf den feftgefegten Wahltag mehr als ein Biertel 
fämmtliher Wahlmänner des Bezirks außbleiben, fo haben die Ausbleiben- 
den, die nicht durch legale Hinderniffe zu erfcheinen abgehalten waren, die 
Koften der Einberufung und Berfammlung zu tragen, und e3 wird alddann 
von dem landesherrlichen Conmiſſär ein zweiter Wahltag angeordnet. 

8. 70. Zur Vornahme der Wahl bildet fi die Wahlcommiffion, die 
aus dem landesherrlihen Commiſſär, aus den drei älteften Wahlmännern, 
und wenn diefe aus Gründen diefe Function ausfchlagen, aus den im Alter 
zunächftfolgenden, und aus einem Amtsrevifor des Wahlorts oder des Wahl- 
bezirks beſteht. Der Amtsreviſor führt das Protocol. 

8. 71. Der landeöherrlihe Commiſſär hat im Allgemeinen die Eigen- 
fchaften eine8 würdigen Abgeordneten nochmals auseinanderzufegen, darf ſich 
aber ebenfo wenig, wie irgend ein anderes Mitglied der Wahlcommiffion er- 
lauben, durch Enipfehlung oder Borfchlag, oder auf fonft irgend eine Weiſe 
auf das Refultat der Wahl einwirken zu mollen. 

5. 72. Sämmtliche Wahlmänner betheuern dich Handgelübde: „daß 
fie, nad) ihrer eigenen Ueberzeugung , ihre Stimme ablegen wollen, wie fie 
e8 für das Beite des Landes am dienlichſten erachten, wie fie, in Bezug auf 
ihre Abftimmung, weder von irgend Jemand eine Gabe oder irgend einen 
Bortheil erhalten haben, oder je annehmen werden, noch auch, um felbft gewählt 
zu werden, einem Andern etwas gegeben, oder verjprochen haben.“ 

8. 73. Es ift den Wählern geftattet, im Ganzen oder theilmeife nad) 
Belieben abzutreten, um fich vor der Abftimmung unter einander zu befprechen. 

8. 74. Die Wahlmönner der Städte, die mehrere Abgeoronete zu 
ernennen haben, wählen einen jeden durch befondere Wahl. 

8. 75. Die Wahl gefchieht durch abfolute Stimmenmehrheit und 
mittelft geheimer Stimmgebung. 

8. 76. Jeder Wahlmann erhält biezu einen Wahlzettel mit einem 
Umfchlag. 

Die Wahlzettel werden vom Iandesberrlihen Commiſſär, nach der Zahl 
der Stimmgeber, mit einer fortlaufenden Reihe von Nummern verjehen. 
Jeder Wahlzettel erhält feine Nummer auf der innern Seite, worauf die Ab- 
ftimmung gefchrieben wird. 

Der Umfchlag des Wahlzettel3 erhält die eigenhändige Namensauffchrift 
des abftimmenden Wahlmanns. 

8. 77. Nachdem fänmtlihe Wahlmänner ihren Vorſchlag nieberge- 
fehrieben haben, werden die in Briefform zufammengelegten und im Umfchlag 
befindlihen Wahlzettel geſammelt, und die äußern Auffchriften mit der Lifte 
der Stimmgeber verglichen. 

In Gegenwart der Wähler werden die Zettel aus den Umfchlägen ber- 
Ausgenommen, in einer Urne gemifcht und fodann eröffnet. 

Jeder Wahlmann Hat unmittelbar vor Hinwegnahme des Umfchlags 
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ſeines Wahlzettels die auf erſterm befindliche Aufſchrift ſeines Namens zu 
recognosciren. 

Der landesherrliche Commiſſär lieſt die Vorſchläge mit den Nummern 
der Wahlzettel ab; der Secretär trägt ſie in das Protocoll. Ein anderes 
Mitglied der Commiſſion, das die abgelefenen Zettel empfängt, führt die 
Gegenlifte. | 

$. 78. Wahlzettel die unleſerlich gefchrieben find, ober welche bie 
Perfon der Borgefchlagenen nicht hinlänglich bezeichnen, und zu denen ſich 
der Ausfteller zur Berichtigung nicht befennt, werden zwar als Vorſchlag 
nicht beachtet, die Nummer des Ausſtellers, bei Berechnung der abfoluten 
Stimmenmehrheit, aber mitgezählt. 

8. 79. Wenn, bei der erjten Abftimmung für die Stelle des Abge- 
ordneten, auf einen der Vorgefchlagenen nicht wenigftens eine Stimme weiter, 
als die Hälfte der Stimmen aller Anmejenden gefallen ift, fo wird eine 
zweite Wahl vorgenommen. 

8. 80. Nur in dem Falle, daß nur zwei Perfonen vorgeſchlagen wur⸗ 
den, deren jede die Hälfte der Stimmen aller anmwefenden Wahlmänner er- 
bielt, wird fogleih zur Entjcheidung durch das Loos gefchritten; wobei nad 
8. 17. verfahren wird. 

$. 81. Bei einer zweiten Abftimmung darf nur zwifchen den drei 
Borgefchlagenen, welche bei der erften Abftimmung die meiften Stimmen er- 
balten haben, gewählt werden. Wenn außer einem oder zweien, welche die 
meiften Stimmen zählen, mehrere gleichviel Stimmen erhielten, fo findet die 
Wähl unter allen ftatt, welche nach dem erften oder zweiten, zunächft die 
meiſten und refpective gleichviel Stimmen erhalten haben. 

8. 82. Wenn nad) der zweiten Abftimmung wiederum keine abfolute 
Mehrheit der Stimmen vorhanden ift, oder der im $. 80. vorhergeſehene 
Hal nicht eintritt, in welchen auch hier das Loos entjcheidet; fo wird zur 
dritten Abftinumung gejchritten. Bei dieſer dritten Abſtimmung wird nur 
zwifchen den zwei vorgefchlagenen gewählt, die bei der zweiten Wahl 
die meiften Stimmen erhalten haben; infofern nicht wiederum eine Stimmen- 
gleichheit fich auf mehrere ausdehnt, in melchen Falle ſich aud die Wahl auf 
diejenigen erftredt, die nad) dem erjten, der etwa die relativ höchſte Stim- 
menzahl erhielt, zunächſt die meiften, und gleich viel Stimmen zählen. 

Bei diefer dritten Wahl entjcheidet relative Stimmenmehrheit und bei 
Stimmengleihheit das Loos, mobei nad der im $. 17. über die Grund- 
herrenwahl gegebenen Beftimmung verfahren wird. 

8. 83. Nach gezogener Stimmenmehrheit ift noch, in Anwefenheit der 
Wahlmänner, da8 Protocoll zu fchließen, und von ſämmtlichen Commiſſions⸗ 
mitgliedern und wenigftens zehn andern Wahlmännern ebenfo, wie die Zu- 
fammenftellung zu unterfchreiben, die Wahlzettel aber zu vernichten, mit Aus⸗ 
nahme der etwa beanftändigten, die dem Protocol angejchlofien werden. 

8. 84. Der landesherrlihe Commiſſär hat die erforderliche Beſcheinig⸗ 
ung über die gejeglihen Eigenfchaften des ernannten Abgeordneten zu erhe⸗ 
ben. Beſitzt der Gewählte die geſetzlichen Eigenſchaften nicht; ſo hat ihm der 
Commiſſär dieß zu eröffnen, und ſeine Erklärung darüber zu vernehmen. 
Wenn der ernannte Abgeordnete den Mangel der Wählbarkeit zugeſteht, ſowie 
in dem Falle, daß dieß zwar nicht geſchieht, der Commiſſär aber die Er—⸗ 
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Härung des Betheiligten, nach den Haren Worten ber Berfaffungsurkunde, 
ungenügend und die Sachen durchaus nicht zweifelhaft findet, fo hat derjelbe 
ohne weiter eine zweite Wahl anzuordnen, und die Wahlhandlungen der lan⸗ 
desherrlichen Centralcommiſſion zur Entſcheidung vorzulegen. 

Wenn die erhobenen Befcheinigungen über die Wählbarfeit des ermähl- 
ten Abgeordneten genügend find; jo wird das Wahlprotocoll j ogleich mit 
fänmtlichen Beilagen an die landesherrliche Centralcommiffion eingejendet. 

8. 85. Jede Perfammlung von Stinmiberehtigten oder Wahlmännern, 
welche zur Wahl eines Abgeordneten für die erfte und zmeite Kammer zu- 
fammentreten, darf fich mit feinem andern Gegenftande, als mit diefer Wahl 
befchäftigen. 

Karlsruhe, den 23. Dezember 1818. 


Großberzogliche geheime Cabinetscanzlei. 
Vdt. Weiß. 


B. Literatur. 


Vergleiche in Anſehung der Literatur bes Staatsrechtes von: 
7. Baden. “ 


J. J. Mofer, Einleitung in das Badiſche Staatsrecht. 1772. 

Pfiſter, gefchichtliche Entwidelung des Staatsrechts bes Großherzogthums 
Baden. I Th. Aenßere Berhäftniffe und Berfaffung des Hegentenhaufes. Heibel- 
berg, 1826. II. Th. Innere Staatsverhäftniffe. 1838. III. Th. Staatsverträge und 
andere Urkunden. Neue Auflage. Mannheim, 1847. 

Geſchichtliche Entwidlung des Staatsrechts des Großherzogthums Baden. Bo. 1. 
und Supplementband. Heidelberg, 1836, und Mannheim, 1847. 

Kinzinger, Die Gefebgebung Badens ſyſtematiſch targeftellt. 1. IL Heidel⸗ 
berg, 1832. 

Wehrer, 3. F., Vollftändiges Geſetzes Lexikon für ven badiſchen Staatsbürger. 
L I. SKarlerube, 1846—47. 

Die Kameraldomänen-Abminiftration. Karlsrube, 18883. 

Snftruction für Berwaltungscaffen und Rechnungsbeamte. Karlerube, 1842. 

Drais, C. W, F. L. v., Gefhichte der Regirung und Bildung von Baben 
unter Karl Friebrich, vor der Revolution. L II. Karlsruhe, 1818. 

Gemälde aus bem Leben Carl Friedrichs. Mannheim, 1829. 

Weiler, v., Die Ergebniffe des babifchen Landtages von 1831 für das öffent⸗ 
lie und Privatrecht. Freiburg, 1832. 

Derſ. Ueber den Landtag von 1832. 

Das Wefentliche bes Landtages von 1842. Yreiburg, 1843. 

Bericht über bie badifchen Landtage von 1841 und 1842. Landtag 1843. 

Die badifchen Lanbtage von 1845 und 1846. Stuttgart, 1847. 

Weſick, W., Die öffentlichen Zuftände Badens feit der Regirung Großherzog 
Leopold's. Freiburg, 1844. 

Belt, 3. B., Die Bewegung in Baden. 2te Aufl. Mannheim, 1850. 

Vorwürfe macht: 

Andlaw, $. v., Der Aufruhr und Umfturz in Baben ale eine natürliche Folge 
ber Landesgefeßgebung. 1—4. Freiburg, 1850-51, 


VN. Baden. 279 


Hänſſer, C., Dentwärbigfeiten zur Geſchichte ber babifchen Revolution. Hei⸗ 
beiberg, 1850. 

Rotted, 8. v., Sammlung kleinerer Schriften, Bb. IN. Stuttgart, 1886. 

Ladenburg, L., Die rechtlichen Verhältniffe der Sfraeliten in.Baden. Mann- 
beim, 1832. 

Samnılung ber im Großherzogthfum Baden in Beziehung auf die Zfraeliren 
erichieneuen Geſetze. Karlsruhe, 1837. 

Rettig, F., Die Volizeigefepgebung des Großherzogthums Baden, fuftematifch 
bearbeitet. 3te Aufl. von I. Dog. Karlsruhe, 1839. 4te Aufl. von B. Querillot. 
Karlsruhe, 1858. 

Der badiſche Bürgermeifter. 2te Aufl. Freiburg, 1842. 

Chriſt, A., Das badifche Gemeindegefet. 3te Aufl. Karlsruhe, 1845. 

Fröhlich, F., Die badiſchen Gemeindegeſetze. Heidelberg, 18583. 

Rheinländer, ©. 8. zb. Das Gemeindewejen, ober Anleitung. 1. U. 
Zte Aufl. Karlsruhe, 1839. 

Rechnungsrecht nach badischen Geſetzen. Karlsruhe, 1823. 

Sonntag, Ch., Alphabet. Handbuch ber Gemeindeverwaltung. Karler,, 1847. 

Bogelmann, Die Zehutablöfung im Großherzogthum Badeu, ihr Fortgang 
und ihre Folgen. $arlerube, 1838. 

Die badifhe Militärverwaltung. Karlsruhe, 1853. 

Amtliche Beiträge zur Statiftil ber Staatsfinanzen des Großherzogthums Baden. 
Karlsruhe, 1851. 

Bajer, Handbuch ber Badiſchen Forftverwaltung. I. I. Karlsruhe, 1842. 


Siehe dazu bezüglich der ftaatsrechtlichen Literatur des Großherzog. 
tbums Baden die Kritif von v. Mohl a. a. O., ©. 376. — 

Dhne Zweifel war Baden basjenige deutſche Yand, welches das con⸗ 
ftitutionelle Syſtem am Tebenpigften ergriff, und welches die Augen Aller 
burch bie Bedeutung, die weitgreifende Richtung und zum {heile bie 
Heftigkeit feiner Reben in ten Kammern auf fich zog. Wie läßt es fich 
nun erflären, daß gerabe hier für vie wiffenfchaftliche Ausbildung des 
Lanbesftaatsrechtes fo wenig gefchehen ift? Die Urfache ift wohl darin 
zu fuchen, daß feine fcharf ausgeprägte und im ganzen Gebiete gleichmäßige 
Bolfsart vorhanden ift. - Es ift Baden ein burch die Ereignifje zu Anfang 
des neunzebnten Jahrhunderts fünftlich gebildeter Staat, deſſen Grundlage 
im Verhältniſſe zu den neuen Erwerbungen nur eine Kleine ift, während 
letztere wieder unter fich in Sinn und Ueberlieferung eine große Verfchie- 
benheit zeigen. Die Tanggeftredite Lage des Landes und die Berlhrungen 
mit Nachbarn aller Art tragen das Ihrige zur Verallgemeinerung ber 
Richtung und zu deren abweichenden Nichtung bei. Auch mag es nicht 
ohne Wirkung geweſen fein, daß einige ber berühmteften Mitglieder ver 
Ständeverfammlung nicht im Lande geboren waren. So Hat fich denn 
das ftaatliche Leben vom Anfang mehr um allgemeine Fragen bewegt, zu 
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deren Beiprechung e8 eine nähere Kenntniß ver Landesgeſetze nicht bedurfte. 
Geht doch diefe, we nicht fosmopolitifche fo doch allgemeine deutſche Richt: 
ung auch auf die hauptfächlichfte Hochichule des Staates und auf bie 
Gegenftände ihrer Thätigkeit über. 


— — — — 


VIII. | 
Anrheffen.. 
A. Einleitung. 


Die Berfaffungsurfunde vom 5. Januar 1831 wurbe mit den alten 
Landftänden vereinbart und durch mehrere fpätere Gefeße mobificirt. Die 
Bundesverfaffung erklärte 1852 die Verfaffung vom 5. Januar 1831 in 
ihrem wefentlichen, jedoch von dem übrigen nicht wohl zu trennenven Sn: 
halte für unvereinbar mit den Bunbesgruntgefegen, worauf ter Kurfürft 
am 13. April 1852 eine neue Verfaffung octroirte, die erft 1862 der recht- 
mäßigen Herrſchaft der Verfaſſung von 1831 ihren Plat wieder einräumte. 


B. Quellen, 


Bergleihe in Anfehung des Staatsrehts von Kurfürftenthum 
Helfen: 

1) Verordnung zur Verkündigung des die Kurheffifchen Verfaſſungs⸗ 
Angelegenheiten betreffenden Bunvesbefchluffes vom 13. April 1852. 

2) Berfaffungsurfunde vom 13. April 1852. 

3) Geſetz, die Wahl ter Landſtände betreffend vom 13. April 1852. 

4) Geſchäftsordnung für die Landſtände vom 13. April 1852. 

5) Verordnung, die Vollziehung des Gefeßes über die Wahl ver 
Landſtände betreffend vom 13. April 1852. 

6) Verfüffung vom 5. Januar 1831. 


A. 
Derfaffungsurkunde vom 5. Jannar 1831. 

Bir Wilhelm IL, von Gottes Gnaden Kurfürft von Heffen, 
Großherzog von Fulda, Fürft zu Hersfeld, Hanau, Frik- 
lar und Sfenburg, Graf zu Sagenelnbogen, Dietz, Ziegen- 
bain, Nidda und Schuumburg ac. ac. 

‚haben, durchdrungen von den hohen Regentenpflichten Uns ſtets thätigft bes 
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müht, die Wohlfahrt Unferer verfchiedenen Landestheile, fowie aller Efaffen 
Unferer geliebten Unterthanen zu befördern, und find daher mit aufrichtiger 
Bereitwilligkeit- den Bitten und Wünfchen Unferes Volkes entgegengekommen, 
welches in einer landfländifchen Mitwirkung zu den inneren StaatSangelegen- 
beiten von allgemeiner Wichtigkeit die kräftigſte Gewährleiſtung Unferer lan- 
deöpäterlichen Gefinnungen und eine dauernde Eicherftellung feines Glückes 
erblidt. Nachdem Wir ſodann zur Ausführung Unferer beshalbigen Abfichten 
mit den getreuen Ständen Unferer altbefjifchen Lande, zu welchen noch Ab⸗ 
geordnete aus ben übrigen bisher nicht vertretenen Gebietstheilen und aus 
der Grafichaft Schaumburg binzugezogen worden find, über ein Staatsgrund⸗ 
geſetz haben Berathung pflegen laffen, ertheilen Wir nunmehr in vollem Ein- 
verftändniffe mit den Ständen, deren Einfiht und treue Anhänglichkeit Wir 
bierbei erprobt haben, die gegenwärtige Berfaflungsurktunde mir dem herzlichen 
Wunfche, daß diefelbe als feſtes Denkmal der Eintracht zwifchen Fürſt und 
Unterthanen noch in fpäten Jahrhunderten beftehen, und deren Inhalt ſowohl 
die Staatsregirung in ihrer wohlthätigen Wirkſamkeit unterftügen, al3 dem 
Bolte die Bewahrung feiner bürgerlichen Freiheiten verfichern, und dem ge- 
ſammten Baterlande eine lange fegensreiche Zukunft verbürgen möge. 


Erfter Abſchnitt. 
Bon dem Staatsgebiete, der Regirungsform, Regirungsfolge und Hegentfchaft. 


8. 1. Sämmtliche kurheſſiſchen Lande, namentlich Nieder- und Ober- 
befien, das Großherzogthum Fulda, die Fürftenthämer Hersfeld, Hanau, 
Fritzlar und Iſenburg, die Graffchaften Ziegenhain und Schaumburg, aud 
die Herrſchaft Schmalkalden, fowie Alles, was etwa noch in der Folge mit 
Kurheſſen verbunden werden wird, bilden für immer ein untheilbares und 
unveräußerlicheö, in einer Berfafjung vereinigte, Ganzes, und einen Beftand- 
theil des deutjchen Bundes. 

Nur gegen einen vollftändigen Erjag an Land und Leuten, verbunden 
mit anderen wefentlichen Bortbeilen Tann die Bertaufchung einzelner Xheile 
mit Zuflimmung der Landftände ftattfinden. Won diefer Zuftimmung find 
jedoch) die mit auswärtigen Staaten dermal bereitö eingeleiteten Verträge 
ausgenonmen. 

8. 2. Die Regirungsform bleibt, fowie bisher, monarchiſch, und es 
befteht dabei eine landftändifche Verfaſſung. 

$. 3. Die Regirung des kurheſſiſchen Staates mit defjen ſäumtlichen 
gegenwärtigen und künftigen Beftandtheilen und Zubehörungen ift erblich ver- 
möge leiblicher Abftanımung aus ebenbürtiger Ehe, nad) der Yinealfolge 
und dem Rechte der Erftgeburt, mit Ausſchluß der Prinzeffinnen. 

$. 4. Würden bereinft wegen ber Thronerledigung bei Ermangelung 
eined durch Verwandtſchaft oder fortdauernde Erbverhrüderung zur Nachfolge 
berechtigten Prinzen Streitigkeiten entftehen, fo foll zeitig von dem Landes- 
beren in Webereinftimmung mit den Landftänden durch ein weitere® Grund- 
gejeß tiber die Thronfolge die nöthige Vorſorge getroffen werden. 

8. 5. Der Landesfürft wird volljährig, fobald er das achtzehnte Jahr 
zurüdgelegt hat. 

8. 6. Der Regirungsnachfolger wird bei dem Negirimgsantritte geloben, 
die Staatsverfaffung aufrecht zu Halten und in Gemäßheit derjelben fowie 
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nach ben Geſetzen zu vegiren. Er ftellt darüber eine (im landſtändiſchen 
Archive zu Hinterlegende) Urkunde aus, morauf die Huldigung, und zwar 
zuerft von den verjanmelten Fandftänden, erfolgt. 

8. 7. Iſt entweder der Negirungsnachfolger minderjährig, oder der 
Tandesherr an der Ausübung der Regirung auf längere Zeit verhindert, ohne 
daß diefer felbft, oder deflen Vorfahr durch eine mit landftändiicher Zuſtimm⸗ 
ung errichtete Verfügung, deshalb genügende Vorforge getroffen hat, oder hat 
treffen fünnen, fo tritt für die Dauer der Minderjäbrigfeit oder fonftigen 
Berhinderung eine Regentſchaft ein. Dieſe gebührt in Beziehung auf den 
minderjährigen Yandesfürften zunächft defien leiblicher Mutter, folange biefelbe 
fih nicht anderweit vermählen wird, und in deren Ermanglung oder bei deren 
Unfähigkeit zur Negirung dem hierzu fähigen nächften Agnaten. Bei ber 
obgedachten Berhinderung des Landesherrn fkemmt die Negentfchaft defien 
Gemahlin zu, wenn aus der gemeinfchaftlichen Ehe ein zur unmittelbaren 
Nachfolge berechtigter noch minderjähriger Prinz vorhanden ift, außerdem aber 
dem zur Regirung fähigen nächſten Agnaten. 

8. 8. In allen Fällen fteht der Regentſchaft ein Rath von vier Mit- 
gliedern zur Seite, welche zugleich Minifter oder &eheimräthe fein können 
und wenigſtens zur Hälfte mit Beiftimmung der Yandftände zu wählen find. 
Obne die Zuftimmung dieſes Regentjchaftsrathes kaun keine, dem Yandes- 
herrn ausſchließlich zukommende, Regirungshandlung gültig ausgeübt werden. 
Bon Seiten der Regentfchaft und deren Rathes ift die Aufrechthaltung der 
Landesperfaffung und die Negirung nach den Gejegen ebenfo, wie von dem 
Thronfolger, urtundlich zu geloben. 

Die nöthige Einleitung zur Negentichaft liegt dem Gefammt-Staats- 
minifteriun ob, und zwar alsbald im Falle eines landftändijchen Antrages. 
Zum Zwecke der deshalbigen Berathung hat nämlich dasfelbe das Zufammen- 
treten eines fürftlichen Familienrathes zu veranlaffen,, welcher aus den voll- 
jährigen, nicht mehr unter väterlicher Gewalt befindlichen Prinzen des kur⸗ 
fürftlihen Haufes, mit Ausſchluß des zunädft zur Regentſchaft berufenen 
Agnaten, beftehen wird. 

$. 9. Sollte bei einen zunächft nach dem regirenden Yandesfürften 
zur Erbfolge berufenen Prinzen eine folche Geiftes- oder körperliche Befchaffen- 
heit ſich zeigen, welche es demjelben wahrjcheinlich für immer unmöglich machen 
würde, die Regirung des Landes felbft zu führen, fo ift über den künftigen 
Eintritt der Regentichaft durch ein Geſetz zeitig zu verfügen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon dem Sandesfürften und ven Gliedern bes Fürftenhaufes. 


8. 10. Der Kurfürft ift das Oberhaupt ‘des Staated, vereinigt in fich 
alle Nechte der Staatsgewalt, und übt fie auf verfafiungsmäßige Weife aus. 

Seine Berfon ift heilig und umnverletzlich. 

8. 11. Der Sig der Regirung kann nicht außer Yandes verlegt werden. 

8. 12. Kein Prinz und Feine Prinzeffin des Haufes darf ohne Ein- 
willigung des Landesherrn ſich vermäblen. 

$. 13. Ebenſowenig darf ein Prinz aus ber wirklich regirenden Linie, 
ober der präfumtive Thronfolger aus einer Seitenlinie, chne vorgängige Ge⸗ 
nehnigung des Landesherrn in auswärtige Dienfte treten. 
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8. 14. Alle feftgefegten Apanagen find ftet3 regelmäßig auszuzahlen. 
Bei eintretendem bedeutenden Zumachfe von Gebiet, oder bei dem Anfalle 
beträchtliher Grundbeſitzungen mit Erlöfchen einer Geitenlinie, kann unter 
Beiftimmung der Landftände dic Bermehrung einer dermaligen Apanage, in 
feinem alle aber deren Berminderung ftattfinden, 

8. 15. Die künftig nöthigen Apanagen für nachgeborne Prinzen und 
anvermählte Prinzeffinnen der vegivenden Linie werden in ©eldrenten mit 
Zuftimmung der Yandftände feftgefet. 

8. 16. Auf gleiche Weife erfolgt die Beſtimmung der nöthig werden- 
den Witthiimer. 

$. 17. Ueber das Grundeigenthum, welches den Prinzen zur Apanage 
oder fonft von dem Landesherrn überwiefen oder irgend eingeräumt, oder 
auf diefelben von väterlicher Seite her oder von Agnaten vererbt oder jonft 
übertragen worden ift, können die Prinzen in feiner Art ohne die landes- 
herrliche Bewilligung und die, binfichtlich der Apanagegüter erforderliche Zu⸗ 
ftimmung der Yandftände gültig verfügen, e8 fei denn zur Abtretung an den 
Staat jelbft, zur Ausgleihung von Grenz» und anderen Rechtsftreitigfeiten, 
oder zur Ablöfung von Dienften, Zehnten oder Grundzinfen. In folchen 
Fällen muß aber der empfangene Erjag wieder in inländifchem Grundeigen⸗ 
thume, welches ganz die Natur der veräußerten Befigung annimmt und an 
deren Stelle tritt, gehörig angelegt werden. 

8. 18. Die bisher vom Lande befonders aufgebrachte Ausfteuer der 
Prinzeffinnen wird in den herkömmlichen Beträgen künftig auß der Staats⸗ 
kaſſe geleiftet werden. 


Dritter Abſchnitt. 


Ton ben allgemeinen Rechten und Pflichten ber Unterthanen. 


8. 19. Der Aufenthalt innerhalb der Grenzen des Kurſtaates ver- 
pflichtet zur Beobachtung der Gefege, und begründet , dagegen den gefeß- 
lichen Schuß. 

8. 20. Die Staatdangebörigkeit (Recht des Inländers, Indigenat) 
ftehet zu vermöge der Geburt, oder wird bejonder8 erworben durch ausdrück⸗ 
liche oder ftillfchweigende Aufnahme und gehet verloren, durch Auswanderung 
oder eine dergleichen Handlung nah den nähern Beitimmungen, welche ein 
deßhalb zu erlaffendes Geſetz enthalten wird. 

Der Genuß der Ortäblirgerrechte, fei e8 in Städten oder Yandgemein- 
den, kann nur StaatSangehörigen zulommen. 

$. 21. Ein jeder Inländer männlichen Geſchlechts Hat im achtzehn- 
ten Yebensjahre den Huldigungseid zu leiften, mittelft deflen er Treue dem 
Landesfürften und dem Baterlande, Beobachtung der Verfaffung und Gehor- 
fam den Gefegen gelobt. 

$. 22. Ein jeder Staatdangehörige (Inländer) ift der Regel nad 
(vergl. 8. 23. und $. 24.) auch Staatsbürger, fomit zu öffentlichen Aem⸗ 
tern und zur Theilnahme an der Vollövertretung befähigt, vorbehaltlich der⸗ 
jenigen Eigenfchaften, welche diefe Berfaffung oder andere Gefege in Bezug 
auf die Ausübung einzelner ftaatSbürgerlichen Rechte erfordern. Ä 

8. 23. Das Staatsbürgerreht hört anf: 

1) mit dem Berlufte der Staatsangehörigkeit, und 
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2) mit der vechtsfräftigen Berurtheilung zu einer peinlichen Strafe, unbe- 
ſchadet einer etwa erfolgenden Rehabilitation (ſ. 8. 126.). 

S. 24. Der Mangel oder Berluft des Staatsbürgerreht3 an ſich iſt 
ohne Einfluß auf den Alnterthanenverband , ſowie auf die blos bürgerlichen 
Rechte und Pflichten, wenn nicht befondere Gefege eine Ausnahme begründen. 

8. 25. Die Xeibeigenfchaft ift und bleibt aufgehoben. “Die von ihr 
berrührenden unftändigen Abgaben, infoweit fie noch rechtlich fortbeftehen, 
namentlid für die Sterbfälle, follen auf eine fir die Betheiligten billige 
Weife im Wege des Vertrages oder für die Fälle, wo der deßhalbige Ber- 
ſuch ohne Erfolg geblieben fein würde, durch ein zu erlaffendes Gefeg au⸗ 
dermeit geordnet werden. | 

8. 26. Alle Einwohner find infomeit vor den Geſetzen einander gleich 
und zu gleichen ftaatSbürgerlichen Verbindlichfeiten verpflichtet, als nicht gegen- 
wärtige Berfaffung oder fonft die Gefege eine Ausnahme begründen. 

8. 27. Einem Jeden ohne Unterfchied fteht die Wahl des Berufes 
und die Erlernung eines Gewerbes frei. Ebenſo kann Jeder die öffentlichen 
Lehr: und Bildungsanftalten des In» und Auslandes, felbft zum Zwecke 
der Bewerbung um einen Staatsdienſt, benugen, ohne einer befondern Er⸗ 
laubniß der Staatsregirung hierzu zu bedürfen. Er muß jedoch jedenfalls 
vor dent Befuchen der Univerfität den für die deßhalbige Vorbereitung geje- 
lich vorgefchriebenen Erforderniffen genügen. (Vgl. übrigens $. 52.) 

8. 28. Kein Inländer kann megen feiner Geburt von irgend einem 
öffentlichen Amte ausgefchloffen werden. Auch gibt dieſelbe fein Borzugs- 
recht zu irgend einen Amte. 

8. 29. Die Berfchiedenheit des chriftlichen Glaubensbekenntniſſes bat 
auf den Genuß der bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Rechte feinen Einfluß. 

Die den Sfraeliten bereit zuftehenden Rechte!) follen unter den Schuß 
der Berfaffung geftellt fein, und die befondern Verhältniſſe derfelben gleich» 
fürmig für alle Gebietstheile durch ein Gejeu?) geordnet werben. 


) Verordnung vom 14. Mai 1816: „Sämtliche in Unferen beifiihen Staaten 
gefetslich aufgenommenen jübifhen Glaubensgenoſſen und deren Familien erbalten 
unter ben weiter unten folgenden Beftimmungen und Einſchränkungen gleiche Rechte 
mit Unferen chriftlihen Untertbanen,, find aber dagegen auch benjelben Berpflicht- 
ungen unterworfen. 

Gleichwie nun biernady alle friiheren , bie Iſraeliten ausſchließlich betreffenden 
in biefer Verorbnung nicht beftätigten Gefebe und Borfchriften, mit Ausnahme ber- 
jenigen , welche fi) auf ihre Religion und Ceremonienfachen beziehen, für aufgeho- 
ben erklärt werben; fo find benfelben, in Kolge deffen, auch alle Nabrungezweige, 
ale Feldbau, Handwerke, Betrieb von Deanufacturen und Fabrilen und der ordent- 
liche Handel, unter denfelben Bedingungen, wie Unjeren Übrigen Untertbanen, jedoch 
nach dem weitern Inhalte gegenmärtiger Verordnung , geftattet... So wie Bir 
erwarten bürfen, daß die jüdiſchen Glaubensgenoſſen in Diefen Anordnungen Unfere 
landesväterliche Fürforge, ihren Zuftand zu beffern, erfennen, und derſelben befen- 
ders durch freimilliges Abfeiten ihres vorherrſchenden Siunes zum Handel auf an- 
bere nützliche Beihäftigungen entfprechen werben; fo hegen Wir auf ber andern Seite 
auch zu Unfern Übrigen Unterthanen das Zutrauen , Daß fie Unfere gerechte Wbficht, 
Allen, welchen gleiche Verpflichtungen im Staate obliegen, auch fo viel, als möglid, 
gleiche Rechte zufommen laſſen, nicht vwerfennen werden. Gegeben zu Caffel, am 
14. Mai 1816. Wilhelm, Kurfürfl. (L S.) Ve. Schmerfeld.“ 

?) Gefet vom 29. October 1833: „Die Stantsangehörigen ifraelitifchen Glau⸗ 
bens ın allen Gebietstheilen erhalten unter den weiter unten folgenden Beſtimm⸗ 
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$. 30. Jedem Einwohner ftehet vollkommene Freiheit des Gewiſſens 
und der NReligionsübung zu. Jedoch darf die Religion nie als Vorwand 
gebraucht werden, um fich irgend einer gefeglichen Verbindlichkeit zu entziehen. 

8. 31. Die Freiheit der Perfon und des Eigenthums unterliegt feiner 
andern Beſchränkung, als welche das Recht und die Gefege beitimmen. 

$. 32. Das Eigenthum oder fonftige Rechte und Gerechtfame können 
für Zwede des Staats oder einer Gemeinde, oder folcher Perfonen, welche 
Rechte derjelben ausüben, nur in den durch die Gefege beitimmten Fällen 
und Formen gegen vorgängige volle Entfchädigung in Anſpruch genommen 
werden. Ueber Notbfälle, in denen ausnahmsweiſe nachfolgende Entfchädig- 
ung eintreten fol, wird ein befonderes Geſetz das Nähere beftimmen. 

8. 33. Die Jagd-, Waldlultur- und Teichdienfte, nebft den Wild- 
prets⸗ und Fiſchfuhren oder dergleichen Traggängen zur Frohne, follen überall 
nicht mehr ftattfinden, und die Privatberechtigten, welche hiedurch einen Ver⸗ 
luft erleiden, nach deſſen Ermittlung auf den Grund der deßhalb zu erthei- 
lenden gejeglichen Vorfchriften, von Staate entjchädiget werden. Gleichfalls 
werden die dem Staate zu leiftenden Fruchtmagazinsfuhren und Handdienfte 
auf den Fruchtböden gänzlich aufgehoben. 

Die übrigen ungemeffenen Hof-, Kameral= und, gutsherrlichen Frohnen 
follen in gemefjene umgewandelt werden. 

Alle gemeifenen Frohnen find ablösbar. Die Art und Weife ihrer 
Unmeandlung und Ablöfung ift durch ein befondere8 Gefeg mit gehöriger 
Derüdfihtigung der Intereſſen der Berechtigten und Berpflichteten näher zu 
beftimmen, auch demnächft die Ausführung nah Möglichkeit durch ent- 
fprechende Berwaltungdmaßregeln unter angemefjener Beihilfe aus der Staats- 
kaſſe zu befördern. 

Die Laſt der Tandfolgedienfte, welche nach deren gefeglicher Feſtſtellung 
fortbeftehen werden"), fol durch Beichränfung auf den wirklichen Bedarf gemin- 
dert und jo viel, als thunlich, durch zweddienliche Berdingung erleichtert werden. 

8. 34. Ale Grundzinfen, Zehnten und übrigen gut3herrlichen Natural- 
und Geldleiſtungen, auch andere Neallaften, find ablösbur. Ueber die deß— 
halbigen Bedingungen und Entjchädigungen wird ein Gejeg, unter gehöriger 
Berüdfihtigung der Intereffen der Pflichtigen und der Berechtigten, ergehen. 

8. 35. Jedermann bleibt es frei, über das fein Intereſſe benachtheili- 
gende verfafjungs-, gejeg- oder ordnungswidrige Benehmen oder Berfahren 
einer Öffentlichen Behörde bei der unmittelbar vorgefegten Stelle Befchwerde 
zu erheben und folche nöthigenfalls bis zur höchſten Behörde zu verfolgen. 
Wird die angebrachte Beſchwerde vou der vorgejetsten Behörde ungegründet 


ungen und Einſchränkungen gleiche Rechte mit ben Untertbanen anderer Belenntniffe, 
find aber dagegen auch benjelben Verpflichtungen unterworfen. Alle nur auf das 
Slaubensbelenutniß gegründeten Verſchiedenheſiten, welche aus früheren Geſetzen, 
Berorbnungen,, Vorſchriften, Obfervanzen und fonfigen Rechtsquellen fich ergeben, 
find demnach erloſchen, jofern fie nicht durch gegenwärtiges Geſetz eine Beſtätigung 
erhalten... . . Bon den Befugniffen, welche Siraeliten des Kurftaates erwerben 
können, find allein ausgefchloffen: 1) das Batronatrecht Über chriſtliche Kirchen; 
2) die Fähigkeit zur Anftelung in chriſtlichen Kirhenämtern, und als Lehrer ber 
chriſtlichen Religion.” 
ı, Die Feſiſtellung erfolgte durch Geſetz vem 31. October 1833. 
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befunden, fo ift diefelbe verpflichtet, dem Beſchwerdeführer die Gründe ihrer 
Entfeheidung zu eröffnen. 

Ebenſo wohl bleibt in jedem Falle, wo Jemand fich in feinen Rechten 
verlegt glaubt, ihm die gerichtliche Klage offen, auch in geeigneteren wichti⸗ 
geren Fällen unbenommen, die Verwendung der Landftände anzufprecdhen. 

Ueberhaupt ift es den einzelnen Unterthanen, fowie ganzen Gemeinden 
und Körperfchaften frei gelaffen, ihre Wünſche und Bitten auf geſetzlichem 
Wege zu berathen und vorzubringen. 

8. 36. Ausfchließlihe Handel3- und Gewerbsprivilegien follen ohne 
Zuftimmung der Yandftände nicht mehr ertheilt werden. Die Aufhebung der 
beftehenden Monopole, ſowie der Bann- oder Zwangsrechte, ift durch ein 
befonderes Geſetz zu bewirken. Patente für Erfindungen fünnen von der 
Regirung auf beftimmte Zeit, jedoch nicht länger, als auf zehn Jahre, ertbeilt 
werden. 

Diejenigen Gewerbe, für deren Ausübung aus polizeilichen oder ſtaats⸗ 
wirthichaftlichen Rüdfichten eine Conceſſion erforderlich ift, follen gefeglich be- 
ftimmt werden. Indeſſen ift das Erforderniß einer Conceſſion, wie folches 
bisher beitand, nirgend auszudehnen. 

. 8. 37. Die Freiheit der Preffe und des Buchhandels wird in ihrem 
vollen Umfange ftattfinden. Es fol jedoch zupor gegen Preßvergehen ein 
bejonderes Geſetz!) al3bald erlafjen werden. Die Cenſur ift nur in den durch 
die Bundesgejege beftiminten Fällen zuläffig.?) 

8. 38. Das Briefgeheimniß ift auch künftig unverlegt zu halten. Die 
abfichtliche unmittelbare oder mittelbare Verlegung desjelben bei der Poftver- 
waltung fol peinlich beftraft werden. 

8. 39. Niemand kann wegen der freien Yeußerung bloßer Meinungen 
zur Verantwortung gezogen werden, den Fall eines Vergehens oder einer 
Rechtöverlegung ausgenommen. 

8. 40. Jeder Waffenfähige bis zum zurücdgelegten fünfzigften Lebens⸗ 
jahre ift im Falle der Noth zur Vertheidigung des Baterlandes verpflichtet. 
Ueber die Verbindlichkeit zum Kriegsdienfte, die Art der Ergänzung des 
Kriegsheere8 und die fonftigen hierauf bezüglichen Verhältniſſe, fowie itber die 
nach und nad) erfolgende Verabſchiedung der Yente, welche bereit3 fünf Jahre 
und darüber gedient haben, ift alsbald ein Geſetz zu erlaffen. In diefem 
foll die Dienftzeit für das aktive Heer nicht über fünf Jahre, außer dem 
Falle des Kriegs, ausgedehnt, die Stellvertretung für zuläfjig erflärt, und 
bei der Beſtimmung der Verbindlichkeit zum Kriegsdienfte in der Linie auf 


') Tas Gefeß wider Preßvergeben ift erlaffen am 26. Auguft 1848. 

) Berfüntigung von 7. März 1848: „Wir Friedrich Wilhelm der J, von Got- 
tes Gnaden Kurfürſt und ſonverainer Landgraf von Heflen 2c. ıc., baben Uns feit 
unferer fiebenzehnjährinen Regirung ftet bemüht, auf den Grundlagen einer monar- 
chiſch⸗ ceonſtitutionellen Reyirung Das wahre Wohl Unferes geliebten Volkes zu fördern. 
Wenn nun zur weitern Beförderung desſelben in den Uns von mebreren Städten 
überreichten Petitionen Wünſche und Anträge fund gegeben worden find, fo wollen 
Wir dieſelben, in Berücfihtigung der bermaligen Zeitverbäftniffe, Durch nachftehende 
Entichliegungen allergnädigit gewähren: Die Cenſur bei ber Beſprechung innerer 
Lanbesangelegenheiten ift aufgehoben . . . Urkundlich Unferer allerhöchfleigenhändigen 
Unterfchrift gegeben zu Caffel am 7. März 1848. Friedrich Wilhelm. Vdi. Dörnberg. 
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Familienwohlfahrt, Aderbau, Gewerbe, Künfte und Wiflenfchaften nach Mtög- 
lichkeit ſchonende Rüdfiht genommen werden. Außerdem ift noch die Ein- 
rihtung der Bürgerbewaffnung in den Stadt- und Landgemeinden, als 
einer bleibenden Anftalt zur geeigneten Mitwirkung für die Aufrehthaltung 
der inneren Ruhe und Ordnung, fowie in Nothfällen zur Landesvertheidig- 
ung, gefeglich näher zu beftimmen.!) 

8. 41. Jedem Einwohner fteht das Recht der freien Auswanderung 
unter Beobachtung der gefeglichen Beſtimmungen zu. 


Dierter Abſchnitt. 
Bon den Gemeinden und von den Bezirksrälhen. 


8. 42. Die Rechte und Berbindlichfeiten der Gemeinden follen in 
einer bejonderen Städte- und Gemeindeordnung al8bald feſtgeſetzt, und darin 
die freie Wahl ihrer Borftände und Vertreter, die felbftftändige Verwaltung 
des Gemeindevermögen® und der örtlichen Einrichtungen, unter Mitaufjicht 
ihrer befonderd ermählten Ausſchüſſe, die Bewirtung der Aufnahme in den 
Gemeindeverband, und die Befugniß zur Beſtellung der Gemeindediener, zum 
Grunde gelegt, auch die Art der oberen Aufficht der Staatsbehörden näher 
bejtimmt werden. 

8. 43. Keine Gemeinde kann mit Leiftungen oder Ausgaben befchwert 
werden, wozu fie nicht nach allgemeinen Gefegen oder anderen befonderen 
Rechtsverhältniffen verbunden ift. Dasfelbe gilt von mehreren, in einem 
Berbande ftehenden Gemeinden. 

8. 44. Alle Laften, welche nicht die örtlichen Bedürfniffe der Gemein- 
den oder deren Verbände, fondern die Erfüllung allgemeiner Berbindlichkei- 
ten des Landes oder einzelner Theile desfelben erheifchen,, müſſen, in ſoweit 
nicht beftehende Nechtsverhäftnijje eine Ausnahme begründen, auch von dem 
gefammten Lande oder dem betreffenden Theile getragen werden. 

$. 45. Das Bermögen und Eintommen der Gemeinden und ihrer 
Anftalten darf nie mit dem Staatövermögen oder den Staatseinnahmen ver- 
einigt werden. 

8. 46. Sämmtliche Vorſtände fowie die übrigen Beamten der Gemein- 
den und deren Verbände find, glei den Staatödienern, auf Feſthaltung der 
Landesverfaſſung und insbefondere auf der Wahrung der dadurcd begründeten 
Rechte der Gemeinden zu verpflichten. 

8. 47. Das Berhältnig der Nittergüter und der ehemals adeligen 
gefchloffenen Freigüter zu den Gemeinden, zu welchen fie in polizeilihen und 
anderen beftimmten Beziehungen gehören follen, wird in der Gemeinde. 
ordnung auf eine zwedmäßige und den bisherigen Nechtsverhältniffen ent- 
fprechende Weife feftgejeßt werden. 

8. 48. Für die Berathung und Vorbereitung von Berwaltungsmaß- 
regeln, welche nur das Befte eines einzelnen Bezirkes zum Gegenftande ha⸗ 
ben, jowie für eine angemefjene Mitauffiht auf die zweckdienliche und die 
Kräfte der Unterthanen thunlichſt fchonende Ausführung der in jener Be- 
ziehung durch allgemeine Gefege, oder durch Anordnungen der Staatsbehör- 


) Geſchah am 28. Juni 1832. 
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den getroffenen wichtigeren Einrichtungen , ſollen Bezirksräthe mittelft geeig- 
neter Wahl gebildet werden. Die deßhalb erforderlichen näheren Borfchriften 
find durch ein Gefeg zu erlaffen.!) 


Fünfter Abfchnitt. 
Bon den Stanbesherren 2c. unb ben ritterlihen Körperjchaften. 


$. 49. Die befonderen Rechtsverhältniffe der Standesberrfchaften wer⸗ 
den in Gemäßheit der bundesgefeglichen Beſtimmungen und nad) vorgängiger 
näherer Berftändigung der Staatsregirung mit den Standeöherren durch ein 
Edikt geordnet werden, welches, nachdem deſſen Inhalt von den Landftänden 
diefer Verfaſſung entfprechend befunden worden, unter deren Schutz geftellt 
werden fol. 

In gleicher Art follen die befonderen Rechtsverhältniſſe des vormals 
reichsunmittelbaren Adel3 geordnet und geſchützt werden. 

8. 50. Die bejonderen Rechte des altheſſiſchen und bes ſchaumburgi⸗ 
ſchen ritterſchaftlichen Adels genießen den Schutz dieſer Verfaſſung nach dem 
Inhalte der deßhalb zu entwerfenden Statuten, welche von der Staatsregir⸗ 
ung genehmigt und von den Landſtänden den Beſtimmungen der Verfaſſung 
entſprechend befunden ſein werden. 


Sechster Abſchnitt. 


Von den Staatsdienern. 


8. 51. Der Landesherr ernennt oder beſtätigt alle Staatsdiener, des 
geiſtlichen und weltlichen, ſowohl des Militär⸗ als Civilſtandes, infofern ben 
Behörden nicht die Beſtellung überlaſſen iſt. In Anſehung derjenigen Stellen, 
für welche einzelnen Berechtigten oder Körperſchaften ein Präfentations- oder 
Wahlrecht zuftehet, erfolgt die Ernennung in Form einer Beftätigung nach 
Maßgabe der dephalb beftehenden Berhältniffe. 

8. 52. Ein Staatsamt fann nur demjenigen übertragen werden, wel- 
cher vorher gefegmäßig geprüft und für tüchtig und würdig zu denfelben 
erfannt worden ift. Uebrigens muß von denjenigen, weldhe künftig ein aca- 
demifches Studium beginnen, demnächft die Nachweifung gefchehen, daß den 
gefeglichen Borfchriften über das Befuchen der Yandes-Univerfität genügt 
worden jei. 

Bei einer Weiterbeförderung ift eine abermalige Prüfung nur erforder- 
lich, wenn ſolche befonder8 vorgejchrieben ift. 

$. 53. Der Ernennung oder Beförderung zu einem Staatsdienfte muß 
der Vorſchlag der vorgejegten Behörde, wenn eine ſolche vorhanden ift, vor⸗ 
ausgeben. 

$. 54. Die Ertheilung von Anmartfchaften auf beftinmte Staatsdiener- 
ftellen ift völlig unftatthaft; gleihwohl Tann den Gehülfen, welche alter3- 
ſchwachen oder fonft an gehöriger “Dienftverfehung gehinderten Staatsbeamten 
beigegeben werden, die demnächftige jelbftftändige Anftellung, nah Maßgabe 
ihrer bewährten Tüchtigkeit, zugefichert werden. 


) Das Geſetz Über die Bildung neuer Serwaltungebegirte und die Ginführung 
bon Bezirkeräthen erfolgte am 31. October 1848. 
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8. 55. Alle erledigten Stellen follen fo bald als thunlich dem betref- 
fenden Etat (vergl. 62.) gemäß wieder bejegt werben. 

8. 56. Ohne Urtheil und Recht darf fein Staatsdiener abgefegt, oder 
wider feinen Willen entlaffen, noch demfelben jein vechtmäßiges Dienftein- 
kommen vermindert ober entzogen werden, vorbehaltlich der bejonderen Be- 
ftünmungen, welche das Staatsdienſtgeſetz enthält.") 

Diejenigen geringeren Diener gleichwohl, welche von den Behörden ohne 
ein durch den Landesheren oder ein Minifterium vollzogenes Beftellungs- 
oder Beftätigungstefcript angenommen worden find, Tönnen wegen Verlegung 
oder Verſäumung ihrer Berufspflichten von denjelben Behörden wieder ent- 
(affen werden, nachdem die vorgeſetzte höhere oder höchſte Behörde, nach ge- 
nauer Erwägung des gehörig in Gewißheit geſetzten Verjchuldens, die Ent- 
laſſung genehmigt haben wird. 

S. 57. Jeder Staatödiener muß fich die Verfegungen, welche feine Fähig- 
feiten oder feiner bisherigen Dienftführung entiprechen, aus höheren Rück⸗ 
fihten des Staats, ohne Verluft an Rang und Gehalt (vergl. jedoch 8. 56.), 
gefallen laſſen. Staatsdiener, welche ohne ihr Anfuchen oder Berfchulden 
verfegt werden , erhalten für die Koften des Umzugs eine angemefjene Ent- 
Ihädigung, fefern ihnen nicht durch die Verbefferung ihres Dienfteintonmens 
eine entiprechende Vergütung dafür zu Theil geworden ift. 

8. 58. Diejenigen StaatSdiener, welche wegen Altersfchwäche oder an⸗ 
derer Gebrechen ihre Berufsobliegenheiten nicht mehr erfüllen können und da- 
ber in den NRuheftand verjegt werden, follen eine angemeflene Penfion nad 
Maßgabe des Staatsdienftgefeges erhalten. 

8. 59. Keinem StaatSdiener kann Die nachgefuchte Entlafjung verfagt 
werden. Hinfichtlich feines wirklichen Abganges find die näheren, durch das 
Staatsdienſtgeſetz vorgefchriebenen Bedingungen zu erfilllen. 

60. Die Verpflichtung zur Beobachtung und Aufrechthaltung der Lan⸗ 
desverfafjung fol in den Dienfteid eines jeden Staatsdieners mit aufgenom- 
men werden. 

Keine Dienftanweifung darf etwas enthalten, was den Geſetzen zuwider ift. 

8. 61. Ein jeder Staatsdiener bleibt hinſichtlich feiner Amtsverricht- 
ungen verantwortlich. Derjenige, welcher ſich einer Verlegung der Yandesver- 
faffung, namentlih auch dur Vollziehung einer, nicht in der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Form ergangenen, Verfügung einer höchften Staatsbehörde (ſ. 8. 108.), 
einer Veruntreuung öffentlicher Gelder oder einer Erpreſſung ſchuldig macht, 
ſich beftechen läßt, feine Berufspflichten gröblich hintanſetzt oder feine Amts⸗ 


') Das Haus- und Staatsgeſetz vom 4. März 1817 Tantete: „Kein Staatsbiener 
darf ohne Urtheil und Recht feiner Stelle entjeßt, oder bemfelben fein vechtmäßiges 
Dienfteintommen entzogen werben. — Tiejenigen, welche wegen Alters oder Schwach⸗ 
beit ihrem Dienfte nicht mehr vorſtehen können, follen mit einer ihrem Range unb 
ihrem Dienftalter angemeſſenen Benfton verfehen werben. Zu Urkunde deſſen baben 
Wir gegenwärtige , aus allerhöchſteigener Bewegung erlaſſene, Verordnung, deren 
allentbalbige genane Befolgung Wir Unſern Nachfolgern in der Regirung, jo wie 
Allen, die es ſonſt angebet, zur Pflicht machen, und weiche dem Geſesblatt einver- 
feibt werden foul, eigenbändig vollzogen und mit Unferem furfürftlichen Siegel be⸗ 
kräftigt. So geſchehen zu Caſſel am 4. März 1817. Wilbelm, Kurfürſt. (L. 8.) 
Schmerfeld.” 


Neichlen, Staatere ht. 1. 19 
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gewalt mißbraucht, kann auch von den Landftänden oder deren Ausfchufie 
(f. 8. 102.) bei der zuftändigen GerichtSbehörde angeflagt werden. Die 
Sache muß alsdann auf dem gefeglichen Wege ſchleunig unterfucht und den 
Landftänden oder deren Ausfchuffe von dem Ergebniffe der Anklage Nad;- 
richt ertheilt werden. 

8. 62. Die übrigen beſondern Rechtsverhältniſſe der Staatsdiener, 
fomohl de3 Eivil- als Milttärftandes (Dificiere und Milttärbeamten) find in 
denn StaatSdienftgefege '), welches unter dem Schutze der Berfaflung ftehen 
wird, näher beftinmt. 

Die Berforgung oder Unterftügung der dazu geeigneten nicht zum Offi⸗ 
cierftande gehörenden Militärperfonen wird durch ein beſonderes Regulativ 
geordnet werden. 


Siebenter Abfhnitt?). 
Bon den Landſtänden. 


8. 63. Die Ständeverfammlung wird gebildet durch folgende Mit- 
glieder, nämlich: 
1) einen Prinzen des kurfürftlihen Haufes für eine jede, dermal apana- 
girte Linie desjelben, welche in Ermanglung von dazu fähigen Glie- 
dern oder bei deren Verhinderung fich durch einen geeigneten, in Kur⸗ 
befien begüterten Bevollmächtigten vertreten lafien kann; 


i) Iſt am 8. März 1831 erlaflen. 

?) Die Paragraphe 63—68. find fpäter geändert durch Gefetz vom 12. Juli 
1848 und vom 5. April 1849. Erſteres lautet: „Wir Friedrich Wilhelm l. 
von Gottes Gnaden, Kurfürft 2c. ıc. erlaffen nad) Anbdrung Unferes Geſammt⸗ 
Staataminifterinme und mit einftimmiger Beiftimmung ber getreuen Landſtände 
nadfelgendes Geſetz: Die Beftimmungen in ben 8$. 64. und 65. der Berfaflunge- 
urkunde vom 5. Jauuar 1831 ſowie die Borjchrift im $. 66. berfelben, welde den 
Mobnfig im Strombezirte als Bedingung ber Wählbarleit erllärt, werben außer 
Wirkſamkeit geſetzt. 

Das Geleb vom 5. April 1849 lautet: 

Gefet vom 5. April 1849, 
die Zufammenfeßung ber Ständeverfammlung und die Wahl der Lanbtagsahgeorb- 
neten betreffend. 

Wir Kriedrid Wilhelm I von Gottes Gnaben, Kurfürft ac. :c. 
erlaffen,, nach Anhörung Unferes Gefammtflaatsminifterinns und mit Zuflimmung 
der getreuen Landſtände, welche in Gemäßheit bes $. 153. der Verfafſungsurkunde 
vom 5, Jannar 1831 anf zwei nach einander folgenden Landtagen mit einer Stim- 
menmehrbeit won drei Bierteln der auf dem Landtage anmwefenden Mitglieber ertbeilt 
worden iſt, nachfolgendes Geſetz: 

8. 1. Die Beflimmungen in ben 88. 63, 66, 67, 68. der Berfaffungsurtunbe 
von 5. Jannar 1831 iiber die Anfammenfegung der Stänteverfammfung, die Wabl⸗ 
fühigfeit und die Wablen von Stellvertretern der Landtagsabgeorbneten, — bie Bor- 
ichriften des 8. 76. der Berfaffungsurfunde über bie Befugniß von Abgeorbneten 
eines Standes ſich über eine Separatfliimme zu einigen, enblic das Geſetz vom 
16. Febr. 1831 über die Wabfen der Abgeordneten zn ben Lanbtagen find aufgehoben. 

An deren Stelle treten die nachielgenden geſetzlichen Beflimmungen, welche ber- 
geftaft fiir einen Beftandtheil der Staateverfaffung erffärt werden, daß foldde nur 
auf dem im 8. 153. ber Berfaffungsurfunde vorgeſehenen Wege abgeändert wer- 
den Tönnen, 

I. Bon der Zufammenfeßung ber Ständeverfammlung. 
8. 2. Die Stänbeverfammlung wirb gebildet durch folgende Mitglieder, nämlich: 


Bu 
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2) das Haupt jeder fürftlichen oder gräflichen, ehemals reichsunmittel- 
baren Familie, welche eine Standesherrfchaft in Kurheſſen bejigt, mit 
Geftattung der Stellvertretung durch eines ihrer dazu fähigen Familien- 


1) ſechszehn Abgeordnete von den Städten, und zwar: 
a 


—AA 


o. 
2) ſech 


der 
a 


zwei von der Reſidenzſtadt Caſſel, 


. zwei von ber Stadt Hanau, 

. einen von ber Stadt Marburg, 

. einen von ber Stabt Fulda, 

. einen von der Stabt Hersfeld oder der Stadt Melfungen, welche unter ein⸗ 


ander bergeftalt abwechſeln, daß bie erftgenannte Stadt zu zwei Landtagen, 
und die Stabt Melfungen zu einem Landtage ven Abgeordneten fenbet, 


. einen von der Stadt Schmallalden, 
. einen von der Stabt Rinteln und ben Städten Obernkirchen, Oldenborf, 


NRodenberg und Sachſenhagen, 


. einen von ben Städten Hofgeismar, Carlshafen, Grebenftein, Helmarshaufen, 


Immenbaufen, Liebenau, Trendelburg, Volkmarſen, Wolfhagen und Zierenkerg, 


. einen von der Stabt Hersfelb oder Meljungen (f. oben) und ben Städten 


Rotenburg, Sontra und Spangenberg, 


. einen von ben Städten Homberg, Borken, Felsberg, Friklar, Gudensberg, 


Naumburg, Neulirden, Niedenftein, Schwarzenborn, Treyſa und Ziegenhain, 


. einen von ben Städten Eſchwege, Allendorf, Großalnıerode , Lichtenau, 


Waldfappel, Wannfried und Witenhaufen, 

einen von den Städten Frankenberg, Amdneburg, Frankenau, Gemünden, 
Kirchhain, Neuſtadt, Raujchenberg, Roſenthal, Schweinsberg und Wetter, 
einen von den Städten Hünfeld, Salmünfter, Schliihtern, Soden und 
Steinau, auch 

einen von den Städten Geln hauſen, Bodenheim, Wächtersbach und Windeden ; 


zehn Abgeordnete der Landbevöllerung und zwar nach folgender Abgrenzung 


Wahldiſtricte: 


. für den Bezirk Caſſel, 


einen für ben Wahlbiftrict Caffel, beftehend aus dem Landgerichte Eaffel, 
bein Aemtern Wolfhagen und Zierenberg; 

einen für ben Wahldiftrict Hofgeismar, beftebend aus ben Aemtern 
Hofgeismar, Carlshafen, Grebenftein, Sababurg und Volkmarſen; 


. für die Bezirke Eſchwege und Schmalkalden, 


einen für den Wahldiſtriet Eſchwege, beftehend aus den Aemtern Eſch⸗ 
wege 1. und IL, Brotterode, Gerrenbreitungen, Netra, Steinbach - Hallen- 
berg, Wannfried und dem Landgerichte Schmallafben; 

einen fir den Wahldiſtriet MWitenbaufen, beftebenb aus ben Bezirken 
der Aemter Witzenhauſen, Abterode, Allendorf, Bifchhaufen, Großalmerode 
und Lichtenau; 


. für den Bezirk Hersfeld, 


einen für den Wahldiſtriet Rotenburg, beftehend aus ben Aemtern 
Rotenburg I. und II., Melfungen, Nentershaufen, Spangenberg unt Sontra; 

einen für den Wahldiſtriet Hersfeld, umfaffend des Amtsbezirk des 
Landgerichts Hersfeld nnd der Aemter Friedewald, Nieveraula, Oberaula, 
Raboldsbaufen und Scheuklengsfeld; 


. in ben Bezirf Fritlar, 


einen für den Wabldiſtrict Fritzlar, beſtehend aus den Aemtern Fritzlar, 
Felsberg, Gudensberg, Jesberg und Naumburg; 

einen für den Wahldiſtriet Homburg, beftehend aus ben Aemtern Hom⸗ 
burg, Borken, Neufichen, Treyſa, Ziegenhain; 


. für den Bezirk Marburg, 


einen für den Wahldiſtriet Marburg, beftebend aus bem Lanbgerichte 
Marburg und den Aemtern Amöneburg, Fronhauſen, Kirchhain, Neuſtadt 
unb Treis an der Lumbde; 


19* 
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glieder, umd in deren Ermangelung oder Verhinderung durch einen 
anderen geeigneten Bevollmächtigten, welcher in Kurhefien begründet ift; 

3) den Senior oder das fonft mit dem Erbmarfchallamte beliehene Mit- 
glied der Familie der Freiherren von Riedeſel; 


einen für beu Wahldiſtrict Frankenberg, beftebend aus ben Aemtern 

Sranlenberg, Frankenau, Rauſchenberg, Roſenthal und Wetter; 

f. für den Bezirk! Fulda, 

einen für den Wahldiſtriet Fulda, beſtehend aus dem Laubgerichte Fulda, 

den Aemtern Großenlüder und Neuhof; 

einen für den Wahlpiftrict Hünfeld, befichend aus den Aemtern Hän- 

feld, Burghaun und Eiterfeld; 

. für den Bezirk Hanau, 
einen für den Wahldiſtriet Hanau, beftehend aus dem Landgerichte Hanau, 
ben Aemtern Bergen, Bodenheim, Gelnhauſen, Langenjelbold, Meerholz, 
Nauheim, Prauheim und Windeden; 
einen für den Wabldiſtriet Salmlinfter, beftchend aus den Aemtern 
Salmünſter, Bieber, Birfteifi, Ramholz, Romsthal, Sclüdtern, Schwar- 
zenfels, Steinan und Wächtersbach, endlich 

h. für den Bezirk Schaumburg, 

einen für den Wahlbijtrict Rinteln, beitehenb aus dem Landgerichtebe- 
zirke Rinteln und dem Juſtizamte Oldendorf; 

einen für den Wahldiſtriet Oberfirchen , bejtchend aus den Aemtern 
Obernlirhen und Robenberg, 

3) fechszehn Abgeordnete der höchftbefteuerten Grundbefiter und Gewerbetreibenben 
und zwar zwei für jeben ber Berwaltungsbezirfe Caſſel, Hersfeld, Fritzlar, 
Eichwege, Marburg, Hanau und Yulda, und einen für jeden der Verwaltungs 
bezirke Schmallafden und Schaumburg. 

8. 3. Bon der Theilnahme an ten Wahlen ber Randtagsabgeorbnieten find 
überhaupt auegefchloffen Alle, welche 

1) eine peinlidde Strafe erlitten haben , ober megen eines, bie Öffentliche Achtung 
entziebenden Bergehens (insbefondere wegen Diebſtahls, Unterfchlagung, Be 
trugs, Fälfchung) vom zuftändigen Gerichte verurteilt worden find; 

2) noch nicht das SOfte Lebensjahr zurückgelegt haben, ober 

3) unter Quratel fteben, ober 

4) über deren Bermögen ein Concurs, oder ein nah $. 14. des Geſetzes vom 
24. Juli 1834 eingeleitetes Bertheilungsverfabren bejteht oder beftanden bat, 
bis zur völligen Befriedigung der Gläubiger. 

8. 4. Die Abgeorbnreten der Stände werben von ben in benfelben wohnbaften 
felbftfländigen Staatsblirgern, — nach Aueſcheidung derer, welche als Höchſtbeſteuerte 
zur Wahl der im $. 2. unter Nr. 3. genannte Abgeordneten berufen find (vergl. 
8. 6.) — gewählt. Als felbftftandig gelten Diejenigen, welche als Ortebürger oder 
Beiſitzer einen eigenen Haushatt führen und nicht in Koft und Lohn eines Auderu 
ſtehen, ſowie Diejenigen, welche feit Anfang des, der Wahl voruutgegangenen Ka: 
(enderjabres eine directe Staatsfteuer (wozu dermalen die Grund-, Gewerb- und 
Claſſenſteuer zu rechnen if) entrichtet haben. 

8.5. Zur Wahl ber Abgeordneten dev Landbevöllerung (8. 2. Nr. 2.) find Die 
in ben einzelnen Wahldiſtrieten mit Ausjchluß der darin gelegenen Stäbte wobn- 
baften Staatsbürger, nah Ausicheidung der höchftbefteuerten Grundbefiker und Ge⸗ 
werbtreibenden (vergl. $. 6.), unter ber Boransjegung befähigt, daß fie nad $. 4. 
als ſelbſtſtändig zu betradten find. 

.6. Zu den Wahlen der Hüchftbefteuerten (8. 2. Nr. 3.) find diejenigen mit 
dem Staatsblirgerrechte werfehenen Stadt» und Landbewohner tes Bezirkes beredhtigt, 
welche im abgelaufenen Kualenderjabre die weilte Grund» und Gewerbeftener gezabit 
haben und bei Aufitellung ver Wählerliſte überhaupt uoch Grund- und &ewerbe- 
fleuer entrichten. Die durch das Geſetz vom 26. Auguft 1848 erfolgten Stenererhöb- 
ungen werben hierbei als bereits mit dem 1. Januar 1848 eingetreten angefeben. 
Die Zahl der Höchfibefleuerten beträgt auf je 1090 Scelen des Bezirkes, und bei 
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4) einen der ritterfchaftlichen Dbervorfteher der adeligen Stifter Kaufun⸗ 
gen und Wetter; 

5) einen Abgeordneten der Yandesuniverfität; 

6) einen Abgeordneten der altheififchen Nitterfchaft von jedem der fünf 
Bezirke, nämlich der Diemel, Fulda, Schwalm, Werra und Yahn; 

7) einen Abgeordneten aus der Nitterfchaft der Grafihaft Schaumburg, 
gewählt von derjelben unter Mitſtimmung der adeligen Stifter Fiſch⸗ 
bed und Oberkirchen; 

8) einen Abgeordneten aus dem ehemals veichSunmittelbaren Adel in den 
Kreifen Fulda und Hünfeld; 

9) einen Abgeoröneten aus dem ehemald reichdunmittelbaren und fonft 
ſtark begüterten Adel in der Provinz Hanan; 

10) ſechszehn Abgeordnete von den Städten, nämlich: 

a. zwei von der Reſidenzſtadt Caſſel; 

. zwei von der Stadt Hanau; 

. einen von der Etadt Marburg; 

. einen von der Stadt Fulda; 

. einen von der Stadt Hersfeld oder der Stadt Melfungen, welche 
unter einander dergeftalt abwechjeln, daß die erftgenannte Stadt zu 
zwei Yandtagen und die Stadt Melfungen zu einem Yandtage ben 
Abgeordneten fendet; 

f. einen von der Stadt Schmalfalden; 

g. einen von der Stadt Rinteln und den Städten Obernmkirchen, 
Dfdendorf, Rodenberg und Sachſenhagen; 

h. einen von den Städten Hofgeismar, Carlshafen, Grebenftein, 
Hemarshaufen, Immenhauſen, Liebenau, Naumburg, Zrendelburg, 
Bollmarfen, Wolfhagen und Bierenberg; 

i. einen von der Stadt Hersfeld oder Melfungen (f. oben e.) nnd 
den Städten Lichtenau, Rotenburg, Contra, Spangenberg und 
Waldkappel; 

k. einen von den Städten Homberg, Borken, Felsberg, Fritzlar, Gu⸗ 
densberg, Neukirchen, Niedenftein, Schwarzenborn, Zreyfa und 
Ziegenhain; 

J. einen von den Städten Eſchwege, Allendorf, Großalmerode, Wan⸗ 
fried und Wigenhaufen; 

m. einen von den Städten Prantenberg, Amöneburg, Frankenau, 
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einem fich ergebenden, nicht wolle 1000 Seelen betragenden, Ueberſchuſſe auf volle 
500 Seelen tes fetteren einen Wähler. Wenn mehrere Steuerpflichtige, melche gleich 
hohe Steuer bezahlt haben, vorhanden find, von Denen nad dem Maßſtabe der Be- 
völferung nur einzelue zur Wahl berufen fein würden, fo find ausnahmsweiſe Diele 
in demfelben Steuergrade ſtehenden Berfonen ſämmtlich als Wähler zuzulaffen. Die 
Seelenzıbl wird nach dem Refultate ber letzten amtlichen Volkszählung bemeflen. 

8. 7. Wählbar zum Landtagsabgeorhneten ift jeder Staatsbürger, ohne Rück⸗ 
fit auf Stand und Wohnort, welcher nah ben Beſtimmungen bes $. 3. wahlfähig 
if. Jedoch Tönnen ausuahmemeile die unteren Iandesfürftlichen,, ftandesherrlichen 
oder Patrimonial«, Juſtiz-⸗, VBerwaltungs- nnd Finanzbeamten in dem Wahlbezirte 
nicht gewählt werben, in welchem fie zur Zeit der Wahl ihren Wohnfiy haben, ober 
in amtlicher Function fteben. 

1. Bon dem Berfahren bei ber Wahl :c. 
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Gemünden, Kirchhain, Neuftadt, Ranfchenberg, Rofenthal, Schweins- 
berg und Wetter; 

n. einen von den Städten Hünfeld, Salmünfter, Schlüchtern, Soden, 

und Eteinau; auch 

o. einen von den Städten Gelnhaufen, Bodenheim, Wächtersbach 

und Windeden; 

11) fechzehn Abgeordnete der nachbenannten Landbezirfe, mit Ausſchluß 
der darin befindlichen Städte, und derjenigen adeligen Güter, deren 
Befiger an der Wahl der oben unter Nr. 6. bis auf 9. aufgeführ- 
ten Abgeordneten Theil nehmen. 

Diefe Bezirke find: 

a. der Diemelbezirt , beftehend aus den Kreifen Caſſel, Hofgeismar, 

und Wolfhagen; 

b. der (Nieder-) Fulda: Bezirk, begreifend die Kreife Hersfeld, Rot⸗ 

tenburg und Melfungen (ohne das Amt Yelsberg); 

ce. der Werra Bezirk, umfaffend die Kreife Eſchwege, Wisenhaufen, 

und Schmallalden; 

d. der Schwalm = Bezirk, enthaltend die Kreife Homberg, Friglar und 

Ziegenhain, auch das Amt Felsberg (aus dem Kreiſe Melfungen); 
. der Yahrı- Bezirk, beftehend aus den Kreifen Marburg, Frankenberg 

und Kirchhain; 
f. der Ober- Fulda Bezirk, begreifend die Kreife Fulda und Hünfeld; 

g. der Main- Bezirk, enthaltend die Kreife Hanau, Gelnhaufen uud 

Schlüchtern; 

h. der Weſer-Bezirk, beſtehend aus der Grafſchaft Schaumburg. 

8. 64. Acht von den Abgeordneten der Städte, nämlich einer für 
Caſſel fowie einer für Hanau, und fech8 für die übrigen Städte gemäß der, 
nach dem Wahlgefege von Landtag zu Landtag eintretenden Abwechfelung, 
müflen Magiftratsglieder oder folche Einwohner fein, welche als Mitglieder 
der Bürgerausfchüffe zum zweiten Male gewählt worden find,- oder ein Ber- 
mögen von mindeftens 6000 Thalern befigen, oder ein fichere8 und flän- 
diged Einkommen von 400 Thalern jährlich genießen oder monatlicy einen 
Thaler zwölf gute Grofchen an öffentlichen ftändigen Ausgaben entrichten. 

8. 65. Ebenſo müſſen acht Abgeordnete der Landbezirle entweder fo 
viel Grundeigenthum befigen, daß e3 ihnen am eigentlicher Grundfteuer (zu 
deren vollen ordentlichen Anfage und nah Abzug der gefeglich zu vergüten- 
den Reallaften) mwenigftens zwei Thaler monatlich erträgt, — oder fie müffen 
mindeften 5000 Thaler im Bermögen haben und zugleich die Kandwirthichaft, 
als Haupterwerbsquelle betreiben. 

8. 66. Die Wahl der übrigen acht Abgeordneten der Städte, ſowie 
der übrigen acht Abgeordneten der Landbezirke kann ohme Unterfchied, auf 
einen Jeden fallen, welder überhaupt mählbar (f. 8. 67.) und in dem 
Strombezirte wohnhaft ift. Dagegen können ausnahmsweiſe die untern landes- 
fürftlichen, ftandeöherrlichen oder Patrimonialjuftiz-, Berwaltungs- und Finanz 
Deamten nur außer dem Wahlbezirfe gewählt werden, morin fie ihren 
Wohnfig haben. 

8. 67. Weder zur Wahl bereshtigg, noch irgend wählbar find Die 
jenigen, welche 
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1) wegen folcher Bergehungen, die entweder nach gejeglicher Beſtimmung 
oder nach allgemeinen Begriffen für entehrend zu halten find (worüber 
im legteren alle hinfichtlih der Abgeordneten die Ständeverfammlung 
zu entfcheiden hat), vor Gericht geftanden haben, ohne von der An- 
fhuldigung völlig losgefprocdhen worden, zu fein; 

2) noch nit das 30fte Jahr zurückgelegt haben, oder 

3) unter Enratel ftehen, oder 

4) über deren Bermögen ein gerichtlihes Concursverfahren entflanden ift, 
bis zur völligen Befriedigung der Gläubiger. 

Die vorjtehenden Gründe der Ausſchließung finden auch auf die ohne, 
Wahl berufenen LTandftände Anwendung. 

$. 68. Bei der Wahl eines jeden landftändifchen Deputirten wird zu 
gleicher Zeit ein Stellvertreter gewählt, auf welchem im alle des Todes, 
der eintretenden Unfähigkeit oder einer längeren Verhinderung die landftän- 
difchen Pflichten und Rechte des Erſteren während des begonnenen Tandtages 
bis zu deſſen Schluffe übergeben. 

Ueber die Einberufung des Stellvertreters eutfcheidet die Ständever- 
fammlung. 

8. 69. Kann oder will der (hauptfächlich oder zur Aushilfe) Gewählte 
die Landſchaft nicht übernehmen, jo fchreiten die Wahlmänner zur neuen 
Wahl. Letzteres muß auch dann gejchehen, wenn die Stelle eines Abgeord- 
neten nach bereits erklärter Annahme vor Eröffnung oder nah dem Schluffe 
des Landtages wieder erledigt wird. ' 

8. 70. Erfolgt die Ernennung oder Beförderung eined Abgeordneten 
zu einen Staatdamte, jo wird dadurch eine neue erforderlich, wobei jedoch 
derfelbe wieder gewählt werben kann. 

8. 71. Sobald ein Staatödiener, des geiftlichen oder meltlichen Stan- 
des, zum Abgeordneten gewählt iſt, bat derjelbe davon der vorgejegten Be: 
börde Anzeige zu machen, damit diefe die Genehmigung (welche nicht ohne 
erhebliche, der Ständeverfammlung mitzutheilende Urſache zu verfagen ift) 
ertheilen, auch wegen einjtweiliger Verſehung feines Anıtes Vorforge tref- 
fen tönne.’) 

$. 72. Die einzelnen Borfchriften über die Ansübnng der Wahlrechte 
jet das Wahlgeſetz feft, welches einen Theil der Staatöverfaffung bildet.?) 

8. 73. Die Abgeordneten find nicht an Vorjchriften eines Auftrages 
gebunden, fondern geben ihre Abjtimmungen, gemäß den Pflichten gegen 


) Ein Geſetz vom 26. October 1848 lautet: „Wir Friedrich Wilhelm TI. 
von Gottes Gnaden, Kurfürft 2c. ze. erlaffen nah Anhörung Unferes Gefammt- 
Staateminifteriums und mit einftimmiger Beiſtimmung der getrenen Landſtände 
nachfolgendes Geſetz: Die Beſtimmung im 8. TI. ver Verfaſſungsurkunde vom 5. Jan. 
1831, wonach Staatsdiener des geiftlichen und weltlichen Standes, welche zu Land⸗ 
tagsabgeordnneten gewählt find, die Genehmigung ber vorgefetten Behörde einzubo- 
len haben, wirb anfgeboben. Die genannten Diener baben aber von der auf fie 
gefallenen Wahl der vorgeſetzien Behörde zu dem Zwecke Anzeige zu machen, damit 
wegen einftweiliger Berfebung bes Amtes zeitig Borjorge getroffen werben könne. 

2) Das Wahlgefet von 16. Kebruar 1831 wurde durch die im Geſetze vom 
5. Aprit 1849 enthaltenen Borfchriften über das Wahlverfahren geändert. Am 
18. Aprit 1852 ift ein „Geſetz, die Wahl der Landftände betreffend, in Gemäßheit 
der deßhalb gefaßten Bundesbeſchlüſſe“ erlaſſen. 
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ihren Landesfärften und ihre Mitbürger überhaupt, nach ihrer eigenen Ueber⸗ 
zeugung, wie fie e8 vor Soft und ihrem Gewiſſen zu veranworten gedenten. 

Auch können fie weder einen Dritten, nody felbft ein Landtagsmitglied 
beauftragen, in ihrem Namen zu ftimmen. 

Daneben bleibt ed dem Abgeordneten überlafien, die etwa an 
ihn für die Ständeverfammlung gelangenden befonderen Anliegen weiter zu 
befördern. 

8. 74. Jedes Mitglied der Ständeverfamndlung leiftet folgenden Eid: 

„sh gelobe, die Staatöverfafjung heilig zu halten und in der 
„Ständeverfanmlung das ungertrennlihe Wohl des Yandesfürften 
„und des Baterlandes, ohne Nebenrüdfichten, nad) meiner eigenen 
„Meberzeugung bei meinen Anträgen und Abftimmungen zu beadj- 
„ten. So wahr mir Gott helfe!“ 

8. 75. Die Befchlüffe werden nur in Sitzungen, denen wenigftens 
zwei Drittel der ordnungsmäßigen Anzahl von Mitgliedern beimohnen, und 
nad) der abfoluten Stimmenmehrheit gefaßt. Wenn Gleichheit der Stimmen 
eintritt, fo tft die Sache in einer folgenden Sitzung zum Vortrage zu brin- 
gen. Würde auch in diefer Sitzung eine Stimmenmehrheit nicht zu Stande 
fommen, jo gibt ausnahmsweiſe die Stimme des Borfigenden den Ausjchlag, 
jedbod muß die abweichende Meinung in diefem alle der Staatsregirung 
mitgetheilt werden. 

8. 76. Die Abftimmungen gejchehen von den einzelnen Mitgliedern 
ohne Rüdficht auf Berjchiedenheit der Stände und der Bezirke. Gleichwohl 
ft es den Abgeordneten eined Standes oder eined von den Hauptlanden 
abgefonderten oder entlegenen Bezirke unbenommen, wenn fie einhellig den 
Stand, aus welchem fie abgeordnet worden, in feinen wohl erworbenen Redy- 
ten, oder den betreffenden Bezirk nach deſſen eigenthümlichen Berhältnifien, 
durch den Beichluß der Mehrheit befchwert erachten, fich über eine Separat- 
ftinıme zu vereinigen. 

Eine folde Standes- oder Bezirksſtimme hat die Wirkung, daß fie in 
die von dem Landtage ergeheude Erklärung, neben dem Beſchluſſe der Mehr: 
heit, aufgenommen werden muß; — und e3 bleibt der Staatöregirung vor: 
behalten, die gedachte Erklärung in Beziehung auf den betreffenden Stand 
oder den befonderen Bezirk nach Maßgabe der außer Zweifel gefehten eigen- 
thiimlichen Verhältniſſe zu berüdfichtigen. 

$. 77. Die Verhandlungen der Ständeverjanmlung follen der Regel 
nach öffentlich fein. 

Die näheren Beltimmungen über die landftändifche Gejchäftsbehandlung 
enthält die Gejchäftsordnung.") - 

8. 78. Die Abgeordneten und deren Stellvertreter behalten ihre Eigen- 
Ihaft ftir die landftändifchen Verrichtungen, welche in den nächften drei Jahren 
porlommen werden. In dem dritten Jahre wird, ohne meitere Aufforderung 


) Die auf ben Antrag der Landftände zu Stande gekommene Geſchäftsordnung 
ber Ständenerfammlung vom 16. Srebruar 1831 ift am 20. Juli 1848 mit Zu- 
ſtinmung Der Landſtände durch eine nene erfeßt. Cine Gefchäftserbnung für die 
Landſtände vom 13. April 1852 ift „unbefchabet ber künftigen Zuftimmung ber Land- 
fände ertheift,“ 
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von Seiten der Etaatöregirung zu einer neuen Wahl gefchritten; doch können 
bei diefer diefelben Perfonen wieder gewählt werden. 

8. 79. Sie verlieren ihre Eigenfchaft als Abgeordnete früher, wenn 

1) fie nad Maßgabe des $. 67. zur landftändifchen Bertretung unfähig, oder 

2) zu einem Staat3dienfte ernannt oder darin befördert werden (ſ. 8. 70.), 
oder wenn . 

3) der Landesherr die ftändifche Verſammlung auflöfet (f. 8. 83.). 

In den legten beiden Fällen dürfen fie von Neuem gewählt werden. j 

8. 80. Der Landesherr verordnet die Zuſammenkunft der Stände, fo 
oft er folches zur Erledigung wichtiger und dringender Yandesangelegenheiten 
nöthig erachtet. 

Die Zufammenberufung muß aber wenigſtens alle drei Fahre gefchehen, 
und es ift alsdann dazu, der Negel nad, der Anfang des Monats Novem⸗ 
ber beftinmit. 

8. 81. Die Einberufung erfolgt mittelft einer, vom Minifterium des 
Innern ausgehenden, allgemeinen Bekanntmachung in den Gefegblatte, deren 
zeitige Bewirkung dem Borftande des genannten Minifteriums als verfaffungs- 
mäßige Pflicht obliegt, und wegen deren Hintanfegung derfelbe durch den 
landſtändiſchen Ausſchuß (ſ. 8.102.) bei der im $. 100. genannten Gerichts⸗ 
bebörde anzuklagen ift. 

8. 82. Eine außerordentliche Ständeverfammlung tft jedesmal nöthig bei 
einem Regirungswechfel, dergeftalt, daß die Yandftände ohne befondere Berufung 
am vierzehnten Zage nad) eingetretener Regirungsveränderung zufammentommen. 

$. 83. Der Yandesherr kann die Ständeverfammluug vertagen, aud) 
fie auflöfen. Die Vertagung darf jedoch nicht über drei Monate dauern, 
und im Falle der Auflöjung des Landtages fol hiermit zugleich die Wahl 
neuer Stände verordnet werden, auch deren Einberufung innerhalb der näd- 
ften ſechs Monate erfolgen. 

8. 84. Der Landesherr eröffnet und entläßt die Ständeverfammlung 
entweder in eigener Perfon, oder durch einen dazu bevollmächtigten Miniſter 
oder andern Commiſſar. 

8. 85. Die Landtage dürfen der Negel nach nicht über drei Monate 
dauern, und e8 ift daher mit den wichtigften Gejchäften der Anfang zu machen. 

8. 86. Die Urfchriften der Landtagsabſchiede nebit den etwa beigefüg- 
ten befonderen Urkunden werben in doppelten Eremplaren, wovon dad eine 
für das Staats» und das andere für das landftändifche Archiv beftimmit ift, 
von den Landesherrn, auch von den Landftänden unterzeichnet und unter 
ftegelt. Die für die öffentliche Belanntinachung bejtimmten Abdrücke aber 
werden in derfelben Form, wie andere Staatögefehe, ausgefertigt. 

8. 87. Die Vlitglieder der Ständeverfammlung können während der 
Dauer des Landtags, ſowie ſechs Wochen vor und nach demfelben, außer 
der Ergreifung auf frischer verbrecherifcher That, nicht anders, als mit Zu- 
ftimmung der Ständeverfammlung oder ihres Ausſchuſſes (j. 8. 102.), ver⸗ 
haftet, und zu keiner Zeit wegen Aeußerung ihrer Meinung zur Rechenfchaft 
gezogen werden, den Fall der beleidigten Privatehre ausgenommen. 

$. 88. Die Mitglieder der Ständeverfammlung, mit Ausnahme der 
Prinzen des Kurhaufes, fowie der Standesherren, erhalten angemefiene Reije- 
und Tagegelder. 
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8. 89. Die Landftände find im Allgemeinen berufen, die verfaffungs- 
mäßigen Rechte des Landes geltend zu machen und überhaupt das unger- 
trennliche Wohl des Landesherın und des Baterlandes mit treuer Anhäng- 
lichkeit an die Grundjäge der Berfaffung möglichft zu befördern. 

$. 90. Die, in Folge des 8. 82. verfanmelten Landftände haben 
insbejondere dahin zu wirken, daß der Thronfolger bei feinen Regirungsan- 
tritte dem Inhalte des $. 6. gegenmwärtiger Verfaſſung Genüge leiite. 

Ju den von ihnen hiernächft geleifteten Huldigungseide liegt zugleich 
die allgemeine Anerkennung des verfaffungsmäßig gefchehenen Regirungs⸗ 
Antrittes, 

8. 91. Den Landſtänden wird es bdereinft obliegen, wegen der nöthig 
befundenen Maßregelu »zur Verhinderung einer Thronerledigung (ſ. $. 4.) 
oder zur Einleitung der nöthigen Regentſchaft (ſ. 88. 7. bis 9.) geeignete 
Anträge zu thun. 

8. 92. Die Ständeverfammlung ift befugt, über alle Berhältniffe, 
welche nach ihrem Ermefjen auf das Yaudeswohl wefentlihen Einfluß haben, 
die zweddienliche Aufflärung von den landesherrlichen Commiſſaren zu be- 
gehren. Auch werden in geeigneten Fällen die Borftände der betreffenden 
Minifterialdepartement3 perjönlih der Ständeverfammfung die gemwünfchte 
Ausfunft ertheifen. 

8. 93. Ein jeder von den Pandftänden zu einer vorbereitenden Arbeit 
oder Geſchäftseinleitung gewählter Ausſchuß kann zur Erlangung von Auf- 
jhlüffen über die ihin vorliegenden Gegenftände mit der kurfürſtlichen Yandtags- 
kommiſſion fich benehmen, oder Schriftliche Mittheilungen von den einjchlägigen 
Bebörden, und zwar hinfichtlich der im 8. 144. erwähnten Angelegenheiten 
unmittelbar einziehen, auch die perſönliche Zuziehung von den Dazu fi) haupt- 
fächlich eignenden StaatSbeamten durch die genannte Commiſſion veranlaffen. 

. 94. Ohne Eimmilligung der Stände kann meder dad Ztaatögebiet 
überhaupt, noch ein einzelner Theil desjelben mit Schulden oder auf fonftige 
Art belaftet werden (vergleiche übrigend wegen Veränderung des Staatöge- 
bietö 8. 1., und wegen ded Staatsvermögens $. 142.). 

8. 95. Ohne ihre Beiſtimmung kann kein Geje gegeben, aufgehoben, 
abgeändert oder authentisch erläutert werden. Im Eingange eines jeden Ge— 
jetges ift der Taudftändifchen Zuftinmung ausdrüdliih zu erwähnen. 

Berordnnungen, welche die Handhabung oder Bollziehung beiteheuder Ge- 
jege bezweden, werden von der Staatsregirung allein erlafien. Auch kann, 
wenn die Yandftände nicht verfammelt find, zu folchen ausnahmsweiſe erfor- 
lihen Maßregeln, welche bei außerordentlichen Begebenheiten, wofür die vor- 
bandenen Gejege unzulänglich find, von dem Staatsminiſterium unter Zu⸗ 
ziehung des landſtändiſchen Ansſchuſſes (f. F. 102.) auf den Antrag ber 
betreffenden Minifterialvorftände wejentlih und unauffchieblich zur Sicherheit 
bes Staates oder zur Erhaltung der ernftlich bedroheten öffentlichen Ord⸗ 
nung erklärt werden follten, ungeſäumt gefchritten werden. Hierauf aber 
wird nach dem Antrage jenes Ausjchuffes fobald al8 möglich, die Einberuf- 
ung der Landftände ftattfinden, um deren Beiftimmung zu den in gedachten 
Fällen erlaffenen Anordnungen zu erwirken. 

8. 96. Dispenfationen von den fchon jet beftehenden geieglichen Bor: 
jhriften follen nur mit größter Vorficht ertheilt werden, und dürfen niemals 
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gegen die künftig ergehenden verfaſſungsmäßigen Geſetze ſtattfinden, ſofern 
nicht ſolche in dem Geſetze ausdrücklich vorbehalten ſind. 

8. 97. Die Stände können zu neuen Geſetzen ſowie zur Abänderung 
oder Aufhebung der beftehenden Borfchriften Anträge machen. 

5. 98. Den Ständen ftehet das Recht der Steuerbewilligung in der 
dafiir nme Weiſe (f. 8. 143. ff.) zu. 

. 99. Sie dürfen die begründeten Ditten und Veſchwerden einzelner 
Untertanen ganzer Claſſen derjelben oder Körperfchaften, infofern ſolche auf 
allen verfaffungsmäßig gegebenen Wegen keine Abhilfe funden (f. 8. 35.), 
der einfchlägigen böchften Behörde, oder nach Befliden dem Landesherrn 
ſelbſt, zur geeigneten Berückſichtigung vorlegen, ſowie über die in der Lan⸗ 
desverwaltung oder der Rechtspflege wahrgenommenen Mißbräuche Beſchwerde 
führen, worauf, wenn dieſe begründet gefunden wird, die Abſtellung derſel⸗ 
ben ohne Verzug erfolgen foll. 

$. 100. Die Landſtände find befugt, aber auch verpflichtet, biejenigen 
Borftände der Minijterien oder deren Stellvertreter, welche fich einer Ber» 
letzung der Verfaſſung fehuldig gemacht haben würden, vor dem Ober-Appel- 
lationsgerichte anzuflagen, melches fodann ohne Berzug, die Unterfuchung ein- 
zuleiten, jelbft zu führen und nach deren Beendigung in voller Berfammfung 
(in pleno) zu erfennen hat. Die gegründet befundene Anklage ziehet, wenn 
nicht fchon das Strafurtheil die Anıtsentfegung des Angeklagten ausſpricht, 
jedenfalls deſſen Entfernung vom Amte nad) fid. 

Nah gefällten Urtheile findet unter den gejeglichen Erforderniffen die 
Wiederaufnahme der Unterfuchung fowie das Rechtsmittel der Neftitution ftatt. 

8. 101. Auch fteht den Yandftänden und deren Ansſchuſſe (ſ. 8. 102.) 
die Befugniß zu, gegen andere Beamte, die fich eine der im 8. 61. genannten 
Bergehungen zu Schulden kommen ließen, die gerichtliche Unterfuchung, info- 
feen diefe nicht ſchon eingeleitet fein follte, auf geeignete Weife zu veranlaffen. 

8. 102. Bor der Berabjchiedung, Bertagung oder Auflöfung eines 
jedesmialigen Yandtages haben die Stände aus ihrer Mitte einen Ausſchuß 
von drei bis fünf Mitgliedern zu wählen, welcher bis zum nächſten Landtage 
über die Vollziehung der Landtagsabſchiede zu wachen und dabei in der ver- 
faffungsmäßigen Weiſe thätig zu fein, auch fonft das Tandftändifche Intereſſe 
wahrzunehmen, fowie die ihm nach der jedesmal beſonders zu ertheilenden 
Inſtruction, weiter obliegenden Gefchäfte im Namen der LTandftände zu ver- 
richten hat. 

Der Ausſchuß wählt aus feiner Mitte einen Borftand, und kann in 
Fällen, in welchen er es für nöthig findet, noch andere ftändifche Mitglieder 
zu Rathe ziehen, auch nad dem Abgange eines Mitgliedes, fih aus ber 
Zahl der Mitglieder der legten Ständeverſammlung ergänzen. 

Die Mehrzahl der Veitglieder des Ausſchuſſes darf nicht aus Stants- 
oder wirklichen Hofdienern beſtehen. 

$. 103. Die Landftände find auch befugt, einen Landſyndicus, als 
beftändigen Secretär, anf Lebenszeit anzunehmen. Dieſer muß ein Rechts» 
gelehrter von bewährter willenfchaftlicher Tüchtigkeit und erprobter moralifcher 
Würdigkeit, auch wmenigftens dreißig Jahre alt fein. Bon der bemirkten 
Wahl des Landſyndicus gefchieht dem Yandesheren Anzeige, welcher denjelben, 
wenn gegen deſſen Perfon nichts zu erinnern ift, beftätiget. 
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Mit diefem Amte ift jeder antere Staatsdienft, fowie jeder andere Er⸗ 
werböberuf, unvereinbar. 

Der Gehalt de3 Pandiyndicus wird von den Landſtänden beftimmnt ; 
deſſen jonftige Dienftverhättniffe richten fi nad dem Staatsdienftgejeße. 

$. 104. Der Landſyndicus führt das Protocol in der Ständeverfamm- 
lung und ift der Conſulent des landftändifchen Ausſchuſſes (ſ. 8. 102.) Er 
bat fowohl jener, als dieſem, über alle vorkommenden Gegenftände, fo oft es 
verlangt wird, die nöthigen Nachrichten und Gutachten fchriftlih und münd⸗ 
ih zu ertbeilen, das landjtändifche Archiv zu beaufjihtigen und überhaupt 
Alles zu thun, was ihn nad) jeiner befonderen Dienftanweifung obliegt, welche 
er, nach feiner Beltätigung, von der Ständeverfammlung erhält, und worauf 
er fodann verpflichtet wird. Sein Wohnfig ift in der Refidenzitadt, und wo 
möglih im Verſammlungsgebäude. 

8. 105. Auf jeden Antrag der Yandftände, fowie ihres Ausſchuſſes 
($. 102.), wird eine Beichlußnahne, und zwar, wenn diefe den Antrage 
nicht entjpricht, nit Angabe der Gründe thunlichft bald erfolgen. 


Achter Abſchnitt. 


Bon den oberjiten Staatsbehörden. 


8. 106. Für die Staatsangelegenheiten werden als oberjte Behörden 
nur beftehen das Geſanmtſtaatsminiſterium und die Borftände der Minifterial- 
Departements. Durch diefe wird der Negent in der unmittelbaren Ausübung 
feiner Regirungsrechte unterftügt. 

$. 107. Die einzelnen Zweige der Staatöverwaltung: die Fuftiz, das 
Innere, worunter auch die Polizeiverwaltung in ihrem ganzen Umfange be- 
geiffen ift, das Finanzweſen, das Kriegsweſen, ſoweit folches nicht fiir den 
andesherrn als oberſten Militärchef ausſchließlich gehört, ) und die aus- 
wärtigen Angelegenheiten, find Hinfichtlich der Competenz, ftet3 jorgfältig von 
einander abgegrenzt zu halten. Keines diejer Departements darf jemals ohne 
einen verantwortlichen Borftand jein. in folcher kann zwar zwei Miniſterial⸗ 
Departements, jedoch nicht mehrere, zugleich verwalten. Er bleibt aber ftet3 
für jedes derjelben beſonders, jomwie überhaupt hinfichtlich der zum Staats- 
ninifterium kommenden Angelegenheiten feines “Departements (vgl. 8. 110.) 
auch dann, wenn er darüber nicht felbft den Vortrag gehalten hat, verant: 
wortlich. 

8. 108. Der Vorſtand eines jeden Miniſterialdepartements hat die, vom 
Regenten in Bezug auf die Regirung und Verwaltung des Staates ausge⸗ 
benden Anordnungen und Verfügungen, welche ın fein Departement einſchlagen, 
zum Zeichen, daß die betreffende Angelegenheit auf verfaflungsmäßige Weife 
behandelt worden fei, zu contrafßgniren, und ift für die Verfaſſungs- und Ge⸗ 


') Geſetz vom 26. October 18418: Wir Friedrih Wilhelm ber I., von 
Gottes Gnaden Kurfürft ꝛc. ꝛc. erlaffen nah Anhörung Uuferes Gefammt- 
Staatsminifteriung und mit einbelliger Zuftunmung ber getreuen Landſtände felgen: 
bes Geſetz: Der im $. 107. der Berfaffungsurfunde für ven Landesherrn als okerftcu 
Mititärchef in ten Worten: „jeweit ſolches nicht fir den Landesherrn ala oberften 
Militärchef ausſchließlich gehört“, gemachte Vorbehalt wirb aufgehoben. Urkundlich 
Unferer allerhöchfteigenhändigen Unterfchrift und des beigedrückten Staatsfiegel gegeben 
zu Caſſel am 26. October 1818. Friedrih Wilhelm. (St. ©.) Vt. D’Orvilie” 
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ſetzmäßigkeit ihres Inhaltes perfönlich verantwortlih. Hinfichtlich derjenigen 
Angelegenheiten, welche mehrere oder jänımtliche Departements betreffen, haben 
deren Borjtände gemeinjchaftlich zu contrafigniren, und zwar mit perjönlicher 
Verantwortlichkeit eines Jeden für die Gegenftände feines Departements. 

Durch die gedachte Eontrafignatur erhalten folche Anordnungen und Ber 
fügungen allgemeine Glaubwürdigkeit und Vollziehbarkeit. 

8. 109. Für die wichtigeren Angelegenheiten der Geſetzgebung können 
Borftände der oberen Staatsbehörden oder fonjt vorzüglich geeignete Staats⸗ 
diener durch das einjchlägige Minifterialdepartemient außerordentliche Aufträge 
zur Vorbereitung der Entwürfe ꝛc. erhalten, auch von deinfelben zu den be- 
treffenden Berathungen zugezogen werden. 

8. 110. Die Borftände fänuntliher Minifterialdepartements, zu welchen 
nach Ermeſſen des Yandesheren noch audere, befonders berufene Staat3diener 
binzutreten, bilden das Geſammiſtaatsminiſterium. Diefes hat alle Staat$- 
Angelegenheiten , welche der Iandesherrlichen Entſchließung bedürfen , oder in 
feinen Sigungen wegen ihrer Wichtigkeit von Seiten der Miniftertaldepartes 
ments zum Vortrage gebracht werden, zu berathen. 

In außerordentlichen und zugleich dringenden Angelegenheiten des aus⸗ 
wärtigen, ſowie des Kriegsdepartement3 können die betreffenden Vorſtände 
die landeöherrliche Beſchlußnahme, ohne vorgängige Berathung im gejanmten 
Staatöminifterium, einholen. 

8. 111. Das Oefammtjtaatsminijteriun hat über die Beſchwerden gegen 
Minifterialbefchlüffe, und über erhobene Zweifel Hinfichtlih der gegenfeitigen 
Competenz einzelner Minifterien zu entjcheiden. 


Neunter Abjchnitt. 
Ton der Rechtspflege. 


8. 112. Die Rechtspflege ſoll von der Landesverwaltung fernerhin auf 
immer getrennt fein. 

8. 113. Niemand kann an der Betretung und Verfolgung des Recht» 
weges vor den Yandesgerichten gehindert werden. 

Die Beurtheilung, ob eine Sache zum GerichtSverfahren ſich eigne, ge- 
bührt dem Richter nah Maßgabe der allgemeinen Rechtögrundfäge und fol 
cher Gejete, welche mit Beiftimmung der Yandftände werden erlaflen werben. 

8. 114. Niemand darf feinen gejeglichen Richter, fei e8 in bitrgerlichen 
oder peinlichen Fällen, entzogen werden, e8 fei denn auf dem regelmäßigen 
Wege nad den Grundfägen des beftehenden Rechtes durch das zuftändige 
obere Gericht. 

Es dürfen demnach außerordentliche Commiffionen oder Gerichtshöfe 
unter welcher Benennung es jei, nie eingeführt werden. Gegen Eivilper- 
fonen findet die Militärgericht3barkeit nur in dem Falle, wenn der Kriegs- 
zuftand erklärt ift, und zwar nur innerhalb der gejeglich beftimmten Gren⸗ 

u, flat. 

Wuürde die Zahl der gewöhnlichen Mitglieder des zuftändigen Gerichtes 
für außerordentliche und dringende Fälle (3.8. bei öffentlichen Ruheſtörungen) 
nicht hinreichen, um ſolche gehörig und mit der nöthigen Beſchleunigung zu 
behandeln; fo fol alsdann durch das Juftizminifterium die erforderliche Bei⸗ 
hülfe durch hinzutretende Mitglieder anderer Gerichte verjchafft werden. 
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8. 115. Niemand darf anders, als in den durch die Geſetze be- 
ftinunten Fällen und Formen, zur gerichtlichen Unterfuchung gezogen, zu ge- 
fängliher Haft gebracht, darin zurüdgehalten, oder geftraft werden. 

Jeder Berhaftete muß, wo möglich jofort, jedenfall binnen den nächften 
48 Stunden, von der Urſache feiner Verhaftung in Kenntniß gefegt und durch 
einen Gerichtsbeamten verhört werden. 

Geſchah die Verhaftung nicht von der zum weiteren Verfahren zuftändi- 
gen Gerichtsbehörde, jo fol der Verhaftete ohne Verzug an diefe abgeliefert 
werden, 

8. 116. Jeder Angefchuldigte fol, wofern nicht dringende Anzeigen 
eines fchweren peinlihen Verbrechen wider ihn vorliegen, der Negel nad 
gegen Stellung einer angemefjenen, durch das Gericht zu beitimmenden Caution 
feiner Haft ohne Verzug entlaffen werden. 

Alle Urtheile über politifche und Preßvergehen follen mit den Entſcheid⸗ 
ungsgründen öffentlih bekannt gemacht werden, foweit nicht etwa eine Be- 
gnadigung der Verurtheilten erfolgt, oder ein Privatbeleidigter dagegen Wider: 
ſpruch einlegt, auch nicht ein öffentliche3 Aergerniß daraus entitehen wiirde. 

8. 117. Die Hausfuchung findet nur auf Verfügung des zuftändigen 
Gerichtes oder der Ort3-Obrigkeit in den gejeglich beftimmten Fällen und 
Formen ftatt. 

8. 118. Keinen Angefchuldigten darf das Hecht der Beſchwerdeführ⸗ 
ung während der Unterfuchung, das Recht der Bertheidigung, oder der ver: 
langte Urtheilsfpruch verfagt werden. 

8. 119. Der Berhaftete ift berechtigt, unter der geeigneten gerichtlichen 
Aufficht mündlich oder fehriftlich tiber feine Familienangelegenheiten mit feinen 
Angehörigen fi) zu benehnen, auch während der Unterfuchung aus feinen 
eigenen Mitteln beffere, als die gewöhnliche Koft ſich zu verjchaffen. 

Wegen Mißbrauches oder aus fonftigen wichtigen Gründen kann diefe 
Berechtigung vom Gerichte unterfagt werden. 

$. 120. Damit eine unparteiifche, tüchtige und unverzögerte Rechts⸗ 
hilfe erwartet werden könne, fol die Zahl der Mitglieder der Gerichte geſetz⸗ 
lich beftinmt, ') und jedes Gericht vollitändig befegt fein. 

8. 121. Das Oberappellationsgericht wird nur aus wirklichen Räthen 
beftehen, die Dbergerichte ſollen wenigſtens zu zwei Dritteln aus wirklichen 
Räthen und nur zu einem Drittel aus Beifigern beftehen. 

8. 122. Zur Belleivung des Richteramtes wird jedenfall ein Alter 
von 24 Jahren, in der höchſten Inſtanz aber ein Alter von. wenigfteng drei: 
Big Jahren erfordert. 

8. 123. Die Gerichte für die bürgerlihe und Strafrechtspflege find 
innerhalb der Grenzen ihres vichterlichen Berufes in allen Inſtanzen unab- 
hängig. Dieſelben entſcheiden, ohne irgend eine fremde Einwirkung, nad) 
den beitehenden Rechten und den verfafjungsmäßigen Geſetzen. Cie jollen 
in ihrem Verfahren, namentlid” auch in der Vollziehung ihrer Berfligungen 
und Urtheile — jedoh ohne Eintrag für die Verfügungen der höheren 
Gerichtöbehörden, und unbefchadet des landesherrlichen Begnadigungsrechtes 


Geſchah durch Geſetz vom 1. Juli 1831. 
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(f. 8. 126.) — geſchützt, und fol ihnen hierzu von allen Civil- und Militär- 
Behörden der gebührende Beiftand geleiftet werden. 

Das Edict vom 26. November 1743 bleibt Hinfichtlih der Beſtimm⸗ 
ungen über die Selbftftändigfeit der Rechtspflege auch fernerhin in Kraft, 
und zwar nit deren ausdrüdlicher Ausdehnung auf die Strafrechtspflege. 

8. 124. Die Berhäftnifie der Staatsanwälte, als Vertreter ded Staates 
und der Landeöherrichaft in den ftreitigen Rechtsſachen, werden durch ein Ge- 
ſetz näher feftgeftellt werden. ') 

$. 125. Gemeinden und Körperfchaften bedürfen zu einer Klage gegen 
den Staatsanwalt zwar nicht der Ermächtigung einer Verwaltungsbehörde; 
indefien foll derjenigen Behörde, welcher die obere Aufficht auf die Vermalt- 
ung des Gemeinde= oder Körperfchaftsvermögeng zufteht, mit Ausnahme eiliger 
Fälle (3. B. megen des jüngften Befiges), ſechs Wochen vor Anftellung der 
Klage Anzeige gefchehen, um etwa einen vorgängigen Verſuch der Güte ein- 
leiten zu können. 

8. 126. Der Pandesherr ift befugt, Strafen zu erlafjen oder zu mildern. 

Derfelbe wird bei der Ausübung des Rechtes der Begnadigung oder 
Abolition darauf Rücficht nehmen, daß dem wirklichen Anfehen der Straf- 
gejege nicht zu nahe getreten werde. 

Eine gerichtliche Unterfuchung, welche gegen Dienftvergehungen von den 
Landſtänden oder deren Ausfchufje veranlaßt oder von der dem angefchuldigten 
Staatsdiener vorgefegten Behörde oder dem oberen Gerichte eingeleitet oder 
angemeſſen befunden ift, wird niemals in Wege der Gnade niedergefchlagen 
werden. 

Ausgenommen von dem landesherrlichen Rechte der Begnadigung und 
Abolition überhaupt find die Fälle, welche eine Verlegung der Verfaſſung 
oder eine auf deren Umfturz gerichtete Unternehinung betreffen. 

8. 127. Ein fünftig zur Entjegung vom Amte gerichtlich verurtbeilter 
Staatödiener Tann, jelbjt nad) erlangter Begnadigung, weder feine bisherige, 
Stelle wiedererhalten, noch in einem andern Juſtiz- oder Staatsverwaltungs- 
Amte angeftellt werden, fofern nicht in Hinficht auf Wiederanftellung das 
gerichtliche Erkenntniß einen ausdrüdlichen Vorbehalt zu Gunften des Ber- 
urtbeilten enthält. 

8. 128. Die Confiscation kann fünftig nur bei einzelnen Sachen, 
welche als Gegenftand oder Werkzeug einer Bergehung gedient haben, ftatt- 
finden. Eine allgemeine Vermögensconfifation tritt in feinem Falle ein. 

8. 129. Meoratorien dürfen nicht ertheilt werden. 

8. 130. Die Rechtspflege foll auf eine der Gleichheit vor dem Rechte 
entfprechende Weife zwedmäßig eingerichtet werden, und ſomit die Aufhebung 
der privilegirten perfönlichen Gerichtsftände unter den bundesgefeglichen und 
anderen geeigneten Ausnahmen erfolgen. 

8. 131. Die wichtigeren Angelegenheiten der Vormundfchaften und 
perfönlichen Curatelen follen künftig unter Mitwirkung von Familienräthen 
nach defhalb zu erlaſſenden gefeglichen Vorſchriften bejorgt werden. 


i) Iſt geſchehen durch Geſetz vom 11. Juli 1832. 
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Zehnter Abfchnitt. 
Bon den Kirhen, den Unterrichtsanftalten und den milden Stiftungen. 


$. 132. Alle im Staate anerfannten Kirchen genießen gleihen Schuß 
desjelben. Ihren verfaflungsmäßigen Befchlüffen bleiben die Sachen des 
Glaubens und der Yiturgie überlaffen. 

8. 133. Die Staatöregirung übt die unveräußerlichen hobbeitlichen 
Nechte des Schuges und der Dberaufficht über die Kirchen in ihren vollen 
Umfange aus. 

$. 134. Die unmittelbare und mittelbare Ausübung der Kirchengemwalt über 
die evangelifchen Glaubensparteien verbleibt, wie bisher, dem Yandesherrn. Doch 
muß bei dem MUebertritte desfelben zu einer andern, als evangelifchen Kirche 
die alsdann zur Beruhigung der Gewiſſen gereichende Beſchränkung dieſer 
Gewalt mit den Yandftänden ohne Aufſchnb näher feitgeftellt werden. 

Ueberhaupt aber wird in liturgiſchen Sachen der evangelijchen Kirche 
feine Neuerung ohne die Zuftimmung einer Synode ftattfinden, welde von 
der StaatSregirung berufen wird. 

8. 135. Für das befondere Verhältniß der katholiſchen Kirche zu der 
Staatsgewalt dienen folgende Beftimmungen zur NRichtjchuur : 

a) In Anjehung des kirchlichen Cenſur- und Strafrechtes, fowie des 

bifchöflicden Amtseinfluffes auf die Unterrichtsanftalten bleibt das (mit 
dem vormaligen bifchöflihen Generalvicariat zu Fulda verabredete) 
Regulativ vom 31. Auguft 1829 ferner in Kraft. 
Die von dem Biſchofe und den übrigen katholiſchen Kirchenbehörden 
ausgehenden allgemeinen Anordnungen, Kreisfchreiben und dergleichen 
allgemeinen Erlaſſe an die Geiſtlichkeit und Diöceſanen, welche nicht 
reine Glaubens- und firchliche Lehrſachen betreffen, oder durch welche 
diefelben zu Etwas verbunden werden jollen, was nicht ganz in dem 
eigenthümlichen Wirkungskreife der Kirche liegt, bedürfen der Geneh- 
migung des Etaated, und können nur mit folcher fund gemadht und 
in Ausführung gebracht werden. 

c) Sole allgemeine Erlaffe der Kirchenbehörde, welche rein geiftlihe Ge— 
genftände betreffen, find der einfchlägigen Staatsbehörde zur Einficht 
vorzulegen, und diefe wird die Bekanntmachung nicht hindern, wenn 
der Inhalt keinen Nachtheil den Staate bringen würde. 

d) Son allen bifchöflihen, unmittelbaren oder mittelbaren Communi— 
cationen mit dem päpftlihen Stuhle, welche nicht etwa lediglich in 
Beziehung auf einzelne Fälle der eigentlichen Seeljorge oder auf ge- 
wöhnliche, der römischen Curie unftreitig zufommende Dispenfationen 
beabfichtigt werden möchten, noch blos in Glüdwünfhungs-, Dant- 
ſagungs- und anderen dergleichen Ceremomialſchreiben beftehen, wird 
die Staatöregirung dur den Tandesherrlihen Bevollmächtigten bei 
dem Bisthume nad wie vor Einfiht nehmen laffen. 

e) In allen Fällen, wo ‚ein Mißbrauch der geiftlihen Gewalt ftattfindet, 
bleibt die Beſchwerde oder der Recurs ebenwohl an die Yandesbehör- 
den offen, jedoch, was das geiftliche Perfonal in feinem Berufe an- 
gehet, erſt alsdann, wenn ein bei der zuftändigen oberen Kirchenbe- 
hörde gejchehener Verſuch zur gebührenden Abhilfe als erfolglos dar» 
gethan oder infofern etwa Gejahr bei dem Berzuge fein würde. 


b 
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8. 136. Der Staat gewährt den Geiſtlichen jede zur Erfüllung ihrer 
Berufsgefchäfte erforderliche, gefegliche Unterftügung, und ſchützt fie in dem 
Genuffe der Achtung und Auszeichnung , welche ihrer vom Staate anerfann- 
ten Amtswürde gebühret. 

Hinfichtlich ihrer bürgerlichen Handlungen und Verhältniſſe find diefelben 
der weltlichen Obrigkeit unterworfen. 

8. 137. Für den öffentlichen Unterricht, ſonach die Erhaltung und 
Beroolltonfmnung der niederen und höheren Bildungsanftalten, und namentlich 
der Landesuniverfität, fowie der Tandfchullehrerfeminare, ift zu allen Zeiten 
nach Kräften zu forgen. 

8. 138. Alle Stiftungen ohne Ausnahme, fie mögen für den Cultus, 
den Unterricht oder die Wohlthätigkeit beftinmt fein, ftehen unter dem befon- 
deren Schute des Staates, und das Bermögen oder Eintommen berfelben 
darf unter feinem Borwande zum Staatövermögen eingezogen oder für andere 
als die ftiftungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

Nur in dem Falle, wo der ftiftunggmäßige Zwed nicht mehr zu errei- 
chen ftehet, darf eine Verwendung zu anderen ähnlichen Zwecken mit Zuſtimm⸗ 
ung der Betheiligten, und, fofern öffentliche Anftalten in Betracht kommen, 
mit Bewilligung der Landftände erfolgen. 


Eilfter Abſchnitt. 
Bon ten Staatshaushalte. 


8. 139. Zum StaatSvermögen gehören vornehmlich die bisher bei den 
Finanz» umd anderen Staatsbehörden verwalteten oder nach erfolgter Feft- 
ftellung Ddiefe8 Vermögens zur Staatsverwaltung übergehenden Gebäude, Do- 
manial- (Kammer-) Güter und Gefälle, Forfte, Jagden, Fijchereien, Berge, 
Hütten- und Salzwerke, auch Fabriken, nugbaren Regalien und Rechte, Ca- 
pitalien und fonftige Werthgegenftände , welche ihrer Natur und Beftimmurg 
nad) als Staatsgut zu betrachten find, oder aus Mitteln des Staates oder 
zum Staatsvermögen erworben ſein werden. 

$. 140. Das Staatsvermögen ſoll vollſtändig verzeichnet, und hierbei, 
ſowie bei deſſen näherer Feſtſtellung, der Inhalt derjenigen Vereinbarungen 
mit zum Grunde gelegt werden, welche hinſichtlich der Sonderung des Staats: 
vermögend vom Fideicommifverntögen des furficitlihen Haufe, ſowie hin: 
fichtlich des Bedarfes für den kurfürftlichen Hof, mit den dermal verſammel⸗ 
ten Yandftänden getroffen find, und hiermit unter den Schuß dieſer Verfaſſung 

geftellt werden, 

8. 141. Für den in der betreffenden Vereinbarung feftgefegten Bedarf 
des Eurfürftlichen Hofes an Geld uud Naturalien bleiben die dazu durch die: 
jelbe vorbebaltenen Domänen und Gefälle auf immer beftimmt. Dieſe werben 
aber defjenungeachtet auch ferner durch bie Staatsfinangbehörden ganz fo, mie 
das übrige Domanialvermögen verwaltet; deren Ertrag fließet in die Staats: 
caffe, und Hinfichtlich ihrer Veräußerung finden die Beftimmungen: de3 folgen- 
den Paragraphen ebenſowohl Anmendung. 

8. 142. Das Staatövermögen ift-ftet3 in feinen wefentlichen Beſtand⸗ 
tbeilen zu erhalten, und kann daher ohne Eimmilligmg der Stände weber 
dureh Veräußerung vermindert, noch mit Säulden, oder ſonſt einer bleibenden 
Laſt beſchwert werden. 

Neichlen, Staatsredt. U. zo 
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Unter dem Beräußerungsverbote aber find Diejenigen Veränderungen 
nicht begriffen, welche bei einzelnen Befigungen zur Beförderung der Yandes- 
cultur , oder fouft zur Wohlfahrt des Staates nnd Entfernung wahrgenom- 
mener Nachtheile , durch Verkauf, Austaufch, Bererbleihung, Ablöjung oder 
Unmwandlung in ftändige Renten, oder in Folge eines gerichtlichen Urtheiles, 
nothwendig oder gut befunden werden follten. Der Erlös und überhaupt 
alles Aufkommen aus veräußerten Befitungen diefer Art muß jederzeit wieder 
zum Grundſtock gefchlagen, und fo bald als thunlich, zur Ermwerbung neuer 
Befigungen, oder auch zur Berbefierung ‚ver vorhandenen Domänen und Er- 
böhung ihres Ertrages verwendet werden, worüber demnächft den Landftänden 
oder deren Ausſchuſſe eine genaue Nachweifung gefchicht. 

Auch die künftig heimfallenden Lehen werden zum Staatögute gehören. 
Gleichwohl bleibt der Regent berechtigt, die während der Dauer feiner Re 
girung heimgefallenen Lehen an Glieder des furfürftlichen Haufed oder der 
beffifchen (ehemals veihSunmittelbaren, althefjifhen und fchaumburgifchen) 
Nitterfchaft, oder zur Belohnung von kundbar ausgezeichneten Verdienſten um 
den Staat, wieder zu verleihen. 

8. 143. Die Stände haben für Aufbringung des ordentlichen und 
außerordentlihen Staatsbedarfes, ſoweit die übrigen Hülfsmittel zu defien 
Dedung nicht hinreichen, durch Verwilligung von Abgaben zu forgen. Obne 
(andftändifche Bewilligung kann vom Jahre 1831 an weder in Kriegs- nod) 
in Friedenszeiten eine directe oder indirecte Steuer, fo wenig, ald irgend 
eine fonftige Landesabgabe, fie habe Namen, welchen fie wolle, ausgeſchrieben 
oder erhoben werden, vorbehaltlich der Einziehung aller Steuern und anderer 
Landeseinkünfte von den Vorjahren, auch unbefchadet der im $. 160. enthal- 
tenen vorläufigen Beſtimmung. 

8. 144. Die Berwilligung des ordentlichen Staatsbedarfes erfolgt in 
ber Kegel für die nächften drei Jahre. Es ift zu dieſem Zwecke der Stände- 
verfammlung der Boranfchlag, welcher die Einnahmen und Ausgaben für diefe 
Jahre mit thunlichſter Bollftändigfeit und Genauigkeit enthalten muß, zeitig 
vorzulegen. Zugleich muß die Nothwendigkeit oder Nüslichfeit der zu machen⸗ 
den Ausgaben nachgewieſen, das Bedürfniß der vorgefchlagenen Abgaben, unter 
welcher Benennung folche irgend vorkommen mögen, gezeigt, auch von den 
betreffenden Behörden diejenige Auskunft und Nachmweifung aus den Belegen, 
Alten, Büchern und Literalien gegeben werden, welche die Stände in dieſer 
Beziehung zu begehren fich veranlaßt fehen könnten. 

. Ueber die Verwendung des dem kurfürftlichen Hofe aus den Domauial⸗ 
Einfünften zulommenden Betrages (f. $. 141.) findet jedoch keinerlei Nad- 
weiſung ftatt. 

$. 145. Ueber die möglich befte Art der Aufbringung und Bertheilung 
der, für den ermittelten Staatöbedarf neben den übrigen Einnahmequellen 
noch erforderlichen, Übgabenbeträge haben die Landſtände, nad) vorgängiger 
Prüfung der deghalb von der Staatöregirung geſchehenen oder nach Befinden 
weiter zu begehrenden Vorſchläge, die geeigneten Beichlüfie zu nehmen. 

$. 146. In den Anschreiben und Verordnungen, welche Steuern und 
andere Abgaben betreffen, foll die landſtändiſche Bewilligung befonders er- 
wähnt fein, ohne weiche weder die Erheber zur Einforderung berechtigt, noch 
die Pflichtigen zur Entrichtung fchuldig find. 
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8. 147. Die Auflagen für den ordentlichen Staatsbedarf, infofern fie 
nit ausdrüdlich blos für einen vorübergehenden und bereits erreichten Zweck 
beftinumt waren, dürfen nad) Ablauf der Berwilligungszeit noch ſechs Monate 
fort erhoben werden, mwenn etwa die Zufammenkunft der Landſtände durch 
außerordentliche Ereigniffe gehindert oder die Ständeverfammlung aufgelöst 
ift, ehe ein neues Finanzgefeg zu Stande kommt, oder wenn die in dieſer 
Hinſicht nöthige Beſchlußnahme der Landftände fich verzögert. 

Diefe ſechs Monate werden jedoch in Die neue Finanzperiode ‚eingerechnet. 

8. 148. Für diejenigen Grumdftüde, welche früherhin als eremte Güter, 
oder fonft wegen ihrer befonderen Berhältuiffe mit feiner, oder mit einer ge 
ringeren, als der gewöhnlichen Grundſteuer belegt waren, werden die gefeß- 
lichen Borfchriften wegen der biöherigen Eremtenfteuer, und beziehungsweife 
der für die Erbleihe- und dergleichen beſonders belafteten Güter bisher ge- 
ſetzliche Zuftand, folauge beibehalten, biß die, nach Möglichkeit zu befchleuni- 
gende, gleichmäßige Beſteuerung, unter Zuficherung einer angemefjenen Ent- 
fchädigung für die bisherigen vechtmäßigen Stenerfreiheiten und Vorzüge, 
gefeglich eingeführt fein wird. . | 

8. 149. Die Güter der Kirchen und Pfarreien, der öffentlichen Unter⸗ 
rihtsanftalten und der milden Stiftungen bleiben, folange fie ſich in deren 
Eigenthume befinden, von Steuern befreit. Dieje Steuerfreiheit erjtredt ſich 
jedoch nicht auf diejenigen Grundſtücke, welche bisher ſchon fteuerpflichtig waren, 
oder nach Verkündung diefer Berfaffung von ihnen erworben werden. 

8. 150. Die Grimdftüde, welche von der Tandesherrfchaft zu eigenem 
Gebrauche oder von Gliedern des Kurhaufes erworben find oder werden, 
bleiben in ihrer bisherigen Steuerverbindlichkeit. 

$. 151. Die gefeglih in NRüdjicht ihres dermaligen Beſitzers fteuer- 
freien Grundſtücke verlieren diefe Eigenfchaft, ſobald fie in Privateigenthum 
übergeben. | 


8. 152. Bei der im $. 144. erwähnten Vorlegung des Voranſchlages 


für die nächſten drei Jahre muß zugleich die Verwendung des Staatsein⸗ 
fommens zu den beftimmten Zmeden für die feit Anfang des Jahres 1831 
verfloffenen einzelnen Rechnungsjahre, ſoweit fie noch nicht ihre volle Erledigung 
bei dem Landtage erhalten haben, nachgewiefen werden. 


Zwölfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


8. 153. Zur Annahme einer in Vorſchlag gebrachten Abänderung oder 
Erläuterung der gegenwärtigen Berfaffungsurfunde ift entweder völlige Stim- 
meneinbelligfeit der auf dem Landtage anmejenden ftändiichen Mitglieder, oder 
eme, auf zwei nach einander folgenden Landtagen fich ausfprechende Stimmen- 
Mehrheit ven drei Vierteln derjelben erforderlid. 

8. 154. Sollten dereinft etwa zwifchen der Staatöregirung und den 
Zandftänden über den Sinn einzelner Beftimmungen der Berfaffungsurkunde 
oder der für Beitandtheile derjelben erklärten Gefege Zweifel fich erheben, 
und wärde wider Berhoffen eine Berftändigung darüber nicht erfolgen, jo muß 
der zweifelhafte Punct bei einem Compromißgerichte zur Entſcheidung gebracht 
werden. Diefes. wird zufammengefest aus ſechs unbefcholtenen, der Rechte 
uud der Berfafjung kundigen, wenigſtens dreißig Jahr alten Inländern, von 

20* 
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welchen drei durch die Regirung umd drei durch die Stände zu wählen find. 
Niemand darf die auf ihn gefallene Wahl ohne hinreichende Entſchuldigungs⸗ 
gründe, welche die zu wählende Partei zu beurtheilen bat, ausfchlagen. 

Das Compromißgericht wählt fodann aus feiner Mitte durch das Loos 
einen Borfigenden mit entjcheidender Stimme im Falle der Stimmengleichheit. 

8. 155. Alle gefeglihe Beſtimmungen und andere Anordnungen jeder 
Art, welche mit dem Inhalte der gegenwärtigen Berfaffungsurlunde und der 
für Beftandtheile derjelben erklärten Gefege im Widerfpruche ſtehen, find bier- 
durch aufgehoben. 

8. 156. Diefe Verfafiungsurfunde tritt in ihrem ganzen Umfange fo- 
fort nach ihrer Verkündigung in Kraft und Wirkjamteit, und muß ohne Ber- 
zug von allen Staatsdienern des geiftlihen und weltlichen, jowohl des Mi- 
litär- als Civiſſtandes, fowie von allen Unterthanen männlichen Gejchlechts, 
welche das achtzehnte Fahr erreicht haben, befchworen werden. 

Die oberften Staatsbeamten ftellen über die von ihnen gefchehene eid- 
liche Angelobung noch einen bejonderen Revers aus, welcher im landftändifchen 
Archive niederzulegen ift. 

8. 157. Eine gleichlautende Ausfertigung gegenwärtiger Berfafjungs- 
Urkunde wird der hohen deutfchen YBundesverfammlung nit dem Erfuchen um 
Uebernahme der bundesgefegliden Garantie überreicht werden. 


Dreizehnter Abſchnitt. 
(Die 88. 158. biß 160. enthalten nur vorübergehende Beitimmungen.) 


Es ift Unjer nnabänderlicher Wille, daß die vorftehenden Beſtimmungen, 
weiche Wir ftet3 aufrecht erhalten werden, als bleibende Grundverfaffung 
Unferer Rande auch von jedem Nachfölger in der Regirung zu allen Zeiten 
treu und unverbrüchlich beobachtet, und überhaupt wider Eingriffe und Ber- 
(egungen jeder Art geſchützt werden. 


Urkundlich Unſerer eigenhändigen Unterfchrift und des beigedrüdten 
Staatsfiegel® gegeben zu 


Wilhelmshöhe amd. Januar 1831, 
Wilhelm, Kurfürft. 
(St. ©.) 
Vt. R. v. Meyſenbug. 


B. 
Verordnung vom 18. April 1852, wodurch der über die kurheſſiſchen 
Verfaſſnugsaugelegenheiten gefaßte Bundesbeſchluß verkündigt wird. 
Wir Friedrich Wilhelm J. von Gottes Gnaden Kurfürſt ꝛc. ꝛc. 
thun hiermit kund: 


Die deutſche Bundesverſammlung hat in ihrer neunten Sigung Diefes 

Jahres folgenden Beſchluß gefaßt: 
1) Die Bundeöverfammlung ertheilt den zur Wieberherftellung der Ruhe 
und Ordnung im Kurfürſtenthum Heſſen getroffenen Maßregelu ber 
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durch die Kaiferlih Königlich, Defterreichifche und die Königlich Preu- 
Bifhe Regierung beitellten YBundescommiffäre ihre Genehmigung. 


2) Sie erklärt, kraft der nach Artikel 61. und 27. der Wiener Schlußacte ihr - 


zuftehenden Competenz, indem jie in dem Mangel einer bundesgejegmäßigen 
Drdnung der Berfaffungsverhäftniffe des Kurfürſtenthums die Veran⸗ 
laſſung der eingetretenen Unruhen erkennt, daß die Berfaffungsurfunde 
vom 5. Januar 1831 nebit den in den Jahren 1848 und 1849 dazu 
gegebenen Erläuterungen und daran vorgenommenen Abänderungen und 
famnıt dem Wahlgefege vom 5. April 1849 in ihrem wefentlichen, 
jedoh von dem übrigen nicht wohl zu trennenden Inhalte mit den 
Grundgefegen des deutfchen Bundes, insbefondere mit den Borfchriften 
der Artikel 54., 57. und 58. der Wiener Schlußakte nicht vereinbar, 
und daher außer Wirkjankeit zu fegen ift. 


3) Dem gemäß und nad der über die Revifion diefer Verfaſſung zmwifchen 


4) 


5) 


6) 


— 


7 


— 


der Knrfürſtlichen Regirung und den Bundescommiſſären ſtattgehabten 
Berathung wird die Kurfürſtlich Heſſiſche Regirung aufgefordert, nach⸗ 
dem von ihr der Inhalt des vorſtehenden Ausſchußberichtes in Erwäg⸗ 
ung gezogen ſein wird, eine dem Reſultate dieſer Berathung entſpre⸗ 
chende revidirte Verfaſſung für das Kurfürſtenthum Heſſen nebſt Wahl- 


geſetz und Geſchäftsordnung, an die Stelle der ſeitherigen, ohne Zöger- 


ung al3 Geſetz zu publiciren, diefelbe der in Gemäßheit diefer Verfaſſung 
und des Wahlgefeges einzuberufenden Ständeverfammlung zur Erklärung 
vorzulegen und von dem Reſultate diefer Erklärung, eventuell der et- 
maigen weiteren Verhandlung, bei der demnächftigen Nachfuchung der 
Garantie des deutſchen Bundes für die renidirte Berfaflung des Kur- 
fürftenthums, der Bundesverfanmlung Meittheilung zu machen. 

Die Bundesverfammlung ertheilt jedoch dem Entwurfe der revidirten 
Berfaflung zur Zeit nur im Allgemeinen ihre Zuftimmung, ohne über 
eine Billigung aller in demfelben enthaltenen einzelnen Beſtimmungen 
ſich auszuſprechen. 

Die Kurfürſtliche Regirung wird erſucht, über den Erfolg der zur Be⸗ 
feſtigung der mwiederhergeftellten geſetzlichen Ordnung getroffenen Maß- 
regeln, fowie über die Beendigung des verhängten —— — ſo 
bald ſolche für zuläſſig erkannt ſein wird, demnächſt nähere Mittheilungen 
an die Bundesverſammlung gelangen zu laſſen. 
Nah Maßgabe der ad 3 und 5 dieſes Beſchluſſes zu erwartenden 
Mittheilungen behält ſich die Bundesverjanmlung in Rüdficht ihrer 
Einwirkung auf eine beruhigende definitive Erledigung der Verfaſſungs⸗ 
angelegenheit des Kurfürftenthung die weitere Beſchlußnahme vor. 
Der Kaiferlich Königlich Oeſterreichiſchen Regirung und der Königlich 
Preußischen Negirung jpricht die Bundesverfanmlung ihren Dank aus 
für die föderativen Gefinnungen, mit welche beide Allerhöchiten Regir- 
ungen der Leitung diefer wichtigen Angelegenheit bis zu ihrer Erledigung 
durch die Bundesverſammlung fich unterzogen haben, inden fie damit 
das Erfuchen verbindet, den beftellt gewejenen Commiſſären die vollite 
Anerkennung der Bundesverfanmlung für die Umficht, Unparteilichkeit 
und Sachkunde zu erkennen zu geben, womit fie die ihnen geftellte 
ſchwierige Aufgabe gelöst haben. 
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8) Die betreffenden Herren Bundestagsgeſandten werden erſucht, dieſen 

Beſchluß zur Kenntniß ihrer höchſten Regirungen zu bringen. 

Indem Wir dieſen Bundesbeſchluß zur allgemeinen Darnachachtung ver: 
kündigen, erlaſſen Wir zugleich in Ausführung desſelben unter dem heutigen 
Datum 

die Verfaſſungsurkunde, 

das Wahlgeſetz, 

die Geſchäftsordnung für die Landſtände, 
und verordnen, daß der $. 119. der Verfaſſungsurkunde vorläufig außer 
Wirkſamkeit bleiben foll. 


Urkundlich Unferer Allerhöchfteigenhändigen Unterfchrift und des beige- 
drüdten Staatsfiegeld gegeben zu Caſſel am 13. April 1852. 


Friedrich Wilhelm. 
(St. ©.) 
Vt. Saffenpfing. Vt. Bolmar. Ve. Haynan, Vt. Banmbach. 
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IX. 
Großherzogtum Seflen. 


A. Quellen. 


Vergleiche in Anfehung des Stautsrechtes vom Großher⸗ 
zogthum Helfen: 
1. Berfaffungsurfunde vom 17. December 1820. 
2. Geſetz, die Zufammenfegung ver beiden Kammern ber Stände 
und bie Wahlen der Abgeorbneten betreffend vom 6. September 1856. 
3. Geſetz, die Tandftändifche Geſchäftsordnung betreffend vom 8. Sep- 
tember 1857. 


Verfaſſungsurkunde vom 17. December 1820. 


!udwig von Gottes Gnaden, Großherzog von Hefjen und bei 
Rhein x. x. 


Nachdem Wir die, zur Gemäßheit des Art. 21. Unferes Edicte8 nom 
18. März d. %. über die landftändifche Berfaffung geäußerten Wünfche Un- 
ferer getreuen Stände über die conftitutionellen Bellimmungen vernommen 
und in Beziehung auf diefelben Unfere Entjchliegungen gefaßt haben; fo 
finden Wir Uns nunmehr bewogen, diefe Entfchliegungen und die durch die— 
jelben nicht abgeänderten verfafjungsmäßigen Beltimmungen Unferes Edicts 
vom 18. März d. J. über die landftändifhe Berfaffung, fo wie auch ans 
dem Wahlgefege, der Gefchäftsorduung, dem Edicte über das Staatsbürger: 
recht und dem Edicte über den Staatsdienft in einer Urkunde zufammenzu- 
faffen: und Wir verordnen daher Folgendes, als die Verfaſſung des Groß- 


berzogthums: 
Erfter Titel. 


Bon dem Großberzogthume und deffen Regirung im Allgemeinen. 


8. 1. Das Großherzogthum bildet einen Beftandtheil des deutſchen 
Bundes. 

8. 2. Die Beichlüffe der Bundesverfanmlung, melde die verfaflungs- 
mäßigen Berhäftnifie Dentfchlands, oder die Berhältniffe deutjcher Staats- 
bürger im Allgemeinen betreffen, bilden einen Theil des heſſiſchen Staats 
recht8 und haben, wenn fie von dem Großherzoge verkündet worden ſind, in 
dem Großherzogthume verbindende Kraft. 

Hierdurh wird jedoch die Mitwirkung der Stände in Anfehung der 
Mittel zur Erfüllung der Bundesverbindlichkeiten, in fo weit diefelbe ver- 
faffungsmäßig begründet ift, nicht ausgeſchloſſen. 

8. 3. Das Großberzogthum bildet, in der Gefammivereinigung der 
älteren und neueren @ebietötheile, ein zu einer und derſelben Verfaſſung ver- 
bundenes Ganze. 


312 Zweites Buch. 


8. 4. Der Großberzog ift das Oberhaupt, de Staat, vereinigt in 
fih alle Rechte der Staatsgewalt und tibt fie, unter den von Ihm gege- 
benen, in diefer Verfaſſungsurkunde feitgefegten Beftimnungen, aus. 

Seine Perſon ijt heilig und unverletzlich. 

8. 5. Die Regirung ift in dem großberzoglichen Haufe erblich nad) Erfi- 
geburt und Linealfolge, vermöge Abftammung aus ebenbürtiger, mit Bewillig- 
ung des Großherzogs gefchloffener Ehe. 

In Ermangelung eines, dur Verwandtſchaft oder Erbverbrüderung zur 
Nachfolge berechtigten Prinzen, geht die Regirung auf das weibliche Ge- 
Ächleht über. Hierbei entjcheidet die Nähe der PVerwandtichaft mit dem 
legten Großherzoge, bei gleicher Nähe das Xlter. 

Nach dem Uebergange gilt wieder der Vorzug de Mannsſtammes. 

Die diefen Grundfägen gemäßen näheren Beftimmungen, fo wie bie 
Beltimmungen über die Regentfchaft während der Minderjährigleit, oder an⸗ 
derer Verhinderung des Großherzogs, werden durch das Hausgeſetz feſtgeſetzt, 
welches in fo ferne einen Beftandtheil der Verfaffung bildet. 


Zweiter Titel. 
Bon den Domänen. 


8. 6. Ein Drittheil der fämmtlihen Domänen, nad dem Durchfchnitts- 
ertrage der reinen Einkünfte berechnet, wird, nad der Auswahl des Grof- 
herzogs, an den Staat abgegeben, um, mittelft allmäligen Verlaufs, zur 
Schuldentilgung verwendet zu werden. 

8. 7. Die übrigen zwei Dritttbeile bilden das fchuldenfreie unver- 
äußerlihe Kamilieneigenthum des großherzoglichen Haufes. 

Die Einkünfte diefes Familienguts, worüber eine befondere Rechnung 
geführt wird, follen jedoch in dem Budget aufgeführt und zu den Staats- 
ausgaben verwendet werden, die zu den Bedürfniſſen des großherzoglichen 
Haufes und Hofes erforderlihen Summen find aber darauf vorzugsweife 
radicirt und, ohne ſtändiſche Einwilligung, ſoll auch von dieſem Yamiliengute 
nicht3 verhypothecirt werden. 

8. 8. Bei künftigen Erwerbungen wird, nach den NRechtätiteln des Er- 
werbs, feitgejet werden, ob fie zu dem Staat3= oder dem Familienver⸗ 
mögen gehören. 

8. 9. Das Beräußerungsverbot des $. 7. bezieht ſich nicht auf die 
Staats- und Regirungshandlungen mit auswärtigen Staaten. 

Auch find darunter der Verkauf entbehrlicher Gebäude, der in andern 
Staaten gelegenen Güter und Einkünfte, die Vergleiche zu Beendigung von 
Rechtsftreitigkeiten, die bloßen Anstaufchungen und die Ablöfung des Lehns- 
und Erbleihverbands, der Grundzinfen und der Dienfte nicht begriffen. 

In allen diefen Fällen wird aber den Ständen eine Berechnung über 
den Erlös und deſſen Wiederverwendung zum Grundſtocke vorgelegt werben. 

$. 10. Eben diefes gilt au von den zum Staatöpermögen gehören- 
den Domänen, wenn, nad Abzahlung der Schulden, der Erlös aus den 
Beräußerungen nicht mehr zur Schuldentilgungscafje abzuliefern if. 

8. 11. Dem Großherzoge fteht das Recht zu, bei 
wieber zu verleihen. 
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Dritter Titel. 
Von den allgemeinen Rechten und Pflichten der Heſſen. 


8. 12. Der Genuß aller bürgerlichen Rechte in dem Großherzogthume, 
fowohl der Privatrechte, als der öffentlichen (oder des Staatsbürgerrechts) 
fteht nur Inländern zu. 

5. 13. Das Recht eines Inländers (Indigenat) wird erworben: 

1) dur) die Geburt für denjenigen, deflen Bater oder Mutter damals 
Inländer waren; 

2) durch Verheirathung einer Ausländerin mit einem Inländer; 

3) durch Verleihung eines Staatsamts; 

4) durch befondere Aufnahme. 

8. 14. Staatsbürger find diejenigen volljährigen Inländer männlichen 
Geſchlechts, welche in keinem fremden perfönlihen Untertbansverbande ftehen 
und wenigftens drei Jahre in dem Großherzogthume wohnen. 

Die in dem Beſitze einer oder mehrerer Standesherrfchaften fich befin- 
denden Häupter der jegigen ftandesherrlichen Familien Haben jedoch das 
Staatöbürgerrecht ungeachtet eines fremden perfönlichen Unterthansverbandes. 

8. 15. Nicht hriftlihe Glaubensgenofien haben das Staatsbürgerrecht 
alsdann, wenn e8 ihnen das Gefeß verliehen hat, oder wenn e8 Einzelnen 
entweder ausdridlich oder durch Uebertragung eines Staatsamts ſtillſchweigend 
verliehen wird. (Bergl. 8. 20. und Bu 

8. 16. Jede rechtskräftige Verurtheilung zu einer peinlichen Strafe 
zieht den Berluft des Staatsbürgerrechts nad, fih. Seine Ausübung wird 
gehindert: 

1) dur Verſetzung in den peinlichen Anflageftand oder VBerhängung der 
Special⸗Inquiſition; | 

2) dur das Entftehen eines gerichtlichen Concouröverfahrens über das 
Bermögen bis zur vollftändigen Befriedigung der Gläubiger; 

3) während der Dauer einer Euratel, und 

4) fir diejenigen, welche für die Bedienung der Perſon oder der Haus» 
baltung eines Andern Koft oder Lohn empfangen, während der Dauer 
dieſes Berhältnifies. 

8. 17. Das Net des Inländers geht verloren: 

1) dur Auswanderung; 

2) durch Verheirathung an einen Ausländer. Die Wittwe erhält jedoch 
die Rechte einer Inländerin wieder, wenn fle entweder im Großherzog⸗ 
thume geblieben ift, oder dahin, mit Erlaubniß der Staatöregirung 
und unter der Erklärung, ſich darin niederlaffen zu wollen, zurückkehrt. 
8. 18. Alle Hefien find vor dem Geſetze gleich. 

8. 19. Die Geburt gewährt feinem eine vorzügliche Berechtigung zu 
irgend einem Staatsamte. 

8. 20. Die Berfchiedenheit der in dem Großherzogthume anerkannten 
chriſtlichen Eonfeffionen hat. keine Berfchiedenheit in den politifchen oder bür⸗ 
gerlichen Rechten zur Folge. 

8. 21. Den anerkannten chriftlichen Confeffionen ift freie und öffent» 
liche Ausübung ihres Religionscultus geftattet. 

8. 22. Jedem Einwohner des Großherzogthums wird der Genuß voll» 
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tommener Gewiſſensfreiheit zugefichert. Der Vorwand der Gewiffensfreiheit 
darf jedoch nie ein Mittel werben, um fich irgend einer, nach den Gefegen 
obliegenden Verbindlichkeit zu entziehen. 

8. 23. Die Freiheit der Perfon und des Eigenthums ift in dem 
Großberzogthume keiner Beichränkung unterworfen, als welde Recht und 
Geſetz beftimmen. 

8. 24. Jedem Heflen fteht das Recht der freien Auswanderung, nad) 
den Beftimmungen des Geſetzes zu. 

8. 25. Die Leibeigenſchaft bleibt, nach den deßfalls beftehenden Ge- 
fegen für immer aufgehoben. 

8. 26. Ungemefjene Frohnden können nie ftattfinden und die gemeffenen 
find ablösbar. 

$. 27. Das Eigenthum Tann für öffentliche Zmede nur gegen vor- 
gängige Entihädigung, nach dem Gefege, in Anfpruch genommen werben. 

8. 28. In außerordentlichen Nothfällen ift jeder Heſſe zur Vertheidig⸗ 
ung des Baterlandes verpflichtet und kann für diefen Zweck zu den Waffen 
gerufen werden. 

8. 29. Jeder Hefle, für welchen keine verfaflungsmäßige Ausnahme 
beftehet, ift verpflichtet, an der ordentlichen Kriegsdienftpflicht Antheil zu neb- 
men. Bei dem Aufrufe zur Erfüllung diefer Verbindlichfeit entfcheidet unter 
den gleich Berpflichteten das Loos, mit Geftattung der Stellvertretung. 

8. 30. Alle Heffen find zu gleichen ſtaatsbürgerlichen Verbindlichkeiten 
und zu gleicher Theilnahme an den Staatslaften verpflichtet, in fo ferne fie 
nicht eine verfafjungsmäßige Ausnahme für fih in Anfpruch zu nehmen haben. 

8. 31. Niemand fol feinem gefeglichen Richter entzogen werden. 

8. 32. Das Materielle der Juftizertheilung und da8 gerichtliche Ver⸗ 
fahren, innerhalb der Grenzen feiner gefetlichen Form und Wirkfamteit, find 
von dem Einfluffe der Regirung unabhängig. 

8. 33. Kein Hefle darf anders, als in den durch das Recht und die 
Gefete beitimmten Fällen und Formen, verhaftet oder beftraft werden. 

Keiner darf länger, als 48 Stunden, über den Grund feiner Verhaft⸗ 
ung in Ungewißheit gelaffen werden und dem ordentlichen Richter foll, wenn 
die Verhaftung von einer andern Behörde gefchehen ift, in möglichft kurzer 
Friſt von diefer Berhaftung die erforderliche Nachricht gegeben werden. 

8. 34. Die Richter können nur durch gerichtliches Erkenntniß entfekt, 
fie können aud nicht wider ihren Willen entlaffen und nur dergeftalt verfegt 
werden, daß fle in derſelben Dienftcategorie verbleiben und weder im Ge- 
halte, noch in dem Dienftgrade zurückgeſetzt werden. 

Die Directoren der Juſtizcollegien bleiben jedoch den allgemeinen Be- 
ftimmungen der Dienftpragmatit unterworfen. 

8. 35. Die Prefle und der Buchhandel find in dem Großherzogthume 
frei, jedoch unter Befolgung der gegen den Mißbrauch beitehenden, oder 
künftig erfolgenden Gejeke. 

8. 36. Jedem fteht die Wahl feines Berufes und Gewerbes, nad 
eigener Neigung, frei. Unter Beobachtung der binfichtlich der Vorbereitung 
zum Staatödienfte beftehenden Geſetze, ift es jedem überlaffen, fich für feine 
Beltimmung, im Inlande oder Auslande, auszubilden. 
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Vierter Titel. 
Bon den beſonderen Rechten bes Adels. 


8. 37. Die Nectsverhältniffe der Standesherren werden durch das 
darüber erlaflene Edit vom 17. Yebruar 1820 beftimmt, welches einen 
Beitandtheil der Verfaſſung bildet. 

8. 38. Die befonderen Rechtsverhältniffe des Adels genichen den Schu 
der Berfaflung. 


Fünfter Titel. 
- Bon den Kirchen, den Unterrichts- und Wohlthätigkeitsauſtalten. 


8. 39. Die innere Kirchenverfaffung genießt auch den Schuß der 
politifchen. 

8. 40. Berordnungen der Kirchengewalt können, ohne vorgängige Einficht 
umd Genehmigung des Großherzogs, weder verfüänbet noch vollzogen werden. 

8. 41. Die Geiftliden find in ihren bürgerlichen Verhältniffen und bei 
ftrafbaren Handlungen, welche nicht bloße Dienftvergehen find, der weltlichen 
Obrigkeit unterworfen. 

8. 42. Die Befchwerden über Mißbrauch der kirchlichen Gewalt können 
jederzeit bei der Regirung angebracht werden. 

8. 43. Das Kicchengut, das Vermögen der vom Staate anerkannten 
Stiftungen, Wohlthätigkeits-, fowie der höheren und niederen Unterricht- 
anftalten, genießen des befondern Schuges des Staates und können unter 
feiner Borausfegung dem Yinanzvermögen einperleibt werden. 

8. 44. Die Fonds der milden Stiftungen zur Beförderung ber 
Gottesverehrung, des Unterrichts und der Wohlthätigkeit können nur mit 
ftändifcher Einwilligung zu einem fremdartigen Zwecke verwendet werden. 


Sechster Titel. 
Bou den Gemeinden. 


8. 45. Die Angelegenheiten der Gemeinden follen durch ein Geſetz 
geordnet werden, welches als Grundlage die eigene, felbfiftändige Verwaltung 
des Vermögens durch von der Gemeinde Gewählte, unter der Oberaufſicht 
des Staats, ausſprechen wird. Die Grundbeſtimmungen dieſes Geſetzes werden 
einen Beftandtheil der Berfaffung bilden. 

8. 46. Das DBermögen der Gemeinden kann, unter Teiner Voraus» 
fegung, dem Finanzvermögen einverleibt werden. 


Siebenter Titel. 
Bon dem Staatsbienfte. 


8. 47. Niemand kann ein Staatsamt erhalten, ohne feine Fähigkeit 
dazu, durch ordnungsmäßige Prüfung, beiviefen zu haben. 

Bei foldhen, welche im Auslande bereit3 Staatsämter beklleidet und da⸗ 
durch ihre zo ahiglei bewährt haben, leidet diefe Regel eine Ausnahme. 

8. 48. Anwartſchaften auf Staatsämter finden nicht ftatt. - 

8. 49. Die gejeglihen Beitinmungen über bie Penflonirung ber 
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Staatsdiener und die Rechte derjelben aus den beitehenden Snftituten der 
Wittwen- und Waifencaffen ftehen unter dem Schute der Berfaffung. 

Denfelben Schuß genießen insbefondere auch die durch die Dienftprag- 
matik beftimmten Rechte der Militärperfonen auf die gefeglichen Penſionen. 

8. 50. Unterfuhungen gegen Staatödiener wegen :Dienftverbrechen 
fönnen nicht niedergefchlagen und Staatödiener, welche des Dienftes Derge- 
ftalt entfegt worden find, daß das Urtheil ihre Unfähigkeit, im Staatsdienfte 
wieder angeftellt zu werben, ausdrüdlich ausgeſprochen hat, nie im Staats- 
bienfte wieder angeftellt werben. 


Achter Titel. 


Bon den Lanbftanden. 


8. 51. Die Stände des Großherzogthums bilden zwei Kammern. 
8. 52. Die erfte Kammer wird gebildet: 

1) aus den Prinzen des großherzoglichen Haufe; 

2) aus den Häuptern ftandesherrlicher Familien, welche fih in dem Bes 
fige einer oder mehrerer Standesherrfchaften befinden, nad) Dem 8. 16. 
des Edicts über die ftandesherrlichen Verhältniſſe; 

3) aus dem Senior der Familie der Freiheren von Riedefel; 

4) and dem Fatholifchen Landesbifchofe. Am Falle der Erledigung des 
Stuhls wird der Großherzog einen ausgezeichneten Tatholifhen Geift- 
lichen den Auftrag ertheilen, an der Stelle des Bifchof3 bei dem Land: 
tage zu erfcheinen; 

5) aus einem proteftantifchen Geiftlichen, welchen der Großherzog auf 
Lebenzzeit, mit der Würde eines Prälaten, ernennen wird; 

6) aus dem Kanzler der Landesuniverſität, oder deſſen Stellvertreter; 

7) aus denjenigen ausgezeichneten Staatsbürgern, welche der Großherzog 
auf Lebenszeit dazu berufen, wird. Diefe Ernennungen follen nicht 
über die Zahl von zehn Mitgliedern ausgedehnt werden. 

$. 53. Die zweite Kammer wird gebildet: 

1) aus ſechs Abgeordneten, welche der in dem Großherzogthume genügend 
mit Orundeigentbume angefefjene Adel aus feiner Mitte wählt; 

2) aus zehn Abgeordneten derjenigen Städte, welchen, um die \ntereffen 
des Handels, oder alte achtbare Erinnerungeh zu ehren, ein befonderes 
Wahlrecht zuftehet. — Dieſe Städte find: a. die Refidenzftadt Darm⸗ 
ftadt, b. die Stadt Mainz, von welchen jede zwei Abgeordnete zu 
wählen hat; c. die Stadt Gießen, d. die Stadt Offenbach, e. die 
Stadt Friedberg, f. die Stadt Alsfeld, g. die Stadt Worms, h. die 
Stadt Bingen, von welchen jede einen Abgeordneten wählt; 

3) aus 34 Abgeordneten, welche nad) Wahldiftricten gebildet, von den 
nicht mit einem befondern Wahlrechte begabten Städten und den Yand- 
gemeinden gewählt werben. 

Die Art und Weife, wie die durch diefen Paragraph beftinımten Wahl⸗ 
rechte ausgeübt werden, fest das Wahlgejeg feft. 

$. 54. Die gebornen Mitglieder der erften Kammer können von ihrem 
Rechte nur dann Gebrauch machen, wenn fie das 25fte Lebensjahr zurüdge- 
legt haben und ihnen in Hinficht auf die Ausübung ſtaatsbürgerlicher Rechte 
fein Hinderniß entgegenfteht. 


EB 
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- 8. 55. Die Abgeordneten zur zweiten Kammer müſſen Staatsbürger 
fein, welche das 30ſte Jahr zurücdgelegt haben und ein, zur Sicherung einer 
unabhängigen Eriftenz genügendes Einkommen befigen. 

AS ein folches wird für die Wahlen des Adels betrachtet, wenn der 
zu. wählende adelige Grundeigenthiimer 300 Gulden directe Steuern für 
eigenthimliches oder nugnießliches Vermögen jährlich entrichtet. 

Für die übrigen Wahlen wird erfordert, daß der zu Wählende 100 
Bulden directe Steuern jährlich entrichte, oder als Staatsdiener einen flän- 
digen Gehalt von 1000 Gulden beziehe. . 

Wenn jedoch in einem Wahlbezirte keine 25 Wählbare, welche 100 
Gulden directe Steuern entrichten, vorhanden fein follten, fo fol die Zahl 
25 duch die zunächſt höchſt Befteuerten in diefem Bezirke, mit Wählbarkeit 
für das ganze Yand, ergänzt werben. 

8. 56. An den Wahlen des Adels nehmen alle adelige Grundeigen- 
thlimer, welche 300 Gulden directe Steuern entrichten, und das 30fte Lebens⸗ 
jahr zurüdgelegt haben, Theil. 

Mitglieder der erften Kammer können daran nicht als Wähler Antheil 
nehmen. ‘ 

8. 57. Die Ernennung der Abgeordneten der Städte und der Wahl- 
diftricte geſchieht durch drei Wahlen. ‘ 

Die erfte Wahl beftimmt die Bevollmächtigten. Bon diefen werben die 
Wahlmänner und von den lebten die Abgeordneten gewählt. 

Zu Wahlmännern wählbar find die 60 hödhfibefteuerten in dem Diftricte 
wohnenden Staatsbürger, welche wenigſtens dreißig Jahre alt find. 

Die Anzahl der für jeden Diftriet und für jede Stadt, fie möge einen 
oder zwei Abgeordnete zu ernennen haben, zu mwählenden Bahlmänner wird 
auf 25 feitgefegt. 

An keinen der in diefem Artikel beftimmten Wahlen Tann ein Mitglied 
der erften Kammer, oder ein bei den Wahlen des Adels Stimmfähiger oder 
Wählbarer Antheil nehmen. 

8. 58. Ein Mitglied der erften Kammer Tann nicht zur zweiten ge- 
wählt werden. 

8. 59. Alle Wahlen der Abgeoröneten gefchehen auf 6 Jahre. Es 
ift aber nicht verboten, nach dem Ablaufe diefer Zeitperiode, den Gemählten 
wieder auf 6 Jahre zu wählen. 

Während diefer Zeit findet eine neue Wahl von Abgeordneten für den 
Heft der 6 Jahre nur dann flatt: 1) wenn ein Abgeordneter ftirbt oder 
unfähig wird; 2) wenn ein &ewählter die Wahl ablehnt. Dieſes Tann er 
aber nur wegen ärztlich befcheinigter Krankheit, oder wenn häusliche Berhält- 
niffe, nach dem Zeugniffe der vorgefegten Behörde, die perfünfiche Gegen- 
wart des Gewählten zu Haufe mefentlich erfordern. Auch die Staatsdiener 
find an diefe Regel gebunden, wenn ihnen nicht der Urlaub verfagt wird. 

Beränderungen in der Steuerquote, oder dem Dienftverhältniffe während 
der Dauer eines Landtags machen für dieſen Landtag nicht unfähig, den 
Fall der Entjegung vom Dienfte, oder der Suspenflion vom Dienfte und 
Gehalte, oder des Verluſtes, oder der Suspenfion des Staatsbürgerrechts 
ausgenonmen. 

8. 60. Ber als Mitglied der einen oder der andern Kammer auf 
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Landtagen erfcheinen will, darf nie wegen Verbrechen oder Vergehen, die 
nicht blos zur niederen Polizei gehören, vor Gericht geftanden haben, ohue 
gänzlich freigefprochen worden zu fein. 

8. 61. Weder in der erften noch in der zweiten Kammer darf man 
fein Stimmrecht durch einen Stellvertreter ausüben laffen, oder für feine 
Stimme Inſtructionen annehmen. 

In dem Falle jedoch, wenn ein Standesherr durch Minderjährigkeit 
oder Curatel abgehalten wird, tritt der Agnat, welcher die Vormundſchaft 
oder Curatel führt, an deſſen Stelle, vorausgeſetzt, daß derſelbe in jeder 
Hinſicht als gehörig qualificirt erſcheint. Auch ſoll ein Standesherr in ſol⸗ 
chen Fällen, wo er durch Gründe, welche auch in der zweiten Kammer ent⸗ 
ſchuldigen, verhindert wäre, wenn die erſte Kammer dieſe Gründe für zu- 
länglich erfennt, das Recht haben, fi durch den nächſten Agnaten, wenn 
diejer gehörig qualificirt ift, fiir diefen Yandtag vertreten zu lafien. 

Diejes Recht fteht, unter denfelben Bedingungen, auch dem Senior der 
Familie der Yreiherrn von Riedeſel zu. 

Nie darf aber ein folcher Stellvertreter nach Inſtructionen handeln, umd 
ie, ebenfo wenig, wie ein aus eignem Rechte Berechtigter mehrere Stimmen 
führen. 

8. 62. In beiden Kammern haben die Mitglieder des Geheimen Staats- 
minifteriums und die ernannten Landtagscommiſſarien Zutritt ohne Stimmrecht. 

8. 63. Der Großherzog hat allein das Recht, die Stände zu berufen 
und die ftändifche Berfanmlung zu vertagen, aufzulöfen und zu fihließen. 

Eine willkührliche Vereinigung der Stände ohne Einberufung, oder nad) 
dem Schluſſe, der Bertagung oder Auflöfung, ift gefegwidrig und ftrafbar. 

8. 64. Der Großherzog wird die Stände wenigſtens alle 3 Jahre 
verfammeln. 

Im Falle einer Auflöfung wird er binnen 6 Monaten eine nene Stände- 
verjammlung berufen. 

$. 65. In dem Falle einer Auflöfung erlöjchen alle Rechte ans den 
bisherigen Wahlen, und es miüflen fiir die neu einberufene ftändifche Ber- 
fammlung neue Wahlen ftattfinden. Bei diefen Wahlen find jedoch auch die 
früher Gewählten wählbar. 

$. 66. Die Stände find nur befugt, fich mit denjenigen Gegenftänden 
zu bejchäftigen, welche die nachfolgenden Paragraphen zu ihrem BWirkungs- 
freife verweifen. 

Die Ueberſchreitung diefer Befugniß ift ebenfo zu betrachten, wie eine 
willkührliche Bereinigung. 

$. 67. Ohne Zuftimmung der Stände kann keine directe oder imdirecte 
Auflage ausgejchrieben oder erhoben werden. 

Das Finanzgeſetz, welches immer auf 3 Jahre gegeben wird, foll zuerft 
der zweiten Kanımer vorgelegt werden, weldye darüber, nach einer vorherigen 
vertraulichen Beiprechung mit der erften Kammer durch die Ausfchüfle, ihre 
Beichlüffe zufaffen hat. Die Beichlüffe der zweiten Kammer kann die erſte 
nur im Ganzen annehmen oder verwerfen. 

Geſchieht das Legtere, jo wird das Finanzgefeß in einer Berfammlung 
der vereinigten beiden Kammern, unter dem Borfige des Präfidenten der erften, 
discutirt und der Beſchluß nach abjoluter Stimmenmehrheit gefaßt. 
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8. 68. Die Bewilligungen dürfen von feiner Kammer an die Beding- 
ung der Erfüllung beſtimmter Defiderien geknüpft werden. 

Beide Kammern find jedoch befugt, nicht nur eine vollftändige Weberficht 
und Nachweiſung der StaatSbedürfniffe, fondern auch eine genügende Aus- 
funft über die Verwendung früher verwilligter Summen zu begehren. 

8. 69. Die Auflagen, infofern fie nicht bloß für einen vorübergehenden 
und bereits erreichten Zwed beftimmt maren, dürfen, nad) Ablauf der Ber: 
willigungszeit, noch ſechs Donate fort erhoben werden, wenn die Stände- 
verjammlung aufgelöst wird, ehe ein neues Finanzgefeß zu Stande kommt, 
oder wenn die ftändifchen Berathungen fich verzögern. 

Dieje ſechs Monate werden jedoch in Die neue Finanzperiode eingerechnet. 

$. 70. Die Civillifte kann während der Dauer der Regirung eineß 
Großherzogs weder, ohne Seine Bewilligung, gemindert, noch, ohne Zuftinm- 
ung der Stände, erhöhet werden. 

8. 71. In anßerordentlichen Fällen , wo drohende äußere Gefahren 
die Aufnahme von Capitalien dringend erfordern, die Einberufung der Stände 
aber, oder eine vorläufige Berathung mit denfelben, durch äußere Verhältniſſe 
unmöglih gemacht wird, kann die Staatsregirung die erforderlichen Summen 
lehnbar aufnehmen, vorbehältlih der Nachmweifung ihrer Verwendung und der 
Berantwortlichteit der oberften Staatsbehörde. 

$. 72. Ohne Zuftinnmung der Stände kann kein Geſetz, auch in Bezug 
anf da8, Landespolizeiweſen gegeben, aufgehoben oder abgeändert werben. 

Wenn bei beftehenden Geſetzen die doctrinelle Auslegung nicht hinreicht, 
jo tritt nicht authentische Auslegung, fondern die Nothwendigkeit einer neuen 
Beſtimmung, durch einen Akt der Gefetgebung ein. 

8. 73 Der Großherzog ift befugt, ohne ftändifche Mitwirkung, die zur 
Vollſtreckung und Handhabung der Gefege erforderfichen, fowie die aus dem 
Auffihts- und Berwaltungsrechte ausfliegenden Verordnungen und Anftalten 
zu treffen, und in dringenden Fällen das Nöthige zur Sicherheit des Staates 
vorzufehren. 

$. 74. Dem Großherzoge fteht die ausfchließende Verfiigung über das 
Militär, die Formation desfelben, die Disciplinargewalt und das Recht, alle 
den Kriegsdienft betreffenden Verordnungen zu erlaffen, ohne ftändifche Mit- 
wirkung zu. 

Der erlaffene und von dem. Großherzoge Binfichtlih der Officiere noch 
zu erlafiende Militärftrafcoder fol jedoch, infoferne er ſich nicht auf die be- 
zeichneten Gegenftände bezieht, ohne ftändifche Mitwirkung fünftig keine Ab⸗ 
änderung erleiden. 


8. 75. Wenn auch nur eine Kammer gegen einen Geſetzesvorſchlag 


ftunmt, fo bleibt das Geſetz ausgeſetzt. 

Wird aber ein folches Gefeß auf dem nächften Landtage von der Regir- 
ung den Ständen wieder vorgelegt und wieder von der einen Kammer abge- 
fehnt, von der andern aber angenommen, fo werden, wenn die Regirung es 
nicht vorzieht, den Vorſchlag zurüdzunehmen, die Stimmen für und wider die 
Annahme in beiden Kammern zuſammengezählt, und e8 wird, nach der fich 
dann ergebenden Stimmenmehrheit, fiir oder gegen die Annahme entichieden. 

8. 76. Geſetzesentwürfe können nur von dem Großherzoge an die 
Stände, nicht von den Ständen an den Großherzog gebracht werden. ‘Die 
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Stände können aber, im Wege der Petition, auf neue Geſetze, fo wie auf 
Abänderung oder Aufhebung der beftehenden antragen. 

8. 77. Aushebungen zur Vermehrung der Truppen über die YBundes- 
pflicht hinaus können nur durch ein Geſetz beftimmt werden, unbefchadet jedoch 
des Rechts der Staatsregirung, in dringenden Fällen die zur Sicherheit und 
Erhaltung des Staates nothwendigen Vorkehrungen zu treffen. 

8. 78. Die gefammte Staatsjchuld, welche ohne ftändifhe Einwilligung 
nie vermehrt werden kann, ift als ſolche durch die Verfaffung garantirt. Die 
Art und Weife ihrer Zurückzahlung beftimmt das Schufdentilgungsgefek. 

8. 79. Die Kammern haben das Recht, dem Großherzoge alles das- 
jenige vorzutragen, was fte, vermöge eines übereinftinnmenden Beſchluſſes, für 
geeignet halten, um als eine gemeinjchaftliche Befchwerde, oder als ein gemein- 
ſchaftlicher Wunfh an Ihn gebracht zu werden. 

8. 80. Insbeſondere haben auch die fländifchen Kammerndie Befugniß, 
auf die in dem vorhergehenden Paragraphen beftimmte Art diejenigen Be- 
fchwerden an den Großherzog zu bringen, welche jie fich gegen da8 Benehmen 
der Staatsdiener aufzuftellen bewogen finden könnten. 

8. 81. Einzelne und Corporationen können fi) nur dann an die ftän- 
diſchen Kammern wenden, wenn fie in Hinficht ihrer individnellen Intereſſen 
ſich auf eine unrechtliche oder unbillige Art für verlegt oder gedrückt halten, 
und wenn fie zugleich nachzugeigen vermögen, daß fie die gejeglichen und 
verfaffungsmäßigen Wege, um bei den Staatsbehörden eine Abhilfe ihrer 
Beſchwerden zu erlangen, vergeblich eingefchlagen haben. 

Eine ſolche Petition kann den Ständen, wenn fie diefelbe nicht alsbald, 
oder nach der ihnen von dem Geheimen Staatsininifterrum oder den Land- 
tagscommiſſarien ertheilten Auskunft, als ungegrändet verwerfen, Veranlafjung 
geben, von der in den vorhergehenden Parapraphen ausgeſprochenen Befugniß 
der Befchwerdeführung Gebrauch zu machen. 

Ein Petitionsrecht der Einzelnen und der Corporationen in Hinficht all- 
gemeiner politifcher Interefien, welche zu wahren bloß den Ständen gebührt, 
findet nicht ftatt und eine Bereinigung Einzelner oder ganzer Sorporationen für 
einen folchen Zwed ift gejegwidrig und ftrafbar. 

8. 82. Wenn die eine Kammer der andern in Hinficht auf eine Peti- 
tion oder Beſchwerdeführung nicht beiftimmen follte, fo bleibt es der Letztern 
unbenommen, die Höchfte Regirung von der beabfichtigten Petition, oder Be- 
jchwerbeführung im Wege der gewöhnlichen Mittheilung, mit dem Bemerken 
in Kenntniß zu fegen, daß diefelbe der andern Kammer, welche aber ihre Zu- 
fiimmung verfagt babe, mitgetheilt worden fei. 

$. 83. Die Stände find für den Inhalt ihrer freien Abſtimmung nicht 
verantwortlid. Dagegen fchügt das Recht der freien Meinungsäußerung nicht 
gegen den Borwurf der Berläumdung, welche Einzelne in diefer Aeußerung 
etwa finden follten. 

Den Einzelnen bleibt in ſolchen Fällen das Klagerecht, welches ihnen 
gegen Berläumdungen nah den Gefegen zufteht. Klagen diejer Art follen 
bei dem Provinzialjuftizcollegiuum derjenigen Provinz angebracht werden, im 
welcher der Landtag gehalten wird. 

8. 84. Während der Dauer des Landtags find die Perfonen, welche 
zu der Ständeverfanmlung gehören, feiner Art von Arreft, als mit Einwil⸗ 
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ligung der Kammer, zu welcher fie gehören, unterworfen, den Fall der Er⸗ 
greifung auf frifcher That bei ftrajbaren Handlungen ausgenomnten, in welchem 
alle aber alsbald der Kammer, zu welcher der Berhaftete gehört, die An> 
zeige des Vorfalls, mit Entwidelung der Gründe, gemacht werben fol. 

$. 85. Der Öroßherzog ernennt den erften Präfidenten der Kammer 
für die Dauer des Landtags. — Sobald zwei Drittel derjenigen Mitglieder, 
welche einberufen werden mußten und hätten erfcheinen können, eingetroffen 
find, verſammelt der landesherrliche Commiſſär die Kammer, um biefelbe vor- 
läufig zu conftituiren, worauf fie, unter Borfig des erften Präfidenten, oder, 
wenn noch feiner ernannt fein follte, unter Leitung des Commiffärs, dem 
Großherzoge drei Mitglieder zur Auswahl des zweiten Präfidenten für dieſen 
Landtag vorjchlägt und alstann zur Wahl zweier Secretarien für die Dauer 
dieſes Landtags ſchreitet. 

8. 86. Die zweite Kammer kann, ſobald 27 Mitglieder erſchienen ſind, 
deren Zulaſſung leinem Zweifel unterworfen zu ſein ſcheint, vorläufig conſti⸗ 
tuirt werden. — Dieſes geſchieht durch die Einweiſungscommiſſion. Bei der 
Berufung eines Landtags mit neuen Wahlen wird alsdann ſogleich, unter der 
Zeitung der Einweiſungscommiſſion, zur Auswahl von 6 Mitgliedern geſchritten, 
welche dem Großherzoge, zur Ernennung des erften und zweiten Präfidenten, 
vorgejchlagen werden. Bei der Berufung eines Landtags ohne neue Wahlen 
dagegen wird die Einweifungscommiffion dem älteften Ditgliede der Kammer 
einftweilen den Präfidentenftuhl anweiſen, um unter Affiftenz zweier Secretäre, 
welche dasjelbe fih zu diefem Alte ernennt, zur Wahl der 6 zu den Präft- 
dentenjtellen vorzufchlagenden Mitglieder zu fchreiten. — Sobald die Präfi- 
denten für Ddiefen Landtag ernannt find, wird zur Wahl der beiden Secre- 
tarien für diefen Landtag gefchritten. 

8. 87. Die definitive Entjcheidung über die Gültigkeit der Wahlen 
und über die Zulaffung, Abweifung, oder Befreiung der Mitglieder der Kam⸗ 
mer gehört zu der Competenz einer jeden Kammer, fobald die ftändifche Ber- 
ſammlung eröffnet worden ift. 

8. 88. Die Eröffnung der Ständeverfammlung gefchieht mit beiden 
Kanımern zugleich von dem Großherzoge in Perfon, oder von einem von Ihm 
dazu ernannten Commiſſär. 

Die neu eintretenden Mitglieder der Stände leiften bei dieſer Eröffnung 
folgenden Eid: 

Ich ſchwöre Treue dem Großherzoge, Gehorſam dem Geſetze, 
genaue Befolgung der Verfaſſung, und in der Ständeverſammlung 
nur das allgemeine Wohl, nach beſter, eigner, durch keinen Auftrag 
beſtimmter Ueberzeugung berathen zu wollen. 

Die nach der Eröffnung erſt eintretenden Mitglieder ſchwören dieſen Eid 
in die Hände des Präſidenten ihrer Kammer. 

$. 89. Die Propoſitionen der Regirung werden den Kanmern, oder 
derjenigen, welche zuerſt darüber beratben fall, durch Mitglieder des Geheimen 
Staatsminiſteriums, oder durch die ernannten Landtagsconmiſſarien vorgelegt. 

8. 90. Jedes Mitglied der Stände hat das Recht, in der Kammer, 
zu welcher e8 gehört, Motionen über Gegenftände, welche zu dem Wirfungs- 
freife der Kammern gehören, zu machen. 

Reichlen, Staatsrecht. II. 21 
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8. 91. Die von einer Kammer abgelehnten Anträge der Regirung, 
oder der andern Kammer, oder eines Meitgliedes der Kammer, können auf 
demfelben Landtage nicht wiederholt werden. 

8. 92. Die Vorbereitung zur Berathung gefchieht durch gewählte 
Ausſchüſſe. 

8. 93. Bu einem gültigen Beſchluſſe gehört in der erſten Kammer die 
Abftimmung von wenigftend '/, derjenigen Mitglieder, welche einberufen werden 
mußten und hätten erfcheinen können; in der zweiten Kammer die Abftimmung 
von menigftens 27 Mitgliedern und in beiden Stammern Stimmenmehrheit. 

Bei Stimmengleichheit entfcheidet der Antrag der Regirung, bei andern 
Gegenſtänden die Meinung für das Beftehende und bei Beichwerden gegen 
öffentliche Behörden, oder Einzelne, die diefen günftigere Anficht. 

8. 94. Wenn eine Kammer nicht auf die Art befegt ift, welche, nad 
den vorhergehenden Paragraphen, zur Faſſung gültiger Befchlüffe gefordert 
wird, fo mird die unvollftändig beſetzte Kammer al8 eimmilligend in die Be— 
fchlüffe der vollftändig bejegten angefehen. 

8. 95. Die Kammern haben, außer in den befonder8 ausgenommenen 
Fällen, feine Berathungen mit einander zu pflegen, fondern nur ihre gefaßten 
Befchlüffe fich gegenfeitig mitzutheilen. 

Jedem Ausſchuſſe der einen Kammer aber ift e8 erlaubt, fich mit dem 
entfprechenden Ausſchuſſe der andern Kammer in dem alle zu benchmen, 
wenn der Gegenftand zur Berathung beider Kammern, entweder durch einen 
Antrag der StaatSregirung, oder durch Mittheilung des Befchlufies der andern 
Kammıer gebracht worden ift. 

$. 96. Die Stände fünnen mit feiner andern Behörde, außer mit dem 
Geheimen Staat3minifterium und den ernannten Yandtagscommiffarien, in Be- 
nehmen treten. 

Die Ausſchüſſe haben fi) mit den Mitgliedern des Geheimen Staats- 
minifteriums und den ernannten Tandtagsconmiffarien zu benehmen, um die 
erforderlichen Nachrichten zu erhalten, oder um zu einer Ausgleihung etwai- 
ger abweichender Anfichten zu gelangen. 

S. 37. Alle Beichlüffe der einen Kammer müfjen der andern zu gleich- 
mäßiger Berathung mitgeteilt werden, wenn fie nicht folche Gegenftände be- 
treffen, worüber verfafjungsmäßig ein Beſchluß der einen Kammer, unabhängig 
von dem-der andern, zur Wirkſamkeit gelangen kann. 

8. 98. Die gemeinfchaftlihen Beichlüffe der Kammern werden dem 
Großherzoge, oder dem von ihm dazu beſtimmten Commiflär, durch eine ge- 
meinfchaftliche Deputation überreicht. 

8. 99. Die Kammern haben ihre Verhandlungen, infofern fie ſich nicht 
über vertrauliche Eröffnungen der Regirung, oder der andern Kammer oder 
an folche eritreden, duch den Drud befannt zu machen. 

$. 100. Unter derfelben VBorausfegung haben fie auch das Recht, eine 
beftimmte Anzahl von Zuhörern, nad) den darüber beftehenden oder künftig 
zu treffenden veglementarijchen Beftimmungen zuzulafien. 

8. 101. Der Landtag wird von dem Großherzoge, entweder in eigener 
Berfon oder durch einen dazu befonderd beauftragten Commifjär, gefchlofien 
und alsdann der den Ständen fchon vorher mitgetheilte Yandtagsabfchied, 
duch den Großherzog verfündigt. ; 
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Neunter Titel. 
Allgemeine Beftimmungen. 


8. 102. Der Fiscus fteht in allen privatrechtlihen Verhältniſſen vor 
den Gerichten. 

$. 103. Für das ganze Großherzogthum fol ein bürgerliches Geſetz— 
buch, ein Strafgefegbuch und ein Gejegbuch über das Verfahren in Redjts- 
fachen eingeführt werden, 

8. 104. Ausfchliegliche Handels - und Gewerbsprivilegien follen nicht 
fattfinden, außer zufolge eines bejonderen Geſetzes. 

Patente für Erfindungen dagegen kann die Regirung auf beſtimmte Zeit 
ertbeilen. 

$. 105. Die Strafe der Eonfiscation des ganzen Vermögens ſoll für 
alle Zeiten abgejchafft fein. 

Die an die Stelle tretenden zwedmäßigeren Strafen fol das Gefeg 
bejtimmen. 


Zehnter Titel. 
Bon der Gewähr der Berfaffung. 


$. 106. Jeder Negirungsnachfolger fichert, bei dem Antritte feiner 
Regirung, den Ständen die unverbrüchliche Feſthaltung der Berfaffung iu 
einer Urkunde zu, welche den Ständen zugejtellt und in dem ftändifchen Archive 
niedergelegt wird. 

8. 107. Im alle einer Vormundſchaft oder einer anderen Berhinder- 
ung des Großherzog an der Selbftausübung der Regirung, ſchwört der 
Bermejer, bei dem Antritte der Negentjchaft, in einer deßhalb zu veranftal- 
tenden Ständeverfammlung folgenden Eid: 

Ich ſchwöre, den Staat in Gemäßheit der Verfaffung und der 
Geſetze zu verwalten, die Integrität des Großherzogthung und die 
Rechte der Krone zu erhalten und dem Großherzoge die Gewalt, 
deren Ausübung mir anvertraut ift, getren zu übergeben. 

8. 108. Alle Staatsbürger find bei rer Auſäſſigmachung und bei der 
Huldigung , fowie alle Staatsdiener bei ihrer Anftellung, fofern fie diejes 
nicht ſchon gethan haben, verbunden, folgenden Eid abzulegen: 

Ich ſchwöre Treue dem Großherzoge, Gehorſam dem Gefege und 
Beobachtung der Staat3verfaflung. 

8. 109. Die großherzoglichen Staatsminister und jäntmtliche übrigen 
Ztaat3diener find, injofern fie nicht in Folge von Befehlen ihrer vorgefegten 
Behörden handeln, jeder innerhalb feines Wirkungsfreifes fir die genaue Bes 
obachtung der Berfafjung verantwortlich. 

Das Gefeg über die Verantwortlichleit der Mimfter und der oberften 
Staat8behörden bildet einen integrivenden Theil der Berfaffung. 

8. 110. Abänderungen und Erläuterungen der Berfaflungsurtunde 
können nie anders, als mit Einwilligung beider Kammern gejchehen. ' 

In der zweiten Kammer ift hierzu die Zuftimmung von wenigſtens 26 
Mitgliedern und in der erſten Kammer, bei Stimmenmehrheit, die Zuſtimmung 
von wenigſtens 12 Mitgliedern erforberlich 
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Mt aber die Anzahl der an der Abftimmung wirklich theilnehmenden 
Mitglieder fo groß, daß zwei Drittel davon mehr betragen, als bie 
ausgedrüdten Zahlen, fo ift die Zuftimmung von zwei Drittel der wirklich 
Abftimmenden erforderlich. 

Inden Wir die vorftehenden Beitimmungen hiermit als die Staats- 
grundverfaffung Unſers Großherzogthums öffentlich erklären, verfihern Wir 
zugleich hierdurch förmlich und feierlich, daß Wir die darin "enthaltenen Ge⸗ 
lobungen nicht nur ſelbſt treu und unverbrüchlich halten, ſondern auch dieſe 
Verfaſſung gegen alle Eingriffe und Verletzungen zu ſchützen und zu erhalten 
ftet8 bedacht fein werden. 

Defien zur Urkunde haben Wir dieſes Staatsgrundgejeg eigenhändig 
unterjchrieben und mit dem großen Staatöfiegel verfehen laffen. 

Sp geſchehen in Unferer Refidenzftadt Darmftadt den 17. December 1820. 


(L. S.) 


Endewig. 
ig von Grolmaun. 
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X. 
Solflein und Lauenburg. 


A. Quellen. 


Vergleiche in Anfehung des Staatsrehts von Holftein und 
Lauenburg: 

1. Allerhöchſte Bekanntmachung vom 28. Yanuar 1852. 

2. Bundesbeſchluß vom 29. Yuli 1852. 

3. Bundesbefchluß vom 11. Februar 1858, 

4. Berfaffungspatent für das Herzogthum Lauenburg vom 20. De⸗ 
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5. Verordnung, betreffend die Verfaflung des Herzogthums Holftein 
vom 11. Juni 1854. 

Anhang: Verordnung vom 15. Mai 1834, in fo weit fie noch 
gelten foll. 

6. Verordnung, betreffend die Verfaflung ber bänifchen Monarchie 
für deren gemeinfchaftliche Angelegenheiten. 

7. Verfaflungsgefeg für die gemeinfchaftlichen Angelegenheiten ber 
Monarchie vom 2. October 1855. 

8. Borläufiges Geſetz, betreffend die Wahlen für den Reichsrath vom 
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9. Bekanntmachung, betreffend vie nühere Beftimmung ver befonveren 
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in den Herzogthümern Holftein und Lauenburg, vom 21. Yuni 1856. 


B. Riteratur. 
Vergleiche in Anfehung ber Literatur bes Stantsrechtes von: 
10. Holſtein. 

Jenſen und Hegewiſch, Privilegien ber ſchleswig- holfleinifchen Ritterſchaft. 
Kiel, 1797. 

E. Schlegel, Staatsreht bes Königreihe Dänemark und ber Herzogthümer 
Schleswig, Holftein und Lauenburg. 1828. 

Fald, Sammlung ber wictigften Urkunden, weiche auf das Staatsredht ber 
Herzogthümer Schleswig und Holftein Bezug haben. Kiel, 1847. 

Derjelbe. Die biftorifhen Lanbesrechte in Schleswig und Holftein urkundlich. 
2te Aufl. Hamburg, 1847. 


XI. 
Suzxemdurg und Limburg. 


Duellen. 


Bergleihe in Anfehung des Staatsrechtes von Luxemburg 
und Limburg: 

1. Verfaſſung des Großherzogthums Luxemburg vom 9. Juli 1848. 

Anhang: Protocoll über die Eidesleiſtungen des Königs vom 
10. Juli 1848. 

2. Geſetz, über: die Wahlen zur Sammer ver Abgeerbneten vom 
23. Juli 1848. 

3. Thronrede vom 7. October 1856. 

4. Adreſſe der Kammer ver Abgeordneten vom 24. October 1856. 
Proclamation des König Großherzogs vom 27. November: 1856. 
Verordnung über Revifion der Berfaffung vom 27. Nov. 1856. 
Revidirte Verfaſſung des Großherzogthums. 


ang 
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XI. 
Hroßherzoglih- und herzoglich- [äh fifche Sänder. 


A. Quellen, 


Vergleiche in Anfehung des Staatsrechtes von den großber- 
zoglich= und herzoglich-ſächſiſchen Rändern: 
a) Großherzogthum Sadhfen: Weimar. 

1. Revidirtes Grundgefeß vom 15. October 1850. 

2. Gefe über Erhebung ven Anklagen gegen Minifter vom 22. Octo- 
ber 1850. . 

3. Patent und proviforifches Gefeg über die Aufhebung der Grund- 
rechte vom 22. October 1851. 

4. Wahlgefe vom 6. April 1852. 

5. Verorbnung, die Verwaltung des großberzoglichen Kammervermö⸗ 
gens betreffend vom 4. Mai 1854. 


b) Herzogthum Sachfen- Meiningen. 
1. Grundgeſetz für die vereinigte landſchaftliche Verfaffung vom 
23. Auguft 1829. . 


2. Geſetz, über die Wuhl ver Kandtagsabgeorpneten vom 25. Yuni 1853. 
3. Gefet, über das Domänenvermögen vom 3. Juni 1854. 
c) Herzogthum Sachen: Altenburg. 

1. Grundgeſetz vom 29. April 1831. 

2. Geſetz, über vie landſchaftliche uterpellationsbefugniß vom. 
7. April 1849. 

3. Geſetz, die Finanzperioden des Landes betreffend vom 16. Sep⸗ 
tember 1850. | 

4. Batent, die Bunvesbefchlüffe vom 23. Augujt 1851 betreffend 
vom 26. Mai 1852. 

Minifterialbefanntmachung vem 23. October 1852. 

5. Geſetz, die Aufhebung der landſchaftlichen Initiative bei Geſetzes⸗ 
vorfchlägen betreffen vom 11. Februar 1854. 

6. Geſetz über die NRechtsverhältniffe des Domanialvermögens vom 
18. März 1854. 

7. Verordnung, die landjchaftlichen Wahlen betr, vom 12. März 1850. 
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d) Die Herzogthümer Sachſen-Coburg uud Gutha. 


1. Das Einführungsgefeg zum Stantsgrundgejeße u. |. w., vom 
1. Juni 1852. 
2. Das Staatögrundgefeg vom 3. Mai 1852, ' 
Wahlordnung für die Landtage d. eod. (Beilage I. zum Staats» 
grunbgefeß). | 
3. Anhang: 
a) Gefeß, die ‘Domänen im Herzogthume Coburg betreffend vom 
29. December 1846. 
b) Gefeß über die Berhältniffe des Domaniums im Herzogthume Gotha, 
vom 1. März 1855. 
Anlage a) Vergleich über die Ausfcheinung des Domänenguts 
und Staateguts. | 
Anlage b) Vertrag über die Verwaltung und Nukung bes Do- 
mänenguts, 
A 


Revidirtes Grundgefek über die Verfaffung des Großherzogthums 
Sachſen -Weimar-Eifenach, vom 15. October 1850. 


Wir Carl Friedrih, von Gottes Gnaden Großherzog von 
Sachſen-Weimar-Eiſenach, Landgraf in Thüringen, Mark— 
graf zu Meißen, gefürfteter Graf zu Henneberg, Herr zu 
Blantenhayn, Neuftadt und Tautenburg x. x. 


Nachdem im Laufe der Zeit und mit eingetretener Veränderung mancher 
Umftände verfchiedene Abänderungen des von Unferm in Gott rubenden 
Herrn Bater,, dem Großherzoge Carl Auguſt, verliehenen Grundgeſetzes über 
die Berfaffung des Großherzogthums vom 5. Mai 1816 ſich als nöthig 
oder zwedmäßig erwiefen haben, ift eine Revifion dieſes Grundgeſetzes von 
Uns angeordnet worden, und nachdem diejelbe innerhalb der biefür ver: 
faffungsmäßig erforderten Formen unter Beirath und Zuftimmung Unſeres 
getreuen Landtages ftattgefunden hat, verkünden Wir hiemit nachftehendes 
revidirtes Grundgefeg über die Verfaſſung des Großherzogthums Sachen: 
Weimar-Eifenadh vom 5. Mai 1816, wie folgt: 


Erfter Abſchnitt. 


Allgemeine Beftimmungen. 


8. 1. In dem Großherzogthume Sachſen-Weimar-Eiſenach befteht 
eine Berfaffung, welche allen Zheilen des Großherzogthums, als einem 
Ganzen, gemeinfchaftlich ift. 

8. 2. Sämmtliche Staat3bürger werden duch Männer vertreten, welche 
aus ihrer Mitte duch freie Wahl als Yandtagsabgeordnete hervorgehen. 
Meber die Mobalität der Wahlen beftimmt ein befonderes Geſetz. 
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8. 3. Alle den Landtage zulommenden Rechte können nur durch die 


nach dieſem Geſetze erwählten Vertreter in der Art und unter den Beding- 
ungen ausgeübt werden, wie ſolches in gegenwärtiger Verfaſſungsurkunde, 
als einem Grundgefege des Großherzogthums Sachſen-Weimar-Eiſenach, 
niedergejchrieben: ift. 


Zweiter Abſchnitt. 
Rechte des Landtages. 


8. 4. Es ftehen dem Landtage folgende Nechte zu: 


1) das Recht, gemeinfchaftlih mit dem SLandesfürften die Staatsbedürf⸗ 


2 


— 


3) 


4) 


5) 
N) 


7) 


8) 


niffe zu prüfen und die zu ihrer Deckung erforderlichen Einnahmen 
und Ausgaben feftzufegen; 

das Necht, über jede Beiteuerung und andere Belaftung der Staats. 
bürger, fowie über jede allgemeine Anordnung, welche darauf Einfluß 
Baben möchte, ehe fie zur Ausübung kommt, gehört zu werden, der- 
geftalt, daß ohne dieſes Gehör und ohne Verwilligung bes Landtages 
weder. Steuern oder andere Abgaben und Leijtungen im Lande ausge- 
fohrieben und erhoben, noch Anleihen auf die Staatscaflen und das 
Bermögen der Staatsbürger gemacht, noch fonft Finanzmaßregeln er- 
griffen werden ditefen, welche das Staatövermögen oder das Vermö⸗ 
gen der Staatsbürger in Anfpruch nehmen oder die Gefährdung des 
Intereſſes des Landtages nach fich ziehen könnten; 

das Recht, die Rechnungen der Staatscaffen zu prüfen und ſowohl 
über darin bemerften Anftände Auskunft, al8 überhaupt über die Ber- 
wendung von Einnahmen der Staatscafien und aus dem Vermögen 
der Staatsbürger Nechenfchaft zu verlangen; 

das Recht, dem Landesfürften Bortrag zu thun über Mängel und 
Migbräuche in der Gefeggebung und in der Berwaltung des Landes 
mit gutachtlichen Borfchlägen zu Abftellung derſelben; 

das Neht, Beſchwerde und Klage zu erheben gegen das Staats- 
minifterinm und deſſen einzelne ‘Mitglieder ; 

da3 Recht an der Geſetzgebung in der Art Theil zu nehmen, daß 
Landesgejege, welche entweder die Yandesverfaffung betreffen oder die 
perjönliche Freiheit, die Sicherheit und das Eigenthum der Staats- 
bürger, fei e8 in dem ganzen Lande oder in einzelnen Landestheilen, 
zum Gegenftande haben, nicht ohne Zuftimmung des Yandtages er- 
laffen oder authentifch interpretirt werden können; 

Geſetze, welde nur für einzelne Corporationen im Staate gelten 
ſollen, können jedoch in Webereinftimmung mit der Corporation, und 
bloße Ortsgefege in Webereinftimmung mit der Gemeinde von dem 
Tandesfürften auch ohne Einwilligung des Landtages erlaflen werben; 
das Recht, daß ohne feine Zuſtimmung keine Abtretung vom Staats 
gebiete, wobei Staatsangehörige auß dem Staatsverbande treten, vor- 
genommen werden darf; 
das Recht, auch außer der Zeit feiner Verſammlung die im 8. 14. 
beſtimmten Befugniffe durch den Landtagsvorſtand ausüben zu laſſen. 
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Dritter Abſchnitt. 


Lanttag, Berfland, Rechte ter Abgeordneten, Svndikns, Erẽffunng des Laudtages, 
Geidyaftsertunng, Bertagung, Schluß, Auflefung des Laudteges. 


8. 5. Die Berfanmmlung der auf verfafjungsmäßige Weiſe erwählten 
Landtagsabgeordneten bildet den Landtag. 

8. 6. Die Landtage theilen fih in ordentlihe und außerordentliche. 
Zu einem ordentlichen Landtage werden die Yandtagsabgeordneten von drei zu 
drei Jahren und zwar regelmäßig in dem legten Jahre der Finanzperiode, zu 
einem außerordentlichen aber fo oft zufammengerufen, al3 es nad) dem Er— 
mefien des Yandesfürften oder nad) diefem Geſetze 88. 16., 68. nothwendig ft. 

8. 7. Der Ort, wo der Landtag gehalten werden foll, hängt von ber 
Beftimmung des Landesfürften ab; doch muß derfelbe nothwendig in dem 
Großherzogthume liegen. 

In der Regel wird die Refidenzftadt Weimar al3 Berſammlungsorit 
angejeben. 

8. 8. Nah erfolgter Eröffnung jedes ordentlichen oder außerordent⸗ 
Iihen Landtages führt vorläufig das ältefte Mitglied desjelben, als Alters 
präfident den Borfig und erläßt, wenn mindeſtens zwei Drittheile ber 
Mitglieder anweſend find, an diefelben die Aufforderung zur Wahl des 
Bräfidenten. 

8. 9. Bon der Wahl de3 Präfidenten und der beiden Bicepräfidenten, 
welche nach den Beſtimmungen der Geſchäftsordnung erfolgt, ft dem Yandes- 
fürften nur Anzeige zu machen. 

8. 10. Der Präfident leitet die Wahl der beiden (des erften und des 
" zweiten) Bicepräfidenten, welche gleichfalls nach der Borjchrift der Gejchäfts- 
ordnung erfolgt. 

8. 11. Der Präfident und die Bicepräfidenten bilden den Yandtags- 
Borftand. 

8. 12. Der Landtagsvorfiand bleibt jedesmal bis zum Zuſammentritte 
des nächften ordentlichen oder außerordentlichen Landtages in Wirkſamkeit und 
zwar auch dann, wenn die Auflöfung des YTandtages erfolgt it. 

8. 13. Die Sigungen find öffentlih. Die Geſchäftsordnung beftimmt, 
unter welchen Bedingungen vertraulide Sigungen ftattfiuden. 

Der Yandtag kann keine Sigung halten, wenn nicht wenigftens zwei 
Dritttheile der Abgeordneten zugegen find. Ein Beſchluß, welcher mit Ber- 
nadhjläffigung diefer Beftimmung gefaßt wird, ift ungiltig. 

8. 14. Rechte und Berbindlichfeiten des Vorftandes find folgende: 

1) dem Borftande liegt, wenn ein Landtag angeordnet worden, die Zus 
fammenberufung der Yandtagsabgeorbneten ob; auch können andere 
Mittheilungen an jene Abgeordnete dur Umläufe oder befondere 
Schreiben nur durch ihn erfolgen; 

2) der Borftand hat Alles fo vorzubereiten, daß der Landtag jedesmal 
zugleih mit feiner Eröffnung in volle Thätigkeit gejegt werden kann. 

Zu diefem Zwede follen dem Borftande, Hinlängliche Zeit vor Er⸗ 
Öffnung des Landtags , die nöthigen Mittheilungen gemacht werden; 
auch kann derfelbe in Anjehung der ihm erforderlichen Nachrichten, Auf- 
ſchlüſſe und Altenmittheilung ſich unmittelbar fowohl vor dem Yand- 
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tage als während desfelben an das StaatSminifterium wenden, welches 
die verlangten Exöffnungen und Mittheilungen zu gewähren hat, wem 
nicht befondere Bedenken entgegenftehen, welchen Falles die Gründe ber 
Berweigerung anzugeben find. 

Auch hat das Staatsminiſterium über kritiſche Tagen des Landes 

dem Vorſtande Mittheilung zu machen, damit er feinen Verpflichtun- 

“gen nachzukommen Gelegenheit erhalte. 

3) Der Vorftand hat bei allen Tandtagen die Gejchäfte nach Maßgabe der 
Geihäftsordnung zu leiten und zu vertheilen; 
4) der Yandtagsvorftand ift verbunden: 

a. auf die einftweilige Beſetzung folder Landtagsſtellen Rüdficht zu 
nehmen, welche bis zum nächſten Landtage nicht unbefegt bleiben 
können (8. 23.); 

b. beftändig den Faden aller Landtagsgejchäfte zu behalten und 
darüber zu wachen, daß Nichts gegen die Berfafjung gefchehe, 
wohl’ aber die von den Yandtage und von dem Landesfürften 
gefaßten Beſchlüſſe wirklich zur Ausführung kommen; 

ec. dafern ihm ein das allgemeine Befte betreffender Gegenftand, 
defien Ausführung auf einem bereitS vorhandenen Gefege beruht, 
jo dringlich ſcheint, daß folcher bis zum legten Landtage nicht 
wohl ausgefegt bleiben möchte, davon fofort bei dem Yandesfür- 
fter Anzeige zu machen, übergaupt den Landesfürften auch außer 
der Zeit der Yandtagsverfanmlung in Bezug auf die Staat3- 
verwaltung Bemerkungen und Borftellungen zu machen; 

d. wenn ſich die Anordnung eines außerordentlichen Landtages noth- 
wendig machen follte, mit vollftändiger Aufführung aller Gründe 
darauf anzutragen; 

e. fo oft er von dem PVorfigenden oder von dem Landesfürſten be> 
rufen wird, an dem zu feiner Zufammenkunft beftinmten Orte 
im Großherzogthume fich zu verfammeln. 

8. 15. In dem Yandtagsvorftande führt, ebenfo wie in dem Yandtage 
jelbft, der Präfident den Vorſitz. Nur in Berbinderungsfällen tritt der erfte 
und, wenn auch diefer verhindert fein follte, der zweite Bicepräfident an 
defien Stelle. Der Landtagsvorftand faßt nad Stimmenmehrheit Beſchlüſſe. 
Die Stunmengleichheit entjcheidet die Stimme des Borfigenden. 

$. 16. Sollte in der Zeit von einem Landtage zum andern ein Mit- 
glied des Borftandes ausfcheiden, fo haben die Bleibenden bis zut Eröff- 
nung des nächften Landtages das Amt zu führen. Sollten zwei Mitglieder 
des Borftandes in der Zwifchenzeit der Yandtage ausſcheiden, fo vereinigt 
fi die ganze Amtsthätigkeit in dem noch allein Gebliebenen. Im letztern 
Falle aber ift die Zufanmenberufung eines Landtages zum Zwecke einer 
Neumahl fofort anzuordnen. 

8. 17. Jeder Abgeordnete, von welchem Bezirke er auch fei, ift Ver⸗ 
treter al3 Staatsbürger und bat, aufer den Gejegen, feine andere Richt⸗ 
ſchnur anzuerkennen, al3 feine Ueberzeugung und fein Gewiſſen. 

Hieraus folgt: 

1) tein Abgeordneter hat befondere Verpflichtungen gegen diejenigen, welche 
ihn gewählt haben; 
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2) alle Borfchriften (Inftructionen), wodurd die Stimmfreiheit eines Ab- 
geordneten auf irgend eine Weiſe bejchräntt werden foll, find gefeß- 
widrig und ungiltig; 

3) übernimmt ein Abgeorbneter Aufträge zu Vorftellungen und Bitten bei 
dem Landtage, als wozu er allerdings berechtigt ift: fo verfteht fich 
diefeg unbejchadet der Yreiheit feiner Meinung und Stimme. 

8. 18. Niemand kann wegen feiner Aeußerungen in der Berfammlung 
des Landtages verantwortlih gemacht werden. Jede VBerunglimpfung der 
höchften Perſon des Landesfürſten, Beleidigung der Regirung, des Yandtages 
oder Einzelner ift jedoch verboten und nach den Geſetzen ftrafbar. 

8. 19. Kein Yandtagsabgeordneter darf während der Verſammlung 
des Landtages und bis acht Tage nach dem Schluffe oder nach einer Ber: 
tagung desfelben ohne Zuftimmung des legtern verhaftet oder in ftrafrecht- 
liche Unterfuchung genommen werden, mit alleiniger Ausnahme der Ergreif- 
ung auf frifcher That. In diefem legten alle ift dem Landtage von der 
getroffenen Maßregel fofort Kenntniß zu geben und es fteht ihm zu, Die 
Aufhebung der Haft oder der Unterfuchung bis acht Tage nach dem Schlufie 
des Landtages zu verfügen. Diefelbe Befugnig fteht dem Landtage in Be- 
treff einer Verhaftung oder Unterſuchung zu, welche über einen Abgeordneten 
zur Zeit der Eröffnung des Landtages bereit3 verhängt geweſen ift oder 
‚ während einer Vertagung verhängt wird. 

8. 20. Alle Abgeordnete genießen fiir die Zeit ihres Aufenthaltes auf 
dem Landtage, von und mit dem Tage vor der ausgefchriebenen Eröffnung 
bi8 und mit dem Tage nad dem Schluffe des Yandtages, eine tägliche Aus: 
löfung, ingleichen für jede Meile der Entfernung ihres inländifchen Wohn- 
orte8 von dem Orte des Yandtages eine Bergiitung für Reife» und Zehr⸗ 
ungsfoften aus der Staatscaſſe. 

8. 21. Zur Führung des Protocol und zur Abfaffung von Schriften 
auf dem Landtage, ingleichen zu den Außsfertigungen in LTandtagsangelegen- 
heiten außer dem Yandtage unter Yeitung des Vorftandes wählen fich die 
Abgeordneten einen Syndikus. Die Wahl ift dem Yandesfürften anzuzeigen. 

8. 22. Der Syndikus darf fein von den Landesfürſten unmittelbar 
befoldeter Diener fein. Er muß in Weimar fich weſentlich aufhalten. Seine 
Berpflichtung gefchieht vor dem Kreiögerichte zu Weimar. Der Landtag 
bat das Recht, ihn nach Befinden zu entlafjen. 

8. 23. Sollte fih der Fall ereiguen, daß zu einer Zeit, wo der 
nächfte Yandtag über zwei Monate noch entfernt ift, der Landtagsſyndikus ver- 
ftürbe oder feine Stelle niederlegte: fo hat der Borftand einftweilen die Stelle 
wieder zu befegen und nachher bei dem Landtage darüber entjcheiden zu laſſen, 
ob diefe Bejegung zu beftätigen, oder eine andere Wahl zu wünſchen fei. 

8. 24. Der Syndikus bezieht eine jährliche Bejoldung aus der Staatscaffe. 

8. 25. Während des Landtages fteht dem Syndikus diefelbe Unver⸗ 
letlichkeit der Perfon zu, welche den Abgeordneten zugefichert ift ($. 19.). 

8. 26. Wenn ein Landtag zufammenberufen werden foll, fo ergeht 
das deßhalb zu erlafiende landesfürftliche Decret an den Vorſtand, welcher 
an jeden Abgeordneten eine fchriftliche Einladung zu erlafien hat. 

Wie ein Abgeordneter in Gemäßheit eines foldhen Einladungsfchreibens 
zum Landtage eintrifft, fo bat er fich bei dem Präfibenten anzumelden. 


| 
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8. 27. Sobald nad erfolgter Einberufung eines ordentlichen oder 
außerordentlichen Landtages bei dem Bräfidenten mindeftens zwei Drittheile 
der Abgeordneten ſich angemeldet haben, gefchieht, auf vorgängige Anzeige 
des Landtagsvorftandes bei dem StaatSminifterium, die Eröffnung des Land» 
tages entweder von dem Landesfürften felbft oder durch eine zu dieſem Zwecke 
ernannte Commiſſion. 

8. 28. Die Yandtagsverfammlung bildet Eine Kammer. 

8. 29. Der Landesfürft läßt dem Landtage feine Anträge (Propo- 
fitionen) jchriftlich mittheilen, entweder auf Einmal oder nah und nad). 

Allen Berathungen und Schlußfaffungen des Landtages können landes⸗ 
fürftliche Commifjäre beiwohnen, weldye berechtigt find, an den Berathungen 
Theil zu nehmen, oder auch auf Anfragen Aufichlüffe zu ertheilen oder den 
Grund anzugeben haben, weßhalb diefelben nicht ertheilt werden können. 
Die Chef der Mlinifterialdepartement3 find als ſolche ſchon legitimirt; an- 
dere Staatsbeanıte find, wenn fie als Commiffäre von dem Yandesfürften 
oder von einem Departementächef ein für allemal oder für einzelne Gegen- 
ftände abgeordnet werden, befonder8 zu legitimiren. 

8. 30. Jeden Abgeordneten fteht e8 frei, Anträge an die Verſamm⸗ 
fung zu bringen. 

8. 31. Zur Bearbeitung der dem Landtage zur Beichließung vorliegen- 
den Gegenftände find regelmäßige Anjchüffe zu erwählen. Solche Ausſchüſſe 
fönnen, auf Berufung des Landtagspräfidenten und mit Genehmigung des 
Zandesfürften, auch außerhalb der Zeit der Landtagsverfammlung zufammen- 
treten, und es finden alddann auf die Mitglieder des Ausſchuſſes die Be⸗ 
flimmungen in den 88. 19, 20. gleichfalls Anwendung. 

8. 32. Die Beſchlüſſe des Landtags werden in Schriften über ein- 
zelne oder über mehrere Gegenftände zufammen von dem Borfitenden oder 
defien Stellvertreter unterzeichnet, dem Landesfürften übergeben. 

Der Landesfürft läßt feine Entſchließung hierauf ebenfalls ſchriftlich an 
den Landtag gelangen. 

$. 33. Die näheren Beitimmungen über den Geichäftsgang enthält 
die Geſchäftsordnung. 

$. 34. Dem Landesfürften fteht da8 Recht zu, den Yandtag nicht nur 
zu vertagen oder mitteljt eines Abſchiedes zu jchliegen, fondern auch gänzlich 
aufzulöjen. . 

Die Vertagung darf ohne Zuftimmung des Landtages die Frift von drei⸗ 
fig Tagen nicht überfteigen und während derjelben Diät nicht wieder eintreten. 

Erfolgt eine Auflöfung des Landtages, fo erlöfcht der Auftrag ſämmt⸗ 
licher Abgeordneter. Es müflen dann jedoch neue Wahlen angeordnet mer- 
den, bei welchen die Mitglieder der aufgelöften Berfammlung wieder wählbar 
find. Erfolgt diefe Anordnung binnen dreimonatlicher Frift nicht, fo ift der 
anfgelöfte Yandtag von felber wieder hergeftellt. 


Bierter Abſchnitt. 
Nähere Beflimmungen über die Ausübung ber dem Landtage zuſtehenden Hechte. 


8. 35. Sind der Landesfürft und der Landtag über die fänmtlichen 
für die nächften drei Nechnungsjahre und in diefen Jahren erforderlichen 
Steuern, über deren Betrag, Art und Erhebungsweije einverftanden: jo wer⸗ 
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ben Diefe Abgaben, als von dem Landtage vertvilligte und von dem Landes- 
fürften genehmigte, mittelft eines bejondern Steuergeſetzes ausgefchrieben. 

8. 36. Auf die bei dem Landtage feftgefegten und von dem Landes- 
fürften anerfannten Caſſenetats ift während der Nechnungsjahre auf das 
Strengfte und Unverbrücdlichite zu halten, wie tenn der Yandesfürft felbft 
fi feine Einweifung in eine der Staatscaſſen, welche jenem Etat in irgend 
einem Punkte entgegenläuft, erlauben wird. 

8. 37. Sollte über den dem Landtage vorzulegenden Etat, namentlich 
auch über die zur Beſtreitung der Staatsbedürfniſſe zu erhebenden Steuern 
eine Vereinbarung zwiſchen der Staatsregirung und dem Landtage bis zum 
Schluſſe der Sinanzperiode nicht erfolgen, fo fünnen von da an noch ein 
balbes Jahr lang die in dem früheren Etat bewilligten Steuern neben den 
fonftigen Einnahmen erhoben und nad Maßgabe der letzten Ausgabeetats 
verroendet werden. 

8. 38. Vom Ablaufe der ſechs Donate an (8. 37.) darf nur nod 
das, was zur Erfüllung derjenigen Staatsverbindlichfeiten erforderlich ift, 
deren Leiftung in Nechtäwege von der Staatscaſſe gefordert werden kann, 
vom Abwurfe des Staatsgutes, von indirecten Steuern und aushilfsweiſe 
von weiter augzufchreibenden Steuern verausgabt werden. 

8. 39. Domänen fünnen, vorbehältlihh befonderer Berabfchiedungen 
für Ausnahmsfälle, nur mit Zuftimmung des Landtages veräußert werden. 

8. 40. Zur Veräußerung minder bedeutender Theile des Staatsquts, 
namentlih auch zur Ablöfung der Rechte und Verpflichtungen desfelben, be- 
darf e8 der Einwilligung des Landtages nicht. 

F. 41. Alle aus ſolchen Beräußerungen und Ablöfungen herrührende 
Gelder und Einnahmen find dem Stammpermögen des Staates zu erhalten. 

8. 42. Auf den Fond der Vorräthe und Refte können bis zu zwei 
Drittheilen ihre Betrages Darlehen ohne Einwilligung des Landtages auf- 
genommen werben. 

8. 43. Sollten fi in der Zeit von einer der gewöhnlichen Landtags⸗ 
verfjammlungen zu der andern ſolche außerordentliche , nicht vorherzufehen 
gewefene Ereigniffe zutragen, welche aus der Staatcafle eine beträchtliche 
Zahlung, auf die in den Etat nicht gerechnet worden, unabwendbar erfor: 
dern, oder andere Anftrengungen und Yeiftungen der Staat3bilrger nothwen- 
dig machen: fo wird eine außerordentliche Verſammlung des Landtages vers 
fügt werben. 

8. 44. Die Durdficht, Prüfung und Abnahme aller Rechnungen über 
die dem Finanzdepartement unmittelbar untergeordneten Hauptcafjen gefchieht 
alljährlich von einer dur das Yinanzdepartement des Staatsminifteriums 
deghalb zu ernennenden Commiſſion und von einem Ausjchuffe der Landtags⸗ 
abgeordneten (dem Rechnungsausſchuſſe). Diefer Ausfchuß befteht außer dem 
Landtagsporftande aus ſechs mit abfoluter Stimmenmehrheit durch den Yand- 
tag zu mwählenden Abgeordneten. Die Wahl gejchieht fir die Dauer einer 
Finanzperiode. Die Juftification befchränft fi auf die Rechnung der Haupt- 
Staatscaffe und der noch zu bezeichnenden Specialcaffen. Doc fteht dem 
Rechnungsausſchuſſe frei, dabei auch auf die als Belege der Haupt - Staats- 
Caſſenrechnung anzujehenden Rechnungen der diefer mittelbar oder unmittel- 
bar untergeordneten Stellen einzugehen und diefelben oder einzelne Davon einer 
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Revifion unterwerfen zu laffen. Der Yuftificationsfchein zur Entlaftung der 
Rehmingsführer wird von denen vollzogen, melde aus dem Mittel des 
Rehnungsausfchuffes und aus der Commiſſion des Finanzdepartements an 
der Abnahme Theil genommen haben. 

8. 45. Sollte wegen bemerfter Mißbräuche in der Geſetzgebung oder 
in der Verwaltung des Landesfürſten von Seiten des Landtages Borftellung 
gethan werden, fo ift es, unbejchadet des dem Borftande nachgelafjenen Rechtes 
($. 14.), durchaus nothwendig, daß die Sache bei dem Landtage zum Vor⸗ 
trage und zur Abftimmung gekommen fei. 

Weder ein einzelner, noch mehrere vereinigte Volksvertreter dürfen ſich 
in diefer Eigenjchaft unmittelbar an den Landesfürften wenden. 

8. 46. Wenn irgend ein Staatöblirger, welcher zwar durch den Land⸗ 
tag mit vertreten wird, aber nicht ſelbſt Volksvertreter ift, ein Gebrechen, 
defien Abftelung das allgemeine Wohl zu erfordern jcheint, bemerkt oder einen 
nad) feiner Anficht zum Beften des Landes gereichenden Vorſchlag aufgefaßt 
bat, fo bleibt e8 ihm unbenommen, davon den Yandtag oder den Vorſtand 
Schriftlih in Kenntniß zu fegen. Es ift jedoch unftatthaft, daß zu dieſem oder 
zu einen andern Zwecke Deputationen im Landtage erfcheinen. 

8. 47. Alle Anordnungen des Regenten find nur alsdann gültige Re- 
girungshandlungen, wenn fie fehriftlich erlaffen und von einem oder mehreren 
Departementöchef3 mit unterzeichnet worden find. 

Wenn Regirungsverhandlungen in Frage find, welche nur in ein be- 
ftimmtes Departement gehören, fo erfolgt die Gegenzeihnung nur durch den 
Chef diefes Departements oder deffen Stellvertreter. Bei denjenigen Anord- 
nungen aber, welche nicht ausfchließlich in das eine oder das ander Depar⸗ 
tement gehören, haben ſämmtliche Departementächef3, in deren Departement 
die Sache einfchlägt, oder deren Stellvertreter gegenzuzeichnen. Die Wirkſam⸗ 
feit der Verfügung hängt jedoch auch in diefem Falle von der Contrafignatur 
Mebrerer nicht ab. 

8. 48. Die Departementächef3 im "Staatäminifterium , als folche und 
al3 Mitglieder des Gefammtminifteriums , find nicht nur für den, in Folge 
ihres amtlichen Wirkens, beftehe es in Handlungen oder Unterlaffungen, dem 
Staate zugefügten Schaden und Nachtheil, fei diefer durch böſe Abficht oder 
durch Verſchulden von ihnen herbeigeführt, nach civilrechtlichen Grundfägen 
verantwortlich, fondern fie werden auch wegen der durch ihr amtliches Wirken 
verurjachten Berfafjungsverlegungen oder Gefegesübertretungen nach den Be- 
ftimmungen der Strafgefege beitraft. 

S. 49. Wegen der Amtsführung der Departementschefs kann der Yand- 
tag nach feinem Ermefjen Klage oder Befchwerde erheben, wenn Unterjchleife 
bei öffentlichen Caſſen, Beftechlichkeit, gefegwidrige Eingriffe in die Rechtspflege, 
abfichtliche Verzögerung in der Verwaltung oder andere willführliche Eingriffe 
in die Verfaſſung oder in die gefegliche Freiheit, in die Ehre und in das 
Eigentum der Staatsbürger, oder endlich fonft ſolche Verletzungen der Amts⸗ 
pflichten eines Departementschef3 vorliegen, welche ausſchließlich der gericht- 
lichen Beftrafung vorbehalten find. Außerdem, und wenn nur die Unzwed- 
mäßigfeit des Verfahrens behauptet wird, ift nur Befchwerdeführung zuläffig. 

Auch fteht dem Landtage das Recht zu, Klage oder Bejchwerde zugleich 
mit gegen die Mitfehuldigen der Departementschefs zu richten. 


336 | Zweites Buch. 


8. 50. Eine zu erhebende Beichwerde wird, wenn fie vom Lanbiage 
befchloffen, durch den Vorſtand dem Tandesfürften unmittelbar überreicht, wor- 
auf der dadurch Betroffene mit einer Verantwortung, worin die angefod;- 
tene Verordnung oder fonftige Maßregel zu rechtfertigen ift, zu hören it. 
Erjcheint diefe Verantwortung nicht ausreichend, fondern die von dem Yand- 
tage angebrachte Rüge ganz oder zum Theil begründet, fo erfolgt landes— 
fürftlicher Seit die Anweiſung zur Verbeſſerung des Fehlers, zur Abftellung 
des Mangels, zur Aufhebung des Mißbrauches, vorbehältlich des dem Lan- 
desfürften zuftehenden Rechtes, auch anf die bloße Beſchwerdeführung, wenn 
fich bei dem weitern Eingehen in die Sache gröbere Ungebührniffe hervorthun, 
die förmliche Unterfuchung und Beitrafung bei den: Staatsgerichtähofe ($. 51.) 
beantragen zu laffen. 

Der Landtag fol von dem Erfolge feiner Bejchwerbeführung jedesmal 
in Kenntniß gejeßt werden. 

$. 51. Zur Verhandlung der gegen die Departementächef3 auf Anord- 
nung des LTandesfürften zu beantragenden Unterjuchungen, ſowie der vom 
Zandtage gegen diejelben zu erhebenden Klagen, wird ein befonderer Staat3- 
Gerichtshof errichtet, welcher befteht au8 dem Präfidenten des Oberappellations- 
gerichteß zu Jena und zwölf Räthen. 

8. 52. Diefe zwölf Räthe werden zur Hälfte durch den Yandesfürften, 
zur andern Hälfte aber durch den YTandtag aus den Räthen der inländifchen 
Gerichtshöfe gewählt, dergeftalt jedoch, daß fich fowohl unter den von dem 
Zandesfürften, al8 auch unter den von dem Landtage Gewählten je zwei Räthe 
des Oberappellationsgerichteß befinden müſſen. Landtagsabgeordnete find un- 
fähig, Mitglieder des Staat3gerichtShofes zu fein. Den dazu gewählten Rich 
tern fol der Urlaub nicht verfagt werden. 

Bei jedem ordentlichen Landtage kann die Wahl der Mitglieder des 
Staat3gerichtöhofes ſowohl von Seiten des Landesfürften als des Landtages 
ganz oder theilweife erneuert werden. 

$. 53. In dem Staatögerichtähofe führt der Präfident des Über- 
Appellationsgerichte8 und in VBerbinderungsfällen das jeweilige ältejte Mitglied 
aus der Zahl der aus diefem Collegium gewählten Räthe den Borfig. 

$. 54. Die dem Staatsgerichtshofe beizugebenden Schriftführer und 
fonftigen Hülfsarbeiter werden durch den Präfidenten erwählt. 

8. 55. Sollten einige Mitglieder des Staatsgerichtshofes in Folge ein- 
gewendeter Recufation oder aus andern Gründen, über deren Zulänglichkeit 
der Staatsgerichtshof zu erkennen hat, ausfcheiden, fo hat fi) der Staats— 
gerichtähof durch eigene Wahl aus den Räthen der inländischen Juftizcollegien 
zu ergänzen. 

8. 56. Der Staatögerichtshof ift zuftändig, fomohl zur progeffualifchen 
Verhandlung der erhobenen Anklagen als auch zur Entfcheidung über diefelben. 

8. 57. Die näheren Beitimmungen über die Erhebung von Anklagen 
gegen die Departementschefs, ſowie über das dabei einzuhaltende Berfabren, 
enthält ein befonderes Geſetz. 

8. 58. Die Entjcheidung über erhobene Anlagen ift in Gemäßbeit der 
beftehenden Geſetze zu geben. Diefelbe ift, wenn gejeglicher Grund zur Dienft- 
entjegung oder Dienftentlaffung vorliegt, auf diefe mit zu erftreden. 

Kommt bei einem folchen ftrafrechtlichen Verfahren das Intereſſe der 
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Staatscaffe mit in Frage, fo ift auf Antrag des Landtages der Civilpunct 
neben dem Anklagepuncte mit zur Entfcheidung zu bringen. 

Wird ein Departementächef durch den StaatsgerichtShof zu einer Strafe 
verurtheilt, ohne daß zugleich Dienftentfegung oder Dienftentlafjung zu erkennen 
it, jo bat derfelbe von feinem Anıte als Departementschef abzutreten. 

8. 59. Der Landesfürft übt rücfichtlich aller von dem Staatögerichts- 
Hofe zu verhandeluden Angelegenheiten das Recht, die Unterfuchung niederzu- 
fchlagen und das Recht der Begnadigung nur im Wege eines Gefeges mit 
Zuftimmung des Yandtages aus, 

8. 60. Der Vorſchlag zu neuen Gefegen kann fowohl von dem Lan⸗ 
besfürften dem Landtage, als von dem Landtage dem Landesfürſten vorgelegt 
werden. Berfagt in dem legtern Falle der Landesfürſt feine Genehmigung, 
fo kaun während derſelben Zuſammenkunft der Yandtag nicht wieder auf den- 
felben Vorjchlag zurückkommen. 

8. 61. Der Landesfürſt ift, wenn der Landtag nicht verfammelt ift, 
berechtigt, alle ſolche Geſetze, welche nach der gegenwärtigen Berfaflung der 
Zuftimmung des Landtages bedürfen ($. 4. Ziffer 6.), ohne letztere dann 
zu erlafien, wenn ihr dur das Staatswohl dringend gebotener Zweck 
einer fchleunigen Erfüllung bedarf. Ausgenommen hiervon find alle und jede 
Abänderungen diefer Verfaflung und des Wahlgeſetzes. Derartige provifo- 
riſche Geſetze müffen von allen anweſenden Departementschef3 verantwortet 
und zu diefem Zwecke contrafignirt, auch dem Landtage bei feiner nächiten 
Zufammenktunft zur Genehmigung vorgelegt und bei ihrer Publication im 
Negirungsblatte ausdrücklich als proviforifch bezeichnet werden, nit dem Hin- 
zufügen, daß, wenn fie von dem nächften Yandtage nicht ausdrücklich an- 
genommen werden follen, fie mit dem Ende des Letztern von felbft und ohne 
Weiteres außer Kraft treten. | 

8. 62. Bei Publication eines jeden Geſetzes, infofern e8 nicht aus- 
drücklich als ein bloß proviforifches, nur bis zum Schluffe des nächften Yand- 
tages gültiges bezeichnet wird, ift der erfolgten Zuſtimmung des Landtages 
zu erwähnen. j 

8. 63. Wenn eine aus StaatSdienern und Yandtagsabgeordneten be- 
ftehende gemeinfchaftliche Commiffion niederzufegen iſt, fo werden hiezu von 
Seiten des Landtages nur Landtagsabgeordnete beftimmt. 


Fünfter Abſchnitt. 
Gewähr der Verfaſſung. 


8. 64. An dieſem Grundgeſetze des Großherzogthums Sachjen-Wei- 
mar⸗Eiſenach und der durch ſolches geſtifteten Verfaſſung darf in feinem 
Puncte, weder mittelbar noch unmittelbar, weder durch Aufhebung noch durch 
Zufäge, anders Etwas geändert werden, als int Wege des Geſetzes. 

Zwifchen der Berathung und der Beichlußfaffung im Yandtage über eine 
Aenderung des Grundgeſetzes muß ein Zwiſchenraum von wenigſtens act 
Zagen liegen, und es müſſen nicht nur mindeftens drei Viertel der Abgeord« 
neten bei der Beichlußfaffung anweſend fein, fondern e8 müſſen auch minde- 
ftend zwei Dritttheile der Anmefenden für die Abänderung ſtimmen. 

8. 65. Künftig find alle Staatödiener vor ihrer Anftellung auf den Ju⸗ 
halt des gegenwärtigen Grundgeſetzes und defjen Feſthaltung mit zu verpflichten. 

Neichlen, Stautsreht. II. 22 
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8. 66. Jede abfichtliche Verlegung der Verfaſſung im Staatödienfte 
ſoll als Verlegung der Amt3pflicht beftraft werden, fofern nicht ein ſchwereres 
Verbrechen darin enthalten ift. 

Jede Handlung eines Staatsdieners, melche in der Abficht unternom- 
men wird, um diefe Berfaffung heimlich zu untergraben, ift als Hochverrath 
zu beitrafen. 

8. 67. Tritt der Fall eines Regirungsmechjeld ein, fo foll der neue 
Sandesfürft bei dem Antritte der Regirung fich jchriftlich, bei Fürftlichen 
Worten und Ehren, verbindlich machen, die VBerfaffung, fowie fie durch gegen- 
wärtige Urkunde beftimmt worden, nach ihrem ganzen Inhalte, während feiner 
Regirung zu beobadhten, aufrecht zu erhalten und zu jchüßen. 

8. 68. Un diefe Schriftliche Verficherung noch vor der Huldigung von 
dem Landesfäriten in Empfang zu nehmen, ift ein außerordentlicher Landtag 
zufaımmenzuberufen. 

8. 69. Im Falle der Unmündigkeit des Regenten oder einer andern 
Verhinderung des Regirungsantrittes ift diefelbe Berficherung von dem Ber- 
weſer der Negirung (dem Adminiftrator) für die Zeit feiner Berwaltung aus- 
zuftellen. 


Zranfitorifhe Beftimmung. 


$. 70. Bis zur Publikation der neuen Gejchäftsordnung fir den Land- 
tag bewendet es, was die Wahl des Präfidenten anbelangt, bei den diesfalls 
zeither beftandenen Beftimmungen im $. 4. des Gefetes über den Borftand 
und die Berfammlung des Landtages vom 18. November 1848. 

Urkundlich haben Wir dieſes vevidirte Grundgeſetz höchſteigenhändig 
ae und ſolches mit Unjerem Großherzoglichen Staatsinfiegel bedruden 
laſſen. 

Sp geſchehen und gegeben Weimar am fünfzehnten October eintauſend⸗ 
achthundertundfünfzig. 

(L. S.) - Carl $Sriedrid. 
von Watzdorf. von Wydeubrugk. G. Thon. 
Var. Ernft Müller. 


B 


Geſetz über Erhebung von Anklagen gegen Minifter und das dabei 
einzuhaltende Verfahren vom 22. October 1850. 


Wir Carl Friedrid, von Gottes Gnaden Großherzog von Sad- 
jen-Weimar-Eifenad, x. x. 

Um die für dad Großberzogthum zeither grundgejeglich beftandenen Bor- 
jchriften über die Erhebung von Anklagen gegen die Departementächefs Un- 
ſeres Staatsminifteriums , fowie über das dabei einzuhaltende Berfahren, in 
Erfüllung des 8. 57. des renidirten Grundgeſetzes über die Berfaffung 
des Großherzogthums vom 5. Mai Mai 1816, durch ein befonderes Geſeh 
den gegenwärtigen Bedürfniffen anzupafjen und zu vervollftäudigen, haben 
Wir unter Beirath und verfafjungsmäßiger Zuftimmung Unferes getreuen 
Landtages zu verordnen befchlofjen und verorbnen hiermit, mie falgt: 
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8. 1. Ein Antrag auf Klagerhebung gegen einen oder mehrere De- 
partementächef3 kann bei den: Landtage nicht anders eingebracht werden, als 
wenn er von mindeſtens 15 Abgeordneten unterſtützt iſt. 

8S. 2. Sobald ein den Erforderniſſen des 8. 1. entſprechender Antrag 
bei dem Präfidenten des Landtags überreicht wird, bat diefer, wenn der 
Yandtag verfanmelt ift, fofort die Wahl eines Ausſchuſſes zu veranlaffen, 
welcher aus den Mitgliedern des Landtagsvorſtandes und noch vier Abgeord⸗ 
neten beſteht. 

Iſt der Landtag nicht verſammelt, ſo vertritt der Landtagsvorſtand bis 
zur Eröffnung des nächſten Landtages die Stelle dieſes Ausſchuſſes. 

8. 3. Der Ausſchuß hat ſodann die erforderlichen Aufklärungen über 
die in dem Antrage enthaltenen Anklagepuncte auf geeignete Weiſe zu be- 
ſchaffen. 

Es ſteht ihm zu dieſem Zwecke das Recht zu, nicht nur die auf die 
Anklagepuncte bezüglichen Alten und Urkunden, welche ihm von jeder Staats⸗ 
behörde unmeigerlich mitzutheilen find, einzufordern und zu prüfen, fondern 
auch Zeugen zu vernehmen und Sacverftändige zuzuziehen, ingleichen Anträge 
auf nöthig erjcheinende Verhaftungen und andere unauffchiebbare Sicherungs- 
maßregeln bei dem Staatsgerichtshofe zu ftellen, welcher über ſolche Anträge 
nach den beftehenden Gejegen zu erkennen und die nöthigen Verfügungen 
durch diejenige Staatöbehörde vornehmen zu laffen bat, in deren Bereiche die 
Verfügung zu treffen ift. 

Die Ausfchußmitglieder find verpflichtet, alle Wahrnehmungen, welche fie 
ans den mitgetheilten Akten entnommen haben, fomeit fie nicht mit den An- 
Hagepuncten in nothwendiger Verbindung ftehen, geheim zu halten und unter- 
liegen im Zumwiderhandlungsfalle nicht nur den Beſtimmuugen des Straf: 
geſetzbuches wegen Verlegung pflihtmäßiger VBerichwiegenheit, fondern werben 
auch der Fähigkeit, Volksvertreter zu fein, verluftig. 

$. 4. Ueber das erlangte Reſultat erflattet der Ausſchuß Bericht an 
den Yandtag, welcher Beſchluß faßt, ob gegen den angejchuldigten Departe⸗ 
nıentSchef und deſſen etwaige Mitſchuldige Klage erhoben werden joll.. 

8. 5. Iſt während der Berathungen des Ausſchuſſes der Yandtag nicht 
verfanmelt, oder wird derjelbe vor der Berichterjtattung und Beſchlußfaſſung 
gefchloffen, oder auf länger als dreißig Tage vertagt, fo hat der Präfident, 
jobald die Arbeiten des Ausſchuſſes vollendet find, die fofortige Einberufung 
des Yandtages bei der Großherzoglichen Staatsregirung zu beantragen. 

8. 6. Erfolgt nah Einveihung eines Antrages auf Erhebung einer 
Klage die Auflöfung des Yandtages, fo verbleiben demohnerachtet die Mit- 
glieder des Ausschuffes bis zum Zufammtentritte des nächften Tandtages in 
ihren Yunctionen. 

8. 7. Sobald der Beihluß anf Klagerhebung vom Yandtage gefaßt 
worden ift, jo erwählt, beftellt und legitimiert der Ausſchuß einen oder mehrere, 
jedoch nicht über drei Aktoren, welchen die weitere Fortführung der Sache, 
unter Mittheilung aller dahin einfchlagenden Akten und anderen Materialien, 
- übertragen wird und welde, fo oft fie e3 fir nöthig halten, die Ent- 
icheidung des Ausſchuſſes einzuholen habeır. 

8. 8. Der oder die beftellten Aftoren reichen bei den Präfidenten des 
Staatsgerichtshofes eine Anzeige ein, in welcher die Auklagepuncte kurz, aber 
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beftimmt, zu bezeichnen und Beweismittel vorläufig zu benennen find, aud) 
der Antrag auf Einleitung der Vorunterfuchungen enthalten fein muß. Neben 
diefem Antrage auf ftrafrechtliches Verfahren kann auch der Eivilpunct mit 
anbängig gemacht werden. 

Gleichzeitig haben die Aktoren, bei Berluft dieſes Rechtes, rückſichtlich 
aller Mitglieder des Gerichtshofes ſowie aller inländifhen Juſtizcollegien 
anzuzeigen, ob und welche Mitglieder fie refufiren wollen und aus weldyen 
Gründen. 

8. 9. Nah Eingang der Klage oder Anzeige wird diefelbe von dem 
Präfidenten des StaatsgerichtShofes Denen in Abfchrift zugefertiget, gegen 
welche fie gerichtet ift, mit der Aufforderung, binnen vierzehntägiger ausſchlie⸗ 
Gender Frift gleiche Anzeige in Betreff der Necufation zu machen. 

8. 10. Nach Eingang diefer Erklärung oder nad) Ablauf der vierzehn- 
tägigen Friſt beruft der Präfident den Staatsgerichtshof ein, welcher zuvör⸗⸗ 
derft, gemäß den dießfallfigen Beltimmungen der Strafproceßordnung, darliber 
Entſchließung faßt, welche Mitglieder in Folge der eingebrachten Recufationen 
oder aus fonftigen Gründen auszufcheiden haben, demnächſt aber fich erfor- 
derlichen Falles in Gemäßheit der Beltimmungen des Staatögrundgejepes 
ergänzt. ’ 
8. 11. Die Mitglieder des aljo conftituirten Staatsgerichtshofes werden 
pon dem Präfidenten, welchem die Leitung der Gefchäfte bei demfelben zufteht, 
jo oft e8 erforderlich ift, bei anzudrohender und nad) Befinden vom Staats- 
gerichtöhofe zu verhängender Geldbuße, zur Sigung einberufen. 

8. 12. Der Berfammlungsort des Staatsgerichtshofes iſt am Sige 
des Dberappellationsgerichtes. 

8. 13. Nur im verfammelten Staatsgerichtshofe können Beſchlüfſſe ge 
faßt werden, und es ift zu deren Gültigkeit erforderlich, daß mindeſtens zwei 
Dritttheile der Mitglieder in der Sigung anweſend feien. Für Zwifchenbe- 
jcheide und bloß proceßleitende Berfügungen genügt jedoch die Gegenwart der 
am Gerichtsorte wohnhaften und daſelbſt anweſenden Mitglieder. 

In diefem alle ſteht jedoch fowohl den Aktoren des Tandtages als ben 
Angellagten die Bejchwerde an das Plenum des StaatsgerichtShofes zu. 

8. 14. Der Staatögerichtshof, wenn derfelbe nicht die Anklage als 
unbegründet fofort zurüdweist, beftellt eine aus drei Mitgliedern inländifcher 
Fuftizcollegien, welche nicht Mitglieder des Staatsgerichtshofes find, beftehende 
Commiffion, welche, unter Zuziehung der nöthigen Protocollführer und jonfti- 
gen Hülfsarbeiter, die Vorunterſuchung zu führen und alle zu Förderung oder 
Sicherung des Zwedes der Unterfuhung etwa erforderlihen Maßregeln zu 
treffen hat. — Es gelten hierüber die in der Strafproceßordnung aufgeftellten 
bier einjchlagenden gefeglichen Vorſchriften. 

8. 15. Gegen das Verfahren und die Verfügungen der Unterſuchungs⸗ 
Sommifjion fteht ſowohl den Aktoren des Landtages als den Angeklagten der 
Weg der Befchwerde an den Staatögerichtshof offen. Inwiefern der Ein- 
wendung jolcher. Bejchwerden bis auf weitere Verfügung des Staatsgerichts⸗ 
bofe8 auffchiebende Wirkung einzuräumen fei, hängt von den Exrmeflen ber 
Comniiffion ab. 

8. 16. Auf den Schluß der Vorunterſuchung, auf Anträge der Antlä- 
gerſchaft, auf Abfajjung und Einreihung der Antlagefchrift und auf die Ver- 
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theidigung des Angeflagten finden die Beftimmungen der Strafproceordnung 
in den Artifeln 193 bis 199 dergeftalt Anwendung, daß, was dort flir die 
Staatsanwaltſchaft normirt ift, hier für die Aftoren des Lanttages gilt, und 
daß die Anklage nicht nur gegen die betreffenden Departementschefs, fondern 
auch gegen deren etwaige Mitjchuldige zu richten ift. 

8. 17. Nach dem Schluffe diefes Verfahrens werden von der Unter- 
fuhungscommiffion die Akten dem Staatsgerichtöhofe zur Entfcheidung vor- 
gelegt, welcher in Gemäßheit der Artifel 200 bis 204 der Strafproceord- 
nung zu verfügen und zu entjcheiden hat. 

8. 18. Findet der Staatsgerichtshof, daß gegen den angeflagten De- 
partementSchef der Anklageftand nicht zu erkennen ift, fo hat er die Sache, 
wenn die Anklage noch gegen andere in der Unterfuchung mitbefangene Per- 
fonen gerichtet ift, je nachdem ein Verbrechen, Vergehen oder Uebertretung 
vorliegt, an das fonft zuftändige Gericht zu verweifen, Alsdann ift die Sache 
nad den Beftimmungen der Strafproceordnung weiter zu verhandeln, und 
e3 tritt die Staatsanwaltfchaft für das weitere Verfahren an die Stelle der 
Altoren des Landtages. 

8. 19. Wird dagegen gegen den Minifter der Anklageftand erkannt, fo 
ift er auch gegen die etwaigen Mitfchuldigen zu erkennen und die Sache auch 
gegen dieje ferner vor dem Staatsgerichtshofe zu verhandeln und zu entfcheiden. 

8. 20. Rückſichtlich der Beftellung eines Vertheidiger8 zur Hauptver⸗ 
handlung, Freilaffung und Verhaftung des Angefchuldigten finden die Beftimm- 
ungen der Artikel 205 und 206 der Strafprocefordnung Anwendung. 

8. 21. Ein Rechtsmittel gegen das Erfenntniß des StaatsgerichtShofes 
fteht weder dem Angeklagten noch den Aktoren des Landtages zu. 

8. 22. Wenn gegen einen Angefchuldigten der Anklageftand vom Staats⸗ 
gericht3hofe erkannt worden ift, fo wird die Sache in fernerer Anwendung der 
Strafprocegordnung, Artikel 214 bi8 271, vor dem Staatögerichtshofe ver- 
handelt und nach den Gefegen entſchieden. 

8. 23. Auch gegen das Erfenntniß fteht keinem Theil ein Rechtsmittel 
irgend einer Art zu, und e3 leiden daher auch die Beftimmungen über Richtig- 
keit des ganzen Verfahrens oder einzelner Theile hier feine Anwendung. 

8. 24. Die Vollftvedung eines foldyen Strafertenntnifjes wird von dem 
Staatsgerichtshofe, auf Antrag der Aktoren des Landtages, demjenigen Gerichte 
übertragen, vor welchem der Verurtheilte feinen ordentlichen &erichtsftand hat, 
und e3 hat diefe Behörde den Anordnungen des Staatsgerichtshofes Folge zu leiſten. 

8. 25. Eine nad den Schluſſe der Vorunterfuchung erhobene Anklage 
fann der Landtag nur mit Zuftimmung des oder der Angefchuldigten fallen laſſen. 

Der Rücktritt des Angefchuldigten oder Angellagten vom Amte hat auf 
das gegen ihn eingeleitete Verfahren und den Urtheilsſpruch feinen Einfluß. 

8. 26. Die Beitimmungen der Strafproceforduung über Wieberauf- 
nahme einer Unterfuchung, fowie über die Koften des Strafverfahrens, finden 
auch in diefem Verfahren Anwendung. | 

Urkundlih haben Wir diefes Geſetz höchfteigenhändig vollzogen und 
folches mit Unjerem Großherzoglichen Staatzfiegel verjehen laffen. 

So gejchehen und gegeben Weimar am 22. October 1850. 

(u. S.) Carl Friedrich. 
von Watzdorf. von Wydenbrugk. G. Thon. 
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Bergleiche in Anſehung ber Fiteratur bes Staatsrechts von den: 
i 12, Sädfifhen Herzogthüämern. 
vd. Hellfeld, Beiträge zum Staatsrecht und ber Geſchichte von Sachſen. 
2 Th. 1785, 1788. 
Schweibter, öffentl. Recht des Großherzogthums Sachſen-Weimar-Eiſenach 
I. Theil. 1825. 


XIH. 
Braunfhweig und Haffan. 


A. Quellen. 


Bergleiche in Anjehung des Staatsrechts von Braunfchweig 
und Naffau: 
a) Braunfchweig. 


1. Neue Landſchaftsordnung (Landesgrundgefeg) vom 12, Oct. 1832. 

2) Geſetz, die Abänberung ver 88. 104, 109, 110 und 231. des 
Lanbesgrundgefeges betreffen vom 19. März 1850. 

3) Geſetz, über die Aufhebung der Grundrechte vom 4. Juli 1851. 

4. Gefeß, über bie Zufammenfegung der Yandesverfunmlung vem 
22. November 1851. 

5. Wuhlgefeg vom 23. November 1851. 


b) Herzogthum Naſſau. 


1. Batent vom '/), September 1814. 
2. Verordnung über das geltende Staatsrecht und die Organifation 
der Stände vom 25. November 1851. 


B. Yiteratur. 
Bergleiche in Anfehung ber Fiteratur bes Staatsrechts von: 
13. Braunſchweig. 


v. Liebhaber, Einleitung in das herzogl. Braunfchw. Lüneburg. Landredit. 
uU. Th. Brauufchweig, 1791. 

— Vom Fürſtenthum Blankenburg und befien Staatsverf. 1790. 

(Hinüber), Beiträge zum braunfchw. und hildesheim. Staate- und Privatredt. 
1. 25. 1772, U. n. 111. Th. 1778, 

Ribbentrop, Beiträge zur Kenntniß ber Verfaflung. bes Herzogth. Braun- 
jchweig. 1787. 
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Bode, Beiträge zu der Geſchichte des Herzogth. Braunſchweig. J. Beitr. das 
Grundſteuerſyſtem. 1824. — Beiträge zur Geſchichte der Feudalſtände im Herzog- 
thume Braunſchweig. 1. 2. Braunſchweig, 1843. 

Dobbler, Über geſchichtl. Entſtehung, Charakter und zeitgemäße Fortbildung 
der landſtändiſchen Verfaſſung des Herzegthums Braunſchweig und Fürſtenthums 
Blankenburg. 1832. 

v. Bülow, Beiträge zur Geſchichte der Braunſchw. Lüneburg. Lande und zur 
Kenntniß ihrer Verfaſſung und Verwaltung. 1829, 

Pölitz, 8. H. C., Votum über den Eutwurf ber revidirten Lanbfchaftsorbnung 
für das Herzogth. Braunfchweig. Leipzig, 1831. 

Fürgens, 8., Bemerkungen, veranlaft durch den Entwurf einer revidirten 
Landesordnung. Braunfchweig, 1831. 

Zöpfl, allgemeine Betrachtungen u. f. w. (in feinem Mikrokosmus, 9. 1.). 

Grone, A. ©. E. v., Geſchichte ber corporativen Berfaffung ber braunfchw. 
Ritterfchaft. Hannover, 1812. 

Ders, Sammlung einiger Urkunden und Aftenftüde. ... Hannover, 1843. 

Strombed, 8. v., ftaatswiffenfchaftf. Mittheilungen vorzüglich mit Beziehung 
auf das Herzogth. Braunfchweig. 1. 2. Braunſchw. 1831. 

Rothſchild, bie Kommunalverfaffung bes Herzogth. Braunfhweig. Braun⸗ 
ſchweig, 1814. 

Seiffert, ©. H., die Verfaffungsgrundfäte bed Herzogthums Braunfchweig. 
Braunſchweig, 1833. 

— Der Domänenftreit im Herzogth. Naffan in feinen Urquellen erläntert und 
nach feinen Nechtsgrundjägen gewürdigt, Frankfurt, 1831. 

Lieber, W., Blicke anf die jüngfte Seffion ber Fanbtagsbeputirten bes Herzog» 
thums Naſſau. Frankfurt, 1832. 

— Beirachtungen über die Anklage höherer Staatsbeamten, mit Rückſicht auf 
bie Anklage des Miniſters von Marſchall (in Zöpfl's Mikrolosmus, H. 2.). 

Friedemann, F. T., die Verhandlungen der Landſtände des Herzogthums 
Naffau über die heutigen Domänen. Weilb. 1834. (H. 2. feiner „Beiträge“). 

— Die Berfaffung bes Herzogth. Naſſau. Weilb., 1833. (H. 1. feiner „Beiträge“). 

Menr, R. 3.4. v., Handbuch zur näheren Kenntniß ber Berfaffung und 
Berwaltung des Herzogtb. Naſſau. Bd. I. 1. 2. Wiesbaten, 1833. 


XIV. 
. Großherzogthümer Medilendurg- 


A. Quellen. 


Bergleiche in Anfehung des Staatsrechts von ben Großher— 
zogthümern Medlenburg: 
1. Die alte Union 1523. 
2. Der Aſſecurations⸗Revers vom 2. Yuli 1572 (und) Reverjalien, 
vom 4. Yuli 1572, 
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3. Der Alfecurations -Revers vom 23. Februar 1621. 

4. Der landesgrundgefegliche Erbvergleih vom 18. April 1751. 

5. Verordnung über die Erledigung von Streitigfeiten zwifchen Re⸗ 
girung und Ständen vom 28. November 1817, (und) Auszug aus bem 
Vergleiche mit der Stabt Roftod vom 14. März 1827. 

6. Verfünbigung bes Urtheils des Schievsgerichtd zu Freienwalde, 
vom ''/,, September 1850. 

7. Verorbnung, den Erwerb und Berluft der Eigenfchaft eines 
Mectenburgifchen Unterthbans betreffend, vom 1. Inni 1853, 


A 


Die f. g. alte Union der Mecklenburgiſchen Landflände vom Jahr 1523, 
den 1. Anguſt. 


Wir Prälaten, Manne, und Städte der Fürftenthümer und Lande 
Medienburg, Wenden, Roſtock und Stargard. Belennen offenbar in und 
mit Kraft dieſes Briefes, für ung, unfere Erben und Nachkommen, ald und 
nach dem fich nun zur Zeit im heiligen Weiche viele Aufruhr und Beſchwer⸗ 
unge begeben, und zukünftig täglich mehr zu beforgen, derohalben wir be- 
wogen, jothanes mit Bernunft und veifem Rath fo viel vorzukommen, als 
ung möglich; Als haben wir uns derowegen, GOtt dem Allmächtigen zum 
Lobe, und den Durchlauchtigen, Hochgebohrnen Fürften und Herren Hinrich, 
und Herren Albrechten, Gebrüdern, Herzogen zu Medlenburg, Fürften zu 
Wenden, Grafen zu Schwerin, der Lande Roftod und Stargard Herren, 
unferen gnädigen Herren, und Ihrer Zürftlichen Gnaden Landen und Leuten 
zu Ehren Nutz und Wohlfarth-(ung) in nachfolgende Weife vereiniget und 
vertragen, alfo, daß wir erft zum förderlichiten vor allen follen und wollen 
hochgedachten unferen gnädigen Herren, in allen unterthänigen willigen Ge— 
horſam thun, alle8 mas wir Ihren Fürftlichen Gnaden, und Ihrer Fürft- 
lihen Gnaden Erben und Nachkommen von GOtt, Ehre und Rechtöwegen 
zu thun ſchuldig und pflichtig find, und cinen jeden ordentlichen Rechts pfle- 
gen, auf daß mir von Ihren Fürftlihen Gnaden zu unfern Rechte, und bei 
unfern Privilegien, Freyheiten und Löblichen Gewohnheiten, defto gnädiglicher 
gefchüget, gefordert und gehandhabet werden. Da es ſich aber begebe, daß 
wir ſämmtlich oder fonder8 hiernachmahls durch jemand wider unfere ge- 
dachte Privilegta, Freyheit, Gerechtigkeit, Löbliche Gewohnheiten oder alt Herkom⸗ 
men, mit gewaltſamer That, oder fonft anders wider Necht und Billigkeit be- 
ſchweret, beſchädiget oder verdrücket würden, alsdenn follen und mollen wir derfel- 
bigen Befchwerden mit Hilfe, Rath, Troft und Benftand der Billigkeit nach nicht 
verlaffen, zu ihren Rechten, foferne wir ihrer auch zu Gleich und Rechte mächtig 
find; Wäre es auch Sache daß jemand, wie vorher berübret, über Recht und 
Gewalt oder vechtlicher Forderung, in einigen Schaden geführet und gedrim- 
gen würde, jo follen und wollen wir denjelben Schaden helfen gleich mächtig 
dulden und tragen, nah Rath Prälaten, Manne und Städten, bis zu end» 

licher YAustrag der Sachen. Wir wollen auch mit getreuen Fleiſſe dazu helfen 
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und vor feyn, daß hiernachmahls unter und Friede, Recht, und Einig- 
keit, fo viel in unjerm höchſten Bermögen ift, foll befordert, gehalten und 
gehandhabet werden , und dariiber die muthwilligen Beſchädiger, die ſich an 
Gleich und Recht nicht wollen genügen laſſen, durch ung oder jemand der 
unfrigen zu ded andern Schaden nicht follen gehaufet oder geheget werden. 
Denn einen jeden, deflen, wie vorberühret, wir zu Gleich und Recht 
mächtig find, follen alle Städte, Schlöffer und Häufer zu ihrem Recht und 
nothdürftiger Zuflucht offen ſtehen. Wir follen und wollen uns auch auf 
Anfuchen eines jeden bejchwerten Kläger, ein jedermann auf feine eigene 
Koften und Darlegen an die Derter und Städte, da es die Noth erfordert, 
und im Rath erfunden wird, gebrauden laffen, und hierauf fo find aus 
einträchtigem Rath verordnet, diefe nachgefchriebene, als von den Prälaten 
unfer gnädiger Herr von Schwerin, oder Seiner Gnaden Statthalter zu der ‚Zeit, 
der Abt zu Dobberan, und der Dom=Probft von Schwerin, von der Mannjchaft 
in dem Lande zu Mecklenburg, als Herr Nicolaus Lützow, Ritter, Detlof von 
Bülow, Matthias von Derzen, und Hennede Pleſſe. In dem Lande zu Wen- 
den, Wedinge Molzan, Achim Hahne, Dietrich Flotow, und Lüdide Baßwitz. 
In dem Lande zu Stargard, Melcher Barpoet, Compter zu Mirow, Himid) 
Hahne zu Pletz, Boppo Blankenberg, und Engelfe Helpte, und dazu ihrer 
zweene aus jeglicher dieſen nmachgefchriebenen Städten, als Noftod, Wißmar, 
Neuenbrandenburg, uud Güſtrow, melche dazu durch ihren Rath verordnet 
werden, und diefe vorbenannte follen von aller bevollmädhtiget feyn, auf des 
befchwerten Klägers Anfuchen,, demfelben und einem jeden in feinen Rechten 
zu rathen, und wie vorberühret, der Billigfeit nad, Beyftand zu thun. Da 
fie aber die Sache fo wichtig ermeſſen umd erkennen, follen fie Prälaten, 
Deanne und Städte auf gelegene Stete und Zeit dazu verjchreiben, alsdann 
darin weiter Dazu rathen, und befchließen, fo viel die Nothöurft der Sache 
erfordert. Wenn auch ein oder mehr von diefen vorkenannten, Todes hal- 
ber in Gott verfallen, fo follen die andern, in welchem Lande der Verfall 
gefchicht, etliche von den Geſchlechtern aus der Landſchaft zu fich verfchreiben, 
und einen andern unter ſich erwehlen und erkiefen, der ihres Bedünkens 
biezu nüß= und fruchtbar fein mag. So mollen wir auch bierinn, und mit 
diefer unfer Bereinigung, hochgedachte nnferen gnädigen Herren, Ihren Fürftlichen 
Gnaden Erben und Nachkommen, an Ihrer Fürftlihen Gnaden Obrigfeiten, 
gar nichts abgefchnitten haben, noch auch unfern Eyden und Pflichten zu nahe 
gehandelt, damit wir nicht anders als die getreue, unterthänige und gehor- 
fame allzeit erfunden und vermerfet werden. - Wir wollen uns auch hierinn 
bedungen und vorbehalten haben, dieje unfere Verpflichtung und Verſchreibung 
allezeit zu verlängern und zu verkürzen, und zu verändern, fo oft uns das 
von nöthen und Behuf ift. Diefes alles, wie vorberühret, ftet, feit, ewig, 
ummiederruflich zu halten, fonder allen Behelf menfchlicher Liftigkeit, fo ba- 
ben wir alle, ſamt und fonders, uns, ein dem andern bey unfern Ehren 
und getreuen Hand-Geltibden in Eides ftatt ‚verpflichtet und verwilliget, und 
haben, deſſen zur Urkund und mehrer Verſicherung, wie Ulricus Malchow, 
der Kirchen zu Schwerin Adminiftrator , Nicolaus Abt zu Dobberan, Nico- 
laus Franke, der vorgefchriebenen Kirchen zu Schwerin Senior, Bartholdus 
Möller, der Dom-Kirchen Sancti Jacobi in Roftod Decan, und Hinricus 
Möller, zu Dobbertt Brobft, ala Bevollmächtigte und Befehlhaber, an ftatt 
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und im Nahmen aller Prälaten, Claus Lützow, und Henning Halverftabt, 
Nittere, Melcher Barvoet, Compter zu Mirow, Wedige Molzahn, Clement 
von Bülow, Reimar Blücher, Joachim Hane, Caſpar von Schoneich, Lütke 
Maltke, Matthias von Derzen, Jaſper Finke, Wedige Oldenburg, Jacob 
Levezow, Hinrich Wangelin, Diedrih Flotow, Vicke Bieregge, Eggert von 
Buigow, Berend Rohr, Achim von der Lühe, Lülte Baſſewitz, Engelfe von 
Helpede, Vollrad Preen und Claus Penze, als vollmächtigte Befehlshaber 
aller Mannfchaft, und wir Burgermeifter und Nathmänner der Städte Ro- 
tod und Wismar, Neuenbrandenburg, Güſtrow, Parchim und Schwerin, als 
vollmächtigte Befehlhaber, an ftatt und im Nahmen aller gemeinen Städte 
der vorgefchriebenen Lande, unfere Innſiegel für uns, unfere Gefchlechter und 
Erben, und für Unfere der Prälaten und Städte Nachlommen, und alle 
andere gemeinen Stände, ihre Erben und Nachkommen wifjentlih thun 
bangen vor diefen Brief, deren Innſſegel wir alle die gemeinen Stände, 
unjere Erben und Nachkommen bieran mit gebrauchen. Gegeben und ge- 
fehrieben binnen Roſtock, am Zage Vincula Petri, der erfte Tag des 
Monaths Augufti, nad EChrifti Geburt im funfzehnhundertften und drey 
und zwanzigften Jahre. 


B. 
Der Affecurations-Revers vom Jahr 1972. 


Wir Johannes Albreht und Ulrih, Gebrüdere, von Gottes 
Gnaden, Herzogen zu Medlenburg, Fürften zu Wenden, 
Grafen zu Schwerin, der Lande NRoflod und Stargard 
Herren x. 


Thun fund, befennen hiemit, nachdem Unſere unterthänige Landſchaft auf 
etlichen bishero gehaltenen Yandtagen Uns unterfchtedliche Beichwerungen, fo 
eines Theils die Gemeine, eines Theils aber fonderbare Perfonen angehen 
und betreffen, Stückweiſe fürgebracht und geflaget, und darüber Unſere gnä- 
dige Verbeſſerung gebeten, daß Wir Uns darauf gegen gedachter Unſer ge- 
treuen Landſchaft gnädiglich erboten uud erfläret, thun auch folches in Kraft 
dieſes Briefes, wie von Puncten zu Puncten folget: 

Erftlih, nachdem aus den Mittel Unferer Landräthe etliche mit Tode 
abgegangen, fo haben Wir zur Beſetzung derfelbigen ledigen Stelle, die Ex» 
baren Unfer Lehnleute und liebe Getrene, Jochim Rohren zum Neuenhaufe, 
Kunne Hanen zu Baſedow, Hans Yinftawen zu Bellin und Claus Finker 
zum Önemer verordnet und zu Landräthen erwehlet, die auch) durch fonder- 
bare Schriften dazu ermahnet find worden, fi) zu ſolchem Stande gutmillig 
vermögen, und auf diefem Land-Tage verenden zu laffen, die wollen Wir 
binfüro neben den alten Yand-Räthen zu den Land-Saden in fürfallenden 
Nöthen zu Rathe ziehen und gebrauchen, nach dem löblichen Exempel Un- 
ſerer Gottjeligen Boreltern milder Gedächtniß. 

Zum Andern, follen zu vollfommener und wahrhaftiger Beftallung 
Unferes Hof- Gerichts zwölf Perfonen jederzeit auf den Rechts⸗Tagen fügen, 
laut und Innhalts Unferer Hof-eriht3- Ordnung, nämli vier Land⸗ 
Räthe, vier Hof-Räthe, ein vom Stift Schwerin, ein von der hohen Schul 
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zu Roſtock, zwey von Roſtock und Wißmar, und den Beſitzer⸗Eyd, fo da- 
rinn verleibt, auf jegigen Rechtstag würklich ſchweren, auch dabey ohne Ver- 
änderung in ſolcher Anzahl jederzeit gelaflen werden. | 

Zum Dritten, follen Unfere Haupt» und Amt⸗Leute zu denen Klagen, 
die in ihrer befohlenen Amts-Verwaltung ſich zutragen, oder verurfachet wer- 
den, an Unfern Hof>Gericht zu antworten ſchuldig ſeyn, und feine declina- 
toriae exceptiones fori, wie eine Zeitlang bißhero gejchehen, fich dawieder 
zu gebrauchen haben. So follen auch die Amt-Leute durch einige Rescripta 
von Uns nicht aus dem Gericht3- Zwang erimiret, oder avociret werden, und 
da gleich ſolches per obreptionem gefchehe, fol es doch Fraftloß und 
nichtig feyn. So foll auch fein Poenal-Mandatum ans der Geridht3- 
Hof- Canzleyg im Anfang ohne Yuftificatori- Clauful ausgeben. Wollte ad 
jemand Uns Selbft befprechen, fo wollen Wir vermöge des heiligen Reichs 
Austräge, .oder vermittelft Niederfegung der Parium Uuriae, einen jeden 
unverweigerlihen Rechts pflegen. Hätten aber Wir jemanden von Unſern 
Untertbanen zu belangen, und ſolches nicht offenbare höchſt fträfliche peinliche 
Fälle betreffe, in welchen vom gefänglichen Angriffe, nach Verordnung der 
Rechte der Anfang gemacht wird; So foll wieder denſelbigen nicht mit ges 
waltfamer That, oder vom Zugrif und Einziehung der Güther, oder Exe— 
eution, jondern Citation zu Verhör und Erkundigung der Sachen verfahren 
werden, wie folches in göttlichen, natürlichen und bejchriebenen Rechten ver- 
feben, damit eines jeden Einrede und Entſchuldigung angehöret, Beweiß 
aufgenommen, und ordentlich darliber erfannt werde. 

Zum Bierten, überweifen Wire Unſerer Landfchaft die drey Jung— 
frauen- Elöfter, Dobbertin, Ribnig und Malchau, der Geftalt, daß fie zu 
hriftlicher ehrbarer Auferziehung der innländifchen Jungfrauen, fo fi darinn 
zu begeben Luft hätten, angewandt und gebracht werden, und die Landſchaft 
Macht haben fol, einen Amtmann, Vorfteher oder Verwalter, doch vermit- 
telſt Unſerer Confirmation und Beſtätigung darinn zu fegen, und aus er- 
beblichen Urfachen wieder zu enturlauben, welcher fämtlichen, Uns umd etlichen, 
jo die Landfchaft verordnet, nemlich Georg Below zu Kargow, Dieterich 
Pleſſe zu Zülomw, Claus von Oldenburg zu Gremmelin, und Johann Era- 
non zu Wuferin, von feiner Haushaltung jährlih Rechnung thun, und was 
an Einkommen erjparet und erübriget wird, dem Clofter zum Beften ange- 
wendet, dagegen auch die Jungfrauen nach Unferer gefaßten Reformation 
leben und wandeln, und durch die Landſchaft eine gewiffe Ordnung der 
Hanshaltung auf Unfere Natification gemacht, und darinn gehalten werden 
fol. Es foll aber die Hochgebohrne Fürftin, Fräulein Urfula, Herzogin zu 
Medlenburg zc., und Webtiffin zu Ribnitz, Unfere freundliche liebe Betterche, 


‚an vollfonmener Regierung, Adminiſtrirung, Beftellung und Genießung ge- 


meldetes Cloſters Ribnitz, die Zeit ihrer L. Lebens, dadurch in nicht ge⸗ 
hindert, feine Jungfrau auch ohne ihrer 2. Vorwiſſen und Bewilligung hin- 
einbegeben, fondern alles im vorigen Stande, (ohne daß fich die Sungfranen, 
Unferer neuen Cloſter-Ordnung, gleich den andern gemäß verhalten follen) 
bey Ihrer 2. Leben gelaffen werden. Wann aber genanntes Fräulein, Die 
jetzige Aebtiffin nach Gottes Willen verftürbe, fo foll dieß Cloſter Ribnig, 
ın aller Maaß, wie Dobbertin, an eine Ehrbare Landfchaft, und derjelbigen 
Verordnung kommen, daran Wir fie auch nicht hindern follen noch wollen. 
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Wir wollen auch aus jondern Gnaden, umb Unferer getrenen Landichaft Yitte 
willen, das Cloſter Dobbertin, Nibnig und Malchau mit Tageleiftungen, fo 
je bisweilen hiebevor darinn gehalten worden, desgleichen mit dem Auftritt 
und Atung Uns und Unſerer Diener und Geſindes und dann derfelbigen 
zugehörige Unterfaffen, und Bauers-Leute, mit allen Fuß⸗ und Fuhr-Dien⸗ 
ften, fürnehmig auch mit den vierzehntägigen Haſen-Jäger-Ablagern, jo Wir 
von Altershero im Clofter gehabt, hinführo verfchonen, und Uns derfelbigen 
biemit begeben haben, jedoch vorbehältlich Unferes Herbft- Ablager8 im Elo- 
fter Dobbertin, und des alten Jäger-Ablagers, fo Wir auf ded Cloſters 
Bauers⸗-Leute von Unfern Bor- Eltern erblih hergebracht: Wie Wir dann 
auch die alten wohlhergebrachten Ablager in beiden Clöſtern Nibnig und 
Malchow, gleicher Geftalt Uns fürbehalten. 

Zum Fünften, fol männiglichen freiftehen, daß fi) an Unſerm Con- 
sistorio oder Kirchen- Gericht beſchweret zu fegn vermeint, davon ordentlicher 
Weife, an Unſer Hof-Gerichte zu appelliven, auch der rechtlichen Wohlthat, 
non deducta deducam, et non probata probabo, zu gebrauhen. Wann 
auch hinführo einer von Unſern Superintendenten, in feinem Crayß vifitiren 
würde, jollen ihm allezeit etliche nachgeſeſſene tüchtige Perfonen von der Land⸗ 
haft adjungiret werden. 

Zum Sehsten, mollen wir hinfüro Unfere Land» und Mufterungs- 
Tage auf dem Juden-Berge vor Unſer Sternberg halten. 

Zum Siebenden, fol binführo in Unfern Hof-Canzleyen nachfol⸗ 
gende Tart, in Augslöfung der Briefe gehalten werben. 

In beyden Canzleyen zujfammen. Ä 

Bon einem Wil-Brief auf verpfändete, oder zum Yeib-Geding vermachte 

Güter, vom Hundert einen halben. 

Bon neuen Lehens- Briefen, nach Wirderung des Lehn-Gut8 vom Hundert 
einen halben. 

Bon einem Gleidt einen Thaler. 

Bon einem Arreft- oder Relaration- Brief zwölf Schillinge. 

Bon einem Abfchied oder Vertrag, nach mündlicher Berhör, oder gehal- 
tenem Partheyen-Vorbefcheide, einen Thaler. 

Bon, einem Paß-Briefe zur Seewarts oder zu Lande einen Thaler. 

Bon einem Tutorio oder Curatorio, ſechszehn Schilling Lübiſch. 

Bon einer Citation oder Commission in beide Canzleyen, zufammen, 
ſechs Schilling. 

Bon einem Muth-Zettel, fechszehn Schilling Lübiſch. 

Bor eine Vorſchrift an Potentaten oder Fürften, oder anfehnlihe Com- 
munen, ſechs Schilling. 

Zum Achten, wollen Wir hinführo keinem von der Nitterfchaft der zu 
Ablegung feiner Schulden, oder Wendung anderer obliegenden Noth, fein 
alt Stamm-Lehn, fo nicht auf den äußerften Fall der Anmwartung oder Er- 
öfnung ſtünde, verpfänden, verfegen, oder auch zum Leib⸗Geding vermaden 
wolte, Unfern Confens oder Willbrief weigern. Doch das baffelbe den 
nächſten Agnaten zuvorn angebothen merbe. 

Solche obgefegte Artikul fampt und fonderlich, gereden Wir bey Unfern 
Fürftlichen Ehren, vor Uns, Unfere Erben, und alle Nachlonmende Herzo- 
gen zu Medienburg ꝛc. Unferer getreuen gehorjamen Landſchaft gnädiglich 
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und feft jederzeit zu halten. Zu Uhrkund Haben Wir Uns mit eigenen 
Händen unterfchrieben, und Unfer Secret zu End dieſes Briefes aufge 
drudet, der gegeben ift zu Sterneberg den andern Julii, Anno der weniger 
Zahl zwey und fiebenzig. 


(L. S.) (L. S.) 
Sans Albredit, H. z. M. Ulrich, H. 3. M. 
manu propria. manu propria. 
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Revers quarta Julii Anno Sünfzehnhundert zweg und fiebenzig zum 
Sterneberge gegeben. 


Wir Johannes Albreht und Ulrih, Gebrüdere, von Gottes Gnaden 
Herzogen zu Medlenburg, Fürften zu Wenden, Grafen zu 
Schwerin, der Lande NRoftod und Stargardt Herren x. 


Bekennen hiemit für Uns, Unfere Erben, und nachkommende Herzogen zu 
Mecklenburg. Nachdem Unfere Tiebe getreuen Untertbanen aller Stände, 
auf Unfer vielfältiges gnädiges Begehren und Anvegen, fi) aus unterthäni- 
ger Zuneigung, Treue und Liebe, jo fie gegen Uns, als ihre Exb- Herren 
und Landes- Fürften getragen, und dag Wir ihnen, die drey zugefagte Eid. 
fter, Dobbertin, Ribnig und Malchow, mit mehrer Befreyung und Erlaffung 
derer biebevor darauf haftenden Befchwerungen, eingeraumet und übergeben, 
auch eglichen allgemeinen und fonderbaren Bejchwerungen, zum Theil abge- 
bolfen, und nochmalen den übrigen, fo nicht abgeholfen, gnädiglid) und für- 
derlich abhelfen wollen, folches von Uns ihnen afjecurivet, oder verfichert, und 
daß auch diejenigen von. Abel und Städten in Unferer Landfchaft gefeflen, 
fo für Uns fih in Bürgfchaft gelaffen, oder Uns ihr Geld fürftredet, ent- 
freget und bezahlet werden follen, doch unschädlich und unverfänglich Unfers 
zuvor ihnen gegebenen Revers fich freywillig und ohn alle Pflicht und Schuld 
dahin bewegen laſſen, daß fie zu Abhelfung Unferer obliegenden Schulden 
unterthänig bewilligt, zugefagt und verfprochen, Biermahl Hundert taufend 
Gulden jegt gangbaree Münze, zu erlegen, und Unſere wahrhaftige yichtige 
und ausgezahlte Schulden (: fürnehmlich aber, und daß für allen andern 
Unfere Bürgen, vom Adel und Städten Uuferer Landfchaft folder ihren Ge⸗ 
lübden entfreyet, und die Uns Geld geliehen, bezahlet werden:) abzutragen, 
fih auch der Mittel und Hülf, dadurch folches gefchehen fol, mit einander 
unverzüglich vergleichen wollen. Daß Wir deinnach wie zuporn in der Erb⸗ 
buldigung, auch Unmehnung der vorigen Schulde gefchehen, denen vom Abel 
und Städten gnädiglich zugefaget, Sie allen ihren habenden Privilegien, 
Freyheiten, und Gerechtigkeit (: die fie von Unfern löblichen Vorfahren den 
Herzogen zu Medlenburg erworben, geruhlich und wohlhergebracht haben:) 
infonderbeit die von Adel, die fonften mit ihren ritterlichen Gütern ein freyer 
Stand ift, und fein fol, bleiben laffen, auch dabei deögleichen bei der wahren 
Religion der Augsburgifchen Confeſſion, und bey Fried und Recht guädiglich 
ſchützen und handhaben, auch den allgemeinen und fonderbaren, Uns fürge- 
brachten Beſchwerungen und Klagen, welchen noch nicht abgeholfen,, aber 
dennoch liquide und auf Siegel und Briefe, oder fundbarlichen Entwehr- 
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ungen beruhen, unverzüglich und ohne alle ferner Vorweiſen oder Nechts⸗ 
Gang abgeholfen: Die andern aber , fonicht jo kundbar, fondern altiorem 
indaginem erfordern, durch die nachgefeffene unparthegifhe Commiffarien, 
(:welche fich unverzüglich dazu erledigen ſollen und wollen:) oder durch Nie- 
derfegung der Näthe oder Parium Curiae, wie ſolches dem Klagenden 
Theil am Beſten gelegen, und von Uns bitten werden, noch für Michaelis 
den Anfang geben, und folgends mit dem allerförderlichften, und zum läng- 
ften innerhalb Jahresfrift zu endlicher Erörterung, gnädiger und billiger 
Endfhaft kommen und gelangen lafjen wollen, mit dieſem Anbange und 
gnäbiger BZufage, daß diefe von der Tandfchaft jegt abermahls geleiftete frey: 
willige Hülf, ihnen und allen ihren Nachkommen daran und alfo an ihren 
Privilegien, Freyheiten, und Gewohnheiten, und von Uns habendem Revers, 
welchen wir hiemit in der allerbeften Form, Maß und Geftalt, wie folches 
von Rechtswegen geſchehen fol, kann oder mag, vernenert, erweitert und con- 
firmiret haben wollen, ganz unſchädlich und unmachtheilig ſeyn fol. Sie 
follen auch ſolche und dergleichen Bejchwerungen auf fich zu nehmen, und 
Hülfe zu Teiften, hinführo nicht ſchuldig noch verpflichtet ſeyn, ſondern alle 
Wege bei ihren alten Privilegien und Freyheiten, und der alten gewöhnlichen 
einfechtigen Landbeten (:wanı in Tünftigen Zeiten ein Fürftlih Fräulein 
ausgegeben und ausgefteuert würde, daß fie auch nicht anders, dann auf 
vorhergehende freye und gutwillige Bewilligung, und fonften nicht zu leiften 
follen ſchuldig feyn:) gelaffen, und weiter Unfer, oder Unfern Erben und 
nachfonımenden Herzogen zu Medlenburg, Schulde anzunehmen und zu be- 
zahlen nicht fohuldig feyn, und damit in feinem Weg mit nichten befchmeret 
werden follen. Da auch durch ſolche bewilligte Summa alle Unfere außge- 
fagte Bürgen nicht befreget werden könnten, fo follen und wollen Wir und 
Unfere Erben und nachkommende Herzogen zu Medlienburg, die, welche ein 
jeder vorfeget, für Uns Selbft ihrer Gelübde Fürftlih, ohne Unferer Yand- 
Schaft Beſchwerung befreyen, noth- und ſchadlos halten. 

Ferner, ob Uns wohl freyjtehen fol und muß, ob Wir Unfere Unter- 
terthanen zu Bürgen ausjegen wollen oder nicht, jo verſprechen Wir doch 
Unfer unterthänigen Landichaft, dag Wir Hinführo niemand von Unſerer 
Feen N Städten und dero Einwohnern, zu einigen Gelübden, oder in 
Bürgſchaft einzulaffen, zwingen wollen. Damit auch foldhe jetzt bewilligte 
Summa der Viermahl Hundert taufend Gilden Münz defto füglicher und 
träglicher könne und möge aus- und zuſammengebracht werden, wollen Wir 
nicht allein gemwilliget und nachgegeben haben, daß alle Unfere Kiofter- und 
Aemter-Unterthbanen (: ob Wir gleich etliche den SHochgebohrnen Fürſten, 
Unfern freundlichen lieben Brüdern, Herrn Chriftoffern und Herrn Caroln, 
Herzogen zu Medlenburg, zu ihrer 2. Unterhalt, übergeben und eingeraumet:) 
desgleichen auch geiftliche und weltliche Güter (:jedoch ausgenommen das 
Stift Schwerin, jo lange Wir daffelbe in feinen Reich - Anlagen, laut ha- 
bender Verträge, nicht vertreten werden, oder fich fonften die Stände des 
Stift8 auf Anfuchen Unſer oder Unſerer LTandfchaft, welches Wir Herzog 
Ulrich ihnen gnädig nachgegeben, wormit einlaffen wollen:), der Fürſtlichen 
Leib-Geding Unterthanen, und der vom Adel Leib-Geding und fremder 
Prälaten, oder anderer außer - oder innerhalb Landes gefeflenen Güter , fo 
ihre Nahrung in Unfern Landen haben, und Unſers Schuges und Beihirmung 
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genießen, wes Standes oder Condition die feyn, von Unfern Vorfahrern oder 
Uns pribilegiret oder nicht, wie die Nahmen haben mögen, niemand ausge- 
zogen, fürnehmlich aber Unfere beiden See-Städte Roftod und Wißmar, 
fowohl al3 Unfere Yand-Städte, in folche Contributton gezogen und nad 
ihrer, Unferer Landfchaft, Willen und Gefallen, möge beleget werben, 
fondern Wir follen und wollen auch daranne feyn, die gnädige Ber- 
ordnung und Borfehung zu thun, daß allerdinge niemand, bierinnen be- 
nannt oder nicht benannt, anßerhalb bemeldetes Stift Schwerin, fich felbft, 
oder font jemand ansziehen nnd erimiren, fondern die von gemeiner Rand- 
fchaft bewilligte Hülf würklich präftiven und leiften follen. Wir follen und 
wollen auch einer Ehrbaren Landfchaft die freie Dispofition und Dispenfa- 
tion über der Zufammenbringung, und gleich von einander Theilung der be- 
willigten Summen, fo wohl ander Ausgaben foldher Hülf geruhiglich laſſen, 
und ihnen das fonderfich vorfchreiben und aſſecuriren. So fol auch der 
Nahftand von den vorigen Yand- Hülfen fo vorhanden, oder noch in Unfern 
Aemtern, oder bey andern Unfern Unterthanen reſtiren, oder auch von neuen 
von Ufern Befehl3habern aufgensmmen worden, in diefe Summa der Bier- 
mahl Hundert Tauſend Gülden gefchlagen, und darzu gebradht und ange- 
wandt werden. | 

Da auch von obgemeldeten Punkten und Articuln, einer oder mehr 
follte übergangen, nachgelaffen, und in Verſäumniß geftellet und von Uns 
nicht würklich vollenzogen und ins Werk gerichtet werden, (melches doch nicht 
geichehen foll) fo fol alddann auf den Fall auch dagegen eine unterthänige 
Landſchaft der bewilligten Hülf Folge zu leijten, ferner und weiter zu con- 
tribuiren, unverftridet, unverbunden fein, fondern dieſelbe auf vorgehende 
Sognition der Sachen fo für Unfern niedergejegten Land- und Hofräthen, 
auf der Hagenden Barthey Anfuchung, al8bald und unverzüglich angeftellet 
werden foll, fo lang einzuftellen und fallen zu laffen, fambt und ein jeder 
infonderheit gut Zug und Macht haben, auf welchem Fall Wir fie auch mit 
ernftlihen Schreiben, Mandaten und Pfandingen ganz und gar verfchonen 
und nicht befchweren wollen. Solches alle8 und jedes mie obgefchrieben, 
haben Wir fampt uud fonderlidh, al8 die regivende Tandes- Fürften, fiir Uns 
und Unfere freundliche Tiebe Brüder, Herzog Chriftoffern und Herzog 
Caroln, und Unfere Erben und nachkommende Herzugen zu Mecklenburg, 
Unfern Untertbanen, vom Adel und Städten zugefaget und verſprochen; Zu- 
fagen und verſprechen ihnen folches alles jämbtlih und jedes infonderheit, 
in Kraft und Macht dieſes Unfers offenen Briefes und Reverſes bey Un- 
fern wahren Worten, Fürftlichen Ehren, Würden und Glauben, foldhes ftet 
und feft unverbrüchlid und aufrichtig zu halten und zu vollziehen, dawider 
nichts fürzunehmen und zu handeln, noch jemand ander dawider zu thun 
geftatten, alles getreulih und ohngefährlih. Urkundlich haben Wir Unfer 
Inſiegel wifjentlih an diefen Brief hangen laffen, den Wir auch mit eigener 
Hand unterfchrieben haben. Geſchehen zu Sterneberge den vierten Juli 
Anno der weniger Zahl im zwey und ficbenzigften Jahre. 


(I. S.) | (L. S.) 
Sans Albredit, H. 3. M. Uri, H. z. M. 


manu propria. manu propria. 
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D. 
Der Affecnrations-Revers vom Jahre 1621. 


Mir Adolph Friedrich und Hans Albredt, Gebrüdere, von Gottes 
Gnaden Herzogen zu Medlenburg, Coadjutor des Stifts 
Rageburg, Fürften zu Wenden, Grafen zu Schwerin, der 
Lande Roftod und Stargard Herren x. 


Thun kund und bekennen biemit fir Uns, Unfere Erben und nachlommende 
Herzogen zu Medlenburg. Nachdem Unſere getreue Yand-Stände von Ritter⸗ 
haft und Städten bey jegigem Land-Tage Uns unterfchiedlihe Gravamına 
und Befchwerung übergeben und um Unfere gnädige Berbeffer- und Abfchaff- 
ung derfelben unterthänig gebeten, daß Wir Uns darauf und bey einem 
jeden Punkte infonderheit in Gnaden erflähret, verpflicht und anheiſchig ge- 
macht, folgender Geftalt und alfo: 

Erftlich den Puhctum religionis betreffend, haben Wir Unſer getreuen 
Nitter- und Landfchaft in Gnaden verſprochen und zugefagt, daß Wir fie und 
einen jeden infonderheit, bey der erjten unneränderten Anno der weniger 
Zahl 540 der damahligen Römischen Kaiferlichen Majeftät, Churfürften uud 
Ständen des heiligen Neich8 übergebenen Augsfpurgifchen Gonfeffion, und in 
Unfern Fürftenthumen und Landen bis anhero allenthalben gelehrt- und ge 
predigten Lutherifchen Religion, und in Unſer publicirten Kirchen⸗Ordnung 
verfaßter Lehr, Glauben, und Belänntniß, und deren Exercitio in allen 
und jeden Kirchen und Schulen, Unfer Fürftentbum, Lande, Städte, Aemter 
und Dörfer, au in specie im Thum zu Giſſtrow, (defien Reformation 
Wir Herzog Hans Albrecht Uns biemit begeben, und darinn nur allein die 
Sepultur und Leichpredigten für Uns und Unfere Religions⸗Verwandten, wie 
imgleichen, da Wir mit Unferer Hofftatt auf anderen Unfern Refivenz-Häu- 
fern Uns aufhalten, und daſelbſt obberührter Unſer Religiong-Berwandten 
jemand mit Tod abgehen würde, denjelben allda begraben, und die Leich- 
predigt den ordinari-&ottesdienft unverhinberlich verrichten zu laſſen, reſer⸗ 
viren und vorbehalten) ohne einige Veränderung in Doctrinalibus und 
C’eremonialibus, gerubiglich verbleiben laſſen wollen. 

Zum Andern verpflichten Wir Uns aud, in allen und jeden Kirchen 
und Schulen keine, (ohn allein Unfer Herzog Hans Albrecht Schloß-Kirchen, 
nachgejegtermaßen ausgenommen) auch in der Univerfität zu Roſtock, keine 
andere, als obberührter Augfpurgifchen Confeſſion und Lutherifchen Religion, 
verwandte und zugethane Prediger, Profeſſores, Lehrer und Schuldiener, zu 
inftituiren, anzunehmen oder zu gedulden. 

Und fol fürs Dritte das Gonfiftorium, welches neben dem Jure 
Episcopali, nad wie vor gemein bleibt, die Infpection haben, daß in allen 
und jeden obbemeldeten Kirchen, Schulen, und Univerfität zu Roſtock keine 
andere, dann bie angedeutete, Kayfer Carl dem Fünften zu Augfpurg über- 
gebene unveränderte Confeffion und Lutheriſche Religion gelehret und gepre- 
digt, weniger einige andere dann Dero zugethane und wahrhaftig verwandte 
Kichen- und Schufdiener, angenommen, eingeſetzt oder geduldet werben. 

Und da zum Bierten, deren einer oder ander in Lehr und Leben ver- 
dächtig oder ſchuldig befunden wird, fol das Conſiſtorium in Unſer beyber 
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Nahmen ohne einige Klage für fi ex oflicio zu inquiriren, die Sache zu 
cognofeiren, darinn zu jprechen, die ſchuldig befundene ihres Dienftes zu ent- 
fegen und abzufchaffen, und den Beantten oder Städten, darunter der Con⸗ 
demnirte feßhaft, die Erecution zu demandiren, Fug und Macht haben; Im⸗ 
maßen e8 auf angeftalte Klagen, vermöge des Eonfiftorii Ordnung gehalten, 
und fonften bei derfelben, wie auch der Kirchen- und Superintendenten-Ord- 
nung, ohne was in diefem Revers in specie ander$ disponiret, nach wie 
vor allenthalben ungeändert gelaffen werden fol. 

Fürs Fünfte, fol den Appellationibus vom Confiftorio und beyden 
Canzleyen and Hofgericht , ihr unbehinderter ſtarker Yauf, nach wie vor, ge- 
faffen werden. 

Zum Sechsten, fol das Eonfiftoriun mit feinen andern, als der 
oberwehnten unveränderten Augſpurgiſchen Confeffion, und der Lutherifchen 
Religion zugethanen Perſonen beſetzet werden. 

E83 behalten aber Wir Herzog Hans Albrecht, fürs Stebende, Uns 
biemit bevor, auf oder an Unjern Refidenz-Häufern die bereits gebauete Ca- 
pellen zu erweitern, oder daſelbſt, jeßt berührter maßen, neue Kirchen zu 
bauen, und wann Wir Uns mit Unjer Hofftatt allda aufhalten werden, durch 
Unfere Ordinari- Hofprediger, jo Wir gu Unfer Hof⸗-Kirchen zu Güftrom 
beftellet, für Uns und Unfere Hofdiener predigen zu laffen, dahin aber nie- 
nıand eingepfarret, weniger deu Eingepfarreten an der Kirchen des Orts, an 
ihrem Exercitio der Lutherifchen Religion einige Behinderung und Eintrag 
zugefliget werden fol. 

Ebenermaßen behalten Wir Uns fürs Achte bevor, auf Unfer Hofftatt, 
Unfer Edel und etliche wenige andere Knaben, fo in der Kirchen fingen, 
doch nicht wieder ihren, ihrer Eltern oder Verwandten Willen, privatim 
inftituiren zu laffen. Es follen aber daneben feine andere Schulen der Re⸗ 
formirten Religion angerichtet, fondern diefelbe alle uud jede, auch in specie 
die Thum-Schule zu Güſtrow, in welcher das Minifterium die Inſpection 
. behalten fol, bey dein Exercitio der obgedachten unveränderten Augjpurgi- 
ihen Confeffion, und Lutheriſchen Religion, nach wie vor, gelafien, und die 
Knaben ander Geſtalt nicht inftttuiret werden. 

Und weil zum Neundten, duch etliher Prediger ungebührliches 
Schmähen und Schelten, oftmahl viel Unruhe erreget, und die Gemeine da⸗ 
durch nicht gebeflert, weniger die Kirche gebauet wird; Als wollen Wir Ung 
deswegen einer jonderbaren Ordnung vergleichen, wie ed foldhen Falls damit 
gehalten werben foll, und diefelbige vor der Publication, Unfer gefreuen 
Ritter und Pandichaft communiciren und mittheilen, und da jemand der Prediger, 
wieder folche Ordnung freventlich handeln, und auf gejchehene zweymahlige 
Erinnerung von feinem Unfuge nicht abjtehen wollte, fo ſoll Uns Herzog 
Hans Albrecht denfelben zu enturlauben, und einen andern der oft berührten 
unveränderten Augipurgifchen Confeffion und Lutherifchen Religion verwandten 
Prediger, an feine Stelle wiederum einzufegen, frey und bevorfiehen. Es 
fol aber den Predigern, die Reformirte Lehr und deren Autorn mit auß- 
driclicher Nennung derfelben gebührlich zu wieberlegen, und mit Grunde 
Gottlichs Worts zu refutiren, die Theologicas controversias auf den Gan« 
geln perspicue und beſcheidentlich zu tractiven, auch die jego gemöhnliche 
Confeſſional-Nahmen zum Unterfchied der Lehr und Lehrer, ohne Schmähen 
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zu gebrauchen, imgleihen der Reformirten Lehrer eigene Wort aus ihren 
Biihern und Schriften nach Gelegenheit zu allegiven, und alfo die Zuhörer 
für allerhand Lehr, wie die Nahmen haben mag, fo der ihrigen zumider, 
treulich und fleißig zu warnen, und zur Beftändigkeit in ihrer erkannten Re- 
figton zu ermahnen, nach wie vor unbenommen feyn. 

Fürs Zehende, wollen Wir die Dispofition über die Deconomeyen- 
Giüther, ein jeglicher in feinem Antheil behalten, und follen diefelben jedes 
Orts unverrüdt gelaffen, die Kirchen» nnd Schul⸗Diener an ihrem Unterhalt 
und Befoldung in nichts verfürzet, oder ſolche Güther zu nichts anders als 
ad Pias Causas angewandt, auch den Bürgern und Einwohnern in Städten 
an ihren einhabenden Deconomey - und Kirchen-Aedern, fein Eintrag zugefü- 
get, jondern diefelben unbehindert dabey gelajien werden. Collien aber von 
jolhen Deconomeyen-Güthern ganze Dörfer alteniret und veräußert werden, 
auf den Fall wollen Wir es bey Verordnung der gemeinen bejchriebenen 
Nechte verbleiben lafjen. 

Zum Eilften, follen die Relationes Visitationum, fo viel der 
Prediger und Zuhörer Lehr und Leben betrifft: Item Synodorum, ins 
Confiftorium eingefchidet, und demjenigen, darunter der vifitirte Ort belegen, 
daneben zugefertigt werden. 

Anreichend fürs Zwölfte daS Ius nominandi und vocandı Pasto- 
res Ecclesiarum, erachten Wir Chriftlich, recht und billig feyn, den Gemeinen, 

x fomohl auf dem Lande, als in den Städten, auch denen, jo des Ius Patro- 
natus et Vocandi Ministros Ecclesiae nicht haben, feine Pastores und 
Seelforger, die fie zuvor nicht gehöret, oder fonften am Leben, Wandel, Lehr, 
und Gaben tadelhaft, und nicht qualificirt, beygebracht und aufgedrungen 
werden. Wollen auch Unjern Superintendenten über dieſe Unjere Verord- 
nung feftiglih zu halten mit Ernft auferlegen und befehlen. Und erklären 
Uns demnach in Gnaden dahin, wenn Uns binfünftig einer vom Adel, oder 
die Räthe in Städten, eine Perſon, die er oder fie, zu feinen oder ihren 
Seelforger, aus erheblichen Urfachen, gern haben und befördert jehen mögten, 
nominiren, und um Unjere gnädige Bewilligung und Confirmation unterthänig 
anhalten werden, daß Wir Uns darauf nad) Befindung der fürgefchlagenen 
Perſon Qualitäten und Gejchidlichkeit, Doch unbegeben des Iuris Patronatus, 
aller gnädigen Gebührnig wollen zu erzeigen willen. 

Bum Drepzehenden, fol das Hofgericht, nad) wie vor, gemein blei- 

ben, und mit feinen andern, als der oftberührten Augſpurgiſchen Confeſſion 
und LZutherifchen Religion verwandten Berjonen, nach Ausweiß des Aflecura- 
tiond-Rever8 de Anno 1572 befegt, und von einem jeden unter und zwo 
Perfonen, deren einer des Yand- Richter, der ander des Bice-Lande Richters 
Officium verwalten foll, continuirlich gehalten werden, und wollen Wir uns 
mit Zuziehung Unfer getreuen Ritter- und Landfchaft wegen Reformir- und 
Verbeſſerung defjelben, forderfamft vergleichen und vereinbahren. 

So ſollen aud fürs Vier zehende, die Contributiones gemein bleiben 
und die Tand-Täge zum Sterneberge und Maldin umfchichtig gehalten werden 

Die Erhöhung der Zölle, fürs Funfzehende, betreffend, wollen Wir 
diefelben, dem alten gewöhnlichen Herfommen nad, und einen jeglichen bey 
feiner bergebrachten Eremtion und Freyheit derſelben, unbeeinträchtiget vers 
bleiben. Und da von den Haudvoigten, Land-Reutern und Zöllnern dem zu 
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wiedern, einiger Mißbrauch eingeflihret worden, wollen Wir ſolches auf ger 
bührliche Notification wiederum abfchaffen. " 

Zum Sechszehenden, wollen und verordnen Wir, daß die Bauerd- 
Leute die ihnen um gewifjen Zins oder Pacht eingetbane Hufen, Ader oder 
Wieſen, dafern fie kein Erb-Zing-eredtigfeit, Ius Emphyteuticum , oder 
dergleichen gebürlich beyzubringen, den Eigenthums-Herren, auf vorgehende 
Yoßlündigung, nulla vel immemorialis temporis detentione obstante, 
unweigerlich abzutreten und einzuraumen ſchuldig jeyn follen. 

Was fürs-Siebenzehende, der Beamten und Rand-Reuter Erecution- 
Gebühr betrift, laſſen Wir e8 bey Unfer publicirten Erecution-Ordnung in 
Gnaden verbleiben, und feyn darüber feftiglih zu halten gemeint. 

Den zu jegiger Contribution verordneten Land-Kaſten fürs Acht- 
zehende, betreffend, können Wir in Gnaden geſchehen laffen, dag die freye 
Dispofition, Verwaltung und ‘Dispenfation defjelben, fo lange die Uns unter: 
thänig bewilligte Zehen Mahl Hundert taufend Gülden, auf und beyfammen 
gebracht,. und zu Befreyung Unfer befchwerten Fürftlichen Einkommen wieder- 
um verwandt und angeleget, Unfer Nitter- und Landichaft ungehindert ge 
laſſen werde. Wie Wir dann derfelben folches hiermit und in Kraft dieſes, 
auf jegt berührte Maß, nochmals gnädig bewilligen und nachgeben. Belan- 
gend aber die Reichs-Crayß⸗ und andere dergleichen Steuern, fo nicht Uns 
und Unfern Fürftenthumen und Landen principaliter zu Nutz und Frommen 
gereichen, joll e8 mit dem Land-Kaſten der Geftalt gehalten werden, daß bey 
Uns und Unjern Nachkommen, regierenden Herzogen zu Mecklenburg, jeder⸗ 
zeit zween Schlüffel, und bey Unfer getreuen Landſchaft gleichfalls zween 
Schlüſſel, einer bey denen von der Nitterfchaft, und der andere bey denen 
von Städten, hinführo feyn, auch. die Einnehmer in Unfer und gemeiner Land⸗ 
Ihaft Nahmen beftellet und beeivet, und die einfommene Gelder in Unſer 
verordneten und der von der Landſchaft Deputirten Beyſeyn gebührlich be- 
rechnet, und was übrig, ohne der Landſchaft unterthänige Beliebung, nicht in 
Unferm, fondern allein zu des Landed- und gemeinen Beſten gebrauchet und 
verwendet werden ſoll. 

Fürs Neunzehende, wollen Wir keinen Unfer getreuen Unterthahnen 
an feiner Jagt-Gerechtigkeit, die er über Rechts vermehrte Zeit legitime 
hergebracht, geruhiglich gebraucht, und noch jego in possessione vel quasi 
rechtmäßig hat, einige Behinderung, Zurbation und Einhalt erzeigen, oder 
jofdyes von den Unfrigen zu bejchehen verftatten, Uns auch der Vor⸗-Jagten 
ander Geſtalt nicht, dann von Unjern löblichen Vorfahren befchehen, jederzeit 
gebrauchen, und fol in den Ausjchreiben zur Vor⸗Jagt eine gewiſſe Zeit, 
nach Verfließung derjelben ſich ein jeder feines Rechtens und Befugniß zu 
gebrauchen, allemege jpezificiret und nahmbaft gemacht werden. ‘Damit auch) 
wegen des Jäger⸗Rechtens hinfinftig kein Streit erreget werden möge, als 
lafjen Wir gefchehen, warn die Jagt-Hunde, in Verfolgung des aufgetriebenen 
Wildes, über die Grenzen laufen, daß alddann den Jägern frey ftehe, ihre 
Büchſen niederzulegen, die Winde zu binterhalten, und die übergelaufeuen 
Fagt- Hunde, von des Benachbarten Grund und Boden wieder zu holen, und 
aufzuloppeln. Wann auch gehegte Winde mit dem Hafen über die Wrenze 
laufen und fangen, fo foll der Jäger denfelben alfo fort aufzunehmen, Yug 
und Macht haben, doch daß er ihn nicht an den Sattel binde, fondern un» 
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gebunden in der Hand davon führe. Würde auch ein Thier auf eined Grund 
und Boden gefchoffen, und über die Grenze laufen und fallen, fo ſoll dem 
Jäger erlaubet feyn, mit Hinterlafiung der Büchfen und Piſtolen, dafjelbe 
alfo fort in continenti aufzunehmen und wegzubringen. 

Beil auch zum Zwanzigften zu Crhaltiing reblichen Glaubens und 
Credit wieder faltn- und außfällige Schuldner und Bürger vor Jahren 
icharfe Zwang- Mittel gebraucht, auch deswegen eine fonderbare Eonftitution 
Anno 1620 wieder die muthwillige Folliten publiciret worden ; Als wollen 
Wir jetzt angeregte Conftitution auf der Falliten Ehe-Weiber, fo ihrer Ehe⸗ 
Männer Umfchläge verrichten, felbft mit zehren, banquetiren, und in aller 
Uppigteit leben, und alfo ihrer Ehe-Männer und deren Greditoren Ungelegen- 
beit und Schaden ſelbſt veruhrfachen, und defjen übermwiefen werben, zugleich 
mitgezogen haben. Und weil Wir daneben von Unfer getreuen Landſchaft um 
Wiedereinführung der Einlager in Unterthänigfeit erfuchet worden; Als haben 
Wir ihrer unterthänigen Bitt, aus den von ihnen angezogenen Urfachen, 
aus Gnaden geruhet. Conſtituiren, ordnen und wollen demnach, daß ein 
Bürge, wann er fiir jemand ausgenommen wird, feinen Principalen, es ſey 
gleich die Obligation aufs Einlager gerichtet oder nicht, Kraft diefer Conſti⸗ 
tution, zu richtiger Zahlung und Einreiten ermahnen fol; Würde aber die- 
felbe auf Anthonii, oder jonften in den beliebten Zahl: Friften nicht erfolgen, 
fo fol der Principal nebenft dem Bürgen Vierzehen Tage darnach einreiten, 
und zugleich feinen Nebenbürgen zum Einreiten erfordern, und berfelbe auch 
alfo bald darauf nebenft zwey Pferden und einem Diener ſich einzuftellen 
ſchuldig ſeyn. Damit auch die Unkoſten des Einlager3 nicht zu hoch geftei- 
gert, und den für diefem darunter fürgelaufenen Migbräuchen gewehret werden 
möge; Als fol jedem einveitenden Bürgen die erfte Woche, alle Tage 4 Gül⸗ 
den, für fich, feinem Diener und zwey Pferde, die andere Woche aber 6 Gül- 
den jeden Tag, und fofort an, hiemit verordnet feyn. Und da alsdann der 
Principal feine Bürgen am erften Tage des Einreitens nicht bezahlen würde, 
jo fol a primo die morae auf jeden Tag vor jeder Hundert ein halber 
Gülden Loco Interesse angejchlagen werden, am lesten Tage aber des 
Vierzehen-tägigen Eiureitend die Bürgen witrflich zu bezahlen, und da foldhes 
nicht geihicht, von der Zeit.an, ftatt des Interesse jede Woche einen halben 
Gülden auf Hundert über den gewöhnlichen Zins zu geben ſchuldig feyn. 
So bald aber die Bürgen wirklich zahlen, und des Prinzipalen Obligation 
und Ceßion an fi) bringen, fo follen fie alsdann in continenti auf ihr 
erſtes Anfuchen und Borzeigung der Obligation und Quitung in de3 Prin- 
cipalis Güther gerichtlich inmittiret und angemwiefen werben, und diefelbe, da 
fih ein Concursus Creditorum eränget, auf vorgehende Commißion und 
Liquidation gebürlich tariret, und auf Fürzeigung der eingelöfeten Driginal- 
Obligationen, und des Wirths Verzeichniß, ohne einige fernere Liquidation 
und Moderation, für die ausgezehlte Haupt-Summ, Zinſe und Untoften, 
dem Gläubiger alsbald in solutum zu gejchlagen, und ferner von demfelben 
verkauft, und jeder, befage feiner Obligation, jure Prioritatis cuique salvo 
Daraus contentiret nnd bezahlet gemachet werden. Solte aber nad Verlauf. 
ung der Güter ſich befinden, daß die Schulden alle nicht bezahlet werden 
können, fo foll alsdenn der :Debitor in einen dazu verordneten Schuld» Thurm 
geworfen werden. Dafern auch der Bürgen einer oder mehr, auf geichebenes 
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Einmahnen ntcht einreiten würde, fo foll derfelbe dem Principal gleich ge 
achtet, und mit ihm vorgefegtermaffen procediret und verfahren werden, und 
da der eine oder ander, obgejagter Ordnung zumieder, ſich auf flüchtigen Fuß 
fegen, und feine ausgefatte Bürgen nicht benehnen, oder auch feine Creditorn 
fuga bdefraudiren würde, fo foll der oder diefelbe von Helm und Schild, 
Ehr und Redlichkeit öffentlich vortheilet, und des Landes verfeftet werden, 
und fol diefe Conftitution durch feine Appellation jufpendiret, oder deſſen 
Effect behindert werden, Inmaſſen fich die Landfchaft aller Sufpenfiv-Mittel, 
jo darwieder vorgenommen werden mögten, auf diefem allgemeinen Yand-Tage 
unanimi placito verziehen und begeben haben, und foll diefe Conftitution 
jo wohl ad praesentes, als futuros Casus dirigiret und gerichtet feyn. 

Die übermäßige Stawung des Wafjerd zum Ein und Zwanzigften 
belangend, find Wir darunter nochmahls gebührliche Erfundigung forderfanift 
anzuftellen, und fo viel miöglih, Unfer getreuen Unterthanen Schaden und 
Nachtheil zu verhitten und abzuwenden, in Gnaden geneigt. 

So wollen Wir auch fürs Zwey und Zwanzigſte, ein jeder in 
feinem Antheil, Unfere Yand-Räthe, vermöge de8 Anno 1572 der Landichaft 
gegebenen Aſſecurations-Revers, zu den Land-Sachen, in fürfallenden Nöhten 
zu Rath ziehen, und gebrauchen. | 

Immaffen Wir auch fürs Drey und Zwanzigfte, zu Verkündigung 
(von) Reichs- und Craiß⸗Steuren, gejchehen laſſen können, daß in folchen 
Fällen, alle mahl Land-⸗Täge gehalten werden, und wollen Wir alsdann, wenn 
Wir in der Perſon felbft nicht ericheinen, die Unfrige mit gebührenden Jn- 
ftruction dahin ſchicken und abfertigen. Solten aber dabei etwa hochwichtige 
Sachen einfallen, dazu Unfer Präfenz von nöthen, wollen Wir Uns nad 
Befindung der Geftalt zu bezeigen wiffen, wie Wir es Unfern Yand und 
Leuten zuträg- und erjprießlid erachten werden. 

Zum Bier und Zmwanzigften, wollen Wir Unſer getreuen Ritter: 
und Landſchaft in Gnaden gemilliget und nachgegeben haben, daß in alten 
Lehen die Agnaten, fo eines Nahmens, Schild und Helms feyn, wann fie ſich 
ſchon der Sippfchaft halber nicht berechnen fünnen, einander fuccediren mögen. 

Zum Fünf und Zwanzigften, wollen Wir den Gebrauch dieſes 
Fürftenthbums, daß der Bürgen Erben in Bürgfchaften, fo in specie auf die 
Erben nicht gerichtet, zu feiner Zahlung verbunden, biemit in Gnaden con= 
firmiret und beftätiget haben. 

Wie Wir imgleihen fürs Sechs und Zmwanzigfte den Gebraud, 
daß die Bürgen, ungeadht fieallen Beneficiis und Einreden venuncüiret , den- 
noch mit Erlegung ihres Stranges fich entfregen können, mo fie fich nicht 
des Medlenburgifchen Land- und Hofgerichts-Gebrauchs in specie verziehen 
und begeben, hiemit confirmiren und befräftigen. 

Weil auch zum Sieben und Zwanzigften, wegen der Erb-Jung- 
frauen, und mie weit ſich berjelben erlangtes Privilegium erftredet, eine Zeit⸗ 
bero viel Streit und Irrungen fürgangen, al3 haben Wir auf Unfer getreuen 
Ritterfchaft felbft eigen umterthäniges Gutachten, die Sachen dahin verab- 
fchiedet, daß die Erb⸗Jungfern, die ihnen angefallene Yehn-Güther, Zeit ihres 
Lebens, frey, ungehindert jemands, doch allein jure Ususfructus einhaben, 
nugen, und genießen follen und mögen. Zum Fall auch einer Erb⸗Jung⸗ 
frauen Vater, nicht fo viel an Baarſchaft und Allodial-Güthern, auf feinen 
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Todes⸗Fall hinter ihm verlaffen würde, daß fie davon gebührlich ausgeſteuret 
werden könnte, fo fol ihr der Braut-Schag ex feudo, pro quantitate 
ejusdem, wenigers nicht, und ungeadht ihres habenden Nießbrauchs, abge: 
richtet und gefolget werden. Doc follen die Erb-Fungfern die einhabenden 
Lehen weder ganz noch zum Theil zu alieniven zu veräußern, oder auch zu 
deterioriren und zu verringern, und das harte Bau= und Maſt-Holz weiter, 
bann zu des Lebens fcheinbarem Nug und Frommen, zu verhauen, feincs 
Weges bemächtiget, oder dem Yehen-Folger auf den einen oder andern Fall 
allen erweißlichen Schaden und Nachtheil zu erftatten, auch die Gebäu unter 
Dad und Schmell, in gutem Weſen zu erhalten, fehuldig und verpflichtet 
ſeyn. Die auf dergleichen Lehen, auf Ableiben des Lehns-Manns, , haftende 
Schulde, dafern diefelbe von des Verjtorbenen Nachlaß nicht bezahlet werden 
können, follen von den Erb-Jungfern, fo lange fie ſich ihrer Privilegii ge- 
brauchen, gebührlich verzinfet, aber die Haupt-Sunma von den Yehns-Folgern 
enblich wieder erleget und bezahlet werden. 

Wann von den Erb-Jungfern in den Yehen-Guthe dergleichen Beſſer— 
ungen angerichtet werden, die den Lehens-Folgern zu beſonderm Nug und 
Frommen gereichen können, fo follen ihr oder ihren Erben dieſelbige, 
nah billiger Crmäßigung, zum Halbſchied, was aber, ter Vater in dem 
Lehen gebauet und gebefjert, gar nicht refundivet und wiedererftattet werben. 
Es fol aber eine Erb-Jungfer gar feine neue Gebäu, ohn Vorwiſſen der 
Lehens⸗Folger, anzurichten bemächtiget, oder dafiir feine Wiedergeltung gewär— 
tig ſeyn. Als auch vor Ddiefem in Streit und Zweifel gezogen, da mehr 
dann eine Erb⸗Jungfer vorhanden und deren eine Todes verjähret, ob der- 
. felben Antheil an die überlebende Schweſtern oder den Yehns-Folgern ver: 
falle. Demnach fegen und ordnen Wir, daß die Erb-Jungfern, mann jie 
ihres Vatern Lehn ungetheilet, und pro indiviso gebrauchen und gemichen, 
eine der andern fuccediren; Hätten fie aber die Lehen unter fich getheilet, 
der Beritorbenen Antheil auf die nächſten Agnaten und Vehenstrager , oder 
an Uns den Lehen-Herren, nach gejtallten Sachen, refpective verftannmen und 
fallen fol. 

Endlich Wollen Wir, da einer Unfer Pehen-Lente, der nicht in Unjern 
Fürſtenthumen und Landen häußlich gefeffen, ohne männliche Yeib8-Pehns- 
Erben, Todes verfahren, und allein Töchter hinter ihm verlaffen jollte, daß 
diefelbige wenigers nicht, al8 wann der Vater unter Unfer Bothmäßigfeit fein 
Domicilium und ftetiges Anmwefen gehabt, obberührtes Privilegii fähig feyn, 
nügen und genießen follen und mögen. 

Daß auch fürs Acht und Zmanzigfte, die verwirtibte Cdel-Franen, 
wann jie zur andern Ehe jchreiten, ihren einhabenden Witthumb gegen Er- 
ftattung des eingebrachten Ehe-Geldes, Beſſerung, und was dem anhängig, 
den Lehn-Folgern cediren und abtreten, erachten Wir den Rechten und Her— 
fommen gemäß; Es wäre danı, daß in den Heyrathd- und Witthunbs- 
Berichreibungen,, jo mit Fürftlihen und Väterlichen Conſens anfgerichtet, 
ein anders verjehen und enthalten: Dabey es dann billig zu lafjen, jedod) 
fol es mit denfelben der Melioration und Deterioration halber, aller- 
maßen wie oben im Punct von Erb-Jungfern, difponiret, obferpiret, und 
gehalten werden. 

Wir conftituiren und verordnen auch fürs Neun und Zwanzigfte, 
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baß die Lehen, fo jemand liber 30 und mehr Jahren gerubiglich befeffen, in 
feine Wege hinfüro vevociret werben follen. 

Der aus einem Geſchlecht ins ander verkaufter Lehen halber, erklären 
Wir Uns fürs Dreypigfte, in Gnaden dahin, daß in dergleichen Fällen, 
des Käufers jänimtliche Vettern, fo fich mit ihm der Agnation und Sipfchaft 
halber, bis auf den fünften Grad exclusive gebührlich zu berechnen, in der 
Kauf⸗Verſchreibung und Fürſtlichen Conſens nominatim mit begriffen, und 
das verkaufte Zehen quoad ipsos nominatos, und derfelben Leibes⸗Lehens⸗ 
Erben, in infinitum pro fendo antiquo gehalten, und ſolches auch auf die 
vor Diefem bereits erfaufte Lehen, gezogen werden fol. 

Demnächſt haben Wir fürs Ein und Dreyßigfte, Unſer getrenen 
Nitterichaft, die bejondere Gnade gethan, dag die einem Lehn-Manne aner- 
erbte Schulden, und darinn er fonften wegen gebührlicher Ausfteur und Ab- 
findung feiner respective Töchter, Schmwefter, und Brüder, doch daß foldhes 
nicht übermäßig geichicht, durch Feuers-Brunft, Ungewitter und andere (asus 
Fortuitos, ohne feine Hin- und Fahrläffigkeit, aus Göttlicher nımwandelbaren 
Berhängnig gerathen mögte, aus den Uns eröffneten Lehen bezahlet und ab- 
gerichtet werden follen. Doch mit diefer ausprüdlichen VBefcheidenheit, Geding 
und Vorbehalt, daß der legte Vehen-Zrager ein Inventarium oder specifi- 
cirte Defignation der vihm angeerbten Schulden innerhalb 4 Wochen, nad)- 
dem ihm das Lehen beimgefallen, vermittelt Eydes zu ediren und in die 
Sanzley einzufchiden. Und wann er dann zur Ausfteur feiner Töchter und 
Schweiter, oder auch im andern Fällen jo jegt vermeldet, einer Anleihung 
einer gewiſſen Summen Geldes benöthiget, folches Uns und Unfern Nach— 
tommen, den Regierenden Yandes-Fürften al3 den Lehn-Herrn supplicando 
zu erfennen zu geben, und umb gnädigen Conſens und Bewilligung unter: 
thänig anzuhalten ſchuldig und verpfliht: Wir aber und Unfere Nachkommen 
zu Abtragung anderer und mehrer Schulden, dann obberührt, nach Eröffnung 
der Lehen, feines Weges obligiret und halten feyn follen und wollen, 

So laffen Wir au zum Zwey und Drepßigften, geichehen, daß 
die von der Nitterfchaft und Städten, auf ihrem unftreitigen Grund und 
Boden, da einer dem andern an Waffer und Wind keinen Schaden zufüget 
und die Unterthanen auf gemiffe Mühlen zu mahlen nicht verbinden feyn, 
unbehindert Mühlen bauen mögen. 

Zun Fall and fürs Drey und Dreyßigſte, die Gewohnheit oder 
Eonftitutio in der Chur-Brandenburg (mann Märkische Bürgen nebft Med- 
fenburgern , oder auch ander Herrfchaft Unterthanen, bürglich gelobt, daß 
die Märfifche Fidejussores in solidum, ob fie ſich ſchon alſo verfchrieben, 
nicht belanget, oder der ausländifchen Stränge zu bezahlen gedrungen mer- 
den mögen) wieder die Medlenburger objervivet werden folte, wollen Wir 
es ebenmäßig wieder die Märfiiche Bürgen in ſolchen Fällen, hinwiederum 
alfo halte. 

Das ſchädliche Müntz-Weſen und deſſelben Nemedirung, fürs Bier 
und Dreyßigfte, betreffend, wollen Wir an Unfer treueyfrigen Landes— 
Bäterlichen Fürforg, Mühe und Fleiß, fo viel Und immer zu erheben 
möglich, nad) wie vor, nichts ermwinden laffen, und Uns noch bey mwäh- 
rendem diefem Land» Tage einer practicirlichen heilfamen Dlünz » Ordnung 
vergleichen. 
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Zum Fünf und Dreyßigſten, mollen Wir, zu Berbätung fünftiger 
Difputaten, mit Zuziehung Unfer getveuen Landfchaft, eine gewiſſe formulam 
obligationis , wie e8 mit Berfchreib- und Entrichtung der Reichsthaler in 
specie, oder ander Eorten gehalten werden jo, abfaſſen und publiciren 
laffen, darnady auch in Unfern Canzleyen und Hof-Gericht verabſchiedet und 
gefprochen werden foll. 

Geſtalt Wir auch, fürd Sechs und Treyßigfte, mit Zuziehung 
Unfrer getrenen Ritter- und Yandichaft, ein gemein Land-Recht in Zeutjcher 
Sprach, damit ein jeder wie feine Sach im Gericht zu treiben, felber ver- 
ftehen könne, zufammenbringen und abfafien, und nach demjelben in den 
Canzleyen und Hof» Gericht fententiiren und fprechen lajjen wollen. 

Wann Wir Uns für Sieben und Dreyßigſte, aus erheb- und 
beweglichen Urſachen zu Nug und Frommen Unfer Flürftenthun und Lande, 
mit jemand in Conföderatiou und Bundniß abfonderlich einlaffen würden, 
dazu Unfer getreuen Landſchaft Contribution von Nöthen, jo wollen Wir die 
Land- Räthe alddann mit darzu ziehen, und ıhres Raths gebrauchen. 

Wir ſeynd auh, zum Acht und Dreyßigſten, binführo feine Yauf: 
Pläge oder Durchzüge in- und durch Unfere Fürftenthune und Yanden, oder 
je ander Geftalt nicht, dann auf Maaß, wie in den Reichs - Abjchieden ver: 
jehen, zu verftatten, gänzlich gemeint und entjchlofjene 

Würden Wir aud) fürs Neun und Dreyßigite, (welches Gott gnä⸗ 
dig abwenden wolle) in folche ſchwere Mißverftände und Uneinigfeit gera- 
then, und zu den Waffen greifen, fo. wollen Wir Unfere getreue Nitter- und 
Landfchaft, wie auch die Stadt Roftod, warn diefelbe ın Terminis verblei: 
ben, und ſich den aufgerichteten Erb -Verträgen gemäß verhalten wird, und 
feinen Aufftand unter fih, oder auch fonften Rebellion erregen, und mit 
unrechtem Gewalt gegen Uns und Unjern Unterthanen nichts tentiren, Unfere 
getreue Landſchaft, wie audh die Stadt Wismar, mit Hemmung der Ab- 
und Zufuhr, oder fonften ander Thätligkeiten, imgleichen die Stadt Roftod, 
wieder Die andere Stände, und in specie wieder die Stadt Wismar, in 
obgedachten Fällen zu Waller oder zu Yande nicht auffordern und gebrauchen. 

Zum Bierzigften, lafien Wir es megen des geflagten Mülzen, Brauen, 
Borläufereg und Handwerker auf den Dörfern, bey Unſer ausgefündigten 
Poligey- Ordnung nochmahls bewenden, und wollen wider ſolche cingeriijene 
Mißbräuche gebührende Verordnung zu machen, und mit der Erecution dar- 
auf zu verfahren wiſſen. 

So erflären Wir Uns auch, fürs Ein und Bierzigfte, in Gnaden 
dahin, da jemand aus der Ritter- uud Landſchaft ftrafmirdig befunden; 
Daß Wir unertannten Rechtens wider ihn nicht verfahren, ſondern ihn zu- 
vor mit feiner Nothdurft, vermöge des Affecuration-Reverd de Anno 1572 
gebührlich hören wollen. 

Zum Zwei und Bierzigften, haben Wir gnädig bemilligt und nach: 
gegeben, daß diejenige, fo von Unferm Fifcal in peinliche Anſpruch genom- 
men werben, si delicta casualia, non dolosa sint, und es fonften delicti 
qualitas permittiret und zuläffet, allein bei Eröffnung der End-Urtheil fich 
in Perſon zu ftellen, anzıloben, und darüber gewöhnliche Caution zu präftiren 
verpflichtet und fchuldig feyn; Solches aber ad notaria et enormiora delicta 
barüber in dem Anno 1606 zum Sterneberge übergebenem generali Gra- 
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vamine , und abermals von Unfer getrenen Nitterfchaft, bey der Landtags⸗ 
Berfammlung daſelbſt ganz befchwerlich geklagt worden, nicht gezogen und 
veritanden, jondern darunter Inhalts de8 Anno 1572 den Aten Julii der 
Ritter- und Yandfchaft gegebenen Aſſecuration-Revers allerdings procediret, 
verfahren, und das Uebel mit Eifer und Ernſt geftrafet werden joll. 

Was die Beftrafung der unter denen vom Abel länger mehr zu- und 
überhandnehmenden Unzucht, für Drey und Vierzigfte, anreicht, ift dero- 
wegen in Unfer publicirten Polizei-Ordnung, Tit. vom Todtſchlag, Ehe⸗ 
bruh 8. Würde auch cum duobb. seqq. allbereit Verordnung gejchehen. 
Darauf Wir auf gebührlihes Anhalten die Erecution, ohne Anfehen der 
Perfonen, unvermweigerlih ergehen zu laſſen, oder auch nad, Befindung des 
Delicti und der befchufdigten Perfonen Qualität und Befchaffenheit, außer: 
halb denen Fällen, fo Leib- und Pebens- Straf auf fich tragen, den Berwand- 
ten die Bermäurung personae delinquentis zu verftatten, in Gnaden erbietig. 

Fürs Bier und Bierzigfte, wollen Wir Unfer getreuen Yandfchaft aus— 
getretene Bauern in Unfern Aenıtern nicht aufhalten, fondern auf gebührliches 
Anfuchen und Bemeisthum ihren Herrn wiederum folgen laffen. 

Zum Fünf und Bierzigften, wollen Wir wegen der gellagten und 
von den Beamten, oder andern gelegten neuen Krüge, Erkundigung anftellen, 
und diejelben nad Befindung hinwiederum abjchaffen. 

Betreffend fürs Sechs und Bierzigfte, der Bauren übermäßige Ko- 
ften bey Hochzeiten, Gilden und Kindtaufen, wollen Wir zur Abjchaffung 
dejfelben gebührende Anordnung zu machen wiffen. 

Co viel, zum Sieben und PVierzigften, die Entlaufung der Knechte 
und Dienftboten zur Erndten und ander Zeit belanget, fol deswegen, daß 
fein Knecht oder Magd von jemand in Jahrdienft angenommen werde, fie 
baben dann ihres guten Abjchiedes und Berhaltens glaubmwirdigen Schein 
porgezeiget, nothwendige Ordinanz gemacht und die Uebertreter derjelben ge 
bührlich beftrafet werden. 

Ingleichen trachten Wir fürs Acht und Bierzigite, zu Erhaltung 
Gehorjams , Treu und Redlichkeit unter dem gemeinen Gefinde hochnöthig 
fein, daß fein Neifiger Knecht, Kutſcher, Voigt, Möller, Schäfer, und der- 
gleichen Gejellen, die nicht ihres redlichen Verhaltens und Abſchieds von 
ihren vorigen Junkern oder Herrichaft gebührlihen Schein und Kundſchaft, 
Die ein jeder auf fein Eid und Pflicht ihmen wmittheilen wird, fürzulegen, von 
jemand zu Dienft auf- und angenommen werden. Dannenhero Wir Unfere 
hiebevor deßhalb publicirte Mandata zu venopiren gemeint, deren ein jeder 
Unfer Unterthanen bey unnachläfjiger Straf Fünfzig Thaler gehorſamlich zu 
geleben fhuldig, und hiemit nochmahls und eruftlich befehligt ſeyn fol. 

Schließlich, und zum Neun und Bierzigften, wollen Bir auch den 
angenommenen Appellationen am SKayferlihen Caumer-Gericht, doch mit 
Erinnerung, ſich der muthwilligen und frevelhaften Uppellationen dagegen zu 
enthalten, ihren ftarfen auf, und Unfere getreue Ritter- und Landſchaft bey 
ihren wohlbergebradhten Privilegiis, Affecuration » Revers, Erb - Berträgen, 


 Appellation- Recefien, Zrey- und Gerechtigkeit, allenthaiben ruhig verbleiben 


lafjen, und damieder niemand befchweren. rn 
Zu Urkund haben Wir diefen Brief in vorgefagten Constitutionibus, 
C'oncessionibus, Belieb- und Verordnungen in allen Claufuln und Punc- 
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tem, für Uns und Unſere Erben, nud Radhkommenbe Gerzogen zu Mecklen- 
burg, mit Unjerer eigenen Hauden Zubicription und auhangenden Fürftlichen 
Junfiegeln befiätigt, und gegeben zu Güſtrew, den Treu und zwanzigfien 
Monaths zebruarii, nah Ehriiti Unjers Erleſers un? Seligmachers Geburt, 
im Eintauſend, Zehshunderten und Ein und Zwanzigiten Jahre. 


(L. S.) LS. 
Adsiph Friedrich, H. z M. Baus Albredi, 9. 5 I. 
manu propria. Manu propria. 


E. 
Revers sub dato Güfttew, 98. Schruar Anno 1621. 


Bon Gottes Gnaden, Bir Adolph Friedrihd und Hana Albrecht 
Gebrübdere, Herzogen zu Medienburg, Coadjutor des Stift, 
Ratzeburg, Fürften zu Wenden, Grafen zu Schwerin, der 
Lande NRoftod und Stargard Herren x. 


Belennen hiemit vor Und, Unfere Erben, und Nachkommende Herzogen zu 
Medienburg. Nachdem Unfere liebe getreue Unterthanen aller Stände fidh 
aus unterthäniger Zuneigung, Treu, und Liebe, fo fie gegen Uns, als ihre 
Erb- Herren und Yandes- Fürjten, tragen, ſich freymillig und ohne alle Pflicht 
und Schuld dahin bewegen lafien, daß fie zu Abhelfung Unfer ofliegenden 
Schulden unterthänig bewilliget, zugejagt nnd verſprochen, Zehenmal Hundert 
Zaufend Gülden zu erlegen, und von diefem izt verfloffenen Anthonü an, 
aliofort Sechsmal Hundert Taufend Gülden mit den Zinjen, und von er» 
meldter Zeit, über Sechs Jahr, Zweymahl Hundert Tauſend Gülden gleidy» 
falls mit den Zinfen, und folgends über zween, und von abgewichenen An⸗ 
thonii anzurechnen, fiber acht Jahren, die übrigen Zweimal Hundert Taufend 
Gülden, ſamt den Zinfen anzunehmen, und alſo Unfer Schulden abzutragen, 
ſich auch der Mittel und Hülf. dadurch folches gejchehen foll, mit einander 
unverzüglich vergleichen wollen, daß Wir demnach, wie zuvor in der Erb: 
Hufdigung gefchehen,, denen vom Adel und Ztädten gnädiglich zugelagt, fie 
bey allen ihren habenden Privilegien, Fregheiten und Gerechtigkeit (die fie 
von Unfern löblichen Vorfahren, den Herzogen zu Medienburg, erworben, 
geruhiglich und wohlhergebracht haben), infonderheit die vom Adel, die fonft 
mit ihren Ritterlihen Gütern ein freyer Stand ift, und ſeyn fol, bfeiben 
laſſen, auch dabey, desgleihen bey der Anno Funfzehn Hundert dreißig, 
Kayſer Karl den Fünften, Chur- Fürften, und Ständen des Heil. Römi- 
fchen Reichs zu Augſpurg übergebenen unveränderten Confeſſion und Putheri- 
ihen Religion, und bey Fried und Recht, gnädiglih ſchützen und bandha- 
ben, auch den allgemeinen und fonderbahren Uns fürgebrachten Bejchmerun- 
gen und Klagen, welchen noch nicht abgeholfen, aber dennoch Mar, und auf 
Siegel und Briefe, oder fundbahrlichen Entwehrungen, beruhen, unverzüglich 
und ohn ferner Vorweiſen oder Rechtsgang, abhelfen, die andern aber, welche 
nicht fo kundbar, fondern altiorem indaginem erfordern, durch die nachge⸗ 
feffene unpartheyifche Commiſſarien (melche fih unverzüglich darzu erledigen 
ſollen und mollen) oder durch Niederfegung ber Räthe, oder Parium Curiae, 
wie ſolches dem klagenden Theil am beiten gelegen, und von Uns bitten 
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werden, noch vor Johannis den Anfang geben, und folgends mit dem aller- 
förderlichften, und zum längften innerhalb Jahresfriſt, zu endlicher Erörter- 
ung, gnädiger und billiger Endfchaft kommen nnd gelangen laſſen wollen, 
mit dieſem Anhange und gnädigen Zufage, daß diefe von der Landichaft izt 
abeımiahl8 geleiftete fregmillige Hilf ihnen, und allen ihren Nachkommen, 
daran und aljo an ihren Privilegien, Freyheiten, Gewohnheiten, und von 
Uns habenden Revers, welchen Wir hiemit in der allerbeften Korn, Maaß 
und Geftalt, wie ſolches von Rechtswegen gefchehen fol, kann oder mag, 
verneuert, erweitert und confirmivet haben wollen, ganz unſchädlich und un- 
nachtheilig jeyn fol. Sie follen auch folche und dergleichen Beſchwerungen 
auf fi zu nehmen und Hüffe zu leiften Hinführo nicht fehuldig und ver- 


-pflichtet feyn, fondern allemege bey ihren alten Privilegien und Freyheiten, 


und den alten gewöhnlichen einfächtigen Yandbeten (wann in künftigen Zeiten 
ein Fürftlih Fräulein ausgeben, und ausgefteuret würde, daß fie auch nicht 
ander3, denn auf vorgehende frey- und gutmwillige Beliebung und fonjten 
nicht zu leiften ſollen ſchuldig ſeyn) gelaffen, und weiter Unfer, oder Unſerer 
Erben und naclommenden Herzogen zu Medlenburg Schulden anzunehmen 
und zu bezahlen nicht jchuldig ſeyn, und damit in feinen Weg mit nichten 
bejchweret werden. Damit auch foldhe izt bewilligte Summa der Zehenmal 
Hundert Taufend Gülden defto füglicher und träglicher könne und möge auf- 
und zufanımen gebracht werden, wollen Wir nicht allein gemilligt und nad): 
gegeben haben, daß alle Unfere Clöſter- und Aemter-Unterthauen, desglei: 
hen alle geiftliche und weltliche Güther der Fürftlichen Yeibgeding Unterthanen 
und der vom Adel Leibgeding, und freniden Prälaten, oder anderer außer: 
oder innerhalb Landes gejeffen Güther, fo ihre Nahrung in Unfern Landen 
haben, und Unſers Schug und Beichirmung genießen, was Standes oder 
Condition die ſeyn, von Unſern Vorfahrern, oder Uns privilegivet, oder nicht, 
wie die Nahnıen haben mögen, niemand ausgezogen, möge belegt werden; 
Eondern Wir follen und wollen auch daran fein, die gnädige Verordnung und 
Verjehung zu thun, daß allerding hierin niemand, benannt, oder nicht be- 
nannt, fich felbft oder fonft jeniand ausziehen und erimiren, fondern die von 
gemeiner Landjchaft gewilligte Hülf würklich präſtiren und leiſten follen. 
Wir ſollen und wollen auch einer ehrbaren Laudſchaft die freye Dispo— 
ſition und Dispenſation über der Zuſammenbringung und gleich von Ein— 
andertheilung der bewilligten Sunnnen, ſowohl ander Ausgaben ſolcher Hülfe 
geruhiglich laſſen, und ſonderlich ihnen das vorſchreiben und aſſecuriren. Co 
ſoll auch der Nachſtand von der vorigen Tripelhülf, ſo vorhanden, oder noch 
in Unſern Aemtern, oder bei andern Unſern Unterthanen reſtiren, oder auch 
von neuem von Unſern Befehlshabern aufgenommen worden, in dieſe Summa 
der Zehnmal Hundert Tauſend Gülden geſchlagen, und darzu gebracht und 
angewendet werden. 

Da auch von obgedachten Puncten und Articuln, ein oder mehr, ſollte 
übergangen, nachgelaſſen und in Säumniß geſtellet, und von Uns nicht 
würklich vollenzogen, und ins Werk gerichtet werden, (welches doch nicht ge- 
fchehen fol) fo foll alsdann auf den Fall auch dagegen eine unterthänige 
Landichaft der bemilligten Hülfe Folge zu leiften , ferner und weiter zu con- 
tribniren, unverftridet und unverbunden feyn, fondern dieſelbe auf fitrgehende 
Cognition der Sachen, fo vor Unſere niedergefagte Yand» und Hof-Räthe, 
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anf der Hagenden Parthey Anfuhung, alsbald und unverziiglich angeftellt wer⸗ 
den folle, fo lange einzuftellen, und fallen zu laffen, famt, und ein jeder 
infonderheit, gut Zug und Macht haben, auf welchem Fall Wir fie mit ernft- 
lihen Schreiben, Dlandaten und Pfandungen ganz und gar verfchonen, und 
nicht befchweren wollen. Solches alles und jedes, wie obgefchrieben, haben 
Wir ſamt und fonderlih, al3 die regivende YTandesfürften, vor Und, und 
Unfere Erben, und nachkommende Herzogen zu Medienburg, Unjern Unter- 
thanen vom Adel und Städten, zugefagt und verjprochen; zufagen und ver- 
ſprechen ihnen ſolches alles ſämtlich und jedes infonderheit, in Krafft und 
Macht diefes Unfern offenen Brief und Revers, bei Unfern wahren Wor—⸗ 
ten, Fürftlichen Ehren und Würden, und Glauben, folhes ftet und feft, 
unverbrüchlich und aufricht zu halten und zu vollenziehen, damider nicht3 für: 
zunehmen und zu handeln, noch jemands anders dawider zu thun gejtatten. 
Alles getreulih und ungefährlich. Uhrkündlic haben Wir Unjer Innſiegel 
an diefen Brief bangen laflen, den Wir auch mit eigener Hand unterjchrie- 
ben haben. Gejchehen zu Güſtrow, den drey und zwanzigſten Februarii, 
nah Chrifti Unſers Erlöſers und Seligmachers Geburth, Ein taufend, Sechs 
hundert, Ein und zwanzigſten Jahren. 


(L. 8.) (L. S.) 
Adolph Sriedrid, H. z. M. Hans Albrecht, H. z. M. 
manu propria. manu propria. 


F. 
Der zwifchen dem Durclandtigften Herren Herzoge zu Mecklenburg 
und der Mecklenburgiſchen Ritter- und Landſchaft auf dem zu Roſtock 
gehaltenen Deputationstage errichtete Erbvergleich, sub dato Roſtock, den 
18. April 1759. 


Wir Chriftian Ludewig von Gottes Gnaden, Herzog zu Medien- 
burg, Fürft zu Wenden, Schwerin und NRageburg, aud 
Graf zu Schwerin, der Lande Roftod und Stargard Herr x. 


Uhrkunden biemit für Uns und Unfere Nachkommen, Regierende Herzoge zu 
Medlenburg. Nachdem Ihro Kayferlihe Majeftät dein von Uns gleich mit 
Antrit Unferer Regivung gefaffeten, und von Zeit zu Zeit, fo viel an Uns, 
känntlich gemachten Yandes=väterlihen Vorfag, alle von Unfern in Gott 
ruhenden Vorfahren an der Negirung hinterlaffene innerliche Streitigfeiten, 
durch gründliche Verträge zu heben, mithin Unjere gefammte Lande in die Glüd- 
ſeeligkeit des Friedens und der Ruhe zu verfezen, dadurch zu Statten zu 
tonımen, allerhuldreicht geruhet haben, daß allerhöchſt Diefelbe bereit un- 
term Iten Juni 1749 zu gütlicher Hinlegung aller, zwifchen Uns und Un- 
jerer Ritterfchaft der Zeit entjtandenen, und entitehen mollenden Streitigkeiten, 
eine Kayferlihe Hof-Commiſſion zur Güte, allergnädigft zu verordnen, und 
in deren Verfolg Wir mit der Ehrbaren, Unfer Lieben Getreuen Nitter- und 
Landfchaft über die, zwifchen Uns und ihr, Theil vorgefundene, Theil un- 
verhoft neusentftandene Jrrungen in die Wege zum Vergleich getreten find; 
dag nunmehro die biß hieher theils vor allerhöchſt gedachter Hof- Commiffion, 
theild hier im Yande gepflogene mühſame Handlungen ihr vergnügliches Ge- 
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deihen erreihet, und Wir unter Kaiferlicher allerhöchfler Obmwaltung mit 
Unfrer Ritter- und Landſchaft folgenden Vergleich getroffen, vollzogen und von 
Nachkommen zu Nachkommen unverbrüchlich zu halten, Randes- Fürftlich ver: 
fprochen haben. 

8.2. Bir verfündigen und verfprechen alfo hiemit gleich anfangs Unferer 
gefammten Ritter» Landſchaft volllommene Sicherheit und Erhaltung bey ihren 
Rechten, Gerechtigkeiten, Freyheiten, Vorzligen, Gebräuhen und Gewohnhei⸗ 
ten, wie ſolche Unfere Ritter- und Landfchaft überhaupt, oder ein jeder Stand 
für ſich alleine und ein jeglicher derjelben infonderheit rechtsftändig erworben 
und hergebracht hat. 

8.3. Und da Wir ſchon in dem erften Fahre Unferer Regierung der Ritter: 
und Landſchaft einen fürmlichen und bündigſten Beftätigungs-Brief über ihre 
Rechte und Gerechtigfeiten ertheilet; So wollen Wir auch, zu nochmaligem 
Beweiß, wie fehr Uns die Erhaltung derj:fben am Herzen liege, die Unjrer 
Nitter- und Landſchaft von Unfern in Gottruhenden Vorfahren verliehene 
Rechte, Privitegien und Begnadigungen, welche in den Assecurations- 
Reversen überhaupt, und insbefondere, in den zu bequemern Einfiht und 
Norm unter den Nummern I. ımd II. beygefügten Neverfalen von den 
Yahren 1572 und 1621, in den Resolutionibus ad Gravamina und in 
darauf ergangenen Kayferlichen und Neichs- Vicariats- Erfenntnifien enthalten 
find, abereinft Yandes- Fürftlih anerkannt, beftätiget und verfichert haben, der 
Seftalt, daß foldhe in allen Puncten und Articuln, welche in diefem Funda- 
mental-Bergleih nicht ander8 wohin verglichen worden, als Yandes-Grund- 
Sefege, nah mie vor gehalten, angezogen, und geltend gemachet, die von 
Nitter- und Landſchaft auch dabey allemege gefchiiget, gehandhabet, und da- 
gegen nicht befchweret werden follen. 

8. 4. Gleichwie nun Unfer ſowohl als Unfrer getreuen Ritter- und Land⸗ 
haft Wunſch und Abfehen dahin gehet, daß fo wohl alle alte, noch nicht 
erledigte Landes- Beſchwerden, als auch alle neue Jrrungen völlig zur ge- 
ſammten Zufriedenheit hingeleget und verglichen werden mögen; So fol fich 
diefer Fundamental- und Erb- Vertrag über alle, in vorigen und neuern 
Zeiten, ergangene Befchwerden in der Maaße erftreden, daß nicht nur die 
unerledigte Beſchwerden alter- umd jegiger Zeiten gänzlich in diefem Vergleich 
abgetban , fondern auch diefermegen hiebevor ergangene, fo wohl Kayferliche 
und Reich8- Vicariats - Erkenntniße,, als ertheilte Yandes- Fürftliche Rever⸗ 
fale8 und Resolutiones, nochmahls anerfannt, bejtätiget, befräftiget, erläu- 
tert, und folchergeftalt zur unmwandelbahren Verbindlichkeit aufs Bünbdigfte veft 
geſetzet ſeyn follen. 

Erſter Articul. 
Bon der Lantes»Koutribution,, zu Garniſons-Fortifications⸗Legations⸗Koſten, zu 
Reichs: Deputations- und Crayß-Tägen auch Canımer « Zielern'). 


8. 5. Da das Contributiond-Wefen in Medlenburg von Zeit zu Zeit 
eine Materie zu mancherley innerlihen Zwiftigfeiten, Theils zwifchen dem 


') Neuere Berbandfungen und Feftftellungen mit den Ständen über die Ber- 
pflichtung des Landes in Betreff der Unterbaltung des Militaire find 1827 erfolgt. 
©. dief. bei Raabe, Gefefammi. Tb. IV. ©. 583 f. 
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Landes- Fürften, und Nitter- und Landichaft, Theils zwifchen der Nitter- 
und Landſchaft unter ihr felbft, abgegeben, und Bir daher allen Be- 
dacht dahin geuonımen, daß in Anſehung des Contributions-Weſens und 
alles deßen, was dem anhängig ift, mit Ritter- nnd Landſchaft, eine 
billige und zu ewigen Zeiten beſtehende Bergleihung und Richtigkeit getroffen 
werden möge. 

So haben Wir 

1) fo viel die aus den Nitterichaftlihen Gütern infonderheit jährlich zu 
obgedadhten, in Reichs-Geſetzen jelbit vorgejchriebenen Erfordernißen 
zu erlegende Contribution betrift, fiber den Modum jo wohl, als 
iiber da3 Unantum derjelben, Uns wit Unirer geireuen Ritterſchaft 
folgendergeitalt unwiederruflich verglichen, daß in den Ritterjchaftlichen 
Gütern der, von der Ritterjchaft jelbit, al3 der ältefte und füglichite 
beliebte Hujfen-Modus von nun an, bis zu ewigen Zeiten hiemit an- 
genommen, zugeftanden, und veftgejeget ſeyn fol. 

8. 6. Wann nun der Hufen- Modus zu jihern Norm im Contri- 
hutions-Wefen nimmermehr gereihen kann, daferne nicht zuvor die eigentliche 
Anzahl der würklich vorhandenen Hufen, dann aud) der Begrif einer Hufe 
an ihre felbit ind gemiße gefeget worden; So haben Wir Uns mit Unjerer 
geirenen Nitterjchaft, die nad) den Reverfalen ein freyer Stand ift, und ſeyn 
fol, mit billigmäßiger Voraus- und Beitjegung ihrer Immunität, einer all- 
gemeinen Ausmeßung der Ritterſchaftlichen Güter verglichen, und ſolchemnach 
wegen ded ganzen Pitterjchaftlihen Hufen-⸗Meßungs- und Bonitirungs- 
Weſens, uachfolgendes verabredet und Pact-Weiſe veftgejeget. 

8. 7. Es ſoll nämlich die Ausmeßung aller uud jeder Nitterfchaftlicher 
Güter, fie mögen Stamm -Güter oder nicht, Yehn- oder Erbe ſeyn, mit 
allen ihren gegenwärtigen Höfen, Dörfern, Aedern, Wiefen, Hölzungen, 
Brüchen, Möhren, Yand- Seen, Weiden und allen Länderyen, auch übrigen 
Pertinenzien, wie die Nahmen haben, ohne Unterſchied, von wen diejelbe 
beſeſſen werten, und ob fie vorhin für Ritter-Hufen, Hof-Ader, oder Bauer- 
Hujen gehalten worden, nad dem zwifchen Uns und Unjerer Kitterfchaft be- 
ſonders verglichenen und unter den Nummern III und IV bieneben gefchloj- 
jenen Meßungs- und Bonitirungs- Fuß vorgenommen, und demnächft in 
einen jeden, durch folhe Ausmeßung und Taxation zu einen gewißen 
Hufen- Staud überhaupt gebrachten Adeligen Gut; ohne eine weitere Aus- 
nahme, die Hälfte der Hufen gegen Yeiftung der, in allen Yehu- und Allo- 
dial- Briefen vorbehaltenen Ritter- und Mann-Dienfte von der Yundes- 
Contribution befreyet, und folder Geftalt für Immun zu ewigen 
Zeiten gehalten werden; die andere Hälfte der Hufen aber, es befige 
fie wer da wolle, Contributions - Pflihtig bleiben, und von felbiger 
jteuerpflichtiger Hälfte der Hufen, die jährliche Pandes-Contribution abge- 
tragen werden fole. . 

8. 8. Die Consistenz oder der Inhalt einer Hufe, wird hiedurch 
folher Geftalt bejtimmet, daß darunter. ein Erftred und Inbegrif von drey⸗ 
hundert Scheffeln Einfall au classificirten Caat- Lande, Wiefen und Weide 
verftanden wird: mithin wird die Zahl der Nitterfchaftlichen fteur « frenen- fo 
wohl, als fteur-pflichtigen Hufen, wenn zuvor alles nach dert, im erften 
Artical der unter den Nummern IIIund IV zu Grunde liegenden Instruction, 


Lan 2 u vw. .- ..- 
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genießen, und tariret ift, auf ſolche Art ausfündig gemacht, daß man 
alle, bey dem Nitterfchaftlich- oder Adeligen Feld-Dardten und Dorfichaften 
befindliche Grund-Stüde, an Yedern, Wiefen, Weiden, Holz, Ruſch und 
Buſch, und wie e8 fonft Nahmen haben mag, nicht3 als die hienächſt be- 
nannte wenige, von Uns ausdrücklich nachgegebene Stüde, davon ausbeſchie— 
den, in eins wirft, und ſo oftmahl eine volle Hufe ftatuiret, als oftmahl fich 
in mehr bemeldeten Ritterfchaftlichen Gütern volle dreyhundert Scheffel an 
Saat-Lande, Wiefen, Weiden, Ruſch und Buſch, nad) der Kette und der 
Taxe der beendigten Haug - Wirthe finden. 

8. 9. Wobey jedoch Oeconomiſcher Billigkeit nach, ausdrücklich vorbe⸗ 
dungen iſt, daß ein Land-übliches Baur-Fuder- Heu für Zween Scheffel 
classificirten Saat Landes in beyderley Fällen, e3 fei binlänglicher- oder 
überflüßiger Wieſe-Wachs verhanden, oder es fehle daran, gerechnet werden 
follen: Gleich wie hingegen jeglicher Scheffel classificirten Saat - Yandes, 
gegen jeden Scheffel Instructions- mäßig bonitirter Weide, auf- und abge: 
rechnet wird. 

$. 10. Die Scheffel- und Ruthen-Maaße betreffend, wird der richtige 
Noftoder Scheffel zum Grunde genommen; auf eine Ruthe aber, werden nach 
—* oder Lübecker Maaße acht Ellen oder fechszehen Fuß, und auf einen 

Bm ölf Zoll, mehrern Innhalts der untern Num. III beygefügten Meß— 
—* nstruction gerechnet. 

$. 11. Wegen Taxation und Classification der Weder, Wieſen, 
Weiden, Hölzungen, Möhre, Ruſch, Buſch und Seen ıc. lieget die unterm 
Num. IV verglihene Bonitirungs⸗Instruction, ohne alle weitere Reservation 
und Einrede zum Grunde. 

8. 12. Mit den, binnen der Adelihen Gütern, Feld-Mardten und 
Dorfichaften etwa belegenen, oder damit vermengeten Pfarı- und übrigen 
Geiſtlichen Aedern, famt allen fonft erweißlihen ad pia Corpora gehörigen 
Grund⸗Stücken, foll es folchergeftalt gehalten werden, daß, mas davon bis- 
bero nicht fteuerpflichtig gemwejen, oder den Adelichen Possessoribus als 
Contribuable angerechnet ift, auch künftig der Ritterfchaft nicht zur Yaft 
gereichen, vielmehr nach geichehener Vermeßung bey Ausrechnung des ſteur⸗ 
baren Hufen⸗Standes, abgeſchlagen werden ſoll. 

8. 13, Damit aber künftig hierüber keinerley Streit oder Irrung ent⸗ 
ſtehe; So ſollen die Pfarr⸗ und übrige Geiſtliche-Hufen, hiemit folgender 
Geſtalt beſtimmet ſeyn; So oftmahl ein ſolcher Prediger, welcher Theil an 
des Guts⸗ oder Dorfs Außen⸗Weide hat, erweißlich oder nach untrieglicher 
Maasgebung der Kirchen⸗Bücher und Visitations-Protocolle an faatbaren 
Lande, oder an urbaren Wiefen-Örlinden, in welchen Letzteren nad) Maaß⸗ 
gebung des 2ten Articuls, ein Bauer⸗Fuder-Heu fiir zwey Scheffel Einfall 
gerechnet wird, ein Hundert und Fünf und Siebenzig Scheffel Einfall befiget, 
fo oftmahl folfen auch die Pfarr- und übrige bejegte Geiſtliche Hufen Eiu⸗ 
hundert und Fünf und Zwanzig Scheffel an Außenweide, oder in Ruſch und 
Buſch, gerechnet werden, und jo nad) Proportion bey den übrigen. 

8. 14. Jedoch jollen die Geiftlihe durch dieſe, bloß zu richtiger 
Ausfindung des wahren Nitterfchaftlichen Hufen- Standes, willlührlich ange- 
nommene Beitimmung ihrer Hufen, nicht erwerben, was ſie vorher nicht 


gehabt haben. 


368 Zweites Bud. 


8. 15. Solchen Endes, jollen auch an Orten, wo die Prediger und 
Geiftliche etwa nur eine, längft vorhin beftimnte Anzahl Bieh halten dürfen, 
nicht mehr al3 praecise fünf classificirte Scheffel an Außen- oder gemeiner 
Weide auf jegliches Haupwieh, abgerechnet werden. 

8. 16. Ob zwar nad Anleitung obigen Paragraphs die Ausmeßung 
der Abelihen Güter folchergeftalt allgemein ift, daß nichts, e8 habe Nahınen 
wie e8 immer wolle, davon ausbefchieden worden; So follen doch, nad) ge- 
fchehener Hausmwirthlicher Taxation, bey Ausfindung der ftener-fregen= und 
fteuer-pflichtigen Hälfte, nachfolgende Stüde, als: Adeliche Hof- und Dorf- 
Stäte, ferner, auch adeliche Luft-Gärten, Teiche und geringe Gewäßer und 
Bäche, welche nit auf die in der vejtgeftelleten Bonitirungs-Instruction 
verglichene Art Astimmiret oder taxiret werden fünnen, deögleichen die Ader- 
Koppeln- und Wafler- Graben, nicht minder unbrauchbare Zand-Schollen, 
Boft-Heer- und übrige beitändige, nie zum Aufbrechen und zur Cultur und 
Weide kommende Wege, fanınt ſolchen Möhren und Nevieren, welde gar 
nicht zu Aedern, Wiefen und Weiden zu nugen find, abgejchlagen, und den 
Befigern der Güter nicht mit angerechnet werden. 

8. 17. Dahergegen follen Küchen- und Baum-Gärten, Yand-Seen und 
Gemwäßer, Mühlen-Ztäten und alle andere Grund-Stüde, welche an Aedern, 
Wiefen und Weiden oder fonft Genuß geben, unter den Anſchlag begriffen 
feygn, und ad Compatum fonmen. 

8. 18. Jedoch follen infonderheit die Gärten nicht nach ihrem Ertrag, 
fondern als Ader taxiret werden. 

8. 19. So kommen auch die Wälder, Brüche und Dickungen, ohne 
einigen Unterfchied mit zum Anfchlag. 

8. 20. Doch joll dabey von den Taxatoren nur auf den Graß-Wachs, 
und auf die darinn zu mugende Weide, keineswegs aber anf die Beſchaffen⸗ 
heit des Bodens, oder auf andere Abnügungen gefehen werden. 

8. 21. Daher jollen Wälder, Brühe und Didungen, nachdem fie 
mehr oder weniger Weide geben, bis um Yünfhundert Quadrat - Autben 
elassificiret werden. 

8. 22. Mehrere Duadrat-Ruthen als Fünfhundert, follen auch in den 
didjten Zufchlägen, jungen Holz-Kämpen, Latten-Brüchen und anderen Tid: 
ungen, geſetzt auch, daß zur Zeit der Taxation ſolche ganz keine Weide geben 
fönnten, nicht auf einen Scheffel Einfall gerechnet werden. 

8. 23. Weil bey der Ausmeßung und Taxation der Adelichen Güter, 
wenn auch die Meßungs⸗ und Bonitirungs-Instriuctiones noch fo vollftändig 
eingerichtet und gefaßet wären, leicht allerhand Irrungen unter den Poßeßoren 
der Güter und den Land-⸗Meßern oder Taxatoren entftehen können, überden 
auch nicht rathſam feyn dürfte, jet benannten Yenten, da8 wichtige Vermef- 
ungs⸗ und Bonitirungs-Weſen, ohne einige Direction und Aufficht zu ver: 
trauen, fo fol eine, ans dreyen bis vier Unferer Räthe, und eben jo vielen 
Nitterfchaftlihen Deputirten gleich zählig beftehende Dirertorial-C'ommission, 
angeordnet, und folhe, nachdem die Glieder derfelden ihrer jonftigen Ende 
und Pflichte, fo viel folhes Directorium betrift, erlaßen worden, dahin be- 
endiget und inftruiret werden, daß fie nicht nur das ganze Mefungs-Taxa- 
tions- und Negulirungs-Wefen, der Adelichen Hufen, auf eine unparthegifche 
gewißenhafte Art Dirigiren, jondern auch alle, dabey auf irgend erdendliche 
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Art entftehende Gravanıina und Dissensus per Majora und nöthigen Falls, 
nach angeftellter Yocal-Befichtigung und Unterfuchung, durch den fürzeften Weg 
und folhermaßen entjcheide, damit jeden gleich- und Recht wiederjahre, und 
man weitläufiger Rechts-⸗Gänge und weit außfehender Irrungen fo viel mög- . 
lich, eines jeden Befugniß unſchädlich, überhoben fey. 

8. 24. Bon eben diefer Directorial-Commission,, follen jedesmahl 
ihrer zween, einer von Uuferer, der andere aber von Kitterfchaftlicher Seite, 
auf demjenigen Gut, welches nad gefchehener Vermeßung und eingerichteten 
Charten und Regiftern, bonitivet und taxıret werden fol, gegenwärtig feyn, 
und das Taxations-Wefen, unter Zuziehung eines hiezu von ſolchein Diree- 
torio befonders in Eyd zu nehmenden Notarii folchergeftalt dirigiven, daß 
fie die Claßificatores, je zween und zween, einen von Unjerer, den andern 
von ritterfchaftlicher Seite zufammen jchürzen, hiernächſt der gefanıten 
Schürzen separate Ausſage, separatim ad Protocollum nehmen, folche 
Ausfagen, „wenn fie etwa differiven, erſt zuſammen addiren, und darnach 
durch Hülfe der Divifion, zu etwas gewißes reduciren; Geſtaltſam dann 
ſolches Endes dieſes Directorium mit einer ganz beſonderen Instruction 
verſehen werden ſoll. 

8. 25. Die erforderliche Landmeſſer, wie auch die Landwirthſchafts⸗ 
und Ader-verjtändigen Taxatores, jollen linferer und Nitterfchaftlicher Seits 
und zwar von beyden heilen in gleicher Anzahl vorgefchlagen und diefelben, 
wenn fie zuvorderſt anderweitiger etwa geleifteten special-Eyde erlaßen find, 
nad) den, unter den Nummern V und VI hieneben gefligten Formularen 
in gemeinfchaftlichen End bey dem, in vorhergehenden Paragraphen gedachten 
Commissions-Collegio, genommen werden. 

8. 26. Die Zahl der Land⸗Meßer ift eigentlich nicht zu beftimmen, 
und will man, damit das verglichene Meßungs-Weſen deſto fchleuniger von 
ftatten gehe, deren fo viel engagiren, als an geſchickten und untadelhaften 
Perſonen nur zu haben find, 

8. 27. Der Taxatoren aber follen aus Urfachen, welche die Natur 
der Sade und die Bonitirungs-Instruction unter Nun. IV von felbft an 
die Hand giebt, auf jeglicher Seite drey, within in allen Sechs erwählet, 
und fo oft dic Fand-Meßer Plan und Regiſter eines Adelihen Guts, mehr- 
gedachter Directorial-Commission einliefern, in rem praesentem geführet 
werden, woben fo wohl Uns als der Nitterjchaft frey bleibt, nach Befinden 
ſolche Taxatores durch mehrere und alle Aemter benzubebalten, oder fie ab» 
zufchaffen, und au deren Statt andere, vou mehrgedachter Directorial-Com- 
mission in Eyd nehmen zu laflen. 

8. 28. In Anjehung der zu dieſem Negulierungs - Wert überhaupt 
erforderlichen Koften, bleibt e8 bey Unſerm gnädigften Exbieten, daß Wir, 
zum Bemweiß Unſerer Neigung zum Frieden und zum Wohlftand Unferer ge 
treuen Ritterſchaft, die Vermeßungs-Koſten bis auf Bier Tauſend Lieben: 
hundert fteuerbare, und Bier Tauſend Siebenhundert fteuer-frege Hufen zu: 
ſammen gerechnet, und aljo überhaupt die fämntlichen Mepungs-Regulierungs- 
Koften von 9400 Hufen gemeinfchaftlich, hinfolglih wit der Ritterſchaft zur 
Hälfte übernehmen wollen. 

29. Die überjchlißige oder fiber jene Zahl Finansgehenbe Öufen 
Reihen, Staatarecht. 11. 24 


370 Zweites Bud. 


aber, fle ſeyn fteuerpflichtig oder ſteuerfrey, werden auf Nitterfchaftliche allei- 
nige Koften vermeßen und reguliret. 

$. 30. Die Ausmeßung der Adelichen Güter, foll zur bequemen Jahres- 
Zeit, im Früh-⸗Jahr und Herbft, fo, dag Niemand in der Wirthichaft Aufent- 
halt oder Schade gefchicht, norgenommen werden. 

8. 31. Weil jedody die Haupt-Abficht diefes Paragraphen nur dahin 
gehet, daß das angemachjene Korn von den Land-Meßern und deren Bedienten 
und Fettenziehern, nicht zertreten werde; So follen, damit die Ausmeßung 
nicht gar zu langfam von Statten gehe, die Land-⸗Meßer zu der Zeit, wenn 
in den befaamten Schlägen, Schade gefchehen kann, Ruf, Buſch und unbe- 
füete Derter, vermeßen, mithin zu feiner Zeit von der einmahl angefangenen 
Arbeit feyren. 

8. 32. Es ſoll auch jedem Befiter eines Adelichen Guts frey ftehen, 
bey der Meßung und Taxation gegenwärtig zu feyn, umd feine Nothöurft 
geziemend dabey wahrzunehmen, nur daß Niemand die LYand-Meßer und 
Taxatores an ihren Gefchäften auf irgend einige Art irrig made. 

8. 33. Damit die Ausmeßung einen fo viel geihmindern Fortgang 
gewinne, jo fol dieſelbe Aemter-Weiſe, und nachdem man eine zureidige An- 
zahl von Land-Meßern haben kann, in fo vielen Aemtern, als nur möglid 
it, zugleich geſchehen. 

8. 34. In eben folcher Abficht verfprechen Wir Uns, es werden die- 
jenigen von der Ritterfchaft, welche bereit zu ihrem Privat-Nuten die Güter 
vermeßen, und davon die Charten und ordentliche Feld-Regifter aufnehmen 
lagen, Uns und ihnen felbft die großen, und mit einer abermaligen, in folchem 
Fall vergeblihen Ausmeßung verknüpften Koften fpahren, und gedachte ihre 
Plans, ſamt den Feld- und Schlag-Regiftern, oder aufs wenigſte vidimirte 
Extracte der Quadrat-Ruthen⸗ Zahl bona fide heraus zu geben, ſich nicht 
entziehen. 

8. 35. Gleichwie Wir aber auch hierunter Niemanden etwas vorzu⸗ 
ſchreiben gemeinet ſind, vielmehr ſolche Production der Charten und Regiſter, 
in eines jeden freyen Willen geſtellet ſeyn laßen; So ſoll jedoch in Fällen, 
wo die Beſitzer der Ritterſchaftlichen Güter ſich dazu in untertbänigfter Auf- 
merdjamkeit, und aus redlicher Abficht bereitwillig finden laßen würden, Die 
Taration und Claßification der Aeder, Wiefen, Weiden und übrigen Grund- 
Stücke eines folhen Guts der Produdtion der Feld-Regifter vorher geben, 
damit die Land-Wirthichafts- und Ader-verftändige Bonitatores durch die, in 
ſolchen Feld- und Schlag-Regijtern bereit3 radicirte Bonitirung nicht verleitet 
werden, danächſt wieder Die jest verabredete, und ihnen zur Richtſchnur vor: 
gefchriebene Inſtruction zu bonitiren. 

8. 36. Wenn aber die Taration gejchehen ift, und ein Poßeßor des 
Guts produciret alsdenn ſeine Regiſter; So ſoll der, zu Ausmeßung ſolchen 
Guts verordnete Landmeßer einige Figuren nnd Haupt-⸗-Linien ſolchen Plans 
accurat nachmeßen, und die Feld-Regifter revidiren, und wann fich alles richtig 
befindet; So follen dergleichen Charten und Regifter zu Wectificrung und 
Ausfindung der ſteuerfreyen und fteuerpflichtigen Hufen jochen Orts pro 
Norına genommen werden. 

8. 37.. Würden im übrigen nicht fo viele tüchtige Land-Meßer berbey 
zu fchaffen feyn, daß man die Ausmeßung in allen Aemtern zugleich an⸗ 
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fangen könnte; So foll der Anfang zu Meßen in den Wemtern fo wohl, als 
in den Gütern durchs Looß oder nad dem Borfchlag der Ritterfchaft ge- 
macher werben. Ä 

8. 38. Finden fidh bei der Ausmeßung ftreitige Scheiden und Grengen; 
So follen diejelben gemeßen, auf der Eharte notiret, in dem Meßungs⸗Regiſter 
bemerdet, und demjenigen vor der Hand und bis zu ausgemachter Sache zu- 
gefchrieben werden, der in Poßeſſion if. 

8. 39. Der Lohn der Land-Meßer und Notarien, wird mit denfelben, 
wen man zum Merk fchreitet, gemeinfchaftlih und beftend zu behandeln 
fegn, fo wie hingegen die Taratores jeglicher Seits bezahlet werden, als 
welches die gemeinfchaftlich anzuordnende Directorial-Commission, am be- 
queniften beforgen wird. 

8. 40. Dieſemnach wird biemit weiter verglichen und veftgefeßet, daß 
die würdfiche Ausmeßung und Bonitirung auf Maaße und Weife, wie vor- 
ftehende Paragraphen und die in felbigen angezogene Entwürffe, buchftäblich 
vorfchreiben, nicht nur nach vollzogenem Vergleich, jo fort ihren uneinftelligen 
Anfang nehmen , fondern auch danıit nicht eher aufgehöret werden fol, als 
bis das ganze Werd zum Stand gebracht ſeyn wird. 

8. 41. Die Güter und Dorfichaften der drey Yandes- Clöfter Dobber- 
tin, Malchau, und Ribbenis, nicht weniger die fogenannte Roftoder Gemein- 
ſchafts⸗ Derter, imgleichen die, zu den Cämmereyen der Land-Städte auch 
den Oeconomeyen gehörigen Höfe und Dorfichaften, werden auf gleichen 
Fuß, wie die Nitterfchaftlihen genießen, und in Hufen getheilet; Da dann 
der Betrag der Hufen eines jeden Guts, Hofes und Dorf zu ewigen 
Zeiten, gleich den Ritterfchaftlihen Gütern halb frey und halb fteuerpflichtig 
bleiben fol. 

8. 42. Die Bermeßungs-Koften wollen Wir bi8 auf Fünfhundert fteur- 
bare und Fünfhundert fteurfrege Hufen, zuſammen gerechnet, und aljo über- 
haupt die ſämtlichen Meßungs- und Regulierungs-Koften diefer Hufen Ein- 
taufend an der Zahl gemeinfchaftlih, folgfanı mit den Elöftern, jo genannten 
Gemeinfchafts - Dertern und Städten, auch den Oeconomien - Dörfern zur 
Hälfte übernehmen ; Die über Eintaujend hinaus gehende Hufen aber, fie 
fegen ſteurpflichtig oder ſteurfrey, werden auf der Elöfter, Gemeinfchafts- 
Derter und Städte alleinige Koften vermeßen und reguliret. | 

8. 43. Eine jegliche, nach diefer Ausmeßung und Redtification auf- 
fommende fteurbare Hnfe, fol zur obbenanıten jährlichen ordentlichen Landes⸗ 
Contribution von nun an bid zu ewigen Zeiten Neun Neichöthaler N */, 
erlegen, und folder Erlag von der Yandes-Herrfchaft unter keinerlei Vorwand 
jemahls gefteigert werden. 

8. 44. Anlangend hiernächſt die in den Adelichen und Eföfter-Güteru 
logenannten Roftodihen Gemeinfchafts-Dertern und Städtifchen, auch Oeco- 
nomey - Öitern und Dörfern außer den Hufen mohnende freye Leute und 
derfelben jährliche Befteurung zu obberegter jährlichen Randes-Contribution; 
Sp ift nachftehende Norme nach den Vorſchlag Unferer Nitter- und Yand- 
ſchaft darüber verglichen und veftgejeßet; 

Es geben nämlich ’ 

Rthlr. ßl. 
1) Die Glaß-Hütten⸗Meiſter oder Vice-Meifter . . 20 — 
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Rthlr. Kl. 
2) Die Glaß-Hütten-Gefelen . 4 — 
Wann der Grund» Herr ſelbſt Glafe⸗Meiſter iſt; So 
giebt er nichts, ein jeder Geſelle aber das obbenannte. 
3) Die Keſſel- und Senfen-Träger . . 6 — 
Ä Deren Gefellen 2 — 
Deren Jungen . 1 — 
4) Ein Handwerds-:Mann . 2 24 
5) Die Papiermacder 4 — 
6) Die Müller, fie feyn Korn + Wald - Graupen⸗ Grütz 
Stampf- und Schneide- x. x. Bad - oder Erb- 
Müller, geben . 3 — 
7) Ziegel - Kald- und Potaſch⸗ Brenner 3 — 
8) Theer⸗Schwäler 3 — 
9) Salpeter-Sieder. 3 — 
10) Molden⸗ und Stab- Holt Hauer 3 — 
11) Spon-HReißer 3 — 
12) Lementierer. 3 — 
13) Säger 3 — 
14) Decker 3 — 
15) Teich und andere Gräber . 3 — 
Wenn dieſe, von Num. 7 bis 15 benannte, als Hand. 
Werder in den Gütern leben, freye und nicht unter- 
thänige, ımd zum Gute gehörige Yeute find, 
16) Küfter und Schulmeifter, wenn fie ein Handwerck 
treiben, fteuren von ihrem Handwerd . 2 — 
17) Eine Grig-Duertg, fo nicht auf Adelichen Höfen, oder 
in den Mühlen it . 5 — 
- 18) Ledige und frege Mannes - Perfonen mern fie dienen 
Ä können, und nicht wollen . 4 — 
19) Ledige und freye Weibz - Berfonen wenn ſie dienen 
können, und nicht wollen 2 — 
20) Die Pacht⸗-Fiſcher 2 — 


21) Die Penſionarien von ihrem Cigenthum, als eine or- 
dentlihe Kopf-Steuer . . . . . 10 

22) Die Holländer . . . . . . . 5 — 

23) Die Padht- Schäfer . . . . . 3 

24) Die Kruglagen » Innhaber 2 24 
Bey allen diejen Perſonen, welche lediglich von ihrem Kopf fteuren, wird 

weftgeiest: 

a. Wenn der Müller gleich ein Handwerk, oder zwo oder mehr Mühlen 
gepachtet hat, zahlet er doch nur einmahl. 

b. Ein Krüger zahlet, wenn er ein Handwerd treibet, als ein Hand» 
werder einmahl, oder wenn er zugleich Holländer it, eimmahl als 
Holländer. 

c. Ein Holländer, wenn er zugleih Schäfer ift, fteuret einmahl, als 

H)” olländer. 
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d. Die Pächter, wenn fie zugleich zwey oder mehr Güter und Höfe in 
Pacht haben, fteuren doch nur einmahl. 

e. Die Pächter, welche nur Bauer-Hufen gepachtet, geben nichts, meil fie 
nicht als Pächter, fondern als Hüfener angefehen werden, und von den 
Hufen teuren müßen. | 
8. 45. Dabey geben Wir Unfrer NRitter- und Landſchaft biemit die 

feyerlichfte Verſicherung, , 

1) daß ſothane Steuer, jährlich nebft der Hufen-Steuer, auf einem allger 
meinen Land⸗-Tage fpecifice nach der jest beliebten Norm verfündigt, 

2) Bon der Nitter- und Landſchaft und von den übrigen Eigenthümern 
und Innhabern eines jeden Guts von den benannten Guts-Einwohnern 
eingehoben, 

3) in den Land-Kaſten gebracht, und 

4) von daraus nebit der Hufen- Stenr unter richtigen Specificationen an 
Unfre Rent-Cammer bezahlet werde. 

Es fol auch 

5) den, zu übergebenden von dem Guts-Herrn und Eigenthümern ſelbſt, 
oder deren Adminiſtrator, oder, wenn das Guth verpachtet, von den 
Pächter eigenhäudig zu unterſchreibenden wahrhaften Specificationibus 
völliger Glaube beygemeßen, und feine eydliche Beſcheinigung oder Ver⸗ 
ſicherung verlanget werden. Wie dann auch | 

6) die von der Ritterſchaft und übrige Yand-Begüiterte, in feine wege mit 
Viſitationibus von Unferen Beamten befchweret werden, fondern, wenn 
es nöthig, auf Unſer Verlangen, die Unterfuhungen von den Engern 
Ausſchuß angeordnet, und durch die Landes-Erecutored, mit Borwißen 
jedes Guts-⸗Herrn und Eigenthümers, vollftredet werden jollen. 

Uebrigens haben 
7) die Contribuenten diefe Steuer in Curanter gäng- und gebiger Münge 
zu entrichten, und fol 
8) dieje verglichene Norm auf ewig dergeftalt veſtgeſetzet ſeyn, Daß meder 
die, in derjelben enthaltene Gattungen von Perfonen unter einigerley 
Prätert im geringften verändert, noch auch die Steur auf andere oder 
mehrere erftredet und hinausgezogen, weniger dı8 Quantum Gontribu- 
tionibu3 jemahlen erhöhet werden kann oder joll. 
$. 46. Geftalt Wir mit dem gefanınıten Ertrag deßen, was von den 
fteurbaren Hufen eine jede zu Neun Reichsthaler N ?/, und mit dem Ertrag 
der Steuer, die nach obangeführter Norm von den außer den Hufen wohnenden 
und Verkehr treibenden Venten erleget wird, welche beyde Erträge zufammen 
geichlagen werden, und das General-Quantum Contributionis ausmachen jolen, 
al8 der ordentlichen respective Nitter - und Yandfchaftlihen Contribution, 
zu Garniſons-Fortifications- und Legations „Koſten, zu Reichs-Crayß- und 
Deputationg-Tägen, auch Cammer-Zielern, völlig zufrieden ſeyn wollen. 

8.47. II Was die von Unſern Zrädten, zu Fortifications- Gar⸗ 
nifong - Reich! = und Grayß - Deputations = often, auch Cammer-Zielern, 
jährlich zu entrichtende Contribution anbelanget; Co lafien Wir Uns den 
nachgefegten von der Ritter» und Landfchafft entworffenen Modum, in Gna- 
den gefallen. 
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Städtſcher Modus Contribuendi 
1. Von Häujern. 


Bon einem vollen Haufe ohne Untericheid in Rıng- Mauren und 
Bor-Städten belegen, quartaliter 12 ßl., alfo jährlich 
Von einem halben Haufe, quartaliter 6 fl. alfo jährlid) 
Bon einem Biertel - danfe oder Bude, mertaliter 3 gl. alfo 
jählih . . . 
2. Bon Eksderenen 


Bon einem Morgen - Ader, der nit in Schlägen liegt, und 
alle Jahr befüet werden kann, a Pier SC cheffel Roſtoger 
Maaße, wenn er beſäet iſt, jährlich 

Von einem Morgen beſäeten Acker der in. Schlägen. lieget, 
jährlich 

Bon der Brad wird nichts gegeben , es fe dann, das etwas 
barin gejäet ift, weldyenfals der Morgen giebet - 

Bon einem 4 Spännigen Fuder Heu ſo anf dem Stadt-Beibe 
geworben 

Bon einem 2 E pännigen Fuder 
Wer nicht in der Stadt oder Vor⸗Stadt wohnet (näm- 
ih ein Fremder) und dennoch Ader und Wiejen auf dem 
Stadt⸗Felde an ſich gebracht, giebt von allen gedoppelt. 

100 Hopfen⸗Kuhlen 


3. Vom Si, 


Einer der Ader-Bau treibet von einem Pferde, jährlich . 

Einer der kein Ader-Bau treibet von einem Pferde, jährlich 

Bon einem Ochfen oder Stier, jährlich 

Don einer Kuhe, jährlich. 

Von einem Schaaf oder Hammel 

Bon einem Faſel⸗Schwein 

Bon einer Ziege oder Bod 

Bon einem Stod Immen . . 

4. Vom Scharren-Schlachten. 

Bon einem Ochſen ohne Unterſcheid, er ſey groß oder klein, 
auch Stier . . . . . 

Bon einer Kube . 

Bon einen Kalb ohne Unterſche 

Von einem groß oder kleinen ein 

Von einem Hammel, Ziege, Bock oder Schaaf 

Von einem Lamm oder Hoicken 


5. Vom Haus-Schlachten. 


Von einem Ochſen groß oder klein, auch Stier. 
Bon einer Kuh —. 
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Rthlr. ßl. 
Bon einem Kalb ohne Unterſcheid. 0 . — 4 
Bon einem Schwein groß oder Hein . . — 4 
Bon einem Hammel, Bod, » Biege oder © Scuuf — 3 
Bon einem Yanım . — 1 
6. Bom Getreide zur rue 

Don einem Scheffel Weigen . . . . — 5 
Bon einem Scheffel Rodn . . . . . . — 3 
Von einem Scheffel Malz . — 5 
Bon einem Scheffel Branntwein-Schroot . — 6 
Bon einem Scheffel Futter-Schroot . . — 2 
Bon einem Scheffel Korn zu Grüß oder Graupen — 2 

7. Von Kaufmannſchaften und ſonſtigen Erwerb und Nahrung. 
Ein einheimiſcher Kauf- und Handelsmann, er handele womit 

er wolle, auch Häcker und andere Handlung treibender, 

es beſtehe dieſelbe, worinnen ſie wolle, giebt an dem Orte, 

wo er fein Domicilium bat, nach dem Debit von jedem - 

Reichsthaler verkaufter Waare . — 1 
Ale mit Wein und ftard Getränd handelnde von ihrem De- 

bit a Reichsthaler . — 3 
Ein fremder Kauf. und Handelsmann, auch Künſtler und Hand. 

werder, er verfauffe, was er wolle, nicht minder Pferde- 

und Bieh-Händler, ein und außerhalb Jahrmärdten, von 

jedem Reichsthaler gelöjeten Geldes . . . — 2 
Ein Herbergierer in kleinen Städten jährlich 1 — 
Ein Herbergierer in großen Städten jährlich 2 — 
Ein Künſtler und Handwercker, auch Gärtner, ohne Selen, 

quartaliter 12 ßl. aljo jährlich . 1 — 
Ein Handwerder oder Künftler mit einem Geſellen oder zwey 

Jungen, quartaliter 24 Bl. alſo jährlich 2 — 


Ein Handmwerder, fo drey Gefellen hält, quaztaliter 36 ßl. 
alſo jährlich 3 
Ein Handwercker oder Künftler , fo bier und mehr Gefellen 
hält, giebt quartaliter 1 Rthlr. . 4 — 
Ein Schornfteinfeger fo- Geſellen hält in loco Domicili 
jährlich 4 
Ein Echwein⸗Schneider in loco Domieilii jährlich 4 
Ein Tagelöhner, fo feine geſunde Gliedmaßen hat, er fey ber 


weibet oder nicht, quartaliter 12 ßl. aljo jährlich . 1 — 
Weiber, Knechte und Mägde, fo auf ihre eigene Hand liegen, 
und nicht dienen wollen, jährlih 1 bis . 2 — 


Commedianten, Zeil: Tänzer, Morionetten⸗Spieler, Martt- 
ſchreyer, Oeniſien, Bruch-Schneider, Bären⸗Zieher, und 
dergleichen, täglıh . 1 — 
$. 48. Hierauf verfichern Wir i in Gnaden, daß vorftehender mit dem eriten 
Detobris dieſes Jahrs feinen Anfang nehmender Städtiſcher Contributions⸗ 
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Modus’ zu feinen Zeiten verhöhet, und weder überhaupt noch in einigen 
Stüden, ohne Einwilligung Unferer Land- Stände geändert werden, vielmehr 
diejenige Summa, welche jothaner Modus nach Abzug der bemilligten, fo 
wohl Landes» al3 befondern Städtifhen Necessariorum in jeglichen Jahr 
auswerffen wird, das jährliche Städtiſche Quantum Contributionis ſeyn 
und bleiben, auch allezeit an gangbarer Feiner Münze ohne Agio angenom- 
men werden fol. 

849. Tie Steuer foll in einen Zimmer auf dem Nath- Haufe zu 
gewißen Stunden Vor- und Nachmittags eingenonmen werden. 

8 50. Im Fall aber fein Zimmer vorhanden, oder dazu der erfor- 
derlihe Raum fehlet; Co kann der Einnehmer jeden Orts die Steur-Stube 
in feiner Wohnung anlegen, doc unter der austrüdlichen Bedingung, daß 
dieferhalb feine Miethe gefordert werde. . 

8. 51. Es foll auch bey Befetung der Einnehmer- Stellen, auf die, 
dazu genugfam qualificirte Magiftrats - Perfonen in denen Fleinen Städten 
vorzüglich Abfehen genommen werden. 

$. 52. In den größeren Städten aber wollen Wir noch einen Ein- 
nehmer fegen. Jedoch fol dem Magiftrat wie bishero, alfo auch fernerhin 
frey und unbenonmen ſeyn, jemanden aus feinem Mittel zur gnädigften 
Confirmation in Vorſchlag zu bringen, der gegen den aus der Eteur zu er- 
hebenden gewöhnlichen Gehalt, als Inſpecktor der Einnahme an dem dazu 
beftinimten Ort täglich mitbegwohnen, und jich möglichft angelegen jeyn laſſen 
jol, dahin zu ſehen, das Edickt- und Inſtrucktionsmäßig jo wohl von dem 
Einnehmer ald auch von den Unter-Bedienten in allen Stüden verfahren, 
und beſonders auch die einfommende Steur von dem Einnehmer richtig und 
ordentlich berechnet, auch deflen Regifter - oder Rechnungs- Buch jedesmahl 
bey Ablauf eines jeden Monats über Einnahme und Ausgabe gefchloßen, 
mithin zur Nachfiht und Einfendung bereit gehalten, und falls bey einem 
oder andern ein Mangel oder Unordnung zu verfpühren, ſolches zu nöthiger 
Anordnung gehörigen Orts angezeiget werde. 

$. 53. Das einfommende Geld iſt jedesmahl bey dem Schluß der 
Seſſion von den Einnehmer in Beyſeyn des Inſpecktoris nachzuzählen, und 
demnächſt in einen verfchloffenen Kaften zu fteden, zu welchem der Juſpecktor 
den einen, und der Einnehmer den andern Schlüſſel hat, und werden Die 
daraus auf Unfere Anweiſung zu bezahlende Gelder nicht anders, denn in 
beyderjeitiger Gegenwart aus der Caße bezablet. 

5. 54. Die Einnehmer follen ohne Vorwißen und Conſens des In— 
ſpectoris nichts vornehnmen, auch feine Zettuln als nur in dem höchften Noth- 
fall zu Haufe ausgeben, noch Geld annehmen, fondern die Gontribuenten 
nad den Ort und auf die Zeit verweilen, jo zur eigentlihen Einnahme gc- 
gefeget ift. ' 

8. 55. Gleich fie auch jo wenig inn- als außerhalb Jahrmärdten, hin- 
folglich zu feiner Zeit, den Juden oder andern fremden Kauf- oder Handels: 
Leuten einige Freyheit und Erlaubniß in der Stadt zu Haufiren, erteilen, 
jondern allezeit die Conceßion Ordnungs-mäßig von dem Worthabenden 
Dürgermeifter fchriftlich gewärtigen follen. 

8. 56. Wenn Defraudationes und Eontraventiones bey der Steur vor: 
fallen, jo fol die Unterfuchung derfelben in den großen Städten von Unferm 
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Licent-Inspectore mit Zuziehung der Licent- Einnehmer, in den Heinen, 
aber von Unferm Licent-Einnehmer alleine gefchehen. Nach befundener 
Defraudation und Contravention ſollen die Defraudanten und Contra- 
venienten in die, in der Einnehmer⸗Inſtrucktion darauf geſetzte Strafe ver⸗ 
theilet werden. 

F. 57. Des Endes foll jest gedachten Licent-Bebdienten ein jeber 
Eontravenient ohne Anfehung und unbejchadet feines fonftigen fori ordinarıi 
ih geftellen, und nad kurzer rechtlichen Grörterung, dem Ausſpruch 
desſelben ohne davon an ein oder anderes Collegium apelliven zu können, 
fih unterwerffen, falls vber jemand dadurch beſchweret zu ſeyn vermeinen 
würde, jo fol ihn der Recurfus an Uns oder Unſere Regierung oder an 
das zum Steurweſen verordnete Collegium frei und offen ftehen, da 
Wir denn die Gravamina dem Collegio zu Erftattung ſeines Gutachtens 
communiciren , und nad) Befinden desſelben weitere gnädigſte Verfügung 
nıachen wollen. 

8. 58. Wann mit der Execution zu verfahren nöthig ift, fo wird 
ſolche auf vorhergehende Requifition der Steur-Stube gewöhnlich vollitvedet, 
und fo viel die Edict-mäßige ın casum defraudationis & contraven- 
tionis zu confifcirende Sachen, mie auch die Edict- mäßig zu dietirende 
Strafe betrift, jo fol, wenn der Wehrt des confiscirten oder dag Quan- 
tum der dictirten Strafe über 4 Reichsthaler gehet, ſolche pro dimidia 
parte ohne einigen Decourt berechnet, die übrige Hälfte aber halb dent 
TDenuncianten, und das übrige zu milden Sachen gereichet werben, wenn e3 
aber unter 4 Reichsthaler ift, fo joll davon der vierte Theil deu Denun: 
cianten gegeben, und das übrige ad pios Usus verwandt werden. 

8. 59. Bon denenjenigen Sachen, welche in diefen modo nicht aus 
drüdlich enthalten, foll keine Steuer gefordert und genommen werden. 

8. 60. Die Visitatores fo wohl, als auch XThor- und Mübhlen- 
Schreiber, jollen unter jeden Orts gewöhnlicher Gerichtsbarkeit, außer in 
Sachen, fo ad officium gehören, ftehen. 

8. 61. Alle Accidentien werden den Inſpectoren, Einnehmern, aud) 
den Unter-Bedienten bey harter Strafe, außer was wegen der Bücher und 
Stempelung der Cäde gebräuchlich ift, hiemit unterfaget, wie dann auch bes 
fonder3 den Thor-Schreibern hiemit ernftlich verboten ſeyn fol, weder Holz 
noch Torf, noch fonjt etwas von den zur Stadt kommenden Bictualien und 
einpaßirenden Wägen, unter welchem Vorwand es auch ſeyn möchte, zu for: 
dern und anzunehmen. 

8. 62. Die neu-anbauenden, wenn fie eine Witfte oder abgebrandie 
Stelle neu bebanet haben, jollen, wenn ſolches Haus zuvor durch erfahrne 
Handwerk3- Leute in Beyſeyn eines Membri aus dem Stadt-Magiftrat und 
des Einnehmers felbigen Drts, wo der Bau geſchehen, auf ihren geleifteten 
Bürger-Eyd tariret merben, nad den Werth des Haufes, wenn es 400 
Neichsthaler und darunter tariret ift, 15 pro Cent,.über folde Summe 
aber 20 pro ent, von Unjerer Steuer» Einnahme in den bishero üblichen 
Ratis baar entrichten laßen. 

8. 63. Wohergegen diejenigen, welche ihre alten Häufer niederreißen 
und ftatt deren neue bauen, nad vorgängiger gleihmäßigen Tare 10 pro 
Cent zur Hüffe zu gemarten haben follen. 
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8. 64. Imgleichen foll einer jeglichen Stadt ohngeachtet von Uns bey 
dDiefem modo fo wohl, die Landes⸗ ala befondern Städtifchen Neceßarien für 
die Städte übernommen werden, zur Aufnahme ihrer Cämmerey, aus ber 
Steuer anno fünf Jahre die bisherigen Zehen pro Cent hiemit bewilliget 
und verjichert feyn, mit Anfang des Jahres 1700 aber foll eine jede Stadt 
Fünf von jeglihem Hundert, bis zu allen Zeiten eigenthümli” und ohne 
einige Berechnung zu genießen haben, und von dem Steuer- Ertrag einer 
jeden Stadt in jeglihem Monath vorabnehmen. 

$. 65. Den Schüten- Königen in den Städten fol dasjenige, was 
ihnen von Uns bishero gnädigft bewilliget it, zu ihrer Ergögung ferner ge- 
lagen, und aus der Steuer felbiger Stadt, wo der König- Schuß gefchehen, 
ohne weitere Verordnung baar gereichet werden. 

8. 66. Jedoch fallen die vorhin ausgezahlte Zwölf Reichäthaler Bür- 
ger= Gelder wegen der von Uns für die Städte jährlich abzutragenden Lan- 
des⸗Neceßarien, an Uns wiederum dergeftalt zurüd, daß folche forthin nicht 
weiter ausgezahlet werden. 

8. 67. Endlih wollen Wir dasjenige, was Unfere in Gott ruhende 
Vorfahren, und Wir in Anfehung der ftädtifchen allgemeinen und befonderen 
Angelegenheiten gnädigft verfprochen haben, ınfo ferne dag alles hiedurch nicht 
limitiret worden, biemit in genere und in specie huldreichſt beftätigen, 
nit der meiteren gnädigften Verheigung, den künftig etwa entjtehenden übri- 
gen gemeinen- und befondern Befchwerden und Angelegenheiten Unferer 
Städte nad) Billigkeit in Gnaden völlig abzuhelffen. 

$. 68. Im übrigen merden Unſere Einnehmer in den Städten zur 
genauen Beobachtung der sub Num. VII anliegenden Instruction 
guädigft angemiefen. 

8. 69. III. Anlangend die jährliche Yandes- Contribution von Unfern 
Aemtern und Gammer-Gütern; So wollen Wir Uns aus felbigen eben- 
mäßig nach den fteurbaren Hufen, und zwar von jeder Hufe nicht unter 
Neun Reichsthaler N °/, gleich der Ritterfchaftlichen fteurbaren Hufen, dazu 
Bentrag thun Taßen. 

8. 70. Diefe jährliche Yandes- Contribution aus den Ritterfchaftlichen, 
wie auch den Cfofter- Gütern und fogenannten emeinfchaft3-Dertern nad) 
den fteuerpflichtigen Hufen, und zwar von einer jeden zu Neun Reichsthaler 
N %, und von den in den Gütern außer den Hufen wohnenden Teuten zc. ꝛc. 
nach der oben angezogenen Norm, von den Städten nad dem verglichenen 
modo Gontribuendi, und von Unfern Fürftlichen Aemtern und Cammerngü- 
tern, nach den ftenerpflichtigen Hufen wird jährlich auf einen öffentlichen all- 
gemeinen Land-Tag verkündiget, und mittelſt Yandes- Fürftlichen Edickts, 
darauf ausgefchrieben. Wonächſt die aus den Adelichen Gütern, auf eine 
der Nitterfchafft beliebige Art zufammen, und in den Land-Kaſten gebracht, 
mithin ferner zu gefeßter Zeit an Unſere Herkogliche Sammer, fo fort be: 
zahlet werden fol. 

8. 71. Aus Unfern Yentern und den Städten, wird die jährliche 
Contribution oder Steuer nicht in den Land-Kaften gebracht, fondern unmit⸗ 
telbar von Unferer Sammer wahrgenommen. 

8. 72. Die Contribution aus den Clofter- Gütern, und fogenannten 
Poſtockſchen Gemeinfchafts » Dertern, auch Stäbtifchen Cämmerey- und 
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Oeconomie- ®itern und Dörfern wird gleich der Ritterſchaftlichen Con- 
tribution in ben Land» Kaften gebracht, und aus bemfelben an Uns spe- 
cifice bezablet. | 

8. 73. Degen des Zahlungs-Termins find Wir zwar erbötig, Uns 
jedesmahl nach Bewandniß der Umftände, mit Unferer Ritterjchaft zu ver- 
gleichen, doch bedingen Wir hiemit zum voraus, daß tie Zahlungs - Frift 
nicht weiter als auf zwey Termine, nämlih Weihnachten und Faſtnacht hin- 
ausgefeget werden fol. 

8. 74. Außer oberwehnter Behandelung der jährlichen Contribution, 
wollen Wir aus feinerley Grund, Vorwand oder Angabe, weder der Garnifons- 
und Legationd- Koften, zu Reichs-Deputations- und Crayß-Tägen aud) 
Sammer » Bielern, noch fonft zu einigen andern Colledten und Hilfen, allein 
die Reichs- und Crayß⸗ auch Prinzeginnen- Steuern ausgenommien, zu feis 
nerley Zeit und in keinerlei Weife oder Wege, von Unſerer getreuen Ritter 
(haft und deren Hinterfaßen, nod von den Städten und deren Bürgern, 
Einwohnern und Hinterfaßen, ein mehreres fordern, noch unter einigerley 
Behelf und Nahmen, am wenigften durch den Weg der Thätlichkeit, fie zu 
mebrerm Erlag anhalten. 

8. 75. Insbeſondere foll die Ritter- und Tandichaft, aus dem Grund- 
oder Vorgeben der Garniſons- und Legations-Koften, zu Reichs-Deputa⸗ 
tions⸗ und Crayß⸗Tägen, auch Cammer-Zielern, zu einem größern Quanto 
nicht verbunden fegn, obgleich niehr oder weniger Beftungen in-Unfern beyden 
Herzogthümern Schwerin und Güſſtrow, jego oder künftig feyn, und angele- 
get, viel- oder weniger Mannfchaft, PBroviant, Munition- oder andere Kriegs- 
Bedürfniße, zu des Yandes und deßelben Beichüg- Erhaltung, Beßerung, 
Dau, oder fonft dazu mögten nöthig erfunden werden, fonderm fie fol durch 
den Abtrag der verglichenen Steuer, hievon und insgemein von allen und 
jeden Beytrag, unter was Nahmen, Borwand, Conceſſion, general» oder 
fpecial= Berleihungen, oder deren Ertenfion jelbiger gegenwärtig oder Fünftig 
erfordert werden möchte, gänzlich) und überall befreyet ſeyn und bleiben, 
und meiter zu feinen andern Colledten, Hilfen und Beyträgen gehalten 
ſeyn, vielmehr wollen Wir nun und zu ewigen Zeiten, von der Rit⸗ 
terfchaft und ihren Hinterfaßen, wie auc von den‘ Städten weiter nicht, 
ohne nur wie obgedadht, die Weich -Cranf- und Prinzepinnen» Steuern 
fordern, auch fünftig zwey oder mehr jährige Tandes-Eontributioned nicht 
aufjchwellen laßen, und darnach nicht einmal verfündigen, fondern jährlich 
nur eine, und zwar die verglichene fiir das Jahr fällige Landes - Eontribution 
verkündigen, und vergfichenermaßen erheben. 

8. 76. Jedoch foll Nitter- und Landichaft die verglichene Contribu⸗ 
tion nur fo lange zu bezahlen ſchuldig ſeyn, als diefelbe und ihre Hinter: 
faßen bei dem thrigen rubig wohnen, und deßelben zu ihrem Unterhalt und 
Behuef genießen können. 

8. 77. Was die Remißiones der Contribution anlanget; So ſoll da3 
Quantum und der modus Remissionis dergeftalt beftimmet ſeyn, daß bey 
allgemeinen totalen Mißwachs⸗ Hagel- und Brand» Schaden, wenn alle 
Früchte auf dem Felde oder in den Gebäuden verderben , jo daß nicht das 
völlige Saat-Korn übrig bleibt, oder bey generalen Bieh-Sterben im Lande, 
wenn dem Bauren fein mehreftes Milch⸗ und Zug⸗Bieh umfällt, oder bey 
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Wurm und’ Heufchreden -Fraß und dergleichen, die Hufen-Eontribution ein 
ganzes Fahr ceßiren. 

8. 78. Würde einen Hüfener Hauß und Scheune zugleich durch Fener 
aufgehen; Co fol er drey Jahre Contributions-frey feyn. 

8. 79. Betreffen diefe Unglücksfälle den Halbſcheid der Nugungen, fo daß 
nicht das zweyte Korn gebanet würde; So ceßiret die Gontribution ein halb Fahr. 

8. 80. Dieje Proportion fol ebenfalls in Anfehung der, zu den Hof- 
Ader gezogenen ftenerbaren Hufen ftatt haben. 

8. 81. Die Beicheinigung der einzeln, etwa eine Hufe oder ein ganzes 
Gut betreffenden Unglüds- Fälle, wollen Wir in erften Fall, dem Gewiſſen 
und guten Glauben des Gerichtsheren jeden Orts heimftellen, im andern 
Fall aber, die Unterfuchung durch zweene, auf Landes Fürftliche Koften ab- 
zuordnende Commißarien, denen die NRitterjchaft, oder in Anfehung der Städ⸗ 
tischen Ländereyen, die Landjchaft, einige ihres Mittels, gleihmäßig beyfügen 
fann und wird, vornehmen und folchergeftalt dag Duantum Remißionis be— 
ftimmen laßen, mithin den Gontribuenten die Remißion von der Sontribution 
jelbft angedeihen,, und bey Angabe der Contribution, den Betrag der Re- 
mißion abziehen laßen, ohne daß darunter die Ritter» und Landſchaft, im 
geringſten einiger Schadloßhaltung oder Ergäntz- oder Erſezung halber An- 
Ipruch zu befürchten haben fol. 

8. 82. Betreffend die Remissiones der durch Brand- Schäden ber⸗ 
unglückten Bürger in den Städten; So ſollen fie, wenn fie Hauß und Hof 
verlieren, Bier Jahr bdergeftalt der Steuer-Freyheit genießen, daß fie bei 
Ablauf des Jahrs vie erlegte Stener baar aus der Steues- Stube wiederum 
zurüd erhalten follen. 

8. 83. Bey Feld- und Ader- Schäden wird es mit ihnen, wie oben 
bey den Land-Begütern verglichen, gehalten. 

8. 84. Mittlerweile, da die Ausmeßung und Nedtificirung ihren Ber- 
gleihmäßigen Fortgang hat, find Wir gnädigft zufrieden, daß es bey der 
proviforifhen Zahl von Bier Taufend Siebenhundert fteuerbaren Hufen, und 
zwar fo viel Unfere beyde Gerzogthüner Echmerin und Güſtrow inclusive 
des auf 535 °/, Hufen fich betragenden Ztargardifhen Districts betrift, 
fein zeitliches Bewenden habe, und darnach das proviſoriſche Contributiong 
Duantum von Vierzig Tanfend Reichsthaler N */,, inclusive der Star: 
gardiichen Quote, zuſammengebracht und erleget werde. 

8. 85. Jedoch ift die vorberührte Norm der Steuer von den in den 
Abdelihen Gütern befindlichen fteuerpflichtigen Leuten, fo fort dabei mit im 
Gang und Uebung zu bringen, mithin deren Steuer, außer dem jeßt ge: 
daten proviſoriſchen Quanto auffommender Gontribution, auf dem Yand- 
Tage zu verkündigen,, zu bewilligen, in den Yaud-Staften zu bringen, und 
daraus an Uns zu entrichten. 

8. 86. Wir bedingen aber hiebei ausdrüdiich, daß dieſes mittlerwei⸗ 
lige Steuer-Weſen nach 4700 Hufen, keinen Anlaß zur Zögerung des 
Meßungs- und Recktifications-Weſens geben, und daß folglich der, nach 
vollbrachten Meßungs- und Recktifications-Werck ſich ergebende ſteuerbare 
Hufen-Stand, ſofort verglichenermaßen, als das wahre künftige und beſtäu⸗ 
dige Fundament der Ritterſchaftlichen Contribution, in volle Würcklichkeit und 
Ausübung geſezet werden ſoll. 
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8. 87. Anlangend die feit den Jahren 1748 bis 1754 inclusive 
unverkündigte und rüdjtändige Contribution in den Ritterfchaftlichen Gütern; 
So wird folhe auf Zweymahl Hundert und Funfzig Taufend Reichsthaler, 
in gang- und gebiger Miünge, worunter jedoch feine andere, als Unſere 
eigene, oder auch Brandenburgifche, Sähfifche und Tüneburgifche Vier- und 
Acht⸗Schilling⸗Stücke zu verftehen ſeyn follen, biemit eins für alles, und 
ohne einigen Abzug oder Einwand verglichen und veftgejeget, dergeftalt, daß 
Unfere Ritterfchaft Unferer beyden Hertzogthümer Schwerin und Güftrom, 
fih zu diefer Summe und deren Abtrag, als eine unläugbare Mare Schuld, 
pflitig und verbunden erfennet. 

5. 88. Die Art der Aufbringung diefer rüdftändigen Gontribution, 
fann und fol nah dem Contributions-Edickt vom 14ten November 1747 
jo wohl im Haupt- als Neben-modo , unter der Nitterfchaft felbft, hiemit 
geftattet und veftgefeget feyn. 

$. 89. Weil fich aber verjchiedene in den Nitterfchaftlihen Gütern 
finden, welche während der fieben Jahre dermaßen in Berfall und Invermö- 
gen geratben, daß ihnen die Aufbringung der rüdftändigen Contribution ohn- 
möglih fällt; So wollen Wir, zur Erleichterung der Unvermögenden, mit- 
bin zu defto füglicherem Abtrag der vorhin feftgefezten Summe von Zmwey- 
mahl Hundert und Funfzig Tauſend Neichsthaler, die Steuer von den Leuten 
die außer den Hufen find, nad dem darüber oben verglichenen Fuß und 
Mao für die vergangene Sieben Jahre der Nitterfchaft und den übrigen 
Land» Begüterten in Gnaden, Krafft diejes dahin überlaßen und zugceignet 
haben, daß alle und jede fich des Ertrags derjelben, ohne einige Berechnung, 
zu richtiger Bezahlung des mehrbefagten Rüditands von 250000 Reichäthaler 
bedienen follen und mögen. 

8. 90. In Hinfiht auf die Zeit, zu welcher der Abtrag gefchehen folk, 
ift verglichen und veftgejeßet, daß die Zahlung in funf Terminen zu be- 
ſchaffen. Der erfte fol auf Zrinitatis diefes Jahre mit Funfzig Taufend 
N:ichsthaler, der andere anf Anthonii 1756 in eben der Summe, der dritte 
auf Trinitati8g 1756 im gleicher Summe, der vierte auf Anthonii 1757 in 
vorbeſagtem Belauf, und der fünfte auf Trinitatis 1757 mit den legten , 
50000 Reichsthalern an Unſere Rent-Cammer baar, und ohne einige Aus- 
flucht entrichtet werden. Geftalt fih die Ritterfchaft hiemit des Einwands 
von Non-Balenten, und aller fonftigen Einreden bündigſt begiebet. 

8. 91. Die Contribution für diefes Laufende 1755fte Jahr, fol, wie 
die in allen Folge- Zeiten, auf allgemeinen öffentlichen Yand - Jägen verfün- 
diget, folglich nicht eher, als biß ſolche alljährige Verkündigung Yandes- 
Verfaßungs⸗ mäßig gejchehen, entrichtet, noch beygetrieben werden. 

8. 92. Wegen der Städtifhen Dörfer wollen Wir Uns, der noch 
etwa rüdjtändigen Contribution wegen, bejonders vergleihen. Wegen der 
disjährigen aber gefchieht der Abtrag nach dem der Nitterjchaft zugeitan- 
denen Fuß. 

8. 93. Im tibrigen wollen Wir der Ritter- und Landſchaft den Bey- 
trag der Clofter- Güter und Gemeinfchafts-Derter auf die ridjtändige ſieben⸗ 
jährige Contribution zu gute kommen lagen. Was aber die disjährige und 
fünftige Contribution aus den Clofter-Gütern, Roſtockſchen Gemeinfchaffts- 
Dertern, und Stäbtifchen au Oeconomie- Dörfern betrift; So gehet deren 
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Betrag zwar in den Land⸗Kaſten. Es wird Uns aber berfelbe in den 
vorhin veftgefegten beyden Terminen gleih der Nitterjchaftlihen Contri⸗ 
bution nebft der Steuer derer Leute außer den Hufen specifice befonders 
entrichtet. 

8. 94. Bann nun biernähft der Contributions-Rückſtand voriger 
Jahre, nebft der jährlich zu erlegenden ordentlihen Contribution aus den 
adeligen Gütern, in verglichener Zeit und Maaße abgetragen feyn wird; 
So foll, nad völlig gejchehenem, fothanem Abtrag, außer der jährlichen jet 
verglichenen ordentlichen Contribution, und außer den Reichs- und Erayß- 
auch Prinzeßinn⸗Steuren, von melchen im folgenden Articul gehandelt iftf 
die Nitter- und YTandfchaft mit ihren Hinterfaßen, zu einigen Colledten oder 
Hilfen, fie mögen Nahmen haben, wie fie wollen, aus eigener Yandes- Fürft- 
licher Bemächtigung oder Anforderung nicht verbunden gehalten werden. 

8. 95. Da aud Unfere in Gott rubende Vorfahren denen von der 
Nitterfchaft wegen der Accise- C'onsumtions- Steuer- Freyheit in Unferen 
Städten vortheilhafte Yandes- Fürftlihe Resolutiones ertheifet haben; So 
wollen Wir denen vom Adel Unferer Yande, und deren Wittwen und Kin⸗ 
dern folche Fregheit von der Accise- Consumtions - und Bieh-Steuer 
ebenfall3 jo wohl in Roſtock als in Unſern übrigen Yand- Etädten hiemit 
in Gnaden verfichert und beitätiget haben. Geſtalt Wir ſolches hiemit wiffent- 
ich thun: Jedoch der Geftalt, daß ein jedmweder zu Vermeidung aller Un⸗ 
rihtigfeit, fein eigenes Buch über die zu erlegende Steuer und Accise 
halten, und den jährlichen Betrag aus der Steuer-Stube, ohne weitere Ber- 
orduung, baar wiederum zurid empfangen, derjenige aber, der wieder Ber: 
hoffen Mißbrauch davon in Durhelffung fteuerpflichtiger Leute und Waaren 
gemacht zu haben, tiberführet werden würde, für feine Lebens-Zeit der 
Accise- und Steuer: Frenbeit verluftig fein fol. 

8. 96. In Anfehung der von Unferen Domainen zu den Ritterjchaft- 
lichen Gütern gekommenen, und wiederum, wegen der von den Nitterfchaft- 
(then zu Unjern Domainen gezogenen Güter, ijt hiemit verglichen und veft- 
gejezet: Daß, zu Vermeidung aller ſchädlichen Weiterungen, die aus lang- 
wierigen Unterfuchingen oder Vergleichungen der, von dem einen an den 
andern Theil gefommenen Güter, entitehen könnten, alle® gegen einander 
aufgehoben, und wie es jetzt ift, angenommen und gelaflen werden folle. 

8. 97. Jedoch wollen Wir von denen Ritterjchaftlihen Gütern, die ſeit 
Antritt Unferer Regierung, mithin feit dem Jahr 1748 an Uns und Unfere 
Sammer getommen, oder künftig an diefelbe kommen follten, fürohin alle 
mal, fo wohl die Yandes-Lontribution, zum Yand-Kaften, als au die An- 
lagen, und was jonjt auf Land-Tägen, Crayß- oder Amts-Conventen nad) 
Maßgabe des eilften Articuls dieſes Vergleichs beliebet worden, an das 
Corps der Nitter- und Landſchaft abftatten laffen. 

8. 98. Wir begeben Uns auch, für Uns und Unſere Nachkommen, 
aller Anſprache, an die, von Uuferen Domainen, zu Unjerer Fiürftlichen Bor- 
fahren Zeiten, an die Ritterſchaft gekommene Güter, Meyereyen, Dörfer und 
Hufen, der Geftalt, daß Wir davon nicht zu ewigen Zeiten repociren wollen. 
Jedoch behalten Wir Uns das Jus Keluendi allenthalben, wo e8 Uns ex 
Pacto zuftändig ift, hiemit offen und bevor. Wie denn auch die Nevoca⸗ 
tiones derer Güter, die vor biefem Vergleich bereit3 von Unfertwegen ange 
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ftellet find, und derentwegen lis pendens ift, weiter aber nicht, zur orbent- 
lihen Ausführung, ausbedungen bleiben. 

8. 99. Dabhingegen auch Unſerer Nitterfchaft alle Wege unbenommen 
und vorbehalten fein fol, derjenigen an Uns gelommenen Güter halber, wo: 
das Jus Reluendi ex Pacto zuftändig, oder die Revocation vor dieſem 
Vergleich, rechtshängig gemacht iſt, weiter aber nicht, fich gegen Uns und 
Unfere Nachlommen, des Rechten zu bedienen. 

8. 100. In Anfehung der nöthigen Execution bey dem Contribu- 
tions-Wefen haben Wir Uns mit Ritter- und Landſchaft der Landes: 
Executoren halber und über den Modum exequendi derjenigen Exe- 
entions- Ordnung ausdrüdlich verglichen, welche am Ende der Beylagen 
dieſes Bergleih3 sub signo (+) angefüget ift. 

Zweyter Articul. 
Von Reichs» Cravß- und Printeßinnen- Steuern. 


8. 101. Bon dem Bentrag zu Reichs- und Crayß- Steuern fol nie 
mand befreget jein, fondern es hat bey der in den Weich3-Constitutionen 
veftgefetten allgemeinen Berbindfichkeit zu folchen Steuren dergeftalt fein Be- 
wenden, daß davon niemand, wes Standes, Weſens oder Betriebs er immer 
feyn mögte, ausgenommen werden fol. 

8. 102. Mithin follen fo wenig Unfer Hoff-Civil- und Militair- 
Bediente, Geift- und Weltlihen Standes, als wenig die von Adel und ihre 
Bediente oder Hinterfaßen, die Stadt Roſtock und alle Städte mit Magi- 
straten und Bürgern allerley Wefend davon eximiret ſeyn, jondern alle 
und jede ordentlich herbey gezogen werden. 

8. 103. Zn Verkündigung diefer Reichs- und Crayß-Steuren follen 
jederzeit von der Landes= Herrfchafft, hergebrachtermaßen, allgemeine Yand- 
Täge ausgefchrieben und gehalten werden. 

8. 104. Auf felbigen wollen Wir der Ritter- und Landſchafft eine 
vollftändige und beglaubigte Abfchrifft der darliber ergangenen Reich! - und 
Crayß⸗Schlüße mittheilen, folglich ein mehreres, als in felbigen von Reichs⸗ 
und Crayß-Wegen bewilliget, und erfordert ift, von Nitter- und Landſchafft 
nicht fordern. 

8. 105. Dahingegen fol Ritter= ‚und Landſchafft die auf öffentlichem 
alfgeneinem Land-⸗Tag verkündigte und bewilligte Reichs- und Ctayß- 
Steuer, nad dem darüber jedesmahl von der Nitter- und Landſchafft in 
Borfhlag zu bringenden, und von der Yandesherrichafft zu beftätigenden 
Contributions - Modo, unverweigerlih und unnachftellig zu erlegen jchul- 
dig feyn. 

S 106. Wir verfprechen hiebenebft Unfer Ritterfchaft befonders, daß 
wenn nicht über zwey Hundert Röner-Monath in einem Jahr von Kayfer 
und Reichs- oder Crayſes megen erfordert werden, Unjere Ritterfchaft für 
fih und ihre Hinterfaßen zu den Reichs- und Crayß-Steuren nichts erle- 
gen, jondern von Uns und Unfern Fürftlihen Nachkommen, bis dahin über- 
tragen werden joll. 

8. 107. Ein gleiches verfprechen Wir auch Unjern Yand- Städten auf 
dreg Hundert Römer - Monate. 

8, 108. Wenn aber über 200 NRömer-Monathe erfordert werden; 
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So foll zwar die Nitterfchaft fiir ſich und durch ihre Hinterfaßen zu dem, 
was über 200 Römer - Monate ergehet, gleich andern Landes - Eingefeßenen, 
Beytrag thun, jedoch gleich Unjeren Domainen uud den Ztädten, nicht 
mehr als den dritten Theil, ftatt ihrer Quote erfegen, der Gejtalt, wie das 
(Juantum und der Modus dazu auf Yand-Tägen bemilliget und veftgejeßet 
jeyn wird. 

’ 8.. 109. Bu einer jeden Quote fteuren die in den Fürftlichen Aemtern, 
Adelichen Gütern und Etädten befindliche Ein und Hinterfaßen, auch freye 
Leute, und ſämmtliche Geiftlichkeit. 

8. 110. Gleichwie der Beytrag der Eximirten, allerley Nahmens 
und Weſens, dann auch der Elöjter-Dörffer der Stadt Noftod und der jo 
genannten Gemeinſchafts⸗Oerter, zu Reichs- und Erayß-Steuren, allen dreyen⸗ 
Contribuirenden ZTheilen, al8 deu Domainen, der Ritterfchaft, und den 
Städten zu Gute kommt, alfo konmt auch der dritte Theil des gedachten 
Beytrags der Ritterfchafft auf ihren Drittheil infonderheit zu gute. 

8. 111. Wegen der Wißmar- Pöel und Neuflofterfden Qnote, ſoll 
die Ritter- und Landſchaft mit aller Anforderung, fo wohl fürd Vergangene 
als fürs Künftige gänzlich verjchonet bleiben. 

8. 112. Die Reih3-Crayß- und alle andere gemeine Steuren, gehen 
von jeden der dren contribuirenden Theile, der Stadt Rostock, den 
Clöſtern, und pormahligen fo genannten Geweinfchaft3-Dertern, wie anch den 
Beytrag der Aulicorum und Clericorum , imgleihen des Civil- und 
Militäir- Standes mit eingefchloßen, mit Einlieferung der Specificationum, 
nach Borfchrifft des XVIIIten Articuli der Reversalen vom Jahr 1621, 
baar in den Land-Kaſten; zu welchen ein Schlüßel bey denen von der Nitter- 
Ichafft und der andere bey denen von Städten hinführo fegn foll. 

8. 113. Die Einnehmer der Reichs- und Crayf-Steuren follen Uns 
von Nitter- und Pandfchaft praesentiret, und von Unſeren Commissariis 
und den Engern Ausfhuß beeydiget werden. Dieje follen die eintommende 
Gelder, in Unſer zu Land-Kaſten alsdann befonder3 zu verorduenden C’omm- 
ımissarien, und der von der Ritter und Landſchaft dazu Deputirten Bey- 
jeyn, gebührlich zu berechnen verpflichtet jeyn. 

8. 114. Wenn nun nach Abtrag der verfündigten Reichs- und Crayp- 
Steuren im Land⸗Kaſten etwas übrig bleibt; So ſoll ſolches entweder einem 
Contribuirenden Theile, nach Proportion des von Ihme gejchehenen Bey: 
trags, baar wiederum ausgeantiwortet, oder zu des Yandes und gemeinen 
Beten, nach gemeinfamer Beliebung, pro rata verwendet und gebrauchet 
werden. 

8. 115. Die Pringeßinnen-Steuren follen auf allgemeinen öffentlichen 
Land-Tägen in Fällen, da eines regierenden Yandes-Heren Printzeßinn Tochter 
auszuftatten ift, verfündiget und berathichlaget werden. 

$. 116. Zu Vermeidung aller fünfftigen Gelegenheit, woraus einiger 
Zwift, in Anfehung der Summe einer Pringeßinn- Steuer, entjtehen könnte, 
iſt hiemit verglichen und veftgefeget, daß folche überhaupt vom ganzen Lande 
zu Zwanzig Tauſend Reichsthaler in alsdann in Unſeren Yanden gangbarer, 
jo wohl aus⸗ als innländifcher curranter Münge, fir ftetS beſtimniet ſeyn 
und bleiben foll. | 

8. 117. Der Modus, wornach diefe Steuer aus den Domainen, 
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Adelichen Gütern und Städten, und zwar von jedem Theil zu feiner Tertia 
aufzubringen, wird zwar auf Land-Tägen beliebet und verglichen, doc) bleibt 
allemege der Land-⸗Beeden⸗ oder der Erben⸗ und Hufen-Modus in Confor- 


- mitaet der Paudes-Reversalen de Anno 1572 und 1621 der Grund. 


8. 118. Zu diefer Pringeßinn-Steuer , follen die Stadt Rostock, 
die Elofter-Güter und die Rostockfchen Gemeinjchaffts-Derter gleichfalls das 
Ihrige, welches den Dreyen contribuirenden Theilen, jetem pro tertia parte 
zu gute gerechnet wird, beytragen. 

8. 119. In den Jahren, wenn Reichs- und Crayß - Steuren ergeben, 
wird feine Pringeßinn-Steuer gefordert und erleget, ſondern ausgejeget. 

8. 120. Die folder Geftalt bewilligte Gelder gehen in den Xand- 
Kaften, allmo es in Anfehung der Einnahme, Verwaltung und des Abtrag- 
nach dem XVIIIten Spho der Reversalen vom Jahr 1621 gehalten werg 
den fol. ' ' 


Dritter Articul. 


Bon den Clöftern und deren fo wohl als ber Übrigen Land Güter Rechten und 
Steur-Pflichten. 


8. 121. Die drey Clöſter Dobbertin, Ribnitz und Malchow, fol- 
len bey ihrer Consistence und bey ihren Rechten, wie darunter die Rever- 
sales vom Jahr 1572 Art. 4 und das Herlommen Maaße geben, gelaßen 
und gejchütet werden. ') 

8. 122. Der Nitter- und Yandfchafft bleibt auch die Wahl-Beftellung 
und beliebige Veränderung der Provisorum und. Beamten uubenonmen, 
und -follen jo wohl die bereit3 erwählte und ernannte, al die fünfftig zu 
erweblende und zu ernennende Clofter - Provisores und Haupt - Feute, jet 
und künfftig allemahl unweigerlich und unaufhältlich gemöhnlichermaßen 
Landes - Fürftlich beftätiget werden, und wenn die gejuchte Betätigung 
binnen Jahr und Tag nicht erfolget, follen felbige eo ipso pro confirmatis 
geachtet ſeyn. 

8. 123. Die von der Landes⸗-Herrſchaft bishero nicht abgenommene 
Rechnungen diefer dreyen Clöfter, jollen nach Innhalt vorangezogener Rever- 
salen, von Uns und den Nitter- und Yandfchafftlihen Deputirten aufgenom- 
wen, auch folchergeftalt alle Jahr gefertiget, und abgeleget werden. 

8. 124. Unſrer Erb - unterthänigen Stadt Rostock und den übrigen 
Städten Unfrer Lande, bleiben ihre respective, den Reversalen, dem Her- 
fommen und mit der Ritterſchafft getroffenen Bergleih gemäßen Gerechtfahne, 
in Anjehung der beyden Clöſter Dobbertin und Ribnitz, in ihren gangeu 
Umfang, mithin auch der Nitterfchaft ihre Jura an dem Clofter zum heiligen 
Ereutz in Rostock, hiemit ausdrüdlich verwahret und beybehalten. 

8. 125. Es hat auch bey dem auf dem Land-Tage zu Güstrow am 
14ten Novembr. 1737 zwiſchen Ritter- und Landjchafft getroffenen Schluß 
in Anfehung der Städtifchen Theilhabung an den Klöftern fein Bewenden: 
Jedoch mit diefer Erklärung, daß den Tand-Städten über die in den Clöſtern 


) Ein Vergleich zwiſchen Fürſt und Ständen wegen ber Lanbesfläfter vom 
25. April 1809 fteht bei Raabe, Geſetzſammlung Bd IV. S. 483 f. 
Neichlen, Staaterecht. II. 25 
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Doppertin habende drey Pläge zur vollen Hebung, noch ſechs Pläye zur 
halben Geldhebung, al3 zwey in den Clofter Dobbertin, zween in dem 
Ctofter Ribbenitz und zween in dem Clofter Malchow, von Michaelis 
des jegt lauffenden Jahre an, jede zu Sechzig Reichöthaler jährlihen Ein- 
kommens, jedoch weiter nichts, mithin weder Wohnung noch Vietualien hie- 
nit acc ordiret werden. Wogegen ſich bie Städte hiedurch verbindlich machen, 
daß fie ferner und zu ewigen Zeiten unter keinerley Vorwand mehrere Stellen 
in allen dregen Clöſtern es mögen diefelben vermehret_ oder verbeßert werden, 
verlangen, noch ſich jonftige Jura, al3 fie bishero exerciret, anmaßen, und 
alfo in Anfehung der Wahl der Provisorum und Cloſter - Hauptlente auch 
bey Aufnahme der Cloſter⸗ Rechnungen, jo wie bishero bey Dobbertin, alſo 
auch in gleicher Maafe, und nicht weiter, bey den Clöſtern Ribbenitz und 
Malchow concurriren wollen. 

$. 126. Aulangend die Roſtockſchen Stadt- und Hospital- auch Cloſter⸗ 
Güter, nemlich im Amte Ribbenitz, Nieder Krug, Rövershagen, Stuthoff, 
ein theil in Bentwisch, ein theil in Dierckow, Cordshazen, Purcks- 
hagen, Voigtshagen, Gollnitz, Schlage und Volckshagen ; ; Im Amte 
Schwaan, Sildenian, Barnstorff, Bramau, ®roßen-Klein, Großen-Schwaß, 
Tütten » Ctove, Dalvigen - Hoff, Dietrichshagen, Elmenborst, Schmarl, 
Lütten⸗Klein, Kassebohm , mit den Pertinenzien, Broderstorff, Icken- 
dorff, Ricdahl, und die übrigen Eigenthümer und Befiger der Güter Bock- 
holdt, Bartelsdorff mit den Pertinenzien, Bentwisch und Kessien, 
Ehmckenhagen , Willershagen , Zepliens - Wullfishagen , Roftoder: 
Wulfishagen, Alverstorfi, Beselin, Bussevitz, Finchenberg, Harms- 
storff, Großen . Kussevitz , Lütten⸗ RKuccevit- Ober = Hoff und Hohen⸗ 
Se hwass, Öragetops-Hoff, Huckstorff, Niendorfi, Großen-Stove, Wahr- 
storff, Biestow, Huckstorff, Polchow, "und Evershagen ‚ weldye insge⸗ 
fanıt bishero unfüglid) Gemeinfchaffts- -Derter genannt worden; So joll dieſe 
Benennung, welche jich auff den im Jahr 1621 unterm 3ten Märtz zwifchen 
damahligen beyden Yandes-Fürften, getroffenen Theilungs-Vergleich, in welchem 
diefe Derter zwiſchen beyden regierenden Herren zu Schwerin und Güſtrow 
ungetbeilet in Gemeinſchaft gelagen worden, lediglich für damahls bezogen, 
folglich nach der zu Anfang dieſes Jahr-Hunderts ergangenen Consolidation 
nicht weiter ftathaft ıft, hinführo gäntzlich abgethan, und an deren Stat, zur 
künftigen Benahmung diefer Derter, der Ausdrud: Unſers Rostockfgen 
Districts, veftgejeget ſeyn. 

8. 126. Es werden aber nichts deſto weniger diefe in Roftodfchen 
District belegene Güter und deren Eigenthiimer oder Befiger, bey ihren 
übrigen wohlhergebrachten Rechten gelaßen und geſchützet, auch die gemeiu- 
Ihaftlihen Beyträge nad) wie vor von Ihnen geleiftet. 

8. 127. In Anfehung der Sährlichen Yandes - Contribution ergehet 
ebenf alls über diefe gefammte Dörffer die Ausmefjung und folgliche Befteur- 
ung der dadurch ſich ergebenden ftenerbaren Hufen, und zwar eine jegliche 
zu Neun Neichsthaler Neue */,tel, in den Land -Kaften.und von daraus an 
Unfre Cammer. 

8. 129. Wie demm auch die übrige Steuer von den Eingefeffenen 
außer den Hufen uach der obgejegten Norm, in den Land⸗Kaſten gebrocht, 
und von daraus an Unſere Cammer entrichtet wird. 
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8. 130. Wegen der Reichſs⸗Crayß⸗ und Printzeßinn⸗Stenren, foll es 
gleihe Bewanndniß wie mit den Clofter-Gütern habe, der Geftalt, daß dies 
jenige Steuer diefer Gattung, welche auf Land⸗Tägen bemwilliget find, in den 
Land⸗Kaſten geliefert, und alfo dem gangen Steuer-Belanf mit zugerechnet 
werden. 

8. 131. Im ‚übrigen wird hiemit den Cföftern der Antauf- und die 
Erwerbung mehrerer Land » Güter, es fey aus Adelichen oder Städtifchen 
Dörfern, ohne vorhergängigen Yandes-Fürftlichen ausdrücklichen Consens und 
der gefammten Witter- und Landfchaftlihen Einwilligung, von nun an bis zu 
- ewigen Zeiten gänglich benommen. 

$. 132. Jedoch ſoll ihnen frey bleiben, Permutationes zu treffen, 
und mit erjparten Geldern auswerts liegende Gründe anzufchaffen. 

8. 133. Und gleichwie fie bey ihren jegigen Gütern, Dörfern und 
Beſitzthümern in der Eigenfchaft, wie fie folhe erworben, nochmahls beftä- 
tiget ſeyn follen; Alfo werden Hingegen alle künftige Acquisitiones der 
Clöſter an liegenden Gründen und Gütern innerhalb Yandes, jet ald dann, 
und dann als jet, vernichtiget. | 

8. 134. Doch fol, im Fall von den jegigen Klofter-Öütern, infonder- 
heit des Cloſters Ribbenitz, einige reluiret werden ſollien, den Clöſtern, 
und befonder8 dem Clofter Rıbbenitz, frey ftehen, mit dem Gelde andere 
Güter innerhalb Landes an ſich zu bringen, wozu nöthigen Falls, der Landes⸗ 
Fürftlihe Consens nicht gemeigert werden fol. 

$. 135. Auch wollen Wir und Unfere Successores Uns eines Juris 
primariarum precum, für Uns und Unfere Fürftlihe Gemahlinnen, an 
gefamten Clöſtern nimmermehr anmaßen, noch dafjelbe begehren. Was in» 
fonderheit das Cloſter Ribbenitz betrifft; So wird der im Jahr 1699 den 
18ten Septembr. desfalls getroffene Vergleich, hiemit gangen Innhalts wieder: 
bolet und beftätiget. 

8. 136. Und wollen Wir demfelben zu Folge Unfern Lehns-Herrlichen 
Consens dem Efofter Ribbenitz, fowohl zu dem angefauften Guht Wulfts- 
hagen, al3 zu dem biß auf Dreyzehn Taufend Neichsthaler annoch zu acqui- 
rirenden Gut, ohne Erlegung einiger Caugley oder anderer Gebühren er- 
theifen, und ſolches pro Allodio ohne alle Reservation erklären. 

8. 137. Im übrigen merden die Llöfter, die Eigenthümer und Befiger 
der übrigen vorbenannten Güter, wie von AlterSher, zu Land⸗Tagen nicht 
verjchrieben noch geftattet, fondern die Clöſter und deren Güter werden von 
der Nitter- und Landſchaft, und die Derter des Noftodjchen Districts von 
der Stadt Rostock, auf Land⸗Tägen und fonft vertreten. 


Bierter Articul. 
Bon der Union der Land⸗Stände. 


8. 138. Diemweil Unfere Ritter» und Landſchafft nicht nur in einer 
natürlichen Verbindung ftehet, fondern felbige au) im Jahr 1523 in eine 
. anzertrennlihe Union getreten ift; So bleibt dieſelbe unter gejammter 
Nitter- und Landichafft, nach wie vor, we ihrer unmwandelbahren verbindlichen 
Kraft und Würkung. Geftalt Wir fie dahin, wie in dem Hamburgijchen 
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Bergleih vom Sten Mertz 1701 gejchehen, hiemit abereinft anerfannt und 
beftätiget haben wollen. 

8. 139. Es verftehet ſich alfo die Landes-Union theil® von der Ber: 
bindung der Provintzen unter fi, theils von der Verbindung der Yand- 
Stände, nemlich der Ritterfchafft und der Städte, in Anſehung ihrer jelbft, 
unter einander. " 

8. 140. Was die Verbindung der Provintzen unter fi betrift; So 
fol die Union dahin veftgefeget und verftanden werden, daß die Eingeſeßene 
von Ritter- und Landſchafft in Unfern Herzogthlimern Schwerin und Güst- 
row, mit Innbegrif der Nitter- und Landjchafft des Stargardijchen Creyſes, 
in einer unverrückten Gleichheit an Rechten, Privilegien und Geredtigfeiten 
beftehe, und gelaßen werde; Der Geftalt, daß obgedadhte drey Ereyfe nad 
einerley Gejegen, Yandes-Ordnumgen, und Berträgen, zu regieren, mithin in 
folher Gleichheit und Gemeinfchafft, wie am Hoff-Gericht, und Uonsistorio, 
fo auch an den Pand-Tägen und gefammten Contributionali, nicht weniger 
an den Landes-Elöftern, nah Innhalt des oberwehnten Hamburgifchen Ber: 
gleih8 von Sten Martii 1701 8. 9 und 10, folglich an allen andern Red): 
ten, Vorzügen und Freyheiten, einander in allen gemeinen Anliegenheiten und 
Norhfällen, mit Rath und That nach rechtlicher Ordnung fi unter einander 
zu vertreten und beyzuſtehen haben ſollen und mögen. 

8. 141. Anlangend die Union der Nitterfchafft und der Städte unter 
ihnen Selbft; So foll diefelbe in unverrücklicher Gemeinfchaft und Theilnehm- 
ung an allen der Ritter- und Landjchafft zuftehenden Gerechtfamen und Be— 
fugniſſen beftehen , folcherımaßen, daß die Stadt Rostock fo wohl als die 
übrigen Städte an ihrer Concurrenz zu den Yand-Tägen, zum Hoj-Geridt 
und Engern⸗Ausſchuß, zu den Clöſtern und überhaupt zu allen Ritter- und 
Landichafftlichen gemeinfamen Rechten und Pflichten, nad) wie vor, dem Ser- 
kommen gemäß, nirgend beinträchtiget, zurücgejeget, oder ausgeſchloßen werden 
follen. 

8. 142. Wie denn auch ein Stand ohne Zuziehung und Einwilligung 
des andern eine Berbindung fiber gemeinfame Rechte zu treffen nicht befugt 
ſeyn, allenfalls aber folche für null und nichtig geachtet werden foll. 

$. 143. In einem andern, obigem zu wieder lauffenden, Verftande, 
fol die Union vom Jahre 1523 nie, weder gerichtlich noch außergerichtlich, 
angezogen und gebrauchet werden. 

$. 144. Wie denn im übrigen jene, in der, zu mehrerer Befeftigung 
 alle8 obigen sub Num. VIII hiebey gehefteten, Union vom Jahr 1523 
enthaltene Bedingniß, daß damit der Yande8-Obrigkeit nichts abgejchnitten 
ſeyn ſolle, hiemit wiederholet wird. 


Fünfter Articul. 
Von Land⸗Tägen. 


8. 145. Land-Täge wollen Wir, wie von jeher gebräuchlich geweſen, 
alle Jahr anordnen und ausſchreiben, damit theils das alljährige Contribu- 
tions⸗Weſen Vergleichsmäßig eingrichtet, theils in Anſehung der klmftigen 
Reichs-Crayß und Printzeßinn-Steuren jedesmal das Gehörige reguliret, 
theils über die nöthig befundene und zu erlaßende allgemeine —— 
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bution berathfchlaget, und endlich über alle dasjenige, was unter dem 
Nahmen von Yandes-Angelegenheiten oder Beſchwerden vortommen möchte, 
durch Yandes-Fürftliche Erledigung abgethan werden könne. 

8. 146. Die Land-⸗-Täge jollen der Geftalt allgemein bleiben, und an- 
geordnet werden, wie e8 der Hamburgiſche Vergleich vom Sten Mertz 1701 
8.8 vorjchreibet, als welchem Wir nachzugehen biemit in Gnaden verfprechen. 

8. 147. Geftalt dem zu Folge und jede eingejeßene Yand-Stände aller 
dreyer Crayſe zu den Land-Tägen durch Landes-Fürftliche Ausfchreiben bes 
rufen, und auff den Land = Zägen, dem Herkommen gemäß, bey den darauf 
vorfallenden Handlungen, obngehindert Stand und Stimme haben und be- 
halten jollen. | 

8. 148. Die Derter zu den Land⸗-Tägen, follen nach wie vor die in 
den Reversalen von 1621 beſtimnete Städte Sternberg und Malchin 
Wechſelsweiſe ſeyn und bleiben, und Wir wollen es in Anſehung und Be» 
ziehung oder Beichidung derjelben nach dem Innhalt der Reversalen vont 
Fahr 1621 8. 23 halten. 

8. 149. In Anſehung der Zeit bleibt e8 bey dem gewöhnlichen und 
dazu am bequeniften fallenden Herbit. 

8. 150. Jedoch fol Uns und Unferen Nachkommen an der Regierung 
allerdingS unbenommen jegn, in Notbfällen und anderen dringenden Landes- 
Angelegenheiten, außer der Herbſt-Zeit, nach Gelegenheit der Umftände, Land⸗ 
Täge anszufchreiben, und gewöhnlicher maßen halten zu laßen. 

$. 151. Unfere. Ausfchreiben dazu mollen Wir in der hergebrachten 
Formul ergehen laßen, und nicht geftatten, daß ihnen gegen das Herkommen, 
und ohne rechtmäßige Urſache, harte und ungewöhnliche ClJausuln außer dieſer: 
daß die Ausbleibende und Abmwefende zu allem dem, was auf Land⸗Tägen 
behörig bejchloßen ift, verbunden fein follen, einverleibet werden. 

$. 152. Auf Land-Tägen follen fi) alle und jede dazu Landes⸗Fürſt⸗ 
ich entbotene Eingejeßene in Perſohn gehorſamlich einfinden. 

8. 153. Diejenigen aber, welche im Lande gegenwärtig find, und be= 
hindert werden, perjöhnlich zu erjcheinen, follen wie von Alter her jederzeit 
Gebranuch geweien, Ihr Ausbleiben jchrifft- oder mündlich entſchuldigen oder 
entfchuldigen laßen. Jedoch follen die Abweſende Feine Vollmachten zu er- 
tbeilen befugt, mithin die etwa producirte ungültig ſeyn. Bon den auf 
Land-Tägen fich einfindenden, follen die Land-Marſchälle vor» und nah Er- 
öfnung des Land-Tags Unfern Commissariis einen von ihnen eigenhändig 
unterjchriebenen Perfohnen » Zettel einliefern, auch währenden Yand = Tags, jo 
offt Unfere Commissarii eime nahmentliche und jchrifftliche Anzeige der ge- 
genwärtigen von Nitter- und LTandichafft verlangen, folche mit ihrer Unter» 
ſchrifft einreichen. 

8. 154. Die auf dem Land-Tage zu proponirende Capita follen in 
Ausichreiben Vier Wochen vor dem Yand-Tage fund gemachet werden. 

8. 155. Die Land» Tags Proposition mollen Wir auf einmahl an 
den gewöhnlichen Orten, nämlich zu Sternberg auf den Indenberg außerhalb 
der Stadt, und zu Malchien auf dem Rath-Hauſe geſchehen, auch fojort 
nad) der Publication fchrifftlich mit Unfern dazu eigentlich gegebenen Land⸗ 
Tags Tangeley-Innfiegel, und unter Unferer von Uns dazu bevollmächtigten 
Commissarien Unterfchrifft, an Ritter- und Landfchafft hinaus geben laßen, 
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8. 156. In Anjehung der auf die Proposition abzugebenden Nitter- 
und Landichafftlihen Antwort bleibt e3 in der Regul bey dem von Alters 
her gewöhnlichen dritten Tag. Jedoch wollen Wir bey erheblichen Hinder- 
nißen nach Befinden eine weitere Frift nicht verfagen. 

8. 157. Diefe Antwort fol ebenfalls fchrifftlich abgeftattet, und zu 
mehrerer Förmlichkeit und Beglaubigung von den älteften anmwejenden Yand- 
Raht, und den Deputirten der Stadt Rostock, und in deßen Abmefenheit 
aber, jedoch ohne fonftige Consequenz, von dem erſten Border-Städtifchen 
Bürger-Meifter eigenhändig unterjchrieben werden. 

8. 158. Daferne nun nad) der darauf in Uufern Nahmen von Unfern 
Bevollmächtigten Commissarien ergebenden fchrifftlihen Resolution etwas 
zu erörtern übrig bleiben ſollte; So foll ſolches zwar fehriftlich geſchehen, 
jedoch daß zu Erleichterung der Bereinbahrung duch miündliche An = und 
Vorträge, zwifchen Unfern Commissarien und den Deputirten der Ritter- 
und Laudſchafft, gehandelt werke. Da denn fo lange über die in Erörterung 
ftehende Materien gehandelt werden joll, biß die Land-Tags-Sachen über: 
haupt zur Reife eines fürmlichen in Unferm Nahmen zu publicivenden, und 
darauf wie obgedadht in beglaubter Form ſchrifftlich an Ritter und Landſchafft 
anszuantwortenden Yand = Tags » Schlufjes gediehen. 

8. 159. Währenden Land-Tags joll das Ab- und Zureifen bey Tag 
oder Nacht ohne Aufenthalt und Anzeige bey dem commandirenden Officier 
niemanden gehindert werden. Jedoch ſoll ein jeder Ankonımender, Abreifender 
und wieder Eintreffender, wie von jeher auf ordentlichen Land-Tägen ge- 
bräuchlich gewejen, bey dem Land-Marſchall, zu defen Crayß er gehöret, fich 
zu melden, und diejer dann weiter an unfere Commissarien, davon Nach— 
richt zu geben ſchuldig feyn. 

8. 160. Anlangend die etwanigen Yandes - Gebrechen , Befchwerden, 
oder Angelegenheiten ; jo follen ſolche nach der Antwort auf die Land-Tage- 
Proposition von Ritter und Landfchafft, mittelft eines, nach der obigen bey 
der Antwort ad capita proposita vejtgejegten Förmlichkeit und Beglaubig- 
ung, zu unterjchreibenden Memorials übergeben werden. 

8. 161. Diejenigen Bejchwerden und Angelegenheiten , die bereits im 
Tandes-Berträgen und Ordnungen oder in den erweißlichen Herkommen, umd 
in vorhin ertheilten Resolutionibus ihre abhelfflihe Maaße erhalten, oder 
jonft in Iiquidis beruhen, und wobey contra jura Provincialia etwas vor- 
gegangen, jollen unverzüglich und ohne Weitläuftigfeit, nach Recht und Billig- 
feit noch bey mwährenden Land-Tage abgethan werden. 

8. 162. Diejenigen, aber, welche altioris indaginis find, follen läng⸗ 
ftend binnen Jahres-Friſt und vor dem nächſten Land-Tage, zur gleichmäßigen 
billigen Endichaft, durch guädigfte Yandes- Fürftlihe Erledigungen und Er: 
Märungen, fonımen und gelangen. 

8. 163. In Entftehung deßen bleiben der Ritter- und Landſchafft alle 
Nectliche Wege in Ordnung der Landes- und Reichs - Gefege, mithin an 
Kayſerliche Majeftät und die Höchſten Reichs⸗-Gerichte, unverfchlogen. 

8. 164. Uebrigens behalten Wir Uns vor, Unfere Ritter- und Landſchafft 
zu andern Convocations- und Deputations - Tagen zu berufen, und 
über Unfere umd Unferer Rande befondere Angelegenheiten auf felbigen 
zu handeln, 


— — — — 


XIV, Großherzogthümer Mecklenburg. 391 


8. 165. Doch follen die Sachen, welche gefammte Ritter⸗ und 
Landfchafft Rechte und Pflichten antreffen, zu allgemeinen Land-Tägen heim- 
gelaßen bleiben. 


Sechſter Articul. 
Bon Land-Rähten und Land-Marſchällen. 


8. 166. Da in Anſehung der Zahl, Rechte und Pflichten der Land⸗ 
Nähte, ſich ſeithero Zweifel ergeben; So iſt darüber folgendes zur beftän- 
digen Gewißheit verglichen und veftgefeget worden. Es fjollen nämlich fortan 
in Unferm Herzogtum Schwerin Bier und in Unferm Herzogthum Güſtrow 
inclusive des Stargardifchen Crayſes gleichfalls Bier, mithin allemahl Acht 
würdliche, in Unferen und Unſrer Ritter- und Landſchafft Pflichten jtehende- 
und in gedachten Unferen beyden Herkogthünern wejentlich angefeßene Yand- 
Nähte beftellet jeyn. . 

8. 167. Bey erledigten Yand » Rahts - Stellen wollen Wir der Ritter: 
und Pandfchafft und zwar desjenigen Hertzogthums, in welchem ſich die Va- 
cantz erämget, den unterthänigften Vorſchlag Dreyer im Lande angejeßenen 
Perfohnen von den eingebohrnen oder recipirten Adel zu jeder vacırenden 
Stelle, guädigft gönnen, und aus folchen Praesentatis jedesmahl einen zum 
Pand-Raht jo fort hinwiederum ernennen, auch denfelben auf dem Yand- Tage, 
da der Uinterthänigfte Vorſchlag gefchehen, in Beyſeyn derer von Nitter- und 
Landſchafft, oder gleich nach dem Land-Tage, in Beyſeyn einiger Deputirten 
von Ritter- und Landjchafft, dazn beeydigen laßen, und zwar nad) dem bier 
eingerädten gewöhnfichen Formular: 


gelobe und fchwere, daß ich dem Durchlauchtigften Fürften und Herrin, 
Herrn Christian Ludewig, Herzogen zu Medlenburg , Fürften zu 
Wenden, Schwerin und Rageburg, auch Grafen zu Schwerin, der 
Lande Roftod und Stargard Herrn ꝛc. Meinem guädigften Fürjten 
und Herrn, zc. als jegt Regivenden Yandes-Fürften, treu und hold ſeyn, 
Seiner Hertzoglichen Durchlaucht Yanden und Yeuten Beftes willen, 
Schaden und Nachtheil meines äußerſten Bermögens, abiwenden und 
verhüten, in allen Berathichlagungen, dazu ich gefordert werde, das 
ehrlichfte, meinem beften Verſtändniß nach, hinten angejeget aller Beweg⸗ 
nißen, jo mich davon behindern könnten, vahten, was ich in Rahtfchlägen 
oder fonften von Ihro Herzogl. Durchl. Fürftentfum und Landen Ge— 
fegenheit und Geheimnißen erfahren, und mir Rahts-weiſe anvertranet 
werden wird, Seiner Herzogl. Durchl. und Dero Fürjtenthum zun 
Nachtheil Niemand offenbahren, fondern bey mir bis in die Grube ver- 
ſchwiegen behalten , au keiner Stelle und in feinen Rahtfchlägen , da Sr. 
Herzogl. Durchl. Perſohn, Yand und Yeuten, etwas zum Nachtheil und 
Schaden gefährlicher Weife geredet und bejchloffen werden ſoll, mich nicht 
finden laßen, und alles dasjenige in Pflicht-fchuldiger gehorfamfter Unter: 
thänigfeit reden, thun und handeln will, welches einen gelvenen Naht von 
Ehren, Löblicher Gewohnheit und Rechtswegen zu thun gebühret, und wohl 
anftehet. Alles gerreulih und ohne Gefährde, als mir Gott helffe 
durch Jeſum Ehriftum, 
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8. 168. Ben einer jeden Beränderung an der Regierung, bleiben zwar 
die Land⸗Rähte nady wie vor in ihrer Activitat, fie müßen aber gleich an- 
dern Rähten und Bedienten den vorbefchriebenen Land: Raht3:Eyd erneuten, 
und gewöhnlichermaßen ablegen. Wir wollen auch deren Rath, vermöge der 
Reversalen von den Jahren 1572 Art. I. und 1621 Art. XXII. zu den 
Landes⸗Sachen in norjallenden Nöhten, zuziehen und gebrauchen. 

8. 169. Auch jollen Biere von ihnen, nad) der Wahl der Ritterfchafft, 
den Reversslen de Anno 1572 gemäß, Assessores beym Yand- und 
Hoff-Gericht ſeyn. 

8. 170. Auf Pand-Convocations- und Deputations-Tägen wollen 
Wir einen jeden der anweſenden Land - Rähte und Land - Marjchälle, berge- 
brachtermaßen, täglid Bier Reichsſsthaler zu feiner Defrayrung aus Unſerer 
Rent-Sammer baar reichen laflen. Tiefe follen von dem Tag der Einkunfft 
bis auf den legten Tag des Schlußes gerechnet und gezahlet werden. 

8. 171. Die Berichte, Gutachten und Borftellungen, welche an Uns, 
die Yand-Näbhte, auf Unfer Erfordern oder aus eigener Bewegniß, oder nad 
dem Auftrage der Ritter- und Yandfchafft, erftatten, follen von einem jeden 
nahmentlih und eigenhändig unterjchrieben,, und die Umschläge darum, mit 
den angebohrnen Pettfchafft des Vorfigenden, befiegelt werden. 

8. 172. Der Begrif und Gebrauch des Nahmens eines bejondern 
Land - Räthlihen Collegii aber, foll hiermit gänzlich. unterfaget feyn. 

8. 173. Die Erb-Land-Marfchälle anlangend; So hat deren Anzahl 
von dreyen überhaupt, mänlich einem im Medtenburgifchen, einem im Wen⸗ 
difchen, und einem im Stargardifchen Erayfe ihr beftändiges Berbleiben. 

8. 174. Auf Yand- Convocations- und Deputations - Tägen, auch 
überhaupt bey allen Begebenheiten, da im Nahmen der Ritter- und Landfchafit, 
Uns mündliche An⸗ und Vorträge zu thun find, führen die Land-Marjchälle, 
nad der unter fich eingeführten Ordnung der Zeit und des Orts, das Wort, 
jedoch bfeibt der Nitter- und Landſchafft, wie fonft alle Wege frey, auch durch 
Land-Rähte oder Deputirte, An- und Borträge thun zu laßen. 

8. 175. Uebrigens follen die Yand - Nähte und Yand » Marjchälle bey 
ihrem wohlhergebrachten Rang gelaßen, und gejchliget werden; Alfo daß 
die Land - Nähte mit Unferen mürdtichen Geheimen Nähten, und die 
Land - Marfhälle mit Unfern Obriſten, nach der Anciennete, ihren Rang 
baben follen. 


Siebender Articul. 
Bom Engern» Ausschuß. 


8. 176. Damit Wir und Unjere Nachkommen der unbequemen Weit 
läufftigleit itberhoben werden, in Pandes- Angelegenheiten jedesmahl mit dem 
zahlreichen Corpore der Ritter- und Landfchafft unmittelbahr zu handeln; 
Co haben Wir die, von Ritter - und Landichafft längft beliebte Veriafſung 
eines Engern-Ausfchuffes in folgender Maaße nnd für ſtets verglichener Be- 


ſtimmung veftgefeget.') 


') Ueber bie Einfesung bes engern Ausfhuffes und beffen Benärignng in 
ben Jahren 1622 und 1623 — die Tocuntente in Raabe, Geſetzſamml. Bd. IV. 
©. 415 f. — Brgl. dal. S. 495 f. 
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8. 177. Es foll demnach) der Engere-Ausfhuß aus zween Tand- Rähten 


nämlih einem aus Unſerm Herzogthun Schwerin und einem aus Unſerm 


Herzogthum Güſtrow, inclusive des Stargardifhen Crayfes, dann Dreyen 
PDeputirten der Ritterfchafft, nämlich einen aus den Medlenburgijchen, einem 
ans dem Wendifchen, und einen aus dem Stargardiichen Crayſe, ferner aus 
einem Deputirten der Stadt Rostock und dreyen Deputirten der Vorder⸗ 
Städte Parchim, Güstrow und Neuenbrandenburg, folglid) überhaupt aus 
Neun Perſohnen, weldhe Anzahl die Nitter- und Landſchafft nach Gelegenheit 
der Umstände, mithin nad Gutfinden, jedoch auf ihre Koſten, zu vermehren, 
jederzeit befugt bleiben, an und vor ihn felbft beftehen. 

5. 178. Diefen Enger: Ausschuß, fol hiemit der Begriff und das 
Recht eines, die geſammte Ritter- und Landfchafft vorftellenden Collegii, aus 
Landes-Fürſtlicher Macht und Hoheit zu ewigen Zeiten fir Uns und Unfere 
Nachkommen, vegierende Herzogen zu Medlenburg, beygeleget und beftätiget 
ſeyn, um die Ritter und Yandfchafftlihen Angelegenheiten an- und bey Uns, 
folglich inn- und außerhalb Sandes zu beforgen. 

8. 179. Die Wahl der zum Enger - Ausschuß zu beftellenden Per- 
fohnen, foll auf Yand- Tägen, oder andern gemeinfchafftlihen Conventen, 
der Ritter- und Landſchafft Willführ und Freyheit überlaßen feyn und bleiben. 
Nur, daß der Engere-Ausſchuß, wie hiemit und Kraft diefes gefchicht, in der 
Seftalt und Bejugnig eines befondern Collegii, bey jeder Veränderung an 
der Regierung von Unſeren Nachkommen, Regierenden Herzogen zu Medien: 
burg ausdrüdlich beftätigt werden foll. 

$. 180. Jedoch foll der Engere-Ausſchuß für ipso jure confirmiret 
angejehen und gehalten werden, fo bald er darum bey der Yandes-Herrichaft 
ſchrifftlich Anſuchung gethan haben wird. Der Auffenthalt und die Zufanı- 
menfunft der zum Engern-Ausſchuß gewählten Glieder, bleibt hiemit allent- 
halben unbenommen und uneingejchrändet 

$. 181. Wir wollen auch die an Uns von dem Engern-Ausſchuß er- 
gehende Borftellungen und Memorialien, in den Ritter: und Landſchafftlichen 
Angelegenheiten, gnädigft annehmen, und darauf jedesniahl nad) Befinden ge= 
recht gnädigfte Resolutiones ertheifen. j 

8. 182. Damit nun bey den fohrifftlihen Expeditionen und Ber- 
richtungen des Engern-Ausſchußes, alle Wege defto mehrere Ordnung und 
Gtaubhafftigkeit walten möge; So ertheilen Wir Unferer Ritter und Landſchafft 
biemit ein eigenes, zum Gebrauch des Engern-Ausfchußes gemwidmetes Yandes- 
Siegel, in der Maaße und Geftalt, wie es zu beftändiger Beybehaltung al- 
bier abgemablt ift. 

(L. S.) 


8. 183. Mit dieſem Siegel foll er alle, die Ritter- und Landjchafft 
zufammen- und gemeinfchaftlih angehende Sachen und Ausfertigungen befie- 
eln, jelbiges fol auh von Nachkommen zu Nachkommen, als das wahre 
—* und Landſchafftliche Siegel beybehalten und gebraucht werden. 

8. 184. Was aber diejenigen Sachen und Ausfertigungen betrift, welche 
nicht die Ritter- und Landſchafft insgemein, ſondern die Ritterſchafft allein 


angehen; So ertheilen Wir Unſrer Ritterſchafft das auch hiebey gemahlte 


(L. S.) | 
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befondere Inſiegel, deßen fie ſich in ihren alleinigen Angelegenheiten und Aus» 
fertigungen, mit eben dem Geſetz der ewigen Unwandelbarkeit, zu gebrauchen 
haben foll. . 

F. 185° Hiebenebſt joll hiemit für ſtets veftgejeget jeyn, daß alle, voh 
‚dem Engern-Ausihuß an Uns ergebende Vorftellungen, Berichte und Me- 
morialien in Ritter» und Landfchaftlichen gemeinen Sachen, jederzeit von 
dem vorfigenden Yand-Rath, oder in Abmwefenheit der beyden Yand-Räthe, von 
dem älteften Ritterfchafftlihen Deputirten, und dem erften Stäbtifchen De- 
putirten,, eigenhändig unterfchrieben,, diejenigen aber, welche die Ritterjchafft 
nur allein, ohne Verbindung wit den, die eigentliche Landſchaft ausmachenden 
Städten betreffen, von dem vorfigenden Yand- Rath und einem Riutter⸗ 
fhafftliden Deputirten, mit eigenhändiger Nahmens Unterſchrift beglaubiget 
werden follen. 

8. 186. Der vorbefchriebenen Siegel bedienet fih Ritter- und Land— 
ſchafft zu allen Berichten, Vorftellungen und Memorialien an Uns fo wohl, 
al8 in andern ihren Expeditionen, und foll fich dabey jederzeit des rohten 
Wachfes gebrauchen. 

8. 187. Im übrigen ftehet der Engere-Ausfhuß, wenn er zu belangen, 
al8 Beklagter alle Wege in erfter Instantz , unter einem Unſerer Yandes- 
Gerichte, welches der Kläger erwählen will. 

8. 188. Doch bleibt dem Engern-Ausſchuß, nach Maaßgebung Unferer 
Yandes- und Reichs-Geſetze, an die Neich3-Gerichte zu appelliren allerdings 
frey. Geftalt dann von Unferen Gerichten denen Appellationen des Engern: 
Ausſchußes, welche Unferen Yandes-Gefegen, und befonders Unſerm Privilegio 
de non Appellando nicht entgegen find, der ungehinderte ftarde Lauff, 
niehreren Innhalts des unten vorkommenden 21ften Articuls vom Justitz- 
Weſen, gelaßen merden wird und foll. 

$. 189. Uebrigens bleibt der Ritter: und Landſchafft allemege unbe: 
nommen, den Engern-Ausfhuß fo wohl die Beforgung des Uontributions- 
Weſens, al3 der andern die Nitter« und Landſchafft betreffenden Augelegen- 
heiten, inn= und außerhalb des Yandes, im gemeßener Instruction nnd Boll: 
macht, ihrer Willführ und bejter Gelegenheit nad), auf zu tragen. 

8. 190. Wir und Unfere Nachlommen, wollen auch dasjenige, mas 
der Engere - Ausfchuß im Contributions -Wefen, oder in andern Yandes- 
Sachen, fothaner obhabenden Vollmacht nad) vornehmen und ausrichten wird, 
der Geftalt, als gejchehe e3 von Ritter: und Yandjchafft ſelbſt, anjehen und 
dafür halten laßen. 


Achter Articul. 
Bon der Randes » Fürftfichen Geſetz Gebungs Macht. 


8. 191. Warn e8 der Wohlſtand und die Ruhe einer jeden Regierung 
erfordert, daß die Grengen der Pandes » Fürftlihen Macht, Geſetze zu geben, 
ihre gemeßene Beftimmung haben ; So ift von Uns, umb auch hierunter die 
Wohlfahrt und Zufriedenheit Unferer Unterthanen aller Stände zu befördern, 
folgendes nad) den Reguln der natürlichen Billigkeit und der wohl hergebradhten 
Tandes-Berfaßung gemäß, in Guaden verfprochen und vetgefeget worden. 

8.192. Es theilen fi demnach die Yandeg-Ordnungen und Uonsti- 
tutiones hauptfählih in zwo Classen. Zur erften gehören die, welche 
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Unfere Aemter, Domainen und Cammer-Giüter, mithin die darin gefeßene 
Unterthanen und Unfere eigene in Unfern bejondern Pflichten ftehende Be⸗ 
diente allerlen Weſens betreffen. Zur Andern Ulasse aber gehören diejenige, 
welche Unſere gefammte Yande mit Inbegriff der Ritter» und Yandfchafft angehen. 

3. 193. Was nın die erjte Classe betrift; So bleibt Uns und Unjeren 
Nachkommen an der Regierung, darin Berordnungen, Gefege und Con- 
stitutiones, befter Unſerer Gelegenheit und Willkühr nach, zu machen und 
ergehen zu laßen, allerdings unbenommen und vorbehalten. 

8. 194. Anlangend aber die andere Classe; So theilen ſich die da- 
rinn zu erlaßende Gefege und Ordnungen wiederum in zween Grund-Sätze: 
Nändih: 1) in folhe Verordnungen und Gefege, welche gleichgültig, jedoch 
zur Wohlfahrt und zum Vortheil bes gangen Landes abſichtlich und dien- 
fam find, und hingegen 2) in folche, welche die wohl erworbene Rechte und 
Befugniffe Unferer Ritter- und Yandfchafft gefammt oder bejonders betreffen, 
jedoch in Anjchnng des einen Theil, dem andern unnachtheilig, berühren. 

8. 195. Wann nun in jenen gleichgültigen, e8 ſey in Justitz-, Policey- 
nnd Kirchen Sachen oder woriun es wolle, von Uns nnd Unfern Nachkont: 
men eine allgemeine Candes- Berordunng und Constitution zu erlaßen if; 
Co follen die von Ritter- und Landichafft auf öffentlichen allgemeinen Pand- 
Tägen oder wenigften®, wann periculum in mora, die Yand- Nähte und 
der gange Engere-Ausſchuß darüber mit ihren rathſamen Bebenfen und Er- 
achten vernommen werden; Bevor folches geftattet ift, ergehet die Publica- 
tion der Verordnung nid. 

8. 196. Würde aber das erforderte Bebenden in der dazu von Uns 
gefegten, nach Bewandniß der Umftände väumlic zu gönnenden Zeit nicht 
„eingeben; So bleibt Uns bei der Publication deßen ohnermwartet zu ver- 
fahren, allerdings frey und unbenonmen. 

8. 197. Wir wollen übrigens auf der Nitter- und Landſchafft oder 
der Yand- Nähte und des Engern-Ausſchußes Vernehmlagung und Erinner- 
ungen, alle Billigmäßige Landes-Väterliche gnädigfte Aufmerdjamfeit wenden, 
und im Werd fpühren lagen. Jedoch Unſerm Yandes- Fürftlichem hoben 
Juri statuendi mit folcher gnädigen Vernehmung nichts vergeben. 

8. 198. Im letzteren Fall aber, da die zuerlaßende Verordnung den 
Gerechtſamen Unferer Ritter- und Landfchafft entgegen laufen, oder von deren 
Minder- uder Abänderung die Frage feyn folte, wollen Wir und Unfere 
Nachkommen, ohne Unferer Ritter» und Landſchafft ausdrüdliche Bewilligung 
nicht3 verhängen. 

8. 199. Geftalt Wir hiemit in Gnaden zufagen, dag Wir in Yandes- 
C'onstitutionen, ohne vorher gegangene öffentliche Anträge und Berathfchlagungen 
auf allgemeinen Yand- Tägen, und darauf erfolgte frege Bewilligung Uuferer 
Ritter- und Pandfchafft, icht mas, welches ihren babenden Privilegien, 
Reversalen , ©erechtigfeiten nnd Verträgen zu wieder, feines weges ver: 
ordnen, noch der Ritter- und Landfchaft eimas neuerliches auflegen, weniger 
die, auf Unfere Domainen und Gammer- Güter gerichtete Constitntiones 
auf NRitter- und Pandfchafft ausziehen, noch darnach in Unfern Gerichten, ge- 
gen Ritter- und Landfchafft erkennen Taßen wollen. Wie dann alles, was 
dem zumieder bisher gefchehen, hiemit aufgehoben und abgeftellet ſeyn joll. 

8. 200. Mebrigens behalten Wir Uns und Unferer Nitter- und Land⸗ 
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Schafft hiemit ausdrüclich bevor, die hiebevorigen Verordnungen und Con- 
stitutiones in Gleichförmigkeit diefer Grund -Säße respective nad) vorge- 
nommener Rath Pflegung und Beliebung, den jegigen Zeiten allenthalben 
gemäß zu machen, und foldhe nach Gelegenheit zu ändern, zu beßern, zu er» 
läutern, zu erklären und zu vermehren, 


Neundter Articul. 


Bon ten Zufammenkünften ber Nitter- und Landfchafft, oder den fo genannten 
Landes: Conventen. 

8. 201. Wann außer den Yandes-Convocations- und Deputations- 
Tägigen Zufammen-Künften, welche von Landes-Fürſtlicher Obrigfeit wegen, 
veranlaßet und angeordnet werden, entweder die Ritterfchafft für fich, oder 
die Ritter» und Yandjchafft durch Bevollmächtigte Deputirte, zum Behuef 
ihrer Angelegenheiten, öffentlich zufammen zu kommen nöhtig finden; Co 
wollen Wir zwar des Landes-Beſten halber diejelben nicht verhindern. 

$. 202. Damit aber gleichwohl alle Unordnung und Anſtößigkeit ver- 
mieden, ‚mithin alle Gelegenheit zu fünfftigen Jrrungen, in Anfehung ber 
Freiheit der Zufanmenkünffte, abgefchnitten fegn möge; So foll es desmegen 
bierunter auf folgende zmo Keguln für ftet3 gejeget jeyn; Daß nämlich 

1) die Zufammenfünfite derer von der Ritterjchafft in den Aemtern, nad) 
wieoor, ganguneingefchränkt feyn und bfeiben. Dagegen aber 
2) ein von den Engern-Ausſchuß nöthig befundener, oder fonjt von der 

Ritter und Landſchafft zufaınmen, oder von der Ritterjchafft und von 
den Städten, und zwar jeden Theil für fich beliebter und ausge- 
fohriebener Convent, jedesmahl der Zeit und dem Ort nach muütteift 
unterthänigften Memorials, entweder von dem Engern-Ausihuß, oder 
nach Berfchiedenheit de8 Convents, von den Sand-Rähten oder von 
den Vorder-Städten gemeldet, und darauf, jedoch ohne weitere dar- 
über zu erwartende ausdrüdliche Yandes- Fürftliche Berftattung, unauf⸗ 
hältlich ind Werd gefeget werben fol. 

8. 203. Die von folden C'onventen an Uns abgeſchickte Deputirte 
wollen Wir gebührend hören; die Briefe, und Supplicationes von ihnen, 
auch ſonſt aufjerhalb Yand- und Deputations- Tägen, nach Befund deren 
geziemenden Einrichtung annehmen, und darauf nad Recht und Billigfeit 
gnädig=gewierige Resolutiones ertheilen. 


Zehender Articul. 
Vom Müntz⸗Weſen. 


$. 204. Als bey jetzigen Zeiten, das Müntz-Weſen in Unſeren Lan⸗ 
den, und mit dem ſo wohl der Wucherliche Lauf und Werth der nenen 
2/,tel Stücke, als auch der je länger je mehr überhand nehmende Ueberfluß 
der geringhaltigen Geld - Sorten und die daraus entftehende Steigerung 
des Preifes aller guten filbernen und güldenen Deünge, zu Abwendung offen- 
bahren Nachtheil8 und Schadens, Unferer gefammte Landes- Einwohner ein 
Landes» Obrigkeitlihes Einfehen erfordert; So verjprechen Wir Unferer Nitter- 
und Tandichafft, daß Wir fo gleich nah dem Schluß diefes Vergleichs alle 
Koften und Bemühungen dahin anwenden laßen wollen, damit nach vormah- 
ligem alten Fuß und Herlommen in Unferen Landen ſolche Müng- Sorten 
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wiederum gangbar und gebig werden mögen, gegen welche Unfere geſammte 
Landes-Eingefeßene und Unterthanen aller zu ihrem Verkehr, Handel und 
Wandel und Credit-Wefen irgend bendöthtigter Grober und anderer Müng- 
Sorten in Silber und Gold and aufierhalb Yandes, und in Unfern benad)- 
bahrten Staaten jelbft zu billigern Preijen und umfonft jedesinahl habhaft 
werden können. 

8. 205. Es fol auch Unfere Nitter- und Landſchaft Kraft diefes für 
ftets dahin verfichert fein umd bleiben, daß fie und ihre Nachfommen in 
ihren Erlegnißen an Uns und Unfere jeßige oder künftige Kenterey- 
und andere Cassen zu Bezahlung eines eigenen jo genannten Medienburgi- 
chen Courant - Geldes nie gehalten feyn, jondern ihre Abgaben und Er» 
legniße jedesmahlen in folden Müngen, die in Unfern Yanden gäng- und 
gebig ſeyn werden, zu entrichten, Bug uud Recht haben fol. _ 

$. 206. Uebrigens werden Wir da8 Müng-Wefen zu feiner Zeit auf 
Yand- Tägen mit Unferer Ritter» und Landfchafft in Berathichlagung ziehen, 
und nad) vernommenen Bedenden Unſere Yandes - Fürftlihe Verordnung nad) 
Maaßgebung des VIIIten Articnls zum Gemeinen Beften Unjrer- Yandes- 
Eingejegenen darüber ergehen zu laßen nicht ermangeln. 


Eilfter Articul. 
Bon den Anlagen der Nitter- und Laudſchafft unter fich. 


8. 207. Das Net, welches einer jeden Gemeinheit zuftehet, unter 
ſich felbft zu freiwilligen Anlagen ſich verbindlih zu machen, wollen Wir 
auch Unferer NRitter- und Landſchafft nicht befürten. 

8. 208. Damit aber auch darinnen fürs künftige Gewißheit und Ord⸗ 
nung erhalten werde, mithin. Niemand fich mit den Vorwand der Unmißen- 
heit und Nicht- Bewilligung beym Abtrag der Anlagen fchügen, weniger zur 
Ungebühr ſich den gemeinen Laften, und Obliegenheiten entziehen möge; So 
fol e8 jo wohl mit der Bewilligung , als mit dev Beytreibung der Anla- 
gen folgendergeftalt gehalten werden. Die fregwilligen Anlagen werden, der 
bisherigen Observanz nad, entweder 

1) auf NRitferjchafftlichen Amts-Conventen, wie aud von den Land—⸗ 
Städten unter fi) bey der Städte Zuſammenkünfften, oder 
2) auf allgemeinen Deputations- C'onventen von der Nitterfchafft allein, 
oder von Nitter- und Yandjchafft zugleich, oder endlich 
3) auf allgemeinen Yaud- und Convocations-Tagen von der Ritter 
ſchafft unter fich, oder von Ritter- und Yandfchafft mit einander, be- 
williget und beliebet. 

8. 209. I. Mit den auf Nitterfchafftlihen Amts⸗, wie auch auf den 
Stäbtifhen- Conventen zu bewilligenden Anlagen, fol e8 der Geftalt ge 
halten werden, daß wenn eine Anlage zu machen ift, da8 Außsfchreiben zur 
Zufammenkunft ausdrüdlich zu Bewilligung der Anlage mit angezeigter Uhr⸗ 
fache derjelben ergebe, und einem jeden insinuiret merde. 

8. 210. Diejenige, welche erjcheinen, werden nahmentlich in dem Pro- 
tocollo angeführet, und machen per majora den Schluß. 

8. 211. Diejenigen aber, die auf das an Sie, wegen der nötbigen 
Anlage, ergangene Benachrichtigungs- und Einladuygs: Schreiben nicht er- 
Schienen find, follen, dajerne bei Prootocollo die Beſcheinigung der richtigen 
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Insinuation des ergangenen Ausfchreibens vorhanden ift, ala hätten fie die 
Anlage mwürdlich bewilliget, angefehen, und deren Abtragung durch gehörige 
Zwangs- Mittel angehalten merden. 

8. 212. Wir befehlen auch Unfern gefammten Xandes= Gerichten bie- 
mit gnädigft- und ernftlih: Daß fie auf die, von den Amt3-Depntirten 
oder von den Border- Städten einzubringende, vorgebachtermaßen eingerichtete 
Bewilligungs⸗ Protocolla, als auf Mare Hand und Siégel, fo fort die 
Execution , ohne einigen Anftand ergehen laßen, und die Säumigen mit 
ihren, eine weitläufigere Erörterung erfordernden Einwendungen, nach beyge: 
triebenen Anlagen, zum befondern Process verweifen follen. 

8. 213. Betreffend hiernächft 
II. die auf allgenıeinen Deputations-Conventen von der Nitterfchafft 
allein oder von der Ritter» und Landſchafft zugleich zu bemilligenden Anla- 
gen; So fol der Engere-Ausſchuß in dem Ausſchreiben zur Zuſammenkunfft 
ausdrücklich die Nothwendigkeit und Uhrſache, warum eine Anlage zu bemil- 
ligen ? anzeigen. 

. 8.214. Die Deputirte der Aeniter, oder wenn die Anlage allgemein iſt, 
auch die Vorder-Städte, ſollen hiernächſt auf den auszuſchreibenden Anits⸗ 
oder Städtiſchen-Conventen, in der unter Num. J. vorgejchriebenen 
Drdnung, fih über den Punct der zu bewilligenden Anlage instruiren 
laßen, und auf den Deputations-Convent, wobey die Nahmen der an- 
wefenden Depntirten dem Protocollo, wie gewöhnlich porangejeget werden, 
darüber nach der Mehrheit der Stimmen einen Schluß faßen und jelbigen 
ad Protocollum geben. Die foldergeftalt bewilligte Ritterſchafftliche- oder 
Ritter» und Landfchafftlihe Anlagen, follen von allen, auch den Dissen- 
tirenden und Ueberftimmeten, ohnweigerlih in den freyiwilligen Kaſten abge- 
tragen werden. 

$. 215. Zu Beytreibung der alſo bewilligten und mittelft Extractus 
des Deputations -Convents- Protocolli zu befcheinigenden Anlagen, fo 
von Uns der Engere-Ausfhuß ein Mandatam de Exequenda an die 
Tandes- Executores und die Ordres an die Chefis- Unferer Milice zu 
Hergebung der allenfalls dazu nöthigen Maunfchaft, auswirden, welche Wir 
niemahl3 verjagen, fondern unverweigerlih in Gnaden gejchehen lagen wollen, 
daß gedachte Executores, nad) der, von dem Engern-Ausſchuß ihnen zuzu- 
ftellenden Specification und zu ertheilenden Instruction , die Restanten 
von den Säumigen per Executionem beytreiben, und an deu Kaſten der 
freywilligen Einflüße abliefern. 

8. 216. Was endlich 
III. die auf allgemeinen Yand- Convocations-Zägen von der Ritterſchafft 
unter ſich, oder von Ritter- und Landſchafft mit einander zu bewilligenden 
Anlagen betrift; So ſoll der Engere⸗ Ausſchuß ſelbige auf dem Ante- 
Comitial- Öonvent vorläufig zu weiterer Kundwerdung an alle umd jede 
ad Protocollum anzeigen , und biernädft anf dem Yand- oder C'onvoca- 
tions-Zage in föürmlichen Vortrag bringen, welchemnächſt die nmiehreſten 
Etimmen der gegenwärtigen darüber den Schluß machen, die Abweſeude, 
oder vorher Wegreifende aber, als ausdrüdlich consentirende angefehen, und 
zum Wbtrag, da. nöthig, executive angehalten werden jollen. 

8. 217. Mit der Execution wird gleicher Geftalt, wie bey Num. 11. 
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vefigefeßet if, verfahren, nämlich alfo : Daß von Uns der Engere- Ausfchuß 
die nöthigen Mandata de exequendo und Ordres an die Chefls linfrer 
Milice ausbringe, und wie Wir diefe Execution niemahl3 verfagen, oder 
aufhalten werden und wollen, alljo follen die Yanded- Executores dabey 
(ediglih nad) der Specification und Instruction des Engern- Ausfchußes 
zu verfahren jchufdig feyn. 

8. 218. Zu allen in vorhin bemerdten dregen Nummern befchrie-' 
benen, und in der vorbeftimmten Drdnung fürs Zukünfftige auszujchreiben- 
den- und zu bewilligenden Anlagen wollen Wir Junhalts Unferer, oben im 
eriten Articul gegebenen Berfiherung den Beytrag von den feit Antrit 
Unfrer Regierung zu Uns und Unferen Domainen gekommenen Adelichen 
Gütern, jederzeit ohnmeigerlich thun lagen. 

8. 219. Wie denn auch die Glöfter, und in Unfern Roſtockſchen 
District befegene, oben im Dritten Articul benannten Güter, nicht weniger 
die den Stadt-Cämmereyen und Oeconomeyen zu ftändige Dörfer, Güter, 
Länderegen und Stüde, auch Priefter-Bauren (jedoch diefe drey letztere nur 
in dent Fall, wenn fie vormahlen der Ritterfchafft erweißlich gehöret), fo wie 
Nitter- und Yandjchafft zu den bereitS von der Ritter- und Landſchafft 
alleine, oder von Nitter- und Landſchafft zuſammen beliebten oder ferner zu 
beliebenden Ritter- und Landichafftlichen Anlagen, den fehuldigen Beytrag 
nad Proportion leiſten follen. 

8. 220. Zu den Ritter und Landichafftlichen Antagen, die mit zu 
der Stadt Rostock und des gemeinen Yandes- Beten gereichen,, und von 
der Stadt mit zu bewilligen find, giebt diejelbe, der Yandes-Verfaßung gemäß, 
außer ihren Yand -Gütern und Dörfern, nach wie vor den Zwölfften Theil. 


Zwölffter Articuf. 
Bon gemeinen Landes-Ausgaben ober jo genannten Necessarien. 


8. 221. Indem die natürliche Billigleit erfordert, daß Ritter- und 
Landjchafft die Ausgaben in gemeinen Yandes» Angelegenheiten gemeinfchaft- 
(ih tragen; So it auch nichts natürlicher, al3 dag zu Vermeidung allen 
Mißverftanded und Streit über den Begrif und Umfang der gemeinen 
Yande3- Angelegenheiten zum Zweck der gemeinen Yandes- Ausgaben, etwas 
Gewißes veftgejeget, und dadurch fo wohl aller einfeitiger Vortheil, als auch 
alle einſeitige Beſchwerung gehoben werde. Die gemeine Landes-Ausgaben 
betreffen entweder ordentliche Jährliche, oder aufjerordentlihe Ausgaben. 

8. 222. Zu denenjenigen Yandes= Ausgaben, welche von Ritter- und 
Tandfchafft zu den Fährlichen und ordentlichen gerechnet werden, wollen Wir 
zum Bemweiß Unjerer, zu Unferer Ritter- und Laudſchafft hegenden Landes» 
Bäterlihen-Huld für Unfere Domainen, dann auch für Unfere gefammte 
Yand-Städte, die Fährlihe Summe von Zwölff Tauſend Neichsthaler , in 
der Müng Sorte und Valeur, wie die Nitter- und Yandichafftlihe Con- 
tribution alljährlich erleget wird, nämlich für Unſere Domainen Sechs 
Zaufend Reihsthaler in Neue *,tel, und Sechs Taufend Reichsthaler in 
conranter gäng= und gebiger Münge für Unſere Yand- Städte biemit der 
Seftalt verfichern nnd verfprechen, daß foldhe 8 Tage vor Weynachten zur 
Hälffte, und in den erften 8 Tagen der Faſten zur andern Hälffte baar au 
den Land-Kaſten bezahlen, im unverhofften Säumungs- Fall aber, Uns von 
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dem Zährlihen Nitterfchafftliden Contributions- Ertrag abgezogen werden 
jollen und mögen. 

8. 223. Unfere Ritterfhafft aber joll ihren Antheil zu den ordent- 
lihen Jährlichen Yandes- Ausgaben auf ihre fteurpflichtige Hufen zu legen, 
und die Hufen-Steuer darnac zu erhöhen freye Macht Haben. Jedoch iſt 
die Derhöhung der Hufe jährlich auf Land-Tägen anzuzeigen, und zugleich 
mit dem Landes- Fürftlich zu erlagenden Contributions-Edict zu verfündigen. 

8. 224. Wegen des Bentragd des Stargardifchen Crayſes, zu den 
gemeinen Ausgaben, hat ſich Unfere Ritter» uud Landfchafft befter Gelegen- 
heit nach zu vergleichen. 

8. 225. Unfere Erb-unterthänige Stadt Rostock Hat fi ihres 
Theil dahin erfläret, jährlich zu den Yandes-Necessarıis Zwey Tauſend 
Reihsthafer Neue */,tel zu entrichten und in den Land-Kaſten zu liefern. 

8. 226. Was mm folcher Geftalt jährlich von gejanımten zu den ge- 
meinen Ansgaben beytragenden Theilen aufkömmt, darüber fol Ritter- und 
Landſchafft, ohne jemahls an Uns und Unfere Nachkommen darüber Rech— 
nung ablegen zu dürffen, nach ihrem Gutfinden und Wohlgefallen zu jchalten 
und zu walten haben. 

Fe 227. Was hingegen die Nitterfchafft alleine, oder die Nitter- umd 
Landichafft zufammen, unter dem Nahmen der aufjerordentlichen Nothwendig- 
feiten und Verwendungen gebrauchen mögte, das ift durch befondere Anlagen 
aufzubringen, in Anfehung deren im vorhergehenden Articul Vorjehung ge: 
ſchehen ift, bey welcher e8 alle Wege ſein Verbleiben bat. 

8. 228. Was endlich Wir mit NRitter- und Landichafft unter dem 
Nahmen der aufferordentlihden Nothwendigkeiten und Verwendungen, welche 
das Beite und Wohl des ganken Landes betreffen, gebrauchen mögten, das 
ift durch befondere, von Uns und- Ritter» und Landjchafft desfalls zu be- 
willigende Anlagen aufzubringen; wozu Unfere Domainen fo wohl al3 die 
Nitterfchafftlichen Güter und Städte gemeinfchaftlich beytragen follen; Und 
wollen Wir Uns, in Anfehung Unferer Domainen, des Beytrags nicht ent- 
äußern, jondern den Dritten Theil dazu haar, ohne Kürkung und ohne 
einige Einrede und Behelf an den Land-Kaſten allemahl ohnmeigerlich ent- 
richten, oder von der Contribution fürgen. lagen. 

8. 229. Diejenigen Ausgaben aber, wovon ein Stand allein-Nugen 
und Bortheil hat, trägt derfelbe auch für ſich allein, 

8. 230. So werden auch die Schulden der Nitterfchafft und der 
Städte von jedem Theil privative getragen, mithin trägt die Nitterjchafft 
ihre Schulden jo wohl in Abbürdung der Zinjen, als der Capitalien allein, 
und die Städte haften gleicher Geftalt, ihrer befonderen Schulden halber, 
nur für und unter fich alleine. 

8. 231. Was endlih die Processe betrift, jo werden ſolche in ge- 
meinen Ritter und LTandfchafftlichen Angelegenheiten, oder wenn die Sache 
gleich einen Land-Stand allein, oder mehrere Glieder deſſelben angienge, 
jedod zu einem Yandes-Gravamiıne qualificiret wäre, auf Nitter- und Land- 
Ihafftlihe Koften, mittelft gemeinfchaftlicher Anlagen, geführet; Belangen jie 
aber Nitterfchafftlihe oder Städtiſche-Sachen allein, wobey fein Yandes- 
Gravamen obwaltet, fo fallen auch die erforderlichen Koften jedem Theil 
allein zur Laſt. 
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Bon Milten, Brauen und Brauntwein- Brennen auf dem Lande. 


8. 232. Der Punct des Brauens zum feilen Verkauf, und zu Be 
(egung der Krüge auf dem Lande, ift dahin verglichen worden: Daß alle 
auf dem Lande, in Unfern Cammer- Gütern fo wohl, als in Ritterfchafft- 
lichen und übriger Eingejeßener Gütern belegene Kritge, welche auf und 
binnen zwo Meylen von den Städten belegen jind, jchuldig und gehalten 
ſeyn jollen, das benöthigte Bier aus der nächſten Stadt in folder Distanz 
zu nehmen, damit innerhalb Jahres⸗Friſt nach Vollziehung dieſes Vergleichs, 
den Anfang zu machen, und fortan zu continniren, der Geltalt, daß die- 
jenigen Rrüge, welche in vorigen Zeiten von ein oder anderer in vorberegter 
Distanz gelegenen gemiffen Stadt mit Bier verforget worden, verbunden 
fegn follen, wenn diefe Städte durch glaubhafte Specificationes, Uhrkunden 
oder fonften erweißlich machen fünnen, daß fie jelbige Krüge in den nächſten 
zwangig Jahren vor Anno 1700 mit Bier verleget haben, aus folchen 
Städten fernerhin ihr Bier zu nehmen; Jedoch ſoll den andern Städten, wie 
auch Unfrer Cammer, nnd denen von der Ritterſchafft jeglichen Orts vorbe- 
halten feyn, ihren rechtlichen Gegen-Beweiß beyzubringen. 

$. 233. Hernächſt follen feine in gemeldeter Distanze belegene Krüge ' 

von der Berbindlichkeit, daS Bier aus einer auf- oder binnen 2 Meilen be: - 
legenen Stadt zu nehmen, ausgenommen oder exımiret feyn, als nur alleinig- 
(ich diejenige, wovon binnen Jahres- Frift nach gefchloßenem Vergleich er- 
weißlich gemacht werden Tann, entweder, Daß ſolche Krüge vor dem Jahr 
1686 in vorhandenen Yürftlichen Lehns- und Concessions - Briefen (die 
Originaliter zu produciren) mit verliehen und concediret, oder auch, daß 
Unfere Sammer, die Nitterfchafft und Eingefeßene ſolche Krüge entweder 
jelbft oder durch ihre Krüger mit Bier zu belegen, eine von ihnen bemeiß- 
liche Gerechtigkeit oder den Gebrauch) vor Anno 1682 über Rechts ver- 
jährte Zeit gehabt, jedoch bleibt den Städten ihr Gegenbeweiß vorbehalten. 
8 234. Die Belegung aber diefer obgedachten Krüge ift unter diefen 
Conditionen den Städten zugeftanden; daß dafelbft gegen einen billigen 
nah dem currenten Preiß des Gerſtens eingerichteten und proportionirten 
Entgeld oder Werth, jederzeit ein gutes, gefundes und ftardes, von Hopffen 
und Maltz (mit Ausfchliegung aller jonftigen Ingredientien und Kräutereyen) 
gebranetes Bier, in guter Tonnen-Maaße, & 64 Kannen, überlaßen und 
geliefert werden folle. | 

8. 235. Zu dem Ende 1. Jährlich in jeder Stadt, zu zwo verſchie⸗ 
denen Zeiten, als um Martiny und Faſtnacht, durch zweene unverdächtige 
und dazu bejonder8 in Eyd genommene Perjohnen aus der Gemeine und 
zweene aus dem Magistrat nach dem wahren Korn» Preiß, auch der Bonite 
des Bier3, die Taxe der Tonne Bier gefeget werden. 2. Den Krüger 
oder Käuffer frey ftehen joll, von welchen Bürger in derjenigen Stadt, wo⸗ 
hin der Krug vorgedachtermaßen gehöret, Er das Bier in felbit beliebiger 
(Quantität nehmen und fich liefern laßen, oder jelbft abholen wolle (als über 
welches respective Liefern und Abholen ſich Käuffer und Verkäuffer zu ver- 
gleichen haben) und 3. Keine jo genannte Brauer» Zunft den Land-Manıe 
zum Praejuditz in den Städten jemahlen aufgerichtet, auch Fein Reihe⸗ 
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Brauen eingefiihret werden, noch ein oder ander Obrigkeitlicher Zwang eintreten, 
fondern jedem brauenden Bürger, mit welchem der Krüger oder deßen Gubt3- 
Herr am beiten handeln und auskommen fann, der Berfauf des Biers, 
ohne Abgiften an die Stadt, frey bleiben, aljo der Krüger an feinen‘ ge- 
wißen Bürger oder Brauer gebunden fein fol. 

8. 236. Es fol auh Uns und jedem Guts-Herrn frey bleiben, 
wenn er dabey fein Conto findet, feine Krüge ohne Wiederrede aufheben, von 
einem Orte zum andern legen, imgleichen neue anrichten zu können. 

8. 237. Wenn aud von dem brauenden Bürger entweder ſchlechtes 
Bier zum Schaden, fonderlich des reifenden Mannes und der figenden Säfte, 
geliefert werden, oder auch nicht genug Bier, ob es gleich beftellet geweſen, 
vorräthig ſeyn, folglich der Krüger vergeblich folche8 zu fordern, Reiſen, 
darnach warten und daher in Koften und Schaden gejeget werden follte; 
So fol ein folder Brauer auf diefen Fall für das erftemahl einen Reichs- 
thaler (vorbehättlich der weiteren Ubrigfeitlihen Abndung) und, bey ferneren 
dergleichen Fällen, da8 Duplum et Triplum, und fo nad) Proportion 
dem Schaden leidenden Krüger, zu feiner Indemnisation zu bezahlen ſchul⸗ 
dig ſeyn, und dazu ohne Unfoften und Aufhalt des Krüger3 oder jeines 
Guts-Herrn, dur die Stadt-Obrigfeit auf die fürzefte umd leichteſte Art 
execntive angehalten werden. 

8. 238. Solten fich auch, wieder Berhoffen, in den nächſt befegenen 
Städten, daher die Yand - «Krüger ihr Bier nehmen, foldhe Umſtände hervor⸗ 
geben, daß es ohnmöglid wäre, daraus Vier zu erhalten, jo find die Krü— 
ger verbunden, aus einer andern auf 2 Meilen belegenen Stadt daß Bier 
immittelft, bis folche Unmöglichkeit cessiret, zu nehmen. 

8. 239. Im dem Fall jedoh, da die Nehmung des Biers, vorkom- 
menden Umftänden nach, feinen Verzug leidet, bleibt e8 jedem Grund- Herrn 
frey, immittelft jelbt beliebigen Raht zu fchaffen. 

8. 240. Den Banerd-Leuten und Einwohnern auf dem Yande ın- 
clusive der Schmiede, Müller, Küfter und Schulmeifter, fol nicht verftattet 
und zugelaffen jeyn, zum feifen Verkauff, jondern lediglich zu ihrer Noth- 
durfft, auch zur Erndte und zu Bauten, zu Mülgen und zu Brauen. 

8. 241. Schwaches Bier oder Covent aber zu ihrer täglichen Unter: 
haltung und Nothdurfft zu brauen, bleibt ihnen alfein unbenonmen. 

8. 242. Was fie ſonſten zu Kinvelbieren, Hochzeiten, Begräbnißen 
und Gilden gebrauchen, haben fie aus den nächit=gelegenen Städten oder 
Krügen zu nehmen. 

8. 243. Den Schmieden. und Müllern, die nicht zugleich Krüger find, 
ift erlaubet, den fo genannten Schmiede- und Müblen-Covent ihren 
Schmiebe- und Müblen-Gäften ohne Entgeld, zu fchenden. Hingegen foll 
Unferer Sammer, der Nitterfchafft und den übrigen Land-Begliterten, auch 
deren Pächtern und Pensionarien, nicht weniger denen Predigern und ihren 
Wittwen, ferner allerdings frey bleiben, auch künftig niemahls verwehret ſeyn 
oder werden, jo viel ihnen zu ihrer und der ihrigen eigenen Gebrauch und 
Behuef ihrer Haußhaltung und Ausrichtungen, auch Bauten von nöhten ift, 
von ihrem ſelbſt gebaneten Korn zu milgen und zu brauen. 

S. 244. Das Mülgen aus eigen gebaueten Gerſten bfeibet Unferer 
Cammer, der Nitterfchafft und den Yand-Begüterten allerdings nach wie 
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vor frey; Nur wird megen ſolchen Mültzens dieſes hiedurch den Ctädten 
verſprochen und verfichert, daß das auf dem Yande gemachte Malg nicht in 
die Mecklenburgiſche Städte zum feilen Berfauf gebracht, oder auf dem Lande 
zum Berfauf abgejeget werden jolle. 

8. 245. Es fol der Bürger und Verkäuffer des Bier dem Krüger 
über Fünff Tonnen Bier im gangen Jahr nicht borgen, damit die Schuld, 
beiden ZTheilen zum Schaden, nicht gehäuffet werde; Hingegen follen die 
Krüger denenjenigen Bürgern und Berkäuffern des Bieres, welchen fie be- 
rührtermaßen ſchuldig geworden find, in leiblichen Tage- oder Monaths- 
Friſten ſolche Schuld bezahlen, dazu ihnen die Obrigkeit der verfchuldeten 
Krüger in aller Kürke rechtlich behülflich ſeyn fol. 

8. 246. Beil die Ölaß- Hütten unter die Krüge überall nicht zu 
rechnen find; So fol e8 einem jeden Eigenthümer derfelben alle Wege frey 
bleiben, diefelben nit Bier und anderen Bedürfnißen, von ihren Höfen jelbft 
zu verforgen, oder ſich deshalb mit den Hütten-Meiftern befter Gelegenheit 
sach zu vergleichen; Jedoch auch der Geſtalt, daß die Hütten-Meifter damit 
feine Krügerey oder Häderen zum feilen Berlauf für andere, außer ihren 
Hütten-Leuten, treiben. 

8. 247. Imgleichen iſt Unfrer Cammer, der Nitterfchafft und den 
Land -Begüterten. auch deren Pächtern und Pensionarien hiemit durchgehends 
reserviret,, daß, wenn fie Arbeitö-Leute, als Gräber, Näder, Dröfcher, 
Teder, Säger, Zimmer: und Mauer-!eute oder andere Hand Werder, 
Arbeit3-Yente und Künftler, auf ihren Gütern und Dörfern in Arbeit ftehen 
haben , fie diefelbe nach Gefallen mit Bier und andern Bedürfnigen von 
ihren Höfen ſelbſt verjehen können. 

8. 248. Wann fi) aber finden folte, daß einer oder der ander auf 
dem Lande wieder den Einhalt diefeg Artieuli handeln würde, So fol die 
Stadt, die Interesse daran hat, denjenigen Beamten, von Adel oder Yant- 
Begüterten, unter welchen der Contravenient gejeßen, denfelben Nahmkündig 
machen, da dann die Tbrigfeit des Drt3 dem C’ontravenienten das Brau- 
Zeug zu nehmen, und ihn in Fünff Neichsthaler Straffe zu verdammeır, 
auch ihm ferner dergleihen Contravention ernſtlich zu verbiethen hat. 

8. 249. Würde die Obrigfeit ober darin fänmig feyn; So kann bie 
Hagende Stadt den Fiscalem eines Unſrer Yandes- Gerichte excitiren, da- 
mit ſowohl gegen den Mebertreter als auch gegen deßen Obrigkeit, der Ordnung 
nad, ©erichtlid aber summariter verfahren, und Diejelbe citiret werden 
möge, um anzujehen, daß fo wohl der Uebertreter in die Straffe von Fünff 
Neichsthaler und Verluft des Brau-Zeuges, als auch de3 Webertreter8 conni- 
virende Öbrigfeit in Straffe bi auf 30 Reichöthaler und in die Unkoſten 
verfallen ſey und erfläret werde. 

8. 250. Anlangend da8 Branndtwein- Bremen auf dem Lande wird 
hiedurch veftgefeget, dag Unſrer Cammer, der Ritterfchafft und den Yand- 
Beglüiterten und ihren Pensionarien , Behuef ſhres Viehes und der Yand- 
Rahrung, ſolch Brennen des Brandtweins und deſſen Verfilberung auf dem 
platten Yande, außerhalb Unfrer Etädte, in Andern und Orböfiten ferner 
nach Belieben zuftehen, auch injonderheit denen von der Ritterſchafft und den 
Pand - Begüiterten unverwehrt ſeyn jolle, ihre Krüge damit zu verſehen, dod) 
daß auch diefen Krügern unbenommen und nicht verbothen ſeyn ſoll, Frautz-, 
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auch gute abgezogenene Brandtweine den Reiſenden und ihren andern Gäſten 
zum Beiten, aus den Städten holen und verjchenden zu dürffen. 

8. 251. Dagegen verjprehen Wir Unferen Städten, daß fie in Un— 
feren Yemtern und Domainen die Krüge mit Brandtwein belegen jollen. 

8. 252. Gleichwie hienächſt das freyge und ungezwungene Commer- 
cium ein große8 Theil des Landes- und eines jeden Eingejeßenen Wohl—⸗ 
fahrt mit ausmacht; Alſo ift hierdurch veftgefeget worden, daß Unſerer Cam- 
mer, denen von der Ritterjchafft und iibrigen Yand -Begüterten, ihren Pächtern 
und den Shrigen fol ungehindertes freyge® Commercium mit allem dem, 
was fie auf den Gütern, und durch ihre oeconomiſche Sorge und Fleiß 
bauen, ziehen und erwerben, al8: Korn, Vieh, Wolle, Flachs, Hampff, Obit, 
Honig, Hopffen, Wachs, Butter, Käfe und mit allen andern Gut8-Produc- 
ten, fo wohl en Gros, als en detaille in- und außerhalb Landes, frey 
und beliebigft zuſtehen, und alfo allerdings gänzlich reserviret und ver- 
ſichert bleiben ſolle. 

8. 253. Weil auch alle auf dem Lande wohnende Kaufmaunſchafft, 
Krämerey und Hädereyg treibende Leute dem Publico, und infonderheit den 
Städten nadhtheilig zu ſeyn geachtet werden, So ift bewilliget und gefchloßen 
worden, daß folche Leute zu Feiner Zeit weiter auf dem Laude geduldet wer: 
den follen. 

8. 254 Welchemnach diejenigen, die in Unfern Cammer-Giltern und 
unter der Nitterfchafft etwa wohnen und dergleichen Gewerbe treiben mögten, 
dahın angehalten werden follen, daß fie fih binnen Sechs Monaten, nad) 
Bollziehung dieſes Vergleichs hinweg, und etwann nad den Städten, umb 
dafelbft künfftig ihr Gewerbe zu treiben, verfügen müßen. 

8. 255. Weil auch” die Städte fich noch immer befchweren, daß fich 
fo wohl Leute, welche auf dem Lande gefeflen, als auch fremde herum 
vagirende und, den Städten zu Hülffe nicht8 contribuirende Juden und 
Crämer finden, welche Hopffen, Honig, Felle, Flachs, Federn, und Wachß, 
Borauf- und Wegkauffen, um damit hernach zu wuchern; So follen ſolche 
Leute binfort in Unſern Aemtern jo wenig als in den Ritterfchafftlichen Gü- 
teen geduldet, und ſolche Vor- und Auff- Käufferegen von Niemanden be- 
trieben werden. Doch fol es hiemit duch aus nicht das Abſehen haben, 
der Freiheit de8 Commercii, fo wenig directe als per indirectum Ein- 
halt zu thun, mithin bleibt den Ausländern als Quedlinburgern, Sachſen 
und anderen Frembden unbenommen, den Land- Leuten ihr Vieh und übrige 
Producten abzutauffen und megzuführen. 

8. 256. Ferner fol in den Städten und auf dem Lande, das jchäd- 
Iihe hausiren freimbder Crämer und Juden außerhalb Jahr-Marckts abge- 
jchaffet werden, jedoch ausgenommen die Glaß- und Olitaeten auch Hedhel- 
Träger, Teinwands- Händler, Sieb-Macer, Scheeren-Schleifer, welche aber 
in einer Unferer Städte das Bürger-Recht, fo ihnen auch nicht gemweigert 
werden joll, gewinnen und wann Sie nicht Bürger werden köunen, democh 
einer Unjrer Städte zu den Landes-Oneribus etwas billiges mit beytragen 
follen, worüber ihnen ein Obrigfeitliher Schein des Orts zu ertbeilen, wel- 
cher von ihnen auf Erfordern zu produciren ift. 

5. 257. Alles, was in diefem Articul verglichen ift, fol in Unjern 
Aemtern und Gammer- Gütern eben auf diefelbe Art, Zeit und Maaße, wie 
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in ben Ritterſchaftlichen Gittern, und Binwieberum in dieſen durch aus, wie 
in jenen, beobachtet werden. Maßen die Ritterfchafftlihen Güter hierin vor 
Unjeren Aemtern und Sanımer- Gütern in mindeften nicht zu beläftigen , jon- 
dern hierunter allemahl eine Gleichheit gehalten werden fol. 

5. 258. Weßen Unfere Ritterfchafft fih im vorftehenden mit Unferen 
Land - Städten verglichen, deßen hat Nitter- und Landſchafft ſich auch mit 
der Stadt Rostock in allen Puncten vereinbaret. 


Bierzehender Articul. 
Bon Hand-Werdern auf dem Lande. - 


8. 259. Damit wegen der Hand-Werder auf dem Lande künftighin 
alles in klarer Maafgebung beftehe; So ift für ftetS verglichen und veſtge⸗ 
ſetzet; Daß außer den Glaſe-Hütten-Meiſtern, Zieglern, Kalck-Brennern und 
Müllern, auch Sägern, Deckern, Lementierern oder Klemern und dergleichen, 
keine Handwercker auf dem Lande gehalten oder geduldet werden ſollen, als 
bey jedem Gute 

1) Ein Grob: Schmidt mit einem Geſellen. 
2) Ein Grob-Rademacher, zur alleinigen Verfertigung der zur Land- 

Wirthſchafft nöthigen Baur- und Bau -Wagen, ohne Gefellen. 

3) Ein Grob-Lein-Weber überhaupt mit Drey Tauen. 

4) Ein Baner- Schneider ohne Gefellen. 

5) Ein Mauer-Mann ohne Gefellen, Falls aber jemand feinen Mauer 
haben will, Tann er eingn Zimmermann nit einem Geſellen halten. 

Iſt aber der Müller fhon ein Zinmer- Mann; So ftehet ihm dennoch 

frey einen Maurer zu halten. 
6) Ein Tischler ‘ohne Gefellen. 
7) Ein Schubflider ohne Geſellen, jedoch, daß diefer nicht neue Schuiter-- 

Arbeit, wie die Nahmen haben mag, zu machen fi) unterfange. 

$. 260. Die Schmiede, die Maurer, die Zimmer-Leute und Tifchler 
auf dem Lande, follen es mit einem Amte oder einer Zunft in einer Unſrer 
Städte zu halten ſchuldig ſeyn. 

8. 261. Den auf den Yande befindlichen Müllern und Zimmer— 
Meiftern, ſoll frey feyn, die Mühlen und Gebäude neu zu bauen und in 
Stande zu halten. 

S. 262. Alle vorjtehende Handmerder überhaupt, follen keine Arbeit 
aus den Städten zu verfertigen, übernehmen. 

8. 263. Dahingegen follen die Stadt- OÜbrigkeiten ſchuldig feyn, dafitr 
Beſtens zu forgen, daß die von den Land-Leuten in den Städten beitellete 
Arbeit vorzüiglichjt befördert, tiichtig verfertiget, und zur abgeredeten Zeit ge- 
liefert, auch deren Preiß nicht über die Gebühr gejeßet werde. J 

8. 264. Geſtalt denn, in dieſen und dergleichen Fällen, wenn nämlich 
von dem Land-Mann über ein- oder andere Handwercker in den Städten 
ſolcherhalb Beſchwerde geführet, wie auch hinwiederum, wenn von den Hand- 
werchern aus den Städten, wieder die Land-Leute, wegen Zurückhaltung des 
verdienten Lohns in foro competente, und zwar eines jeden ſeiner erſten 
Inſtanze geklaget würde, respective jo wohl von dem Magiſtrat in den 
Städten, als von dem Guts⸗- und Gerichts-Herrn auf dem Lande unpar- 
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theyifche und promte Juſtize summariter auch auf Unkoſten des Unrecht 
habenden Theils, adminiftriret werden foll. 

8. 265. Gleich auch Wir fo fort nad) Bollziehung diefes Vergleichs, 

forderfamft die Verordnung ergehen laßen wollen, daß in vorberegten und 
allen übrigen, in diefem S$pho weiter berührten Fällen, bey Unfern Landes— 
Gerichten, ebenermaßen summariter verfahren, und den etwanigen Appel- 
lationibus in folden Fällen fein Effectus suspensivus, ſondern lediglich 
devolutivus, geftattet, und der succumbirende Theil allemahl in die Ko- 
ften, auch) der temere Appellans über dem in eine gewiße Poen condem- 
niret werde. 
8. 266. Im übrigen bleibet der Ritterfchafft zuforderft frey, alles 
dasjenige, was ihre eigene Unterthanen, und Yeute, ohne ein Handwerd 
gelernet zu Haben , verfertigen können, durch diejelbe für ſich jelbft und für 
ihre Gut3-OÖbrigfeit, zur eigenen Nothdurfft, verfertigen zu laßen, hiernächſt 
auf ihren Adelihen Höfen für fi und ihre Yamilie, auf eine Zeitlang 
allerley Künftler zu ihrer eigenen Nothdurfft zu halten. 

8. 267. Wie dem auch einem jeden Yand-Begüterten frey bleibet, 
einen Schneider in Lohn und Livere zu halten, (welcher nad) erhaltenen 
Abfchiede, wenn er fein Handwerd meiter fortfezen mil, von dem Amte mut 
einiger Straffe nicht beleget werden ſoll). Jedoch fol ſolcher Lohn-Bedienter 
während der Dienjt- Jahre, für andere Leute, unter keinerley Prätert arbei- 
ten, noch ihnen ſolches verftattet werden. 

$. 268. BZugleih aber Städtifcher Seiten dahin gejehen, und dafür 
gejorget werden, daß den vom Yande eggepenben Handwerdern die Auf: 
nahme in die Städte, auf alle weife facılitiret werde, damit diefe Leute 
nicht nöthig haben, wegen Unmöglichkeit des Unterfonmens in den Städten, 
entweder auf dem Lande zu bleiben, oder gar aus den Lande zu gehen. 

8. 269. Der Terminns, im welchen die tibrigen Handwerder vom 
Lande abziehen follen, ift auf Oftern des inftehenden 1756ten Jahrs 
vefigejeget. 

8. 270. Es follen und werden auch Unfere Städte dahin forgen, daß 
allemahl gute und tüchtige Handwerder und Künftler, jo viel immer möglich), 
in den Städten gefunden, wie nicht weniger diejelben zu guter Aufjicht über 
ihre in Arbeit ftehende Yeute auf dem Yande, und daß fie in Verding und 
Taglohn die Land -Begüterte und die Ihrige, nicht entgegen die Gebühr, 
überfezen und verportheilen ınögen, vermöge der mit vorgehabten Rath und 
Respective Einwilligung der Ritter- und Landjchafft zu publicirenden 
Policey- Ordnung angehalten werden, damit diefelben nicht genöthiget werden, 
bey unverhofter Ermangelung tüchtiger und billiger Handwerder in den 
Städten des Landes, freinde, außerhalb Yandes zu fuchen. 

8. 271. Wenn etwa zwifchen Bau-Heren und KHandwerdern Streit 
entftehen möchte, jollen die Zünfte und Aemter in den Städten, ſich dar- 
unter nicht meliren, ſich feiner Cognition anmaßen, viel weniger zum Richter, 
aufwerffen, fondern es. fol die Unterfuh- und Entjcheidung dergleichen 
Streitigfeiten der ordentlichen Obrigkeit jeden Orts überlaßen werden, folg: 
ih auch den Handwerds-Zünften in den Städten nicht .frey ſtehen, folche 
Berbindungen unter fi zu machen, daß inzwiſchen die Arbeit des Ban- 
Herrn liegen bleiben müße. 
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8. 272. Solte ſich aber wieder Berhoffen ſolche Inconvenienz äußern, 
daß die Arbeit liegen müße; So fol dem Bau-Herrn, um feinen Schaden 
zu verhüten frey ftehen, zu Bollführung feiner Arbeit, alsdann Leute zu neh— 
men, wo er will. 

8. 273. Es foll auch jedem Land» Begüterten frey feyn, bey nöthigen 
Bauten, jo Zimmerlente, wie alle übrige Handwerder zu nehmen, aus wel- 
her in Unfern Landen belegenen Etadt es ihm gefällig und beliebig ift, wenn 
fie dajelbft zu finden, und un Landſittlichen Tagelohn arbeiten wollen, Wo- 
bey keinem Amte noch Meifter geftattet werden foll, ihrem Mit- Meifter und 
Amts-Genoßen zu verwehren, auf die von einem andern angefangene Arbeit 
zu geben, oder diejelbe anzunehmen, noch durch Verboth, Schelt-Worte, oder 
fonft darunter etwa in den Weg zu legen. Immaßen die Magiftrate in 
den Städten hierüber alle Wege ernſtlich halten follen. 

8. 274. Doaferne nun jemand von Handwerdern auf dem Rande, dem 
Inhalt dieſes Articul3 entgegen handeln würde; So fol dein Amte Deffel- 
bigen Handwercks, in der nächſt belegenen Stadt frey ftehen, durch Zwey 
biß Drey Abgeordnete ihres Mittelft der Obrigkeit des Orts, mofelbft der 
Contravenient befindlich , ſolches gezieniend anzuzeigen, worauf dann ſolche 
Obrigkeit entweder felbit, oder durch Jemand der Ihrigen mit Zuziehung 
vorgedachter Amts-Abgeordneten, bey dem angegebenen Eontravenienten, deß⸗ 
halb genaue Nachſuchung anzuftellen bat, und, im Fall die Contravention 
würdlidy befunden würde, nicht nur, daS verbothene Arbeit3-Stüd der Obrig- 
feit des Orts verfallen ſeyn, jondern auch von derjelben der Contravenient 
mit willtürliher Strafe beleget, und zu Erftattung der, fo wohl dem Ge- 
richte, al3 den abgeordneten Anıt3-Meiftern verurfachten Unkoſten, nad 
Obrigkeitlicher billiger Ermäßigung, angehalten, und anbey demfelben ander: 
weitige Contravention, bey fünfftiger ferneren Straffe, nachdrücklich unter- 
jaget werden joll. 

8. 275. Das Ausfallen aber aus den Städten gegen die Pfufcher 
oder fogenandtes Böhn- Haafen- Jagen, fol gänzlich bey willführlicher Strafe 
verbothen jeyn; Die dergleichen ſich unterftehen, jollen von der Obrigkeit des 
Drts, wofelbft folher Unfug begangen würde, den Rechten nad), als Frieden- 
Stöhrer beftraffet und angefehen werden. > 

8. 276. Colte aber die Obrigkeit felbften, dieſem Articul zu wieder, 
dergleichen Handmwerds-Yeute, in ihren Gütern oder Gerichten nit nur 
hegen, fordern auch zum Nachtheil derer Städte, diefelben ihr Hand- Werd 
treiben lagen; So haben alddann die Städte eine ſolche Obrigkeit, bey Un- 
fern Landes-Gerichten, zu belangen, und diefermegen alle rechtliche Satis- 
fadtion zu fuchen. 

8. 277. Alles, was obftehet, foll in Unfern Aemtern und Cammer⸗ 
Gütern, um der nöthigen und nüglichen Gleichförmigkeit Willen, gleicher Ge⸗ 
ftalt, und zu gleicher Zeit beobachtet werden. 

8. 278. Was im obigen zwijchen Unſern Aemtern und den Ritter 
ſchafftlichen Gütern an der einen, und Unfern Yand- Städten an der andern 
Seite verglichen worden, deßen hat fich auch die Stadt Roftod in allen Puncten 
mit Uuferer Ritter: und Yandfchaft vereinbaret. 

8. 279. Uebrigens bleibt allen denjenigen, die von ihren Gütern die 
Grentz⸗ oder Mardt-Fledens-Gerechtigkeit, mithin das Recht, allerley Hand» 
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werder zu halten und fonftige Bürgerliche Nahrung zu treiben, rechtlich zu 
beweifen und zu behaupten vermeynen, ſolches vor Unjeren Tandes-Gerichten 
auszuführen unbenommen, und vorbehalten. 


Funfzehender Articul. 
Bon ben Zöllen, wie aud von Damm-, Brücken- und Wege» Geldern. 


8. 280. In Anſehung der Zölle lagen Wir es bey dem X Vten Arti- 
cal der Neverfaten vom Jahr 1621 und dem darin für ftetS veftgefegten 
alten Herkommen, ohne einige Erhöhung der Geftalt, daß gleihmohl ein 
jeder ben feiner hergebrachten Eremtion und Freyheit, unbeeinträdtiget ver- 
bleiben fol. 

8. 281. Wir wollen hiernächſt die beweiglichen Mißbräuche bey den 
Zoll-Bedienten und fonft überhaupt Yandes-Fürftlich abfchaffen. 

8. 282. Neue Zölle wollen Wir aber hinjühro nicht anlegen, und 
daß es irgendwo gefchehe, nicht geſtatten, mithin weder Zoll-Staugen, noch 
Verwarnungs-Kretter auf den Adelihen Gütern, wo dergleichen nie gewefen, 
fegen, auch feine neuerliche Wege, außer den hergebrachten gewöhnlichen Yand- 
ftraßen, um der Zölle willen vorjchreiben laßen. 

8. 283. Es follen auch die, nach) dem Jahr 1621 etwa angelegte oder 
gefteigerte Zölle, als neue, und ſolche, die unftatthaft und abzuftellen find, 
angefehen- und herunter gefeget werden. 

8. 284. Begebe ſichs auch, daß Wir einen Zoll zu verlegen, Uns ge- 
müßiget fänden: Ritter- und Landichaft aber fünnten fodann rechtlich darthun, 
daß aus folcher Verlegung ihr einiges Nachtheil erwüchſe; Co ſoll Diefelbe 
damit gehöret, folglich die Verlegung jo eingerichtet werden, daß Niemand 
gegründet zu klagen Urfache haben foll. 

8. 285. Es ſoll auch von den Schaafen, welche im Lande bleiben und 
beym Umzug dev Schäfer von einen Ort zum andern, und nicht zum Ber- 
fauf an Fremde getrieben werden, fein Zoll gefordert werden. 

8. 286. Wir wollen auch nicht geftatten, dag Unfere Zoll - Bediente 
mit übermäßigen und mehr als einen Schilling austragenden Gebühren für 
Paßier » Zettel oder andern ungebührlichen Forderungen und Neben-Geldern 
jemand beläftigen. Betreffend aber die Zoll-Freyheit, der Ritterfchaft infon- 
derheit; So foll ihnen felbige nit nur von allem, zu ihrer Haußbaltung 
bedürfenden Vieh und fonftigen Zubehör, imgleichen von allen, zu Erbaus- 
oder Beßerung ihrer Wohnhäufer, Echeuren, Ställe und anderer Gebäude, 
auf den Adelichen Gütern erforderlichen Materialien, fondern auch ausdritdlich, 
von ihrem Vieh, Korn, Flache, Hampff, Butter, Käfe und Honig, and von 
der Wolle und detgleichen, fo fie auf ihren Gütern gebauet und entübriget, 
und entweder dajelbft oder in Unferen Städten oder außerhalb Landes ver: 
tauft, folglich mit allen übrigen Produdten, fie mögen Nahmen haben, wie 
fie wollen, ungefrändt hiemit verfichert und gelaßen werden. Geftalt wir 
auch ſolche Freyheit auf ihre Pächter hiemit erftreden. 

8. 287. Damit nun hiebey fein Unterſchleif vorgehe; So follen die 
von Adel bey Unfern Zoll-Stäten jedesmahl taugliche und mit eigenhändiger 
Unterfchrift derer von Adel und Eigenthümer, oder in deren Abweſenheit von 
bevollmächtigten Verwaltern oder Pächtern, und beygedrückten Gerichts⸗Siegel 
eines jeden Guts Herrn verſehene Päße, worin zu Vermeidung aller Unrichtig⸗ 
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feit und Zweifel alles und jedes die Zoll-Stäte berührendes, Stüd für Stüd 
eigentlih und vichtig angegeben ift, vorzuzeigen fchuldig, außerdem aber feiner 
Unferer Zol-Bedienten fhuldig feyn, die Zoll-Frepheit Play finden zu laßen. 

8. 288. Ale übrige, vorhin nicht berührte Sachen, melde auf den 
Nitterfchaftlihen Gütern verfertiget werden, und nicht zu den natürlichen 
Producten gehören, noch aus den Producten gemacht, fondern durch die 
Kunft hervorgebracht, und zum Berfauf außerhalb Landes beftimmet find, 
mithin außerhalb Landes abgefeget und verfahren werden, erlegen den herge- 
brachten Zoll nach wie vor unmeigerlich. 

8. 289. Stünde auch noch in andern Stüden, das in den Reverfalen 
zum Grunde gefezte alte Herfommen der Ritterjchaftlichen Zoll-Freyheit ent- 
gegen; Eo wollen Wir, Innhalts vormahliger Landes-Fürftliher Erklärung, 
gejchehen lagen, daß die alten Zol:-Regifter mit Zuziehung Ritterſchaftlicher 
Deputirten mit möglichften Fleiß nach gefehen werden. Wie Wir denn auch 
ſolchen Falls die alten Zol-Rollen und Zol-Regifter, die vor dent Jahr 1621 
errichtet find, mit Benennung der im Lande befindlichen Zoll Stäten, mit Be- 
ftimmung der etwanigen Gebühr für Papier - Zettel und andere Forderungen 
oder Keben-Gelder, anf neue druden und unter Unferm Inufiegel in allen 
HZoll-Städten anſchlagen laßen wollen. 

8. 290. Es ſollen auch die Zoll-Bediente, ihrer unziemlichen Gemäch— 
lichkeit halber, die Reifende mit Vieh und Gittern aufzuhalten, oder fi un- 
geftümer und empfindlicher Begegnung zu unterfahen, durchaus ihnen nicht 
beggehen laßen. Gejtalt ihnen folches hiemit bey Vermeydung der fchmerften 
Strafe unterfaget feyn fol. 

8. 291. An den Orten, wo im Jahr 1724 zu Beßer⸗ oder Abkürkung 
der gewöhnlichen und alten Zoll-Straßen und zu mehrerer Bequemlichkeit der 
Neifenden, Dämme, Brüden und Wege verfertiget find, und dafür bis hieher 
ein billiges für jedes Pferd oder für jeden Wagen, womit diefe Brüden, 
Dämme oder Wege berühret werden, genommen ift, dafelbit hat es bey dent 
Stand undBeſitz jothanes Jahrs fein Bewenden. 

$. 292. Jedoch wollen Wir nicht geftatten, daß bey Fünftiger Abfürg- 
ung oder Beßerung der öffentlichen Land - Wege, etwas mit Zwang oder 
Sperrung unter dem Nahmen von Damın » Wege - oder Brüden- Geld ein- 
feitig und neuerlich aufgebracht werde. Sondern Wir wollen in Fällen, da die 
Nothdurft eine Aenderung oder Beperung öffentlicher Wege erfordern folte, die 
Sachen auf Landtägen abhandeln, oder wo Gefahr mit dem Verzug ver: 
fnüpfet ift, gleich wohl das unnmgänglich verfügte nachhero an Nitter- und 
Landſchafft gelangen, und deren Nothdurfft darüber in Gnaden hören, mithin 
darauf nach Maaßgabe des VIII. Articuls attendiren. 


Sceh3zehender Articul. 
Bon Jagd» und Holz⸗-Sachen. 

$. 293. Bey dem Jagd-Wejen überhaupt verfihern Wir Unferer Ritter: 
Schaft und den übrigen Yand-Begüterten hiemit in bejter Form gnädigft, daß 
Wir es deshalb bey dem XIX. Articul der Neverfalen vom Jahr 1621 
grundfäglid ein= für allemahl volltommen verbleiben lagen wollen. 

8. 294. Dem zu Folge wollen Wir feinem Unferer getreuen Unter- 
thanen au jeiner Jagd = Gerechtigkeit, die er über rechtsverwährte Zeit vecht- 
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mäßig bergebracht geruhiglich gebraucht und noch jezo im Befit bat, einige 
Behinderung, Krändung, oder Beeinträchtigung wiederfahren laßen, weniger 
daß ſolches von den Unfrigen geichehen , verftatten. &leicher Geftalt foll e3 
wegen der überlauffenden Hunde und wegen Verfolgung und Aufnehmung 
des angefchoßenen Wildes über die Grengen, nad) dem angezogenen Articul 
der Reverfalen, fchlechterdings gehalten werden. 

8. 295. Es bleibt demnach wegen der Jagden und deren Gebrauchs 
lediglich bey dem Buchſtab der Bolicey-Ordnung von 2ten July 1572 und 
dem darin enthaltenen Verboth von Faſtnacht bis Jacobi. 

8. 296. Unter diefem Berboth ift jedoch das Feder - Wildpreth nicht 
begriffen. Nur daß fich der Jagd nad) jelbigen pfleglih und mit Mäßigung 
gebraucht werde. 

8. 297. Es follen auch in dieſem Verboth, der Regul nah) auf den 
Unfrigen , Unfere Fagd - Bediente und Beamte allerdings witbegriffen feyn. 
Geſtalt fie hiemit ausdrüctich befehliget fegn follen, die verbothene Zeit, bey 
Bermeidung fehwerer Strafe, genau zu beobachten. 

8. 298. Es bleibt Uns aber unbenonunen, den Unfrigen jederzeit, durch 
jonderbahren Befehl die Fällung und Lieferung des bey Unferer Hof - Ztat 
nöthigen Wildes, ohne jedoch der Ritter: und Landſchaft Felder im geringfien 
zu berühren, gemeßen aufzugeben. 

8. 299. In Ehren- und Noth » Fällen, nämlich zu Hochzeiten, Kind- 
Zaufen und Begräbnißen, fonften aber nicht, foll einem jeden von der Nitter- 
haft und von den Yandbegüterten, welcher die Fagd- Gerechtigkeit hat, auch fetbft 
in der verbothenen Zeit, ohne Meldung bey Uns, und ohne eine befondere 
Verftattung von Uns erhalten zu müßen, nad) Nothdurfft etwas Wildes zu 
fällen, auch die Berg-Häne, Wilde-Gänfe, Endten und Haaſen, ohne Unter- 
ſcheid der Zeit, jedoch mit der fchon oben bedungenen wirthlichen Mäßigung, 
zu fchießen erlaubet ſeyn. 

$. 300. Die Policey - Ordnung vom Jahr 1572 tit. 13 fol nid 
außer dem Fall, da mehrere von verfchiedenem Geſchlecht eine Feld-Marck 
zujammen inne haben, und einer darin weniger denn 4 Hufen, und der andere 
mehr befizet, erſtrecket werden. 

8. 301. Wir wollen aud) den neuen Yehn-Briefen eine der hergebrachten 
und ermeißlichen Jagd = Gerechtigkeit des Orts nachtheilige Bedingung uud 
wieder Willen abgenöthigte Verzicht nicht einverleiben, aud in Anſehung der 
alten Lehn⸗Briefe und der darin enthaltenen Jagd-Verleihung nicht3 verfäng- 
liche zu» oder abthun laßen. 

$. 302. Nicht weniger ift die von Seiten eines und des andern Va— 
jalli oder des Innhabers vormahls etwa gefchehener Renunciation der Jagd, 
nicht zum Präjudig der Agnaten zu erftreden, fondern es ſoll ſolche Renumn: 
ciation, wenn das Lehn auf die Agnatos devolviret wird, fo fort cessiren. 

8. 303. ntftünde aber über die Jagd = Gerechtigkeit, fie verftehe fich 
von der Hohen - oder Nieder- Jagd, ein Zweifel oder Wiederſpruch; So fol 
Unfer Forſt- und Jagd - Collegium darunter mit Thathandlung nichts vor- 
nehmen, fondern darüber vor Unferm Hoff» und Yand« Gericht, in geböriger 
Ordnung Recht zu geben und zu nehmen, hiemit anugemwiejen feyn. 

8. 304. In Anfehung der Uns nah dem Innhalt der Reverfalen bis- 
hero zugeftandenen Bor» Fagdten in dem Adelichen Gütern wollen Wir für 
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Uns und Unfere Nachkommen Unferer Ritterfehaft dahın einen Beweiß von 
Unfrer YTandes » Väterlichen Liebe und Mildigfeit biemit gegeben haben, daß 
Wir Uns fothaner. Borjagd von nun an für alle Zeiten verzeihen und Unſer 
Ritterfchaft fanıt allen Land = Begüterten, welche diefer Vorjagdt- Gerechtigkeit 
unterworffen geweſen, davon entlediget erklären. Wie Wir dann ſolches hie— 
mit für Uns und Unſere Nachkommen wißentlich thun, Uns der Vorjagd 
gäntzlich begeben, mithin Unſere Ritterſchaft ſamt allen Land-Begüterten 
von der Schuldigkeit, die Landes-Fürſtliche Vorjagdten auf ihren Feldern zu 
erleiden, für jezt und ftet3 frey und losgeſprochen haben wollen. 

5. 305. Findet übrigens Ritter- und Landſchaft rathſam oder nöthig, 
daß von Uns eine, den jezigen Unftänden und Zeiten gemäße allgemeine 
Wild- und Jagd— Ordnung erlaßen werde; So wollen Wir derfelben unter: 
thänigfte8 Erachten in Gnaden baritber vernehmen, und darauf nach Befinden 
mit Erlaßung einer folhen Ordnung nicht entftehen. 

8. 306. Wegen des, nur vor kurzer Zeit erft in Unfere Lande und 
zu Unferen Gehegen gebrachten Lannen = Wildes, ift hiemit veftgefezet und 
verfichert, daß von nun an, innerhalb ſechs Jahren fothanes ZLannen = Wild, 
wenn es etwa aus- und auf Ritterfchafftlihe Felder treten mögte, von Nie- 
mand gejchoffen werden, nad) Verlauf folder Jahre aber einen jedwedem, 
welcher die Yagd - Gerechtigkeit nach Hohem- Wilde, Innhalts des X1Xten 
Articuls der Reverſalen vom Jahr 1621 hergebradt, und in Beſitz hat, das 
Jagen und Schießen nah Tannen-Wild unverwehret und erlaubet ſeyn folle. 

8. 307. In Anfehung der Holz-Fällung in den Adelichen Gütern, be- 
hält es bey dem unterm 24ten Yebruar 1750 von Uns zum allgemeinen 
Landes-Beften erlaffenem, und hiebey unter Num. IX mit gedrudten Patent 
in allen durchgängig fein Bemenden. Jedoch mit diefer Erflärung, daß 1. 
diejenigen Allodial - Güter, welchen in den von Uns oder Unjern Vorfahren 
darüber ergangenen Allodial - = Berleihungen , befondere Rechte und Freyheiten 
darunter beygeleget worden, auf keinerley Arth benachtheiliget oder einge: 
Ichrändt feyn, und daß 2. alle Lehn-Güter jährlich Zwölf Stüd Eichen und 
Funfzig Stüd Büchen, ohne Anzeige und Schuldigkeit zur Conſens-Suchung, 
ein mehres aber nicht, zum Set zu fällen, biemit für ſtets bevechtiget, 
erfläret ſeyn follen. 

8. 308. Wann bey Lehn- Stern ein mehreres verfauft wird, follen 
die Conſens-Gebühren Innhalts der Reverjalen auf ein halbes von Hundert 
veftgefegt bleiben. Im übrigen foll das in Unſerm hiebey gedrudten Patent 
angezogene Edict vom 16ten Junii 1702 an und für ſich niemahls alle- 
giret noch in Gebrauch gejezet werden 


Siebenzehender Articul. 
Bon Einguartiernng und Verpflegung linfrer Truppen. 


$. 309. Unfere Ritter- und Landſchaft ift und bleibt nebft den Clöſtern 
und Dertern Unferd Roftodjchen Districts von allen Beytrag, zu Bezahlung 
und Verpflegung Unjerer Truppen, gänglic) befreyet, indem Wir folche Tedig- 
lich auf Unfere Koften zu errichten und zu unterhalten, gegen die verglichene 
Landes-Contribution zu Garnifons- Fortifications- Legationg - Koften, zu Reichs- 
Deputationd- und Crayf-Tägen, auch Sammer - Zielern Uns hiemit bitndigft 


verpflichten. 
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"8. 310. Die e8 aber bey Obdach und Lager-Stat in den Städten 
fir Unfere Miliz ſein Bewenden bat; Alfo verfprechen Wir infonderheit Un⸗ 
jerer Ritterfchaft hiemit gnädigft: Daß fie und ihre Hinterfaßen von aller 
Einquartierung und Verpflegung Unfer Milice, fie beftehe in Snfanterie oder 
Cavallerie , oder wie fie fonft Nahmen haben möchte, zu allen Zeiten und in 
alle Wege frey ſeyn und bfeiben folle. 

8. 311. Gleicher Geftalt follen Unfere Yand-Städte mit Bequartierung 
Unferer Savallerie gäntzlich verſchont merden. 

8. 312. Wegen Unferer Leib - Garde zu Pferde aber, und wegen der 
Cervice-Tabelle für die dabey beftellete Officiers ſo wohl als fonft, behalten 
Wir Uns eine nähere Vergleihung mit Unferen Städten, morüber nachhin 
genau gehalten werden foll, bevor. 

8. 313. Es ſoll and Ritter» und Landſchaft niit Pieferungen zu Ma- 
gazinen, mit Aufforderung ihrer Unterthanen und Angehörigen zu Fortifica- 
tions- und Schanz-Arbeiten, und Herbegführung der dazu erforderlichen Noth- 
wendigfeiten, oder Stat deßen mit Geld - Beyträgen, außer den allgemeinen 
Reichs-Crayß- und Yındes- nöthigen Rettungs » Fällen, allerdings jtet3 ver: 
ſchonet ſeyn und bleiben. Ä 

8. 314. Wann über Verhoffen dieſe Unfere Verficherung überfchritten, 
oder hintangefezet werden wolte, fol die Abftelung aller Ungebühr, und die 
Erftattung der Koften fo wohl, als des wiederrechtlich geforderten, fo fort 
ohne Weitläuftigkeit von Uns verfüget werden. 

8. 315. Wegen Defertion Unſrer Milice, und der desfalls zu machen: 
den allgemeinen Vorlehrung, wollen Wir nechſtens, nach vernommenen rath- 
ſahmen Erachten, auch respective Einwilligung Unfrer Ritter und Landſchaft 
eine befondere Conftitution ergehen laßen. , 

8. 316. In Anfehung der Städtifchen Beſchwerden megen der Ein- 
quartierung und Service = Gelder wollen Wir Uns fo fort nad) gejchlogenen: 
Vergleih, nach Anleitung vormahliger Landes-Fürſtlicher Resolutionen, und 
der Billigkeit, mit den Städten einer ſolchen Orduung vergleichen, daß keiner 
Stadt vor der andern zu einigen Bejchwerden Urſache übrig bleiben folle. 


Achtzehender Articul. 
Von Fremder Truppen Marſchen und Durch-Marſchen. 


8. 317. Nachdem bereits der Ritter- und Landſchafft in dem 
XXXVIII. Articul der Reversalen vom Jahr 1621 Landes-Fürſtlich 
verſichert worden, daß Feine Lauff-⸗Pläze und Durch-Züge in und durch hieſige 
Herzogthüner und Lande, oder je anderer Geftalt nicht, dann auf Maaß, 
wie in den Reichs-Abſchieden verfehen, verftattet werden follen; So laßen 
Wir e3 bey diefer Verficherung hiemit und Krafft diefes nochmahls für fters 
bewenden. - 

8. 318. ‘mn unverhofften Fällen aber, wo eine auswärtige überwiegende 
Macht vordringen molte, ift hiemit Unſer gnädigftes Verſprechen für Uns und 
Unfere Nachfommen, dag Wir Uns eines gewaltigen Unternehmens und Ein: 
falls halber bey der Reichs-Verſammlung oder bey dem Crayſe, und fonft 
aller dienlihen Orten, mit Unfern Beſchwerden nahdrüdlich melden, damit 
dem Lande des zugefügten Schadens halber volltommene Genugthuung und 
Erftattung gefchehe, mithin der Reichs - Erecutiong » Ordnung gemäß, Unſeren 
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Landen überhaupt und Ritter- und Landſchafft inſonderheit alle öffentliche und 
gemeine Sicherheit wiederfahren möge. 

8. 319. Wann Wir auch die Vergütung fothaner Exactionen oder 
eine Etappenmäßige Bezahlung erlangen; So mollen Wir ſolches den Stän- 
den fund machen, und follen mit derjelben Zuziehung den Damnificatis pro 
rata des erlittenen Schadens dieſe Indemnisations - Oelder ausbezahlet 
werden. 

$. 320. Uebrigens fol im ganzen Lande die Billigkeit und Gleichheit 
zu dreyen gleichen Theilen zwiſchen Domainen , Ritterfhafft und Städten 
beobachtet, feine Gegend für die andere, fein Stand für den andern mit 
Einquartierung, Schazungen und Marjchen bejchweret, ein jeder Marjch den 
geradeften Weg geleitet, und den bejchwerten Dertern durch billigen Beytrag 
von den verjchonet gebliebenen Vergütung geleiftet werden. Als in welchem 
Fall die Stadt Roftod den Zwölfften Theil Verfaſſungsmäßig beyträgt, auch, 
im Fall die Stadt Roſtock felbft gelitten, nad) Maaße des erwiefenen Schaden 
vom Lande in Berfaßungs-mäßiger Proportion indemnisiret werden. 

8. 321. Jedoch wollen Wir im jezt gedachten Fällen aus Landes⸗ 
BVäterliher-Milde und befonderer Zuneigung für Unfere Yand-Städte, die Uns 
zuftehende Tertiaın von der Quote der Stadt Roſtock hiemit zu ihrer Er- 
leichterung abgetreten und verfichert habeıt. . 

8. 322. Damit nun bierunter Nitter- und Landjchafft defto mehr ge- 
fihert werden möge; So fol ihr nicht nur frey ftehen, in obigen Begeben- 
heiten jederzeit die nöthig gefundene Borftellungen und Erinnerungen unter- 
thänigft einzubringen, fondern Wir verjprechen auch hiemit gnädigft, daß 
Unfern Tandes-Fürftlihen Commissarien allezeit Nitter- und Landfchafftliche 
Deputirte zugefliget werden follen, und Zeit und Drt, wie die Marfch-Route 
einzufeiten, nebſt der gangen Einrichtung und Repartition der Quartiere und 
Lieferungen, wie die Nahmen haben mögen, ordentlich und richtig auszumachen. 

$. 323. Bu den Ende follen Ritter- und Landſchafft von allen zeitige 
Nachrichten ertheilet werden, damit ihre Deputirte den zu haftenden Eonfe- 
venzen, und der Formirung der dazu gehörigen Entwirffe beywohnen fünnen. 

8. 324. Bey Mitlitairifchen Einquartierungen lagen Wir es fchließlich 
bey dem Herkommen, Krafft welches die Roſtockſchen Dörffer zu denen Yentern, 
worin fie belegen, gezogen werden müßen, allerdings bewenden. 


Neuzehender Articul. 
Bon den Leibeigenen Unterthbanen der Ritter- und Landſchafft. 


$. 325. Wir und Unfere Nachkommen mollen und werden überhaupt 
Unferer Ritter- und Landjchaft, die Landes-Clöſter und Roſtockſchen Gemein- 
fchafft8 - Derter mit eingefchloßen, in Anfehung des Zuftandes und Wejens 
der Veibeigenfchafft und der damit behafteten Interthanen und Bauers-Leute, 
nie Zweiffel oder Hindernig machen, hingegen alle Wege ernſtlich darüber 
halten, und durch Unfere Randes - Gerichte halten laßen, daß, Inhalts der 
Reversalen vom Fahre 1621 Articul XVI, die Bauers-Lente die ihnen um 
gewiſſen Pacht oder Zing eingethane Hufen - Acer oder Wiefen, daferne fie 
feine Erb- Zinß⸗ oder andere Gerechtigkeit gebührend zu erweifen vermögend 
find, dem Eigenthums-Herrn auf vorhergehende Loßkündigung, warn fie folche 
auch vor undendlichen Zeiten befeßen haben, within alles Einwands von 
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zutreten und einzuräumen fchuldig ſeyn follen. 

8. 326. Wie denn auch Unſere Landes - Gerichte diejenigen , welche 
einige dem Gut - Herrn zugehörige, den Baureu aber eingethane Ztüde, er- 
meldten Bauren abgemiethet , oder abgepacdhtet, dennoch fein beßeres Recht 
al8 ihre Authores haben können, wieder die Guths-Herren zu ſchũzen, fich wicht 
anmaßen, fondern felbige vielmehr zu nummweigerlicher Abtretung ihrer bishero 
inne gehabten Hufen, Aeder und Wieſen x. x. wenn die Sache bey jelbigen 
Gerichten angebracht wird, sine ambagıbus processus ernſtlich anzumweijen, 
folglich -fo viel an ihnen, dem Assecurations - Kecess den Nachdruck zu 
geben gehalten ſeyn jollen. 

8. 327. Würden aber die Bauers- Leute fih auf obberührte Erb-Zing 
oder eine andere Gerechtigkeit beruffen, und daher auff bejchehene Loßkündig⸗ 
ung zu weichen, und die Grund - Stüde abzutreten ſich weigern, So jollen 
die Adeliche und Yand - Begüterte jelbige jo fort aus eigener Macht unner- 
hörter Sache den Rechten zu wieder zu vertreiben, oder zu veritoßen , nicht 
bejugt feyn, fondern es joll den Baner3-Veuten zu der ihnen obliegenden Bey: 
bringung ihres vermeintlih habenden Rechts eine recht3-fürmige Frift gefezet, 
und nad furkem begderfeitigem Berjahren in Unſern Yandes-Gerichten darüber 
was Rechtens erkannt merden. 

$. 328. Dabhingegen werden und ſollen Unſere Yandes-Gerichte auf 
der Bauren Klage, wenn nicht zugleich ganz unerfaubte That - Handlungen 
und Umftände mit befcheiniget find, nicht fo fort Boenal- Mandata erkennen, 
fondern fich darunter nach den Reichs- und Yandes - Gejegen , wie fchon im 
Art. 11I. der Reversalen vom Jahr 1572 zum Theil verjichert worden, 
genau verhalten. 

8. 329. Wann aud in ſolchen Processen, der eine oder andere Theil, 
die Verſchickung der Acdten zum Spruch auswärtiger Rechts-Gelehrten, anf 
feine Koften verlangen möchte; So foll ihm ſolche nicht verjaget, jondern 
damit, wie gewöhnlich, ohne Auffenthalt der Zachen verfahren werden. 

8. 330. Hiebenebſt erneuren Wir au die im XLIV. Articul der 
Reverfalen vom Jahr 1621 ſchon gegebene VBerjiherung, dag Wir den 
Gut3 - Herrn ihre audgetretene Yeibeigene oder Unterthanen auf gebührliches 
Anfuchen, und nad) Maaßgabe der von Unſeren in Gott ruhenden Vorfahren 
an der Regierung Weyland Herrn Herzogs Adolplı Friedrichs, und Herrn 
Herzog (Gustav Adolphs Gnaden und Piehden, publicirten Gefinde- 
Tagelöhner- Bauer- und Schäfer-Ordnung de Anno 1656. Tit. 2. 8. 9. 
beygebrachter Beicheinigung der Leibeigenfchafft in Unfern Aemtern und Städ— 
ten nicht aufhalten, fondern unweigerlich abfolgen laßen mollen. 

8. 331. Und weil den eibeigenen Unterthanen nicht erlaubet jeyn 
fann, wieder ihrer Herren Wißen und Willen ſich in Kriegs-Dienſte zu be- 
geben; Co wollen Wir bey Ufern Officiers nachdrüdliche Verſehung thun, 
daß Hinführo niemand von ſolchen Leuten, außer in vorkommenden Neichs- 
Crayß⸗ und Yandes-nothmendigen Rettungs- Fällen, geworben, am wenigften aber 
mit Gewalt von den Adelihen Gütern und der Städte, Dörfiern, Höfen, auch 
den Glöfter-Gütern und Gemeinjchafft3-Dertern weg genommen werden jolle. 

8. 332. m Fall aber jemand, mit Verſchweigung feiner Yeibeigen- 
ſchafft, fih unter Unfere Truppen begeben mögte, fol jelbiger auf des 
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Guths⸗Herrn Anfuchung und Beſcheinigung der Leibeigenſchafft unaufhältlich 
ohne Entgeld und fo lieb dem Officier iſt, alle durch die Verzögerung ent⸗ 
ftehende Schäden und Koften zu vermeiden, wieder foß- und dem Guth3- 
Herrn herans gegeben werden. 

8. 333. Auch wollen Wir, wie Wir bißhero nicht geftattet, fremden 
Werbern fortan nicht erlauben, Unterthanen oder fonft in Dienſten ftehende 
Berfohnen, gegen den Willen ihrer Yeibes- und Brodt - Herren, zu Kriegs- 
Dienften anzunehmen. Wie Wir dann auch nach wie vor feine gewaltſame 
Werbung angeſeßener Bürger oder der Handwercks-Purſchen noch fonftiger in 
den Städten ſich aufhaltender Perfohnen weder fremden Werbern noch auch 
Unferen eigenen Truppen verftatten wollen. 

$. 334. Was die Verlegung und Niederlegung der Bauren anlanget ; 
Sp wollen Wir die Ritter- und Landſchafft inclusive der Clöſter und der 
Roſtockſchen Gemeinfchafft3-Derter, bey ihrem Yandjittlichen Eigenthums-Recht 
tiber ihre Yeibeigene Guths-Unterthanen und deren innhabendes Ader-Werd 
und Gejchäffte unbejchweret laßen, mithin ift und bfeibt die Verlegung und 
Niederlegung einem jeden Guths-Herrn der Geftalt frey und unbenommen, 
daß er den Bauren von einem Dorff zum andern fezen, und deſſen Ader- 
Werd zum Hoff-Ader zunehmen oder fonft dagelbe zu nuzen. Fug und Macht 
haben fol. Jedoch mit der Maaße, dag alle und jede darauf haftende Real- 
Pflichten und Laften, nad) wie vor, deshalb vom Gute getragen, und die 
verlegten oder niedergelegten Bauren, nach eines jeden Guths-Herrn Conve- 
nience auch außer oder ohne Hufen wieder untergebradyt werden. Uebrigens 
aber follen ihnen an den Orten, wohin fie verleget werden, feine neue onera 
realia auferleget werden. 

8. 335. Würde jemand ein oder mehrere Bauer-Hufen, oder auch ein 
ganzes Dorff aus Immunen Stüden anrichten; So fol ihm folches allezeit 
unbenonmien , dabeneben aber ihm oder feinen Erben vorbehalten bleiben, 
ſolches nad) feiner Uonvenience wieder eingehen zu laßen. 

8. 336. So viel aber die gänzliche Niederlegung der Dörffer umd 
Banerfchafften betrifft, au welcher Berarmung und Berminderung der Unter: 
thanen entftehet; So ſoll ſolche eigenmächtige Niederlegung eines Dorffd an 
fih in der Regul gänzlih verboten, hingegen ein jeder Eigenthums - Herr 
ſchuldig feyn, jolches fein Vorhaben jedesmahl zuerft dem Engern Ausjchuß 
anzuzeigen, welcher fodann an Uns. davon feinen gutachtlichen Bericht erjtattet, 
damit Wir darauf, wegen einer folchen, bey einem Gut vorgehenden in das 
allgemeine Befte einfchlagenden Haupt - Veränderung, die Nothdurfft weiter 
Yandes-Fürftlich verfligen fünnen. 

Zwanzigfter Articul. 
Bon Politiſchen Sachen überhaupt. 

8. 337. Nachdem Unfere Ritter- und Landfchafit, von Unferen in Gott 
rubenden Vorfahren an der Regierung, längft verfprochen worden, ein eigenes 
Mecklenburgiſches Land-Recht in Drud gehen zu lagen; So wiederholen Wir 
folche Berfprechung hiemit in Gnaden dahin, daß ein folches Land-Recht binnen 
den nächften zweyen Jahren mit Zuziehung Ritter: und Landſchafft zufammen 
gebracht, und publiciret, mithin Unfere Verordnung an Unfere gefamte Yandes- 
Gerichte ergehen foll, darnach durchaus zu ſprechen. 
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8. 338. Nicht weniger wollen Wir das Werd einer von neuem durch⸗ 
zufehenden, und zu verbeßernden, mithin den heutigen Zeiten gemäß zu ma- 
chenden, Policey-Ordnung vor die Hand zu nehmen, und nach Maaßgebung 
des achten Articuls von der Landes-Fürftlihen Geſetz- Gebungs-Macht durd) 
den Drud, höchftens binnen zweyen Jahren, publiciren laſſen. 

8. 339. Die zu vielen Unordnungen Anlaß gebende bisherige Ungleidy- 
heit der Ellen- Scheffel- und Tonnen-Maaße, auch des Gewichts, wollen Wir 
auf den erjten hierauf folgenden Land-Tag, nad Anleitung der darüber be: 
reit3 unterm 18ten Septembr. 1703 ergangenen Landes - Fürftlihen Con- 
stitution, vornehmen, und nach vernommenen Rathfanten Gutachten Unferer 
Ritter- und Landfchafft von neuen in allgemeine verbindliche Yandes-Gejezliche 
Kraft ſezen. 

$. 340. Die Monipolia oder die YTandes-Fürftliche Freyheits⸗Brieffe, 
vermöge deren einem allein oder etlichen Privat-Perjonen der alleinige Handel 
mit einer Wahre zu Waller oder zu Yande verftattet zu merden pflegt, follen 
in Unferen Landen, nach wie vor, nicht zuläßig noch jemahl ftathafft jeyn. 

8. 341. Jedoch ift bierunter keinesweges der vorzügliche Abſatz und 
Berfchleiff der in Unſeren Landen fich ergebenden einheimischen Producten, 
oder die Emporbringung einheimifcher Fabriquen und Manufacturen ver- 
ftanden, und eingefchrändet, al3 worüber nach dem Exempel der benadhbar- 
ten, und anderer wohl eingerichteten Yäuder und Staaten, zu feiner Zeit, 
auf Land⸗Tägen, Berathichlagungen mit Ritter und Landichafft zu pflegen, 
mithin zum Yufnehmen des Yandes - Heiljane Maaß-Reguln derfelben zu 
faßen, . vorbehalten bleibt. 

8. 342. Was deshalb aber in Unſern Cammer » Gütern bishero ver: 
ordnet worden, dabey hat e3, fo viel erſagte Unſere Güter und Aeuibter be- 
trifft, fein Verbleiben. 

8. 343. Die, in Unferen Aemtern und Städten beftellete und ange- 
ſeßene Muficanten und Echornftein= Feger, Schmein- Schneider und Scharff— 
rihter, auch Abdeder deren Gebühren in der bevorftehenden Bolizeyg- Drd- 
nung veitzujezen, jollen zwar der Nitterfchafft der Geftalt nicht aufgedrungen 
fegn, daß fie foldhe eben aus den Aembtern und Städten, zu welchen fie 
nächſt mit ihren Gütern belegen, zu VBerrichtung der in ihren Gütern vorfallen- 
den Arbeit, zu nehmen, gehalten jeyn ſollen. 

$. 344. Jedoch wird biemit der Gebrauch ausmärtiger von obbe- 
rührten Handthierungen der Geftalt unterfaget, daß die von der Ritterjchafit 
jederzeit dergleichen Leute aus Unjern einheimifchen und Pandes- Eingefeßenen 
zu nehmen fchuldig find. 

$. 345. Den gemeinen Leuten, die das Schornftein- Fegen, Schmwein- 
Schneider und Abdeden verftehen und jelbft verrichten wollen, foll ihre cigene 
Scornfteine felbft zu fegen, ihre eigene Schweine felbit zu ſchneiden, und 
ihr eigenes Vieh jelbft abzudeden, unverwehrt fein. 

$. 346. Denen von der Nitterfchafft auf dem Lande foll auch zu Er- 
fparung der Koften Muficanten und Spiel=Leute nach ihren Gefallen zu 
nehmen, frey bleiben. Es foll auch den Spiel-Leuten auf den Dörffern 
unverwehret ſeyn, auf Verlangen der Einwohner auf dein Yande bey ihren 
Gelagen ſich gebrauchen zu laßen. 

8. 347. Wir wollen auch inſonderheit, fo viel die Schornſtein-Feger 
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betrifft, dahin Sorge tragen lagen, daß im jeglichen Unfrer Herzogthiimer, 
eine zulängliche Anzahl Echornftein » Feger, in verjchiedenen Städten ſeßhaft 
und gehalten werden, damit auf dem Lande fi niemand, über Ermanglung, 
oder Entlegenbeit derjelben zu beklagen, Urjache haben joll. 

8. 348. Wegen de3 Zehenden von außerhalb Landes gehenden Nitter- 
Schafftlichen Geldern aus Lehn-Gütern, ift hiemit verglichen, daß darüber die 
Ritterfchafft mit Unferer Sammer vor Unſeren Landes - Gerichten ſich in or- 
dentlihen Process einlaßen, darüber Beiderfeitige fchrifftliche Handlung bey- 
gebracht, und alles fodann auf den Ausſpruch unpartheyifcher Rechts-Gelahrten 
mit Vorbehalt aller dem succumbirenden Theil zu Statten kommenden 
Rechts = Wohlthaten gefezt, immittelſt aber die Ritterfchafft mit Abforderung 
des Zehenden von Lehn⸗-Geldern, nicht befchwert werden fol. 

8. 349. In Anfehung der Allodial- Güter aber, bleibt es bey dem 
Herkommen und Beſitz. 

8. 350. Jedoch follen die von der Nitterfchafft bey der Freyheit von 
allen Abzugs⸗Geldern beym Abzug innerhalb Yandes von einem Drt uud von 
einer Stadt zur andern gelaßen werden, und von Erlegung derjelben gänzlic) 
frey ſeyn, auch dabey fi) wieder die Städte und Stadt-Gerichte allen Schuzes 
zu verfehen haben. °— 

$. 351. Cbener Öeftalt verbindet fich die Stadt Roſtock die dajelbft 
wohnende von Adel beyderley Gefchlechts , fie mögen Angeſeßen feyn oder 
nicht, in Abficht auf ihre dafelbft habende und befindliche Mobilia und Im- 
mobilia von allen Abzugs und Decimations-Geldern frey zu laßen. 

8. 352. Werden aber nach diefen Vergleich Freubde mit anjehnlichen 
Sapitalien, fi in Unfere Yande begeben , und darinn niederlaßen, und ans 
fäßig machen; So foll ihnen, und ihren Erben, auf den Fall des Abzugs, 
das erweißlich Eingebracdhte, ohne Erlegung einiger Abzugs-Gelder abgefolget 
werden. 

8. 353. Im übrigen wollen Wir darauf weitern Bedacht nehmen, mit 
den Uns benachbarten Staaten zu mutueller Aufhebung der Abzugs-Gelder, 
in Convention zu treten. 

.g. 354. Die jedesmahlige Landes - Fürftliche Betätigung der Nitter- 
und Landichafftlihen Privilegien, HKeversalen, Verträge, und Löblichen 
Gewohnheiten fol unmittelbahr zur Stelle nad) der eingenommenen Erb⸗ 
Huldigung durch eine vollzogene fchrifftliche Urkumde gejchehen. 

8. 355. Würde aber diefe nicht erfordert, oder ohne der Nitter- und 
Landfchafft Verſchulden ausgejeget, fol doch jene Beitätigung in dem erften 
Jahr ertheilet werben, in Entitehung deßen aber follen alle Nitter- und 
Landſchafftliche Privilegien, Freyheiten, Gerechtigkeiten und Verträge, der 
Geftalt, als wäre die fürmlichfte Confirmation erfolget, angejehen und ge- 
halten werben. 

$. 356. Bon allgemeinen, die Ritter und Landſchafft mit verbindenden 
Berordnungen und Edicten, fol in Zulunfft auf einem jeden Adelichen 
Guth, und bey einer jeden Stadt ein Exemplar zu unterthänigften Nadh- 
achtung insinuiret werden. 

$. 357. Denen von der Nitterichafit, ob fie gleich nut feinem folchen 
Character verfehen find, der nad) ‘dem bisherigen Canzeley-Brauch in den 
Berordnungen und Befehlen, der Gnaden⸗Gruß, und die, Önaden-Berfiheruug, 
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von felbft mit fich führet, ſoll hinkünfftig in allen Ausfertigungen von ge 
ſamten Unfern Collegiis zu Anfang der Gnaden- Gruß und am Ende die 
Gnaden = Berfiherung, gegeben werden. . 

8. 358. Im übrigen foll denen von der Ritterfchafft die Anno 1701 
mündlich und 1703 auf dem Land - Tage fchrifftlich verfprochene Yenderung 
und Verbeßerung der Titulatur forderfamft würcklich angedeyen, und des- 
wegen an Unſere gefamte Collegia das nöthige dahin ergehen, daß ihnen 
das Praedicat, Befter, den Land-Räthen aber Edler, gegeben, auch in allen 
Ausfertigungen denen von Abel die Particnl Von, vor dem Geſchlechts— 
Nahmen und an ftat: Du: Ihr beygeleget, nicht weniger eine jegliche Ber- 
ordnung, die auch an verfchiedene Perfonen zugleid). gerichtet wird, verfchloßen 
ausgefertiget werden fol. 

8. 359. Jedoch fol durch diefe befondere Begnadigung, dem Bande 
der angebohrnen Unterthänigfeit, und der Yandfäßigen Unterwürffigkeit, womit 
die Nitterfchafft Uns und Unſeren Nachkommen verfnüpfet ift, und bleibt, 
nicht8 vergeben oder entzogen feyn. 

8. 360. Mit eben diefem Beding und Berhalt, dann auch unter der, 
felbft in Kayſerlicher Wahl - Capitulation Art. XXIL 8. 5. enthaltenen 
Vorausſezung und Berfiherung der Landes-Fürftlihen Territorial - Geredit- 
fanıe, wollen Wir die, von Kayſerl. Majeftät oder von dem Reichs-Vicariat 
ertheilte oder noch zu ertheilende Etandes - Erhöhungen Unfrer Yandfaßen, 
Vasallen und Unterthanen, Bejonder8 auch in Anfehung der darinn ver- 
fiehenen Titulaturen Praedicaten und Praerogativen, anerfennen, within 
Unferen gefamten Collegiis und Canzelleyen Befehlen, den Erhöheten und 
Degnadigten, die Titulatur ımd Praedicate beyzulegen, welche, Bejage der. 
bey Unfrer Regierung, entweder fchon vorgemiejenen, oder noch vorzuweifenden 
Original-Diplomatım aus Kanferlicher und Reichs-Canzley ihnen gegeben 
werden, in allen Berordnungen und Befehlen beyzulegen. Geftalt für die 
Zukunft alle und jede Standes-Erhöhungs-Diplomata in ihren Originalieu 
bey Unfrer Regierung zu produciren, und mit Hinterlaßung einer beglaubten 
Abjchrifft, Unfere Landes - Fürftliche Verordnungen und Befehle an Unſere 
gefamte Collegia, darüber auszubringen, folglich bevor ſolches gefchehen, 
weder von Uns, noch von Unjern Collegiis anzuerfennen, oder zu befol« 
gen find. 

$. 361. - Denen von Abel, und Adelsmäßigen Perfonen, fol mit feiner 
wiederrechtfichen Indignität begegnet, und daferne einige in Criminal-Dinge 
verfielen, wieder Ddiefelbigen der Geftalt, daß auf ihre unfchnldige Familien 
gegen die Rechte kein Nachtheil ermachfe, verfahren werden. Wie es dann 
bey den Reversalen von Jahr 1572. 8. 3. vom Jahr 1621. 8. 42. und 
den im gemeinen Rechten dem Adel zu geeigneten Vorzügen verbleibet. 

8. 362. Die auf einem Land-Guth hafftende Landes-Schulden, Con- 
tributions- Anlags- und andere Öffentliche Rückſtände, wie auch die Stadt- 
und Cämmerey-Gefälle in den Städten, jollen fürs zufünftige jedesmahl bey 
Unjern Yandes-Gerichten in Fällen ergehender Proclamation mit profitiret, 
jedoch ſolche Schulden den weitläufftigen Process nicht mit eingepflochten, 
jondern aus dem bereiteften abgenommen und an die Behörde berichtiget 
werden. i 
5. 363. Dabey follen die Landes-Schulden, fo lange fie nicht liquidiret 
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find, und die Rata jeden Guths noch nicht determiniret ift, fo wohl ra- 
tione praeteriti, als ratione futnri und in folle, respective durch den 
Engern⸗Ausſchuß oder die Ritterjchafftliche Anıtö-Deputirte proßtiret werden. 
als dafür das Guth, es befige wer es molle, nad wie vor haften fol. 

8. 364. Wem auch glei pro praeterito die Contributions- und 
Anlags-Itestanten in Termino Liquidationis nit profitiret wären; Co 
fol dennoch das Guth felbft und jeder neuer Befiger defjelben, jo wie für die 
reftirende und currente Contribution, aljo fiir bie restirende und currente 
Anlag3 » Restanten, alle Wege zu hafften ſchuldig, auch Beyde, fo wohl 
Contributions - als Anlag3 - Restanten,, in una eademque Ulasse in 
Concursu lociret, aud) desfalls eheftens eine bejondere Landes = Fürftliche 
Berfügung befannt gemacht, werden. 

8. 365. Wenn fi im Lande ein Korn-Mangel ereignet, und desfalls 
einig Verboth für nöthig’ befunden werben möchte, jollen Die Deputirte der 
Aenıter und der VBorder-Etädte, wenn aber periculum in mora, die Land- 
Näthe nnd der Engere » Ausfehuß vor dem Verboth gehöret, und ihre Bor- 
ftelung in Betracht_ gezogen werden. 

8. 366. Wir wollen auch durch Unfere Commissarien von Aemtern, 
Adel und Städten die Unterfuhung de8 Mangels anftellen laßen, da denn, 
nad) ausgemachter Nothdurfit, fir die Armuth der Ausfuhr des Korns fein 
Einhalt geſchehen fol. 

$. 367: Wann Grenz = Jrrungen zwiſchen Unjern Beamten und bem 
Adel auch den Städten vorjallen, jollen felbige, im Fall fie nicht durch un- 
partheyifche L’ommissarien in Güte entfchieden werden können, an Unfer 
Hof- und Land-Gericht zu rechtlicher Entfcheidung verwielen werben. 

8. 368. Allen und jeden an die Dft-See mit ihren Güterm®ränzen- 
den von Adel und Yand-Begüterten, ſoll nach, wie vor, gleich Uns felbft mit 
Unfern angränzenden Gütern, unbenommen ſeyn, die auf ihren Gütern auf- 
tonınıende Naturalien mit Zahr-Zeugen über die See bringen zu laßen, wohin 
fie ‚wollen, auch mittelft derjelben die Nothdurfft an Bau- Materialien und 
fonft für ihre Güter über Eee zu hohlen. Jedoch dag alle Kauffmanns⸗ 
Waare und was auf einen Waaren-Handel hinaus gehen könnte, ausgefchlo- 
ßen bleiben ſoll. 

8. 369. Ferner wollen Bir in Etreitigfeiten, welche zwiſchen den Bür- 
gerfchafften unter fich und mit ihren Magistraten in den Städten vorfallen, 
feine weitläufftige und Geldſpillende Processe, zum merdlihen Berderb der 
ohne dies von Mitteln entblößten Städte zulaßen; fondern die Verfügung 
machen, daß durch die, einem oder dem andern von den Raths⸗Gliedern der 
Border-Stadt, wohin die unter fich ftreitige Land - Stadt gehöret, auf zutra- 
gende Commission die Gute vor allen Dingen mit höchftem Fleiß verfuchet, 
oder bey deren Entſtehung nad) kurzer fummarifchen, Doch rechtlichen Unter⸗ 
ſuchung und abgeftatteten Bericht cum voto, bey einem hienechſt anzube- 
rahmenden Vorbefcheid, wo immer möglich bie Sache durch einen Abſchied, 
ſo fort abgeurtelt werden möge. 

8. 370. Ohne Vorwiſſen und Einwilligung des Magiſtrats, ſoll den 
Bürgern fammt oder ſonders nicht frey ſtehen, von den Stadt» Gütern oder 
‚Juribus etwas zu veränßern, ober gar zu verjchenfen, zumahlen den Magi- 
stratibus in den Städten die Cura des gemeinen Weſens zufommt. 


27* 


48 Zweites Bud, 


8, 371. In allen Städten, wo noch feine Stadt-Pand-Bücker ein: 
geführet find, follen diefe, zu Beförderung des gemeinmüzlichen Credit-Weſens, 
von Dürger-Meifter und Rath aufgerichtet, und Darımn alle auf Bürgerlichen 
und zu Stadt Recht liegenden Gütern hajftende jezige und fünfftige Schulden 
ordentlich verzeichnet, auch bey entjichenden Priorität - Ztreitigeiten, den in 
ſolchen Stadi⸗Pfand⸗Buch eingefchriebeuen Zchnid » Pölten, der Vorzug ben 
Gerichten zuerfannt, anbey die Administratores derer Piornm Corporum, 
die Ehe⸗Irauen wegen ihrer Illatorum, und weiche fonften ein Jus Prae- 
lationis vor andern Glänbigern praetendiren, ihre Forderungen in folde 
Stadt⸗Pfand⸗Bücher eintragen zu laßen gehalten ſeyn. 

8. 372. Bon den zu Bürger-Recht liegenden Häufern und andern 
Immobilibus , fol das Eigenthum nicht anders, al3 durch die Berlagumg 
vor dem Stadt-YBuch anf andere Possessores, künnen transferiret werden. 

8. 373. Die Erbiheilungs- Sachen unter Bürgerlichen Standes⸗ 
Berfonen, deren Unterfuh- und Kegulirung, fol nad der Policey⸗Ordnung, 
Bürger-DMeifter und Rath in den Städten, und dem aus ihrem verordneten 
Wayfen-Geriht, auf dem Lande aber de3 Guts Obrigkeit privative ohne 
Beeinträchtigung gelaßen werden. 

8. 374. Alle diejenige, weldye Bürgerlihe Nahrung treiben, obne 
Unterſcheid, und felbige mögen wohnen, an welchem Ort der Ztadt es jey, 
follen zuvorderſt, che und bevor ihnen folder Nahrungs- Betrieb zu ver: 
ftatten, ſchuldig ſfeyn das Bürger- Recht zu gewinnen, ımd alle Koften, gleich 
anderen Bürgern zu übernehmen; Dabeneben die Zünffte in den Ztädten 
der Geſtalt eingefchränfet jeyn, daß 

1) Keine überflüßige, fonderu ganz Yeidliche, jogenannte Arnıbt3 - Gebühren 
von den angehenden, die Amts: Gerechtiame juchenden Meiſtern, 
welche fich durdy richtige Gebuhrts- und Lehr-Briefſe, auch dreyjährige 
Wanderfchafft und darüber habende Kumdichaften , als gejchidt dazu 
legitimiret gefordert. 

2) Solche angehende Meifter mit feinen Ambts-Köſten oder Schmau- 
jereyen und dergleichen unnöthigen Geld- und Zeit - Berjpillender 
Ausrihtungen; Vielweniger 

8) mit Roftbaren, alten und unbrauchbaren Meifter- Stüden beſchweret, noch 

4) eined Ambt3-Meifter8 Tochter oder Wittwe zu Heyrathen genöthiget. 

8. 375. Uebrigens aber alle bishero eingerißene Mißbräͤuche, dabey 
gänzlich abgeftellet werden follen. Die von uhralten Zeiten ber, zwiichen 
Unferen Panden Medlenburg, und der Reichs-Stadt Lübeck hergebrachte 
Freyheit, von Zöllen, Accisen und andern Imposten, ſoll hinführe zur 
Aufrechtbaltung des Commercii, auf feine Weiſe eingejchrändet noch beein- 
trächtiget,, hingegen reciproquement von neuem veftgejeget, mithin auf die 
beyderfeitige Aufhebung der fogenannten Cchreib- und Zulage-Gelder er- 
ftzedet werden. 

8. 376. Wir wollen nicht geftatten, daß jemand von Unſrer Milice, 
durch welche Bürgerliche Handthierung es auch feyn möchte, den Einwoh- 
nern, Künftlern und Handwerdern in den Städten in ihrer Nahrung Ein- 
trag und Abbruch thun fol. 

8. 377. In Anfehung der Aufnahme der Juden verjprechen Wir Uns 
jeren Städten der Geftalt Maaße zu halten, daß fie feine Urfache über 
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deren gar zu große Anzahl zu klagen haben ſollen. Wie denn auch den 
Juden hiemit unterſagt ſeyn ſoll, liegende Gründe eigenthümlich an ſich 
zu bringen. 

8. 378. Alle Waßer-Stauungs-Beſchwerden, inſonderheit der an der 
Müriz, Peene, Cölpien, Plauer und Goldberger, auch anderen Seen 
und Flüßen belegenen Interressenten, follen unpartheyiſch und auf Koften 
derer, welche durch unbefugte Neuerungen, mithin wiederrechtlich , einigen 
Schaden gethan haben, wäre auch darımter Unfere Sammer begriffen, unter- 
ſucht und erlediget, mithin durch billige Vergütung und Erſezung, abge- 
than werden. 

$. 379. Die Visitationes zn Beßerung der öffentlichen Land- Wege 
und Heerftraßen follen von Unfern Fürftlihen Commissariis mit Zugiehung 
der von Ritter- und Yandfchafft in jeden Ambt dazu beftellten Deputirten, 
und des Eingefeßenen eines jeden Guthes, jedesmahl gefchehen, jedoch anf 
feine Feld- Dorff- Holg- und Kirchen- Wege erftredet werden. 

8. 380. Was im übrigen Ritter und Yandfchafft insgemein, oder 
die Ritterfchafft für fih, oder and die Städte für fich in Gemeinen oder 
Befonderen Angelegenheiten zum gemeinen, oder befondern Beften anzutragen, 
oder vorzujchlagen finden, das alles wird den fünfftigen allgemeinen Land— 
Zägen zu gehörigen Borftellungen und Berathfchlagungen, folglich zu Ord⸗ 
nungen und billigmäßigen Exledigungen und Berfügungen, vorbehalten. 


Ein und zwanzigfter Articul. 
om Justitz- Wefen. 


$. 381. Damit die Verwaltung der Justitz bey Unferm Hoff- und 
Yand- Gericht, Fein Aufenthalt verjpüret werden möge; So laßen Wirs bie- 
mit nochmahls bey der, in der Hoff-Gerichts-Ordnung enthaltenen gnädig- 
ften Zufage, nach welcher Wir und Unſere Nachlommen, die zum Hoff - und 
Tand- Gericht verordnete zu Unſeren Angelegenheiten weder abfonderlich, noch 
indgemein gebrauchen, fie auch nicht von dem Ort ihrer Geridhts- Stelle ab- 
und zu Uns fordern, mithin auch nicht außer Landes verfchiden, noch von 
den Unartal- und Rechts- Tagen abhalten wollen. 

$. 382. Der flarfe Pauf der Apellationen I) von Unfern Justiz- 
Canzlegen fo wohl al3 von Unſerm Uonsistorio an das Hoff- und Yand- 
Gericht, foll nad wie vor, Innhalts der Keversalen vom Fahr 1621 und 
mehrmaliger Berficherung, ganz ungehindert gelaßen werden. 

8. 383. Jedoch follen nach benannte Fälle, ausdrücklich hiervon aus- 
genommen jeyn, in melchen ſelbſt nach den Reichs- und linferen Yandes- 
Gejezen, auch nad) der Observanz, die Apellationes entweder ſchlechter⸗ 
dings, mithin quoad effectum suspensivum & devolutivum zugleich, 
oder auch gewißermaßen, nemlich quoad eflvetum suspensivum allein, 
unzuläßig erkannt werden. 

8. 384. Solchenmach bat feine Apellation, weder zu dem einen noch 
zu dem andern Effect, und folglid; überall nicht ftat, 

1) in Peinlihen und fiscalifhen Sachen, melde an Leib und Leben 
eben: es fey darinn mittelft inquisitorifchen oder accusatorifchen 
Processus verfahren und erlannt worden. 
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2) 


3) 


4) 


5) 


6) 


7) 
8) 


9) 


10) 


nicht, 
1) 


2) 
3) 


4) 
5) 
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Wann jemand in einer Verſchreibung oder fonft der Appellation fid 
ausdrüdlich begeben hat. 

Wann eine eingemandte Appellation, wegen verfäumter in der Hoff: 
und Land » Gericht3- Ordnung vorgefchriebener Formalien fir Desert 
erfannt worden. 

In geringfchäzigen nicht über Dreyßig Reichöthaler ſich belauffenden 
Geld » Saden. 

Wann eine Erkänntniß oder eine Executions - Berfügung ergangen, 
welche ſich auf eine vechtsfräftige Urtel beziehet,; ‘Jedoch der gegrün- 
deten Beichwerden über einen etwanigen Excessum in Executione 
ohnbefchadet. 

Wann die Urtel nach gerichtlich geleiteten Eyden jemand veruhrtheilet 
oder Loßfpricht. 

Wann bereit3 Drey conforme Urtel in der Sache vorhanden. 

u den Fällen, wenn jemand von einer bloßen fonft feine Be- 
ſchwerliche Clausul in fi faßenden Citation appelliret, oder, mann 
er rechtmäßig citiret ift, umd feine vechtmäßige Urfache feine Außen: 
bleibens ausgeführet hat, folglich in Contumaciam verurtheilet worden. 
Wanu einer Restitutionem in integrum von einer Urtel erhalten 
hat, und in foldher Restitutions- Sache aberniahl fachfällig geworden 
ift: auch wann das Beneficium Nullitatis ergriffen und ausgeführet, 
mithin die Sache darauf entjchieden worden. 

Wann in Haren und liquiden, anf reine Hand und Siegel beruhenden 
Schuld-Wechfel- Gelübds- und Burgichafft3- Sachen erfannt worden. 
Jedoch bleibt einem jeden unbenommen, jein etwa habende Excep- 
tiones vor demfelben Gericht in Separato anzubringen, und auszu- 
führen, mithin ſich demnächſt der Appellation zu bedienen. Wie 
dann auch der obfiegende Theil, warn ein Ausländer, und mit unbe 
weglichen Gütern im Lande nicht angefeßen ift, auf die ihm zu erkannte 
Summe fatfame Caution bey dem Gericht zu beftellen ſchuldig ſeyn, 
und dazu angehalten werden foll. 


8. 385. Hingegen werden quoad eflectum suspensivum zwar 


jedod quoad eflectum devolutivum, Appellationes geftattet, 
wann die Urtel über ein Spolium oder über Momentaneam Pos- 
sessionem, folglid in Possessorio Summariissimo ergangen. 
Wann nur eine Interlocutoria mera gejprochen worden. 

Wann in Saden der Kirchen -Srhulen , Hofpitäler, Armen: Häufer, 
Armer Wittmen und Waijen, oder anderen dürfftigen und Miserablen 
Perſonen, endlich auch der Adelichen Wittwen und Töchter Unterhalt 
oder Ausftener gejprochen ift. 

Wann die Urtel fi) auf einen Haren Vertrag, oder Vergleich, oder 
auf Mare von Unfern Yandes-Gerichten getroffene Contracte gründet. 
In Sahen, welche feinen Berzug leiden; Als Beerdigungen, Eröff- 
nungen eine Testaments, Befiznehmung von der Erbſchafft, wenn 
da8 Testament mit feinem fichtbahren Mangel behaftet if, Alimen- 
ten, Berdienter Lohn, und Stipendien, oder, mann fonft noch eine 
Gefahr mit dem Verzug der Sache, oder ein unerſezlicher Verluſt 
verfnüpfet ift; Wohin die Bolicey- Baus Waßer⸗ Stauungs- und 
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andere ſchäd⸗ oder gefährliche Unternehmungen, zum Nachtheil des ge- 
meinen Weſens, oder eines Dritten, -und die darüber erkannte Inhibi- 
toria und Sequestra zu rechnen find; Oder wann jogar 

6) Periculum Armorum oder andere gefährliche Weiterungen zu be- 
fürchten ftehen, und dawieder in einer Urtel Vorſehung geſchehen ift. 

8. 386. Jedoch verordnen Wir biemit, daß in jet erwehnten Fällen, 
da nur die Appellationes quoad eflectum devolutivum insfünfftige 
verftattet ſeyn follen, der Appellatifche Theil, Falls er in Unſeren Herzog- 
thümern und Landen mit unbeweglichen Gütern nicht genugfam angefeßen, 
dem Appellantifchen Theil, bevor diefer der ausgefprochenen Urtel nachzukom⸗ 
men ſchuldig, zureichlide Caution de restituendo cum omni causa in 
casum Succumbentiae zu bejtellen jedesmahl gehalten ſeyn jolle. 

8. 387. In allen übrigen Fällen, fie mögen bewand jeyn wie fie 
wollen, behaupten die Appellationes an Unjer Hoff» und Yand- Gericht 
ihren Lauf und ihre volle Wirdung unverfürgt. 

8. 388. 3 follen dahero Unjere Justitz-Canzlegen und Unfer Con- 
sistorium, fich außer den, in vorhergehenden ausdrüdlich ausgenonmmenen 
Fällen, aller Rejection der eingewandten Appellationen, inıgleichen aller 
Cognition über die Exheblichfeit der Gravamınum, und über den Punct 
der Devolution, gänzlich enthalten. 

8. 389. Wie fie denn auch megen der Succumbenz - Öelder und 
Beftrafung der Advocaten bloß den Innhalt der Constitution vom 
23ten November 1655 Buchſtäblich nachgehen , und von der dabevorigen 
erften, nom 30ten October 1654 zu Erfchwerung der Appellationen 
wieder die Appellanten, feinen Gebrauch machen follen. 

8. 390. Wogegen Wir aber Unſerm Hoff» und Yand-Gericht hiemit 
befehlen, daß es nach Borfchrifft der obangezogenen Constitution vom 
23ten November 1655 in feinen Urtheilen bey Rejicirung der Appella- 
tion jo wohl al® bey den Confirmatoriis, im Fall die Appellatio 
frivola iſt, zugleid) das Erkenntniß dahin mit richten fol, es ſey die Appel- 
latio frivola, mithin fo wohl der Appellant al8 deßen Advocatus zu 
beftraffen. 

8. 391. So viel aber 
I) die Appellationes von Unſeren Landes-Gerichten an die Hochſten 
Reich3- Gerichte betrifft, davon ebenmäßig, vermöge der Reversalen,, der 
ftarde ungehinderte Yauf gelaßen werden fol; So behält es bey Unſerm 
Privilegio de non Appellando, in Anfehung fothaner Appellationen, 
fein ungeändertes VBerbleiben. Es joll alfo, nach dejjelben dürren Yuchftab, 
nicht an die Reichs-Gerichte appelliret werden, 

1) in Sachen die auf und unter Ein-Tauſend Gold-Gülden, oder Zwey 
Zaufend Rheinische Gülden, ſich betragen. 

2) Injurien- und Schmäh-Sachen, obgleich darinn bürgerlich ad aesti- 
mationem geflaget wide, und die Aestimation die obbeftimmtete 
Summam appellabilem nicht austrüge. 

3) In Schuld-Saden, da das Debitum befanntlih, oder font ſchein— 
bar, Liquidum und riöig, obgleich die Schuld ein mehreres, als 
die angeregte Privilegirte Summe betrüge. 

4) In denen Fällen, in melden die gemeinen Sayferlichen Rechte, oder 
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die Constitutiones, Observanz und Gewohnheiten Unfrer Lande, 
feine Appellation verftatten. Nemlich nicht in allen den andern 
Fällen, die oben nach ihrer verfchiedenen Gattung respective unter 
10. und 6. Nummern verzeichnet und ausgedrudt flehen, und hieher 
wörtlich wiederhohlet feyn follen. Dann endlich 

5) nicht in Ehe- Sachen, auch nicht in causis Ecclesiasticis; E8 wäre 
dann, daß Unſere LYand- Stände wieder die Kirchen- Ordnung oder 
Landes-Geſetze befchweret worden. 

8. 392. Hingegen jol in allen übrigen Fällen, die hierunter nicht 
begriffen, allen Appellationen an die Höchſten Reih8- Gerichte allemahl 
völlig und unverweigerlich deferiret werden. 

8. 393. Alle Justitz-Sachen werden und follen jederzeit Tediglich 
bey Unſern Yandes- Gerichten ausgelibet und betrieben werden. 

Ss. 394. Diefemnah werden und follen Unfere Wegierungs- und 
Sammer-Collegia alle Parthey- und Streit-Sachen, weiche bey ihnen an- 
hängig gemacht werden wollen, an die Landes-Gerichte vermeifen , Die bey 
?egtern anhängige zu Feiner Zeit abruffen, und an fich ziehen, auch infonder- 
heit nie vichterlicher Weife gegen Ritter- und Landjchafft verfahren, fondern 
vielmehr diefe in allen Sachen, worinn es auf einen Recht- und Richter: 
lichen Ausſpruch ankommt, bey den Yandes- Gerichten, durch die Regierungs- 
und Gammer-Procuratores belangen laßen. 

8. 395. Wie denn auch Unjere Beamte und Bebdiente, fo oft fie in 
erfter Instantz vor dem Hoff» Gericht belanget werden, ſich dafelbft einzu- 
lagen, ſchuldig ſeyn follen. 

8. 396. Wir wollen auch weder dem Hoff- und Land - Gericht noch 
Unfern übrigen Landes= Gerichten in Berwaltnng der Justitz Auffenthalt 
machen, oder durch Unſere Negirung oder Cammer veruhrfachen laßen, folg- 
lich durch feine Mandata oder Inhibitiones oder fonft durch Avocationes 
Hinderniß und BZögerung der Justitz ermeden, weniger die Gerichts - Ber: 
wandte durch abjonderliche Befehle beläftigen und befchweren, oder ihnen auf 
was Art und Weiſe fie verfahren, oder fprechen jollen, vorfchreiben, fondern 
wollen jolcheS der Gerichts- Assessoren und Räthe Gewißen und Pflichten, 
womit fie den Gerichten und der Gerechtigfeit verwandt, überlagen. Uud 
daferne die eine oder andere Parthey, der ergangenen Urteln und Befcheide 
halber, fi) graviret zu jeyn erachten wird, joll felbige die ordentlichen Wege 
und Mittel des Rechten an die Hand zu nehmen, und fich deren zu ge- 
brauchen haben. 

8. 397. Jedoch behalten Wir Uns, wann nöthig, eine Visitation 
Unferes Hoff» und Land-Gerichts, nad) Maaßgabe der Hoff-Gerichts- Ord- 
nung anzuftellen, und al3 dann gebührlich Einfehen zu thun, hiemit ausdrüd- 
(ih bevor. Wenn demnach fih jemand über einen Spruch bey Uns be 
ſchweren wird; So wollen Wir zwar von dem Gerichte Bericht, mit den 
Urſachen des Verfahrens oder Erkänntnißen erfordern, jedoch durch Vor— 
ſchreibung des fernern Verfahrens oder weiteren Erfänntuiß, feinesmeges den 
Lauf der Justitz aufhalten, noch den obfiegenden Theil an dem Eflect der 
erhaltenen Urtheil hinderlich ſeyn, fondern die Sache in dem Stande, wie 
fie befindlih, von dein Gerichten, ohne Abwartung Unferer Resolution, auf 
vorgedachten Bericht, excepto manifestae nullitatis casu, fortjezen, und 
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ben Rechten nach, zur Endfehafft befördern , nicht weniger, was zeithero in 
biefen und oberwehnten Puncten der Justitz zu wieder, etwa veranlaßet 
worden, hinwieder abjtellen laßen. 

8. 398. Wie dann Unfere Yandes- Gerichte, daferne dergleihen Re- 
scripta avocatoria, Suspensiva, Inhibitiones und Mandata, wie in 
den Processen zu verfahren oder zu fprechen, an felbige sub- et obreptitie 
ausgebracht und abgelaßen werden follten, authorisiret ſeyn follen , folcher 
ungehindert in den NRecht3- Sachen der Geftalt, wie es ihrer Ordnung, den 
Reichs⸗ und Landes-Sazungen, gemeinen Rechten und Actis gemäß, zu 
verfabren. 

$. 399. Es follen auch Unfere Landes- Gerichte überhaupt verpflichtet 
und hiemit angewiefen ſeyn, in Saden, wo feine Berjchidung von dem 
einen oder andern Theil ausdrüdlich begehret wird, felbft zu fprechen, und 
in folden Sachen, welche aus den bejonderen Landes-Geſezen und Rechten 
entfchieden werden miüßen, die Acten nicht zu verjchiden. Es wäre dann, 
daß Unfer befonder Interesse mil eintrete, oder die Stunmen im Collegio 
glei wären, oder eine oder andere Parthey die Transmissionem Actorum 
verlanget, in welchen Fällen dann die verbindliche Yandes- Constitutiones, 
woraus die Sache zu decidiven, beygeleget werden follen. 

8. 400. Außen diefen Fällen follen Unjere Gerichte, die Bey- und End- 
Urtbeile felbft abanfahen, ſchuldig und hiemit ein⸗ für allemahl befehliget feyn. 

8. 401. ann auch über den Sinn der Yandes Uonstitutionen den 
Gerichten felbft ein Zweiffel vortümmt; Sol darob nicht geurtheilet, jondern 
der Interpretation wegen e3 ebenfalls, wie bey Erlaßung allgemeiner Lan⸗ 
desverordnung und Uonstitutionen in dem Achten Articul von der Landes- 
Fürftlichen Gefez-Gebungs-Macht verglichen ift, gehalten werden. 

8. 402. Wir wollen auch gejambten Unferen Landes» Fürftlichen 

Collegiis wegen der Cantley-, au den Stäbtiichen Nieder» Gerichten, 
wegen der Gerichtö » Gebühren eine erneuerte billigmäßige Tax - Ordnung 
vorjchreiben, jedoch felbige vor der Publication den Land-Räthen und dem 
Engern- Ausfhuß und zwar Höchftens binnen Sechs Monathen abfchrifftlich 
mittheilen laßen, um darauf ihre unterthänigfte Erinnerung einzubringen, 
welche Wir in eben gedachter Ordnung des Achten Articuls, in Srmegung 
ziehen wollen, um demnächft auf den folgenden Yandtage die neue 
Drduung zu publiciren. 
8. 403. Wir wollen auch den zum Hoff» und Land» Gericht verord- 
neten fo wohl als andern Hecht? » Gelehrten aufgeben, daß Uns fie, worinn 
die nach und nach gegen die Hoff» und Land -Gericht3-Orbnung einge- 
ſchlichene Mißbräuche beſtehen, und worinn fonft diefelbe einer Veränder⸗ 
und Berbeferung bedürffe, Bericht erfordern, demnächſt binnen Jahres⸗ 
Frift die Hoff» und Land» Geriht3-Ordnung, mit Zuziehung Unferer Ritter- 
und Landichafft, und Bernehmung ihrer unterthänigften Erinnerungen, ver- 
beßern, und durch den Drud publiciren laßen, mithin dahin forgen, daß 
darnad) eine uniforme Process- Ordnung bey Unferen gefanımten Yandes- 
und Unter Gerichten eingeführet werde. 

8. 404. In mehrgedacdhter Maafgebung des Achten Articuls wollen 
Wir bey Nachfiht und Verbeßerung der Process- Ordnungen, hauptſächlich 
auf künfftige Abkürtzung der Processe das Yugenmerd richten, und hier 
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über jo wohl, als beſonders die in Abficht auf die Concurs - Processe 
bereit3 erftattete Bedenden linferer Yandes- Gerichte, Unfere Landes - Fürftliche 
Verordnung, mie bei allen und befonder8 den Concurs-Processen hırz 
doch rechtmäßig zu verfahren, durch den Drud ergehen laßen. 

$. 405. Es fol auch allen Landes-Eingefepenen frey ftehen, zu 
Faßung ihrer Rechts- und Schuz-Schrifften, wieder eines jeden und befon- 
ders Unſerer Fiscale und andere Unfere Anfprüce, fih ausmwärtiger Ad- 
vocaten und Notarien zu bedienen. 

3. 406. Die Einheimifche ſollen auch auf keine Art den Eingefeßenen 
in ihren Angelegenheiten zu dienen intimidıret, fondern vielmehr benöthigten 
Falls dazu angehalten, die verfertigte Handlungen, Schrifften und Anträge 
nicht vermworffen, auch die Einggjeßene fonft an Borwendung ihrer rechtlichen 
Beihüzung und Nothdurfft nicht behindert werden. 

S. 407. Jedoch follen in Gerichtlihen Sachen die Schrifften, Memo- 
rıalien und Borftellungen von einheimifchen Procuratoren, in Außer- 
Gerichtlichen Sachen aber wenigftend von den Principal felbft eigenhändig 
unterjchrieben, und anderer Geftalt bey gejamten Unferen Collegiis nicht 
‚angenummen werden. 

8. 408. Unterdeßen wird das Vergehen der auswärtigen Avocaten und 
Notarien gegen Unfere Landes-Geſeze und Rechte von den Partheyen gebüßet. 

8. 409. Nachdem auch mehrmalige Beichwerden vorgekommen, daß 
die Parthegen von den Advocaten, Procuratoren und Notarien in den 
Gebühren übernonmten werden; So foll mit dem forderjamften von Uns 
eine befondere Constitution in Anſehung der Advocaten, Procuratoren 
und Notarien Pfliht und Gebühren, in der, vermöge des obigen Achten 
Articuls verglicdenen Ordnung ergehen, wonach Unfere Gerichte ſich zu 
richten haben. 

8. 410. Wegen Unſerer Fiscale Ambt, Pflicht und Recht, behält es 
bey demjenigen, was in der Hoff» Gericht3-Drdnung Part. I. Tit. V. und 
in den gemeinen Rechten verordnet ijt, fein ungeändertes verbleiben. 

8. 411. Würden Unfere Fiscale jemanden ohne rechtmäßige Urſache 
Actioniren, und die Angellagte von der Anklage loßgefprochen, fo follen die 
Fiscale in Fällen, da die Urtheile wieder fie ausfallen, feinen mehreren 
Favorem wegen Erftattung der Untoften, als andere Processführende Par: 
theyen haben, auch wohl gar megen des in ihrem Amt begangenen Ex- 
cessus nach befinden mit Geld- und andern Strafen befeget werden. 

8. 412. Die Pächter, Verwalter, Schreiber, Bediente und andere 
unter derer von Adel und Yandbegüterten Gerichtsbahrkeit befindliche freye 
Leute, jollen in Sachen, welche nicht den Contract und des Gut3- Herrn 
eigene Perfohn angehen, vor dem Guts-Herrn in Perfon in erfter Instantz 
belanget werden. 

8. 413. Es wäre dann, daß fie ſich auch in folhen Fällen der Ge- 
richtsbahrkeit des Gut3 in den Lontracten ausdrücklich unterworfen hätten ; 
Welhen Falls ein unparthenifches Gericht zu fezen, die Sache auf Begehren 
zu verfchiden, allemahl aber der Appellation an Unſere Yandes- Gerichte 
der Lauff zu Taßen. Außer diefem ausdrüdlichen Prorogations- all aber, 
fol die Sache gleich vor linfere Yandes- Gerichte gehören. 

8, 414, Derer von der Nitterfchafft und Yandbegüterten Unterthanen 
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und Hinterfaßen, deren Wagen, Pferde oder andere bewegliche Güter, follen, 
daferne felbige wegen der Flucht außerhalb Landes nicht verdächtig, oder 
nicht ſchon gar auf der Flucht begriffen find , mithin außer den Fällen, in 
welchen die Hoff-Gerichts-Ordnung Part. II. Tit. 39 die Arreste aus- 
drücklich erlaubet, Schulden halber, anderwerts unter Unferer oder Städti⸗ 
ſcher Jurisdiction, mit Real- und Personal- Arrest nicht beleget, fondern 
ihre Creditores deshalb ad forum ordinarium primae instautiae ver- 
wiefen werden. 

8. 415. Unfer Consistorium fol fih der Jurisdiction weiter nicht 
als felbige ihm in der Kicchen- Gerichtö- oder Consistorial- Ordnung vom 
Jahre 1570 beygeleget ift, anmaßen. 

8. 416. In Causis Stupri, adulterii et incestus foll Unfer Con- 
sıstorium die Weltliche Gerichte keineswegs an der Beftraffung, auch De- 
cision de Puncti alimenti, und infonderheit, wenn foldhe allbereit die Un— 
terfuhung angefangen, hindern. 

8. 417. Nicht weniger foll die Unfern Consistorio über die Kirchen- 
Shulen-Hofpitalien und gemeine Kaftens-Güter, Lehen, Einkommen, Nuzen, 
Gebäude, und Beßerung, der Kirchen und Schul- Diener Befoldung, im 
gleichen über die wieder felbige eingebrachte perfönliche Zufprühe compe- 
tirende Jurisdiction, auf dingliche und andere dahin nicht gehörige Sachen 
nicht extendivet, noch den Weltlichen Gerichten das Exercitium Jurisdic- 
tionis in Delictis,, fie werden in den Kirchen oder auf den Kicchhöfen 
begangen, gehindert werden. 

8. 418. Die Prediger und Küfter ftehen zwar mit ihren Eheweibern 
und Kindern in Civilibus vor Unferm Consistorio: Aber foldyes ſoll fich 
nicht anf deren übrige Angehörige, oder ihre Gefinde, als Knechte, Mägde 
und Bediente, noch auf die Priefter-Bauren, in Anjehung deren die Pre- 
diger fein erweißliches Recht haben, erftreden, fondern es jollen über dieſe 
die Adeliche- und Unfere Stadt-Obrigteiten, fo wohl in Civilibus, als aud) 
in Delictis die Jurisdietion zu exerciren befuegt ſeyn. 

8. 419. Auch foll denen von der Ritterfchafft, den Land» Begüterten 
und Städten die GerichtSbarfeit über die, durch ihre Güter gehende Land⸗ 
Straßen, Feld- und Holg-Wege, auch Bäche und Ströhme, fo weit fie jel- 
bige berühren, gelaßen werden. 

8. 420. Uebrigens bleibt Unfern Regierungs- und Justitz -Collegiis, 
die feit unvordendlihen Jahren bergebracdhte Befugniß der unmittelbaren Vor⸗ 
ladung und Exequirung der in den Nitterfchaftlichen Gütern gefeßenen, 
nach wie vor. unbenommen. 

8. 421. In Criminal - Fällen fol ein anderwerts, bejonder8 unter 
Unferer Gerichtsbarkeit delinquirender , unter Adelicher Jurisdiction ſich 
fonft befindender, und in loco Delicti nicht fo gleich ergriffener, ohne- und 
wieder Willen des Guts- und Gericht3- Herrn, von Unſern Fürftlichen Ge- 
richten de facto nicht weggenonmen, und in Unferer Gerichte Arrest ge 
führet werden. 

8. 422. In Causis Mulctarum follen die im Lande genugſam an- 
gejeßene, nicht mit Arrest bejchweret, auch den Uondemnatis hinlängliche 
Friſten geftattet werben. 

8. 4238. Im übrigen erklären Wir Uns nochmahls überhaupt in 
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Gnaden dahin, dag Wir Ritter» und Landichafft, bey der, ihnen mit dem 
Lehn- und übrigen Gütern verliehenen, auch den Magistraten in den Stäb- 
ten zuftehenden Jurisdiction und erften Instantz , durch Unfere Collegia, 
Berichte und Beambte, oder andere beeinträchtigen zu laßen, nicht gemeinet, 
fondern einem jeden feine Jurisdiction, nm die Sache feines Hinterfaßen 
zu verhören und zu entjcheiden, überlaßen, mithin daß vorhero die Cognition 
für die Landes-Gerichte gezogen werde, nicht geftatten wollen. 

8. 424. Degen der Art der Publicir- Affigir- und offenen Ber- 
fündigung Unferer Yandes-Fürftlihen Edicten und Verordnungen, als melche 
feine gerichtliche Handlungen find, behalten Wir, nach wie vor, ungebundene 
Hände. 

8. 425. Es follen aber übrigend die von Ritter» und Landſchafft 
ſchuldig ſeyn, ihre Gericht mit tüchtigen Männern und einem gefchwornen 
Actuario oder einem specialiter ad Acta vereydigten Notario zu befezen 
und den Partheyen gebührlic und unaufgehalten Recht wiederfahren zu laßen, 
auch Acta in Civil- oder Criminal - Saden zu urtheln, nie au Privat- 
Doctores, fondern in dieſen die Acta an einheimifche oder auswärtige Rechts- 
Collegia, in jenen aber, wann die Transınission entweder gebeten, oder ex 
officio erfannt wird, allezeit an Juristen-Facultaeten zu verjchiden, fo lieb 
einem jeden ift, die Avocation der Sache und nach Befinden ernftliche Strafe 
zu vermeiden. 

F. 426. Wer fi durch die bey den Adelihen und Stadt - Gerichten 
ausgefprochene Beſcheide befchweret erachtet, und die Sache, daferne fie nicht 
geringfchäzig ift, und nicht die Summe von Fünff Reichsthaler überfteiget, 
auch nicht der Art ift, daß fie nach Maaßgebung Unferer Hoff - und Land⸗ 
Geriht3-Orduung Part. II. Tit. I. summarifh und mündlich abzuthun ge⸗ 
wefen , an Unſere Yandes - Gerichte bringen will, fol zwar die in gemeinen 
Rechten vorgejchriebene Formalien und Feyerfichkeiten beobachten. 

8. 427. Jedoch bleibt Unferen Yandes-Gerichten unbenommen, darunter 
bey Armen und Geringen oder der Rechte unkündigen Leuten ihres Nichter- 
lichen Ermeßens ſich zu bedienen, und mehr auf die Wahrheit und Gerechtig⸗ 
keit felbft, als auf die Formalitaeten zu fehen, auch die Protocolla und 
Acta primae ınstantiae abzufordern, um von der Sachen Beichaffenheit 
deſto beßer urtheilen zu können. 

8. 428. In causis Fiscalibus Mulctarum ſoll an die Reichs⸗Ge⸗ 
richte appelliret werden können, wann die Steaffe über Zwey Taufend Gülden 
Rheinifch gehet. 

8. 429. Bon Uuferen Justitz-Canzellegen und linfern .Consistorio 
jo jedesmahl, wann die Strafe Funfzig Reichsthaler und darüber beträgt, 
die Appellation an Unfer Hoffe und Land-Gericht zugelaßen feyn. 

8. 430. Bey denen, wo die Strafen unter Dreyßig biß Funffzig geben, 
foll die Berfchidung der Acten und das Remedium Supplieationis in 
allen Fällen auf Begehren Stat haben. 

8. 431. Unſere Yandes-Gerichte jollen und werden übrigens allen an 
die Reich » Gerichte, jedoch nach Maaßgebung Unſers Privilegii de non 
appellando und der Landes⸗Geſeze, eingemandten bey den Reichs-Gerichten 
angenommenen Appellationen,, e8 ſey in bloßen, eigentlich fo genannten 
Civil-, ober auch in Lehns - Sachen gebührenden Plaz geben, und fo lange 
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folche nicht aus dem Wege geräumet, von allen Attentaten und Innova- 
tionibus abftehen. 

8. 432. Was im Uebrigen bey diefem Articul vom Justitz - Wefen 
noch abgehen mögte, das foll bey künfftiger Berfaßung des verfprochenen 
Land⸗Rechts, und der ebenfalls verheißenen Verbeßerung der Mecklenburgiſchen 
Process- Ordnungen, in Obacht gezogen, und von Uns dahin gejorget werden, 
daß das Justitz-Wefen auf den beften Fuß geſetzet werden möge. 

8. 433. Schließlich follen die in der Stadt Rostock wohnende oder 
fi aufbaltende von Unſere Nitterfchafft, nach der zwiſchen beiden erfolgten 
Bereinbahrung, nicht unter dem Lübjchen Recht, fondern unter den gemeinen 
Kayferliden und Unferer Lande Nechten ftehen, folglich in vortommenden 
Fällen bloß darnach geurtheilet werden. 


Zwey und Zmwanzigfter Articul. 
Bom Lehn - Weien. 


8. 434. Was megen des Lehn⸗Weſens in Unferen Zanden die Rever- 
sales vom Jahr 1572. articul. VIII. und die Reversales vom Jahr 1621. 
art. XXVII. XXVII XXIX. XXX. und XXXL un Munde führen, 
und flärlich verordnen, das fol jenem Buchftab nach biemit von Uns noch 
mahls als umverbrüchlich beftätiget, verordnet und veftgejezet feyn. 

8. 435. Es follen aud) die Landtags⸗ und andere Landes - Fiirjtliche 
Resolutiones vom Lehu-Weſen, in fo ferne fie nicht in diefem Vergleich 
anders erfiäret und verändert find, dahin bey Kräften bleiben, daß darauf 
bey Faßung des fünfftigen Lehn⸗Rechts Obacht genommen werden foll. 

$. 436. Damit e8 aber auch an fothanen bejondern Medienburgifchen 
Lehn⸗Recht nicht fehle; So wollen Wir den, vor langer Zeit davon über- 
gebenen Entwurff, mit den von der Ritterſchafft dabey gemachten und noch zu 
machenden Erinnerungen, nadhjehen, und innerhalb der nächſten zweyen Jahre, 
wann folches vorhero nochmahls der Witter- und Landfchafft, respective zu 
Abgebung ihres unvorgreifflihen Guthachtens, und zu Ertheilung ihrer Ber 
willigung in den Puncten, in welchen fie bereit8 wohl erworbene Rechte wor 
fih haben mögten, communiciret ſeyn wird, durch den Druck zur Publi- 
cation befördern. 

8. 437. Wir wollen auch eine befondere Lehn⸗Tax-Ordnung auf den 
„Grund der in den Reversalen vom Jahr 1572. art. VII. veftgefezten 
Tax und mit billiger Bergleihung des damaligen Münz - Werd & den 
heutigen Zeiten errichten, und folche nach Maaßgebung des obigen Achten 
Articuls von der Yandes-Fürftlichen Gefez-Gebungs-Macdht , durch den Drud 
publiciren, und darnad aufs genauefte bey Unferer Lehn⸗Cammer verfahren 
laßen. 

8. 438. In ſothaner Tax-Ordnung ſoll zum Grund geſezet werden, 
daß gleich wie zu Zeiten der erjten Reversalen vom Jahr 1572. für einen 
Will-Brieff von Hundert ein halber Neichöthaler des damahligen Preifes der 
Güter nad) damaliger Münz Sorte zu bezahlen, vergliden worden, alſo au 
ein folche8 nach dem jetigen und fünfftigen Preife und nach der jegigen und 
fünfftigen Valeur der Münze bezahlet werden folle. 

8. 439. Inzwiſchen ſoll insfünfftige und fo lange die Tax-Ordnung 
nicht publicivet worden, bey Unferer Lehns-Canzeley für die Expeditiones 
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nicht mehr, als was die Reversales im Munde führen, genommen, und 
was dem zumieder, wieder verhoffen, etwa gefchehen, fünfftig zu keiner Con- 
sequenz gezogen werden. 

8. 440. Für Lehn-Herrlihe Consense Lehn- und Allodial - Brieffe, 
die bey eines Herrn Regierung gejucht, oder bey des nachfolgenden 
Herrn Regierung erft expediret worden, jollen nicht doppelte jondern nur 
einfache Gebühren gefordert und erleget werden. 

8. 441. Die Befizer verfchiedener Haupt Lehne follen zwar nicht zu 
verfchiedenen Zeiten, jedoch tiber alle Güter den fchuidigen Lehn-Eyd ablegen, 
und haben dahero das Verzeichniß von allen ihren Haupt-Güthern zu rechter 
Beit und in gehöriger Ordnung, über ein jedwedes Haupt - Guth mit feinen 
Pertinenzen befonders, einzubringen. , 

8. 442. Die Lehn-Eyde follen bey perſöhnlicher Eydes-VLeiſtung über 
alle Yehn-Güter eines Lehn-Mannes zugleich und mit einmahl in einem Eyde 
abgejchworen werden. Jedoch find fo viele eidlihe Reverse beſonders zu 
unterfchreiben, al® Haupt - Güther ein jeder zu Lehn empfängt, oder durch 
Muthung zu Lehn erneuert. 

8. 443. Die Wieder - Conferirung der eröffneten Lehne betreffend, 
welche fonft nach befannten Tehn - Rechten Uns als Domino feudi wieder 
anheim fallen: Da zweifeln Wir nicht, daß Unfere Hochlöbliche Borfahren 
und Wir felbft Uns aljo bezeuget, daß die von Unferer getreuen Ritterjchafft 
fih deßen werden Dandnehmig zu erinnern haben; Wollen auch buführo 
Uns aljo gegen Diejelbe bezeigen, daß die Meriten getreuer Yande-Patrioten 
unvergeßen bleiben follen. Jedoch können Wir Uns hierin nicht vorjchreiben 
lagen. 

8. 444. Anlangend die Uns und Unſeren Nachkommen vor wie nad) 
unbenommen bleibende Erkanffung der Adelichen Güter; So laßen Wir es 
bey dem Landes - Schluß vom 18ten Octobr. 1651. nochmahls bewenden, 
und verfichern vermöge deßen in Gnaden, daß, warn Wir die erlauften, und 
andere erledigte Yehn-Güter, Unferen Fürftlihen Aenitern und Patrimonial- 
Gütern etwa über kurz oder lang zulegen wolten, ſolches doch nicht anders 
als enm sua causa et onere ohne Nachtheil der Ritterſchafft der Geftalt 
gejchehen folle, daß fie nicht Urfach habe, ſich dieferwegen zu befchiweren. 

8. 445. Dahingegen wollen Wir auch. zum YAufnehinen und zu Er- 
haltung Unferer Nitterfchafft nicht entgegen jegn, daß fie Fideicommissa und 
Majorate in Unferen Zanden, wegen der neu acqnirirten Lehn-Güter er- 
richten. Jedoch wollen Wir bey der verheißenen Berfaßung des Lehn-NRechts 
über eine allgemeine Yandes - Ordnung, nach welcher Diefelbige einzuführen, 
Uns zuvor mit einander vereinbahren. 

8. 446. Wir wiederholen demnach Unſere bereit3 oben ertheilte Ber- 
fiherung, daß Wir von den feit Unferer Regierung an Uns gelonımenen, 
oder in Zukunfft an Uns und Unſere Nachkommen, durch Taufch- Kauff- oder 
Anfall gelangenden Güter allemahl dasjenige erlegen, und abftatten wollen, 
was der Yandes-Verfaßung nach davon an Ritter» und Landſchafft erfeget, 
und abgeftattet werden muß. 

8. 447. Wann die Lehns⸗-Muthung aus einem Verfehen nicht zu rechter 
Zeit gefuchet oder verfäumet, oder fonft ein Tehns- Fehler ohne Vorſaz begangen 
ft; So follen die Lehne nicht nad der Strenge der Lehn⸗Rechte deswegen 
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für Oaduc und Unſerer Lehn-Eammer heimgefallen geachtet, fondern es foll 
das befundene Verſehen mit einer mäßigen Geld - Strafe von Funff, Zehen, 
biß Zwanzig Reichsthaler gebüßet werden. 

8. 448. Wann ein Lehn zu Erbe oder Allodial zu machen geſuchet 
wird, follen die Lehn-Folger darüber vernommen werden, und daferne diefes 
upterlaßen worden, oder die Tehnd - Folger in die Berwandelung des Lehns 
in Erbe nicht willigen, fol folde nul und nichtig feyn. 

8. 449. Wegen der bey lezt -voriger Regierung aber ertheilten und 
von Uns noch nit erfannten und beftätigten Allodial-Brieffe, deren, fo viel 
Wir jezo wißen, nur noch einer ın lite befangen ift, bleibt Uns linfere 
Landes» und Yehn - Herrliche Befugniß, in Anjehung deren Richtigkeit unge- 
kürzt alle Wege vorbehalten. 

8. 450. Wegen der, bey Unferer Regierung beftätigten oder verliehenen 
und noch weiter zu beftätigenben oder zu verleihenden Allodial-Brieffe, ver- 
ſprechen Wir für Uns und Unfere Fürſtliche Nahlommen, daß gegen jothane 
Allodial Brieffe niemand bejchweret und ein mehreres als darin Gedings- 
und Pact-Weife von den Allodial - Befigern angenommen worden, niemahls 
begehret, weniger die Allodialitaet felbft von Unfern Nachkommen auffge- 
ruffen werden fol. 

8. 451. Es foll auch einem jeden unbenommen ſeyn, fein Lehn-Guth 
auf jo viele Jahre als er feinen Umbftänden nach Convenable achtet, jedoch) 
Höchſtens nur auf Zwanzig Jahr zu verpfänden: Welche Zahl der Jahre von 
Uns oder Unſrer Lehn-Cammer nicht eingejchrändt oder vermindert werden foll. 

$. 452. Bey Veräußerung der Lehn-Güter an einen in der erften In- 
vestitur mit begriffenen Agnaten, fol! der neue Vasal zwar den Lehn⸗ 
Herrlihen Consens zu ſuchen allerdings fehuldig, jedoch nur die Häfffte der 
fonft gewöhnlichen Consens-Gelder zu erlegen gehalten jeyn. 

8. 453. Wann aber Leibliche Brüder einander Lehn⸗Güter verlauffen, 
fol nichts als die bloße Anzeige und Ableiftung des Lehn-Eydes, dabey aber 
fein Consens-&eld gefordert werben. 

8. 454. Des Juris Protimiseos in Lehn- und Allodial - Gütern, 
wollen Wir Uns nicht weiter, al3 bey denen Gütern, wo e8 in den Yehn- 
oder Allodial-Briefen ausdrücklich vorbehalten und stipuliret ift, gebrauchen. 
Seftalt Wir Uns deßen biemit in Abficht auf die übrigen Yehn- und Allodial- 
Güter für ‚Uns und Unfere Nachlommen fegerlichft begeben. 

8. 455. Der von neuen Vasallen an den Yehn-Herrn zu erlegenden 
Laudemial-Gelder halber , bleibt e8 bey der Kundbaren Observantz und 
Possession von Zwey Pro Cent in couranter gäng und gebiger Münze, 
das Kauff- Pretium möge gefezet feyn, in welcher Miünz - Sorte es wolle, 
ohne Verhöhung nach wie vor ungeänbdert. 

8. 456. Alle diejenige, welche in Tehn-Sacden bey Unſerer Lehn⸗ 
Sammer zu ſuchen haben, ſollen einen Procurator oder in Actis nahm⸗ 
hafft zu machenden Bevollmächtigten zu beftellen ſchuldig ſeyn. Und da aud) 
der linterjchieb von Judicial- und Extrajudicial- Sachen bey Unferer Lehn⸗ 
Sammer Etat hat; Co fol in jenen die Unterjchrifft des Procuratoris 
und Advocaten fchlechterdings erforderlih, in diefen aber die eigenhändige 
Unterjchrifft des Principalen zulänglich jeyn 

8. 457. Da aud) nad Unferer —* notoriſchen Herkommen und 
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üblichen Gebrauch die Lehue durch entftehende Concurse aus der Familie 
fallen; So find die Gläubiger und Beliger folcher Yehn- Güter entweder das 
Lehn darüber zu fuhen und durch einen zu benennenden Lehn- Träger zu 
nehmen ſchuldig, oder auch gehalten, Uns felbige, gegen Empfang ibrer 
mäßigen erweißlichen Forderungen an Capital, Zinfen, Meliorations-Koften, 
fo wohl impensarum necessariarum als utilium, nebft Krieges- und andern 
Schaden, zur Lehn-Herrlichen Disposition fiber da8 Lehn abzutreten. 

8. 458. Sedo verfihern Wir biemit ausdrädlidh, daß Wir über die 
zum Concurs gefommene Gulter wegen des Lehns nicht eher disponiren 
wollen, bevor der Concurs geendiget, oder die Güter durch geſchehenen 
öffentlichen Verkauf veräußert worden. 

8. 459. Wir verfprechen hiebenebft gnädigft, es genug ſeyn zu laffen, 
daß wegen der Güter, fo per distributionem verſchiedenen Creditoribus 
zugefchlagen, nur in genere über die gejchehene Distribution, nicht aber 
von einen jedweden Creditore ein Particular - Consens , feiner Ratae 
halber, nachgeſuchet werde. 

8. 460. Wie dann auch Wir bei Particular-Adjudicationen die 
Berordnung in Unferer Lehn-Cammer ftelen wollen, daß deswegen das font 
gewöhnliche Consens-Geld, es mögte dann feyn, daß derjenige, weicher das 
Adjudicatum erhalten, ſolches an andere wiederum veräußern wolte, nicht, 
fondern nur das Schreib-Geld dafür genommen werden fol. 

8. 464. So offt ein Berfauff oder Taufch eines oder des andern 
Lehn-Pertinenz-Ctüd3 an einen Fremden Nicht- mit Belehnten Agnaten 
vorgehet, muß darüber nad) dem gewöhnlichen Consens ein neuer Lehn-Brieff 
genommen werden. 

8. 462. Wann aber ein Verkauff oder Tauſch eines oder des andern 
2ehn-Pertinenz-Stüd3 an einen, in der erjien Investitur mit begriffenen 
Agnaten vorgehet, ſoll derjelbe zwar nicht jchuldig feygn, darüber einen Yehn- 
Brieff zu nehmen, gleichwohl einen Consens zur Acquisition und Incor- 
poration des Pertinenz - Stüd3 zu dem Haupt » Lehn- Guth zu löſen ge- 
halten ſeyn. 

8. 463. In Lehn- Sachen bleibt Unſere Lehn-Cammier allein forum 
competens. Es ſoll aber zu dem Begriff von Lehn⸗Sachen nichts gerechnet 
werden, als: | 

1) Die Causae investiturae, und was dahin einfchlägt. 

2) Causae gratiae. 

3) Wenn wegen der Lehn-Dienfte die Frage ift. 

4) In Lehn- Fehlern, Felonie- und Caducitäts-Fällen. 

5) In Causis revocationis feudi. 

6) In Causis reluitionis, wann die Frage vom Jure reluendi. 

7) In Causis Succesionum in feuda, 

8) In Causis proximitatis Agnatorum. Alle übrigen follen als 
Causae contentiosae jurisdictionis ; welche lediglich da8 Interesse 
privatorum betreffen, angefehen, mithin von Unfrer Lehu-Ganımer an 
die Lands⸗Gerichte verwieſen werden. 

8. 464. In allen Fällen aber behalten von der Lehn⸗Cammer die Appel- 
lationes ad Caesarem, und von den Canzelleyen an das Yand- und Hoff 
Gericht, Inhalts des vorigen Articuls vom J ustıtz-Wefen, ihren fregen Tauff. 
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8. 465. Wir wollen übrigens bey Unferer Lehn- Samıner die gehörig 
gefuchte und erkannte Consens- Brieffe, auch die Muth = Zettel, und andere 
Ausfertigungen nicht aufhalten, fondern fchleunig gegen Erlegung der gewöhn- 
lihen Gebühren außfolgen laßen. 

8. 466. Bey den Lehn- Brieffen follen die gemöhnlichen Forinalien 
und Clausuln alle Wege beobachtet, und wieder Wißen und Willen der 
Vasallen feine nene und ungewöhnliche dem Lehn-Brieff einverleibet werden. 

8. 467. Bann Wir oder Unjere Nachkommen von Unferen Domanial- 
Gütern eines oder das andere gegen Abdeliche Güter umfezen und vertaufchen, 
fol das veräußerte Domanial- Guth die Eigenfchafften und Rechte eines 
Adelichen Guths zu allen Zeiten und in allen Stüden haben und behalten. 

8. 468. Berlieret ein Vasall durch Brand oder andere Unglitds- 
Fälle feine Lehn - Brieffe, und Muth- Scheine; So foll er, mit rechtlicher 
Beicheinigung des Unglüds- Falles, fih in Zeiten bey Unfrer Lehn-Cammer 
melden, und neue Urkunden ausbitten, weldye ihm in Gnaden, gegen billige 
Schreib-Gebühr, doc, ohne fonftigen Entgeld, gefolget werden follen. 

8. 469. Wegen der Lehn- oder Nitter - Pferde und Landes - Folge, 
mwollen Wir auf dem, nach vollendetem Hufen-Mekungs: Werd, nächſt bevor- 
ftehenden Landtag, wegen ordentlicher Regulierung und Richtigſtellung der 
Yehn-Pferde auch deren Gebrauchs und Aufgeboht3 den Antrag thun, und 
Uns darüber eines beftändigen Regulativs mit Unfrer Ritterfchafft vergleichen. 

8. 470. Jedoch geben Wir derjelben hiemit für Uns und Unfere Nad- 
fommen die gnädigfte Verficherung, daß feinem Unfrer Vasallen für die 
Ritter-Pferde jemahls einige Geld-Schazung auferleget werden, mithin niemals 
einige Erleguige unter dem Nahmen von Roß - Dienft = Geldern oder unter 
andern Praetexten gefordert, weniger beygetrieben werden foll. 

8. 471. Das Beräußerungs - Recht der Allodial- Güter bleibt alle 
Wege uneingejchrändt und ungefchmälert. Nur daß Niemand “eine Beräußer- 
ung feines Allodial- Guhts an einen auswärtigen Potentiorem oder an 
Stiffter und Communen unternehme. Geſtalt diefe hiemit ein für allemahl 
verboten, mithin jothane Handlungen an und für fi null und nichtig feyn, 
auch dem Unternehmenden zu befonderen mwillführlichen Strafe gereichen follen. 

8. 472. Bey Veräußerung der Lehne ſoll diejes ebenfalls Rechtens 
fegn, mit dem Anhang, daß ſoforth nach gefchlogenem Contract , und ohn⸗ 
fehlbar binnen Jahr und Tag vom dato des Bollzugs deſſelben, allemahl 
aber vor Beſiznehmung und Uebergabe des Guts mittelft Einreichung des 
Contracts, der Yehn-Herrlihe Consens gefuchet werden fol. 

8. 473. Im übrigen wird unfer Yehn-Edict vom 26ten September 
1749, nachdem demfelben in den mehreften Puncten bereits feithero Genüge 
und fonjt abhelffliche Maaße geſchehen ift, hiemit, aufgehoben. 

Drey und Zwanzigſter Articul, 
Bon Kirchen» und Pfarr-Sachen. \ 

8. 474. Nach Maaßgebung des XII. Articuls der Reversalen vom 
Fahr 1621 wollen Wir Unfrer Ritter - und Yandichafft das Patronat und 
das damit verknüpfte Necht, die Kirchen-Diener zu berufen, wo folches ein 


jeder rechtmäßig erworben und hergebracht, hiemit beftätiget und werfichert, 
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folglich den jezt angezogenen Reversal-Articul, feinem ganzen Innbhalt nach 
anhero wiederholet haben. 

8. 475. In Anſehung der Prediger - Wahlen, bey den Nitter- und 
Tandfchafftlihen Patronat - Pfarren, ſoll es Hinführo der Geftalt gehalten 
werden, daß der Patron der Gemeine, bey welcher ein neuer Prediger zu 
beftellen, drey Candidaten zur freyen Wahl vorftelle, die ganze Wahl-Halt- 
ung allein dirigire, und unter feinem Borfiz dag Wahl-Protocoll, mit an- 
ftändlicher Beſezung des Wahl-Tifches und durch einen gefchidten und im 
Lande angefeßenen Notarıum halten laße, das Protocoll aber ſelbſt mit 
jeinen Beyfigern unterfchreibe, ſolches Uns mit feinem Bericht einfende, und 
. um Unfere Landes-Fürftliche Verordnung zur Ordination und Introduction 
des Gemwählten unterthänigft anfuche. 

$. 476. Damit nın dem Zufall vorgebeuget werde, daß nicht foldhe 
Personen , welche nicht Praesentations - und Amtsfähig find, zur Prae- 
sentation und zum Predigt-Ambt gelangen; So follen die Kirchen-Patronen 
die aufzuftellende Personen aus der Zahl der ein- oder ausländiſchen bereits 
von einem Unferer Superintendenten examinirten und wit dem Zeugniß 
der Praesentations- und Amts-Fähigkeit verfehenen Candidaten zu nehmen 
ſchuldig ſeyn: Welche Zeugniße jederzeit dem, vom Patron einzufendenden 
Wahl - Protocollo in ihren Originalien beyznlegen, und mit an’ Uns ein- 
zufenden find. 

8. 477. Bände ſich aber eine zu praesentirende Person, welche noch 
nicht examiniret, und mit dem Zeugniß der Praesentations - und Amts- 
Fähigkeit verfehen worden; So follen Unfere Ehru-Superintendentes ſchul- 
dig, und hiemit ein für allemahl angewiefen ſeyn, diejenige zu praesentirende 
Candidaten, welche noch nicht examiniret find, folglich feine Zeugniße ihrer 
Fähigkeit zur Praesentation und Wahl von einem Unferer Superinten- 
denten vorweifen können, auf jchrifftliches Anfuchen eines Kirchen - Patroni. 
mit Fleiß zu examiniren, und ihnen ein gewißenhaftes Zeugniß über ihre 
Tüchtig- oder Untüchtigfeit zu ertheilen. 

S. 478. Wann nun das von dem Kirdhen-Patron folder Geſtalt ein- 
gerichtete Wahl- Protocoll mit feinem Bericht an Uns einlkömmt; So wollen 
Wir dem Ehm=Superintendenten, in deßen Superintendentur die Pfarre 
belegen, Unfern Befehl ertheilen, den Ermählten, nach der alten von Ritter: 
und Landfchafft angenommenen Kirchen - Ordnung und observantzmäßig zu 
ordiniren, und an fein Anıt zu weifen. 

8. 479. Uebrigens wird es den Herfommen gemäs bey der Praesen- 
tation Dreyer Uandidaten zur Wahl gelafen. 68 wäre dann, daß ben 
einer Pfarre mehr als ein Patronus das Patronat hätten, da dann ein 
jeder Patronus einen Candidaten zu praesentiren berechtiget ift. 

8. 480. Wann jedoMP aus erheblichen Urfachen von Uns, bey Pfarren, 
wo jemand von der Ritterſchafft und Yand-Begüterten eingepfarret ift, oder 
auch von Nitter- und Landfchafftlichen Patronis, ein Candidatus allein 
praesentiret werden fol; So fol dazu vorher die Genehmigung der ge: 
fanımten Eingepfarreten und der Gemeinde eingezogen umd beweißlich beyge- 
bracht werden. 

8. 481. Die Rirchen-Patroni follen bey ihren Juribus Patronatus 
und ihrem Recht der Disposition in Anfehung der Kicchen-Stüble, auch bey 
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allem, was der hieſigen Landes-Observanz nach, von dem Jure Patrona- 


tus ſonſt dependiret, in alle Wege geſchlizet, und ihnen weder von Unſerer 
Negierung, noch von dem Consistorio, Snperintendenten oder Pastore 
darin einiger Eintrag weiter gefchehen. 

8. 482. In Fällen von Reich und Tandes-Trauer, daben das Gloden- 
Läuten und Einftellen des Drgel- Schlagen® und der Music von Uns und 
Unferen Nachlonmen Landes-Fürftlih zu verfügen und zu gebieten feyn wird, 
wollen Wir durch eine allgemeine Verfügung an Ritter und Landſchafft, fo 
wohl den Patronen als den Guths - Herren, zu gehöriger Nachachtung und 
Beranftaltung, dag nöthige befannt machen lagen. 

8. 483. Bey der alten und revidirten Kirchen-Ordnung resp. d. a. 
1572 und 1608 hat es jo lange fein Bewenden, biß ſelbige nebft der 
Consistorial- und Superintendenten-Ordnung, nad Vorſchrifft des mehr 
angezogenen Achten Articuls, von der Landes - Fürftlichen Geſetz⸗ Gebungs- 
Macht, mit Zuziehung der Ritter -« und Yandfchafft, von neuem nachgefehen 


. und verbeßert ſeyn wird. 


8484. Wir wollen aber diefe Nachficht und Fertigung einer neuen 
allgemeinen Ordnung. in Kirchen-Pfarr⸗ und Geiſilichen Sachen fogleich nad) 
Schließung dieſes Vergleichs dergeitalt befördern, daß Wir Unferen dazu ver- 
ordneten Rähten, dann auch der Theologiſchen Facultaet in Rostock, und 
gefamnıten Unferen Ehrn-Superintendenten, den Entwurff einer allgemeinen, 
und jezigen Zeiten, doch ſouſt der Yandes-Verfaßung gemäßen Consistorial- 
auch Kirchen- und Superintendenten-Ordnung aufgeben, ſolchen nachhin der 
Nitter- und Yandichafft communiciren, und nach gehörten deren Erinnerungen, 
nad Maaßgebung des Achten Articnls diejes Vergleichs Paragraphen. In 
Letzterem Fall ze. ꝛc. höchitens binnen Zweyen Jahren publiciren lagen wollen. 

8. 485. Beicht- Scheine follen überall nicht gefordert, noch. ertheilet 
werden, fondern e8 bey der, von den: Guts⸗ oder Lohn» und Brod - Herrn 
den Untertbanen und Bedienten ertheilten Beſcheinigung, nach Disposition 
der Policey-Gefinde- und Zagelöhner-Ordnung, fein unwandelbares Bemwen- 
den haben. | 

8. 486. In Anfehung der Veränderung des Beicht Vaters', ſoll zwar 
ein jeder insgemein fich des Anıt3 feines einmahl erwählten Beicht - Vaters, 
unter deßen Kirchfpiel er eingepfarret, gebrauchen, gleichwohl aber joll auch 
einen jeden, wenn er mit bemfelben in Wieder - Willen, ja gar Processen 
verwidelt, fregftehen, auf Dispensation, ohne jährlihe Erlegung der neuer- 
lich eingeführten Sechs Neichsthaler , einen andern Bericht - Bater zu nehmen. 

8. 487. Es bleibt auch hiemit die bald möglichſte Landes - Fürftliche 
Beranftaltung einer Greeneral-Kirchen-Visitation in Gleichförmigleit der Yan- 
des⸗Geſeze vorbehalten und verfüchert. 

8. 488. Würde aber immittelft eine Special-Kirchen-Visitation bie: 
oder da durch den Superintendenten in jeinem Crayſe anzuftellen ſeyn; 
So follen ihm allezeit tüchtige Personen von der Nitter- und Landſchafft 
adjungiret, und ohne ſolche Adjunction feine ordentliche Visitation vor- 
genonmen werden, jedoch den Superintendenten die unperfehene Bejuchung 
der Prediger und Correction ihrer Negligenz in ihrem Amte, auch außer 
der Visitation, jedoch ohne Unkoſten der Kirchen, des Patroni und ber 
Eingepfarreten, freygelaßen ſeyn. 

28* 
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8. 489. Die Relationes Visitationum follen nicht allein in Con- 
sistorium eingeſchickt, fondern auch demjenigen von Ritter- und Landfchafft, 
darımter der visitirte Ort belegen, fo viel der Prediger ımd Zuhörer Lehr 
und Leben, auch jener Einfünfte betrifft, zugefertiget und darüber der Ex- 
tractus de3 Visitations - Protocolli dem, fo dabey einig Interesse hat, 
und darum anfuchet, gegen Erlegung der Echreib - Gebühren ummweigerlich 
communiciret werden. 

8 490. Die Kirdhen- Patronen follen ſamt dem Prediger von den 
Kirchen » Borftehern jährlich Rechnung fordern und aufnehmen; Jedoch ohne 
Abbruch weiterer Unterfuchung und gehöriger Revision bey der vorbehaltenen 
General- und Special-Visitation. 

8. 491. Wir verordien au biemit, daß die Pfarrer und Kirchen- 
Borfteher jchuldig feyn follen, die Kirhen-Rechnungen in des Patroni Haufe 
abzulegen, wenigftens vier Wochen vor der Aufnahme felbige ad monendum 
dem Patrono einzureichen, und fich nicht zu weigern, warn Patronus nöthig 
findet, auch außer der Zeit die Rechnung einzufehen, ſolche ihn: einzujenden. 

8. 492. Wann auch neuerliche und unnöthige, dem Recht und Her⸗ 
fommen entgenlauffende Anlagen, auf die Kirchen - Gelder, als wegen der 
Introduction der Superintendenten, dabey anznftellender Gaſtmahle, der 
Superintendenten - utice, und des Brief-Porto und dergleichen gemacht 
worden: Eo find foldhe fofort abzuftellen. Die Ausfeihe der Kirchen-Gelder 
fol von dem Pastoren und den Borftehern, mit Vorwißen und Einwilligung 
der Patronen, gejchehen. 

8. 493. Diefem aber jtehet nicht Frey, Kicchen-Gelder, ohne Meldung 
beym Superintendenten und ohne degen Bewilligung, auff Zinfen zu nehnen. 

$. 494. Die Inspection über die Schulen in den Ztädten fol den 
Magistraten jeden Orts, daferne von der Stadt zum Unterhalt der Schulen 
ein Beitrag gefchicht , oder fie ſolches wohl hergebradht, oder auch das Pa- 
tronat-Redht über die Schulen ex Concessione haben, ungeträndt gelaßen 
werden; Jedoch Uns an Unferer Ober-Inspection und jedem an feinem er- 
weißlichen Recht unſchädlich. 

$. 495. Die Prediger follen auch ſchuldig feyn, die Schulen in ihrer 
Gemeinde, jo wohl in den Städten, als auf dem Lande, fleißig zu beſuchen, 
und den Schulmeiftern Anleitung zu geben, wie fie die Kinder unterrichten 
follen, auch zugleih dur Examinirung der Kinder unterfuchen, wie weit fie 
von der Anweiſung ihrer Schulmeifter profitiret haben, die Prediger aber, 
fo ſolches unterlaßen, follen entweder an Gelde, oder mit Einziehung des 
Miß⸗Korns beftrafet werden. * 

$S. 496. Die Dorff-Schufmeifter, die keine Küfter feyn, follen mit Bey- 
bringung guter Zeugniße und mit Zuziehung des Prediger8 an dem Ort von 
der Guth8- Obrigkeit, unter beliebigen Bedingungen angenommen, und nach 
Willkühr beurlaubet werden, auch der Jurisdietion der Fegtern in andern 
Fällen, außer im Lehr-Punct, unterworfen feyn. 

$. 497. Die Küfter follen au an den Orten, wofelbft es hergebracht, 
von den Patronis vorgefchlagen werben. 

8. 498. Die Oeconomeyen und andere Geiftliche Stiftungen follen, 
wegen an fich gebrachter Stadt - Weder und Häuſer, den Schoß und andere 
Hauß-Laften und Pflichten, abzuführen gehalten feyn. 


+‘ 
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$. 499. Ben Unferen Patronat - Pfarren follen Unfere Beamte, bey 
Adelichen - und Städtiſchen- Patronat - Pfarren aber die Patronen jeben 
Orts, Macht haben, niit Zuziehung der Prediger, Kirchen » Vorfteher, auch) 
Beeydigter Zinmer- und Mauerleute, die Baufällige Kirchen und Geiftliche 
Gebäude befichtigen, und fo weit e3 nöthig befunden wird, von den Kirchen⸗ 
. Geldern begern zu laſſen. Jedoch wenn der Eingepfarreten Assistence dazu 
erfordert wird; So follen jelbige mit zugezogen, und nad) vorgängiger Ber: 
einbahrung, die zu leiftende Fuhr- und Hand-Dienfte, reguliret werden. 

8. 500. Wenn Pfarr und Küfter- Hänfer neu erbaut werden follen ; 
So follen die Eingepfarrete nur allein an denen Orten, wo es hergebradit, 
fonft aber nit, Hand und Epann = Dienfte, keineswegs aber einige Geld- 
Praestanda zu leiten, oder Bıu-Materialien in Natura zu liefern, ſchul⸗ 
dig ſeyn. Jedoch bleibt der Fall’ cines befondern Pacti oder ermweißlichen 
Herkommens ausbejchieden, 

$. 501. Wenn aber alte Kirchen gang abzubrechen,, und neue wieder 
aufzubauen find, fol jolhes Uns, wie Rechtens, vorher gemeldet werden. 

$. 502. Da auch nad, jegiger Berfaffung und Einrichtung der Land- 
Güter, der in vorigen dreyßigjährigen- und andern Kriegs-Zeiten entjtandene 
Begriff von wüſten und vermilfteten Hufen gänzlich aufgehöret, hingegen nun- 
mehro ein jeder Guts-Beſitzer alle vor Hundert Jahren etwa wüſt⸗ geheißene 
Hufen, entweder jelbjt im Gebrauch und Gem oder um Pacht und fonft 
ausgethan bat; So jollen hinfüro zu Abjchneidung unendlicher Processen 
von allen Hufen, die vorhin und bis jett wüßte gewejen, und geheißen, oder 
niedergeleget worden, den Predigern und SKirchen-Bedienten, nebft dem Miß⸗ 
Korn auch Eyer und Würfte, jedoch beyde leutere Erlegniße nur an den 
Orten, wo fie erweißlich jeit dem Fahr 1701 hergebracht find, gegeben wer- 
den. Das Opfer-Geld haben die Prediger von Peuten, die in den Gütern 
wohnhaft find, hergebrachtermaßen zu genießen. 

8. 503. Wie fi) aber diejes nur für die Zukunft und nach Ablauf 
des erften Jahres nad) dem Schluß gegemwärtigen Vergleichs verftehet; Alſo 
haben die Prediger und Kirchen-Bediente, hieraus aufs vergangene, außer dem 
genoßenen, nichts zu fordern. | 

8. 504. Nicht meniger follen, dem Herfommen jedes Orts gemäß, fo 
wohl bey Fürftlichen- als Adelichen -Patronat- Pfarren, von den fo genanten 
wüſten- und gelegten, zum Fürſtlichen Ambte oder zum Adelichen Hof gezo- 
genen Hufen, als melde drey Gattungen in Anfehung der Kirchen» und 
Prediger - Gebühren, von nun an und künftig einerley Begriffs und Rechts 
feyn jollen, die uhren zur Reparatur der Kirchen, Wedmen, Küftereygen, 
und übrigen Kirchen-Gebäuden, dann auch zum Holen der Prediger zu Vacanz- 
Zeiten, nicht weniger zum Dienſt des Geläuts bey Reichs- und Landes-Trauer- 
Fällen, geleiftet und beyträgig mit abgehalten merben. 

8. 505. Wie denn auch der von wülten- oder gelegten Hufen der 
Pfarre und deren Dienern erweißlich zuftäudige Zehende, nebſt allen daranf 
baftenden Renten und Pächten, jedsmahl gebührend entrichtet, und abgeftattet 
werden foll. 

8. 506. Wenn ein oder anderer Patronus der Kirchen» und Pfarr- 
Aecker, oder fonft Yand - Begüterter, zu Hebung der Communion gegen 
andern Ader, jedoch ohne allen Schaden der Kirche und der Pfarre ver- 
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taufchen weilte; Zo fell mad vorgänziger von beuden Partenen auszufittender 
(ommissariidyer Unterfuhung uud erſtaueien Deridn, mıttın mach" Veſiuden 
der. Umftände, Unſer Yandes - Fürſilicher Consens turäber mit verjaget 
werben. 

$. 507. Außer tiefem was vorhin guätigft bewilliget md Farklic 
verſprochen, bleibt überhaupt die Disposition der reridirten tirchen-Ord- 
sung Tit. von Ilnterhaltung und Schuz der Pastoren $& Wann auch ter 
Herſchaft foll. 276 h. ein für allemahl zum Grunde E 

$. 508. Wir lagen and hiemit aus Yandes - zürftliher Macht und 
Gnade, jowohl denen von der Ritterjaift, al3 allen und jeten vom Ztande 
anf dem Yande und in den Städten frey, fi der Privat-Communion an 
Zonntägen vor- oder nad der Predigt, auch in ber Wochen an Verd- Tagen 
ın der Kirche zu gebrauchen, auch die Copulationes und Kind-Taufen in 
den Hauſern anzuftglien, nicht minder ihre Leichen des Abends in der Stille, 
nach Maaßgebung Unferer publicirten Trauer-Irenung rom 12. September 
31749 und gegen Exlegung der hergebradhten Kirchen - Prediger - und Schul⸗ 
Gebüuͤhren beyfegen zu lagen, ohne darüber irgendwo Special-Dispensation 
fuhren zu bürfen. 

. 509. Wegen der Proclamationen derer, die fich verehligen wollen, 
bleibt e8 der Iegul nad, bey der revidirten Kirchen - Trdnung. Jedoch 
follen die Dispensationes nad Befinden der Umftände weder erſchweret, 
noch verfaget und Höchſtens mit Sechs Reichsthaler ausgelöſet werden. 

8. 510. Was fonft noch in Kicchen- und Pfarr - Saden zu ändern, 
u verbeßern oder zu erläutern, das bleibt den künftigen Land - Tägen und 
ber zur Hinkunfft ob verglichenermaßen ausgeſetzten Nachſicht und Verbeßer 
ung der Kirchen - Consistorial- und Superintendenten - Ordnung, hiemit 
vorbehalten. 


Bier und Zwanzigfter Articul. 
Bon den bifherigen Forderungen und Gegen-Forberungen. 


8. 511. Dem von Uns fowohl als von Unferer Nitter- und Land— 
ſchafft abgezielten Zweck der baldmöglichften Beförderung und SHeritellung 
einer volllonımenen Ruhe und Befriedigung des Vaterlandes, haben Wir nichts 
gemäßer und vorträglicher gehalten, als daß alle Uns und Unferem Haufe 
an die Ritter: und Yandfchafft, oder an die Ritterfchafft alleine, oder an den 
Land Kaſten zuftehende Yorderungen aus vorigem oder diefem Seculo oder 
auch von voriger Regierung, insbeſondere ſowohl, in Anfehung der freimil: 
ligen Steuren, der Reversal-Cchulden, der jährlichen Yandes-Contributionen, 
Reichſs⸗Crayß⸗ und Prinzeßin-Steuren oder woher diefelben irgend rühren 
an der einen, und denn alle von der Nitter- und Yandfchafft zufammen, oder 
von ber Nitterfchafft alleine von vorigen Regierungen her gemachte Schadens: 
und andere Geld Forderungen an Unfer Haug am andern Theil, gegen ein⸗ 
ander aufgehoben, abgethan und vernichtiget werden, wie Wir denn foldye 
Forderungen und Gegen- Forderungen bienit gänzlich gegen einander aufheben, 
abthun und zernichten. 

3. 512. Jedoch bleibt Unferer Ritter- und Landſchafft wegen der 
Schäden, fo fie durch die Kussiſche Exactionen, imgleihen durch die Durdh- 
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märfhe und den Aufenthalt der Schwedifchen und Dänfchen Trouppen 
erlitten, und an Unfers in Gott ruhenden Herrn Bruders weyl. Herrn Herzog 
Carl Leopolds zu Medlenburg Yhbn. Descendenten ,' wie auch an die 
Auswärtige Mächte Russland, Schweden und Dännemarck und andere 
auswärtige Staaten zu fordern haben, und gegen diefelbe auszuführen, und 
zu erhalten vermöchten, alle Befugniße vorbehalten. 

8. 513. Und gleihwie Wir auch ratione praeteriti wegen der aus 
Unferen hypothecirten Yentern für Unfere Ritterfchafft nad Hannover 
gegangenen Contribution im Haupt: und Neben-Modo zu Berzinfung eines 
von derfelben dofelbft angeliehenen Capitals nach Abtrag der ?%/m Reichs- 
thaler wegen der Schwarzburgiſchen Trouppen nichts fordern wollen, fondern 
Tarüber Unſere Rechte an die Nitterjchafft anftat des aus Unſeren Domai- 
nen und Städten geforderten Beytrags zu den Necessarien der Jahre 
Unferer Regierung, da keine Contribution verfündiget worden, völlig abge- 
treten und übertragen haben; Co verbindet fich Hingegen ratione futuri 
Unfere Nitterfchafft durch baare Bezalung des von Chur - Hannoverfcher 
Rent-Cammer angeliehenen Capitals, ſamt den Zinfen, den dafür verfchrie- 
benen Land -» Kaften, mithin die Contribution in fothanen Unfern Aenıtern 
fowohl nach tem Hufen - als nad) dem Neben - Modo längftens Trinitatis 
1756, mithin ohne Abbruch der Uns für diefes 175Ö5ten Jahr auf den 
Herbft zuftehenden Gontribution, aus gedachten Hypothec-Aenıtern wieder 
frey zu wachen. _ 

8. 514 Geſchehe diefes aber durch Verſäumung oder Berfchuldung der 
Ritterfchafft nicht, jo ziehen Wir die ganze C'ontributions-Summe, melde 
Uns aus den hypothecirten Wemtern im Haupt- und Neben-Modo zurid 
bleiben möchten, an dem für Uns und die Städte bemilligten Quanto ad Ne- 
cessaria jährlich fo lange ab, biß Unfere Ritterjchafft ihr Verſprechen erfüllet. 


Fünf und Zwanzigfter Articul. 
Bon der Eigenschaft und Kraft dieſes Vergleiche. 


8 515. Im und mit diefem aus Fünf- und zwanzig Articuln und 
deren Beylagen vom Nummner I bi8 IX inclusive nebft dem Signo (-) 
beftehenden Vergleich göunen und geben Wir allen und jeden Mißhellig- 
feiten, welche bey Gelegenheit der hiebevorigen Jrrungen, Processen, Ap- 
pellationen, und anderer Weiterungen ſich erhoben, und fortgefeget haben, 
eine gänzliche Amnestie und Vergepenheit. 

8, 516. Es werden denmach hiemit und Kraft dieſes alle bisherige 
zwifchen Uns und dem Corps Unferer Ritter- und Landſchaſſt indgefant, 
oder mit jedem Land = Stand befonder8 obgejchwebte Provesse , Appellu- 
tiones, Rechtshängigkeiten, und was mit ſolchem alfen verknüpfet ift, biemit 
getödtet, abyethan und aufgehoben, der Geftalt, daß dergleichen von feiner 
Seite führohin angezogen, eingemwendet oder 'vorgerücket werden jollen. 

8. 517. TDiefe Amnestie und Vergefenheit fol ſich, wie über die 
Nitter- und Landſchafft ſamt und fonders, jo auch über die Landes-Bediente, 
Syndieus und Uonsulenten der Geftalt erftreden, daß Seiner, wer ber 
auch ſey, aus den hiebenorigen Mißhellig- und Streitigkeiten, einiges Mip- 
vergnügen, oder Nachteil erwecket werben, Hingegen durch diefen Vergleich, 
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zwifchen Uns und Unferer getreuen Ritter- und Landichafft ein gnädigfte® und 
unterthänigftes Vertrauen hiemit für ewig verfidert und veftgeftellt ſeyn fol. 

8. 518. Indem auch diejer Bergleih von dem Umfang iſt, daß er 
die micht nur zur Zeit des im Jahr 1701 errichteten Vergleichs mit beftätigte 
und ertbeilte Itesolutiones der Grravaminunı, fondern aud die wegen der 
Mißhelligkeiten ergangene Recht: und Landes⸗Verfaſſungsmäßige Kraft dieſes 
nicht anders verglichene, allerhöchfte Kayſerliche- und Vicariats - Conclusa, 
in ſich begreifet; So ift um allen Zmeifeln, Irrſalen, Mißdeutungen und 
Ausnahmen vorzubauen, die aus fo mancherley, der Zeit und anderer Um: 
ftände wegen fehr verfchiedentlich entftandenen Landes-Geſezen, Erlänntnigen; 
Resolutionen, und wie da8 Nahmen haben mag, fünftighin von neuem er- 
wachjen könnten, hiemit wohl bebächtlich verabredet, und unumftößlich veftge- 
feet, daß mit Wiederholung und in Borausjegung deßen, wa3 Eingangs 
diefes Vergleichs 8. 3 und 4 verfihert worden, von nun an diejer Vergleich 
mit feinen Beylagen als ein Yandes-Orund-Gefegliher Erb-Bertrag in und 
außer Gericht angefehen, und darnach lediglich gefprodyen werden, der Ber: 
gleih vom 16. Julii 1701 aber hiemit zum leberfluß für ewige Zeiten 
aufgehoben und abgethan feyn joll. 

8. 519. Jedoch aber follen infonderheit die zwischen Unſeren Vorfahren 
an der Regierung fowohl als von Uns während Unferer Regierung mit Un: 
jerer Erbunterthänigen mıd Residenz - Ctadt Rostock getroffene Erb:Ber: 
träge und C'onvention respective vom 21. September 1573, vont Vegten 
Februario 1584 und vom 26. April aud 16. August 1743, zur fieten 
und ummiederruflichen Gelobung und Beithaltung hiemit abereinjt bündigft 
beftätiget und mit allen ihren befonderen Privilegiis und Rechten befräftiget, 
und ſolchen Berträgen, Privilegien nnd Rechten, fo weit in diejen Vergleich 
zwifchen Ritter⸗ und Landichafft an einem und der Ztadt Rostock aın andern 
heil fi nicht anders wohin ausdrüdlich verglichen worden, wohin aber das- 
jenige, fo oben in dem 2ten Articul von den Reichß-Crayß- und Prinzepin- 
Steuren vorkomt, nicht zu ziehen ift, al8 welche von Uns nad) der Convention 
de Anno 1748 übertragen werden, hierdurch überall nicht abgebrochen feyn. 

8. 520. Es foll demnach dieſer Vergleich, jo fort nad der Bollziehung 
in Drud gehen, und Wir wollen felbigen Unſeren gefamten Collegiis und 
Landes-Gerichten zur unabmweichlihen Beobachtung, in allen Verfügungen, Bes 
fehlen, Urtheilen, und Befcheiden für ftet3 vorfchreiben. 

8. 521. Ergeben ſich aber wieder Bermuthen aus diefem Vergleich 
künftig Zweifel und Mißverſtände; Co mollen Wir folde auf gebührende 
Borftelung des Engern Ausſchußes oder allen Falls auf Landtagen, nad 
Recht und Billigfeit, zur Zufriedenheit Unferer getreuen Ritter- und Land» 
Ichafft, abthun, und wie folches gefchehen, fo fort durch den Drud zu jeder- 
manns Wiffenfchafft und Nachachtung bekannt machen. 

8. 522. Es wird auch hiemit grumdjäglich verglichen und. veftgeftellet, 
daß binführo von Unſerer getreuen Ritter - und Yandichafft dasjenige, mas 
in den Reversalen und in diefem Vergleich feines Weges eigentlich audge- 
drudt, zugefaget und verglichen, auch fonft in befchriebenen allgemeinen Rechten, 
nah Maafgebung des Eingangs diejes Vergleichs $. 3. und 4. veftgefezten 
und anerkannten Yandes- Grund - Gefegen nicht mit Haren Worten enthalten 
iſt, noch in einem gegründeten und erweißlichen Herfommen beruhet, für ein 
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Gravamen nicht angegeben, noch von Uns und Unferen Nachlommen, dafür 
erfannt werden joll. 

8. 523. linden fi) aber über Vermuthen einige VBefchwerungen und 
Klagen, die ermeldetermaßen ihre völlige Erledigung und Abhelfung nit 
erreichen möchten; So bleiben der Ritter- und Landichaft die Landes» und 
Reih8-Constitutions-mäßige Wege Rechtens frey und offen. 

8. 524. Wir entfagen dieſemnach für Uns (und) Unſere Fitrftliche 
Erben und Nachkommen an der Regierung hiemit kräfftigft allen und jeden 
gegen diejen Vergleich nur erdenklichen oder erdachten Ausreden und Einwend- 
ungen, wie die Nahmen haben mögen. nfonderheit aber dem Einwand 
einer Beihädigung und Berlezung, der Ausflucht, die Sache fen Feines Ber- 
gleich fähig, und hätten Wir darüber als über Gerechtfame Unfers Fürft- 
lichen Haufes nicht handeln fönnen, oder e8 ſey anders bejchrieben als ver- 
glichen, nicht weniger der Schuß - Rede, von verändertem Stand der Sachen, 
von Webereilung, von Ueberredung, der Wiederzurüdfegung in vorigen Stand 
und zu Unſerem Vorteil, hingegen zum Nachtheil der Nitter- und Landſchafft, 
errichteter oder künftig zu errichtender Reichs- Constitutionen und Reichs⸗ 
Schlüße, injonderheit der gemeinen Rechts⸗Regul, welche eine allgemeine Ver- 
zicht für unfräfftig erflähret, wenn feine befondere Rechts Entjagung vorher 
gegangen, in. der bündigiten und zuverläßigften Form Nechtens mit dem rei- 
feften Vorbedacht und beſtem Willen der Geftalt, daß alles, was hierwieder 
geſchicht oder gefchehen kann, jetzt als dann und dann als jegt kraftlos, todt 
ab⸗ und nichtig ſeyu fol. 

8. 525. Geſtalt Wir diefes alles biemit nochmals für Uns und Unſere 
Fürftlihe Erben und Nachkommende regierende Herzoge zu Medlenburg, bey 
Fürftlihen Ehren, Witrden, wahren Worten und Glauben ftet, feft und un: 
verbrüchlich zufagen und verfichern, mithin weder Selbft, noch durch die Un- 
frige damwider handeln, noch weniger, daß fonft jemand anders dagegen et⸗ 
nun unternehme, auf einige Weife verhängen , geftatten, oder gejchehen laßen 
wollen. 
$. 526. Es verftehet‘ fich hiebey von felbft, daß nicht nur auf allen 
Contraventions-Fall, fo bald derjelbe angezeiget und befcheiniget ift, Man- 
data poenalia sine Clausula duch die Höchſten Reichs - Gerichte erkannt 
werden, und ergehen fünnen und mögen, fondern auch Unfere Ritter- und 
Landichafft, im Fall folhen Mandatis die Folge nicht geleiftet würde, ad 
Mandatum Caesareum, vom Crayje oder mer von den Reichs-Ständen 
hiezu allergnädigft mögte beliebet werden, die Fräfftigfte Handhabung bey die⸗ 
fem Vergleich zu gewarten habe. 

8. 527. Dahingegen auch Uns billig unbenommen bleibt, gegen alle 
- Contraventiones , Uns in Reichs- und Landes-Gefegmäßiger-Tronung bey 
diefem Vergleich Selbft zu handhaben, und Uns zu dem Uns daraus zu- 
ftehenden klahren Recht Selbft zu verhelfen. 

$. 528. Und wie Wir übrigen? von diefem mit Unferer Ritter- und 
Landſchafft vollzogenen Vergleich die Anzeige bey Kayſerl. Mayft. forderfahmft 
mittelft deffelben Beylegung thun wollen; Aljo bleibt Uns ſowohl als Ritter- 
und Landichafft unbenommen, bie allerhöchfte Kayſerliche Confirmation über 
gegenwärtigen Vergleich zu fuchen, und auszubringen. 

8. 529. Alles getrenlich und ohne Gefährde. 
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$. 530. Uhrkundlich haben Wir zur Berficherung und Fefthaltung diefes 
Vergleichs ihn für Uns felbft eigenhändig unterjchrieben, auch daß er zu gleichem 
Ende für künftige Successions - Fälle von Unfern auch vielgeliebten Sohns 
und Erb-Prinzens Friedrichs Lbd., dann auch von Unfern aud) vielgeliebten 
Sohnes Prinz; Ludewigs Lbd., eigenhändig unterfchrieben , gefchehen laßen, 
und mit Unfern Fürftlichen Innſiegeln beftärket. - So gefchehen und gegeben 
in Unferer Erb - unterthänigen und Hesidenz - Stidt Rostock , den Adhıt- 
zehenden April, Ein-Zaufend Sieben Hundert und Fünf und Funfzig. 


Chriſtian Endewig HzM. 
Sriederich HM. Ludewig HM. 


Wir Land-Rähte, Land-Marfchälle und übrige von Ritter: und Yand- 
fhafft der Herzogthlimer Mecklenburg gereden und geloben biemit für Uns 
und Unfere Erben und Nachfolger in Unferen Aemtern: Als der Durchlaudh- 
tigfte Fürft und Herr, Herr Chriftian Ludwig, Herzog zu Medienburg, c.t.t. 
Unfer gnädigfter Yandes- Fürft und Herr, auf dem bisherigen allgemeinen 
Convocations - Zage allhier zu Rostock über den vprftehenden in Fünf- 
und Zwanzig Articuln und 530 88. befaßeten Bergleich mit Uns gehandelt, 
Uns denjelben vorbefchriebenermaßen zugeftanden und mir ihn darauf in allen 
feinen Puncten und Clausuln feiner ganzen vorftehenden Schrift und Faß- 
ung nach abgehandelt, bewilliget und angenommen haben: Daß wir denmad 
ſothanen Vergleich als einen Fandes-Grund-Gefeglichen Erb-Bertrag für ver- 
bindfih und Mräfftig halten, deinfelben Unſerer Seits aufs genauefte nach⸗ 
fommen und enge leiften, nnd mit demenjenigen, welche ihm entgegen zu 
leben, oder ihn als einen gemeinen und allverbindfichen Yandes-Bergleich nicht 
zu erfennen fich beygehen laffen wollten, nie gemeine Sache machen, fondern 
mit Ihro Herzoglichen Durchlauchten Unferm gnädigften Fürften und Herrn 
in und außer Gericht diefem allgemeinen Landes⸗-Vergleich als ein pragma- 
tifches Landes - Fundamental - Gefeß anerkennen, behaupten , befolgen, und 
erfüllen wollen. Geftalt Wir folches alles hiemit wohl bedächtlich verjprechen, 
und dahero nicht nur allen Bißherigen, wegen hiebevoriger Streitigkeiten und 
Irrungen mit Unſers gnädigften Randes-Fürften und Herren Herzogl. Durchl. 
obgewalteten Processen und Appellationen bey den Höchften -Reich8-Ge- 
richten bindigft entfagen, fondern auch aller, Uns wieder diefen Vergleich zu 
ftaten fonımen könnender Einreden und Ausflüchte, wie die Nahen haben 
mögen, infonderheit dem Einwand der Uebereilung, nicht genonnnenen genng- 
fahmen Bedachts, der Furcht, der Ueberredung, des Irrthums, nicht gehabter 
genugfahmer Freyheit, einer nicht fo, fondern anders getroffenen Abrede x. 
und befonder8 der Regul. daß eine allgemeine Verzicht, ohne Vorhergehung 
einer bejondern, unverbindlich fey, Uns hiemit fegerlichft und bündigft begeben 
und verzeihen. Zu deflen allen mehrerer Beglaubigung und Berjicherung, 
Wir dieſes Exeniplar des Vergleichs vom heutigen Dato, ſammt gegen- 
wärtigem Unferm Annehmungs- und Erfüllungs-Gelobnig, eigenhändig unter- 
fchrieben und fo wohl mit dem allgenteinen Landes-Siegel, als mit Unferen 
angebohrnen und gewöhnlichen Pettjchafften beftärfet haben. So geſchehen 
Rostock den 18ten April. 1755. 

(E8 folgen die Siegel und Unterfchriften der Landräthe, Landmarſchälle 
und übrigen Mitglieder der Nitter- und Landſchaft.) 
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Haugwitz, 4. v., Borfchläge zur Befdrberung von Fideilommißfiftungen. 
Neubrand, 1817. 

Ders, Mecklenburgiſche Zuftände. 1. Leipzig, 1841. 

— Senbichreiben an die Gutsbeſitzer bürgerlihen Standes in Medfenburg. 
1-6. Koſt. u. Güftr. 1840-46. 

— Ueber die Aufhebung ber Leibeigenſchafti in Mecklenburg⸗Schwerin. Gift. 1835. 

—. Die Medicinal-Ordnung in Medlenburg- Schwerin. Kritiſch erörtert. Daf. 1840. 

— Die neue Medicinal»Tare ... Hamburg, 1845. 

Zahariä, 8. S., Rechtegutachten und die Anſprüche ber medienburg. Euts⸗ 
beſitzer bürgerl. Standes. Heidelberg, 1811. 

Löſch, G. C. F., Berichtigungen zu der obigen Schrift von Kamptz. Koſt. 1845. 

— Klage und Vernehmlaſſung in dem beim Bunbesfchiebsgerichte anhängigen 
Nechteftreite ter Mecklenburg⸗Strelitz'ſcheu Regivung gegen Medlenburg Schwerin, 
wegen zn gewährender Mitwirkung zur Umgeftaltung der Mecklenburgiſchen Verfaſ⸗ 
fung. Schwerin, 1850. 

— Replik in diefer Sache. Berlin, 1850. 

— Berhandlung in der medienburg. Berfaffungs - Angelegenheit bei ber provifor. 
Bundes» Kentral - Kommiffion. Schwerin, 1850. 

— Urtheil des Schietägerichts. Schwerin, 1850. 

Langfeldt, Beiträge zu den B.rhandinngen über die Reform bes Steuer« 
wejens. @üftr. 1846. 

Lehſten, ©. v., Berfuch einer Darſtellung ber bäuerlichen Berhältniffe in Med- 
lenburg. Roſtock, 1830. 

Dornblüth, A. L., Darſtellung der Medicinal- und Sanitäts⸗Anſtalten in 
Mecklenburg⸗Schwerin. Gülſtr. 1835. 
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XV. 
Oenbun, Anhalt und Sciwarzbutg 


A. Quellen. 


Vergleiche in Anſehung des Staatsrechts von Oldenburg, 
Anhalt und Schwarzburg: 


a) Großherzogthum Oldenburg. 

1. Revidirtes Staatsgrundgeſetz vom 22. November 1852 (nebſt) 

Anlage J. und II. Das Domanialvermögen betreffend, (und) 

Anlage III. Den Staatsgerichtshof betreffend. 

2. Geſetz, über Die Wahl ter Abgeorbneten zum Lundtage, vom 
22. November 1852. | 

b) Die Anhaltifchen Herzogthümer. 

I. Berorpnung, die Aufhebung ver Berfaffung für das Herzogthum 

Anhalt - Deifan (und Anhalt: Köthen) betreffend vem 4. November 1851. 
. 2. Panbesverfaffungegefeß für das Herzogthum Anhalt-Bernburg 

vom 28. Februar 1850. | 

3. Wahlgefeg für Anhalt-Bernburg vom 28. Februar 1850. 

4. Geſetz, verfchiedene Abänderungen des Landesverfaſſungsgeſetzes 
betreffene vom 9. April 1855. 


c) Die Schwarzburgifchen Fürftenthümer. 

a. 1. Berfaffungsgefeg für Schwarzburg-Sondershauſen vom 12. De- 
cember 1849, 

2. Geſetz, die Abänderungen des Verfaſſungsgeſetzes betreffend vom 
2. Auguft 1852. 

3. Wahlgefeß vom 1. Octeber 1852. 

4. Geſetz, die Abänderung und authentifche Anterpretation tes Vers 
faffungsgefeges vom 12. December 1849 resp. 2. Auguft 1852 betreffent, 
vom 28. März 1854. 

5. Wahlgefeß vom 14. Yunuar 1856. 

6. Landesgrundgefeg vom 28. Yulius 1857. 

b. 1. Grundgeſetz für das Fürſtenthum Schwarzburg-Rudolſtadt 
vom 21. März 1854, 

2. Wahlgejeg für ben Landtag vom 21. März 1854. 
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B. Literatur. 
Zergleide in Anfebung der Literatur bes Staatsrechts von: 
15. Oldenburg. 


A. v. Finkh, die Verfaſſung und Verwaltung bes Großberzogl. Ofbeusurg, 
Fürftenthun Birkenfeld. Oldenburg 1842. 

Hinriche, 9. F. W., Verfaffungs » Wefen bes Herzogtbume Oldenburg. 
Jever, 1846. 

Ders, der oitenburgifche Verfaſſungsſtreit nach gebrudten und ungebrudten . 
Quellen. Subenberg, 1816. 

Thünen, F. v., geſchichtliche und rechtliche Begründung der beichrechlichen 
Zuſtände von Jever. Oldenburg, 1847. 

Bergleihe in Anfebing der Literatur bes Etaaterehts von: 
15, Anbalt. 

I. 3 Moser, Staatsrecht des fürftlihen Haufes Anhalt. 1741. 

Bütter’s Rechtsfälle. Bd. 1. Th. 3. ©. 555 f. 

Schweißer, Ch. W., öffentliches Recht bes Großherzogthums Sachfen⸗Weimar⸗ 
Eifenad. Br. I. Weimar, 1825. 

Burkhard, ©. W., Handbuch der Verwaltung im Großberzogthum Sachſen⸗ 
Weimar-⸗Eiſenach. Neuſt. 1814. 

Pölitz, K. H. L., Andeutungen üb. d. ſtaatsrechtlichen und politiſchen Charakter 
des Grundgeſetzes für das Herzogtbum Sachſen-Anhalt. Leipzig, 1831. 

Pernice, L., Commentatio de jure, quo principes Hohenloenses duei 
Saxonise Coburgensi et Gothano subjecti sunt. Halae, 1835. 

Briegieb, M., vom fogenannten Refufationsrechte nach der koburgiſchen Ver⸗ 
foffung. Leipzig, 1844. 

— Zufammenftelung von Material zur VBeurtbeilung des BHausallobiumg im 
Herzogtb. Soden - Gotha. Gotha, 1853. 

Breiſchneider, O., über bie Statthaftigleit ber Bergmerte der Grafenkurie . . 

- Gotha, 1852. 


XVI. 


Sichtenfiein Reuß, Shaumburg- Lippe, Lippe, Waldek 
und Homburg. 
A. Quellen. 
Vergleiche in Anfehung des Staatsrechts von Fichtenftein, Reuß, 
Schaumburg-Lippe, Lippe, Walded und Homburg: 
a) Lichtenftein. 


1. Die Berfaffungs Urkunde vom 9. November 1818. 
2. Türftlicher Erlaß vom 20. Yuli 1852, 
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b) Reuß, ältere und jüngere Linie, 
1. Staatsgrundgeſetz (revidirtes) für das Fürſtenthum Neuß jüngere 
Linie vom 14. April 1852. 
2. Wahlgeſetz vom 14. April 1852. 


3. Gefeß, über die Zufammenfegung und Wahl der Landesvertretung 
vom 16. Mai 1856. | 


4. Geſetz, die Aenderung einiger Theile des unter dem 14. Aprif 
1852 erlaffenen Verfaſſungsgeſetzes betreffend vom 10. Yuni 1856. 


ec) Schaumburg Lippe. 
1. Landesvergleich vom 3. December 1791. 
Verordnung über die laudſtändiſche Verfaffung vom 15. Yan. 1816. 


d) Lippe (Detmold). 
1. Die Berfaffungsurlunde nebſt Wahlgejeß von 6. Juli 1836. 


2. Statut für die ritterfchaftliche Gorporation vom 17. October 1837. 
. Verordnung, die landſtändiſche Verfaffung betr. vom 15. Mai 1853. 


e) Fürſtenthum Waldeck. 
1. Patent, den Regirungsantritt des Fürſten Georg Victor betreffend 
vom 17. Auguſt 1853. 
2. Verfaſſungsurkunde vom 17. Auguſt 1852. 
Anl. a) Nähere Beſtimmungen in Beireff des Domanialvermögens. 
3. Wahlgeſetz vom 17. Auguſt 1852. 


f) Landgrafſchaft Heſſen-Homburg. 


1. Erlaß, die Verfaſſung des Landgrafthums, bez. die Bezirksräthe 
betreffend, vom 20. April 1862. 
2. Geſetz über die individuellen Perſonenrechte de eod. 
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B. Literatur. 
Vergleiche in Anſehung der Literatur bes Staatsrechte von: 
16. Reuß. . 
Pütter's Rechtefälle. Bd. 1. Tb. 4. S. 1028. 8b. 3. Th. 2. S. 277. 
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XV. 
Freie Städte Fübeck, Frankfurt, Bremen und Hamburg. 


A. Quellen. 


Vergleiche in Anfehung des Staatsrechts von: Die freien Stäbte 
Lübeck, Frankfurt, Bremen und Hamburg: 


a) Die freie und Hanfeftadt Lübed. 
Verfaſſungsurkunde vom 29. December 1851. 


b) Die freie Stadt Frankfurt. 


1. Die Conftitutions- Ergänzungsafte vom 19. Juli 1816. 

2. Das organifhe Geſetz vom 12. September 1853. 

3. Das (jeit I. Januar 1857 in Wirkſamkeit getretene) organifche 
Geſetz von 1855. 


ec) Die freie nnd Haufefladt Bremen. 


1. Obrigfeitliche Bekanntmachung vom 21. Februar 1854. 
2. Berfaffung der freien Stadt Bremen von 1854. 

3. Geſetz, den Senat betreffend. 

4, Geſetz, die Bürgerfchaft betreffend. 


d) Die freie und Hanfeftadt Hamburg. 
Bergl. H. 9. Zachariä, die dentſchen Berf. ©. I. Fortf. 1858, ©. 230. 


B. Literatur. 
Vergleiche in Anfehung der Literatur des Staatsrechtes von: 
17. Die freien Städte. 


de Villers, Constitution des trois villes libres — anseatiques 1814. 

Aler. Müller, Einleitung zum Studium ber Berfaffungs-Gefchichte ber vier 
freien Städte des beutfchen Bundes. Hamburg, 1825. 

Moriz, Verſuch einer Einleitung in bie Staatsverfaffung der oberrheinifchen 
Städte. 11. Th. 1785, 1786. 

Wurm, C. F., Berfaffungs- Skizzen der freien Stätte. Hamburg, 12841. 

Ehriftern, Gefchichte der Haupt- und Grundgefetze ber b. Verfaſſung. 2te Aufl. 
Damburg, 1846. 

— Neuer Abbrud der vier Hauptgrundgefete der b. Berfaffung mit erläutern- 
der Weberficht, mit Nachtrag und Suppi.-®. I. IH. Hamburg, 1823—26. 

— Weſtphalen, N. A., Geſchichte der Haupt» und Grundgeſetze der b. Ber» 
faffung. I-IM. Hamburg, 1844—46. 
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Weſtphalen, N. A. Hamburg's Berfaffung und Berwaltung in ibrer almäb« 
fihen Entwicklung bis auf die neuefte Zeit. I. II. 2te Aufl. Hamburg, 1546. 

— Berſuch einer Nachweiſung Über fänmtf. hamb. Staatsverwaltungs - Bebörben. 

" Samburg, 1828. 

Bud, ©., Handbuch der hamb. Berfaffung und Verwaltung. Hamburg, 1828. 

Bartels 3. H., einige Abhandlungen über Gegenftände ver hamb. VBerfaflung. - 
Hamkurg, 1838. 

Donandt, $., Verſuch einer Gefchichte des brem. Stabtrechtes, mit einer Ein- 
leitung über bie Verfaſſung bis zum Sabre 1433. 1. Il. Bremen, 1830, 

Roller C. N., Grundgefeße ber Stadt Bremen. Leipzig, 1802. 

— Verhandlungen Über bie Berfaffung ber freien Hanſeſtadt Bremen. I. U. 
Dremen, 1818—D. Man fehe auch den Anhang in dem oben angeführten „Reuen 
Abdrud der hamb. Grundgeſetze“, Surpibd. ©. 327—392. 

Kobenberg, H. 8. 4, die brem. Berfaffungstrifie. Bremen, 1862. 

— Gedrängte Darftellung der weientlichften Beftandtheile ver alten Berfaflung 
der Statt Frankfurt. Frankf. 1816. 
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